'•\^ 


CENTEALBLATT 

« 

FÜR 

RECHTSWISSENSCHAFT. 

Unter  Mitwii^kung 

von 

Oberlandesgerichtsrat  Achilles  in  Celle,  Prof.  Afzelius  in  Upsala. 
Prof.  Bierling  in  Greifswald,  Prof.  Brie  in  Breslau,  Geh.-Rat 
A.  Bulmerincq  in  Heidelberg,  Prof.  Burckhard  in  Wüizburg, 
Prof.  Carreras  y  Gonzalez  in  Madrid,  Prof.  Costi  in  Athen, 
Appell.-Gerichtsrat  a.  D.  Prof.  v.  Chiny  in  Berlin,  Reg.-Assessor 
Dr.  Eger  in  Breslau,  Prof.  Engelmann  in  Dorpat,  Prof.  Ferri 
in  Bologna,  Oberlandesgerichtsrat  Prof.  Fuchs  in  Jena,  Dozent 
Dr.  W.  Fuchs  in  Wien,  Prof.  Gareis  in  Giessen,  Landgerichtsrat 
Dr.  Gaupp  in  Ellwangen,  Prof.  Geffcken  in  Strassburg,  Prof. 
Geyer  in  München,  Prof.  Gierke  in  Breslau,  Divisionsauditeur 
Hecker  in  Breslau,  Prof.  v.  Holtzendorff  in  München,  Geh.-Rat 
Hübler  in  Berlin,  Reg.-Rat  Kayser  in  Berlin,  Kammerger.-Rat 
Keyssner  in  Berlin,  Geh.-Rat  Klostennann  in  Bonn,  Prof.  Laas 
in  Strassburg,  Bergamtsrat  Prof.  Leuthold  in  Freiberg  i.  S., 
Advokat  Dr.  Meili  in  Zürich,  Oberlandesgerichtsrat  Meves  in 
Posen,  Reg.-Rat  Dr.  v.  Müller  in  München,  Landrichter  Dr.  Ols- 
hausen  in  Berlin,  Prof.  Pescatore  in  Giessen,  Gerichtsrat  Platou 
in  Christiania,  Prof.  Prazak  in  Prag,  Prof.  Bivier  in  Brüssel, 
Prof.  Eümelin  in  Freiburg  i.  B. ,  wirkl.  Staatsrat  v.  Sarwey  in 
Stuttgart,  Ministerialrat  Schenkel  in  Karlsruhe,  Geh.-Rat  Ritter 
V.  Schulte  in  Bonn,  Prof.  Schuster  in  Wien,  Geh.-Rat  Stobbe 
in  Leipzig,  Dozent  Dr.  F.  Stoerk  in  Wien,  Strafanstalts-Direktor 
Streng  in  Nürnberg,  Gerichtsrat  van  Swinderen  in  Groningen, 
Landrichter  Sydow  in  Berlin,  Prof.  IJllmann  in  Innsbruck, 
R.-Oberhandelsgerichtsrat  a.  D.  Voigt  in  Hamburg,  Geh.-Rat  Wacn 
in  Leipzig,  Geh.-Rat  v.  Windscheid  in  Leipzig,  Prof.  Zitelmanh 
in  Halle  und  anderen  Rechtsgelehrten 

herausgegeben   von 

Dr.  von  EIRCHENHEIM, 

Dozent  der  Rechte  in  HeldelbergJ  , 

I.  Band.  iL- 


STUTTGART. 

VERLAG  VON   FERDINAND   ENKE. 

1882. 


t453 
Jg.i 


LAW  LiuRARY 

APR5    19G3 

FAbialY  OF  lAVJ 
ÜHWERSITY  Of  TCn^.:T3 


Centralblatt 


füi- 


RECHTSWISSENSCHAFT 


herausgegeben  von 

Dr.  V.  Kirchenheim, 

Privatdozent  in  Heidelberg. 


LBand.  i  Oktober  1881.  Nr.  1. 

Monatlich  ein  Heft  von  aij  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  10  Mark.  —  Zn  beziehen 
durch  alle  Baohhandlnngen  and  Postanstalten. 


Das  Centralbla,.  fü,-  Rechtswissenschaft,  dessen  erstes  Heft 
hiemit  dem  juristischen  Publikum  vorgelegt  wird,  stellt  es  sich 
zur  Aufgabe,  eine  zusammenfassende  üebersicht  über  sämt- 
liche Erscheinungen  der  deutschen  Rechtswissenschaft 
wie  eine  gedrängte  Berichterstattung  über  die  bedeutenderen 
derselben  darzubieten.  Durch  ausnahmslose  Aufführung  aller 
Neuerscheinungen  und  kurze  Inhaltsangabe  wichtigerer  Werke 
soll  jedem  Juristen  allmonatlich  ein  getreues  Bild  von  der  Ent- 
wickelung  seiner  Wissenschaft  gegeben  und  so  einem  besonders 
in  Kreisen  der  Praktiker  rege  gewordenen  Bedüi'fhisse  zu  ent- 
sprechen versucht  werden.  Ist  doch  allgemein  anerkannt,  dass 
bei  der  von  Jahr  zu  Jahr  sich  mehrenden  Anzahl  juristischer 
Erscheinungen  die  Orientierung  für  den  in  seiner  Zeit  sehr  be- 
schränkten Einzelnen  immer  schwieriger,  zum  Teil  geradezu  un- 
möglich geworden  ist.  In  Rücksicht  hierauf  wird  das  neue  litte- 
rarische Centralorgan,  unterstützt  von  zahlreichen  und  namhaften 
Kräften  aus  den  Kreisen  der  Praxis  wie  Theorie,  bestrebt  sein, 
durch  Vereinigung  von  üebersichtlichkeit,  Schnelligkeit  und  Ge- 
diegenheit, den  Jiu-isten,  .Vei-waltüngsbeamten  etc.  dauernd  auf 
dem  Laufenden  zu  erhalt «'ö,;'  und  j'^em  die  Auswahl  der  ihm 
wichtigen  Werke  für  Lektüre  oder  Anschaffungen  zu  erleichtern. 
Durch  ein  beigefügtes  Jahresregister  wird  das  C.Bl.  —  ähnlich 
den  im  medizinischen  Fache  längst  eingebürgerten  Jahresberichten 
—  gleichsam  zu  einer  Litteraturgeschichte  und.frn-  j^de  wissen- 
schaftliche Arbeit  ein  wertvolles  Hilfsmittel  werdfn.  Es  wird 
zugleich  in  unsrerZeit  zunehmender  Spezialisierung  für  die  ver- 
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schiedenen  Gebiete  der  Eechtswissenschaft  eine  Verbindung  und 
Vermittelung  bilden  und  dazu  beizutragen  suchen,  dass  über  dem 
Besonderen  nicht  das  Ganze  und  Gemeinsame  in  Leben  und 
Wissenschaft  des  Rechtes  vergessen  werde. 

Im  Einzelneu  wird  jedes  Monatsheft  enthalten: 

1)  Besprechungen  von  wichtigeren  Werken,  Broschüren, 
Zeitschriftenaufsätzen,  vorzüglich  der  deutschen  Litteratur;  von 
ausländischen  Schriften  werden  solche,  welche  ein  weiteres  oder 
ein  besonderes  Interesse  für  Deutschland  bieten,  ebenfalls  berück- 
sichtigt. Diese  Berichte  zeigen  die  Eigenart  des  Blattes,  indem 
sie,  lediglich  abgefasst  von  Spezialisten,  sich  kennzeichnen  durch 
besondere  Kürze,  möglichste  Vermeidung  der  Kritik,  unbedingte 
Fernhaltung  jeder  Polemik,  strengste  Sachlichkeit  und  Wissen- 
schaftlichkeit, Ausschluss  der  Anonymität. 

2)  Eine  reichhaltige  Zeitschriftenüberschau,  welche  die 
Titel  der  in  periodischen  Schriften  erschienenen  selbständigen 
Aufsätze  rechtswissenschaftlichen  Inhalts  angibt  und  damit  Jedem 
für  sein  Spezialfach  die  Auffindung  des  vollständigen  Materials 
ermöglicht. 

3)  Ein  regelmässiges  —  für  die  deutsche  Litteratur  unbe- 
dingt vollständiges  —  Novitätenverzeichnis,  geführt  nach  der 
Reihenfolge  des  Erscheinens,  bezw.  Eintreffens  der  Bücher  bei 
der  Redaktion. 

Für  das  vorliegende  Heft  sei  bemerkt,  dass  dasselbe  als 
erstes  und  einzelnes  nur  unvollkommen  und  im  allgemeinen 
den  Plan  des  Unternehmens  veranschaulichen  Ikann ;  vor  allem 
musste  aus  naheliegenden  Gründen  bei  Auswahl  der  besprochenen 
Bücher  willkürlicher  vorgegangen  und  etwas  weiter  zurückge- 
griffen werden. 

Soll  die  Verwirklichung  des  skizzirten  Planes  gelingen,  so 
bedürfen  wir  allseitiger  Unterstützung.  Indem  wir  zu  unsrer 
grossen  Freude  die  Gelegenheit  wahrnehmen,  für  das  überraschende 
Entgegenkommen,  Welches  dem  Unternehmen  in  seiner  Vorbe- 
reitung zu  Teil  geworden  und  in  welchem  wir  einen  Beweis  für 
<  die  Notwendigkeit  desselben' erblicken,  den  Herren  Mitarbeitern, 
den  Behörden   und  Buchhandlunsfen   an  dieser   Stelle    verbind- 
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lichsten  Dank  auszusprechen,  hoffen  wir  für  die  Zukunft 
uns  gleicher  Teilnahme  würdig  zu  erweisen.  Insbesondere  erlauben 
wir  uns,  an  die  Hohen  Fakultäten,  an  Verfasser  und  Ver- 
leger juristischer  Schriften  die  Bitte  um  Unterstützung 
durch  möglichst  schnelle  und  regelmässige  Einsendung  der  be- 
treffenden Erscheinungen  zu  richten,  da  Vollständigkeit  nur  auf 
diese  Weise  erreicht  werden  kann. 

In  der  Erwartung  regster  Abonnementsbeteiligung  seitens 
der  Herren  Juristen,  Venvaltungsbeamten,  sowie  in  allen  Kreisen, 
die  sich  für  Leben  und  Entwickelung  des  B^chts  und  der  Rechts- 
wissenschaft interessieren,  wagen  wir  den  Abonnementspreis  auf 
nur  10  Mark  für  den  jährlichen  gut  ausgestatteten  Band  von  ca. 
30  Bogen  8»  —  niedriger  als  für  irgendwelche  wissenschaftliche 
Monatsschrift  —  festzusetzen. 

Möge  eine  freundliche  Aufnahme  des  „C.-Bl.  f.  B.W."  das 
Streben  des  Herausgebers  unterstützen,  unter  Mitwirkung  von 
namhaften  Gelehrten  die  Centralisierung  des  litterarischen 
Apparats  für  das  juristische  Publikum  zu  erreichen  und 
damit  der  deutschen  Rechtswissenschaft  in  der  That 
einen  Dienst  zu  leisten  und  ihr  einen  dauernden  G-e- 
winn  zu  sichern. 

Heidelberg  und  Stnttarart, 

am  2.  September  1881. 


A.   Besprechungeii. 


I.  Allgemeines  (Rechtsphilosophie,  Biographien  etc.) 

Degenkolb,  H.    Karl  Georg  Bruns.     Freiburg.     Mohr.    1881. 

IV  u.  47  S.  1  M.  (Vgl.  Arch.  f.  civil.  Praxis.) 
In  drei  Abschnitten  wird  ein  Bild  vom  Leben  und  Wirken 
des  allverehrten  Rechtslehrers  entworfen.  Zunächst  wird  der 
äussere  Lebensgang  von  Karl  Eduard  Georg  Bruns  —  geb.  24.  Febr. 
1816  zu  Helmstädt,  gest.  10.  Dec.  1880  zu  Berlin  —  geschildert. 
Im  2.  Abschnitt  folgt  eine  Charakterisierung  seines  äussern  Wirkens 
und  seiner  Werke,  deren  ausführliches  Verzeichniss  anhangsweise 
beigefügt  ist.  Den  Schluss  bildet  die  Würdigung  der  Gesamt- 
persönlichkeit des  Mannes,  der  als  klarer  Denker,  liebenswürdiger 
Gesellschafter,  trefflicher  Lehrer  und  überaus  gemütvoller  Mensch 
einem  grossen  Teile  der  heutigen  Juristen  persönlich  bekannt 
geworden  ist.  K. 

Friese.     Examinatorium    über    römische    und    deutsche 

Rechtsdisciplinen.     6.  Aufl.    Lpz.    Barth.    1881.    244  S. 

2  M.  70  Pf. 

Diese  Neuauflage  des  bekannten  Examinatoriums  hat  einige 
dankenswerte  Zusätze  durch  Einfügung  von  67  Fragen  über  die 
Gewerbe-0.,  sowie  einiger  Fragen  über  das  preuss.  Ges.  v.  13. /HI 
78  und  einige  Umgestaltungen,  so  hinsichtlich  des  Wechsel-  und 
Strafprozess-R's  erfahren.  Im  übrigen  ist  die  Bearbeitung  im 
wesentlichen  unverändert.  Für  das  r.  R.  ist  auf  Göschen,  Arndts, 
Puchta,  Keller,  für  das  Str.R.  nur  auf  Feuerbach,  Heffter,  MarezoU 
und  das  RStGB.  verwiesen.  Das  Str.R.  ist  in  160  Fragen  erledigt 
(der  allgemeine  Teil  fehlt  gänzlich);  auf  Handels-R.  beziehen 
sich  83,  auf  Lehn-R.  146  Fragen.  K. 
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IL    Rechtsgeschichte. 

Leist,  B.  W.  Zur  Geschichte  der  römischen  Societas.  Jena 
Fischer.  1881.  46  S. 

Societas  bedeutet  ursprünglich  die  Personengenossenschaft  der 
durch  das  Obsequiumsverhältniss  oder  nahe  Verwandtschaft  zu- 
sammengehaltenen Personen.  Innerhalb  dieser  Personengemein- 
schaft entwickelten  sich  zuerst  Yermögensgenossenschaften,  einmal 
das  Consortium  der  Geschwister,  die  die  väterliche  Erbschaft  unge- 
teilt Hessen  und  die  patronatische  Strafsocietät,  indem  auf  Gnind 
einer  dem  Freigelassenen  imponirten  Contrahirung  einer  Societät 
der  Patron  zu  einer  pars  bonorum  liberti  zugelassen  wui-de,  wenn 
der  Freigelassene  seine  Obsequiumspflichten  verletzt  hatte.  Der 
Patron  hatte  die  Societatis  actio,  während  die  Geschwister  sich 
der  actio  familiae  herciscundae  zu  bedienen  hatten.  Das  Mittel- 
glied zwischen  diesen  Genossenschaften  und  der  Societas  des 
klassischen  Kechts  bildeten  die  Gesellschaften  der  Publikanen 
durch  die,  vrie  der  Verf.  sagt,  das  Element  des  Handelsgeschäfts 
in  den  Societätsbegriif  aufgenommen  wurde.         G.  Rümelin. 

Senffert,  Lothar.  Dr.  Zur  Geschichte  der  obligatorischen 
Verträge.  Dogmengeschichtliche  Untersuchungen. 
Nördlingen.  Beck.  1881.  VH  und  178  S.  4  M. 
Gegenstand  dieser  dankenswerten  Abhandlung  ist  die  Frage, 
auf  welche  Weise  der  Satz  des  gemeinen  E.  aufgekommen  ist, 
dass  jeder  formlose  Vertrag  ein  vollwii-ksames  klagbares  Forde- 
rungs-E.  zu  erzeugen  im  stände  sei.  Das  r.  E.  erklärte  bekanntlich 
prinzipiell  die  formlose  Willenseinigung  für  nicht  genügend,  ver- 
langte vielmehr  entweder  Erklärung  in  einer  bestimmten  Form 
(Formalvertrag)  oder,  bei  den  Eealverträgen,  die  Hingabe  von 
Sachen  und  bei  den  sog.  Innominatverträgen  neben  und  ausser 
der  Willenseinigung  noch  die  Vorleistung  von  einer  Seite.  Dieses 
System  ist  indes  bereits  vor  und  im  justinianischen  E.  mannig- 
fach durchbrochen  und  abgeschwächt:  durchbrochen  durch  das 
Klagbarwerden  der  vier  Konsensualcontracte  ohne  formellen  Ver- 
tragsschluss,  durch  die  Theorie  der  'pacta  adjecta,  durch  die  Ent- 
wickelung  des  constitutum  u.  s.  w.,  so  dass  die  Notwendigkeit  des 
formellen  Vertrags  auf  ein  kleines  für  den  Verkehr  minder  wich- 
tiges Gebiet  von  Geschäften  zurückgedrängt  ist ;  abgeschwächt  dtirch 
eine  Eeihe  von  erleichternden  Aenderungen  an  der  Stipulations- 
foi-m,  womit  die  Annäherung  an  eine  Ersetzung  der  mündl.  Stipu- 
lationsform  durch  schriftliche  Beurkundung  Hand  in  Hand  geht. 
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lieber  die  Entstehung  des  heute  geltenden  Satzes  sind  nun  vier 
Meinungen  aufgestellt  worden.  Die  eine  führt  den  fraglichen 
Satz  auf  die  c.  1  u.  3  X.  de  pactis  1,  35  zurück,  deren  Inter- 
pretation jedoch  jenen  Satz  nicht  ergibt ;  die  andre,  die  zuerst 
von  B.  Carpzov  verteidigt  (S.  133),  durch  Sohms  u.  Stobbes 
Forschungen  indes  widerlegt  ist,  leitet  ihn  aus  dem  älteren 
deutschen  R.  her ;  Puchta  u.  Savigny  meinen,  gewohnheitsrechtlich 
habe  man  in  Deutschland  die  Form  der  Stipulation  fallen  lassen, 
wodurch  dann  jener  Satz  von  selbst  entstanden  sei;  Eichhorn 
endlich  verbindet  die  beiden  letzteren  Meinungen  dahin:  bei  der 
Reception  des  r.  II.  habe  man  die  Stipulationsform  missver- 
ständlich verflacht  u.  sei  so  zu  dem  älteren  deutschen  E.  zurück- 
gekehrt. Dem  gegenüber  führt  nun  S.  aus,  dass  der  Satz  von 
der  Klagbarkeit  der  formlosen  obligatorischen  Verträge  in  Deutsch- 
land erst  geraume  Zeit  nach  der  Reception  des  r.  R.  unter  der 
Einwirkung  canonistischer  und  besonders  naturrechtlicher  An- 
schauungen gewohnheitsrechtlich  entstanden  ist.  S.  schildert  und 
belegt  diese  Entwickelung  im  einzelnen  durch  Mitteilung  einer 
grossen  Zahl  von  historisch  geordneten  Excerpten  aus  juristischen 
Schriften  und  Gesetzbüchern.  Dabei  ist  es  interessant  zu  sehen, 
wie  früh  schon  eine  allgemeine  Abneigung  gegen  die  Klaglosigkeit 
der  nuda  pacta  herrscht.  Man  fasst  dieselbe  bald  als  eine  Sub- 
tilität  des  r.  R.  auf  (S.  69),  bald  glaubt  man  sie  aus  besonderen 
Gründen  erklären  zu  müssen  und  findet  diese  in  der  Unerfahrenheit 
der  Paciscirenden  (S.  68,  114),  in  der  Nichternstlichkeit  ihres 
Vertragswillens  (S.  109,  112),  wobei  dann  wohl  noch  eine  Ver- 
mischung des  nudum  pactum  mit  dem  Versprechen  sine  causa 
unterläuft;  man  meint  sehr  vielfach,  de  aequitate  gelte  jener 
Satz  nicht,  daher  hilft  man  sich  subsidiär  durch  eine  a.  de  dolo 
(S.  85),  man  nimmt  das  officium  principis  zur  Execution  eines 
nudum  pactum  in  Anspruch  (S.  102),  man  statuiert  allgemein 
eine  aus  dem  n.  p.  entstehende  naturalis  obligatio,  wobei  man 
dann  wiederum  die  nat.  obl.  als  eine  durch  das  Natur-R.  geforderte 
Obligation  betrachtet;  diese  könne  dann  auch  durch  ein  zweites 
pactum  als  constitutum  klagbar  werden  (die  Theorie  des  pactum 
geminatum  seit  Tartagnus  S.  75) ;  man  wendet  den  Satz  vor  den 
Handelsgerichten  nicht  an,  weil  hier  de  aequo  et  bono  zu  urtheilen 
sei  (S.  59  fg.,  65,  80,  88  fg.) ;  vor  allem  aber  nimmt  die  cano- 
nische Lehre  durch  eine  auf  moraltheologischer  Anschauung 
ruhende  Interpretation  der  canonischen  Quellen  die  Verbindlich- 
keit aller  Verträge  und  die  Möglichkeit  an,  vor  dem  geistlichen 
Strafgericht   im    Wege   des    Denunciationsverfahrens    denjenigen 
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wegen  Vertragsbnichs  anzuklagen,  welcher  ein  gegebenes  Ver- 
sprechen nicht  erfüllt.  Der  Satz  aber,  dass  auch  in  foro  saeculari 
aus  dem  n.  p.  geklagt  werden  könne,  findet  sich  zum  erstenmal 
Ende  des  15.  Jahrh.  bei  Paulus  Ticus.  Bemerkenswert  ist,  dass 
der  Klagspiegel,  wie  S.  86 — 95  gegen  Stintzing  ausgeführt  wird, 
noch  durchaus  das  Princip  des  r.  E.  festhält,  und  dass  die  Häupter 
der  französischen  Schule  geschlossen  gegen  das  neue  Dogma 
stehen.  Ei'st  im  17.  Jahrh.  gewinnt  dieses  die  Oberhand,  im  18. 
gelangt  es  zu  allgemeiner  Anerkennung.  Zitelmann. 

Goetzioger,  E.  Keallexikon  der  deutschen  Altertümer. 
Lpzg.  Urban.  1881.  1.  2.  Lief.  80  S.  ä  1  M. 
Das  genannte  Werk  ist  bestimmt,  nach  dem  Vorbild  ähnlicher 
Unternehmungen  auf  dem  Gebiete  der  klassischen,  bezw.  röm., 
sowie  der  französ.  Altertümer  ein  Bild  der  deutschen  Kultur- 
entwickelung in  Form  eines  Wörterbuches  zu  geben.  Die  Bear- 
beitung soll  sich  an  die  angesehensten  historischen  Quellen  werke 
anschliessen  und  eine  allgemein  verständliche  sein.  Neben  den 
Altertümern  der  Litteratur,  der  Künste,  des  häuslichen  Lebens 
und  des  Krieges  sollen  vornehmlich  die  des  Staatslebens  berück- 
sichtigt werden.  In  der  That  enthalten  die  beiden  vorliegenden 
Liefeningen  zahlreiche  Artikel  von  grösserem  und  geringerem 
Umfange  über  Gegenstände  der  deutschen  Staats-  und  Rechts- 
altertümer. Ausführlicher  behandelt  sind  insbesondere:  Adel 
(S.  3—6),  Bischof  (S.  36-37),  Campus  Martins  (S.  48—49,  eine 
Skizze  der  Geschichte  der  fränkischen  Reichstage),  Ding  s.  Thing 
(S.  58—61),  Dorf,  Ehe:  kürzere  Auskunft  gewähren  die  Artikel 
Acht,  AUod,  Annaten,  Antrustio,  Asyl,  Bann,  Beichtformeln, 
Brüderschaften,  Bi-eve,  Bulle,  Burggraf,  Capitularia,  Carolina, 
Dei  gratia,  ehaftin  not  u.  s.  w. ;  auch  die  Artikel  über  die  ver- 
schiedenen geistlichen  Orden  sind  teilweise  rechtsgeschichtlichen 
Inhalts.  Der  Bearbeiter  scheint  aber  seine  Kenntnis  der  älteren 
deutschen  Rechts-  u.  Staatseinrichtungen  u.  -zustände  fast  aus- 
schliesslich aus  Waitz  deutscher  Verf.-Gesch.,  welche  sogar  nicht 
selten  wörtlich  excerpiert  ist,  geschöpft  zu  haben;  nur  sehr  ver- 
einzelt ist  ein  anderes  rechtsgeschichtl.  Werk  angeführt ;  auf 
abweichende  Meinungen  ist  gar  keine  Rücksicht  genommen,  nicht 
einmal  Sohm's  Forschungen  über  die  deutsche  Gericbtsverfassung 
haben  Berücksichtigung  erhalten.  Die  Belehrung,  welche  das 
Wörterbuch  über  deutsche  Rechts-  u.  Staatsaltertümer  bietet, 
ist  also  eine  sehr  oberflächliche  u.  höchstens  für  die  erste  Orientie- 
i-ung  genügende.  S.  Brie. 
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Gierke,  0.     Das  deutsche  Genossenschaftsrecht.     3.  Bd. 
Die  Staats-   und  Korporationslehre    des  Altertums 
und  des  Mittelalters  und  ihre  Aufnahme  in  Deutsch- 
land. Brln.  Weidmann'sche  Buchh.  1881.  LIIu.826  S.  12  M. 
G.  beginnt  mit  einem   Rückblick  auf  die  Geschichte  des  deut- 
schen Körperschaftsbegriffs.     Nicht  an  einem  solchen,  wohl  aber 
an  ausdrücklicher  Formulierung  und  ausführlicher  Theorie    des- 
selben habe  es  gefehlt.     Diese  letztere  sei,  auch  hier   durch  die 
gelehrte  Jurisprudenz  bestimmt,  im  Ursprung  italienisch,  in  der 
Fortsetzung  europäisch  auf  Grundlage   der  beiden   corpora  juris, 
hauptsächl.    des    corp.    jur.    civ.,    auf    welchem    die    romanist.- 
canonistische  E-echtsgelehrsamkeit   und    die  Staats-    und  Rechts- 
philosophie des  publicist.  Lebens  weiter  bauten. 

Daher  wird  (im  1.  Kap.)  zunächst  die  Staats-  und  Kor- 
porationslehi'e  des  Altertums  als  antike  Basis  dargestellt. 
G.  kommt  zu  dem  Resultate,  dass  der  griechische  Verbands- 
begriff als  unpersönlicher  nur  für  die  Jurist.  Sacheinheit  von 
den  Römern  verwendet  worden  sei,  während  die  Jurist.  Persön- 
lichkeit aus  den  spezifisch  römischen  Vorstellungen  vom  Rechts- 
subjekt sich  ergeben  hätte.  —  Dies  führt  (§  4)  zu  dem  Ver- 
bandsbegrift'  der  röm.  Jurisprudenz.  Für  diesen  war  nach  G. 
die  Auffassung  des  R.  als  Willen,  daher  die  Erkenntnis  der  Be- 
deutung des  Rechtssubjektes  bei  Mangel  einer  einheitlichen  For- 
mulierung dieses  Begriffes  massgebend.  Nur  im  öffentl.  R.  sei 
der  röm.  Verbandsbegriff  zu  suchen ,  aber  entwickelt  werde  er 
an  den  dem  jus  publicum,  nämlich  jus  sacrum  entsprungenen 
Verbänden ;  ebenso  seien  die  Municipien  eine  Abzweigung  vom 
Staatsbeginff,  insbesondere  aber  die  coUegia  ein  Abbild  der 
publicist.  Amtsgemeinschaft  (daher  staatl.  Anerkennung  durch 
lex  specialis  notwendig).  Bei  den  municipia  hat  zuerst  die 
Anerkennung  eines  weder  dem  populus ,  noch  den  singuli  ge- 
hörigen Vermögens,  wie  schon  Savigny  zeigt,  stattgefunden. 
Die  Aus-  und  Durchbildung  der  röm.  Korporationstheorie  be- 
steht somit,  wie  G.  behauptet,  in  prinzipieller  Verselbständigung 
der  Verbandspersönlichkeit  gegen  ihr  publizist.  Substrat,  mit 
Auffassung  derselben  Persönlichkeit  als  einer  Fiction,  und  Ver- 
drängung der  volksthüml.-genossenschaftl.  Auffassung  durch  die 
Jurisprudenz.  —  §.  5.  „Das  Christentum  und  der  antike  Ver- 
bandsbegriff"  setzt  auseinander,  wie  der  urspi-ünglich  dem  alten 
Begriffsschema  eingefügte  Rechtsbegriff  der  Kirche  bald  aus- 
demselben,  als  corpus  mysticum  Christi  nach  Paulus,  als  Gottes 
Staat  nach  Augustin  heraustrat,  sich  nicht  vom  Staat  herleitend. 
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sondern  demselben  gegenüber  stellend,'  höchstens  äusserlich  sich 
ihm  einfügend.  —  §.  6  ist  der  Korporationstheorie  des  c.  j.  c. 
gewidmet,  als  welche  der  Begriff  einer  publizist.  Verbandseinheit 
möglicherweise  mit  eigener  privatrechtlicher  Kechtssubjektivität 
in  Form  einer  fingierten  Individualpersönlichkeit  bezeichnet 
wird. 

Das  2.  Kap.  befasst  sich  mit  der  mittelalterlichen 
Staats-  und  Korporationslehre  und  zwar  zunächst  mit 
jener  der  Glossatoren  (§.  7.)  als  dem  Fundament  der  gelehrten 
mittelalterl.  Theorie  überhaupt.  G.  findet  dsftin  eine  Verbin- 
dung von  antiken  und  mittelalterl.  germ.  Elementen.  Es  mrd 
dargelegt ,  wie  die  Glossatoren  bei  bestimmten  Arten  von  Kor- 
porationen die  Entstehung  einer  solchen  durch  allgemeinen  Kechts- 
satz  zulassen,  bei  andern  nur  durch  privilegia  u.  s.  w. 

Für  die  nun  folgende  Theorie  der  Kanonisten  wird  davon 
ausgegangen,  dass  im  Kirchen-R.  der  Begriff  der  jui'ist.  Person 
gewissermassen  das  Zentrum  bildet ,  daher  in  den  Kirchen-ß.- 
Quellen  aller  Zeiten  vorkommt.  Die  Auffassung  der  Korporation 
als  Einheit,  und  der  Kirche  als  Korporation  mit  Fundierung  ihrer 
Rechtspersönlichkeit  in  Gott  und  seinem  Stellvertreter,  dem 
Papst,  führt  zum  Begriff  einer  Anstalt,  welche  diese  Beide  als 
Rechtssubjekte  leiten,  und  bestimmt  die  Auffassung  der  Einzel- 
kirchen als  Glieder  derselben ,  nicht  (trotz  Widerspruchs  im 
14.  .Jahrh.)  als  in  sich  benihender  Korporationen,  mit  blosser 
Repräsentanzeigenschaft  von  Prälat  und  Kolleg.  Die  ganze 
Kirche  sei  als  allumfassendes  Rechtssubjekt  vorgestellt  worden, 
dessen  im  Kern  anstaltliche  Xatur  sich  allen  besondern  kii-chl. 
Rechtssubjekten  mitgeteilt  habe ;  Konsequenz  davon  sei  die 
scharf  betonte  Unabhängigkeit  vom  Wechsel  der  Mitglieder  ge- 
wesen, auf  die  zum  erstenmal  ausdiücklich  der  Personennamen 
angewandt  wird,  was  insbes.  Johannes  Andrea  thut,  während 
Innocenz  IV.  den  Satz  aufstellt,  dass  die  Korporation  ein  un- 
leibliches Begriffswesen  sei.  Daher  trotz  germ.  Anklänge  scharfe 
Abgrenzung  gegen  societas  und  communio.  Zur  Entstehung 
fordern  die  Kanonisten  Autorisation  der  kirchl.  Obrigkeit,  mit 
der  Entstehtfng  der  Korp.  ist  aber  volle  Rechtsfähigkeit  gegeben ; 
noch  immer  führen  aber  Sonderrechte  der  Kleriker  am  Kor- 
porationsvermögen über  den  in  voller  Bedeutung  durchgeführten 
Satz  „quod  universitatis  est,  non  est  singulorum"  hinaus;  im 
öffentl.  Kirchen-R.  repräsentirende  Subjekte  gelten  die  Prälaten 
in  ihrer  weltl.  Stellung  als  wahre  Rechtssubjecte  der  weltl. 
Gewalt.     Innere  Körperschaftsrechte  über  die  Glieder  werden  in 
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folgenschwerer  Weise  ausgedehnt ;  ebenso  hinsichtl.  der  Willens- 
äusserungen, wie  der  Stellvertretung  wird  die  Majoritätsent- 
scheidung als  unterscheidend  von  der  blossen  societas  hervor- 
gehoben, der  Amtsbegriff  losgelöst  von  seinem  Träger  personi- 
fiziert. Nach  Darstellung  der  Eides-  und  Gerichtsfähigkeit  von 
Korporationen  nach  kanonist.  Begriff  wird  noch  von  G.  die  In- 
konsequenz in  der  Behandlung  der  Delictsfähigkeit  gezeigt,  welche 
in  der  Annahme  der  Möglichkeit  eines  Korporationsdelicts  trotz 
der  fictiven  Natur  der  Korporation  lag.  —  §.  9:  die  Korporations- 
theoi'ie  der  Leisten  von  der  Glosse  bis  zu  Bartolus  behandelt 
die  Aufnahme  der  kanonist.  Grundanschauungen  in  die  civilist. 
Korporationstheorie.  Der  Korporationsbegriff  wird  bei  den  Post- 
glossatoren noch  unbestimmter ,  das  Wesen  desselben  wird  noch 
entschiedener  in  eine  Fiktion  gesetzt ,  hinsichtlich  der  Ent- 
stehung kommt  die  Konzessionstheorie  jedoch  mit  der  regelmäs- 
sigen Annahme  allgemeiner  Approbation  von  Eechtswegen  immer 
mehr  zum  Durchbruch,  die  Rechtsfähigkeit  im  Privat-R.  wird 
sehr  umfassend  (Vermögen,  Wohnsitz,  Ehrenrechte),  bezüglich 
des  Korporationsvermögens  erwachsen  jedoch  Schwierigkeiten  für 
das  Prinzip  des  Korporationsalleineigentums,  die  durch  Unter- 
scheidung von  Patrimonium  universitatis  und  res  universitatis 
publico  usui  destinatae,  beseitigt  werden.  Im  öffentl.  R.  wurde 
bei  der  Notwendigkeit,  Königen  und  freien  Städten  Souveränität 
zuzugestehen,  die  Unterscheidung  von  universitates,  qui  superio- 
rem  recognoscunt ,  und  qui  non  r.  entwickelt,  wobei  man  aber 
auch  den  ersten  weitgehende  Rechte,  z.  B.  Zwangsenteignung 
ex  justa  causa  zuschrieb.  Allgemein  wird  ferner  im  Gegensatz 
zu  den  Kanonisten  die  Korporation  als  handlungsfähig  und  zwar 
per  se  bezeichnet,  und  die  Unterscheidung  von  Willensakten 
der  omnes  ut  universi,  und  o.  u.  singuli  eingeführt,  dabei  wurde 
aber  die  präzise  Bestimmung  von  Korporations-Verfassung  wie 
Organ  verloren.  Betreffend  Rechtsgeschäfte  herrscht  Verschie- 
denheit der  Ansichten,  betr.  Prozessführung  die  kanonist.  An- 
schauung. Lebhafter  wird  die  Delictsfähigkeit  der  Korporation 
diskutiert,  sie  -wird  zur  berühmten  Kontroverse,  und  von  den 
meisten  bejaht,  besonders  die  Bestrafung  gestaltet  sich  zum 
Gegenstand  mannigfachen  Streites.  —  „Die  romanist.-kanonist. 
Korporationslehre  in  ihrer  Vollendung"  (§.  10)  besteht  nach  G. 
in  der  (bei  Baldus  ersichtlichen)  gegenseitigen  Durchdringung 
der  beiden  Theorieen ,  jedoch  abermals  ohne  Ueberwindung 
innerer  Widersprüche,  bei  gleichzeitiger  Emanzipation  der  pu- 
blizist.  Theorien   vom    mittelalterl.   Denken.     Der  Korporations- 
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begriff  wird  nach  dem  Oberbegriff  voü  Gesamtheit  überhaupt, 
mit  voller  Entfaltung  der  Fiktionsanschauung  auf  der  Grund- 
lage des  Nominalismus  definiert.  Die  Bartolus'sche  Lehre  von 
der  Entstehung  der  Korporation  ohne  Konzession  siegt  über  die 
Innocenz'sche,  die  Privatrechtsfähigkeit  derselben  wird  im  Zweifel 
der  des  Einzelmenschen  gleichgestellt,  jedoch  mit  Annahme  eines 
genossenschaftlichen  Gesamteigentums  bei  Allmenden,  gemeinen 
Gerechtigkeiten  u.  dgl.,  freilich  'ohne  Jurist.  Bestimmung  des 
Begriffes,  und  mit  Anerkennung  von  Fällen,  wo  die  singuli  für 
Schulden  der  universitas  haften.  Ebenso  bleibt  die  öffentliche 
Rechtsfähigkeit  der  Korporationen  unangetastet,  insbesondere  die 
jurisdictio  über  die  Mitglieder,  und  die  Auffassung  des  Statuts 
als  Unterart  der  lex.  Bezüglich  der  Willensfähigkeit  tritt  dann 
der  Zwiespalt  der  Grundanschauungen  stark  hervor,  die  Orga- 
nisation erscheint  in  ein  System  von  Vertretungsbefugnissen  auf- 
gelöst. Dazu  kommt  aber  obrigkeitliche  Einschränkung  aus 
dem  Gesichtspunkt  der  allgemeinen  Polizei  und  der  Obervor- 
mundschaft. Die  Delictsfähigkeit  der  Korporation  wird  in  den 
letzten  Jahrhunderten  des  M.-A.  unter  Voraussetzung  einer  Hand- 
lung der  omnes  ut  universi  allgemein  anerkannt ,  eine  Fort- 
dauer der  Koi'poration  auch  bei  Wegfall  sämtlicher  Mitglieder 
zugelassen,  bei  wirklicher  Beendigung  aber  Anfall  des  Ver- 
mögens an  den  Fiscus  angenommen:  die  Vereinigung  mehrerer 
Korporationen  betrachtet  man  als  Neuerrichtung,  die  Teilung 
als  eine  mit  Neueri'ichtungen  verbundene  Auflösung. 

§.  11  ,Die  Publizist.  Lehren  des  M.-A."  bildet  eine  der 
interessantesten  Partieen  des  Buches  duixh  ihren  Gegenstand, 
wie  durch  die  Darstellung.  Wir  müssen  diese  jedoch  wegen 
Raummangel  der  eigenen  Leetüre  unserer  Leser  überlassen. 
Es  wird  hier  gezeigt,  wie  aus  dem  Streben,  Kirche  und  Staat 
einheitlich  als  menschliche  Gesellschaftsordnung  zu  fassen ,  im 
13.  Jahrh.  eine  pubHzist.  Theorie,  Trägerin  einer  neuen  Staats- 
pbilosophie  erwächst,  und  werden  unter  Hinweis  auf  die  geringe 
Venvertung  des  Persönlichkeitsbegriffes  die  Staatstheorieen  der 
folgenden  Jahrhundex-te  entwickelt. 

Das  3.  Kap.  schildert  die  Aufnahme  der  ital.  Korporations- 
doktrin in  Deutschland,  welche  zuerst  innerhalb  des  geistlichen 
R.  wirksam  wui-de,  aber  auch  von  der  publizist.  Litteratur  durch 
schöpferische  Arbeiten  Förderung  erhielt ,  insbesondere  von  der 
Konkordanzlitteratur,  dann  von  der  gelehrten  Jurisprudenz  des 
16.  Jahrh.  endgültig  eingeführt  worden  ist.  —  Die  Praxis  der 
damaligen   Zeit    (§.    13)   wird    als   dem    allgemeinen    Gang    der 
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Rezeption  entsprecliend  bezeichnet,  ausgehend  vom  streitigen 
K.  mit  wechselseitiger  Durchdringung  theoret.  Axiome  und  leben- 
diger Rechtsgebilde.  Zunächst  wird  das  Reich  als  universitas 
superiorem  non  recognoscens  behandelt,  die  Territorien  als 
blosse  Gliederungen  des  erstem ,  die  reichsmittelbaren  Verbände 
aber  als  universitates  superiorem  recognoscentes  in  ihrer  pu- 
blizist.  Bedeutung  vernichtet,  obwohl  z.  B.  für  Landstädte  Aus- 
nahmen zugestanden  werden.*  Nach  Konstatirung  der  Anwen- 
dung des  alten  Kirchenbegriflfs  im  Widerspruch  mit  dem  ur- 
sprünglichen Gedanken  der  Reformation  bei  den  protest.  Ju- 
risten wird  die  Unsicherheit  der  Praxis  in  der  Abgrenzung  kor- 
porativer Verhältnisse  gegen  blosse  Gemeinschaften  hervor- 
gehoben, ferner  die  Unbekanntschaft  mit  einer  staatlichen  Ge- 
nehmigung; das  Axiom  von  der  persona  ficta  löst  die  genossen- 
schaftlichen Gesamtrechte  deutscher  Herkunft  nach  G.  auf  in 
R.  der  universitas  und  der  singuli  trotz  Vermittelungen  z.  B.  der 
Zulässigkeit  des  Besitzerwerbes  durch  Nutzungshandlungen  eines 
Mitgliedes.  —  Den  Schluss  des  Buches  bildet  (§.  14)  die  deutsche, 
haupts.  die  Partikular- Gesetzgebung  der  Rezeptionszeit,  welche 
trotz  ihrer  Grundlage,  der  fremden  Theorie,  dieser  und  der 
Praxis  gegenüber  selbständig  vorgehend  um  die  Mitte  des 
17.  Jahi'hunderts  das  mittelalterl.  Verband-R.  gänzlich  umge- 
staltet hat.  Die  Approbations-  und  Pi-ivilegierungstheorie  wird 
acceptiert,  die  Verbände  werden  in  ihrer  öffentl.  Stellung  dem 
Staat  untergeordnet,  die  innern  Körperschaftsrechte  in  der  An- 
wendung beschränkt,  kontroliert  und  bevormundet,  letzteres  ver- 
meintlich im  Interesse  der  Korporation.  Das  Vereins-  und  Ver- 
sammlungs-R.  erleidet  am  meisten  Beschränkungen  bei  alten  und 
neuen  Korporationen.  Die  autonomischen  Beschlüsse  bedürfen 
einer  Konfirmation,  die  Gerichtsbarkeit  gilt  als  staatlich-dele- 
gierte,  die  Vorsteher-  und  Beamtenwahl  nähert  sich  einem  blos- 
sen Vorschlag  für  die  obrigkeitliche  Ernennung,  ebenso  die 
Aufnahme  und  der  Ausschluss  von  Mitgliedern,  selbst  der  kor- 
porative Haushalt,  namentlich  bezüglich  liegender  Güter,  kommt 
unter  obrigkeitliche  Aufsicht  und  Verwaltung.  Die  Gesetze 
jener  Zeit  befördern  ferner  den  Uebergang  von  der  genossen- 
schaftlichen zur  anstaltlichen  Auffassung  dui'ch  die  Tendenz, 
die  Vorsteherschaft  als  Obrigkeit  über  die  Gesamtheit  zu  •  er- 
heben, zumal  in  den  Städten  den  Rat  über  die  Bürgerschaft, 
so  dass  auch  das  Korporationsvermögen  im  Sinne  eines  personi- 
fizierten Stiftungsfonds  aufgefasst  wird.  Am  Meisten  war  nach 
G.  hier  förderlich  die  mit  der  Reformation  erfolgte  Ausprägung 
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der  kirchlichen  Rechtssubjektivität,  infolge  welcher  der  kirch- 
liche GemeindebegrifF  auf  dem  Rechtsgebiet  scheiterte  ,  und  der 
kanonist.  Anstaltsbegriff  wieder  aufgenommen  wurde.  Von  den 
ursprünglich  kirchlichen  Verbänden  haben  nun  die  Universitäten 
am  kräftigsten  korpoi*ative  Elemente  gewahrt  und  dabei  den 
Uebei'gang  ins  weltl;  R.  vollzogen.  —  Alles  Verbands-R. ,  wel- 
ches nicht  von  diesem  anstaltlich  ausgeprägten  Begriff  der  Jurist. 
Person  absorbiert  wui'de,  fiel  in  der  Gesetzgebung  unter  die  rö- 
mischen Kategorieen  von  societas  und  communio,  jedoch  mit 
deutsch-rechtl.  Modifikationen ,  so  dass  die  deutsch-rechtl.  Ge- 
meinschaften zur  Gesamten  Hand ,  und  die  Genossenschaften, 
wie  z.  B.  Gewerkschaften,  ziemlich  unversehi-t  erhalten  werden. 
Am  besten  war  es  aber  für  die  Erhaltung  des  deutsch-rechtl. 
Körperschaftsbegi-iffes .  wenn  irgend  ein  Verhältnis  sich  über- 
haupt der  generellen  gesetzlichen  Regelung  entzog ,  z.  B.  das 
der  hochadeligen  Häuser. 

Um  kiu'z  über  dies  reichhaltige  Buch  ein  Urteil  zu  fällen, 
so  glauben  \vir ,  dass  auch  für  denjenigen ,  der ,  wie  Referent, 
den  Gierke'schen  Gnindanschauungen  nicht  beistimmt  (vgl. 
Grünhut,  Zeitschr.  S.  877.  H.  3.  Litteratur)  hier  gezeigt  er- 
scheint ,  wie  von  verschiedenen  Ausgangspunkten  und  auf  ver- 
schiedenen Wegen  verschiedene  Rechte  zur  Bildung  desselben 
Rechtsinstitutes  gelangten.  Schuster. 

Meyer,  G.  Die  Verleihung  des  Königsbannes  und  das 
Dingenb.  markgräflicher  Huld.  Jena.  Fischer.  1881.  46S. 
In  dieser  ursprünglich  zur  Festgabe  für  das  Doktorjubiläum 
von  Danz  bestimmten,  nun  dem  Andenken  des  vorher  Verstorbenen 
gewidmeten  Abhandlung  unternimmt  Verf.  eine  Bei'ichtigung  der 
herrschenden  Ansichten  über  die  Bedeutung  der  Bannleihe  nach 
den  deutschen  Rechtsbüchern.  Das  Resultat  seiner  Untersuchung 
ist  in  der  Hauptsache  das  folgende.  Der  Ssp.  verstehe  unter  Ver- 
leihung des  Königsbannes  nicht  die  Autorisation  zur  Ausübung 
der  ordentlichen  gräflichen  Gerichtsbarkeit,  sondern  lediglich  die 
Erteilung  des  R's.,  bei  dem  Gewedde  von  60  Schillingen  zu 
dingen.  Diese  Befugnis  sei  Voraussetzung  füi*  das  Dingen  im 
echten  Dinge  und  damit  für  das  Richten  über  Ungerichte  Schöffen- 
bai-fi-eier  und  über  fi-eies  Eigen.  Nicht  aber  für  die  spezifisch 
gräfliche  Amtsgewalt  überhaupt,  die  vielmehr  auch  die  Gerichts- 
barkeit über  niedere  Freie  in  Sachen  zu  Hals  und  Hand  mit 
Ausschluss  des  Schultheissen  und  des  Gografen  begreife.  Das 
Dingen  der  Grafen  bei  Königsbann   sei  eine  auf  die  Anordnung 
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Karls  d.  Gr.  im  Kap.  de  part.  Sax.  d.  a,  777  c.  31  zurückzu- 
führende sächsische  Eigenthümlichkeit.  Im  übrigen  Deutschland 
dinge  jeder  Richter  bei  dem  besonderen  in  seinem  Bezirk  herge- 
brachten Gewedde.  Wahrscheinlich  habe  es  hier  ein  einheitliches 
Gewedde  nie  gegeben.  Der  Mangel  desselben  im  Schwsp.  sei  nicht  auf 
zeitliche,  sondern  auf  territoriale  Verschiedenheit  zu  deuten.  Die 
im  Schwsp.  erwähnte  Blutbannleihe  des  Königs  an  den  vom  geist- 
lichen Fürsten  bestellten  Richter  sei  damaliges  gemeindeutsches 
R.,  habe  aber  mit  der  sächsischen  Königsbannleihe  nichts  zu 
thun.  Mit  dem  Satz,  dass  der  Markgraf  bei  eigner  Huld  dinge, 
wolle  der  Ssp.  nicht  eine  eigne  Gerichtsgewalt  oder  ein  selbstän- 
digeres R.  der  Weiterverleihung  des  Bannes,  sondern  lediglich 
das  eigne  markgräfliche  Gewedde  bezeichnen.  Bedeutung  habe 
dies  nur  in  den  sächs.  Marken,  vielleicht  nur  in  Brandenburg, 
wo  es  in  Ermangelung  Schöffenbarfreier  und  freien  Eigens  keine 
des  Geweddes  von  60  Schillingeü  bedürftigen  „causae  majores" 
babe  geben  können.  —  Die  Untersuchungen  des  Verf.  sind  an- 
regend und  in  vielem  Einzelnen  beachtenswerth ,  doch  ist  die 
Beweisführung  keine  überzeugende.  Hauptbedenken  ist,  dass 
durchweg  vergessen  wird,  wie  doch  die  Verleihung  des  königl. 
Geweddes  einerseits  und  das  eigne  Gewedde  andrerseits  unmöglich 
ihre  Bedeutung  nur  in  sich  selbst  tragen  können,  sondern  not- 
wendig symptomatische  Bedeutung  haben  müssen  u.  gerade  hier- 
durch für  ihre  Zeit  von  juristischem  u.  für  uns  von  rechtsge- 
schichtlichem Werte  sind.  0.  Gierke. 


III.    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Wächter,   C.  G.  v.     Pandekten.     Herausgegeben  durch  Oskar 
V.  Wächter.    II.    Besonderer  Teil.  Lpzg.  Breitkopf  &  Härtel. 
1881.     X  und  886  S.     18  M. 
Mit   diesem   2.   Bande   der  Wächterschen  Pandekten,   welcher 
den  besonderen  Teil  behandelt,   liegt  das  grosse  Werk  vollendet 
vor.     Auffällig   ist  gegenüber  der  überaus  detaillierten  Behand- 
lung  der   Lehren    des   allgemeinen   Teils   die    verhältnissmässige 
Kürze  vieler  Partieen  in  diesem  Bande  (z.  B.  u.  a.  die  Entwicke- 
lung   der  Intercession   S.  194   und   S.  222);    weil   es   auch  hier 
sehr  sorgsam   ausgeführte  Abschnitte  gibt  (z.  B.  die  Lehi'e  vom 
Besitz),   so   macht  das  Ganze   einen  etwas  ungleich  gearbeiteten 
Eindruck.     Wennschon   die    Bearbeitung   des    allgemeinen    Teils 
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im  ganzen  genommen  dem  Ref.  eine  -tiefergehende  und  wert- 
vollere zu  sein  scheint,  so  wird  die  Kritik  über  diesen  2.  Band 
im  wesentlichen  doch  dasselbe  Urteil  abzugeben  haben,  das  sie 
über  den  1.  fast  einstimmig  gefällt  hat.  Wer,  wenn  auch  vor 
Jahren,  Wächters  Zuhörer  sein  durfte,  wird  neues  kaum  finden. 
Die  seit  Jahren  in  immer  steigendem  Mass  auftretenden,  frucht- 
baren oder  unfruchtbaren  Versuche,  die  grundbegrifflichen  Fragen 
unseres  Rechtssystems  wieder  aufzurühren,  sind  in  diesem  Werke 
so  gut  wie  nicht  berücksichtigt;  eine  Vertiefung  der  Probleme 
ist  nicht  bewirkt  und  auch  wohl  nicht  angestrebt.  Dennoch  wird 
die  ganze  Juristenwelt  die  Herausgabe  dieses  Buches  mit  dank- 
barer Freude  begrüssen.  Die  klare ,  harmonische ,  geschlossene 
Persönlichkeit  des  grossen  Verewigten  tritt  hell  aus  diesem  Werke 
hervor.  In  einer  Fülle  von  einzelnen  Punkten  erhalten  wir  neue 
Aufschlüsse;  in  der  Disposition  innerhalb  der  einzelnen  Lehi-en 
und  in  der  Formulierung  der  Begriffe  ist  Vortreffliches  geleistet. 
—  Immerhin  dürften  diese  neuesten  Pandekten  am  meisten  den 
Studierenden  willkommen  sein.  Die  Darstellung  ist,  wie  sich 
aus  der  Entstehung  des  Buches  erklärt,  ganz  ausserordentlich 
fasslich;  durch  eine  gewisse  Breite  der  Entwickelung  und  An- 
führung von  praktischen  Beispielen  auch  bei  Dingen,  die  dem 
Gelehrten  durchaus  bekannt  sind,  wird  dem  Verständniss  des 
Lernenden  in  wünschenswertester  Weise  zu  Hilfe  gekommen; 
durch  Fernhaltung  aller  Zweifel,  mit  denen  das  unruhige  wissen- 
schaftliche Gewissen  der  Gegenwart  scheinbar  längst  abgeklärte 
Lehren  wieder  trübt,  wird  der  Lernende  vor  der  Gefahr  bewahrt, 
sich  in  Probleme  zu  verlieren,  denen  er  noch  nicht  gewachsen 
ist;  überall  ist  es  Wächters  Bestreben,  zu  soliden  Kenntnissen 
und  praktischem  Blick  zu  erziehen.  —  üebrigens  lässt  sich  das 
Werk  auch  für  Studierende  ohne  Beihalt  von  Arndts  Pandekten, 
auf  die  fortlaufend  verwiesen  ist,  nicht  wol  benutzen. 

Zitelmann. 
Jhering,  R.  v.    Gesammelte  Aufsätze  aus  den  Jahrbüchern 
für  dieDogmatik  des  heutigen  römischenu.  deutschen 
Privatrechts.  I.  Bd.,  enthaltend  die  Abhandlungen  aus  den 
vier  ersten  Bd.  der  Jahrb.    Jena.    Fischer.    1881.   VU  und 
490  S.     10  M. 
Seinen  vor  zwei  Jahren   erschienenen  .Vermischten  Schriften 
juristischen  Inhalts"   hat  Jhering  jetzt   den    ersten  Band  seiner 
gesammelten  Aufeätze   aus    den  von  ihm  herausgegebenen  Jahr- 
büchern   folgen    lassen.      Da    die    abgedruckten    Aufsätze    den 
meisten   Juristen   bekannt    sind,    so   darf  sich   Ref.    darauf  be- 
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schränken,  statt  einer  Inhaltsangabe  im  einzelnen  nur  die  Titel 
zu  nennen.  Der  vorliegende  Band  enthält  die  Abhandlung 
, Unsere  Aufgabe*^,  in  der  Jhering  einst  bei  Eröffnung  seiner 
Zeitschrift  das  Programm  seiner  wissenschaftlichen  Eichtung  ent- 
wickelte, sodann  folgt  der  Aufsatz  „üebertragung  der  Rei  vindi- 
catio auf  Nichteigentümer"  (besonders  die  bekannte  Lehre  von 
der  rei  vind.  utilis),  Nr.  3  und  4  enthalten  die  Untersuchungen 
über  die  „Mitwirkung  für  fremde  Rechtsgeschäfte",  Nr.  5  und  7 
bringen  uns  die  vielbesprochenen  Beiträge  zur  Lehre  von  der 
Gefahr  beim  Kaufkontrakt ,  Nr.  6  enthält  die  berühmte  und 
man  darf  wohl  sagen  ihrem  Kern  nach  täglich  mehr  gewürdigte 
Theorie  von  der  culpa  in  contrahendo  („Schadensersatz  bei  nich- 
tigen oder  nicht  zur  Perfektion  gelangten  Verträgen"). 

Die  erste  Abhandlung  zeigt  eine  ganz  leichte ,  wesentlich 
nur  stilistische  Ueberarbeitung,  im  übrigen  haben  wir  nur  Neu. 
drucke  vor  uns.  Sehr  dankenswert  ist  es,  dass  durch  Angabe 
des  Bandes  und  der  Seitenzahl  der  Jahrbücher  am  Rande  der 
Seite  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  nach  wie  vor  die  abgedruckten 
Abhandlungen  nach  den  Jahrbüchern  zu  eitleren,  was  gewiss  im 
allgemeinen  Interesse  liegt. 

Eine  Bitte  noch  an  dieser  Stelle.  Die  Freunde  und  "Ver- 
ehrer Jherings  wissen,  dass  noch  eine  Reihe  von  kleineren,  zum 
Teil  anonym  erschienenen  Aufsätzen  nicht  streng  wissenschaft- 
lichen Inhalts  von  ihm  hie  und  da  in  abgelegneren  Zeitschriften 
zerstreut  sind.  Sollte  sich  der  Verf.  nicht  dazu  verstehen,  diese 
der  unverdienten  Vergessenheit  wieder  zu  entheben,  in  welche 
sie,  sei  es  durch  ihre  Anonymität,  sei  es  durch  die  Stelle  ihrer 
Publikation,  in  Kreisen,  die  dem  Verf.  nicht  nahe  stehen,  geraten 
sind?  Er  würde  nicht  bloss  der  Juristenwelt  damit  eine  hoch- 
erwünschte Gabe  darbi-ingen.  Zitelmann. 

Wolf,    Dr.  jur.      Die    legitimatio    per   subsequens    matri- 
monium  nach  justinianischem  Rechte,  insbesondere 
nach   L.  10   und    11  C.    de   natur.    lib.  V,  27   und   die 
heutige    Verwendbarkeit    der    römisch-rechtlichen 
Grundsätze  im  G  ebiete  des  gemeinen  Rechts.    Braun- 
schweig.   Göritz  u.  zu  Putlitz.     1881.     108  S.    2  M.  80  Pf. 
In  dieser  gut  geschriebenen  Abhandlung  erörtert  der  Verf.  inner- 
halb des  römisch-kanonischen  Quellengebiets  mit  grosser,  zuweilen 
(vgl.  z.  B.  S.  18)  übergrosser  Gründlichkeit  die  einzelnen  Punkte 
seines  Themas,    ohne   dabei   zu   wesentlich    neuen  Resultaten  zu 
gelangen.     Stimmen    wir    ihm  —  um    das   "Wichtigste   hervorzu- 
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heben  —  in  der  Verwerfung  der  fictio  retrotractiva  durchaus 
bei,  so  können  wir  nicht  das  Gleiche  sagen  hinsichtlich  des  von 
ihm  mit  aller  Konsequenz  festgehaltenen  Erfordernisses  der  Ein- 
willigung des  Kindes  (S.  64  ff.).  Bestimmend  war  dabei  für  den 
Verf.  seine  einseitige  Auffassung  über  den  Zweck  der  leg. 
nach  den  Gesetzen  '  Justinians  (S.  6  ff.).  Betont  auch  Justi- 
nian  die  den  Kindern  zu  gewährende  Wohlthat,  so  hat  er  doch 
auch  die  Verordnungen  der  früheren  Kaiser  aufgenommen  und 
dadurch  auch  die  hier  hervortretenden  Gesichtspunkte  des  väter- 
lichen Interesses  und  des  öffentlichen  Interesses  als  berechtigt 
anerkannt.  Nun  ist  zuzugeben ,  dass  die  väterliche  Gewalt 
—  soweit  dieselbe  auf  römischer  Basis  beruht  —  nicht  ein- 
treten kann  ohne  Zustimmung  der  Kinder,  und  da  die"  Quellen 
sich  die  Legitimation  ohne  diese  Wirkung  nicht  denken  können, 
so  ist  die  Bestimmung  der  Nov.  89  durchaus  erklärlich.  Kann 
aber,  wie  der  Verf.  selbst  zugibt  (S.  106),  heutzutage  die  Legiti- 
mation auch  ohne  Gewalt  vorkommen,  so  ist  gar  nicht  abzu- 
sehen, warum  die  blosse  Ehelichkeit  nicht  soll  ipso  jure  eintreten 
können :  die  gegenteilige  Behauptung  S.  86  ist  eine  petitio 
principii.  Jedenfalls  wären  hier  eingehende  dogmengeschichtliche 
Untersuchungen  nötig  gewesen,  und  am  wenigsten  im  Familien- 
recht ist  der  Sprung  vom  römisch-kanonischen  R.  ins  heutige  zu- 
lässig, den  der  Verf.  —  ein  Praktiker  —  S.  86  macht.  Was  der 
Referent  in  seinen  Vorlesungen  sagt,  dass  der  Widerspruch  der 
Kinder  gegen  die  Wirkung  der  Ehelichkeit  nach  heutiger 
Rechtsanschauung  geradezu  ein  öffentliches  Aergemis  wäre, 
nimmt  er  keinen  Anstand  hier  zu  wiederholen. 

Bechmann. 

Paris.  Die  Entschädigungsberechtigung  der  Adjacenten 
an  öffentlichen  Landstrassen  u.  Strömen  wegen  der 
infolgeeinesEisenbahnbaues  notwendig  gewordenen 
Veränderungen  derselben  u.  dadurch  bedingten  Be- 
schränkung in  der  Benützung.  Brln.  Bahr.  1881.  1  M. 

Gegenüber  dem  langatmigen  Titel  ist  die  Erörterung  der  an- 
geregten wichtigen  Frage  um  so  kürzer,  nur  27  Seiten.  Der  Verf., 
früher  Mitglied  des  preussischen  Obertribunals,  polemisiert  in 
seiner  Schrift  gegen  einzelne  über  die  hier  aufgeworfene  Frage 
ergangene,  zum  Teil  sich  widersprechende  Erkenntnisse  des  Reichs- 
gerichts xinter  Verteidigung  abweichender  Entscheidungen  des 
ehemaligen  höchsten  Gerichtshofes  in  Preussen.  In  seinen  Aus- 
führungen gelangt  er  zu  folgendem  Resultate : 

Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.  ,  2 


18  Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    1.  Heft. 

1)  Das  gesetzliche  Recht  der  Adjacenten  an  öffentlichen 
Landstrassen  und  Strömen  zur  Benützung  dieser  und  zur  freiem 
Kommunikation  von  ihren  Grundstücken  aus  mit  denselben  ge- 
hört zu  deren  besonderen  Vorteilen  im  Sinne  des  §.  75  der  Einl. 
zum  A.L.R. 

2)  Für  die  Entziehung  oder  Beschränkung  dieser  Vorteile 
hat  der  Staat  keine  Entschädigung  zu  leisten,  wenn  die  sie  be- 
dingende Veränderung  aus  strassenpolizei-  oder  strompolizeilichen 
Gründen  für  geboten  erachtet  ist,  der  Staat  sich  also  lediglich 
innerhalb  der  ihm  in  den  Abschnitten  2  und  3,  Tit.  15,  Teil  II 
A.L.R.  eingeräumten  Befugnissen  bewegt. 

3)  Erfolgt  die  Veränderung  aber  lediglich  zu  Gunsten  eines 
aus  anderweitigen  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  conzessio- 
nierten  Unternehmens,  so  liegt  ein  Eingriff  durch  Machtspruch 
gemäss  §.  74  der  Einl.  und  der  §§.  29  ff.,  Tit.  8,  T.  I  A.L.R. 
vor,  und  es  muss  volle  Entschädigung  geleistet  werden. 

C.  Fuchs  (Jena). 

Neubaner,  O.L.G.R.  Zusammenstellung  des  in  Deutsch- 
land geltenden  Wasserrechts,  einschl.  des  Mühlen- 
rechts, Flösserei  und  Flötzrechts.  Brln.  v.  Decker. 
1881.     103  S.     2  M.  20  Pf. 

Die  Schrift  ist  eine  Fortsetzung  der  Zusammenstellungen,  die 
der  gleiche  Verf.  im  Jahre  1879  über  Stammgüter  und  ver- 
schiedene Materien  des  bäuerlichen  und  Lehnrechts,  und  im 
Jahre  1880  über  das  in  Deutschland  geltende  Expropriations- 
recht, Forst-,  Jagd-,  Fischerei-,  Deich-,  Näher-  und  Gesinderecht 
erscheinen  liess.  Sie  beruht  zum  grossen  Teil  auf  amtlichen 
Materialien.  Für  alle  zum  deutschen  Reich  gehörigen  Staaten 
einschl.  des  Reichslands  wird  darin  eine  übersichtliche  Darstellung 
der  im  Gebiete  des  Wasser-R.  in  Kraft  befindlichen  Bestim- 
mungen gegeben,  manchmal  nur  unter  Anführung  der  als  be- 
kannt vorausgesetzten  Gesetze,  meist  aber  mit  mehr  oder  weniger 
ausführlicher  Wiedergabe  des  Inhalts  der  Rechtsnormen.  Die 
Darstellung  ist  für  jeden  Staat  gesondert  gehalten;  eine  syste- 
matische oder  gar  vergleichende  Verarbeitung  des  Stoffs  liegt 
nicht  im  Plane  des  Verf.  Das  zu  verarbeitende  Material  war 
ein  sehr  umfangreiches,  da  alle  grösseren  deutschen  Staaten,  mit 
Ausnahme  vom  Königreich  Sachsen  und  Württemberg,  und  auch 
die  meisten  kleineren,  insbesondere  die  thüringischen  Länder, 
das  Wasserrecht  durch  Kodifikation  und  Einzelgesetze  geregelt 
haben.     Das  Buch  ist  für  jeden,    der   sich  in  dieser  schwierigen 
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Materie  Rats  erholen  will,  eine  ergiebige  Fundstätte  und  ein 
zweckdienlicher  Wegweiser  zu  weiterem  Material.  Auf  absolute 
Vollständigkeit  macht  es  keinen  Anspruch;  auch  fehlen  Nach- 
weisungen über  die  wasserrechtliche  Litteratur  der  einzelnen 
Staaten.  Sehr  zweckmässig  ist  es,  dass  auch  das  schwer  zugäng- 
liche Provinzialrecht  Preussens  sowie  das  R.  derjenigen  Staaten, 
wo  diese  Materie  mangels  gesetzgeberischer  Thätigkeit,  im  wesent- 
lichen noch  auf  den  Grundsätzen  des  gemeinen  R.,  modifiziert 
durch  Gewohnheiten,  Gei-ichts-  und  Yerwaltungspraxis ,  beruht, 
eine  zum  Teil  wenigstens  eingehende  Darstellung  gefunden  hat. 

Schenkel. 


IV.    Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Renaad,    A.      Das   Recht    der    Kommanditgesellschaften 
Lpzg.     Tauchnitz.     1881.     XV  und  823  S.     15  M. 
Im  Anschluss  an  sein  (im  J.  1877  in  2.  Auflage  erschienenes) 
Werk   über   die  Aktiengesellschaft   und   nach  derselben  Methode 
und  Darstellungsweise  gibt  der  Verf.  in  dem  vorliegenden  Hand- 
buch eine  vollständige  Darlegung  des  R.  der  einfachen  Handels- 
kommanditgesellschaften  und   der   Kommanditgesellschaften    auf 
Aktien.    Die  erstere  wird  von  dem  Verf.  im  Gegensatz  zu  einer 
vielverbreiteten  Meinung  nicht  als  eine  juristische  Persönlichkeit, 
sondern  als  eine  societas  voluntaria  aufgefasst,   welche  nur  die 
Eigentümlichkeit    hat ,    dass   die   socii  mittels  der  Gesellschafts- 
firma als  formelle  Einheit  auftreten  können.    Die  letztere  unter- 
scheidet sich  von  dieser  nur  dadurch,  dass  der  Gesamtbetrag  der 
Einlagen   der  Kommanditisten  zum  voraus  zu  einer  bestimmten, 
in  eine  Anzahl  Teile  (Aktien)  zerlegten  Geldsumme  veranschlagt 
ist.     Stellt  sich  hiernach  in  dem  H.G.B.  die  Aktienkommandite 
für  den  Verf.  weder  als  eine  mit  einer  Kollektivgesellschaft  oder 
mit  einem  Komplementär  kombinierte  Aktiengesellschaft  dar,  noch 
als   eine  Gesellschaftsform,   welche  stets   eine  Aktiengesellschaft 
enthalten   müsse,   so   war   für   die   einfache  wie  für  die  Aktien- 
kommandite eine  gemeinsame  Grundlage  gewonnen,  wie  sie  bis- 
her weder  in  Theorie  noch  in  Praxis  mit  der  hier  vorgetragenen 
Schärfe  und  Präzision  zum  Bewusstsein  gelangt  ist.     Der  Verf. 
geht  nicht  von  der  gewöhnlichen  Gesellschaft  als  Grundlage  aus, 
um  nicht  von  der  hier  behandelten  komplizierteren  Form  ein  un- 
vollständiges Bild  zu  bieten,  sondern  erörtert  auch  solche  Rechts- 
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Verhältnisse,  welche  die  gedachten  Gresellschaften  mit  der  ein- 
fachen Handelsgesellschaft  gemeinsam  haben.  Eine  geschichtliche 
Einleitung  gibt  eine  Entwickelung  der  Kommanditgesellschaft 
(S.  76)  aus  der  Commenda  und  Colonna  unter  Erörterung  der 
juristischen, Natur  beider;  hinsichtlich  der  erstem  wird  im  all- 
gemeinen der  Standpunkt  von  Goldschmidt  vertreten,  in  der 
letzteren  nur  die  Elemente  zur  einfachen  Kommandite,  nicht 
auch  zur  Aktienkommandite  (Laband)  gesehen;  es  folgt  hierauf 
eine  Darstellung  ihrer  Fortbildung  namentlich  in  Frankreich 
und  Deutschland  bis  zum  H.G.B. ,  welches  endgültig  die  stille 
und  die  Kommanditgesellschaft,  die  sich  irrtümlich  in  einander 
verschlungen  hatten,  entwirrte. 

Die  materielle  Darstellung  enthält  drei  Kapitel,  von  denen 
das  erste  Begriff,  Arten  und  juristische  Natur  der  Kommandit- 
gesellschaft mit  Einschluss  der  Aktienkommandite  (S.  89  bis  114), 
das  zweite  die  einfache  Handelskommanditgesellschaft  (S.  114 
bis  635),  das  dritte  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  (S.  635 
bis  815)  in  verschiedenen  übereinstimmenden  Abschnitten  be- 
handelt. Dieselben  betreffen :  die  Voraussetzungen,  die  Errichtung 
der  Gesellschaft  und  deren  Veränderungen ,  die  Rechtsverhält- 
nisse während  der  Dauer  nach  innen  (gemeinschaftliche  Mittel 
es  Betriebs,  der  Geschäftsbetrieb,  Repartition  am  Gewinn  und 
erlust,  Organisation)  und  nach  aussen ,  sowie  endlich  die  Auf- 
lösung (Auf lösungsgründe ,  gänzliche  und  teilweise  Auflösung, 
Bekanntmachung  derselben  und  die  Wirkungen).  In  jedem  Ab- 
schnitt wird  der  einzelne  Gegenstand  aus  Litteratur  und  Recht- 
sprechung erörtert,  in  wichtigen  Fragen  einerseits  auf  die  Genesis 
derselben  im  H.G.B.  genau  Bezug  genommen  und  endlich  teils 
vergleichsweise,  teils  in  selbständiger  Auseinandersetzung  das 
ausländische  R.  herangezogen,  in  welchem  namentlich  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  und  deren  Nachfolger  den  Schwerpunkt 
bildet.  Von  den  neueren  Entwürfen  ist  nur  der  schweizerische 
(nicht  auch  der  österreichische  und  italienische)  benutzt. 

Das  Werk  enthält  endlich  eine  üebersicht  der  Quellen  (S.  76 
bis  82)  und  Litteratur  (S.  82—89)  und  ein  vollständiges  Sach- 
register (S.  815—823). 

Kayser. 

Eger.  Das  deutsche  Frachtrecht  mit  besonderer 
Berücksichtigung  des  Eisenbahnfrachtrechts. 
Bd.  L,  IV  u.  392  S.  1879  u.  Bd.  II,  XX  u.  656  S.  1881. 
Berlin.     Heymann.     18  M.  50  Pf. 
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In  den  vorliegenden  zwei  Bänden'  wird  ein  förmliches  Reper- 
torium  geliefert  über  die  Rechtsverhältnisse,  die  aus  dem  Fracht- 
vertrage und  speziell  aus  dem  Eisenbahnfrachtverkehr  entspringen. 

Die  gesamte  deutsche  und  österreichische  Litteratur  wird 
in  allen  Teilen  des  Werkes  berücksichtigt  und  aufs  eingehendste 
citiert.  Die  Protokolle  über  die  Beratung  des  H.G.B.  sind  überall 
erwähnt  und  die  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe  werden  aus- 
zugsweise mitgeteilt.  Femer  ist  das  Betriebsreglement  herbei- 
gezogen und  kommentiert. 

Die  Bearbeitung  des  Werkes  erfolgte  nicht  nach  einem  logi- 
schen Systeme,  sondern  nach  der  Legalordnung:  es  lehnt  sich 
nämlich  an  die  entsprechenden  Vorschriften  des  deutschen  H.G.B. 
an,  dessen  Bestimmungen  (Art.  390 — 431)  das  positive  Fracht- 
und  Eisenbahn-Fracht-R.    des    deutschen    Reiches    darstellen. 

Der  I.  Band  behandelt  die  Art.  390—400  des  H.G.B.  und 
enthält  namentlich  folgende  Materien:  1.  BegriflF  des  Fracht- 
führers; 2.  Frachtbrief;  3.  Inhalt  desselben;  4.  Haftpflicht  für 
zoll-  und  steueramtliche  Behandlung;  5.  Lieferzeit;  6.  Haft- 
pflicht des  Frachtführers  für  Verlust  und  Beschädigung  und  die 
Normen  darüber:  7.  Haftpflicht  des  Frachtführers  für  Ver- 
säumung der  Lieferfrist  und  die  dicsbezügl.  Grundsätze ;  8.  Haft- 
pflicht des  Frachtfühi-ers  für  seine  Leute. 

Der  II.  Band  kommentiert  die  Art.  401—412  des  H.G.B. 
Demgemäss  werden  hier  folgende  Fragen  erörtert;  1.  die  Haft- 
pflicht des  Frachtführers  für  die  folgenden  und  vorangehenden 
Frachtführer ;  2,  das  Rechtsverhältniss  des  Frachtführers  zum 
Absender  und  zum  Empfänger;  3.  die  Pflicht  des  Frachtführers 
zur  Aushändigung  des  Frachtguts  an  den  Empfänger:  4.  die 
Stellung  des  Destinatars  gegenüber  dem  Frachtführer  a)  Be- 
rechtigung desselben  zu  Sicherheitsmassregeln  vor  Ankunft  des 
Guts ,  b)  der  Eintritt  in  den  Frachtvertrag ,  c)  die  Zahlungs- 
pflicht des  Destinatars;  5.  Verfahren  bei  Ablief erungshinder- 
nissen;  6.  die  Verjährung  der  Ansprüche  gegen  den  Fracht- 
führer ;  7.  das  Pfandrecht  desselben.  Seine  üebertragung  im 
Falle  mehrerer  Frachtführer.  Die  Reihenfolge.  8.  Verlust  des 
Rückgriffs  gegen  die  Vormänner. 

Alle  diese  Materien  des  I.  u.  IL  Bandes  sind  in  der  Weise 
abgehandelt,  dass  der  Wortlaut  des  H.G.B.  den  Ausgangspunkt 
büdet.  Daran  schliesst  sich  die  detaillierte  Angabe  der  Gesetzes- 
materialien, der  Litteratur  und  Rechtsprechung.  Hernach  kom- 
men die  Detailausführungen  und  Auszüge  aus  den  Entschei- 
dungen u.  Protokollen  etc. 
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Ref.  resümu-t  dahin:  das  Werk  liefert  eine  umfassende 
Kommentierung  der  Art.  390—412  des  deutschen  H.G.B.  sowie 
sie  in  der  Litteratur  und  Praxis  verstanden  werden.    Meili. 

Weissenbacli,  P.  üeber  die  Nachnahmen  im  Frachtverkehr 
der  Eisenbahnen.  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  Gesetzgebung. 
Bd.  V.  p.  1.) 

Es  wird  darin  ausgeführt,  dass  genau  unterschieden  werden 
müsse  zwischen  a)  Spesennachnahmen  (debours),  die  vorkommen 
bei  unfrankierten  Frachtsendungen  u.  b)  Wertnachnahmen  (rem- 
boursements).  Sodann  wird  betont,  dass  gemäss  Art.  44  des 
Schweiz.  Transportgesetzes  für  Wertnachnahmen  kein  Re- 
tentions- u.  Pfandrecht  existiere  u.  dass  in  diesem  Falle  der 
Adressat  auch  kein  R.  habe  gegen  Deposition  die  Aushingabe  des 
Frachtguts  zu  verlangen.  Meili. 

Kirberg,  A.  Eisenbahntaschenwörterbuch  in  deutscher 
und  französischer  ^Sprache.  Köln.  M.  Dumont-Schau- 
berg.     1881.     V  u.  155  S.     3  M. 

Das  kleine  Werkchen  (155  S.)  verfolgt  den  Zweck,  als  Hilfs- 
mittel im  deutsch-französischen  Eisenbahnverkehre  für  die  Ueber- 
setzung  bezw.  Definition  speziell  eisenbahn-technischer  Ausdrücke 
zu  dienen.  In  dieser  Hinsicht  ist  es  auch  für  den  mit  Rechts- 
fragen aus  jenem  Gebiete  befassten  Juristen  von  einigem  Werte, 
wenn  gleich  die  Zusammenstellung  auf  Vollständigkeit  keinen 
Anspruch  machen  kann.  Eger. 

Buettner,  F.  Das  deutsche  Patentrecht  erläutert  durch 
die  Rechtsprechung.  Brln.  Heymann.  1881.  79  S.  2  M. 
Die  Litteratur  des  Patentrechts  ist  bereits  ziemlich  reich  an 
Schriften,  welche,  wie  die  vorliegende,  die  Gesetzgebung  u.  die 
Resultate  der  Rechtsprechung  zum  Handgebrauch  des  Technikers 
oder  des  Patentanwalts  fertig  vorgerichtet  darbieten.  Die  vor- 
liegende Sammlung  besitzt  den  Vorzug,  dass  sie  die  jüngste  ist 
u.  folglich  am  weitesten  hinabreicht.  Auch  sonst  muss  die  Voll- 
ständigkeit der  Zusammenstellung  anerkannt  werden,  welche  alle 
im  Patentblatt  veröffentlichten  Entscheidungen  des  Patentamts, 
des  Reichsoberhandelsgerichts  u.  des  Reichsgerichts  von  der  bezeich- 
neten Gattung  umfasst.  Der  Inhalt  der  Entscheidungen  ist  in 
der  Form  von  Rechtsgrundsätzen  mitgeteilt,  welche  aus  den 
Gründen  u.  den  im  Patentblatte  vorausgeschickten  Summarien 
ausgezogen  sind.  Die  Verweisungen  sind  fleissig  gearbeitet,  ebenso 
das  Sachregister  (S.  56—79),  welches  übrigens  durch  seine  Länge 
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ausser  Verhältnis  zu  dem  Inhalte  des  Werkchens  steht.  Selb- 
ständige Erörterungen  des  Verf.  sind  nur  vereinzelt  (S.  18.  21) 
in  die  Anmerkungen  eingeflochten.  Klostermann. 


V.    Zivilprozess. 

Otto,  V.  Die  Anfechtung  von  Rechtshandlungen,  welche 
ein  Schuldner  zu  dessen  Vermögen  Konkurs  nicht 
eröffnet  ist,  zum  Nachteile  seiner  Gläubiger  vor- 
nimmt, nach  gemeinem  sächsischem  und  deutschem 
ßeichsrechte.  Lpz.  Eossberg.  1881.  VIII  u.  264  S.  5  M. 
Der  erste  Teil  handelt  von  der  Anfechtung  innerhalb  des 
Konkurses.  Act.  Pauliana,  interd.  fraudatorium  u.  die  Klagen  aus 
§§  23,  24,  33  Nr.  1  K.O.  werden  alsTin  personam  wirkende,  auf 
Schadensersatz  durch  Reparation  des  früheren  Zustandes  gerichtete 
Deliktsklagen  aufgefasst.  Der  gegen  den  fraudis  nescius  gegebene 
act.  in  factum  auf  die  Bereicherung,  sowie  den  Ansprüchen  aus 
§  25  K.O.  wird  kondiktionenrechtlicher  Charakter  beigemessen. 
Der  positiven  Handlung  stellt  Verf.  die  Unterlassung  eines  solchen 
Thuns  gleich,  dessen  es  unter  besonderen  Umständen  zur  Erhal- 
tung schon  erworbener  Vermögensrechte  bedarf.  Fraus,  Verkür- 
zungsabsicht, (§  24  K.O.)  wird  definiert  als  das  Bewusstsein  des 
Schuldners,  dass  seine  Handlung  verboten  ist,  dass  er  einen  Be- 
standtheil  seines  Vermögens  aufgibt  und  dass  als  Folge  hiervon 
eine  Verkürzung  der  Gläubiger  wenigstens  möglich  ist.  Für 
unentgeltliche  Verfügungen  (§  25  K.O.)  werden  alle  in  der  pri- 
mären Absicht  der  Bereicherung  des  Empfängers  vorgenommenen 
Rechtshandlungen  erachtet,  sollten  sie  auch  nach  bürgerlichem 
Recht  nicht  unter  den  Begriff  der  Schenkung  fallen.  Dass  die 
Forderung  auf  Erstattung  der  in  der  Masse  vorhandenen  Gegen- 
leistung (§31  K.O.)  Aussonderungs- ,  nicht  Masseanspruch  ist, 
wird  entgegen  den  Motiven  ausgeführt.  Dem  Anfechtungsgegner 
will  Verf.  den  Beweis  gestatten,  dass  der  Schuldner  trotz  der 
Konkurseröffnung  zahlungsfähig  sei.  —  Im  zweiten  Teil  werden 
die  für  die  Anfechtung  ausserhalb  des  Konkurses  geltenden  Ab- 
weichungen besprochen.  Verf.  sucht  u.  A.  darzuthun,  dass  dem 
Anfechtungsgegner  gegen  die  vollstreckbare  Forderung  des  An- 
fechtenden alle  Einwendungen  zustehen,  welche  beim  Nichtvor- 
handensein eines  vollstreckaren  Titels  statthaft  wären.  —  Das 
Verhältnis    der   K.O.    u.    des   R.Ges.   v.    21.    Juli   1879    zu   den 
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landesrechtlichen  Anfechtungsvorschriften  wird  im  dritten  Teil 
erörtert.  Yerf.  hält  das  sächs.  Ges.  v.  30.  Juni  1868,  betr.  die 
Unwirksamkeit  der  Veräusserungen  von  Ehegatten  gegenüber 
der  Zwangsvollstreckung,  für  aufgehoben.  R.  Sydow. 

Loening,  R.  Die  Widerklage  im  Reichs-Zivil-Prozess. 
(Separat-Abdruck  aus  der  Zeitschr.  f.  deutsch.  Zivilprozess.) 
Berlin.  Carl  Heymann.  1881.  II  u.  190  S.  4  M. 
Die  Monographie  gipfelt  in  folgenden  Sätzen.  Widerklage  im 
Sinne  der  Z.P.O.  ist  die  Klage,  welche  der  Beklagte  im  Laufe 
des  Rechtsstreits  vor  demselben  Gericht  u.  in  dem  nämlichen  Ver- 
fahren gegen  den  Kläger  erhebt.  Ohne  zu  den  Angriffs-  u.  Ver- 
teidigungsmitteln zu  gehören,  ist  sie  denselben  hinsichtlich  der 
Zeit  und  Form  der  Erhebung  gleichgestellt.  Die  Vorklage  muss 
rechtsgültig  erhoben  und  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Widerklage 
noch  anhängig  sein.  Zusammenhang  im  Sinne  des  §  33  Z.P.O. 
ist  lediglich  zur  Begründung  des  Gerichtsstandes  der  Wider- 
klage erforderlich.  Dieser  kommt  nur  in  Betracht,  wenn  das 
Gericht  nicht  schon  an  sich,  sei  es  auch  nur  infolge  von  Pro- 
rogation, für  die  Widerklagsache  zuständig  ist.  Der  Zusammenhang 
muss  auch  im  Falle  des  §  33  ein  „rechtlicher",  d.  h,  rechtser- 
heblicher sein.  Er  ist  dies,  wenn  Anspruch  u.  Gegenanspruch 
entweder  zu  einander  im  Präjudizialverhältniss  stehen  oder  wenn 
ihnen  wenigstens  einzelne  Thatbestandsmomente  gemeinsam  sind. 
Bei  der  Präjudizial-Inzidentwiderklage  trifft  dies  stets  zu;  sie 
bietet  keine  Besonderheiten.  Reconv.  reconventionis  ist  nach 
Z.P.O.  zulässig.  Im  Falle  des  §  467  kann  nach  Wahl  der  Parteien 
entweder  der  ganze  Rechtsstreit  oder  nur  die  Widerklage  (bezw. 
die  erweiterte  Vorklage)  an  das  Landgericht  verwiesen  werden. 
Die  Widerklage  kann  nur  erhoben  werden,  wenn  der  Gegner 
erscheint.  Wegen  Ungültigkeit  der  Vorklage  wird  die  Widerklage 
nur  auf  Antrag  abgewiesen.  Wegen  prozessualer  Mängel  der 
Widerklage  erfolgt  deren  Abweisung  auf  Antrag  oder  von  Amts- 
wegen, je  nachdem  das  mangelnde  Requisit  der  Parteidisposition 
unterliegt  oder  nicht.  —  In  einem  Anhang:  „Ueber  den  Inhalt 
und  Gegenstand  der  Feststellungsklagen '  werden  letztere  als 
Antrag  auf  richterliche  Konstatierung  des  Bestehens  oder 
Nichtbestehens  irgend  eines  Privatrechtsanspruchs  bezeichnet  u. 
von  der  nach  bürgerlichem  Recht  u.  U.  statthaften  Klage  auf 
Anerkennung,  d.  h.  auf  Verurteilung  zur  Abgabe  einer  Re- 
kognitiverklärung  unterschieden.  Die  Feststellungsklagen  weichen 
nach  Ansicht  des  Verf.  nur   darin   von  den  Verurteilungsklagen 
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ab,  dass  sie  die  Frage  der  Vollstreckbarkeit  nicht  beiühren.  Die 
Existenz  eines  materiellen  „  Feststellungsanspruchs "  wird  vom 
Verf.  geläugnet.  R.  Sydow. 

Kanther,  Th.  Die  preuss.  Subhastations-Ordnung  vom 
15.  März  1869  .in  der  durch  die  deutschen  Justizge- 
setze u.  die  preussischen  Ausführungs-  u.  Ergän- 
zungsgesetze abgeänderten  Gestalt  u.  Geltung.  Brsl. 
J.  ü.  Kern.     1881.     Vm  u.  72  S.     1  M.  50  Pf. 

Der  Text  der  preuss.  Subh.Ord.  ist  mit  den  Aenderungen  ab- 
gedruckt, welche  sich  aus  den  seit  dem  1.  Okt.  1879  in  Kraft 
getretenen  Gesetzen  ergeben.  Die  Anmerkungen  betreffen  nur 
die  Einwirkungen  der  lezteren,  die  Arbeit  beruht  auf  der  amtl. 
Begründung  des  preuss.  Ges.  v.  4.  März  1879  u.  den  Schriften 
von  Kurlbaum  u.  Jaeckel.  E.  Svdow. 


VI.    Strafrechtswissenschaft. 

Laas,  E.  Vergeltung  und  Zurechnung  (Vierteljahrsschr.  f. 
Philosophie  v.  Avenarius.  V.  2.  p.  137 — 85). 
Dieser  höchst  beachtenswerte  Aufsatz  erkennt  von  neuem, 
dass  der  Begriff  der  Strafe  nicht  der  einer  Klugheitsmassregel 
zur  DeUktsverhütuDg  oder  einer  Erziehungsthätigkeit ,  sondern 
dass  ihr  ewig  bleibender  Grundinhalt  die  sittliche  Vergeltung 
sei.  Insofern  ist  die  Rache  begrifflich  Ausgangspunkt  für  die 
Str.,  welche  nichts  weiter  als  vom  aflfektlosen  und  hoheitsvollen 
Staate  geübte  humanisierte,  ethisierte,  rationalisierte  Rache  ist. 
Aber  die  staatliche  Strafgewalt  ist  eine  andere,  als  die,  welche 
Blitzableiter  anlegt  und  Grenzsperren  anordnet :  in  MissbiUigung 
dieser  heutzutage  häufigen  Anschauung  wird  als  unangreifbarer 
Boden  der  Gesellschaftsordnung  die  sittliche  Verantwort- 
lichkeit hingestellt  und  (im  4.  Abschnitt)  im  üebergang  zu  einem 
zweiten  Artikel  die  Bedeutung  der  Gerechtigkeit,  welche  das  voll- 
kommenste Gleichgewicht  der  Kräfte  und  Begierden  herstellt,  für 
die  ideale  Gesellschaftsform  hervorgehoben.  K. 

Lobe,  E.  Das  Deutsche  Zollstrafrecht.  Die  Strafbestim- 
mungen des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869  unter  Be- 
rücksichtigung der  Vorschriften  des  St.G.B.  und  der  St.P.O. 
für    das  Deutsche  Reich,    sowie    der  Spruch-    und    Verwal- 
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tungspraxis  der  höchsten  D.  Gerichtshöfe  und  Finanzbehör- 

den  erläutert.     Berlin.     Bänsch.     1881.     IV  u.  20-i  S.  geb. 

5  M. 
Die  Einleitung  des  Werkes  bringt  einen  dankenswerten  Ab- 
riss  der  Geschichte  der  Zollstrafgesetzgebung  in  Deutschland 
seit  Errichtung  der  Zollvereinigungs vertrage  vom  Jahre  1833. 
Als  Hauptmomente  der  Entwickelung  des  ZollStr.R.  werden 
hervorgehoben:  die  Aufstellung  leitender  Grundsätze  über  die 
materielle  und  formelle  Zollstrafgesetzgebung  der  Bundesstaaten 
seitens  der  im  J.  1836  in  München  abgehaltenen  ersten  General- 
Konferenz  von  Bevollmächtigten  der  zum  Zoll-  und  Handels- 
verein zusammengeschlossenen  Bundesstaaten;  die  Ausführung 
dieser  Grundsätze  in  einer  Reihe  von  Zollstrafgesetzen,  welche 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  in  den  Jahren  1837 — 1853  er- 
lassen wurden:  die  mit  der  Errichtung  des  Norddeutschen  Bun- 
des sieh  vollziehende  Reorganisation  des  Zollvereins,  dessen 
durch  den  Bundesrat  des  Zollvereins  und  das  Zollparlament 
ausgeübte  Gesetzgebung,  abgesehen  von  einer  Novelle  zur  Zoll- 
ordnung vom  18.  Mai  1868,  in  dem  Vereinszollgesetze  vom 
1.  Juli  1869  zu  einer  übersichtlichen  Kodifikation  der  gesamten 
Zollgesetzgebung  mit  Einschluss  des  ZollStr.Rs.  führte ;  die  durch 
das  Aufgehen  des  Zollvereins  im  Deutschen  Reiche  materiell 
sich  vollziehende  Umwandlung  des  „ Vereinszollgesetzes '^  in  ein 
„Zollgesetz  des  Deutschen  Reichs"  ;  endlich  die  Beeinflussung 
dieses  Gesetzes  durch  das  Str.G.B.  und  die  Str.P.O.  für  das 
Deutsche  Reich.  Zur  Erörterung  gezogen  wird  auch  noch  die 
Nichtgeltung  des  V.Z.G.  in  den  sog.  Zollausschlüssen,  deren 
bevorstehender  Beschränkung  in  Folge  des  Bundesratsbeschlusses 
vom  22.  Mai  1880  bereits  Erwähnung  geschieht. 

Den  Hauptinhalt  des  Werkes  bildet  ein  Kommentar  zum 
Abschn.  XX  „  Straf bestimmungen"  (§§  134 — 165)  sowie  zum 
Eingange  und  zum  Abschn.  XXI  „ Schlussbestimmungen "  (§§  166, 
167)  des  Vereinszollgesetzes.  Dieser  in  Noten  abgefasste  Kom- 
mentar hält,  was  der  Titel  verspricht.  Die  Erläuterungen  haben 
gleich  sehr  die  technischen  wie  die  juristischen  Fragen  im  Auge ; 
L.  berücksichtigt  deshalb  gleichmässig  die  Verwaltungspraxis 
der  Finanzbehörden,  wie  die  Spruchpraxis  der  höchsten  Ge- 
richtshöfe Deutschlands,  wobei  auch  die  Rechtsprechung  des 
Reichsgerichts  schon  in  Betracht  gezogen  ist.  Was  insbesondere 
die  juristische  Seite  des  Kommentars  betrifft,  so  ist  der  Zusam- 
menhang der  auf  dem  Gebiete  des  Zollstrafrechts  sich  ergeben- 
den Fragen  mit  den  grossen  Kodifikationen  des  materiellen  und 
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formellen  Deutschen  Str.-R.  überall  erörtert;  wenn  diese  Er- 
örterung auch  nicht  durchweg  erschöpfend  sein  konnte,  so  ist 
doch  allenthalben ,  wo  solches  notwendig ,  ein  richtiger  Weg- 
weiser gegeben.  Die  Form  der  gegebenen  Erläuterungen  ist 
eine  knappe  und  angemessene. 

Dem  Kommentar  angeschlossen  ist  der  Abdruck  des  Zoll- 
kartells vom  11.  Mai  1833,  sowie  der  Gesetze  vom  1.  Juli  1869 
und  28.  Juni  1879,  betr.  die  Sicherung  der  Zollvereinsgrenze  in 
den  vom  Zollgebiete  ausgeschlossenen  Hamburgischen  und  Bre- 
mischen Gebietsteilen. 

Den  Schluss  des  gut  ausgestatteten  Werkes  bildet  ein  aus- 
führUehes  Sachregister.  Olshausen. 

Fleck,  E.  Militär-Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche 
Reich  nebst  den  seit  Publikation  desselben  ergangenen, 
auf  die  militärische  Rechtspflege  im  Preussischen  Heer  und 
in  der  Kaiserlichen  Marine  sich  beziehenden  Gesetzen, 
Verordnungen,  Erlassen  und  allgemeineu  Ver- 
fügungen. I.  T.,  2.  mit  dem  Gesetze,  betr.  die  Rechts- 
verhältnisse der  Reichsbeamten,  vermehrte  Auflage.  Brln. 
Nikolai.     1881.     268  S.     5  M. 

Von  dem  I.  Teile  dieses  1875  von  dem  verstorbenen  Preuss. 
Gejieral-Auditeur  Dr.  Ed.  Fleck  herausgegebenen,  von  dem  Geh. 
J.-R.  im  Preuss.  General- Au ditoriate ,  C.  Keller,  fortgesetzten 
Sammelwei'ke  liegt  die  durch  Abdruck  des  Reichsbeamtengesetzes 
vom  31.  März  1873  vermehrte,  im  übrigen  unveränderte  2.  Auf- 
lage vor. 

Der  neu  aufgelegte  I.  Teil  beginnt  mit  dem  Texte  des 
M.-Str.G.B.  vom  20. /6.  1872.  Diesem  folgen  in  streng  chrono- 
logischer Anordnung  alle  seit  Publikation  desselben  bis  zum 
15./2.  1875  ergangenen  Gesetze,  Verordnungen,  Erlasse  und  all- 
gemeinen Verfügungen  (darunter  auch  die  Beschlüsse  und  Zir- 
kular-Schreiben des  Preuss.  General- Auditoriats) ,  welche  teils 
auf  einzelne  Bestimmungen  des  M.-Str.G.B.  sich  beziehen,  teils 
sonst  noch  für  die  militärische  Rechtspflege  im  Preuss.  Heer 
und  in  der  Kaiserlichen  Marine  überhaupt  (mit  Einschluss  des 
Disziplinarrechts)  von  Wichtigkeit  sind.  Der  H.  1 880  erschienene 
Teil  reicht  bis  zum  8.  Juli  1879. 

Der  Text  des  M.-Str.G.B.  enthält  an  den  einschlägigen 
Stellen  Hinweise  auf  die  im  I.  Theil  abgedruckten  Materialien. 
Da  diese  Hinweise  in  der  2.  Auflage  eine  Vervollständigung 
nicht  erfahren  haben,   so  lässt    sich  wohl   annehmen,    dass    be- 
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absichtigt  wird,  bei  Fortsetzung  des  Werkes  Zusammenstellun- 
gen derjenigen  Bestimmungen  des  M.-Str.G.B.  zu  geben,  welche 
durch  die  inzwischen  abgedruckten  Materialien  berührt  werden. 
Es  würde  dies  wenigstens  der  im  Vorworte  zur  I.  Auflage  an- 
gedeuteten, gewissermassen  auch  durch  den  Titel  zum  Ausdruck 
gebrachten  Tendenz  des  Werkes  durchaus  entsprechen.  Immer- 
hin bleibt  der  Hauptzweck  desselben  der,  einen  Ersatz  für  die 
schon  im  Jahre  1867  abgeschlossene  „Militär-Gesetzsammlung" 
zu  bieten.  Diesen  Zweck  erfüllt  die  vorliegende  Sammlung 
vollkommen  und  wird  daher  den  Auditeuren  und  untersuchung- 
führenden Offizieren  geradezu  unentbehrlich,  aber  auch  den 
Zivil-Gerichts-  und  den  Verwaltungs- Behörden  von  grossem 
Nutzen  sein.  K.  Hecker. 

Herzog.  Zur  Lehre  von  der  Begünstigung  u.  Hehlerei. 
(Archiv  für  Strafrecht,  Bd.  29,  S.  112—139.) 
Diese  Abhandlung  wendet  sich  im  wesentlichen  gegen  die  neuer- 
dings zum  Teil  von  Samuely  gebilligte  Ansicht,  welche  Binding. 
Normen  II,  468  hinsichtlich  des  Charakters  der  Begünstigung  u. 
Sachenhehlerei  entwickelt.  Im  Anschluss  an  frühere  im  Geiichts- 
saal  veröfi"entlichte  Arbeiten  sucht  Verf.,  dessen  gesammte  De- 
duktionen lediglich  die  lex  lata  betreffen,  zunächst  auszuführen 
dass  man  sich  ohne  Einschränkung  entscheiden  müsse,  entweder 
dahin,  dass  Begünstigung  und  Hehlerei  nach  Massgabe  von  Ab- 
schnitt XXI  des  Str.G.B.  unter  dem  Thäter,  bezw.  Teilnehmer, 
welchem  Beistand  geleistet  wird,  lediglich  den  strafrechtlich  ver- 
antwortlichen Beteiligten  begreife,  oder  dafür,  dass  sich  der 
Begriff  Verbrechen  und  Vergehen ,  somit  strafbare  Handlung 
in  den  §§  257,  259  rein  objektiv  nur  nach  dem  Vorhanden- 
sein der  Begriffsmerkmale  der  betreffenden  einzelnen  strafbaren 
Handlungen  im  Teil  II  des  Str.G.B.  bestimme.  H.  selbst  er- 
achtet die  letztere  Ansicht  für  die  richtige;  in  der  näheren 
Begründung  hiefür  wird  namentlich  darauf  hingewiesen,  dass 
nach  dem  massgebenden  Inhalte  des  §  257  nichts  Anderes  erfordert 
werde,  als  eine  wissentliche  Beistandleistung  in  der  Absicht,  um 
den  Thäter  der  Bestrafung  zu  entziehen  —  so  dass  zur  Vollen- 
dung der  Begünstigung  die  wirkliche  Beistandleistung  nicht  gehöre, 
weshalb  es  auch  gleichgültig  sei,  ob  jene  Absicht  nach  Lage  der 
Umstände  überhaupt  erreicht  werden  könne.  Nachdem  Verf. 
den  ihm  gemachten  Vorwurf  einer  Identifizierung  des  putativen 
und  des  eigentlichen  Dolus  zurückgewiesen,  wird  die  einheitliche 
—  zwischen  sog.   echter  u.  unechter  Begünstigung    nicht  unter- 
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scheidende  —  Auffassung  dieses  Vergehens  auf  ihre  praktischen 
Ergebnisse  hin  geprüft.  Zum  Schluss  unternimmt  H.  noch  die 
Widerlegung  einiger  anderer  Ausführungen  Biudings  zur  Lehre 
von  der  Begünstigung,  namentlich  bezüglich  der  Bedeutung 
der  „wissentlichen*  Beistandleistung  in  Bezug  auf  die  voraus- 
gegangene Hauptthat;  ferner  bezüglich  der  Begünstigung  von 
Antragsvergehen  u.  endlich  die  Frage,  inwiefern  in  der  Hinter- 
treibung der  Antragstellung  bei  Antragsvergehen  eine  Begünsti- 
gung liege.  Olshausen. 

Pachelt,  E.  S.  Die  Strafpro  zessordnung  für  d  as  deutsche 
Reich.  Unter  Benützung  der  Matei-ialien  sowie  der  Dok- 
trin und  Praxis  insbesondere  der  Rechtsprechung  des  Reichs- 
gerichts.    Lpzg.    Rossberg.    1881.    VI  u.  903  S.    14  M. 

Keller,  A.  Strafprozessordnung  für  das  deutsche  Reich. 
Erläutert.  Zweite  vermehrte  und  verbesserte  Auflage.  Erste 
und  zweite  Lieferung.  Lahr.  M.  Schauenburg.  1881.  320  S. 
6  M. 

Puchelts  Kommentar,  dessen  Einleitung  (einen  geschicht- 
lichen üeberblick  und  .allgemeine  Lehren^  enthaltend,  Dreyer 
geschrieben  hat),  unterscheidet  sich  von  den  beiden  anderen 
umfangreicheren  Kommentaren  der  Str.P.O.  (dem  Löwe'schen 
und  Seh  warze'schen)  einerseits  dadurch,  dass  die  einschlä- 
gigen Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  nicht  be- 
rücksichtigt sind,  anderseits  durch  die  besondere  Hervorhebung 
der  Differenzen  zwischen  den  übrigen  Kommentatoren.  Die  Er- 
läuterungen sind  reichhaltig:  der  Stil  gedrängt,  hier  und  da 
auf  Kosten  der  Form.  Der  Verf.  konnte  als  Mitglied  des 
Reichsgerichts  manche  anderweit  nicht  veröffentlichte  Entschei- 
dungen des  letzteren  mitteilen. 

Unter  den  kürzeren  Kommentaren  nimmt  Kellers  Buch 
einen  ehrenvollen  Platz  ein.  Die  Erläuterungen  sind  bei  aller 
Kürze  präzis  und  wohlerwogen.  Die  neue  Auflage  berück- 
sichtigt, soweit  es  in  diesem  Rahmen  thunlich  war  ,  die  seit 
dem  Erscheinen  der  ersten  entstandene  Litteratur  und  die 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts.  Die  Ausstattung  ist  sehr 
gut,  was  Ref.  zugeben  muss,  obwohl  er  kein  Freund  der  An- 
tiqua ist.  Geyer. 

Toitns,  C.  A.  Kontroversen,  betreffend  die  Strafpro- 
zessordnung und  das  Gerichtsverfassung  sgesetz. 
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Zweiter  Band,  erstes  Heft.  Berlin.  Puttkammer  u.  Mühl- 
brecht. 1881.  Y  u.  160  S.  3  M. 
In  mannigfach  fordernder  Weise  behandelt  der  Verf.  nach 
seiner  bekannten  Methode  in  diesem  Heft  eine  Anzahl  mehr 
oder  minder  wichtiger  Kontroversen  aus  dem  Gebiet  unseres 
Eeichsprozessrechts.  Sie  betreffen  die  §§66;  50;  481,  357,  383, 
397  (Bedingungen  der  Zulässigkeit  einer  Strafvollstreckung); 
370,  373  (Kontroversen  betreffs  der  Berufung);  33;  191  Str. 
P.O.;  §  77  G.V.G.,  §  417  Str.P.O.:  endlich  Abs.  2  des  §  75 
G.V.G.  und  Abs.  2  §  51  Str.P.O.  Geyer. 

Lamm,  K.M.  Das  Rechtsmittel  der  Revision  im  Straf- 
pro zess.  Leipzig.  Rossberg.  1881.  49  S.  60  Pf. 
Der  Verf.  gibt  eine  immerhin  beachtenswerte  Darstellung 
des  Rechtsmittels,  welches  unsere  Strafprozessordnung  Revision 
nennt  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Praxis  des  Reichs- 
gerichts und  des  sächsischen  Oberlandesgerichts  und  geht 
dabei  auf  einzelne  Kontroversen  genauer  ein,  während  andere 
nur  gestreift  werden.  Geyer. 

Dalcke  u.  Genzmer.  Handbuch  der  Strafvollstreckung 
und  Gefängnisverwaltung  in  Preussen.  Brln. 
H.  W.  Müller.     1881.     6  M. 

Die  fragmentarischen  Bestimmungen  des  Str.G.B.  über  die 
Freiheitsstrafen  und  der  Str.P.O.  über  Verhaftung  und  Straf- 
vollstreckung sind  im  deutschen  Reich  bis  jetzt  für  Gestaltung 
des  Gefängniswesens  die  dürftige  gemeinsame  Grundlage,  deren 
gesetzliche  Erweiterung  längst  als  Bedürfnis  erkannt,  leider 
noch  nicht  geschaffen  ist.  Ein  wichtiger  Zweig  der  Justiz- 
verwaltung, greift  die  Ordnung  des  Gefängniswesens  über  den 
Rahmen  der  Strafgesetzgebung  hinaus  in  das  Gebiet  der  Innern 
Verwaltung  und  der  Finanzen  und  erfordert  zur  genauen  Re- 
gelung eine  Reihe  verschiedenartiger  Bestimmungen,  deren  über- 
sichtliche Darstellung  Praktikern  allenthalben  nur  willkommen 
sein  kann.  Das  Handbuch  befasst  sich  vorzugsweise  mit  dem 
Betrieb  der  Vollstreckung  von  Strafen,  welche  durch  Urteile 
der  ordentlichen  Strafgerichte  verhängt  sind  und  behandelt  im 
ersten  Teil  die  Strafvollstreckung  im  allgemeinen ,  Zuständig- 
keit der  Behörden,  Voraussetzung  der  Vollstreckbarkeit  des 
Urteils,  Ausschluss  der  Strafvollstreckung  durch  Verjährung 
und  Begnadigung,  Vollstreckung  der  einzelnen  Strafarten,  Todes- 
strafe,   Freiheitsstrafe,    Vermögensstrafe,    Verweis   und   Neben- 
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strafen,  sowie  die  Kosten  der  Strafvollstreckung.  Die  znr  Aus- 
führung der  vorläufigen  Entlassung,  der  Stellung  unter  Polizei- 
aufsicht und  Ueberweisung  an  die  Landesbehörde  erlassenen 
Bestimmungen  sind  vollständig  mit  aufgenommen.  Der  zweite 
Teü  enthält  das  Reglement  für  die  Gefängnisse  der  Justiz- 
verwaltung vom  16. 'März  1881,  im  wesentlichen  eine  Kodi- 
fikation früherer  Vorschriften,  das  in  sechs  Abschnitten  er- 
schöpfende Bestimmungen  über  Gefängnisbehörden  und  Beamten- 
personal, Verfahren  und  Ordnung  in  den  Gefängnissen,  Behand- 
lung der  üntersuchungs- ,  Straf-  und  Zivilgefangenen,  Unter- 
haltung der  Gebäude  und  des  Inventars  enthält.  Ergänzend 
sind  dem  Texte  an  geeigneter  Stelle  die  noch  in  Kraft  bestehen- 
den älteren  Bestimmungen  über  die  Verpflegung  der  gericht- 
lichen Gefangenen,  Beschäftigung  der  Gefangenen  ausserhalb 
der  Anstalt,  Einrichtung  des  Gottesdienstes  und  der  Seelsorge, 
Verbringung  der  Gefangenen  in  ein  besonderes  Lazarett  und 
Beerdigung  derselben  eingefügt.  Den  Schluss  der  auch  für 
Praktiker  in  den  deutschen  Ländern  ausserhalb  Preussens  wert- 
vollen Zusanunenstellung  bilden  die  Vorschriften  über  bauliche 
Herstellung  und  Unterhaltung  der  Gefängnisse,  Beschaffung  der 
Gefängnisutensilien ,  Verwendung  und  rechnerische  Behandlung 
des  Arbeitsverdienstes  der  Gefangenen,  Haft-  und  Verpflegungs- 
kosten, Berichterstattung  in  Angelegenheiten  der  Gefängnis- 
verwaltung, sowie  eine  Reihe  von  Formularen  der  eingeführten 
R«gisterbücher  und  Listen.  Streng. 

ran  Dnyl,  D.  Z.  De  voorwaardelijke  invrijheidstel- 
ling.     Leiden.     1881. 

Diese  Inauguralschrift ,  am  4.  Juli  d.  J.  an  der  Universität 
zu  Leiden  verteidigt,  behandelt  in  eingehender  Weise,  d.  h. 
historisch  und  kritisch,  die  vorläufige  Entlassung  mit  Bezug- 
nahme auf  ausländische  Gesetzgebungen  und  Schriftsteller  und 
namentlich  auf  das  deutsche  Str.G.B.  und  die  hervorragenden 
deutschen  Schriftsteller  über  diesen  Gegenstand.  Auch  im  Aus- 
lande verdient  diese  Arbeit  näher  bekannt  zu  werden. 

V.  Swinderen. 

Sichart,  E.  Strafanstaltsdirektor,  üeber  Rückfälligkeit 
der  Verbrecher  und  die  Mittel  zu  deren  Be- 
kämpfung. Ansichten  und  Erfahrungen  eines  Praktikers 
über  Strafgesetzgebung,  Strafi-echtspflege  und  Strafvollzug. 
Heidelberg.     Georg  Weiss.     1881.     84  S.     IM.  40  Pfg. 
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Den  Ausgangspunkt  des  Verf.  bildet  eine  Uebersicht  des 
Gefangenenstandes  in  den  württembergischen  Strafanstalten  in 
den  Jahren  1866/67  bis  1877/78.  Die  jährlichen  Einlieferungen 
vor  Einführung  des  R.Str.G.B.  (1.  Januar  1872)  zeigen  die 
höchste  Ziffer  im  Jahre  1869/70  mit  2416,  sanken  im  Jahre 
1872/73  auf  1947,  stiegen  im  Jahre  1875/76  auf  2553,  im 
Jahre  1876/77  (wohl  unter  dem  hauptsächlichen  Einflüsse  der 
Novelle  vom  26.  Februar  1876)  auf  3425 ,  im  Jahre  1877/78 
auf  3125.  Als  rückfällig  gelten  in  der  württembergischen 
Strafanstaltsstatistik  die  Gefangenen,  welche  früher  schon  eine 
Landesgefängnis-,  Festungs-  oder  höhere  Strafe  wegen  gleichen 
oder  verschiedenen  Deliktes  erstanden  haben.  Bis  zum  Jahre 
1877  wurden  Freihheitsstrafen  (wohl  nur  Gefängnis)  von  über 
4  Wochen,  seit  dem  Jahre  1877  von  über  6  Wochen  in  Landes- 
gefängnissen vollzogen.  Der  Prozentsatz  der  Eückfälligen  zur 
Gesamtzahl  der  Eingelieferten  war  45  im  Jahre  1866/67  und 
48  im  Jahre  1877/78.  Weit  schlimmer  gestaltet  sich  derselbe 
in  der  vom  Verf.  in  Ludwigsburg  geleiteten  Strafanstalt,  welche 
seit  1.  Januar  1872  zur  Verbüssung  von  Zuchthausstrafen  bis 
zu  5  Jahren  dient.  Unter  den  im  Jahre  1873/74  Eingelieferten 
waren  80  Prozent  rückfällig.  Der  Verf.  zergliedert  auf  Grund 
seiner  Erhebungen  die  äusserlich  erkennbaren  Ursachen,  welche 
mittelbar  zum  Verbrechen  führten,  verbreitet  sich  über  die  ver- 
schiedenen Strafprojekte ,  bekämpft  die  Ansichten  von  Mittel- 
staedt  und  Kra  epelin,  kritisiert  die  einzelnen  Strafarten  und 
den  in  neuester  Zeit  dem  Strafvollzug  häufig  gemachten  Vor- 
wurf allzugrosser  Milde  und  fordert  als  wirksamstes  Mittel  zur 
Bekämpfung  des  gewohnheitsmässigen  Verbrechertums  stärkere 
Ausnutzung  des  Arbeitshauses  durch  Verwahrung  unverbesser- 
licher Verbrecher  nach  erstandener  Strafe  in  Arbeitshäusern  unter 
strenger  Absonderung  derselben  von  den  gegenwärtigen  Insassen 
derselben.  An  diese  Ausführungen  reihen  sich  eine  Kritik  des 
Gesetzentwurfs  über  die  Vollstreckung  der  Freiheitsstrafen  für 
das  Deutsche  Reich  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  würt- 
tembei'gischen  Verhältnisse,  Betrachtungen  über  Zunahme  des 
Bettler-  und  Vagabundentums,  und  die  Postulate,  zur  Abschnei- 
dung der  natürlichen  Zuflüsse  zum  gewohnheitsmässigen  Ver- 
brechertum dem  Staate  das  R.  der  Zwangserziehung  sittlich 
verwahrloster  Kinder  einzuräumen,  besondere  Strafanstalten  für 
jugendliche  Personen  zu  errichten  und  die  Reorganisation  der 
kleinen  Gefängnisse  in  die  Hand  zu  nehmen.  Streng. 
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VII.   Kirchenrecht. 

Moalart,  J.  Kirche  und  Staat  oder  die  beiden  Gewalten, 
ihr  Ursprung,  ihre  Beziehungen,  ihre  Rechte  und  ihre  Gren- 
zen. Autoris.  üebers.  nach  der  2.  Aufl.  des  Originals  von 
Herrn.  Houben,  Priester  der  Diözese  Limburg.  Mainz. 
Kirchheim.  1881.  XVII  u.  632  S.  10  M. 
Dies  von  dem  Uebersetzer  dem  Abgeordneten  Windthorst 
(Meppen)  gewidmete  Buch  will  eine  eingehende  Erörterung  des 
in  dem  Titel  hinlänglich  bezeichneten  Themas  geben.  In  der 
That  werden  alle  möglichen  das  Thema  berührenden  Fragen, 
besprochen,  von  der  Absetzbarkeit  des  Souveräns  durch  den 
Papst  bis  auf  die  Frage  über  den  Charakter  der  Friedhöfe.  Seine 
Methode  weicht  von  jener  wesentlich  ab,  welche  man  nicht  bloss 
in  Deutschland  als  wissenschaftliche  anzuwenden  pflegt,  sie  ist 
die  scholastische  in  nicht  gerade  glücklicher  Form.  Das  ge- 
schichtliche Moment  tritt  teils  ganz  in  den  Hintergrund,  teils 
dient  es  als  Staffage,  deren  Zweck  kaum  einleuchtet.  So  ist 
z.  B.  ,Das  Historische  der  appels  comme  d'abus"  auf  zwei 
Seiten  abgehandelt.  Durchgehends  sind  die  Deduktionen  gestützt 
auf  Stellen  der  hl.  Schrift,  Ausspräche  alter  und  neuer  Theo- 
logen u.  s.  w. ,  vorzüglich  aber  auf  die  bekannten  päpstlichen 
Dekretalen  u.  dgl. ,  den  Syllabus,  die  Dekrete  des  letzten  vati- 
kanischen Konzils,  Thomas  von  Aquin,  Bellarmin  u.  s.  w. ,  ge- 
legentlich auch  auf  irgend  eine  neuere  Broschüre.  Die  gefun- 
denen Sätze  wendet  M.  an  zur  Beurteilung  der  belgischen  Ge- 
setze. Man  darf  das  Buch  bezeichnen  als  eine  theoretisch  kor- 
rekte Darstellung  des  päpstlichen  Systems  der  kirchlichen  Macht 
gegenüber  dem  Staate;  in  den  praktischen  Konsequenzen  wird 
allenthalben  die  Methode  befolgt,  den  prinzipiell  schroffen  Satz 
durch  Konnivenz  zu  mildern,  wo  und  soweit  das  der  , Kirche' 
Nutzen  bringt.  Zur  Kennzeichnung  wird  genügen,  dass  nach 
S.  460  ,die  Zivilehe  entstanden  ist  aus  den  Inspirationen,  wel- 
chen die  Gesetzgeber  der  grossen  französ.  Revolution  gehorchten; 
sie  ist  eines  der  Prinzipien  von  1789'^,  dass  nach  S.  462  ,die 
Zivilehe  die  Gewissensft-eiheit  vernichtet" ;  gleichwohl  ist  S.  469 
nach  Anführung  der  Worte  Pius'  IX.,  dass  ,die  eheliche  Ver- 
bindung unter  den  Christen  nur  in  dem  Ehesakrament  legitim, 
ausserhalb  desselben  nur  ein  reines  Konkubinat  ist",  zugesetzt: 
„Gleichwohl,  bemerken  wir  dieses,  ist  dieses  noch  kein  Dogma 
im    eigentlichen    Sinne,     oder     ein     definitiver    Glaubens- 
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artikel"!  —  Das  Buch  ist  wertlos  vom  wissenschaftlichen  Ge- 
sichtspunkte aus,  da  es  für  die  historische  Seite  nichts  bietet, 
die  Deduktionen  selbst  lediglich  mit  den  landläufigsten  Argu- 
menten stützt.  Wer  aber  wissen  will,  was  die  römischen  Theo- 
logen über  den  Gegenstand  sagen  und  wie  sie  dies  begründen, 
der  kann  es  gebrauchen.  v.  Schulte. 

Sachsso,  H.  Die  Lehre  vom  defectus  sacramenti,  ihre 
historische  Entwickelung  u.  dogmatische  Begrün- 
dung.    Brln.u.  Lpzg.   Guttentag.  1881.  VIII  u.  219  S.  5M. 

Derselbe:  Ueber  Ursprung  u.  Entwickelung  der  Lehre, 
vom  defectus  sacramenti.  Brln.  1881.  Inaug.-Dissert. 
Bgn.  1 — 6  der  erstgenannten  Schrift. 

Herkömmlich  wird  von  den  Kanonisten  die  divisio  carnis  in 
plures  als  das  Wesen  des  defectus  sacramenti  bezeichnet.  Diese 
Auffassung  fusst  auf  c.  5.  X.  1,  21,  ist  durch  P.  Innocenz  III.  u. 
IV.  verschuldet  u.  hat  in  der  Doktrin  zu  schwerer  Verwirrung 
resp.  zur  Bildung  eines  durchaus  verschwommenen  Bigamiebe- 
griflfs  geführt. 

Sachsses  Untersuchungen  zeigen  den  Fehler  der  bisherigen 
Konstruktion  und  lösen  den  Rattenkönig  von  Mystik,  Wider- 
sprüchen und  Kontroversen  auf. 

Ein  historischer  Theil  legt  den  Entwickelungsgang  der 
intrikaten  Lehre  im  Abendlande  dar. 

In  dem  dogmatischen  Teil  werden  Begriff  und  Bedeutung 
des  def.  sacr.  klar  gestellt,  seine  allgemeinen  u.  besonderen  Vor- 
aussetzungen eingehend  behandelt  und  so  die  gesammte  Lehre, 
unter  Ausscheidung  aller  fremdartigen  Bestandtheile ,  aus  den 
Grundelementen  einheitlich  rekonstruirt.  Darnach  ergibt  sich 
folgendes : 

Der  def.  sacr.  setzt  eine  vollzogene  Ehe  voraus.  Denn  nur 
letztere  ist  ein  Sakrament  (als  Abbild  der  durch  Inkarnation 
zwischen  Christus  und  der  Kirche  vollzogenen  mystischen  Ehe). 
Es  scheiden  also  die  bigamia  simultanea  und  similitudinaria  aus 
der  Lehre  vom  def.  sacr.  aus. 

Jene  mystische  Ehe  Christi  mit  der  Kirche  ist  aber  ein  con- 
jugium  unius  cum  una,  die  Kirche  selbst  eine  sponsa  Imma- 
culata. Demgemäss  begründet  es  einen  Mangel  im  Sakrament, 
wenn  entweder  Mann  resp.  Weib  eine  mehrfache  Ehe  vollzogen 
(jede  zweite  Ehe  ist  nur  ein  getrübtes  Bild  der  mystischen  Ehe) 
oder  wenn  das  Weib,    sei   es  vor,   sei  es  nach  Vollziehung  der 
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Ehe,   von   einem  dritten    erkannt   worden    ist    (jede    corruptio 
mtilieris  trübt  das  Bild  der  immaculata  sponsa  Christi). 
Zwei  Kategorien  sind  daher  zu  unterscheiden: 
I.  Def .  sacr .  u  n  i  t  a  t  i  s  propt er  bigamiam  ( v  i  r  i = irregul.  bigami; 
mulieris:=irregul.  mariti  viduae). 

n.  Def.  sacr.  incorruptionis  propter  corruptionem  mulieris 
(antecedentem— irreg.  mariti  defloratae:  supervenientem= 
irreg.  mariti  adult«ratae).  Hübler. 

•llejer,  0.  Zur  Geschichte  des  ältesten  protestant.  Ehe- 
rechts (Zeitschrift  für  Kirchenrecht  von  Dove  und  Fried- 
berg XVI.,  Heft  1). 

Welche  Stellung  hat  die  Reformation  zum  kanonischen  Ehe- 
recht  eingenommen?  Diese  seit  Richter  viel  behandelte  Frage 
erhält  von  Mejer  eine  neue,  dankenswerte  Beleuchtung.  Die 
Untersuchung  fusst  im  wesentlichen  auf  der  Praxis  des  alten 
Konsistoriums  in  Wittenberg  (1539). 

Als  Zeugen  werden  sechs  Juristen  Kling,  Monner,  Mauser, 
Schneidewein,  Wesenbeck,  J.  v.  Beust,  u.  ein  Theologe  auf- 
gerufen: Sarcerius.  Alle  stimmen  darin  überein,  dass  das  kano- 
nische Eherecht  foii;gelte,  und  dass  von  ihm  nur,  soweit  es 
Schrift  widrig,  Ausnahmen  zu  statuieren  seien.  Die  Ausnahmen 
beschränken  sich  auf  fünf  Punkte:  Priesterehe,  verbotene  Grade, 
consensus  parentum,  error  de  virginitate,  Ehescheidung  quoad 
vinculum.  Letztere  wird  aber  nicht  bloss  durch  Ehebruch,  Un- 
glauben, Impotenz  und  malitiosa  desertio,  sondern  im  Wege  des 
Desertionsprozesses  schon  durch  quasi  desertio  und  Sävitien 
begründet.  Hüb  1er. 

Schenrl,  A.  v.     Das   gemeine    deutsche  Eherecht  u.  seine 
Umbildung  durch  das  Reichsgesetz  v.  6.  Febr.  1875. 
Erlangen.     Deichert.     1881.     I.  Heft.     266  S.     4  M. 
Bis   zum  Jahre    1875   hatte   das   gemeine   deutsche  Eherecht 
gleichmässig  Geltung  für   das  bürgerliche  wie  für  das  kirchliche 
Gemeinwesen.     Seitdem  zweit  sich  der  Rechtsstoff.     Dem  bürger- 
lichen Reichseherecht  steht  eine  kirchliche  Eheordnung  gegen- 
über.    Hinsichtlich  der  letzteren  gilt  das  alte  katholische  Ehe- 
recht unverändert  fort.     Inwieweit  das  protestantische  durch 
das  Reichsgesetz  vom  6.  Februar  1875  Modifikationen    erfahren, 
bedarf  eingehender  Untersuchung.     Dem   neuen  Reich  seherecht 
kommt  überhaupt  nur  ein  fragmentarischer  Charakter  zu. 

Diese  Erwägungen  sind  für  den  Verf.   massgebend  gewesen. 
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Sein  Buch  soll  das  gemeine  deutsche  Eherecht,  wie  es  bisher  ge- 
golten, darstellen,  aber  seine  Umbildung  durch  das  Reichsgesetz, 
und  den  Einfluss  derselben  auf  die  kirchliche  Eheordnung  berück- 
sichtigen. Heft  I.  behandelt  das  formelle  und  materielle  Ehe- 
schliessungsrecht,    sowie   die  Rechts  Wirkungen  der  Ehe. 

Hübler. 


VIII.    Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Stoerk.  Das  verfassungsmässige  Verhältnis  des  Ab- 
geordneten zur  Wählerschaft.  (Sep.-Abdruck  aus  den 
Jurist.  Blättern.)     Wien.     Holder.     1881.     20  S. 

Dieser  in  der  Wiener  Jurist.  Gesellschaft  gehaltene  Vortrag 
zeigt,  dass  die  Stellung  des  Abgeordneten  zur  Wählerschaft  in 
Verfassungen  bisher  fast  nur  negativ  bestimmt,  doch  auch  eine 
Reihe  positiver  Normen  fordere.  In  fesselnder  Form  wird  1)  das 
bindende  Mandat,  welches  den  auf  privatrechtlicher  Basis  erbauten 
landständischen  Staat  kennzeichnet,  begrifflich  klargestellt,  2)  die 
rechtshistorische  Entwickelung,  insbesondere  der  Zusammenhang 
des  Gedankens  der  Staatseinheit  und  Abgeordneten-Unabhängig- 
keit (vgl.  franz.  Verf.  v.  3.  Sept.  1791),  skizzirt,  3)  mit  beson- 
derer Berücksichtigung  Oesterreichs  die  Bedeutung  und  Funktion 
des  kraft  einer  Fiktion  inhaltlich  und  territorial  über  Willen 
der  Wählerschaft  und  Wahlgebiet  hinausgehenden  freien  Man- 
dates im  konst.  Staate  erörtert  und  vor  allem  betont,  dass  der 
Satz,  der  Abgeordnete  vertrete  die  Gesamtheit,  notwendigerweise 
in  das  lebendige  Volksbewusstsein  übergehen  müsse.  K. 

Heemskerk,  Mr.  J.  Az,  De  praktyk  onser  Grondwet 
2.  Deelen.  Utrecht.  J.  L.  Beyers. 
Auf  diese  grosse,  verschiedene  Gegenstände  des  öffentlichen 
Rechts  behandelnde  Arbeit  des  tüchtigen  niederländischen  Staats- 
mannes verdient  auch  im  Auslande  die  Aufmerksamkeit  gelenkt 
zu  werden.  Auf  dieselbe  näher  einzugehen  ist  hier  nicht  am 
Platze.  V.  Swinderen. 

Braiicbitsch,  M.  v.    Die  neuen  Preussischen  Verwal- 
tungsgesetze.    I.  Bd.    Zweiter  Abdruck.    Brln. 
Heymann.     1881.     X  u.  466  S.     7  M. 
Der  Verfasser  der  vorliegenden  Ausgabe  der  Gesetze  über  die 

preussische  Verwaltungsreform  war  sowohl  durch  seine  amtliche 
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Stellung  wie  durch  seine  Teilnahme  an  den  Beratungen  der 
Entwürfe  im  Landtage  besonders  zu  einem  solchen  Werke  be- 
rufen, umsomehr  da  sein  1876  erschienenes  Werk  („Die  neueren 
Organisationsgesetze  etc.")  sich  bei  allen  Verwaltungspraktikem 
als  „kleiner  Brauchitsch"  geradezu  unentbehrlich  gemacht  hatte. 
In  vorliegender  Ausgabe  ist  dieselbe  Methode  wie  1876  verfolgt : 
•es  soll  vorzüglich  das  Verhältnis  der  neuen  Bestimmungen  zu 
den  bisher  gültigen  klargelegt  werden:  so  stellt  sich  das  Werk 
dar  als  eine  vergleichende  Bearbeitung  der  neuen  und  der  in 
Gültigkeit  gebliebenen  älteren  Bestimmungen.  Der  I.  Bd.  ent- 
hält zunächst  das  Organisationsgesetz  vom  26.  Juli  1880 ,  das 
Gesetz  betr.  die  Verfassung  der  Verwaltungsgerichte  und  das  Ver-. 
waltungsstreitverfahren  in  der  Fassung  vom  2.  August  1880  und 
das  Zuständigkeitsgesetz  vom  29.  Juni  1875.  Jedem  dieser  Ge- 
setze ist  eine  lichtvolle  Einleitung  über  Entstehung,  Grundge- 
danken, sowie  insbesondere  über  die  in  den  neuen  Fassungen 
liegenden  Aenderungen  vorausgeschickt  und  ein  reichhaltiger  in 
Anmerkungen  zu  den  einzelnen  §§  fortlaufender  Kommentar  bei- 
gegeben. Ein  Anhang  enthält  eine  grosse  Anzahl  Gesetze  ohne 
weitere  Anmerkungen,  Gesetz  betr.  die  Dienstvergehen,  Com- 
petenzkonflikte,  Befähigung  zum  höheren  Verwaltungsdienst  etc., 
ferner  eine  Reihe  von  Instx-uktionen  und  Regulativen  für  die 
Bezirksräthe ,  Kreisausschüsse  und  Verwaltungsgerichte,  sowie 
eine   sehr   übersichtliche   und   brauchbare   Zuständigkeitstabelle. 

K. 

Kosnb ,  H.  Die  Organisation  der  Preuss.  Staats- 
Eisenbahn-Verwaltung  nebst  den  auf  die  Anstel- 
lung im  Staats-Eisenbahn-Dienst  und  auf  die  Disziplinar- 
Verhältnisse  der  Beamten  etc.  Bezug  habenden  Bestimmungen. 
Berlin.     Heymann.     1881.     7  M. 

Das  Buch  enthält  eine  genaue  und  geschickte  Zusammen- 
stellung der  auf  die  neue  Organisation  der  Preuss.  Staats-Eisen- 
bahnverwaltung  und  die  Verhältnisse  der  Staats-Eisenbahnbeamten 
bezüglichen  Bestimmungen.  Eger. 

Wengler,  F.  A.  Die  Viehseuchengesetzgebung 
Deutschlands.  Kommentar  zum  Reichsgesetze  vom 
23.  .Juni  1880,  betreffend  die  Abwehr  und  Unterdrückuncr 
von  Viehseuchen  (Separatabdruck  aus  der  Gesetzgebung  des 
Deutschen  Reiches  mit  Erläuterungen).  2  Hefte,  314  Seiten. 
Erlangen.   Palm  u.  Enke.    1881.   Preis  beider  Hefte  6  M.  40. 
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Mit  dem  Gesetze  v.  23.  Juni  1880  hat  die  Veterinärgesetz- 
gebung des  Reichs  einen  erstmaligen  Abschluss  erlangt.  Wäh- 
rend —  wie  zugleich  zu  S.  45  des  vorliegenden  Werkes  bemerkt 
sei  —  hinsichtlich  der  Ausübung  der  Thierarzneikunde  einer- 
seits und  der  auf  die  Verwertung  des  Viehs  abzielenden  Gewerbe 
anderseits  schon  die  Gewerbeordnung  (vergl.  namentlich  §§  7, 
16,  23,  29)  Bestimmung  getroffen,  ferner  die  gesundheitspolizei- 
liche Seite  des  Veterinärwesens  durch  das  Reichsgesetz  betreffend 
den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln  v.  14.  Mai  1879  (insbesondere 
§  5  Nr.  3)  allgemeine  Normirung  gefunden  hatte,  waren  hin- 
sichtlich des  Seuchenwesens  selbst  lediglich  die  drei  Spezialgesetze 
V.  7.  April  1869,  25.  Februar  1876  und  21.  Mai  1878  ergangen, 
von  denen  das  zweite  die  Beseitigung  von  Viehansteckungsstoffen 
im  Eisenbahnverkehr  angeht,  die  beiden  anderen  nur  die  Rinder- 
pest betreffen.  Das  Reichsgesetz  von  1880  hat  nun,  gestützt 
auf  den  Vorgang  Preussens  mit  seinem  Gesetze  v.  25.  Juni  1875, 
die  Lücke  ausgefüllt  und  an  die  Stelle  der  Zerfahrenheit,  welche 
auf  diesem,  übereinstimmender  Regelung  gerade  besonders  bedürf- 
tigen Gebiete,  bisher  in  Deutschland  herrschte,  einheitliche  Nor- 
men für  die  Behandlung  auch  der  übrigen  wichtigeren  Seuchen- 
gattungen gesetzt. 

Das  vorliegende  Wei'k  bietet  zum  gedachten  Gesetze  einen 
sehr  eingehenden  Kommentar,  in  welchem  insbesondere  die  Druck- 
sachen des  Reichstags  —  nicht  bloss  die  auf  die  Gesetzesvorlage 
unmittelbar  bezüglichen,  sondern  auch  alle  sonst  einschlagenden  — 
in  erschöpfender  Weise  benutzt  und  ausserdem  die  Materialien 
des  erwähnten  preussischen  Gesetzes,  welches  dem  Reichsgesetze 
in  der  Hauptsache  zum  Vorbilde  gedient  hat,  sowie  die  Denk- 
schriften des  deutschen  Landwirtschafts-  und  Veterinärrates 
verwertet  sind.  Auf  die  in  den  Gesetzesmaterialien  dai'gestellte 
ausländische  Gesetzgebung,  insbesondere  auf  das  österreichische 
Seuchengesetz  v.  29.  Februar  1880  (zu  welchem  übrigens  bereits 
eine  grössere  Reihe  Verwaltungspräjudizien  vorliegt),  ist  stetige 
Rücksicht  genommen.  Einleitungsweise  wird  die  Geschichte  der 
drei  obengenannten  Spezialgesetze  unter  Erwähnung  ,der  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts,  sowie  eine  Uebersicht  über  die 
seitherige  Seuchengesetzgebung  der  deutschen  Staaten  gegeben, 
während  der  Inhalt  der  vom  Bundesrate  aufgestellten,  unterm 
24.  Februar  1881  publizierten  Instruktion  und  der  Ausführungs- 
bestimmungen der  grösseren  Bundesstaaten  im  Hauptteile  des 
Werkes  Skizzierung  gefunden  hat. 

Das  Buch  wird  besonders  denjenigen  von  Wert  sein,  welche 
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übei-  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  und  seine  einzelnen 
Bestimmungen  genaueste  Auskunft  suchen.  Vom  Standpunkte 
des  praktischen  Handgebrauchs  bedauern  wir,  dass  nicht  ein 
wörtlicher  Abdruck  der  Gesetze  von  1869  und  1876  nebst  Zu- 
behör sowie  der  bundesrätlichen  Instruktionen  beigegeben  wor- 
den ist.  Leuthold. 

Walter,  0.  F.  Die  im  Königreich  Sachsen  in  Betreff  der 
Zwangsvollstreckung  in  Verwaltungssachen  gelten- 
den Gesetze  u.  Verordnungen.  Leipzig.  Rossberg.  1881. 
IV  u.  106  S.  1  M.  50  Pf. 
Die  durch  die  Reichsjustizgesetzgebung  hervorgerufenen  neuen 
landesrechtl.  Normen  über  das  Vollstreckungsverfahren  der  Ver- 
waltungsbehörden wegen  Geldleistungen  (Gesetz  vom  7.  März 
1879)  sind  für  den  Handgebrauch  sächsischer  Praktiker  nebst 
der  Instruktion  für  die  Vollstreckungsbeamten  der  Staatsverwal- 
tungsbehörden vom  15.  Oktober  1879  und  einer  Anzahl  anderer 
durch  den  Druck  bekannt  gewordener,  einschlägiger  Ausführungs- 
bestimmungen der  Oberbehörden  zusammengestellt,  durch  einzelne 
aus  den  Landtagsmaterialien ,  den  Reichsjustizgesetzen  u.  der 
Litteratur  geschöpfte  Anmerkungen  erläutert,  sowie  mit  einem 
Sachregister  versehen.  Das  durch  die  Prozessgesetze  des  Reichs 
nicht  berührte  materielle  Landesrecht  hinsichtlich  der  Executions- 
befugnisse  der  Verwaltungsbehörden  findet  nur  einleitungsweise 
kurze  Erwähnung.  S.  24  pos.  6  muss  in  der  letzten  Kolumne 
statt  50  Pf.  vielmehr  1  M.  50  Pf.  stehen.  Das  Reichsgesetz  v. 
29.  Juni  1881  konnte  noch  nicht  berücksichtigt  werden. 

Leuthold. 


I 


IX.    Internationales  Recht. 

Pradier-Fodere,  P.  Cours  de  droit  diplomatique.  2.  T. 
Paris.  G.  Pedone-Lauriel.  1881. 
Die  ,Bibliotheque  internationale  et  dipl."  hat  die  Auf- 
gabe den  ganzen  Stoff  des  internationalen  R.'s  in  Spezialwerken 
zu  behandeln.  T.  1  u.  2  enthalten  den  auf  reiches  offizielles  Ma- 
terial basierten  Guide  pratique  des  Consulats  von  de  Clercq 
u.  de  Vallat.  T.  3  u.  4:  Von  denselben:  Formulaire  des 
Chancelleries  dipl.  et  cons.  Bd.  5  und  6  gaben  die  von 
Ch.  Antoine  besorgte  Uebersetzung   des  Werkes  v.  Pasquale 
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Fiore  über  das  intern.  Strafrecht  u.  die  Auslieferung.  —  Pradier- 
Foderes  Arbeit  (T.  7  u.  8  der  Sammlung)  ist  nicht  bloss  dem 
sogen.  Gesandtenrecht  gewidmet,  sondern  behandelt  auch  zugleich 
jene  dehnbare  Materie,  welche  in  älteren  Lehrbüchern  über  ,die 
Kunst  dipl.  Verhandlungen"  Erörterung  fand.  Ohne  eigentlichen 
systematischen  Aufbau  bietet  Bd.  1 :  Geschichte  u.  Entwicklung 
der  europ.  Diplomatie  u.  des  dipl.  Verkehrs.'  Das  intern.  Cere- 
monialrecht  mit  allem  höfischen  Detail  S.  42 — 200  breit  behandelt, 
liefert  nur  wenig  juristisches  Material.  Um  so  wichtiger  ist  vom 
Gesichtspunkt  der  staatlichen  Amtsorganisation  die  Darstellung 
der  innern  u.  äussern  Technik  des  diplomatischen  Dienstes  (Chap. 
VI — VIII)  sowie  die  etwas  allzu  knappe  Untersuchung  über  das 
Verhältnis  der  Diplomatie  zur  innern  Organisation  repräsentativ- 
constitutionellen  Staaten  (S.  355 — 495).  Der  zweite  Band  zeigt 
mit  Beziehung  auf  einzelne  praktische  Fälle  Entwickelung  u.  Um- 
fang der  Privilegien  u.  Exemtionen  dipl.  Funktionäre :  Immunität, 
Zollbefreiung,  Gerichtsstand  etc.  (Ch.  XI-XIV).  Kapitel  XV: 
Geschäftsgang  von  Conferenzen  u.  Kongressen.  Uebersicht  der 
dipl.  Verhandlungsformen  u.  des  Aktenmaterials.  Bedeutung  des 
Kanzleramtes  im  dipl.  Dienste.  Nach  einem  der  „Beendigung 
der  dipl.  Function"  gewidmeten  Abschnitte  gibt  Verf.  in  einem 
reichen  Appendix  mehrere  für  die  Organisation  des  dipl.  Dienstes 
der  französischen  Republik  wichtige  Verfügungen  u.  Dekrete, 
deren  Zusammenstellung  zum  Zwecke  der  Vergleichung  mit  den 
Vorschriften  anderer  Staaten  nicht  ohne  Wert  ist.       Stoerk. 

Lanrent,  F.  Le  droit  civil  international.  T.  I— V.  Bru- 
xelles.  Bruylant-Christophle.  1880. 
Das  wichtige  Gebiet  des  intern.  Privati'echts  wird  in  diesem 
gross  angelegten  Werke  eingehender  Bearbeitung  unterzogen. 
Bd.  L  macht  uns  im  AI  lg.  Teil  mit  Begriff  u.  Umfang  der 
intern.  Privatrechtslehre  bekannt,  während  die  Geschichte  der- 
selben die  quellenmässig  gründlichste  Darstellung  findet.  Im 
Anschlüsse  an  die  Statutenfrage  behandelt  T.  2  die  rechtliche 
Stellung  des  Fremden,  vorerst  in  den  Hauptgrundsätzen  unter 
Vergleichung  der  wichtigsten  Gesetzgebungen,  sodann  mit  beson- 
derer Rücksichtnahme  auf  die  Institute  des  Familien-  u.  Erb-R. 
In  dem  Abschnitte  über  „Lois  personnelles  et  lois  reelles" 
zeigt  sich  hier  namentlich  die  umfassende  Litteratur-  u.  Gesetzes- 
kenntniss  des  berühmten  Verfassers.  Derselbe  Bd.  enthält  auch 
die  Darstellung  des  formellen  Rechts,  Stellung  u.  Bedeutung  des 
Satzes:    locus    regit  actum,  für  die  Geltung  des  fremden  Rs. 


Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    1.  Heft.         41 

im  Inlande.  —  Vom  Ge.sichtspunkte  der  üblichen  Systematik 
Hessen  sich  einige  Einwendungen  erheben  gegen  die  umfangreiche 
Behandlung  des  Institutes  der  Exterritorialität  im  Bd.  3.,  woselbst 
das  Werk  zum  spez.  Teil  übergeht:  La  nationalite  comme 
fondement  de  l'organisation  de  l'humanite.  Die  Lehren 
von  der  Staatsbürgerschaft  u.  vom  Domizil,  deren  Erwerb  u. 
Verlust  bilden  hier  aen  Uebergang  zur  Spezialisierung  der  „allg- 
bürgerlichen"  Rechte  des  Fremden:  Ehe  u.  Eigentum.  Bd.  4  ist 
nach  einer  lichtvollen  Darlegung  über  intern.  Rechtsschutz  u. 
Rechtshülfe  vom  Stande  der  neuern  Gesetzgebung  aus  der  Familie 
u.  deren  Rechte  gewidmet:  Ehe,  Einfluss  des  Glaubensbe- 
kenntnisses auf  den  Solennitätsakt ,  Ehen  in  der  Heimat, 
Ehen  in  der  Fremde,  Ehemündigkeit,  rechtliche  Mängel  bei 
Eingehung  der  Ehe,  Wirkungen  auf  den  Bestand  derselben. 
Bd.  5  setzt  diese  an  Controversen  so  überreiche  Materie  fort, 
mit  sorgfältiger  Benutzung  der  internationalen  Spruchpraxis. 
Verf.  geht  sodann  zu  den  aus  der  Ehe  hervorgehenden  Ver- 
bindlichkeiten über  und  liefert  im  Anschlüsse  daran  einen  wert- 
vollen Beitrag  zur  Lehre  vom  ehelichen  Güterrecht.  In 
organischer  Systematik  schliesst  die  Lehre  von  der  Ehe  mit 
ihrer  Trennung  ab ,  —  rechtlicher  Stand  dieser  Frage  in  den 
verschiedenen  Staaten;  und  die  juristischen  Folgen  derselben  in 
Ansehung  der  beiden  Gatten  und  der  Kinder.  Folgt:  die  ehe- 
liche Abstammung  und  ihre  rechtlichen  Wirkungen.  Stellung 
des  unehelichen  Kindes,  und  la  recherche  de  la  paternite 
in  den  Gesetzgebungen  der  wichtigsten  Staaten.  —  Klarheit  der 
Exposition  und  die  fesselnde  Sprache,  jene  Vorzüge  der  Werke 
L.'s,  sind  auch  diesem  reichlich  zu  Statten  gekommen.    Stoerk. 


B.   Zeitschriftenüberschau. 


Zeitschr.  d.  Sari^nystiftong  f.  Rechtsgesehichte.  II.  1.  Romanist. 
Abth.  Demelius,d.  uindex  bei  in  ins  uoeatio.  Lenel,  Beiträge 
z.  Kenntnis  d.  Edikts.  Krüger,  d  Berliner  Fragmente  v.  Papinians 
responsa.  M.  Cohn.  d.  neue  Fragment  de  dediticiis.  „Ein  Wort"- 
zu  den  12  Tafeln.  Schmidt,  die  Senatsbeschlüsse  üb.  d.  Thisbaeer 
V.  J.  170  V.  Chr.  Bi'emer,  zur  Geschichte  d.  keltischen  Pro- 
vinzial-R.     Eisele.  translatio  iudicii  nach  der  lit.  Contest. 

Nonr.  Revne  historiqne  d.  droit  IVan^ais  et  etranger.  V.  Nr.  4. 
Finot.  les  derniers  mainmortables  de  l'abbaye  de  cherlieu.  Ch. 
Brocher,  notice  sur  Wheaton  et  Beache  Lawrence.  Glasson. 
les  sources  de  la  procedure  civile  fran^aise. 
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Grenzboten  Nr.  36.  Kentzler,  Entwicklung  des  R?.  in  Deutschland 
(anknüpfend  an  S  o  h  m  s  röm.  u.  fränk.  R.) 

L'nnion  postale  Nr.  9.  Lop  er,  das  älteste  deutsche  geschichtlich 
rechtliche  Werk  über  die  Posteinrichtungen  (i.  e.  Beust,  Post- 
Regal etc.     Jena.     1747). 

Magazin  f.  d.  deutsche  R.  d.  Gegenwart  (Bödiker).  I.  2. 
Freudenstein,  Verwerfung  des  Verdikts  durch  Gerichtsbe- 
schluss.  Schiele,  Verhältnis  der  Vereine  gegen  Hausbettelei 
zu  den  Uebertretungen  nach  §361,  3.  4  5tr.Gr.B.  Ötegemann, 
Anwendbarkeit  von  §  347  H.G.B.  auf  Viehkäufe.  Der  That- 
bestand  im  Urteile.  Herzog,  d.  Form  d.  Einlegung  der  Be- 
schwerde. Goering,  antikritische  Bemerkungen  über  d.  amts- 
gerichtl.  Ziv.-Proz. 

Zeitschr.  f.  franz.  Civ.-R.  XHI.  1.  Ausserfranz.,  bad.,  rhein. 
Jurisprudenz :  Die  gerichtliche  Hypothek  des  Code  civil  u.  d. 
deutschen  Justizgesetze.  Entgegnung  v.  Zöllner  u.  Duplik  v. 
Petersen.  Trifft  die  Teilhypothek  den  Steigpreis,  wenn  ge- 
legentlich der  Teilung  bei  der  Lizitation  ein  Dritter  Anstei- 
gerer  wird  u.  kein  Milerbe?  v.  Scher  er. 

Blatter  für  Rechtspflege  in  Thüringen  u.  Anhalt.  N.  F.  Bd.  8, 
Nr.  2.  (Jena,  Fronmiann).  Cronacher  (Hildburghausen),  über 
„Meiningisches  Partikularrecht". 

Juristische  Blätter  (Wien).  X.  Nr.  31—34.  Ueber  Exners  Öster- 
reich. Hypotheken-R.  1.  Art.  Roztocil,  zur  Checklehre  (über 
Bayerndörfiers  „Checksystem  1881").  Lentner,  Presse  u.  Press- 
R.  in  Oesterreich.     Feistmantel,  üb.  Geniissscheine. 

Zeitschr.  f.  schweizer.  Gesetzgebung  u.  Rechtspflege,  hrg.  von 
Ulrich.  Zürich.  Orelli  Füssli.  Bd.  V.  Meili,  Schuldexeku- 
tion u.  Konkursverfahren  nach  zürcherischem  R. 

Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.,  hrg.  v.  Prof.  Heusler,  v.  Orelli,  Schnell 
u.  V.  Wyss  Vater  u.  Sohn  (Basel,  Bahnmaier).  XXI.  Speiser, 
allgemeine  Wechselfähigkeit.  Heusler,  das  Forum  contractus 
u.  das  Schweiz.  Bundes-R.  Die  Schweiz.  Rechtsgesetzgebung  v. 
1875,  1876  u   1877.    Schnell,  Rechtsquellen  d.  Kantons  Freiburg. 

The  law  magazine  and  Review.  Nr.  241.  Lees,  sheriffs  and 
sheriff  courts  in  Scotland.  Maitland,  the  laws  of  Wales,  the 
kindred  and  the  blood  feud.  Kinghorn,  the  growth  of  the 
grand  jmy  system. 

The  Canadian  Law  Times.  Vol.  I.  1881.  (Toronto,  Carswell  &  Co.) 
Hodgins.  law  of  allegiance. 

Zeitschr.  f.  Vermessungswesen.  Bd.  X,  von  W.  Jordan.  (Heft7.) 
Toussaint,  ein  Beitrag  zur  Organisation  des  Vermessungswesens. 
Clotten,  das  Vermessungswesen  im  ehemaligen  Königreicli 
Hannover. 

Zeitschr.  f.  Bergrecht.  XXII.  Jahrg.,  v.  Dr.  H  Brassert.  (Heft  1.) 
Nasse,  Arbeiterunterstützungskassen  auf  engl.  Kohlengruben. 
Riemann,  urkundliche  Nachrichten  über  den  alten  Silbererz- 
bergbau bei  Gladenbach.  Brassert,  die  Ziele  der  deutschen 
Berggesetzgebung.  —  (Heft  2.)  Ueber  die  Vergütung  der  Berg- 
schäden. Brassert,  das  Rechtsmittel  der  Revision  in  berg- 
rechtlichen Prozessen.  Engels,  Geschichte  der  ehemaligen  Sa- 
line zu  Salzliemmendorf.  Wiese,  die  Ansprüche  der  Gewerk- 
schaft wegen  der  rückständigen  Beiträge. 

Oesterreich.  Zeitschr.  f.  Berg- u.  Hüttenwesen.  XXIX.  Jahrg.  v. Hans 
Hofer  u.  L.  v.  Ernst.  Nr.  29.  Besteht  lur  Kohlenbergbaue  ein 
legaler  Zwang  zur  handelsgei'ichtlichen  Firma-ProtokoUirung? 

Patentblatt.  Hrg.  vom  kaiserl.  deutschen  Patentamte.  1881.  (Nr.  26.) 
Dr.  Alexander  Katz.  über  sog.  Umwandelungspatcnte. 
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Zeitsehr.  f.  Handels-R.  26,  3.  u.  4.  0.  Mayer,  die  Concurrence 
deloyale.  Lepa.  d.  Ursprung  d.  Kommissionshandels.  —  Rechts- 
sprüche (Seerechtspraxis  mit  Einleitung,  d.  engl.  Gerichtsorgani- 
sation betr.  V.  Voigt.)  Litteraturübersicht. 
Preuss.  Eisenbahn-Yerordnungsblatt.  Berlin.  1881.  (Nr.  20.) 
Erl.  des  Min.  d.  off.  Arb.  v.  22/7.  81  betr.  Gebührenfreiheit  der 
für  Rechnung  des  Staats  verwalteten  Eisenbahn-Unternehmungen 
in  gerichtlichen  Angelegenheiten. 
Preuss.  Archir  f.  Eisenbahuwesen.  Berlin.  Jahrg.  1881.  (Heft  1.) 
Die  Verhandlungen  der  vereinigten  ständischen  Ausschüsse  über 
die  Eisenbahnfrage  in  Preussen  im  Jahre  1842.  (Heft  2.)  Die 
Entwicklung  des  Submissionsverfahrens  im  Bereich  des  Preuss. 
Ministeriums  der  öffentl.  Arbeiten. 
Zeitung  des  Vereins  dentscher  Eisenbahn-Verwaltungen.  Berlin. 
Jahrg.  1881.  (Xr.  32.)  Die  Wert-  u.  Lieferzeit-Interesse-Dekla- 
ration  im  internationalen  Güterverkehr.  (Kr.  33.)  Zum  Berner 
Entwurf  eines  internationalen  Vertrages  über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr. 
Centralblatt  f.  Eisenbahnen  n.  Dampfschifffahrt  der  österreich.- 
nngar.  Monarchie.  Wien.  Jahrg.  1881.  (^"r.  11.)  Die  Petition 
des  Vereins  deutscher  Spediteure  um  Zulassung  von  Vermerken 
in  den  Frachtbriefen. 
Oesterreich.  Eisenbahn-Zeitung.  Wien.  Jahrg.  1881.  (Kr.  3.)  Zur 
Frage  über  Haftptlicht  der  Eisenbahnen.  (Kr.  19.)  Schadenersatz- 
ansprüche aus  versäumter  Güterablieferung.  (Nr.  20.)  Zur  Pfänd- 
barkeit  der  Gehälter  und  Pensionen  von  Eisenbahnbeamten. 
(Nr.  22.)  Uebersicht  der  im  Jahre  1880  auf  dem  Gebiete  des 
Eisenbahnwesens  erschienenen  österreichischen  Gesetze,  Verord- 
nungen u.  Erlasse. 
Beyue  commerciale  et  jnridiquedes  chemins  deferete.  Brnxelles. 
Jahrg.  1881.  (Lieferg.  Nr.  18-  23,  24-26.)  Projet  de  legislation 
internationale  sur  le  transport  des  marchandises  par  cbemins  de 
fer.  Projet  de  revision  de  lart.  105  du  code  de  commerce. 
(Lieferg.  Nr.  28,  31.)  Le  Projet  de  la  Conference  de  Beme  devant 
le  Parlament  Beige. 
ArchiT  f.  d.  Ciyilist.-Praxis.  64.  H.  2.  3.  VT  ach,  Geständnis. 
Schwalbach. Rechtshängigkeit u.formelle Rechtskraft.  C r e t s c h- 
mar.  Pfand-R.  des  Vermieters.  Cohn,  servitus  altius  tollendi. 
Hellwig,  Eigentumsübertragung  zur  Sicherung  einer  Forde- 
rung. Schlayer,  hypothekarische  Succession.  Altvater,  Un- 
abänderlichkeit der  Entscheidungen,  gegen  welche  d.  Rechtsmittel 
d.  sofortige  Beschwerde  stattfinde.  Schneider,  zu  §  39,  307, 
506  d.  Ziv.Pr.O.  Degenkolb,  Bruns. 
Kerne  critique  de  legislation  et  de  jurisprudence.    X.  Nr.  8.  9. 

Glasson,  l'incompetence  absolue. 
Geriehtssaal.     XXXIIL   3.  H.     Meyer,   d.  Gerechtigkeit  im  Str.-R. 
Ortloff,    Karzerstr.  als  Disziplinarstr.    auf  Universitäten.     Aus- 
länd. Litteratur.     Reich,  z.  Strafvollzugsfrage. 
Zeitsehr.  f.  d.  gesamte  Strafrechtswissenschaft.    (Berlin.  Gutten- 
berg.)    I.    2.     Buri,    über   die  sog.  untauglichen   Versuchshand- 
lungen.    Sergiewski,  Verbrechen  u.  Strafe  als  Gegenstand  der 
Rechtswissenschaft.     John,   Bemerkungen   zu  Urteilen    d.  Straf- 
senate  des  Reichsgerichts.   Brusa,  das  niederländische  Str.G.B. 
—  Litteraturbericht.  —  Beilage:   Uebersetz.  d.  niederländ.  Str.G.B. 
ArchiT   f.   Str.-R.     XXX.    2.  3.     Voitus,  Verfahren   bei    Zuwider- 
handlungen gegen  die  Vorschriften  üb.  d.  Erhebung  öffentl.  Ab- 
gaben.   Bischoff,  Beiträge  zur  Auslegung  der  §§73.  74  R.Str.- 
G.B.       Gefängnis-statistik.      Fuchs,     kritische    Erörterungen    u. 
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Entscheidungen  des  Reichsgerichts.  Zimmermann,  zur  Aus- 
legung d.  §  43  Str.G.B.  Zucker,  ist  es  zweckmässig,  die  Be- 
antwortung der  Frage  nach  erschwerenden  Umständen  den  Ge- 
schworenen zu  überlassen  ? 

Rivista  penale  di  dottrina  legislazione  e  giurisprudenza  diretta  da 
L.  Lucchini.  Vol.  XIV.  fasc.  1 — 4.  Firenze  le  Monnier.  Ba- 
cellati,  gli  studi  sperimentali  e  la  scienza  del  diritto  penale. 
Gatteschi,  dell'  ammonizione  giudiciale.  Crivellari,  la  nul- 
lita  in  materia  penale.  Geyer,  sul  tentativo.  Berichte  üb.  den 
Ges.-Entwurf  betr.  die  Manicomi  criminali.  Uebersetzung  des  hol- 
länd.  Str.G.B.  mit  Einleitung  v.  Brusa.  —  Giurisprudenza  con- 
temporanea ,  boUetino  bibliografico,  Cronaca. 

Zeitschrift  f.  Kirclien-ß.  XVI  (I.)  Nr.  1.  Scheurl,  Ehehinder- 
nis der  Verwandtschaft.     Schulte,  Johannes  Teutonicus. 

Archiv  f.  kath.  Eirch-K.  (Vering.)  Bd.  46.  Nr.  4.  Kohn,  einige 
Entscheidungen  der  S.  Congreg.  Conc,  Rituum  et  Indulg. 
Schneider,  Entscli.  der  S.  Congr.  Indulg.  v.  26/3  81.  Beiles- 
heim, Entsch.  d.  Congreg.  d.  Offic.  üb.  d.  Zivilehe  d.  Kleriker. 
Recklingh,  zur  Rechtssprechung  d.  Reichsgerichts.  Atten- 
liofer,  Rechtspr.  d.  Schweiz.  Bundesgerichts  Hergenrötlier, 
Entsch.  d.  bayr.  Verwalt. -Gerichtshofs.  Scherer,  d.  trident. 
Strafen  der  Verletzung  der  bischöfl.  Residenzpflicht.  Kohn,  kann 
ein  Pfarrer  d.  Assistenz  den  Brautleuten  verweigern ,  wenn  ihm 
aus  d.  Beichtbekenntnisse  derselben  ein  trennendes  Ehebündnis 
bekannt  ist? 

Die  Gegenwart.  Nr.  35,  36.  Gneist,  Einkirchen- oder  Zweikirchen- 
system im  deutschen  Staatsverband. 

NuOTa  Antologia  XVI.  Bonghi,  le  prerogative  del  sommo  ponte- 
fice  e  i  loro  oppositori. 

Historisch-politische  Blätter  (Gör res)  88,  4.  Der  h.  Stuhl  u.  das 
Garantiegesetz. 

Aimaleu  d.  deutschen  Reichs.  1881.  (Hirth.)  (Nr.  5./6.)  Ende- 
mann, die  Entwickelung  der  Justizgesetzgebung  des  deutschen 
Reichs  in  den  Jaliren  1879  u.  1880.  Dehn,  die  Berichte  der 
deutschen  Fabrikinspektoren.  (Nr.  7.)  Thudichum,  das  Gesetz 
v.  20.  April  1881,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen  u.  Waisen  der 
Reichsbeamten. 

Zeitschr.  f.  d.  gesamte  Staatswissenschaft.  XXXVII.  Jahrg. 
(2.  Heft.)  Adickes,  die  Verteilung  der  Armenlasten  in  Deutsch- 
land u.  ihre  Reform,  1.  Hörn,  Streitfragen  d.  deutschen  Staats- 
rechts. 

Blätter  f.  administrative  Praxis,  zunächst  in  Bayern.  Bd.  XXX. 
V.  August  Luthardt.  Nr.  14.)  Umlagenpflicht  nach  Art.  7  des 
bayr.  Schulbedarfsgesetzes  v.  io.  Nov.  1861.  Die  Staatsgebühr 
von  Eheverträgen.  Bürgermeister  als  Mobiliarfeuerversicherungs- 
Agenten.  (Nr.  15,  16,  17.)  Namensführung,  Namensänderung  u. 
Namensberichtigung.  (Nr.  16.)  Sind  die  Polizeibehörden  befugt, 
Biervisitationen  in  den  Lagerkellern  vorzunehmen?  (Nr.  17.) 
Heimathrechte  der  Gerichtsvollzieher. 

Zeitschr.  f.  Praxis  u.  Gesetzgebung  der  Verwaltung,  zunächst 
f.  Sachsen.  Bd.  IL,  v.  Dr.  Otto  Fischer.  (Heft  1.)  v.  d.  Mosel, 
über  den  Einfluss  der  Reichsjustizgesetze  auf  das  sächs.  Ver- 
waltungs-R.  (Heft  2/3.)  Walter,  das  Institut  der  gerichtl.  Po- 
lizei, v.  Einsie  del,  über  das  Verfahren  in  Streitigkeiten  der 
in  §  120  a  der  abgeänderten  Gewerbeordnung  gedachten  Art. 
(Heft  4.)  B.  G.,  Entwurf  zu  einem  sächs.  Gesetze  gegen  die  Ver- 
unreinigung der  Wasserläufe. 
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Zeitschr.  f.  badische  Yerwaltnng  nnd  Verwaltungsrechtspflege. 

XIII.  Jahrg.,  V.Friedrich  Wielandl.  (Nr.  15.)  Die  Revision  der 
städtischen  Rechnungen.  Zur  Anwendung  des  §  7  des  Frei- 
zügigkeitsgesetzes u.  des   §  1  des    Eisenacher  Vertrags. 

Zeitschr.  f.  Staats-  a.  Gemeinde-Yerwaltniig  im  Orossh.  Hessen. 
VI.  Jahrg..  V.  J.  Diemer.  ("Nr.  9.)  Ueber  Art.  71  der  hessischen 
Kreis-  u.  Provinzial- Ordnung  in  Vergleichung  mit  den  einschlä- 
gigen Bestimmungen  des  preuss.  Verwaltungsrechts. 

Oesterreich.  Zeitschr.  f.  Verwaltung.  XlVf  Jahrg.,  v.  Dr.  Carl 
Ritter  v.  Jäger.  (Nr.  27.)  Exterde,  zur  Frage,  ob  die  Fischotter 
ein  jagdbares  Raubtier  sei.  sowie  zur  Lehre  von  der  Kompetenz 
in  der  Entscheidung  dieser  Frage.  (Kr.  28  u.  29)  Peyrer. 
eine  Streitfrage  über  die  Schonzeit  des  Wildes. 

Ferraris  Annuario  dellescienze  ginridiche  etc.  Milano.  Hoepli. 
2.  Jahrg  517  p.  8  1.  Vidari.  di  nuove  leggi  contro  l'usura. 
Buccellati.  Concetto  dominante  nel  diritto  penale  attualmente 
in  Italia.  Brusa.  del  delitto  politico  in  rapporto  con  la  estra- 
dizione.  Del  Giudice,  lo  Stato  e  la  Chiesa  rispetto  al  matri- 
monio.  Gabba.  la  dichiarazione  della  patemitä  illegittima 
Morelli.  lo  scrutinio  di  lista.  Palma,  la  competenza  del  Se- 
nato  nelle  leggi  d'imposta.  Corbetta,  le  finanze  dei  Comuni. 
Ricca-Salerno.  dell"  imposta  sul  reddito.  Ellena,  dello 
questioni  doganali.     Salvioni.  il  censimento  del  1881. 

Rerue  de  droit  international.  Bruxelles  &  Leipzig.  XIII.  4. 
Engelhardt,  Situation  de  la  Tunisie.  Kirchenheim,  les 
congres  intemationaux  de  la  poste  et  du  telegraphe.  Goos, 
le  mouvement  Scandinave  en  vue  de  la  communaute  du  droit. 
Sacerdoti,  le  projet  definitif  du  code  de  commerce  Italien. 
Ch.  Brocher,  lunification  de  la  procedure  civile  en  Allemagnc 
et  en  Suisse.  Hingst,  la  jurisprudence  des  tribunaux  des  Pays- 
Bas  en  matiere  de  dr.  i.  —  Chronique.     Bibliographie. 

Journal  de  droit  international  prire.  VIII.  5.  6.  (Paris.  Mar 
chall.  Billard  et  Co.)  Alexander,  du  mariage  en  dr.  i.  sui- 
vant  la  jurisprudence  anglaise.  Esperson.  le  dr.  i.  pr.  dans 
la  legislation  italienne.  Flau  d  in.  de  la  prescription  liberatoire 
en  dr.  i.  pr. 


C.   Neue  Erscheimingeii. 

Vom  15.  Juli   bis  1.  Sept.  erschienen  oder   bei  der  Redaktion  einge- 
gangen (*  wird  besprochen  werden). 
(Die  Zahlen  bedenten  den  Preis  in  Mark  oder  Pfennig.) 

1.  Bücher  nnd  Broschnren. 

Hahn,  die  gesamten  Materialien  zu  den  Reichsjnstizgesetzen.  II.  Bd. 
Ziv.Proz.O.     2.  Lfg.,  2.  Autl.     Berlin.  Decker.  6. 

Bö  hm,*  Handbuch  der  internationalen  Nachlassbehandlung.  Augsburg. 
Reichel.  7. 

Kayser.  Reichsjustizgesetze:  Nachtragsheft  zur  2.  Autl.  Berlin. 
Müller.  3. 

Gesetzgebung,  die  der  letzten  Jahre  im  Reiche  und  in  Preussen. 
Berlin.  Puttkammer  u.  Mühlbrecht.  2. 

Achilles.*  die  preuss.  Gesetze  über Grundeigenthum  u.  Hypotheken- 
recht.    3.  Autl.     Berlin.  Guttentag.     1200. 
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Struckmann  &  Koch, pi'euss.  Ausführungsgesetze  zu  den  deutschen 

Reichs.) ustizgesetzen.     2.  Ausg.     Berlin,  Guttentag.     1600. 
Burckhard,*    actio    aquae    pluviae    arcendae.     Erlangen.    Palm  u. 

Enke.     12. 
Le  proces  d'Etat,  compte  rendu  exact  et  complet  des  debats.    Constan- 

tinople.     1  fr. , 
Bluntschli,  le  droit  public  general.    Traduit  p.  Riedmatten.    Paris, 

Guillaumin.     8  fr. 

—  theorie  generale  döFetat.  Traduit  p.  Riedmatten.  Ebda.  2.Autl.  SFr. 
Meyer,  H.,*  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts.    3.  Aufl.    Erlangen, 

Deichert.     1.  Lfg.  (p.  1-160).     3. 
R  0  h  a  n  ,  Versuch  über  Entstehung  und  Strafbarkeit  der  menschlichen 

Handlungen.     Wien.     120. 
Vering,  Lehrbuch  des  katholischen,  orientalischen,  protestantischen 

Kirchen-R.     2.  Aufl.     Erste  Hälfte.     Freiburg.     6. 
Fidler,  der  Amtsrichter  in  Preussen.    2.  Lfg.     Paderborn.  4. 
John,*  Str.Pr.O.  f.  d.  deutsche  Reich.     T.  1.     Erlangen.     5. 
S  tef  f  enhagen,  Entwicklung  der  Landrechtsglosse  des  Ssp.  Wien.  60. 
Klemm,   der  vorschriftsmässige  Talar  der  Justizbeamten  in  Bayern. 

Dresden,  Klemm.  150. 
Maas  bürg,    gutachtliche   Aeusserung   d.  Österreich.  Staatsrats  über 

den  im  Entwurf  vorgelegten  Codex  Theres.  civ.     60. 
Meixner,   das    Dienstbotenwesen   in    Bayern,    besonders  München. 

München.  160. 
Paris,"'  Entschädigungsberechtigung  der  Adjacenten  an  öffentlichen 

Landstrassen  etc.  wegen  der   infolge  Eisenbahnbaus   nothwendig 

gewordenen  Veränderungen.     Berlin.  1. 
Meisner,  die  deutsche  Konkursordnung.     Kommentar,  Berlin.  10. 

—  Ges.  betr.  die  Anfechtung  von  Rechtshandlungen  etc.    Berlin.  60. 
Bertram,    Erörterungen  zu   einigen    Fragen   der   nassauischen    Ge- 
meindegesetzgebung.    Wiesbaden.     50  Pf. 

Dernburg,*    Lehrbuch    des    preuss.    Privatrechts.      L    3.   Aufl.   III. 

2.  Aufl.     Halle.     16.  M.  12  M. 
Wengler,*  Viehseuchengesetzgebung.     Erlangen.  420. 
Rechtsbuch  für  Hausbesitzer.     Breslau.     2. 
Schöne,    Gesetztafel    f.    d.    Deutsche    Reich.     2.    Aufl.     1867  —  80. 

Dresden.  120. 
Höfling,  die  Polizeibehörden  als  Hilfsbeamte  der  Staatsanwaltschaft. 

Leipzig.  2. 
Stein,  der  Amtsvorsteher  als  Vermittler  der  Strafrechtspflege.  5.  Aufl. 

Würzburg.   150. 
Parey,  die  neuesten  preuss.  Verwaltungsorganisationsgesetze.    3.  Abt. 

Kreisordnungsnovelle.    Magdeburg.  250. 
F  a  g  i  e  w  i  c  z ,    der   Selbstanwalt    bei    den    Amtsgerichten.     50.   Aufl. 

Wiesbaden.  1. 
Weinrich,*   Einfluss    der  R.Ziv.Pr.O.   auf  das  badisch-französische 

eheliche  Güterrecht.     Freiburg.  120. 
E  i  s  e  1  e ,  Cognitur  und  Prokuratur.     Freiburg.  600. 
Corpus  juris  canonici  ed.  Friedberg.     Fase.  14.     Leipzig.  4. 
Schultz,   der  Widerstand    gegen    auswärtige  Staatsgewalt.     Magde- 
burg. 1. 
Hasse,  das  Schleswiger  Stadt-R.     Kiel.  4. 
Treuenpreuss,    das    rote    Kreuz    und    das    Völkerrecht.      Berlin. 

Verl.  d.  Nat.-Ztg.  35  pp.  75  Pf. 

Fachkundige ,  auf  reiches  Material  gestützte  Schilderung  der  Wirkuiigen 
der  Genfer  Convention,  insbesondere  der  Entwicklung  der  Vereine  d.  r.  Kr. 
in  den  verschiedenen  Ländern. 
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Marcinowski,  die  deutsche  Gewerbeordnung  f.  d.  Praxis  in  der 
preuss.  Mouaichie  mit  Kommentar.     2.  Aufl.  Berlin.  9. 

—  Reformgesetze  der  Gewerbeordnung  aus  1880/81.     Berlin.  1. 
Klemm,  der  vorschriftsmässige  Talar  der  Justizbeamten  in  Preussen. 

Dresden.  150. 
Grotefend,  Kommentar  zur  preuss.  Gesetzsammlung.    2.  T.    7.  Lfg. 

Düsseldorf.  575. 
Knoblauch,  das  Patentgesetz  f.  d.  Deutsche  Reich.    3.  Heft.  Berlin, 

Grosse.  1. 
Seraphim,    zur   Lehre   vom    Eigentumserwerbe    durch   Verbindung 

und  Bearbeitung   beweglicher  Sachen  nach  dem  Rechte  der  Ost- 
seeprovinzen.    Hamburg,  Becker.  160. 
Rhode,    das    Wesen    des    Eides.      Wesel,    Stein.    25    Pf.     (Verf.  ist 

Theologe.) 
Meves,  Konkursordnung  f.  d.  Deutsche  Reich.     Breslau,   Maruschke 

u.  Berendt.  4. 
Krause,   über   die  Transmissio    ex  capite  in  integrum  restitutionis. 

Göttingen,  Vandenhoeck  u.  Ruprecht.  2. 
Rakowicz,  Instruktionsbuch  über  Transporte  von  Gefangenen.  Löbau, 

Skrzeczek.  1. 

—  vollständiger  und  zuverlässiger  Strafdauerberechner.  4°.    Beuthen, 

Freund.  2.    (wertlos). 

Sammlung  v.  Entscheidungen  d.  obersten  Landesgericht«  in  Bayern 
(Zivil.-R..  u.  Zivil-Proz.)  VIII.  4.  Erlangen.  4.    ' 

Mühlbauer,  Thesaurus  resolutionum  concilii  quae  consentanea  ad 
Tridentinorum  pp.  decreta  aliasque  canonici  juris  sanctiones 
prodierunt  usque  ad  1880.  IV.  9.  4".  München,  Stahl.  3. 

Weinheimer,  die  Gesetze  und  amtlichen  Belehrungen  über  die 
Krankheiten  der  Hausthiere.     ßtuttgart,  Ulrich.  280. 

Romen.  die  Kundmachung  der  sog.  stillen  Gesellschaft  und  deren 
Wirkungen  zu  Gunsten  Dritter.  Diss.     Emmerich,  Romen.  2. 

Der  Vorbereitungsdienst  in  der  preuss.  Staats-  u.  deutschen  Reichsver- 
waltung, namentlich  für  Subaltemämter.     Grüneberg.  Weiss.     1. 

Hahn,  die  ges.  Materialien  zu  den  Reichsjustizgesetzen.  2.  Bd.  Ziv.- 
Proz.-O.  3.  Lfg.  2.  Aufl.  v.  Stegemann.     Berlin,  Decker.  6. 

Bieberstein,  die  deutsche  Ziv.Pr.O.  in  vergleichender  Gegenüber- 
stellung der  bis  l./X.  79  im  Gebiete  der  preuss.  A.G.O.  in  Gel- 
tung  gewesenen  Bestimmungen.     3.  Lfg.     Berlin.   Dümmler.     2. 

Düberg,  Register  zum  Regierungsblatt  für  Mecklenburg- Schwerin 
1857—79,  zum  Reichs-G.-Bl.  1867—79,  zum  C.Bl.  f.  d.  Deutsche 
Reich  1872—79.  Mit  Nachträgen.  6.  LJfg.  2.  Abt.  Alphabetisches 
Sachregister.     Wismar,  Hinstorff.  2. 

Fuld,  EiüÜuss  der  Lebensmittelpreise  auf  die  Bewegung  der  straf- 
baren Handlungen.     Mainz,  Diemer.  120. 

Witzleben.  C.  D.  v.,  die  Entstehung  der  constitutionellen  Verfas- 
sung des  Königreichs  Sachsen.     Leipzig,  Teubner.  720. 

Staatsarchiv  (v.  Aegidi  u.  Klauhold)  38  Bd.  4—6.  Lpzg.  Duncker  u. 
Humboldt.  420. 

Behrend.  Lehrbuch  des  Handels-R.  I.  2  Lfg.  Brln.  Guttentag.  3. 

Gaupp.  Z.P.O.     m.  Bd.  4  Lfg.  (Schluss).  Frbrg.  Mohr.  5. 

Archiv  f.  Zivil-  u.  Kriminal-R.  der  preuss.  Rheinprovinzen.  72  Bd. 
Hft.  1.     Köln.     7.     geb. 

Stein  u.  Kübel,  Handbuch  des  Württemberg.  Erbrechts.  5.  Aufl. 
bearb.  v.  Hohl.     Stuttg.     Steinkopf.     6. 

Eger,  üb.  d.  Feststellung  d.  Zustandes  d.  Frachtgutes  bei  Ausliefe- 
rungshindernissen nach  H.G.B  407,  1,  2.     Brsl.  Köhler.     1. 

Haberkorn.  d.  Verf.Urk.  f.  d.  Königr.  Sachsen,  sonst  und  jetzt. 
Dresden.     Meinhold.     3. 
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2.  Ausgaben  tou  Gesetzen. 

Höfegesetz.     Hannover.  2.  Aufl.  90. 

Innungsgesetz  nach  den  Beschlüssen  vom  14.  Juni  1881.  Ausg.:  Wies- 
baden, Gestvi'itz.  30.  Breslau,  Kern.  15.  Esslingen,  Langguth.  20. 
Hoyersvi^erda,  Wenzel.  20. 

Gewerbeordnung  (in  ihrer  neuesten  Gestalt).  Köln,  Warnitz.  2.  Aufl.  1. 
Breslau,  Kern.  60. 

Gesetze  betr.  Abänderung  der  Ges.  über  Grund-  und  Haussteuer  vom 
19.  April  1881.     Augsburg,  Schmidt.  75. 

Ges.  über  Einkommensteuer,  Gewerbesteuer,  Kapitalrentensteuer  vom 
19.  Mai  1881.  Ebenda.  50  Pf.  120  Pf.  30  Pf. 

Tabaksteuergesetz  und  Ausführungsvorschriften  (v.  Reinhold).  Leipzig 
Baensch.  300. 

Tabaksteuergesetze.     Berlin,  Heymann.  2.  Aufl.  180. 

Patent-  und  Markenschutzgesetz.  12".  Neuwied,  Heuser.  80. 

Pressgesetz.     Neuwied,  Heuser.  90. 

Württemberg.  Ges.  über  Gebäudebrandversicherung  v.  14.  März  1853. 
3.  Ausg.  Stuttgart,  Metzler.  300. 

Gerichtskostengesetz  und  Gebührenordnung  nebst  Novelle  (bezw. 
letztere  allein).  Ausg.  bei:  Rossberg,  Lpzg.  80  Pf.  (15  Pf.) 
16".  Nördlingen,  Beck.  100.  16".  Halberstadt,  Meyer.  5.  Aufl.  120. 
Berlin,  Guttentag.  60  Pf.  Berlin,  Heymann.  20.  Esslingen,  Lang- 
guth. 1  M.  V.  Preuss,  Breslau,  Barschak  120.  Becker  u.  Groch. 
3.  Aufl.  26  Bogen.  Berlin,  Nauck.  4.  Pfaflferoth,  das  Gerichts- 
kostenwesen. 3.  AulL  Heymann.  4  M. 

Die  Jagdpolizeigesetze  f.  d.  preuss.  Staat  von  Zander.   Berlin.  240. 

Ungarische  Konkursgesetze.  180,  Ges.  über  Stempel  u.  Abgaben.  720. 
Steuergesetze.  Heft  3 — 5.  260.  .Budapest. 

Ges.  betr.  Abwehr  und  Unterdrückung  von  Viehseuchen.  2.  Aufl. 
Berlin,  Grosse.  75.  —  Berlin,  Decker.  2  M.  (Mit  Anmerkungen.) 

Die  Strassenbaugesetzgebung  in  Württemberg  v.  Nagel.  Stuttgart.  3. 
(Anhang:  Wichtigste  Bestimmungen  anderer  Staaten.) 

Oesterreich.  Wehrgesetz,  Ges.  über  Landwehr  und  Militärtaxe.  4.  Auth 
Wien.  80. 

—  Militärvorschriften.  Heft  42 — 46.  Organ.  Bestimmungen.  290. 
(44:  Organisation  d.  Militärgerichte,  45:  Auditoriatsprüfung.) 

Veterinärpolizeigesetzgebung  in  Sachsen.     Dresden,  Schönfeld.  2. 

Sammlung  der  Polizeiverordnungen  f.  Köln  v.  Weinand.  Köln. 
Dumont-Schauberg.  10. 

desgl.  V.  Schwartz.  1871 — 80.     Köln,  Raumerskirchen.  4. 

Bayer.  Gesetze  u.  Gesetzbücher.  18.  Bd.  5.  Lfg.   Bamberg,  Buchner.  1. 

Das b ach,    die  Gemeindeordnung  f.  d.  Rheinprovinz.     Trier.     1. 

Rüdorff,  St.G.B.  11.  Aufl.     Guttentag,  Collin.     1. 

Reichsstempelgesetz.  Ausg.  von  Höinghaus  (Berlin,  Hempel.) 
.4.  Aufl.  1.  M.  V.  Gaupp  (Berlin.  1.)  Würzburg,  Stahel.  20. 
Rossberg.  80  Pf.  Berlin,  Germania.  60  Pf.  Nördlingen,  v.  Stengel. 
140.  Berlin,  Heymann.  30  Pf.  Decker  1  M.  Traduction  frangaise. 
60  Pf.  Metz,  Deutsche  Buchhandlung.  Berlin,  Heymann.  4".  150  Pf. 

Ges.  betr.  Haftung  der  Brandversicherungsgelder  f.  d.  Ansprüche  be- 
vorrechteter Gläubiger,  v.  4./3.  81.     Colmar.  120. 

Ges.  betr.  Pfandleihgewerbe.     Berlin,  Decker.  15.    Berlin,  Latte.  25  Pf. 

Oesterreich.  Ges.  betr.  Abhilfe  wider  unredliche  Vorgänge  bei  Kredit- 
geschäften V.  28./3.  81.     Wien,  Holder.  260. 

Ges.  betr.  Fürsorge  f.  d.  Witwen  u.  Waisen  der  Reichsbeamten. 
Brln.  Heymann.  20. 

Kreisordnung  f.  d.  östl.  Provinzen  Preussens  in  der  Fassung  v.  19./3.  81. 
Berlin.  Heymann.  1. 
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Provinzialordnung  ditto  in  Fass.  v.  22./3.  81.    Ebend.  50. 

Seemannsordnung  und  Gesetz  pp.  v.  27./12.  72.  3.  Aufl.  Bremen, 
Vangerow.     50  Pf. 

Landgemeindeordnung  f.  Westfalen.  4.  Aufl.    Arnsberg,  Ritter.  50  Pf. 

Oesterreich.  Militärstrafgesetz  v.  K.  Skala.    Teschen,  Prochaska.    4. 

Simeon,  Gesetze  über  d.  Kostenansatz  bei  d.  preuss.  Justizbehörden. 
I.  Th.  2.  Aufl.     6. 

Bahnordnung.  3.  Aufl.  —  Bahnpolizeireglement.  7.  Aufl.  —  Betriebs- 
reglement. 6.  Aufl.  —  Bestimmungen  üb.  d.  Befähigung  v.  Bahu- 
polizeibeamten.  4.  Aufl.     Berlin.  Heymann.    (50,  60,  100,  30  Pf.) 

Ges.  f.  d.  Königreich  Böhmen.  Heft  146/47.  (Oesterreich.  Reichsgesetz. 
111,  112.)     Prag,  Mercy.  220. 


3.    Wichtige  ansländische  Werke. 

Quarles  van  Ufford*.  Allgemeene  maasregeln  van  invendig  besten» 
s'Gravenhage,  Steinberg. 

Swin deren,  v.,  Aanteekennig  op  het  wetboek  van  Strafrecht,  Gro- 
ningen. 1.  2.  Hft.  p.  1  bis  208.  (Kommentar  zum  Str.G.B.  vom 
3.  März  1881.) 

De  gewysigde  militaire  wetgeving  van  het  Koningryke  der  Neder- 
landen.     Herausgeber:  van  Nooten.     Utrecht. 

Blom,   det   svenska   statsrädets    Organisation    1809 — 40.    VIII.   84  p. 

Upsala.  1  Kr.  25  ö. 
Wilkens,  Samfunds  legemets  grundlove,  et  grundrids  af  socologien. 

372  p.  Kjobenhavn.  6  Kr. 

Glen,    the  elementary  Education  Acts  1870 — 80.   Shaw  &  Sons.  550. 

10  sh.  6  p. 
Holdsworth,  the  County  Court  Guide.  New.  ed.  186  p.    2  sh.  6  p. 
Indermaur,    a    manual    of  the    practice    of  the   Supreme  Court  of 

Indieature  in  the  Queens  Bench  and  Chancery  Divisions.  2.  Aufl. 

248  p.  10  sh.  6  p. 
Stephen,  a  digest  of  the  law  of  evidence.  4.  Aufl.-  226  p.  6  sh. 
Vincent,  a  police  code  and  manual  of  criminal  law.  45U  p.  6  sh. 
Nelson,    a    prospectus   of  the   scientific    study    of  the    Hindu   law. 

London.  214  p.  9  sh. 
Routh,  the  law  of  artistic  copiright.  148  p.  4.  ed.  37«  sh.  (Mehr  als 

Handbuch  für  den  Nichtjuristen.) 
Smith,  summary  of  the  law  of  companies.  2.  ed.  6  sh. 
Stimson,  glossary  of  technical  terms,  phrases  and  maximes  of  the 

Common  law.    Boston,  12  sh.  6  p. 

Code  federal  des  obligations  du  14.  juin  1881.  Bern,  Wyss.  2. 
Defrenois,   traite   pratique   et   formulaire    general    du   notariat   de 

France  et  de  lAlgerie.    Partie  complementaire.    (vollständig  5  Bd. 

46  fr.)     Paris,  Delamotte  fils. 
De  Lauriere,  glossaire  du   droit  fran^ais  par  F.  Rageau.     (Enthält 

Erklärungen  schwieriger  Ausdrücke  des  Ordonnances,  matieres  etc.) 

Vollständig  in  ca.  10  Heften.    Neue  Ausgabe.    1.  Heft.  3  fr.  Vict. 

Favre. 
Fournier,  essai  sur  l'histoire  du  droit  d'appel.    Paris,  Bändel.  6. 
Limelette,  le  code  penal  beige  applique.  VIlI-339  p.    Brüssel.  8  fr. 
Brugnon,  l'intercessio  des  femmes.  248  p.     Paris.  4  fr. 
Detourbet,  la  procedure  criminelle  au  17.  siecle.  220  p.    Paris  4 fr. 
Giron,  le  droit  administratif  de  la  Belgique.  Th.  II.  Bruxelles.  127«  fr. 
Centralblatt  für  Bechtswissenschaft.    I.  Band.  4 


50  Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    1.  Heft. 

Rüben  de  Cander,  Dictionnaire  de  droit  commercial,  indnstriel 
maritime  etc.  3.  ed.  Th.  VI.  Prop — Z.  1034  p.  Paris.  (Preis  compl. 
6  Bd.  60  fr.) 

Lambert,  etude  sur  les  associations   syndicales.  194  p.    Paris.  6  fr. 

Bellavite,  l'azione  Paulliana.     Verona.  IV2  fr. 

Palma,  corso  di  diritto  costituzionale.  III.  375  p.     Firenze.  7  fr. 

Schiattarella,    propedeutica    del     diritto    internazionale,    lezioni 

sulla  storia  di  ti-attati.  553  p.     Firenze.  10  fr. 
Ferri,    teorica   della   imputabilita  e   negazione  del   libero  arbitrio. 

XII— 615  p.     Napoli.  10  fr. 
Trattati  e  convenzioni  fra  il  regne  d'Italia  ed  i  governi  esteri  (amtlicli). 

Vol.  VI.  Januar  1876— Dezember  1878.     Rom.  703  p. 
P  o  z  z  0  n  i ,  la  riforma  elettorale.  36  p.     Genova. 
Ugo,  il  senato  nel  governo  costituzionale.  283  p.     Turin.  6  fr. 
II  Digesto   Italiano.     Unione  editrice  Torinese  (Rom,  Turin,  Neapel). 

1.  Heft.     Grossartig   angelegte  Encyklopärlie  nach  dem  Vorbilde 

von    Dalloz    Repertoire,    den    gesamten    Rechtsstoff    umfassend, 

unter  Mitwirkung  von  Bianchi,   Borsari,   Brunialti,    Castagnola. 

Cuzzeri,  Fiore,  Lucchini,  Ricci,  Saredo,  Villa  u.  a.  herausgegeben, 

auf  ca.  20  Bände   ä  800  p.  berechnet,   monatlich    etwa  3  Lfgn. 

ä  64  p.  (2  1.)  erscheinend. 
Brunialti,  la  costituzione  italiana  prolusione.   Turin,  Loescher.  150. 
Index   librorum    prohibitorum :    editio   novissima.      Rom.  8".   360   p. 

4 ''2  1.     Enthält  die  bis  1880  verbotenen  Bücher. 
Puglia,  il  reato  di  omicidio.     Milano,  Gnocchi.  16".  87  p.  150  1. 
Vallada,    elementi    di  giurisprudenza   medico   veterinaria.     Turin. 

Th.   1.  508  p.  8  1. 

Abella,  Diccionario  general  de  formularios  escritos  y  ordenados  con 
arreglo  k  la  disposiciones  legales  vigentes  etc.  etc.  4.  VIII — 918. 
Madrid.  60  r. 

Ayllon  y  Altologuirre,  yL.  Pareyo  y  Chasserot,  Enjuiciamento 
civil  en  general  y  la  defensa  del  Estado  en  los  tribunales. 
4.  778.  Madrid.  32  r. 

Fernandez  y  Gonzalez,  Instituciones  juridicas  del  pueblo  de 
Israel  en  los  differentes  estados  de  la  Peninsula  Iberica.  1.  Th.: 
historisch-kritische  Einleitung.  4.  XV — 346.    Madrid.  28  r. 

Gallostra  y  Frau,  contencioso  administrative.  XXIII — 618.  Ma- 
drid. 48  r. 

Munoz  y  Rivero,  Paleografia  visigoda  (für  die  spanischen  Codices 
und  Urkunden  von  5. —12.  Jahrht.)  148  p.     Madrid.  48  r. 

Navarro  Amandi,  Codigo  civil  de  Espafia.  Grössere  Compilation 
des  Civilrechts  mit  Hinweis  auf  die  Entscheidungen  etc.  und 
Vergleichung  anderer  Gesetzgebungen.  Th.  I.  670  p.  Madrid.  60  r. 

Santamaria  de  Paredes,  curso  de  derecho  politico  segun  la 
filosofia  politica  moderna  etc.  XLVIII— 708  p.     Valencia.  48  r. 
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Monatlich  ein  Heft  von  aij  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  10  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


Wie  die  gesamte  Rechtswissenscliaft  weit  über  Deutsch- 
lands Grenzen  hinaus,  so  hat  auch  das  Centralblatt  einen 
herben  Verlust  zu  beklagen.  Am  21.  Oktober  verschied 
plötzlich  zu  Karlsruhe  Johann  Caspar 


Bluntschli, 


geb.  am  7.  März  1808  in  Zürich,  dort  und  auf  preussischen 
Hochschulen,  insbesondere  von  Savigny  und  Niebuhr  gebildet, 
1829  am  Geburtstage  Friedrich  Wilhelms  III.  in  Bonn  zum 
Doktor  der  Rechte  promoviert,  als  Professor  und  Mitglied 
der  konservativen  Partei  zunächst  in  seiner  Vaterstadt  thätig, 
1848,  dem  Radikalismus  abhold,  nach  München  übersiedelnd, 
und  seit  1861  in  Heidelberg  nicht  nur  als  Lehrer,  sondern 
in  jeglicher  Richtung,  in  staatlichen  wie  kirchlichen,  in 
Gemeinde-  wie  Vereinsangelegenheiten  segensreich  wirkend. 
Ein  Herzschlag  traf  den  jugendfrischen  Greis  auf  dem  Wege 
zu  S.  K.  Hoheit  dem  Grossherzog,  welcher  ihn  für  die  fried- 
fertige Leitung  der  Badischen  Generalsynode  mit  den  vor- 
nehmsten Insignien  des  Zähringer  Löwen  Höchsteigenhändig 
zu  schmücken  gedachte  und  durch  die  Botschaft  von  dem 
Ableben  eines  seiner  treuesten  Diener  aufs  Tiefste  bewegt 
wurde.  Bluntschli  hatte  jene  Versammlung  eben  durch 
eine  Rede  geschlossen,  welche  ausklang  in  dem  Spruche: 
„Ehre  sei  Gott  in  der  Höhe  und  Friede  auf  Erden  und 
den  Menschen  ein  Wohlgefallen  I "  Mit  diesen  Worten  schied 
der  von  echter  Frömmigkeit  durchdrungene  Mann,  den  man 
zuweilen  als  irreligiös  verlästert  hatte,  aus  dem  öffentlichen 
Leben  I 
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Es  entspricht  nicht  einem  litterarischen  Blatte,  des  Ver- 
ewigten Lebensgang  genauer  darzulegen,  oder  eine  Würdigung 
seiner  Persönlichkeit  zu  versuchen :  noch  weniger  ziemte  es  hier 
über  seine  Ansichten  in  politischer,  kirchlicher,  kommunaler 
Richtung  zu  rechten.  Was  ihm  über  den  Kreis  seiner  Partei- 
genossen hinaus  Anerkennung  sicherte ,  das  waren  drei  Eigen- 
schaften, welche  selten  in  Einem  Manne  vereinigt  sind. 

Am  gesamten  wissenschaftlichen  und  Kultvirleben  der  Na- 
tionen, auch  ausserhalb  seiner  Spezialgebiete,  nahm  er  unermüdlich 
thätigen  Anteil.  Für  die  Vielseitigkeit  seines  Interesses  spricht 
schon  die  umfangreiche,  auch  populäre  Darstellung  nicht  stolz 
verschmähende  litterarische  Thätigkeit,  welche  zuerst  dem  Privat- 
recht und  der  heimatlichen  Rechtsgeschichte  gewidmet  war, 
später  das  „Allgemeine  Staatsrecht"  und  das  Staatswörterbuch 
zeitigte  und  in  den  letzten  Jahrzehnten  vorzüglich  das  inter- 
nationale Recht  umfasste. 

Sodann  verband  er  die  ideale  Anschauung  des  Staatsgelehrten 
mit  dem  praktischen  Blicke  des  Staatsmannes :  fern  von  der 
Buchstabenjurisprudenz  sich  emporwindender  Formalistenschulen 
forschte  und  lehrte  er  lebendiges  Recht  auf  ethischer  Grundlage: 
wo  es  Entscheidung  galt,  traf  er  sie  mit  klarem  praktischem  Blicke, 
„frei  und  gerecht",  wie  seine  selbstgewählte  Grabschrift  lautet. 
Wie  Aristoteles  zu  Alexander ,  so  konnte  er  von  sich  sagen, 
„die  Dinge  selbst  sind  meine  Lehrmeister  gewesen". 

Was  ihn  aber  über  Alle,  nicht  nur  Gelehrte,  emporhob,  das 
war  jene  Mässigung  und  Milde  in  jeder  Richtung,  jene  ein- 
lenkende Versöhnlichkeit,  jene  Duldsamkeit  für  abweichende 
Meinungen.  Man  nannte  ihn  wohl  „liberal".  Er  war  es,  jedoch 
edler  als  in  des  Wortes  landläufiger  Bedeutung  —  er  war  eine 
irenische  Natur!  Den  Wahlspruch  des  von  ihm  hochverehrten 
Staatsmannes:  „suaviter  in  modo,  fortiter  in  re"  verwirklichte 
er  in  Lehre  und  Leben, 

Der  Verewigte  hatte  rührig,  wie  immer,  auch  für  unser  Central- 
blatt die  Berichterstattung,  insbesondere  über  die  im  Organ  des 
von  ihm  mitbegründeten  Instituts  für  Völkerrecht  erscheinenden 
Abhandlungen  bereitwilligst  zugesagt.  Mit  welcher  Pflichttreue 
bis  ins  Kleinste  Bluntschli  arbeitete,  beweist  der  Umstand,  dass 
er  trotz  üeberbürdung  durch  die  Leitung  der  Synode,  wie  durch 
Anteilnahme  an  den  Sitzungen  der  Heidelberger  Stadtverord- 
neten, pünktlichst  zum  Redaktionsschluss  einen  Bericht  für  das 
Centralbl.  fertig  stellte.  Es  ist  uns  vergönnt  —  unter  Nr. VIII, 
p.  81  —  die  letzten  wissenschaftlichen  ZeilenBlunt- 
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schlis   zu   veröffentlichen,   welche    nach    seinem   Ableben 
bereits  adressiert  auf  seinem  Schreibtische  gefanden  wurden. 

Möge  die  Deutsche  Wissenschaft,  insbesondere  die  des  öffent- 
lichen Rechtes  die  hervorgehobenen  Grundgedanken  des  Blunt- 
schli'schen  Wesens  als  ein  hehres  Vermächtnis  betrachten.  Als 
Centralorgan  der  Deutschen  Rechtswissenschaft,  dem  der  Ver- 
ewigte seine  letzten  Zeüen  geweiht ,  werden  wir  bestrebt  sein, 
uns  des  wahrhaft  grossen  und  edlen  Mannes  wissenschaftlich  ge- 
diegene Vielseitigkeit,  seine  praktische  Richtung,  vor  allem  aber 
seine  massvolle  Milde  zum  Vorbild  zu  nehmen. 


A.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines  (Rechtsphilosophie,  Biographien  etc.) 

Laas,  E.  Vergeltung  und  Zurechnung,  Forts.,  (Viertel- 
jahrsschr.  f.  wiss.  Phüos.,  V.  2  ff. ;  S.  296—348;  S.  448—489) 
vgl.  oben  S.  25. 

Der  Verf.  polemisiert  (§.  5)  gegen  platonisierende  Auffassungen 
der  Gerechtigkeit.  Sie  ist  ihm  kein  ursprüngliches,  ewiges 
Prinzip  a  priori ,  sondern  ein  künstliches ,  seinem  Inhalte  nach 
höchst  variables  Kulturprodukt,  obwohl  auf  permanenten  An- 
lagen der  menschlichen  Natur  ruhend ,  um  zu  fest  bestimmten 
Idealen  hinauszuführen  (S.  304).  Der  Begriff  wird  auf  genetisch- 
analytischem Wege  gewonnen  und  seine  soziale  Bedeutung  im 
Gegensatz  zur  „Liebe"  abgegrenzt.  §.  6  geht  die  Hauptanwen- 
dungen der  Gerechtigkeit  aufs  Leben  durch.  Manche  Zeitfrage 
(Duell,  Begnadigung,  Asylrecht,  Besteuerung,  Sozialismus  u.  s.  w.) 
erhält  dabei  von  den  Prinzipien  aus  eine  eigenartige  Beleuch- 
tung. Der  Schluss  des  Paragraphen  leitet  zu  der  Frage  über, 
wo  Natur,  Zufall,  Umstände,  wo  persönliches  Verdienst  resp. 
Schuld  die  Ursache  von  Zuständen  und  Ereignissen  seien,  d.  h. 
von  der  Vergeltungsfrage  zu  der  Frage  von  der  Zurech- 
nung. Dem  Plane  gemäss  (I.  Art.,  S.  138  f.)  orientiert  sich 
der  Verf.  an  der  Vorarbeit  der  Juristen.  Im  deutschen  R.Str.G.B. 
findet  er  eine  so  ausgiebige  Berücksichtigung  der  die  Schuld 
begründenden  und  modifizierenden  subjektiven  und  modalen 
Momente,  dass  er  seine  philosophische  Aufgabe  weniger  darin 
sieht,    die    bezüglichen   Unterscheidungen   wesentlich   weiter    zu 
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treiben,  als  die  Begi-iffe  schärfer  zu  präzisieren,  das  Detail  kritisch 
zu  sichten,  prinzipiell  zu  begründen,  in  innere  Ueberein Stimmung 
zu  bringen  und  in  die  Konsequenzen  zu  geleiten,  sowie  die  ge- 
wonnenen Eesultate  auf  Abschätzung  des  persönlichen  Verdienstes 
und  überhaupt  auf  alle  Fälle  ausserkriminalistischer  (vor  allem 
moralischer)  Beurteilung  des  Wertes  der  Handlung  und  des 
Masses  der  jedesmaligen  Verantwortlichkeit  anzuwenden,  kurz 
die  ganze  Lehre  systematisch  abzuschliessen  (§.  7,  S.  450  f.). 
Von  den  Thaten  einer  strafmündigen  Person  wird  ausgegangen ; 
den  Normalfällen  der  Verschuldung  gegenüber  werden  die  Mo- 
mente erwogen ,  welche  die  subjektive  Schuld  zu  erhöhen  resp. 
zu  vermindern,  ja'event.  bis  auf  Null  herabzudrücken  vermögen. 
„Vielleicht  unterscheidet  sich  die  partielle  und  volle  Straf- 
unmündigkeit nur  dadurch  von  dem  normalen  Typus ,  dass  sie 
die  Gründe  der  Schuldverminderung ,  die  bei  diesem  vorüber- 
gehend vorkommen,  dauernd  enthält."  Vielleicht  wird  so  auch 
eine  Basis  gewonnen,  „um  den  Strafwert  einer  Kollektivhand- 
lung auf  die  einzelnen  Partizipienten  gerecht  zu  verteilen". 
§.  8:  Vorsatz,  Absicht,  mitbedachte  Folgen,  ignoratio  legis. 
§.  9:  Strafschärfung.  §.  10:  Strafmilderung.  §.11:  der  Ver- 
such. Fortsetzung  soll  folgen.  Indem  der  Verf.  in  allen  Fällen 
der  ratio  der  Strafe  nachspürt,  findet  er  in  dem  psychologischen 
Thatbestande  wiederholt  kontinuirliche  Reihen:  Die  objek- 
tiven Wahrscheinlichkeiten,  wie  die  subjektiven  Annahmen  über 
dieselben,  die  Prozesse  der  inneren  Umkehr,  die  Not,  die  Drohung, 
die  affektiöse  Erregung  und  die  in  ihr  spielenden  intellektuellen 
Mängel  und  die  Beeinträchtigungen  des  Gefühls  und  Willens : 
Alles  läuft  in  kontinuirlichen  Reihen,  welche  in  der  Strafpraxis 
aus  Zweckmässigkeitsrücksichten  —  zum  Teil  sehr  unvollkom- 
men —  spezifisch  markiert  werden.  Es  wird  hervorgehoben, 
wie  hier  der  moralischen  Beurteilung  grössere  Subtilität  zu- 
fällt. Der  Berufung  auf  eine  identische  Seelensubstanz  ist  der 
Verf.  prinzipiell  abgeneigt  (S.  454,  Anm.).  Laas. 

II  Digesto  Italiano.     Rom,    Turin,    Neapel,     1.  Lief.  2.  L. 

Von  dem  in  Nr.  1,  S.  50  angezeigten  Werk  liegt  jetzt  das 
1.  Heft,  von  A  bis  abigeato  sechzehn  Artikel  enthaltend,  vor. 
Wie  bereits  erwähnt,  hat  sich  die  Sammlung  den  receuil  general 
von  Dalloz  zum  Muster  genommen  und  denselben,  nach  den  bis- 
herigen Artikeln  zu  urteilen,  genau  befolgt.  Demgemäss  findet 
man  überall  eine  genaue  bis  in  die  Erörterung  von  Detailfragen 
eingehende    Darstellung    des    italienischen  R. ,  ebenso    ist    auch 
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stets  auf  die  Quellen  des  r.  R.  und  dessen  mittelalterliche  Ent- 
wickelung  in  Italien  Rücksicht  genommen  (z.  B.  abbandono  di 
fondo  in  materia  di  seivitü  von  Prof.  Gianzana  in  Genua)  und 
in  gleicher  Weise  gilt  dies  von  dem  kanonischen  R.  (vgl.  Art. 
abate  von  dem  ehem.  Minister  Castagnola,  Prof.  in  Genua). 
Bei  den  Artikeln  aus  dem  modernen  R.  überwiegt,  wie  dies  in 
der  Entstehungsgeschichte  der  neueren  ital.  Gesetzgebung  be- 
gründet ist,  die  Behandlung  des  französischen  R.  (z.  B.  Art. 
abbandono  di  nave  e  nolo  von  Prof.  Maurizi  in  Rom).  Dagegen 
darf  ebensowenig  aus  der  in  Rede  stehenden  Sammlung  wie 
aus  Dalloz  ein  erspriessliches  Ergebnis  für  die  vergleichende 
Rechtswissenschaft  erwartet  werden.  Da  erst  in  neuerer  Zeit  in 
Italien  das  Studium  deutscher  Rechtswissenschaft  die  ersten 
Keime  zu  treiben  beginnt ,  so  hat  die  letztere  in  den  Artikeln 
des  1.  Heftes  eine  wenig  verspiTchende  Bemcksichtigung  ge- 
funden. Man  sieht  dies  schon  aus  der  Litteraturangabe,  da  sich 
über  die  bekannten  Werke  von  Arndts,  Bluntschli,  Thöl  hinaus 
die  Benutzung  deutscher  Bücher  nicht  zu  erstrecken  scheint. 
Gleiches  gilt  von  dem  englischen  R.  (z.  B.  Art.  abdicazione  von 
Staatsrath  Saredo  —  wo  nur  Blackstone  citiert  ist).  Für  die 
Darstellung  des  gesamten  italienischen  Rechtsstoffes  —  und 
dies  ist  das  Hauptziel  der  Herausgeber  —  darf  die  Sammlung 
als  ein  willkommenes  Hilfsmittel  begrüsst  werden ,  um  so  will- 
kommener noch  im  Auslande,  wo  man  im  allgemeinen  dem 
italienischen  R.  noch  nicht  die  gebührende  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt hat.  Kays  er. 


IL    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Unrokhard.   Die  actio  aquae  pluviae  arcendae.   Erlangen. 
Palm  u.  Enke.     1881.     12  M. 

An  die  Kommentai-e  zu  den  Pandektentiteln  de  operis  novi 
nuntiatione  und  de  damno  infecto  schliesst  sich  nunmehr  der- 
jenige zum  Tit.  3  des  39.  Buches,  de  aqua  et  aquae  pluviae 
arcendae,  an.  Mancher  wird  vielleicht  der  Ansicht  sein,  dass  zur 
umfassenden  Bearbeitung  dieser  drei,  von  der  grossen  Heerstrasse 
etwas  abgelegenen  Gebiete,  eine  gewisse  Resignation  erforderlich 
sei.  Manch  andei-er  hinwiederum,  der  momentan  ermüdet  ist 
von  dem  unendlichen  Streit  über  Rechtsgeschichte,  Wille  und 
Erklärung,    Besitz,   Einlassungszwang  u.  s.  w.,    \vird   den  Verf. 


56         Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    2.  H  eft. 

vielleicht  glücklich  preisen  um  diese  friedlichen  Oasen,  die  sogar 
vor  einer  Invasion  des  indischen  und  lappländischen  R. 
sicher  zu  sein  scheinen.  Jeder  aber  wird  dem  Verf.  die  volle 
Anerkennung  zollen,  dass  er  auch  in  diesem  Werke  seine  Auf- 
gabe mit  grosser  Gewissenhaftigkeit,  mit  eindringendem  Yer- 
ständnisse  und  mit  zunehmender  Sicherheit  in  der  exegetischen 
wie  in  der  dogmatischen  Behandlung  erfüllt  hat.  Die  gewisse 
behagliche  Breite  ist  seit  ülpians  Zeiten  die  berechtigte  Eigen- 
tümlichkeit aller  Kommentare. 

Einen  Auszug  aus  dem  Werke  zu  geben  ist  hier  ebenso 
unmöglich,  als  die  „Resultate"  desselben  auf  einige  wenige  Sätze 
zurückzuführen.  Wir  müssen  uns  darauf  beschränken,  diejenigen 
Erörterungen  hervorzuheben,  die  den  Verf.  in  Berührung  mit 
allgemeinen  Fragen  bringen  und  daher  auch  ein  allgemeines 
Interesse  beanspruchen. 

Besonders  sorgfältig  untersucht  der  Verf.  das  Verhältnis 
der  act.  aq.  pluv.  arc.  zum  Inhalte  des  Eigentums  und  folge- 
weise auch  zur  actio  negatoria  und  confessoria  (S.  62  — 115). 
Das  Ergebnis  ist  im  wesentlichen  folgendes: 

1)  Gegen  den  natürlichen  Abfluss  hat  der  inferior  an  sich 
keine  Klage;  dass  ihm  also  die  actio  a.  pl.  a.  dawider 
nicht  zusteht,  ist  nicht  etwa  eine  positive  Beschränkung 
seines  jus  prohibendi. 

2)  Die  Pflicht  des  inferior,  den  natürlichen  Ablauf  nicht  zu 
hindern  (die  Pflicht  des  recipere),  ist  erst  durch  die  actio 
a.  pl.  a.  geschaffen  und  findet  daher  auch  —  mit  Aus- 
schluss einer  konkurrierenden  negatoria  —  nur  innerhalb 
des  Geltungsgebiets  dieser  Klage  statt.  Es  liegt  insoweit 
eine  Eigentumsbeschränkung  in  non  faciendo  vor. 

3)  Die  Pflicht  des  superior,  an  dem  natürlichen  Ablauf 
nichts  zu  ändern,  ist  nach  älterem  R.,  welches  die  actio 
negatoria  wegen  indirekter  Immissionen  nicht  zuliess, 
eine  Eigentumsbeschränkung  (in  non  faciendo)  für  den  supe- 
rior. Seitdem  aber  die  actio  negatoria  in  der  angegebenen 
Richtung  ausgedehnt  wurde,  liegt  nunmehr  umgekehrt  eine 
spezifische  Eigentumsbeschränkung  für  den  inferior  vor, 
und  zwar:  a)  in  patiendo,  indem  er  mit  der  a.  a.  pl.  a. 
nur  gegen  schädliche,  nicht  wie  an  und  für  sich  mit 
der  negatoria  gegen  jegliche  Immissionen,  und  sogar  gegen 
schädliche  dann  nicht  reagieren  kann,  wenn  dieselben 
agri  superioris  colendi  causa  erfolgen;  sodann  b)  in  non 
faciendo,  indem  er  gegen  die  fraglichen  Immissionen  auch 
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nicht  einmal  thatsächlich,  durch  Scliutzanst alten,  reagieren 
darf.    Actio  negatoria  und  actio  a.  pluviae  arc.  decken  sich 
daher  nur  zum  Teil. 
Im  Anschluss  hieran  gelangt  der  Verf.  auch  zu  einer  prinzi- 
piellen Erörterung  der  Begriffe  der  Eigentumsbeschränkung.    Er 
erkennt  prinzipiell  "die  Möglichkeit  einer  immanenten  Schranke 
des  Eigentums  an,    hebt   aber   hervor,    dass  bei   Grundstücken 
auch  eine  andere  Auffassung,  die   der  äusserlich  hinzutretenden 
Beschränkung    und    andrerseits    Enveiterung    möglich    sei,    je 
nachdem   man  den  Ausgangspunkt  nimmt  von  der  Anschauung 
aus,   dass   die  Grenzen  des  R.  und   die   räumlichen  der  Objekte 
zusammenfallen,     oder    aber    von    der    Anschauung,    dass    die 
Grenzen    des   R.    sich   über    das    Grundstück    erstrecken,    wie 
andrerseits    sie   hinter   denselben    zurückbleiben   können.     Beide 
Auffassungen  findet  der  Verf.  in  den  Quellen.    (S.  121  — 131.) 

Weiter  sei  noch  hervorgehoben  die  Untersuchung  des  Verf. 
über  die  Frage:  ob  das  r.  R.  obligatorische  Verhältnisse  mit 
dinglicher  Wirksamkeit  kenne,  also  obligatorische  Verträge,  die 
auch  den  Singularnachfolger  unmittelbar  berechtigen  und  ver- 
pflichten. Im  Widerspruch  zu  Ihering  verneint  der  Verf. 
diese  Frage,  indem  er  namentlich  auch  die  Analogie  der  ein 
obligatorisches  Verhältniss  an  sich  ergebenden  exceptio  rei  co- 
haerens  ablehnt.     (S.  327—352.) 

Endlich  möge  auch  noch  auf  die  Erörterung  über  die  Ve- 
tustas  verwiesen  sein.     (S.  362 — 377.)  Bechmann. 

Both,  P.  V.  System  des  deutschen  Privat-R.  11.  Teil: 
Familien-R.  Tbgn.  Laupp  1881.  XIV.  498.  9  M. 
Sehr  schnell  ist  dem  ersten  Teil  hier  der  zweite  gefolgt.  Wäh- 
rend aber  bei  andern  Werken  dies  oft  bedenklich  erscheint,  ist 
dies  hier  nicht  der  Fall,  denn  es  ist  ein  Buch,  an  dem  lange 
gedacht  worden  ist,  mag  daran  kurz  oder  lange  geschrieben 
worden  sein.  Da  schon  den  ersten  Teil  die  Kritiken  enthusia- 
stisch begrüsst  haben  und  da  diese  Kritiken  auf  dem  Umschlag 
des  zweiten  wörtlich  abgedruckt  zu  finden  sind,  da  femer  der 
Gegenstand  und  Inhalt  bei  einem  System  des  deutschen  Privat- 
R.  als  bekannt  gelten  dürfen,  ist  uns  hier  die  Aufgabe  erspart, 
von  §  zu  §  über  das  Buch  Rechenschaft  zu  geben.  Und  zwar 
ist  dies  um  so  mehr  der  Fall,  als  die  gedachten  Rezensionen 
gerade  dem,  was  bisher  bei  Systemen  des  deutschen  Privat-R. 
nicht  vorgekommen,  eine  ausführliche  Würdigung  zu  Teil  werden 
Hessen,  nämlich  dem  Umstände,  dass  v.  R.  System  alle  einzelnen, 
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in  Deutschland  geltenden  Privatrechte  in  concreto  und  ausserdem 
das  gemeine  E.  und  das  durch  die  Gesetzgebung  des  neuen  Rei- 
ches bisher  geschaffene  einheitliche  R.  darstellt.  Nicht  aber  darf 
ignoriert  werden,  dass  gerade  für  das  Familien-R,  demzufolge  eine 
Riesenaufgabe  entstand,  denn  bekanntlich  gibt  es  nirgends  so 
viele,  bis  ins  einzelne  ausgebildete  Rechtsinstitute  und  so  viel 
partikularistische  Rechtsgestaltung  als  hier,  zumal  im  ehelichen 
Güter-R.  So  mussten,  um  nur  ein  Beispiel  herauszugreifen,  zur 
Konstatierung  des  Geltungsgebietes  der  allgemeinen  Gütergemein- 
schaft 11  Staaten  mit  74  verschiedenen  Rechtsquellen  aufgezählt 
werden.  Aber  nicht  nur  das  R.,  welches  den  Gegenstand  der 
Wissenschaft  bildet,  sondern  auch  das  durch  sie  hervorgebrachte 
wird  dargestellt;  alle  die  Theorien  verschiedener  Rechtsinstitute 
oder  doch  die  wichtigsten  und  in  der  Praxis  am  meistein  be- 
achteten werden  berücksichtigt.  Natürlich  kann  aber  bei  einer 
so  sehr  ins  einzelne  gehenden  Darstellung  von  einer  Spezialisierung 
nach  einer  andern  Richtung  hin,  nämlich  in  dem  Sinne  von  ein- 
gehenden dogmatischen  Untersuchungen,  nicht  die  Rede  sein. 
Jedoch  ist  solche  trotz  alledem  notwendige  Behandlung  des  deut- 
schen Privat-R.  dadurch  wesentlich  erleichtert  worden.  Ausser- 
dem wird  durch  die  Herbeiziehung  des  Pandekten-R.  beständig 
auf  das  hingewiesen,  was  ebenfalls  noch  nicht  genügend  oder 
doch  nur  einseitig  mit  Vorliebe  für  das  r.  R.  betrieben  worden 
ist;  es  wird  eine  vergleichende  Methode  im  Studium  und  der 
Forschung  wenigstens  jenes  R.  und  des  deutschen  angebahnt. 
Die  kurze  klare  Sprache  des  Buches  trägt  zu  allen  den  genannten 
Vorzügen  und  seiner  Brauchbarkeit  nicht  wenig  bei.  Natürlich 
enthält,  als  dem  Familien-R.  gewidmet,  der  IL  Teil  auch  das 
Personen-R.,  ausserdem  sind  aber  noch  die  Pflegschaft  über  Ab- 
wesende und  die  Beistandschaft  des  französischen,  sowie  preussi- 
schen  R.  aufgenommen.  ^  Schuster. 

Dernbiirg.    Lehrbuch  des  preussischen  Privat-R.   Band  I. 

3.  neu  bearb.  Aufl.   (Halle,  Buchhandlung  des  Waisenhauses. 

1881.  M.  16. 
Von  diesem  Werke  liegt  der  I.  Bd.  (auch  unter  dem  be- 
sonderen Titel :  „Die  allgemeinen  Lehren  und  das  Sachen- 
recht des  Privatrechts  Preussens  und  des  Reichs)  bereits 
in  3.  Aufl.  vor.  Die  2.  Aufl.  ist  vor  kaum  3  Jahren  erschienen. 
Diese  3.  Bearbeitung  des  I.  Bandes  will  die  Neubildungen  der 
Reichs-Justizgesetze ,  soweit  sie  das  Zivil-R.  betreff'en,  in  das 
Einzelne  hinein  verfolgen.    Dies  ist  auch  allenthalben  geschehen, 
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so  dass  eine  Veränderung  und  Vermehrung,  ja  sogar  erhebliche 
Umgestaltung    einzelner    Abschnitte    unvermeidlich   war.     Dies 
betrifiFt  namentlich  die  Lehre  vom  Rechtsobjekte,   wie  die  Lehre 
vom   Mobiliarpfand-K. ;   die   tief  einschneidenden  Bestimmungen 
der  Reichs-Z.Pr.-   wie   der   Eeichs-K.O.   sind   hier   in    der   neuen 
Bearbeitung   deutlich   zur   Anschauung   gebracht.     In   die   Dar- 
stellung   des  Pfand-R.    insbesondere  ist    auf  Grund    des  Pfand- 
leiheges.  vom  17.  März  1881  ein  neuer  Abschnitt  —  §.  360  die 
gewerbsmässige    Pfandleihe   —    eingeschoben   worden.     Auch   in 
der  äusseren  Bezeichnung  hat  D.  eine  Aenderung  vorgenommen, 
er  spricht  nicht  mehr  vom  Faustpfand-E.,  sondern  vom  „Mobiliar- 
pfand-R.",    wohl   in   Erkenntnis    der   Thatsache,    dass   das   L.R. 
und  jetzt  auch  das  Reichs-R.  mehrere  Fälle  auch  der  symbolischen 
Verpfändung  an  Mobilien  kennt.     Xur  an  Einer  Stelle,   im  Ein- 
gang des  §.  357  (S.  880)   kehrt,   wohl  aus  Versehen,  das  Wort 
, Faustpfand"  und  später  „Faustpfandgläubiger"   nochmal  wieder. 
Xach    der  Vorrede   der    im  Jahre  1870   zum   erstenmal  er- 
schienenen Abteilung   des  I.  Bandes  sollte   das  Werk   als   Lehr- 
buch hauptsächlich  der  studierenden  Jugend  dienen,    üeber  diese 
ursprüngliche  Zweckbestimmung  ist  das  Werk  dem  Verf.  unter 
den   Händen   sichtlich   hinausgewachsen.     Wie   wir   den   Durch- 
schnittsstudenten  kennen,   möcht*   er    auch   zunächst   kaum   im 
Stande   sein,   die  drei  Bände    des  Lehrbuchs    sich    anzuschaflFen ; 
vor  Allem  aber  hat  er,  wenn  nicht  alle  übrigen  Disziplinen  völlig 
vernachlässigt  werden  sollen,  nicht  die  Zeit,  im  Ganzen  wohl  auch 
nicht  die  Fähigkeit,  das  Buch  nach  Verdienst  zu  würdigen,  und 
die  einzelnen   dargestellten   Lehren   ohne  weiteres  zu  verstehen. 
Schon    das  , System"    des   L.R.   nach    D.    Darstellung   wird   der 
, studierenden  Jugend*  kaum  darüber  Klarheit  verschaffen,  warum 
z.  B.   das  Erb-R.    in   verschiedenen  Titeln   zerstückelt   behandelt 
wird,    und   warum    sich    (in  Tit.  4  u.   5)    die    Lehre   von   den 
Willenserklärungen   und  Verträgen ,   im    1 1 .   die   einzelnen  Ver- 
träge  und   dazwischen  Besitz   und  Eigentum   dargestellt  finden. 
Die  Bemerkung  (S.  14),    dass   die   ersten   sieben  Titel  die  , all- 
gemeinen Wahrheiten  des  R."  enthalten  und  dass  zu  diesen 
allgemeinen  Wahrheiten   auch    der  „Besitz"  gehören   soll,   wird 
dem   angehenden  Juristen   schwerlich  den   logischen  Zusammen- 
hang dieser  sieben  Titel   unter  sich  klar  machen.     Ganz  richtig 
ist  ja  von  D.  als   leitender   allgemeiner  Gedanke   des  L.R.   dar- 
gelegt,  dass   der  einzelne    zur    äusseren  Welt   in  doppelter  Be- 
ziehung steht  —  einmal  tritt  er  ihr  gegenüber  als  Individuum, 
dann   aber    auch    als   Glied    sozialer    und   politischer   Genossen- 
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Schäften  —  und  dass  von  diesem  Gedanken  aus  die  Zweiteilung 
des  L.R.  sich  ergibt.  Aber  wir  müssen  als  weiteren  Gedanken 
des  L.R.  folgendes  in  Erwägung  nehmen:  als  Individuum  steht 
der  einzelne  gegenüber  der  äusseren  Welt  in  einem  Privatrechts- 
kreise, in  welchem  das  Höchste  dem  einzelnen  zugängliche  R. 
das  Eigentum  ist.  Dieses  höchste  R.  ist  zum  Mittelpunkte  des 
I.  Teiles  gemacht.  Es  gehört  dazu  ein  Subjekt  und  ein  Ob- 
jekt und  juristische  Thatsachen,  die  dem  Subjekt  (Titel  I)  das 
Eigentum  an  dem  Objekte  (Tit.  2)  zu  verschaffen  im  stände 
sind.  Diese  Thatsachen  sind  einmal  Handlungen  (Tit.  3);  be- 
stimmter schon  sind  die  Willenserklärungen  (Tit.  4),  insbesondere 
gegenseitige  Willenserklärungen,  Verträge  (Tit.  5).  Aber  auch 
durch  unerlaubte  Handlungen  (Tit.  6)  kann  eine  Eigentums- 
beziehung bewirkt  werden,  wenn  auch  nur  zu  Gunsten  des  Be- 
schädigten. Als  Vorstufe  —  von  Ihering  einmal  geistreich  das 
„Vorwerk*  zum  Eigentum  genannt,  —  ei'scheiht  sodanll  der 
Besitz  (Tit.  7),  an  welchen  sich  das  Eigentum,  —  das  „Haupt- 
gut"  —  unmittelbar  anschliesst  (Tit.  8).  Hieran  knüpfen  sich 
von  selbst  die  weiteren  Fragen:  wie  wird  das  Eigentum  erwor- 
ben, erhalten,  wie,  wenn  es  verloren,  wiedererlangt,  wie  auf- 
gelöst? Erworben  wird  es  entweder  unmittelbar  (Tit.  9)  oder 
mittelbar  (Tit.  10)  und  zwar  im  letzteren  Falle  durch  Rechts- 
handlungen unter  Lebenden  (Tit.  11  die  einzelnen  Verträge  um 
fassend)  oder  von  Todeswegen  (Tit.  12  Testamente,  Kodizille  und 
Erbverträge).  Es  kann  aber  auch  durch  dritte  Personen  er- 
worben werden  (Tit.  13).  Ist  das  Eigentum  erworben,  so  will 
man  es  erhalten;  die  einzelnen  Mittel  werden  im  Tit.  14  ab- 
gehandelt. Wie  das  verlorene  Eigentum  wieder  zu  erlangen  sei, 
zeigt  Tit.  15,  während  Tit.  16  den  Untergang  des  Eigentums 
und  der  dazu  gehörigen  Forderungen  behandelt.  Bisher  ging 
das  System  des  L.R.  aus  von  dem  Eigentume  als  einem  Einzel-R. 
und  unbeschränkten  Haupt-R.;  das  Eigentum  kann  aber  auch 
in  seiner  Substanz  mehreren  zustehen,  oder  durch  R.  dritter 
Personen  mehr  oder  weniger  beschränkt  sein  (Tit.  17 — 22);  die 
Gemeinschafts-R.  der  mehreren  können  im  wesentlichen  gleiche 
sein  (Tit.  17),  oder  im  Verhältnisse  des  Obereigentums  zum  Unter- 
eigentum stehen  (Tit.  18  Lehen,  Erbzinsgüter).  Die  das  Eigen- 
tum beschränkenden  R.  dritter  Personen  sind  zunächst  im  all- 
gemeinen entweder  dingliche  oder  persönliche  (Tit.  19) ;  am 
meisten  beschränkt  erscheint  es  durch  das  Pfand-R.,  Retentions- 
und Vorkaufs-R.  (Tit.  20),  weil  diese  eventuell  die  ganze  Sub- 
stanz ergreifen;  andere  Beschränkungen  lassen  die  Substanz  un- 
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berührt,  wie  Niessbrauch,  Pacht,  Miete  (Tit.  21),  Realservituten 
(Tit.  22),  Zwangs-  und  Banngerechtigkeiten  (Tit.  23).  Der 
II.  Teil  des  L.R.  behandelt  sodann  den  Rechtsmenschen  als 
, Glied  sozialer  und  politischer  Genossenschaften*.  Der  engste 
Kreis  der  Genossenschaft  ist  die  Familie,  zu  welcher  auch  das 
Gesinde  gehört  (Tit.  1  —  5).  Den  Grund  der  Familie  bildet  die 
Ehe  (Tit.  1) ;  die  R.  der  Familie  zeigen  sich  unter  anderem  auch 
in  der  befugten  Nachfolge  in  das  Vermögen  des  verstorbenen 
Angehörigen,  woraus  die  Stellung  des  Intestaterb-R.  im  2.  Titel 
sich  erklärt.  Weitere  Kreise  werden  gebildet  durch  freie  Ver- 
einigungen (Tit.  6,  §.  1 — 25),  wie  durch  staatliche  Institutionen. 
Zu  den  letzteren  gehören  zunächst  die  Gemeinden  (Tit.  6,  §.  26  flg.), 
dann  der  einzelne  Stand:  Bauernstand,  Bürgerstand,  Adelsstand, 
Beamtenstand  (Tit.  7 —  1 0) ;  einen  noch  weiteren  Kreis  bildet  die 
Kirche  (Tit.  11),  wozu  die  Schule  gehört  (Tit.  12)  und  der 
weiteste  Kreis  ist  der  Staat  mit  seinen  mannigfachen  gegen- 
seitigen Beziehungen  zu  den  Staatsangehörigen  und  seinen  be- 
sonderen Hoheitsrechten  (Tit.  13  bis  20).  Erscheint  sonach  das 
System  des  L.R.  nicht  gerade  als  ein  mustergültiges,  so  ist  doch 
die  Ansicht  nicht  begründet,  dass  es  ein  willkürliches  sei  und 
sich  insbesondere  als  Grundlage  für  akademische  Vorlesungen 
nicht  eigne.  Der  junge  Jurist,  der  nicht  das  System,  wie  wir 
es  eben  kurz  skizziert  haben ,  im  Kopfe  hat ,  wird  sich  in  den 
43  Titeln  des  L.R.  schwer  zurechtfinden.  Das  Werk  von  D. 
aber,  wenn  es  auch  nicht  gerade  seine -Hauptwirksamkeit  in  dem 
Kreise  der  angehenden  Juristen  findendüi*fte ,  ist  doch  ein  vin- 
entbehrliches  Handbuch  nicht  bloss  für  den  preussischen,  sondern 
insbesondere  auch  für  den  gemeinrechtlichen  Praktiker  durch  seine 
fortgesetzte  sorgfältige  Vergleichung  mit  dem  heutigen  r.  R.  und 
seine  genügende  Beiücksichtigung  der  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts, resp.  O.H.G.  Es  ist  mehr,  weit  mehr,  als  ein  Lehr- 
buch, insbesondere  mehr  als  nur  ein  Lehrbuch  des  preussischen 
Privat-R.  C.  Fuchs  (Jena). 

Acbilles.  Die  preussischen  Gesetze  über  Grundeigen- 
tum u.  Hypothekenrecht  v.  5.  Mai  1872.  IIT.  Ausg. 
BerHn,  Guttentag.     1881.     12  M. 

Das  Buch  enthält  neben  der  Bearbeitung  der  in  dem  Tit-el 
gedachten  Gesetze  eine  Zusammenstellung  aller  gesetzlichen  und 
ministeriellen  Vorschriften,  welche  sich  auf  die  Anwendung  jener 
beziehen.  Es  bietet  ausser  dem  Ges.  über  den  Eigentumserwerb 
und  d,er  Grundbuchordnung    noch   den  Kostentarif  mit   der  In- 
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struktion  vom  3.  Juli  1872  und  unter  der  Ueberschrift  „Beilage 
zur  Gi'undbuehordnung"  den  Abdruck  der  Ministerialverfügungen, 
welche  die  Ausführung  der  Grundbuchordnung,  die  Regelung 
der  Büreauverwaltung  der  Grundbuchämter  und  die  Zurück- 
führung  der  Grundbücher  auf  das  Steuerkataster,  sowie  die  Bil- 
dung der  Grundbuchämter  überhaupt  betreffen.  Es  enthält 
ferner  die  Ges.  vom  5.  Mai  1872  über  die  Form  der  Parzellierungs- 
verträge und  über  die  Stempelabgaben  von  gewissen,  beim  Grund- 
buchamt anzubringenden  Anträgen  nebst  der  Ausführungs- 
Instruktion  vom  19.  Sept.  1872.  Den  Schluss  bildet  ein  Nach- 
trag ,  in  welchem  Ergänzungen  zu  den  früheren  Erläuterungen 
ihren  Platz  gefunden  haben.  Dem  Buch  ist  eine  Einleitung 
(70  S.)  vorausgeschickt,  welche,  wie  das  Vorwort  sagt,  dazu  be- 
stimmt ist,  in  das  Studium  der  Gesetze  vom  5.  Mai  1872  ein- 
zufühi-en. 

Dieselbe  skizziert  zunächst  die  Entwickelung  der  Eigentums- 
erwerbsarten und  der  dinglichen  Rechte,  insbesondere  des  Pfand-R. 
im  r.  R.  und  unterzieht  das  letztere  einer  abfälligen  Kritik,  indem 
es  ihm  Mangel  der  Publizität  und  einer  ausreichenden  Ordnung 
des  Kollisionsfalles  mehrerer  Gläubiger  vorwirft,  auch  die  gesetz- 
lichen Pfand-R.  und  die  s.  g.  Generalhypothek  als  Institute  be- 
zeichnet, welche  dem  Verkehr  lähmend  entgegenträten.  Sodann 
wendet  sie  sich  zu  einer  Darstellung  des  älteren  deutschen 
Immobilien-R.  und  bespricht  die  Erwerbsart  von  Grundstücken 
durch  Auflassung  und  die« verschiedenen  Formen,  in  welchen  sich 
der  Realkredit  Geltung  schaffte,  namentlich  die  Pfandsatzung 
und  die  Rente,  für  deren  Entwickelung  das  dem  kanonischen 
R.  entflossene  Verbot  des  Zinsnehmens  von  Einfluss  gewesen  ist. 
Wie  nach  der  Einführung  des  r.  R.  in  Deutschland  die  hei- 
mischen Institute  mehr  und  mehr  zurückgedrängt  worden  seien 
und  sich  nur  vereinzelt  fest  gewurzelt  hätten,  ist  Gegenstand  der 
weiteren  Ausführung,  die  demnächst  auf  das  preuss.  Immobilien-R. 
übergeht,  die  Vorzüge  und  Nachteile  der  früheren  Gesetze  her- 
vorhebt und  mit  der  Entstehungsgeschichte  der  Gesetze  vom 
5.  Mai  1872  schliesst. 

DerBearbeitung  dieser  ist  die  kommentatorische  Form  gegeben. 
Zur  Erläuterung  der  §§.  ist  alles  herangezogen,  was  Wissenschaft 
und  Praxis  in  Auslegung  und  Anwendung  des  Gesetzes  geboten 
hat.  Neben  den  von  Werner  gegebenen  Motiven  des  Gesetzes 
und  den  Kammeiwerhandlungen ,  und  neben  den  vielen  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  über  die  Gesetze  vom  5.  Mai  sind  die 
Entscheidungen  der  höchsten  Gerichtshöfe  nnd  die  von  Johow  ge- 
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sammelten  Aussprüche  der  früheren  Appellationsgerichte  benutzt. 
Die  durch  die  deutsche  Z.P.O.  und  die  Ausführungsgesetze  zu 
derselben  bedingten  Aenderungen  sind  bald  unter  Abdruck  des 
ändernden  Gesetzes  (S.  167),  bald  in  den  Anmerkungen  (z.  B. 
S.  187)  hervorgehoben.  Die  Kommentierung  beschränkt  sich  aber 
nicht  bloss  auf  eine  Klarstellung  des  Gesetzes  und  eine  Darle- 
gung der  vitflen  Kontroversen,  sondern  begründet  oft  in  längeren 
Ausführungen  die  aufgestellten  Ansichten.  Wenn  auch  diese  Art 
der  Bearbeitung  dahin  führt,  dass  der  Text  des  Gesetzes  in  der 
Masse  der  Bemerkungen  verschwindet  und  dadurch  in  der  Praxis 
die  Handhabung  des  Buchs  erschwert  wird,  wiegt  doch  die 
Reichhaltigkeit  und  Gediegenheit  des  Gebotenen  die  Unbequem-, 
lichkeit  auf.  In  welcher  Weise  der  Verf.  seine  Aufgabe  erfasst 
und  ausgeführt  hat,  davon  gibt  z.  B.  die  Bearbeitung  des  §.  19 
(S.  166  ff.)  Zeugnis.  Die  Anmerkungen  zu  demselben  nehmen 
einen  Raum  von  14  Seiten  ein.  Die  Frage,  wer  die  Eintragung 
einer  Hypothek  oder  Gi'undschuld  mit  rechtlicher  Wirkung  be- 
willigen kann,  die  Kontroverse  über  die  Zulässigkeit  der  Kon- 
valeszenz einer  Erkläning,  der  Streit,  inwieweit  der  Grund- 
buchrichter den  Inhalt  der  Schuldurkunde  vor  der  Eintragung 
zu  prüfen  verpflichtet  sei,  haben  eine  gründliche  Eröx*terung  und 
Entscheidung  gefunden.  Ebenso  interessant,  wie  anregend  sind 
die  Erläuterungen  zu  den  §§.  63  ff.  des  Eigentumserwerbsgesetzes, 
welche  die  Hypothek  des  Eigentümers  betreffen  (S.  302  ff.)  Der 
Verf.  gelangt  zu  dem  Satze,  dass  die  Eigentümerhypothek  nur 
formell  die  Eigenschaft  einer  Hypothek  behalte,  materiell  aber 
mit  der  Grundschuld  identisch  sei  (S.  306) :  dass  sie  jedoch  ihre 
volle  Kraft  als  Hypothek  entfalte,  wenn  die  Vereinigung  des 
Eigentums  mit  dem  Gläubigerrecht  aufhöre  (S.  310).  Mit  gleicher 
Gründlichkeit  sind  auch  die  Grundbuchordnung  und  die  übrigen 
Gesetze  kommentiert  und  genügt  es,  hinzuweisen  z.  B.  auf  die 
Anmerkungen  zu  §.  29  des  erstem  Gesetzes,  welches  die  Haftung 
der  Grundbuchbeamten  und  die  event.  Regresspflicht  des  Staats 
behandelt  (S.  360  ff.).  Meves. 

Arntz,  E.  R.  N.     Cours   de   droit  civil  fran^ais,   compre- 

nant  l'explication  des  lois  qui  ont  modifie  le  Code 

civil   en    France   et    en   Belgique.     2.   Aufl.     Brüssel, 

Bruylant  Christophe.    Paris,  Marescq.    4  Bde.    V  u.  2436  S. 

üeber  die  1.  Aufl.  dieses  Buches  wurde  (von  Ref.)  in  der  Jenaer 

Litteratur-Ztg.  1876  (Nr.  324)  berichtet.    Binnen  kurzer  Zeit  ist 

eine  2.  Aufl.   nötig   geworden.     Dieselbe   zeichnet   sich   vor  der 
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ersten  durch  verschiedene  Verbesserungen  aus.  Vor  allem  ist  die 
Rechtsentwickelung  in  Frankreich,  sowie  die  Gerichtspraxis  der 
bedeutenderen  Länder  des  franz.  R.  eingehender  berücksichtigt. 
Die  wichtigsten  neueren  Entscheidungen  werden  überall  ange- 
führt. Ohne  von  der  ihm  eigenen  Kürze  abzugehen,  hat  der  Verf. 
manches  hinzugefügt.  An  die  Stelle  der  zwei  etwas  schwerfäl- 
ligen Bände  sind  jetzt  vier  von  mittlerem  Umfange  getreten ; 
jedem  ist  eine  Inhaltsübersicht  beigegeben,  dem  letzteren  auch 
ein  ausführliches  Register  und  Verzeichnisse,  welche  das  Nach- 
schlagen im  reichhaltigen  Werke  wesentlich  erleichtern:  table 
chronologique  des  lois ,  ordonnances  ,  decrets ,  arretes ,  avis  du 
conseil  d'etat  etc.,  table  numerique  des  articles  des  codes. 

Ueber  die  meisten  Bearbeitungen  des  franz.  Zivil-R.  ragt  das 
Buch  von  A.  hervor  durch  die  stete  Berücksichtigung  der  Rechts- 
geschichte und  die  konsequente  Heranziehung  des  r.  R. ;  immer 
wird  das  geltende  R.  auf  seinen  Ursprung  zurückgeführt.  Zu- 
gleich aber  sind  selbständige  Prüfung  und  eigene  Anschauung 
der  Verhältnisse,  unmittelbar  aus  dem  Rechts-  und  Geschäftsleben, 
überall  wahrnehmbar.  Hervorzuheben  ist  schliesslich  die  Nüch- 
ternheit und  strenge  Sachlichkeit  der  Darstellung,  welche  sich 
von  der  polemisierenden  und  politisierenden  Weise,  z.  B.  des  sonst 
so  schätzenswerthen  Laurent,  vorteilhaft  unterscheidet. 

In   der  Hauptsache  schliesst  sich  A.  der  Legalordnung  an. 

R  i  V  i  e  r. 

Weinrich,  A.  v.  Der  Einfluss  der  Reichs-Zivilprozess- 
ordnung  auf  das  französisch-badische  eheliche 
Güterrecht.  Freiburg  i.  B.  u.  Tübingen.  J.  C.  B.  Mohr. 
1881.     43  S.     1  M.  20  Pf. 

Die  Frage,  ob  die  einzelnen  Vorschriften  des  Code  civil,  welche 
eine  Urkunde  verlangen,  als  blosse  Beweis-  oder  als  dem  mate- 
riellen Zivil-R.  angehörige  Form  Vorschriften  anzusehen  seien,  hat 
in  neuester  Zeit  eine  grosse  praktische  Bedeutung  gewonnen,  da 
diese  Vorschriften  in  ersterem  Falle  durch  die  bekanntlich  in  das 
französische  Rechtssystem  tief  einschneidenden  Bestimmungen  des 
§.  259  der  Deutschen  Z.P.O.  und  §.  14  Nr.  2  des  Einf.Ges.  zur 
Z.P.O.  aufgehoben  sein  würden,  in  letzterem  Falle  dagegen  un- 
berührt geblieben  wären.  W.  erörtert  diese  Frage  in  Bezug  auf 
das  in  verschiedenen  Bestimmungen  des  französischen  ehelichen 
Güter-R.  aufgestellte  Erfordernis  eines  Inventars.  Er  stellt 
die  bereits  in  Theorie  und  Praxis  hervorgetretenen  Meinungs- 
verschiedenheiten zusammen  und  gelangt  sodann ,    indem  er  die 
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doppelte  Bedeutung  der  Urkunde  —  als  Beweismittel  und  als 
Formalakt  —  entwickelt,  zu  folgenden  Ergebnissen:  Die  luven 
tare,  von  welchen  in  den  Artikeln  1414,  1415,  1416,  1499,  1504 
und  1510  des  Code  civil  die  Rede  ist,  sind  bestimmt,  den  Be- 
stand der  betreffenden  Vermögensmassen  dem  Prozessrichter  zu 
überliefern,  und  sind  insofern  Beweismittel;  wenn  bisher  dieser 
Bestand  oder  die  Zugehörigkeit  einzelner  Vermögensstücke  zu 
dieser  Masse  nur  durch  das  Inventar  bewiesen  werden  konnte, 
so  war  das  eine  unter  §.  14  Nr.  2  des  E.G.  fallende  und  somit 
jetzt  beseitigte  Beweisbeschränkung.  In  Art.  1416  Abs.  2  und 
Art.  1510  Abs.  2  u.  3  hat  das  Inventar  aber  noch  eine  andere 
Bedeutung:  die  Errichtung  eines  Inventars  bildet  hier  die  Vor- 
aussetzung für  die  rechtliche  Wirksamkeit  einer  anderweitig  ab- 
gegebenen Willenserklärung,  nämlich  in  Art.  1416  Abs.  2  für 
die  ,  Willenserklärung  des  Mannes,  in  seiner  Eigenschaft  als  Herr 
der  Gütergemeinschaft  diese  letztere  von  der  Haftpflicht  für  die 
Schulden  der  der  Frau  angefallenen  Erbschaft  zu  befreien",  in 
Art.  1510  dafür,  dass  der  im  Ehevertrage  erklärte  Wille  der 
Ehegatten,  die  Haftpflicht  gegenüber  den  persönlichen  Gläubigem 
des  einzelnen  Ehegatten  auf  einen  Teil  des  Vermögens  zu  be- 
schränken, den  betreffenden  Gläubigem  gegenüber  rechtlich  ^virk- 
sam  werden  kann.  Insofern  handelt  es  sich  hier  um  Formvor- 
schriften des  materiellen  Zivil-ß.,  die  auch  gegenwärtig  noch  zu 
Rechte  bestehen.  v.  Cuny. 


HI.    Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Bornen,  A.     Die  Kundmachung  der  sogenannten  stillen 

Gesellschaft  und  deren  Wirkungen  zu  Gunsten 
dritter  Personen.  Promotionsschrift.  Emmerich.  Romen. 
1881.     2  M. 

Verf.  gibt  eine  Darstellung  der  Entstehung  des  Art.  260  des 
H.G.B,,  erörtert  die  verschiedenen  Fälle  der  Kundmachung  ohne 
Wissen  und  Willen  des  stillen  Gesellschafters  (§  2)  durch  diesen 
(§  5)  und  verzeichnet  das  Ergebnis  seiner  Untersuchung  am  Schluss 
dahin:  ,Die  ohne  Wissen  des  stillen  Gesellschafters  erfolgte 
Kundmachung  der  stiUen  Gesellschaft  äussert  keine  Wirkung 
zu  Gunsten  dritter  Personen." 

,In  Folge   der   mit  Wissen   des   stillen  Gesellschafters  er- 
folgten Kundmachung   der   stillen  Gesellschaft  haftet  der  stille 
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Gesellschafter  den  benachrichtigten  dritten  Personen,  wenn  nicht 
in  der  Kundmachung  selbst  das  Gegenteil  bestimmt  ist,  aus  einem 
Kreditmandat,  welches  beschränkt  ist  auf  die  Höhe  der  Einlagen 
und  sich  der  Regel  nach  nur  auf  diejenigen  Kreditgeschäfte  be- 
zieht, welche  der  Komplementär  nach  der  Kundmachung  ab- 
schliesst,  im  Betriebe  desjenigen  Handelsmonopols,  an  welchem 
der  stille  Gesellschafter  beteiligt  ist."  Keyssner. 

Abbott,  Ch.  A  Treatise  of  the  Law  relative  to  Mer- 
chant,  Ships  and  Seamen.  12®  Edition  by  S.  Preutice, 
London.  Shaw  u.  Sons.  1881.  609  S.,  Appendix  386  S. 
£  2.  2. 
Das  vorstehend  bezeichnete  Werk  ist  von  Ch.  Abbott,  dem 
später  als  Lord  Chief  Justice  of  England  berühmt  gewordenen, 
im  Jahre  1882  verstorbenen  Lord  Penterdon,  im  Jahre  1802 
zuerst  herausgegeben  worden.  Vier  neue  Auflagen  sind  von  dem 
Verf.  selbst,  fünf  ferr'—e  von  W.  Shee  besorgt  worden.  Die 
gegenwärtige  1 1 .  Ausgabe  rührt  von  einem  Londoner  Praktiker, 
S.  Prentice,  her.  Das  Abbott 'sehe  Buch  hat  in  der  ersten 
Hälfte  unseres  Jahrhunderts  fast  das  einzige  bedeutende  Werk 
über  das  englische  Schiffahrts-R.  und  bis  auf  die  neueste  Zeit 
eines  der  Hauptwerke  über  dasselbe  gebildet.  Unter  steter  Be- 
zugnahme auf  die  Ergebnisse  der  Judikatur  und  unter  Mittei- 
lung der  Bestimmungen  des  Statutar-R.  ist  in  demselben  das 
geltende  R.  über  die  Seeschiffahrt  vollständig  dargelegt.  In  sechs 
Abschnitten  werden  folgende  Gegenstände  behandelt:  1.  Schiffs- 
bau; Erwerb  des  Eigentums  an  Schiffen;  Verbindlichkeiten, 
welche  aus  dem  Eigentum  an  Schiffen  sich  ergeben,  speziell  Eigen- 
tum an  britischen  Schiffen,  deren  Messungen  und  Registrierun- 
gen; Schiffspapiere;  Reederei;  Mitreeder;  Korrespondentreeder. 
2,  Allgemeine  und  lokale  Schiffahrtsbehörden  Grossbritanniens ; 
Gerichtsbehörden  für  seerechtliche  Sachen.  3.  Schiffer  und  Schiffs- 
volk ;  Verbindlichkeiten  und  Rechte  des  Schiffers  vor-  und  wäh- 
rend der  Reise;  Verantwortlichkeit  des  Reeders  aus  Verträgen 
und  Handlungen  des  Schiffers;  Bodmerei;  Barratry;  Fürsorge 
für  die  Seeleute;  Lotsen;  Passagiere.  4.  Fracht-R.  der  Seeschiff- 
fahrt in  allen  seinen  Zweigen ;  Pflichten  des  Ver-  und  Befrachters ; 
Beladung;  Entlöschung;  Ueberliegegeld ;  Konnossement;  Stop- 
page  in  transitu.  5.  Kontraktverhältniss  des  Reeders  zu  den 
Seeleuten  in  Betreff  der  Heuer ;  Zwangsmittel  gegen  die  Seeleute ; 
Verwirkung  der  Heuer.  6.  Havarie  (grosse);  Kollision;  Not- 
hilfe;  Bergung;    Pfand-R.    an  Schiffen;   Rangordnung  derselben. 
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Ueberall  ist  auf  die  wichtigeren  gerichtlichen  Entscheidungen, 
in  welchen  die  als  geltend  aufgestellten  Rechtssätze  Anerkennung 
gefanden  haben,  verwiesen.  Nicht  selten  sind  Aussprüche  emi- 
nenter Richter  ausführlich  mitgeteilt. 

Ein  umfangreicher  Anhang  enthält  alle  wichtigeren,  auf  die 
Handelsschiffahrt  bezüglichen,  der  neueren  Zeit  (seit  Georg  FV.) 
angehörenden  englischen  Gesetze,  soweit  sie  nicht  ausser  Kraft 
gesetzt  (repealed)  worden  sind.  Diese  Mitteilungen  schliessen  mit 
dem  am  1.  Jan.  1881  in  Wirksamkeit  getretenen  Gesetze:  Mer- 
chant  Shipping  (Carriage  of  Grain)  Act  vom  7.  Sept.  1880. 

Voigt. 


lY.   Zivilprozess. 

Bintelen,  V.    Systematische    Darstellung   des    gesamten 
neuen  Prozessrechts,   einschliesslich   des  Gerichts- 
verfassungsrechts    in    seiner    Gestaltung    für    die 
ordentlichen    Gerichte     des    ganzen     preussischen 
Staats     und     für     da§    Reichsgericht,      2    Bde.      8". 
XXVin  u.  688,  XII  u.  612  S.    Breslau.    Maruschke.    12  M. 
Der  I.  Band  enthält  die  Einleitung  und  den  allgemeinen  Teü, 
der  n.  15  Anlagen   zum  I.  Band.     Diese  sind  vorwiegend  Ab- 
druck der  auf  das  Büreauwesen,  die  Gerichtsvollzieherei,  die  Ge- 
richtsdiener,  das  Gefängnis wesen,   den  Vorbereitungsdienst  und 
die  Prüfungen,  Kautions-,  Fonds-,  Hinterlegungswesen,  Gebühren- 
ordnungen bezüglichen  Gesetze  und  Verordnungen.    An  die  Spitze 
ist  gestellt   eine  Zusammenstellung   von  Einführungs- ,    Ausfüh- 
rungs-,  üebergangsbestimmungen. 

Der  I.  Band  bietet  den  originellen  Versuch,  das  in  Preussen 
geltende  Reichs-  und  Landesprozess-R.,  und  zwar  sowohl  das 
Zivil-  wie  das  Strafprozess-R.  nebst  den  gemeinen  und  partiku- 
lären organisatorischen  Bestimmungen  systematisch  geordnet  dar- 
zustellen. Dabei  sind  Zivil-  und  Strafprozess ,  Zivil-  und  Straf- 
gerichts-Verfassung mitxmter  in  den  gleichen  Paragraphen  zusam- 
mengearbeitet, mitunter  in  gesonderten  Rubriken  nebeneinander 
gestellt.  Von  dieser  Methode  verspricht  sich  der  Verf.  eine  För- 
derung des  Verständnisses  der  beiden  prinzipiell  verschiedenen 
Prozessarten. 

In  einer  Einleitung  werden  die  Prozessmaximen  mit  kurzem 
üeberblick  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung ,  die  Reichsjustiz- 
gesetze, die  Herrschaft  der  Gesetze  besprochen.  Das  I.  Buch  des 
allg.    Teils    enthält    die    Gerichtsverfassung    einschliesslich    der 
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Organisation  nichtstreitiger  Gerichtsbarkeit,  der  Justizverwaltung, 
des  Disziplinar-  und  Defekten  Verfahrens ,  der  Rechtsanwaltschaft 
und  des  Notariats.  Das  II.  Buch  enthält  die  allgemeinen  Lehren 
des  Prozess-R.  Hier  wird  folgeudermassen  systematisiert :  1 .  Be- 
dingungen des  Zivil-  und  Strafprozesses,  unter  welchen  die  Lehre 
von  dem  Prozessobjekt,  den  Prozesssubjekten,  dem  Gerichtsstande 
und  auch  von  der  OeflFentlichkeit  und  Gerichtssprache  erscheint; 
2.  Prozessbetrieb;  3.  Termine,  Ladungen,  Einstellungen,  Fristen 
der  Versäumnislehre;  4.  Beweis;  5.  Kautionen,  Kostenrecht. 
Dabei  mag  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die  Gerichtsverfas- 
sung mehr  als  die  Hälfte  des  ganzen  Bandes  umfasst,  dass  der 
hochwichtige  2.  Abschnitt  des  Prozess-R.,  welchem  u.  a.  die  ganze 
Lehre  von  den  zivil-  und  strafprozessualischen,  parteilichen  und 
richterlichen  Handlungen  zufällt,  nur  etwa  30  Seiten  füllt,  wo- 
gegen der  dritte  und  der  Schlussabschnitt  jeder  über  50  Seiten 
einnehmen. 

Auf  die  Litteratur  geht  der  Verf.  nicht  ein.  Die  Judikatur 
des  Reichsgerichts  hat  Beachtung  gefunden.  Die  Darstellung  be- 
wegt sich  in  Behauptungen,  welche  durch  die  Verweisung  auf 
das  Gesetz  begründet  werden.  Längere  Deduktionen  wie  pole- 
mische Ausfühiaingen  sind  vermieden.  Wach. 

Birkmeyer,  K.  Das  gegenseitige  Verhältnis  der  §§.38  ff. 
und  §.  247,  Z.  1  und  Abs.  3  der  R.Z.P.O.  im  Hinblick 
auf  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  v.  26.  Mai 
1880  untersucht.  Rostock.  Werther.  1881.  76  S.  IM.  80. 
Ln  Falle  des  §.  39  Z.P.O.  lässt  sich,  da  es  auf  den  wirklichen 
Willen  der  Parteien  nicht  ankommt ,  der  Konsens  nicht  wohl 
als  kompetenzbegründendes  Moment  ansehen.  Wach  erklärt  die 
Gerichtszuständigkeit  unter  Heranziehung  des  §.  247,  Abs.  3  aus 
dem  Prinzip  der  Rechtsverwirkung:  durch  Nichterhebung  der 
Kompetenzeinrede  verliere  der  Beklagte  dieselbe  und  begründe 
damit  die  Zuständigkeit  des  Gerichts:  die  Präklusion  müsse 
also  auch  dann  eintreten,  wenn  der  Beklagte  überhaupt  nicht 
verhandele.  Bülow,  der  den  prinzipiellen  Standpunkt  Wachs 
theilt ,  weicht  von  letzterem  dadurch  ab ,  dass  er  in  der  vor- 
liegenden Frage  noch  die  Einlassung  des  Beklagten  zur  Haupt- 
sache als  Voraussetzung  der  Präklusion  ansieht.  Fitting  wirft 
gegen  das  Präklusionsprinzip  ein,  dass  durch  blosse  ünthätigkeit 
nicht  etwas  bis  dahin  nicht  Vorhandenes  geschaffen  werden 
könne.  Er  hilft  sich  durch  die  Annahme ,  dass  —  immer  von 
den  Fällen  ausschliesslicher  Zuständigkeit   abgesehen  —  an  sich 
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jedes  deutsche  Gericht  für  jede  Klage  zuständig  sei,  und  nur 
dem  Beklagten  in  vielen  Fällen  die  Verweigerung  der  Einlassung 
gestattet  werde :  verhandele  der  Beklagte  nicht,  so  mache  er  von 
diesem  Recht  keinen  Gebrauch.  In  der  Widerlegung  Wachs  und 
Bülows  mit  Fitting  •  einverstanden ,  setzt  Verf.  dem  letzteren 
entgegen,  dass  die  Z.P.O.  in  den  §§.  12  flF.  nur  gewisse  Gerichte 
als  zuständige  bezeichne,  in  §.  38  eine  Begiündung  der  Zustän- 
digkeit durch  Vereinbarung  statuiere  und  in  §.  247  von  der  Ein- 
rede der  Unzuständigkeit  spreche.  Das  Reichsgericht,  ohne 
sich  auf  eine  Widerlegung  des  Wach-Bülow'schen  oder  des 
Fitting'schen  Prinzips  einzulassen,  erklärt  es  für  im  Gesetze  nicht 
begründet,  dass  das  Schweigen  des  Beklagten  ohne  Einlassung 
zur  Hauptsache  den  Richter  von  der  Prüfung  seiner  Kompetenz 
nach  Massgabe  der  §§.  12—38  entbinde  und  erklärt  es  für 
quaestio  facti,  ob  in  jenem  Schweigen  Vereinbarung  zu  finden 
sei.  Verf.  tritt  im  Ergebnis  dem  Reichsgericht  bei  und  sieht 
die  prinzipielle  Lösung  der  aus  §§.  38 — 40  in  Verbindung  mit 
§.  247  Z.P.O.  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  in  Folgendem. 
Begründet  könne  die  Zuständigkeit  nur  werden  durch  Gesetz  und 
durch  wahre  Vereinbarung  (§.  38).  Ob  in  dem  Nichtverhandeln 
des  Beklagten  der  Ausdruck  des  Vereinbarungswillens  zu  finden 
sei,  bleibe  Frage  des  einzelnen  Falls.  Die  Thatsache  allein,  dass 
der  Beklagte  ohne  Rüge  der  Inkompetenz  sich  zur  Hauptsache 
einlasse,  mache  das  unzuständige  Gericht  nicht  zuständig,  sondern 
entziehe  nach  §.  247,  Abs.  3  nur  dem  Beklagten  den  Einwand 
der  Unzuständigkeit  und  zwar  nicht  etwa  auf  Grund  seines 
Verzichtwillens,  sondern  einmal  darum,  weU,  wer  in  ein  Judicium 
eingetreten  sei,  nicht  mehr  das  Vorhandensein  der  Voraus- 
setzungen desselben  leugnen  dürfe,  sodann  weil  überhaupt  alle 
prozessualen  Mängel  sobald  als  möglieh  geltend  gemacht  werden 
müssten  (vgl.  §.  267).  Das  an  sich  ungültige  Verfahren  vor 
dem  unzuständigen  Richter  werde  unangreifbar  und  konvalesziere 
infolge  der  Einlassung.  Nun  habe  aber  der  Richter,  da  das 
öfifentliche  Interesse  an  der  Kompetenzordnung  betheiligt  sei  und 
dem  privaten  nur  da,  wo  wirkliche  Vereinbarung  vorliege,  weiche, 
ausser  im  Falle  wahren  Konsenses  seine  Zuständigkeit  auf  Grund 
der  gesetzlichen  Vorschriften  von  Amts  wegen  zu  prüfen.  Eine 
Ausnahme  hiervon  mache  §  39,  dessen  Zweck  sei,  anzuordnen, 
dass  der  unzuständige  Richter,  wenn  der  Beklagte  sich  rügelos 
zur  Hauptsache  einlasse,  nicht  von  Amts  wegen  die  Verhand- 
lung ablehnen  dürfe.  Erfolge  keine  Einlassung,  so  habe  der 
weder   kraft    Gesetzes    noch    kraft    Konsenses    der   Parteien  zu- 
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ständige  Kichter  von  Amts  wegen  seine  Unzuständigkeit  auszu- 
sprechen. Daraus,  dass  das  im  Falle  der  Einlassung  verhandelnde, 
an  sich  nicht  zuständige  Gericht  nach  wie  vor  unzuständig  sei, 
folgert  Verf.,  dass  der  Vorsitzende  gemäss  §.  130,  Abs.  2  vor 
der  Einlassung  des  Beklagten  auf  die  Inkompetenz  hinzuweisen 
habe,  und  dass  eine  Widerklage  bei  demselben  nicht  erhoben 
werden  könne.  Endlich  tritt  Verf.  der  rechtsgeschichtlichen  These 
Wachs  entgegen,  dass  seit  Tancred  für  die  Begründung  der 
Kompetenz  innerhalb  des  Prozesses  das  Konsensprinzip  mehr  und 
mehr  durch  das  Präklusionsprinziii  verdrängt  sei.  Umgekehrt 
habe  das  r.  E.  neben  der  Begründung  des  Forums  durch 
Willensübereinkunft  den  Satz  anerkannt,  dass  litis  cont.  die 
Kompetenzfrage  abschneide,  es  habe  also  Vereinbarung  und  Prä- 
klusion nebeneinander  bestanden.  Erst  seit  Durantis  habe  man 
zufolge  miss  verständlich  er  Auffassung  der  Litis  cont.  als  Quasi- 
Kontrakt in  der  letzteren  die  Unterwerfung  des  Beklagten  unter 
das  Forum  gefunden  und  sei  dadurch  zur  Annahme  einer  darin 
liegenden  Vereinbarung  gelangt.  Sydow. 

Dande,  J.     Das  Aufgebotsverfahren   nach  preussischem 
Recht,   unter   besond.  Berücksichtigung  des  in  den 
neuerworbenen  Landesteilen  bestehenden  Rechts- 
zustandes.  Berlin.  Müller.  1881.  VIII  u.  264  S.   Kart.  6  M. 
Die  Z.P.O.  hat   das  Aufgebotsverfahren,   welches  den   Gegen- 
stand  ihres   9.  Buches  bildet,    nicht    erschöpfend  geregelt.     Die 
Vorschriften   des  materiellen  R.  über   die  Zulässigkeit   des  Auf- 
gebots sind  unberührt  geblieben.    (§§.  823  u.  837.)    Die  Art  der 
Bekanntmachung   und  die  Bemessung   der  Frist  zwischen  dieser 
und  dem  Aufgebotstermin  (§§.  825  u.  827),  desgl.  das  Verfahren 
beim  Urkundenaufgebot  (§§.  837 — 850)  kann,  soweit  nicht  Reichs- 
gesetze entgegenstehen ,    nach  wie  vor   durch   die   Landesgesetze 
geordnet   werden,   und   das  Einf.-G.  ermächtigt   unter  §.11  die 
Landesgesetzgebung  ganz  allgemein,   in  anderen   als  den   durch 
die  Reichsgesetze   bestimmten  Fällen   das  Verfahren  abweichend 
von  der  Z.P.O.  zu  gestalten. 

Die  px-eussische  Gesetzgebung  hat  von  dieser  Befugnis 
grundsätzlich  keinen  Gebrauch  gemacht,  vielmehr  das  bestehende 
Verfahren  in  möglichsten  Einklang  mit  der  Z.P.O.  zu  setzen 
gesucht.  Immerhin  aber  gibt  es  noch  ein  besonderes  preussisches 
Aufgebotsrecht,  welches  in  zahlreichen  Gesetzen  etc.  enthalten 
ist  und  für  die  verschiedenen  Gebiete  des  Staates  einen  durchaus 
nicht  gleichen  Inhalt  hat. 
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Dieses  Aufgebotsrecht  ist  in  dem  Daude'schen  Buche  auf  der 
Grundlage  der  Z.P.O.  und  der  zur  Ausführung  derselben  in  Preus- 
sen  erlassenen  Gesetze  systematisch  dargestellt.  Die  Darstellung 
zerfällt  nach  einer  Einleitung  in  zwei  Teile.  Der  I.  Teil,  welcher 
das  gerichtliche  Aufgebot  im  allgemeinen  behandelt,  gliedert 
sich  im  Anschlüsse  an  das  System  der  Z.P.O.  in  zwei  Abschnitte, 
von  welchen  der  eine  die  Voraussetzungen  und  den  Gang  des 
Verfahrens,  der  andere  die  Besonderheiten  des  Urkundenaufgebots 
enthält.  Der  H.  Teil  beschäftigt  sich  mit  den  einzelnen  Auf- 
gebotsfällen, und  zwar  unter  Abschn.  1  mit  den  einzelnen  ür- 
kundenaufgeboten ,  unter  Abschn.  2  mit  denj  sonstigen  Auf- 
gebotsfällen. In  einem  Anhange  sind  die  einschlägigen  Bestim- 
mungen der  Z.P.O.  und  der  preussischen  Ausführungsgesetze 
abgedruckt  und  ein  zur  Bearbeitung  der  Aufgebotssachen  un- 
entbehrlicher Kalender  beigegeben. 

Der  Zweck  des  Buches  ist,  dem  Praktiker  das  mühsame 
Aufsuchen  der  in  zahlreichen  Gesetzen,  Privilegien,  Statuten  etc. 
zerstreuten  Vorschriften  zu  erleichtern  und  ein  richtiges  Ver- 
ständnis derselben  unter  dem  Einflüsse  der  neuen  Prozessgesetze 
zu  vermitteln.  Die  Schwierigkeiten,  welche  hierbei  dem  Verf. 
begegneten,  sind  nicht  zu  unterschätzen ;  sie  ergeben  sich  haupt- 
sächlich aus  der  Notwendigkeit,  drei  verschiedene  Rechtsgebiete 
(die  Gebiete  des  Allg.  L.R.,  des  gemeinen  und  des  französischen  R.) 
und  die  partikularen  Rechtsbildungen  in  denselben  zu  berück- 
sichtigen. Der  Verf.  hat  zum  erstenmal  das  in  Preussen 
geltende  Aufgebotsrecht  vollständig  und  erschöpfend  dargestellt 
und  mit  der  ihm  eigenen  Klarheit  und  Gründlichkeit  ein  Hand- 
buch geliefert ,  welches  denjenigen ,  welcher  sich  über  das  Auf- 
gebotsverfahren unterrichten  will,  kaum  je  im  Stich  lassen  wird. 
Das  Werk  befriedigt  unleugbar  ein  in  der  Praxis  scharf  hervor- 
getretenes Bedürfnis.  Achilles. 

Ganpp,  L.     Die  Zwangsvollstreckung   nebst   dem  Mahn- 
verfahren   in    Erläuterungen     zur    Z.P.O.    mit    bes. 
Berücksichtigung    des  württembergischen   R.    Frei- 
burg und  Tübingen.  Mohr.  1881.  VI  u.  629  S.     5  M. 
Aus  dem  Gaupp'schen  Kommentar    zur  Z.P.O.    wird   hier  ein 
die   §§.  628—822   des   Ges.   und   §§.  21—23   des   EinfGes.  um- 
fassender  Separat-Abdrack   geboten.     Die  Vorarbeiten    sind    bei 
jedem  §.  bis  zurück  auf  den  hannov.  Entw.  und  die  hannov.  Proz.-O. 
allegiert.     Verf.  verwertet  jene   zur  Unterstützung  seiner   durch 
die  Auslegung  des  Gesetzes   selbst   gewonnenen  Ansichten,   ver- 


72  Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    2.  Heft. 

meidet  aber,  lediglich  aus  den  Vorarbeiten  zu  deduzieren.  Neben 
gründlicher  Besprechung  aller  von  den  andren  Kommentatoren 
angeregten  Streitfragen  bringt  Verf.  zahkeiche  neue  Erörterungen. 
(Vgl.  §§,  637  II,  640  III,  655  II,  670,  690  II,  709  V,  714  III, 
740  II,  753  III,  769  II,  774  V,  805  V.)  Die  Ausführungs- 
bestimmungen der  grösseren  deutschen  Staaten  sind  citiert:  die 
württembergischen  haben  eine  besonders  eingehende  Darstellung 
gefunden:  sie  enthalten  gerade  im  Gebiete  der  Zwangsvoll- 
streckung durch  ihre  Anlehnung  an  die  Gemeindejustiz  viel 
Eigentümliches;  die  Vollziehung  der  Immobiliarexekution  ist 
den  Gemeinderäten  übertragen ;  für  die  Vollstreckung  in  beweg- 
liches Vermögen  fungiert  in  jeder  Gemeinde  der  Ortsvorsteher 
als  Gerichtsvollzieher:  für  Zustellungen  sind  der  Regel  nach 
nicht  diese,  sondern  eigene  Zustellungsbeamte  zuständig.  Verf. 
betont  wiederholt,  wie  dieser  Dualismus  zwischen  Zustellungs- 
und Vollstreckungsbeamten  nicht  bloss  dem  Sinne,  sondern  selbst 
dem  Wortlaute  des  Reichs-Gesetzes  entgegen  sei  (§§.  671,  683, 
730  Abs.  2,  744  Z.P.O.),  wie  es  ferner  der  Absicht  der  Z.P.O. 
widerspreche,  dass  von  den  Gerichtsvollziehern  durchaus  kein 
Qualifikationsnachweis  verlangt,  und  dass  durch  Anstellung  nur 
je  eines  Vollziehungsbeamten  für  jede  Gemeinde  dem  Gläubiger 
die  in  der  Möglichkeit  einer  Auswahl  liegende  Garantie  ent- 
zogen werde.  Sydow. 

Meissner,  J.  Die  deutsche  Konkursordnung  nebst  Einf.- 
Ges.,  dem  preuss.  Ausführungs-Ges.,  sowie  dem 
Reichs-Ges.,  betr.  die  Anfechtung  von  Rechtshand- 
lungen eines  Schuldners  ausserhalb  des  Konkurs- 
Verfahrens.  Mit  Kommentar.  Berlin.  Kortkampf.  8". 
XLIV  u.  504  S.     10  M. 

Den  Kommentar  charakterisiert  der  enge  Anschluss  an  die 
Motive  zur  K.O.  Der  Verf.  geht  davon  aus,  dass  der  Reichstag 
die  Regierungsvorlage,  da  er  sie  ohne  Einzelberatung  en  bloc 
angenommen,  mit  den  von  seiner  Kommission  daran  geti'offenen 
Aenderungen  in  dem  Sinne  genehmigt  hat,  der  sich  aus  den 
Motiven  der  Vorlage  und  aus  den  Kommissionsberatungen  ergibt. 
Bezüglich  der  im  Gesetze  zum  Ausdruck  gekommenen  Grundsätze 
und  Vorschriften  misst  er  den  Motiven  und  dem  Inhalte  der 
Kommissionsverhandlungen  eine  dergestalt  authentische  Bedeu- 
tung bei,  dass  er  die  Geltendmachung  einer  denselben  wider- 
sprechenden Auffassung  selbst  dann  nicht  zulässt,  wenn  die 
Wortfassung    sie   gestattet   und    dieselbe  etwa   auch  nach  allge- 
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meinen  Rechtsgi-undsätzen  mehr  begmndet  erscheint,  als  die  Auf- 
fassung der  Motive.  Nur  diejenigen  Ausführungen  der  Motive, 
welche  die  Tragweite  jener  Grundsätze  und  ihre  Rückwirkung 
auf  andre  Rechtsverhältnisse  betreffen,  sollen  lediglich  wissen- 
schaftlichen Wert  haben.  Dem  entspricht  es,  dass  die  teils  wört- 
lich, teils  dem  Sinne  nach  erfolgte  Wiedergabe  des  Inhalts  der 
Motive  den  hauptsächlichen  Inhalt  der  Anmerkungen  bildet. 
Auch  wo  die  Motive  nur  aus  dem  Gesetze  deduzieren,  verhält  sich 
Verf.  meist  kui-z  beistimmend.  Es  finden  sich  auch  selbständige 
Erörterungen  (z.  B.  zu  §§.  1  u.  46  K.O.),  doch  bei  den  Reichs- 
gesetzen im  ganzen  ziemlich  selten,  bei  der  Erläuterung  des 
preuss.  Ausf.-Ges.  verhältnissmässig  häufiger.  Die  Litteratur  ist 
berücksichtigt,  es  lässt  sich  aber  nicht  sagen,  dass  auch  nur  die 
wichtigeren  der  in  den  Kommentaren  angeregten  Streitfragen 
sämtlich  zur  Darstellung  und  Besprechung  gebracht  wären.  Im 
ganzen  wird  der,  dem  die  Materialien  der  besprochenen  Gesetze 
zugänglich  sind,  aus  dem  vorliegenden  Kommentar  nicht  viel  des 
Neuen  entnehmen.  Sydow; 


y.    Strafrechtswissenschaft. 

Meyer,  H.  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts.  3.  Aufl. 
Erlangen.  Deichert.  1.  Lfg.  160  S.  3  M. 
In  verhältnismässig  kurzer  Zeit  seit  dem  Erscheinen  der  1.  Aufl. 
von  H.  Meyers  Lehrbuch  des  deutschen  Str.R.  befindet  sich 
augenblicklich  schon  die  3.  Aufl.  dieses  Werkes  im  Druck.  Von 
derselben  liegt  die  1.  Lfg.  vor,  welche  auf  160  S.  die  Einleittmg 
(S.  1  —  83)  und  einen  Teil  der  allgemeinen  Grundsätze  bis  zur 
Lehre  vom  Vorsatz  umfasst.  Der  Verf.  bietet  uns  in  der  vor- 
liegenden Auflage  eine  gründliche  Durcharbeitung  seines  Werkes. 
Da  es  immerhin  misslich  ist,  bei  einem  Werke,  welches  sich 
durch  die  Einheit  seiner  Anlage  und  eine  strenge  Systematik  aus- 
zeichnet, die  Besprechtmg  auf  einen  —  überdies  nicht  abgeschlos- 
senen —  Teil  desselben  zu  beschränken,  so  möge  augenblicklich 
diese  vorläufige  Anzeige  genügen,  welcher  in  einer  der  folgenden 
Numem  des  Centralblattes  eine  Besprechung  des  ganzen  Werkes 
(welches  Ende  dieses  Jahres  vollständig  erscheinen  wird)  folgen 
soll.  Hier  sei  nur  hervorgehoben,  dass  der  Verf.  den  neuesten 
Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechtsproblems  näher 
zu  treten  Gelegenheit  fand  und  sein  Werk  mit  einer  Reihe 
kritischer  Bemerkungen  zur  neueren  kriminalistischen  Litteratur 
bereichert  hat.     Der  geschichtliche  Teil  der  Einleitung  fand  eine 
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Ergänzung  bezüglich  der  inzwischen  eingetretenen  Veränderungen 
in  den  Gesetzgebungen  andrer  Länder.  Ebenso  ist  die  Uebersicht 
der  Litteratur  des  Str.R.  vervollständigt.  Ullmann. 

Bari.  Ueb.  die  sog.  untauglichen  Versuchshandlungen. 
Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissenschaft.  I,  2.  S.  185 — 210. 
Garofalo.l  II  tentativo  criminoso  con  mezzi  inidonei. 
Archivio  di  psichiatria,  scienze  penali  etc.  II,  3.  p.  335 — 344. 
Zimmermann.  Strafbarkeit  von  Vorbereitungshandlun- 
gen mit  untauglichen  Mitteln.  Gerichtss.  XXXIII,  4. 
S.  200—209. 
Gegenüber  den  Angriffen,  welche  Geyer  (Zeitschr.  f.  d.  ges. 
Strafrechtswissenschaft  S.  30)  und  v.  Liszt  (ebend.  S.  105)  gegen 
die  Reichsgerichtsentscheidung  v.  24.  Mai  1880  gerichtet,  ver- 
teidigt Buri  die  der  letzteren  zu  Grunde  liegende  subjektive 
Theorie,  indem  er  die  Polemik  Geyers  in  allen  einzelnen  Punk- 
ten durchgeht  und  widerlegt,  sich  gegen  die  Ansicht  Liszt  s, 
wonach  nur  der  gefährliche  Versuch  strafbar,  wendet  und  schliess- 
lich die  Behauptung,  ;,die  Wissenschaft  habe  keine  Sympathie 
für  die  Plenarentscheidung  des  Reichsgerichts",  durch  die  ein- 
fache Anführung  Hälschners  entkräftet.  Garofalo  knüpft 
ebenfalls  an  die  cit.  Entscheidung  an,  berichtet  über  die  verschie- 
denen Ansichten  und  erklärt  vom  Standpunkt  der  neuen  italieni- 
schen anthropologisch-kriminalistischen  Schule,  welche  im  wesent- 
lichen einer  Theorie  sozialen  Schutzes  huldigt,  die  üntauglichkeit 
des  Mittels  habe  keinen  Einfluss  auf  die  Strafbarkeit.  Ist  die 
Gefährlichkeit  Grund  der  Strafe,  so  ist  nur  zu  fragen,  ob  in  der 
betr.  Versuchshandlung  oder  bei  dem  Handelnden  Gefährlichkeit 
zu  erkennen.  Der  verbrecherische  Wille  offenbart  sich  in  jeder 
Versuchshandlung:  nur  bei  Ungefährlichkeit  des  Handelnden  kann 
die  üntauglichkeit  des  Mittels  die  Strafbarkeit  ausschliessen ;  un- 
schädlich ist  z.  B.  derjenige,  welcher  so  thöricht  ist  zu  glauben, 
er  könne  mit  Salz,  Zucker  etc.  töten.  Blosser  Irrtum,  mangelnde 
Uebersicht  u.  dgl.  wirken  wie  vom  Willen  des  Handelnden  an- 
abhängige Umstände,  die  die  Ausführung  hindern:  hier  gleiche 
Strafbarkeit,  weil  gleiche  Gefährlichkeit. 

Zimmermann  erörtert  die  mit  der  Frage  über  die  Ver- 
suchshandlungen eng  zusammenhängende  über  die  untauglichen 
Vorbereitungshandlungen.  Nach  kurzem  Ueberblick  über  das  r. 
R.,  die  lex  Pompeja  de  parr.  (fr.  1.  Dig.  48,  9),  die  CCC  (178) 
und  Anführung  der  Fälle  des  R.Str.G.B.  §§  86.  201.  151.  275,  2. 
360,  4—6,  wird  als  Grundsatz  hingestellt,  dass  nach  dem  Inhalte 
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des  Str.-G.B.  die  erwähnten  Vorbereittingshandlungen  nur,  wenn 
mit  an  sich  nicht  untauglichen  Mitteln  vorgenommen,  in  Be- 
tracht kommen  können,  somit  aus  dem  Str.G.B.  selbst  die  sub- 
jektive Theorie  beim  Versuche  einen  Stoss  erhalte.  K. 

Binding,  R.  Grundriss  des  gemeinen  deutschen  Straf- 
prozessrechts. Leipzig.  Duncker  u.  Humblot.  1881.  Vm 
und  201  S.  4  M. 
Der  vorliegende  Grundriss  ist  in  ähnlicher  Weise  angelegt  wie 
der  (bisher  nur  den  allgemeinen  Teil  umfassende)  Grundriss  des 
Str.K.  von  demselben  Verf.  Es  finden  sich  also  neben  blossen 
Paragraphen-Ueberschriften  und  ziemlich  reichhaltigen  Litteratur- 
Angaben  auch  einzelne  mehr  oder  weniger  eingehende  Ausfuh- 
rungen, welche  für  den  Leser  das  Hauptinteresse  bieten.  Aus 
ihnen  heben  wir  hervor:  Die  Erörterung  über  die  Entstehung 
der  (englischen)  Strafjury  S.  8  ff.,  über  den  Gerichtsstand  des 
Zusammenhangs  S.  54  ff.,  die  Organisation  des  Schwurgerichts 
S.  73  ff.  (Ergebnis  S.  75:  ,Die  Zerteilung  der  richterlichen  Auf- 
gabe auf  zwei  coordinierte  Gerichte  mit  ganz  verschiedener  Ge- 
richtsbarkeit ist  unmöglich ,  '  das  französisch-deutsche  Schwur- 
gericht eine  Missbildung ");  die  Bemerkungen  über  die  Organisa- 
tion des  Schöffengerichts  S.  75  ff.,  die  Ladung  S.  84  ff.,  Verhaf- 
tung und  Haftentlassung  gegen  Sicherheitsleistung  S.  88  ff.,  Edi- 
tionspflicht S.  101  ff.,  über  den  Sachverständigen  S.  109  ff.  (wel- 
chen Binding  für  einen  Gehilfen  des  Richters  ansieht),  den  Zeu- 
gen S.  113  ff.,  die  Beschlussfassung  im  Kollegialgericht  S.  124  ff. 
und  besonders  die  eingehende  Erörterung  des  Rechtsmittelverfah- 
rens S.  150 — 196.  Das  System  Bindings  ist  folgendes:  Ein- 
leitung (Begriff,  Verhältnis  zu  anderen  Verfahrensarten,  Arten 
des  Strafverfahrens,  geschichtliche  Grundlagen,  Litteratur).  I.  Bd. 
Die  Quellen  und  ihr  Geltungsgebiet.  H.  Bd.  Die  Prozess- 
subjekte, m.  Bd.  Das  Prozessverfahren.  Dieses  zerfällt 
in  folgende  Kapitel:  1.  Die  Grundgedanken  und  ihre  praktischen 
Konsequenzen.  2,  Von  den  Beziehungen  verschiedener  Prozesse 
zu  einander.  3.  Von  der  Sistierung  der  zum  Prozesse  nöthigen 
Personen  und  Beweismittel.  4.  Vom  Beweise  (in  welches  Kapitel 
die  Bestimmungen  über  das  Beweisverfahren  im  weitesten  Sinne 
und  die  Ausführungen  über  den  Wert  der  Beweismittel  zusammen- 
gefasst  sind.  5.  Von  den  richterlichen  Entscheidungen.  6.  Der  (?) 
Zeitmoment  bei  den  Prozesshandlungen.  7.  Von  der  Begrün- 
dung, Entwickelung  und  Beendigung  des  Prozessrechtsverhält- 
nisses. Geyer. 
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John,   K.   E.     Str.P.O.  f.  d.   Deutsche  Reich  nebst  Einf.- 
Gesetz.      Separatabdruck     aus     der     „Gesetzgebung    des 
Deutschen  Reichs  mit  Erläuterungen."     Erlangen.    Palm  u. 
Enke.     1881.     I.  Bd.,  1.  Heft.     284  S.     5  M. 
Die  Einleitung  des  vorl.  Kommentars  behandelt  im  1.  Ab- 
schnitt (S.  1  —  28)   die  Entstehungsgeschichte    der  Reichsjustiz- 
gesetze und  deren  inneren  Zusammenhang.    Hier  verdient  beson- 
ders die  Untersuchung  der  Frage,  ob  auch  aus  dem  Hinblick  auf 
die  Z.P.O.  für  das  Verständnis   der   Str.P.O.    Nutzen   zu   ziehen 
sei?  (S.  11  ff.)  Beachtung.     Das  Ergebnis   ist:   Die   Grundsätze, 
nach  denen  die  Wahrheitsermittlung  stattzufinden  hat,  sind  nicht 
spezifisch  zivil-,  auch  nicht  spezifisch  strafprozessualische,  sondern 
es  sind  dies  Grundsätze  des  Prozesses  überhaupt  und  als  solche 
ebenso  wie  im  Z.P.  und  Str.P.,  so  auch  in  andern  Prozessarten, 
wie  im  Disziplinar-Verwaltungsprozess  anwendbar. 

Gegenstand  des  2.  Abschnitts  (S.  28 — 58)  ist  der  Inhalt  der 
Entwürfe  zur  Str.P.O.  Dabei  wird  namentlich  die  Frage,  ob 
Geschworene  oder  Schöffen  den  Vorzug  verdienen,  ausführlicher 
erörtert  (S.  36  ff.).  Verf.  macht  u.  a.  auf  die  auffallende  That- 
sache  aufmerksam,  dass  den  Motiven  des  Entwurfs  zur  Str.P.O. 
eine  Beilage,  welche  über  die  sächsische  Enquete  betreffs  der 
Schöffengerichte  berichtet,  beigegeben  wurde,  während  die  Er- 
mittelungen, welche  das  preussische  Justizministerium  über  die 
Erfahi'ungen  betreffs  des  Geschworenen-Instituts  hatte  anstellen 
lassen,  ignoriert  wurden.  „War  es  nicht  ....  ein  trostloses  Unter- 
nehmen, im  Jahre  1873/74  die  5jährigen  sächsischen  den  25jäh- 
rigen  preussischen  Erfahrungen  gegenüberzustellen  und  wurde 
die  Sache  dadurch  anders,  dass  man  die  letzteren  totschwieg?"  — 
J.  befürwortet  übrigens  eine  Einrichtung,  durch  welche  es  ver- 
wirklicht würde,  dass  die  Mitwirkung  der  Geschworenen  erst  ein- 
tritt, wenn  der  Gerichtshof  der  Ansicht  ist,  der  Angeklagte  sei 
nicht  freizusprechen,  sondern  zu  veriu'teilen ,  was  dem  Grund- 
gedanken des  Instituts  entspreche.  Es  soll  niemand  einer  schwe- 
reren Strafe  unterworfen  werden,  von  dessen  Schuld  der  Berufs- 
richter eine  Anzahl  ihm  unabhängig  gegenüberstehender  Laien- 
richter nicht  zu  überzeugen  vermochte.  Der  3.  Abschnitt  (S.  58 
bis  72)  der  Einleitung  bespricht  die  Ai-beiten  der  Reichsjustiz- 
Kommission  und  die  Beschlüsse  des  Reichstags  in  2.  u.  3.  Lesung. 
S.  73—121  folgt  die  Erläuterung  des  Einf.-Ges.  Hieraus  ist  zu- 
nächst hervorzuheben  die  Untei'suchung  über  die  Frage,  was  §.  3 
des  Einf.-Ges.  unter  „Strafsache"  verstehe  (S.  76  ff.).  Wesentlich 
für  diesen  Begriff  sei,  dass  durch  die  mit  Strafe  bedrohte  Hand- 


Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    2.  Heft.         77 

lung  oder  Unterlassung  der  Pflichtenkreis  verletzt  wurde,  wel- 
cher bedingt  ist  durch  die  Thatsache  der  Zugehörigkeit  zu  der 
Rechtsgemeinschaft  von  Reich,  Staat,  Gemeinde.  Wie  steht  es 
dann  mit  den  Verbrechen,  welche  Ausländer  begangen  haben? 
Beachtenswerth  ist  die  Ausführung  S.  108  S.  über  die  Unverein- 
barkeit der  Abolition  mit  den  §§.  203  u.  229  Str.P.O.  Zu  §.  8 
des  Einf.-Ges.  führt  der  Verf.  S.  115  aus,  dass  nach  dem  1.  Okt. 
1879  auch  in  den  Fällen,  in  welchen  das  finihere  Prozess-R.  in 
Anwendung  kommt,  die  Urteile  von  den  durch  das  G.V.G.  be- 
stimmten Gerichten  abgegeben  werden  müssen  und  dass  ein  von 
einem  ordentlichen  Gericht  zwar  publiziertes,  aber  von  einem 
Spruchkollegium  abgefasstes  Urteil  ein  Judicium  nullum  sein 
würde,  was  sowohl  von  Straf-  wie  von  Zivilsachen  gelte.  Von 
der  entgegengesetzten  Ansicht  ist  sowohl  das  Berliner  als  das 
Münchener  Spruchkollegium  in  einer  Lippeschen  Strafsache  aus- 
gegangen. 

S.  122  beginnen  die  Erläuterungen  zur  Str.P.O.  selber, 
welche  in  vorliegender  Lieferung  bis  zum  §.  20  einschliesslich 
fortgeführt  sind.  Besonders  eingehend  sind  die  Ausführungen 
zu  §.  1,  ferner  die  einleitenden  Bemerkungen  zu  dem  2.  Abschn. 
der  Str.P.O.  (S.  170  —  201),  in  welchen  die  staatsrechtlichen 
Grundlagen  und  die  Entstehungsgeschichte  der  Vorschriften  über 
den  Gerichtsstand  besprochen  werden,  wobei  J.  S.  201  zu  der 
Formel  kommt:  „Oertlich  zuständig  ist  jedes  Gericht,  welches  die 
vom  Staatsanwalt  bei  ihm  erhobene  öffentliche  Klage  nicht  zuiück- 
weist  und  gegen  dessen  örtliche  Zuständigkeit  der  Beschuldigte 
einen  Einwand  in  Gemässheit  des  §.  16  Str.P.O.  nicht  geltend 
macht."  S.  205  ff.  sucht  Verf.  der  herrschenden  Auffassung  des 
Gerichtsstands  der  begangenen  Handlung  gegenüber  den  Satz  zu 
begründen :  Wenn  diejenigen  Thatsachen,  welche  den  gesetzlichen 
Merkmalen  der  dem  Beschuldigten  zur  Last  gelegten  That  ent- 
sprechen, sich  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken  zugetragen  haben, 
so  ist  jedes  Gericht  örtlich  zuständig,  in  dessen  Bezirk  sich  auch 
nur  eine  jener  Thatsachen  zugetragen  hat,  woraus  sich  dann  die 
weitere  Aufstellung  ergibt:  Ist  der  zum  Thatbestand  eines  Ver- 
brechens gehörende  Erfolg  in  einem  andern  Gerichtsbezirke  ein- 
getreten, als  in  demjenigen,  in  dem  der  Beschuldigte  persönlich 
thätig  wurde,  so  sind  beide  Gerichte  zur  Aburteilung  der  That 
örtlich  zuständig.  S.  217  ff.  folgt  eine  Untersuchung  über  den 
Ort  der  That  bei  den  durch  die  Presse  begangenen  strafbaren 
Handlungen,  welche  zu  dem  Ergebnis  führt:  der  Gerichtsstand 
der  begangenen  That   ist  für  die  durch  die  Presse  begangenen 
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strafbaren  Handlungen  bei  jedem  derjenigen  Gerichte  begründet, 
in  deren  Bezirk  die  Verbreitung  des  Presserzeugnisses  stattgefunden 
hat.  S.  245  ff.  zeigt  J.  die  Unzweckmässigkeit  der  Bestimmung 
im  §.  12  Str.P.O.,  dass  die  ^Eröffnung  der  Untersuchung"  das 
forum  praeventionis  begründen  soll  und  schlägt  statt  dessen  vor 
zu  formulieren:  „Ist  bei  mehreren  zuständigen  Gerichten  die  öffent- 
liche Klage  erhoben,  so  wird  dasjenige  Gericht  das  allein  zu- 
ständige, welches  nach  Eröffnung  der  Untersuchung  die  erste 
Untersuchungshandlung  gegen  die  Person  des  Angeschuldigten 
vorgenommen  hat"  (also  in  Uebereinstimmung  mit  dem  früheren 
oldenb.,  thüring.  und  bad.  R.).  Den  3.  Abs.  des  §.  13  paraphra- 
siert  der  Verf.  auf  Grund  eingehender  Erörterungen  dahin:  Ist 
eine  Verbindung  in  Gemässheit  des  §.  13,  Abs.  2,  Satz  1  einge- 
treten, so  kann  dieselbe  nach  vor  aufgegangenem  Antrag  des 
Staatsanwalts  durch  Beschluss  desjenigen  Gerichts,  bei  welchem 
die  Verbindung  eingetreten  ist,  wieder  aufgehoben  werden.  Den 
Inhalt  des  §.17  fixiert  er  S.  277  folgendermassen:  Ist  im  Laufe 
der  Voruntersuchung  eine  Entscheidung  über  die  örtliche  Zu- 
ständigkeit ergangen  und  ergibt  sich  bis  zum  Eröffnungsbeschluss 
keine  Veranlassung,  diesen  Beschluss  abzuändern,  so  wird  durch 
denselben  faktisch  auch  die  Zuständigkeit  des  erkennenden  Ge- 
richts bestimmt,  während  juristisch  diese  Bestimmung  doch  erst 
durch  den  die  frühere  Entscheidung  wiederholenden  Eröffnungs- 
beschluss erfolgt.  Geyer. 


VI.   Kirchenrecht. 

Frank,  G.  Das  Toleranz-Patent  Kaiser  Joseph  IL  Ur- 
kundliche Geschichte  seiner  Entstehung  und  seiner 
Folgen.     Wien.    Braumüller.    1881.  IV  u.  158  S.    2  M. 

Die  Schrift  ist  verfasst  im  Auftrage  des  k.  k.  evangelischen 
Oberkirchenrats  in  Wien,  als  Säkular-Festgabe  an  die  Gemeinden, 
unter  ausgiebiger  Benutzung  der  Archive  der  Hofkanzlei,  des 
Staatsrats,  der  Landesregierungen  der  verschiedenen  Provinzen 
und  des  Oberkirchenrats,  sowie  einer  umfassenden  Broschüren- 
litteratur. 

Ausser  einer  Einleitung,  welche  den  Einfluss  der  Aufklärung 
des  18.  Jahrh.  auf  den  Katholizismus  und  auf  Joseph  IL  ins- 
besondere darstellt,  enthält  sie  drei  Abschnitte. 

Der  erste  berührt  zunächst  kurz  die  beginnende  mildere 
Behandlung  der  Protestanten  in  den  letzten  Regierungsjahren 
Maria  Theresias  und  schildert  dann  der  Reihe  nach  die  einzelnen 
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Stadien  der  Josephinischen  Toleranzgesetzgebung:  Beseitigung 
der  gemischten  Religionskommissionen,  Aufhebung  des  Religions- 
patents vom  27. /8.  1778  samt  Vorläufern  von  1752  und  58,  die 
bereits  das  Prinzip  der  Toleranz  im  allgemeinen  sanktionierenden 
kais.  Verfügungen  v.  .25./'7.  u.  28. /3.  1781,  ferner  die  Verhand- 
jungen des  Staatsrats  über  die  wiederholten  auf  Einschränkung 
der  Reform  gerichteten  Vorstellungen  der  böhm-.österreich.  Hof- 
kanzlei, die  hierauf  ergebenden  EntSchliessungen  V.  13. /9.  u.  13./10. 
1781,  endlich  die  Grundgedanken  des  Toleranzpatentes  selbst  vom 
20./10.  1781,  welches  der  Verf.  nach  dem  bisher  fast  ganz  un- 
bekannten in  den  Staatsratsakten  liegenden  Originale  mitteilt. 
Hieran  schliesst  sich  die  eingehende  Darstellung  der  Ausfuhrung 
des  Toleranzpatentes  in  den  einzelnen  Ländern,  mehrfach  —  z.  B. 
bezüglich  der  Verhältnisse  in  Tirol  —  sehr  Interessantes  bietend, 
sowie  der  späteren  zur  Ergänzung  des  Toleranzpatentes  be- 
stimmten „  Normalverordnungen  " . 

Der  zweite  Abschn.,  betitelt:  „die  Organisation  des  evang. 
Kirchenwesens ",  beschreibt  die  Bildung  der  evang.  Ortsgemeinden, 
die  Regelung  der  Liturgie  (Einführung  der  schlesischen),  der 
Religionsbücher,  und  des  Begräbniswesens,  Berufung  von  Supei-- 
intendenten  für  die  verschiedenen  Provinzen,  Herstellung  einer 
gemeinsamen  kirchlichen  Centralbfthörde  für  Lutheraner  und 
Reformierte  in  dem  Konsistorium  zu  Teschen,  seit  1785  zu  Wien, 
die  erfolglosen  Bemühungen  des  Kaisers  um  ein  „gemeinsames 
evangelisches  Kirchenrecht " . 

Der  dritte  Abschnitt  charakterisiert  an  der  Hand  zahlreicher 
Detailschilderungen  die  mancherlei  Kämpfe,  die  teils  auf  dem 
Gebiete  der  Litteratur,  teils  auf  dem  der  Verwaltung  das  Toleranz- 
edikt zu  bestehen  hatte. 

Ein  Anhang  bringt  den  „Personalstand  der  k.  k.  evang. 
Konsistorien  und  des  k.  k.  evang.  Oberkirchenrats  von  1785  bis 
1881*.  Bierling. 


Vn.    Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Graf  Hoe  de  Grais,  k.  Polizeipräsident.  Handbuch  der  Ver- 
fassung und  Verwaltung  in  Preussen  und  dem 
Deutschen  Reich.  Berlin.  Jul.  Springer.  1882.  VTTT  u. 
466  S.     7  M. 

Vorliegendes  Werk  ist  nach  Tendenz  und  Inhalt  ein  populäres 
Buch  im  besten  Sinne  des  Wortes,  und  kann  in  allen  für 
politisches   Leben   und  Selbstverwaltung  empfänglichen  Kreisen 
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Preussens  mit  wahrem  Nutzen  wirken.  Der  Verf. ,  bekannt 
durch  eifrige  Teilnahme  an  den  Fragen  der  preussischen  Ver- 
waltungsreform, bietet  in  9  Kapiteln  (das  Reich;  der  preuss. 
Staat;  ausw.  Angelegenheiten;  Kriegswesen;  Finanzen;  Justiz; 
Polizei;  Kulturpflege;  Wohlstandspflege)  mit  378  §§.  eine  über- 
sichtliche knappe  Darstellung  der  Grundzüge  des  öfi'entlichen  R. 
in  Deutschland  und  dem  Reiche.  Das  System  erinnert  vielfach 
an  Rönnes  staatsrechtliche  Schriften.  Doch  ist  die  vorliegende 
Arbeit  nach  ihrem  bis  auf  die  letzten  Monate  nachgetragenen 
Inhalte,  soweit  wir  zu  übersehen  vermögen,  durchaus  selb- 
ständig. Die  Belege  aus  der  Gesetzgebung  sind  für  jeden  Satz 
gegeben ,  Einzelkontroversen  und  Speciallitteratur  haben  dem 
Zwecke  des  Werkes  entsprechend  in  der  Regel  keine  Berück- 
sichtigung gefunden.  Dagegen  ist  eine  Reihe  ox'ientier ender 
statistischer,  historischer,  volks-  und  finanzwirthschaftlicher,  so- 
wie sonstiger  Notizen  und  Citate  eingeflochten.  Auch  einzelne, 
übrigens  durchweg  objektiv  und  massvoll  gehaltene  Bemerkungen 
über  brennende  Tagesfragen  fehlen  nicht.  Bietet  die  Schrift 
selbstverständlich  für  diejenigen  Juristen ,  welche  eingehendere 
Kenntnis  vom  öffentlichen  R.  Preussens  besitzen,  nichts  eigent- 
lich Neues,  so  müssen  wir  doch  die  Aufmerksamkeit  der  übrigen 
Leser  des  Centralblatts  auf  dieselbe  lenken,  da  sie  ihnen  als  ein 
handlicher  und  zuverlässiger  Führer  auf  dem  bezeichneten  Ge- 
biete sich  erweisen  wird.  Leuthold. 

SaTornin  Lohman,  W.  H.  de.  De  verhouding  van  den 
Staat  tot  de  prostitutio.  Groningen,  J.  B.  Wolters. 
1881.     20  p. 

Diese  besonders  für  Deutschland  beachtenswerte  Broschüre  be- 
spricht die  sich  auf  die  Prostitution  beziehenden  in  England  und 
einzelnen  Staaten  Nord- Amerikas  geltenden  Gesetzesbestimmungen 
und  die  diesen  Gegenstand  auf  dem  europäischen  Kontinente 
regelnden  Gemeindeverordnungen.  Der  Verf.,  dessen  Ausfüh- 
rungen diejenigen  Juristen,  welche  die  Prostitutionsfrage  nicht 
studiert  haben,  sehr  interessieren  werden,  weil  ihnen  viel  Neues 
dargeboten  wird ,  ist  ein  entschiedener  Gegner  des  jetzt  noch 
geltenden  Systems.  Er  hält  das  Bordellsystem  und  die  medi- 
zinische Untersuchung  der  Pi'ostituierten ,  welche  von  den  ge- 
nannten Gesetzen  und  Verordnungen  sanktioniert  worden  sind, 
für  rechtswidi'ig  und  legt  dies  mit  überzeugenden  Argumenten  dar, 

V.  Swinderen. 
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VIII.   Internationales  Recht. 

Stoerk,  F.     Das  Postliminium  im  Völker-R. 

Dr.  Felix  Stoerk,  Privatdozent  in  Wien,  hat  in  den  juristi- 
schen Blättern  (2.  Okt.  1881)  einen  Aufsatz  über  das  Postli- 
minium im  Völkerrecht  veröffentlicht,  der  Beachtung  ver- 
dient. Wie  der  Name  Postliminium ,  so  ist  auch  die  altrömische 
Fiktion,  dass  der  zurückgekehrte  Kriegsgefangene  seine  Freiheit 
nie  verloren  habe,  antiquiert,  weil  Avir  eine  Sklaverei  auch  der 
Kriegsgefangenen  überhaupt  nicht  mehr  kennen.  Dennoch  hat 
das  P.  in  dem  heutigen  Völkerrecht  noch  eine  Bedeutung,  inso- 
fera  auch  jetzt  noch  Rechtszustände,  die  während  des  Krieges 
durch  die  Feindesgewalt  niedergedilickt  oder  verdunkelt  waren, 
im  Frieden  wieder  aufleben. 

Es  gibt  noch  ein  P.  personanim,  indem,  wer  sich  der  Kriegs- 
gefangenschaft entzogen  hat,  später  wegen  seiner  Flucht  nicht 
gestraft  werden  darf,  ein  P.  rerum,  indem  das  inzwischen  ge- 
hemmte oder  missachtete  Eigentum  wieder  zu  voller  Wirksamkeit 
gelangt,  ganz  besonders  aber  ein  P.  juris  publici  auf  dem  Ge- 
biete des  Staatsrechts,  welches  während  des  Krieges  durch  die 
Feindesgewalt  ernstlich  gehemmt  war  und  im  Frieden  wieder 
auflebt.  Hier  ist  aber  die  frühere  privatrechtliche  Behandlung 
aufzugeben  und  sind  die  Fragen  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
öffentlichen  Rechts  zu  beurteilen.  Soweit  auch  während  der 
Okkupation  das  öffentliche  Leben  fortdauert  und  geschützt 
werden  muss,  d.  h.  soweit  der  okkupierende  Feind  lediglich  die 
Regierungspflichten  übt,  so  weit  sind  die  Akte  der  Zwischenzeit 
auch  nachher  anzuerkennen.  Soweit  dieselben  aber  nicht  diesen 
Charakter  der  Verwaltung  und  Rechtspflege,  sondern  einen 
wesentlich  politischen  und  Herrschaftscharakter  haben,  so  weit 
werden  sie  hinterdrein  durch  P.  unwirksam.  Bluntschli. 

B.   Zeitschriftenüberschau. 


Neue  Zeitschriften. 
Der   Gerichtsvollzieher.     Organ   d.  ges.   Gerichtsvollzieherstandes. 

1881.     Fol.     Esslingen,  Langguth.     Vierteljährl.  M.  1.  '50. 
Umschau  auf  dem  Gebiete  des  Zoll-  u.  Stenerwesens.     Hrg.  v. 

Val.  Schneider  (Colmar). 


Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissenschaft.  III.  2.  Kohler,  rechts- 
histor.u.  rechtsvergleichende  Forschungen  (indisches  Obligationen- 
u.   Pfand-R.     Assyr.    u.  babylon.    Rechtsarkunden).     Bahnsen, 


82         Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    2.  Heft. 

ist  eine  Rechtsphilosophie  überhaupt  möglich?  Jolly,  d.  Jurist. 
Abschnitte  aus  d.  G.B.  d.  Manu.  Neubauer,  d.  fremdländ. 
Zivilgesetzbücher  mit  bes.  Hinblick  auf  d.  Erb-R. 

Zeitschr,  d.  SaTignystiftung  f.  Rechtsgesch.  H.  2.,  germanist. 
Abt.  Schröder,  die  Franken  u.  ihr  R.  G.  Meyer,  d.  Ge- 
richtsbarkeit über  Unfreie  u.  Hintersassen.  Seuffert,  Materialien 
zur  Deutung  v.  stipulatio  in  mittelalterl.  Urkunden.  Schmeltzer, 
Redaktion  des  Westgoten-R.  durch  Chindasuinth  u.  Reccessuinth. 
Wasserschieben,  üb.  ein  in  Darmstadt  befmdl.  f.  Rechts-  u. 
Kunstgeschichte  interessantes  Werk.  Vogel,  z.  Gesch.  d.  deut. 
Reichshofgerichts.     Miszellen.     Litteratur. 

Preuss.  Jahrbücher.  48.  3.  Chr.  Meyer,  Studien  zur  alten  Ge- 
sellschaftsgeschichte (die  recht-  u.  friedlosen  Leute),  v.  Borries, 
Beschränkung  d.  Wechselfähigkeit. 

Zeitschr.  d.  Gesellschaft  f.  Erdkunde  zu  Berlin.  Von  Dr.  W. 
Kone.  XVI.  3.  Bresslau,  zur  Geschichte  der  deutschen  Ge- 
meinden im  Gebiet  des  Monte  Rosa  u.  im  Ossolathale  (vor- 
wiegend rechtshistorisch). 

Jahrbücher  f.  d.  Dogmatik  d.  heutigen  röm.  u.  deutschen  Frir.B. 
XIX.  5,  6.  Flesch,  rechtl.  Natur  d.  Geldwechslergeschäfts. 
Wendt,  r.  Jagd-R.     Ruhstrat,  actio  de  in  rem  verso. 

Juristische  Blätter.  (Burian-Johanny.)  X.  Nr.  36—42.  Verjäh- 
rung der  Forderungen  wegen  zu  gering  oder  zu  hoch  berechneter 
Frachtgebühren.  Eine  Gewissenlosigkeitsklage.  Carl  Frhr.  v. 
Stählin.  Nr.  38.  Ein  Kompetenzkontlikt.  Verjährung  der  For- 
derungen infolge  irriger  Frachtgebührberechnung.  Stoerk,  das 
Postliminium  im  Völkerrecht.  Ges.  v.  29./IV.  1873,  betr.  Sicher- 
stellung etc.     Nr.  42.  Organisation  der  Vei'teidigung. 

Wttrttemb.  Archiv  f.  Recht  u.  Rechtsverwaltung.  (Kübel u.Sarwey.) 
Bd.  XXII.  H.  1.  Sarwej'^,  über  das  Absonderungsrecht  der  in 
der  württemb.- rechtlichen  Errungenschaftsgesellschaft  lebenden 
Ehefrau  nach  §  44  der  Konkursordnung. 

Württemb.  Gerichtsblatt.  Bd.  XIX.  Nr.  1  u.  2.  Probst,  über 
das  Absonderungsrecht  der  Ehefrau,  welche  im  Konkurse  des 
Ehemanns  die  Rechtswohlthat  der  weiblichen  Freiheiten  ange- 
rufen hat.  Nr.  3.  Baur,  das  Verlangen  der  Sicherstellung  im 
Wechselprozesse.  Nr.  4.  Weisser,  die  Zuständigkeit  der  Straf- 
kammern der  Landgerichte  beim  Vorliegen  der  Strafmilderungs- 
gründe der  §§  157  u.  158,  sowie  des  §  213  u.  des  §  313,  Abs.  2. 
des  Str.G.B.  Nr.  5.  Weizsäcker,  zur  Stellung  der  unehelichen 
Mutter  im  Alimentenprozesse.  Nr.  10.  Hausch,  zur  Lehre  von 
der  hypothekarischen  Succession.  Nr.  13  u.  14.  Stahl,  zur 
.  Teilung  der  Errungenschaftsgesellschaft  u.  zum  §.44  der  Konkurs- 
ordnung. 

Archivio  giuridico.  XXVI.  6.  Rizzuto,  sulla  frode  punibile. 
Briggi,  saggio  d'istituzioni  del  diritto  civile  italiano.  Manaresi, 
la  questio  inter  virginem  Mariam  et  Diabolum  di  Bartolo. 

Zeitschr.  f.  Bergrecht.  Von  Dr.  H.  Brassert.  XXIL  3.  Leut- 
hold,  die  Kollision  zwischen  Eisenbahn  und  Bergbau  nach  säch- 
sischem Rechte.     Engels,  Geschichte   der  Saline  Salzderhelden. 

Oesterr.  Zeitschr.  f.  Berg-  u.  Hüttenwesen.  Von  Hans  Hof  er 
u.  L.  V.  Ernst.     XIX.  Nr.  35.     J.  Gröger,  Quellenschutz. 

Forstliche  Blätter.  (Leipzig,  Gressner  u.  Schramm.)  XVIII.  10. 
Forst-  u.  jagdrechtl.  wichtige  Entscheidungen  deutscher  Gerichts- 
höfe (Reichsgericht,  Elsass-Lothringen,  Bayern,  Oldenburg,  Sachsen, 
Preussen). 

Neue  deutsche  Jagdztg.     Nr.  2.    Jagdjustizpflege. 

Deutsche  landwirtschaftl.  Presse.    Nr.  81.    v.  Oesfeld,  Kündi- 
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gung  der  Dienstverträge  mit  bes.  Berücksichtigung  der  landwirt- 
schaftl.  Verhältnisse. 

Patentblatt.  1881.  Nr.  30/32.  Die  Patentfrage  in  der  Schweiz 
(Botschaft  des  Bundesrats  v.  8.  Febr.  1881).  (Nr.  37/38.)  Das 
Ergebnis  der  internationalen  Konferenz  für  Industrieschatz. 

Zeitschr.  f.  Bauwesen.  Hrsg.  im  kgl.  preuss.  Ministerium  d.  öffentl. 
Arbeiten.  Jahrg.  XXXI.  7  —  10.  Hennicke,  die  Märkte  von 
London  (mit  Bemerkungen  üb.  d.  Rechtslage). 

Zeitschr.  f.  d.  Versicherungswesen. .  (Laski,  Leipzig.)  XVII.  Nr.  29. 
Der  Staat  u.  das  Versicherungswesen.  Nr.  33.  lieber  Beleihung 
u.  Rückkauf  der  Versicherungen. 

Zeitschr.  f.  Yersichernngswesen.  (Berlin,  Neumann.)  1881.  Nr.  34. 
f  eher  Seeversicherung. 

Annalen  des  gesamten  Versicherungswesens.  (Leipzig,  Fritsch.) 
1881.  Nr.  19 — 24.  Petition  deutscher  Unfalls-Versicherungs-Ge- 
sellschaften  gegen  die  projektirte  Staats-Zwangs- Versicherungs- 
Anstalt.  Zur  Rechts-  u.  Prozessfähigkeit  der  französischen  Aktien- 
Versicherungs-Gesellschaften  in  Elsass-Lothringen.  Nr.  23  u.  24. 
Die  rechtliche  Stellung  der  wechselseitigen  Versicherungs-Gesell- 
schaften in  Oesterreich.  Nr.  2-5  u.  32.  Bestimmungen  über  die 
Entschädigungen  für  die  wegen  Seuchen  getöteten  Tiere  in  den 
deutschen  Bundesstaaten.  Nr.  27.  Das  Eingreifen  des  Staats  in 
das  Versicherungswesen.  Nr.  28.  Das  Gegenseitigkeits-  und  das 
Aktienprinzip.  Zur  Gültigkeit  der  französischen  Feuerversiche- 
rungs-Verträge in  Elsass-Lothringen.  Nr.  33  u.  34.  Rechtsbestän- 
digkeit der  französischen  Feuerversicherungs-Policen  in  Elsass- 
Lothringen.     Nr.  35.  Der  Staat  u.  das  Versicherungswesen. 

Oesterr.  Versicherungs-Ztg.  (Wien,  Ehrenzweig.)  VIII.  27,  31,  34. 
Ueber  Transport-Versicherung,  bezw.  die  Triester  Police  auf  Casco. 
Nr.  30.  Ueber  Rückversicherung.  Nr.  35.  Ueber  Transportversichrg. 

The  Insurance  Year  book.  1881—82.  New  York  and  Chicago. 
(Enthält  wertvolle  Mitteilungen  über  amerik.  Versicherungswesen, 
bes.  aus  Gesetzgebung  u.  Rechtssprechung  der  Einzelstaaten.) 

Centralbl.  f.  Eisenbahnen  u.  Dampfschiffahrt  der  österr.-ungar. 
Monarchie.     Wien.  1881.  70.     Eisenbahn-R. 

Oesterr.  Eisenbahn-Ztg.  Wien.  1881.  Nr.  25.  Ueber  die  Regelung 
der  Beamten-Dienstverhältnisse.  Nr.  26.  Die  Verwaltungsrefonn 
der  Osten-.  Staats-Eisenbahnen. 

Sekundärbahn-Ztg.  Siegen.  Jahrg.  1881.  Nr.  12  u.  14.  Die  „tech- 
nischen Vereinbarungen"  u.  das  Bahnpolizei-Reglement. 

Ztg.  des  Vereins  deutscher  Eisenbahn- Verwaltungen.  Berlin.  1881. 
Nr.  50.  Ueber  die  Rechtsprechung  in  Betreff  der  Gefährdung  von 
Transporten  auf  Eisenbahnen. 

ReTue  commerciale  et  juridique  des  chemins  de  fer  etc.  Bruxelles. 
1881.  Nr.  36.  Loi  portant  Prorogation  de  l'article  premier  de  la 
loi  du  12  avril  1835,  relative  aux  peages  sur  les  chemins  de  fer 
de  lEtat.  Nr.  38.  Projet  de  legislation  international  sur  le  trans- 
port  par  chemins  de  fer.  Nr.  40.  Le  projet  de  la  Conference  de 
Beme  devant  la  Chambre  des  Deputes  de  France. 

Jurist.  Zeitschr.  f.  Elsass-Lothringen.  VL  9.  Fort  seh,  Erör- 
terungen aus  d.  Prozess-R.  (Schluss.) 

Gerichtssaal.  XXXIH.  4.  Seeger.  Befugnis  des  mit  der  Vor- 
untersuchung beauftragten  Amtsrichter  zur  Eröflfnung  derselben. 
Zucker,  Einrede  der  Wahrheit  nach  österr.  R.  Zimmermann, 
(vgl.  S.  75).     Schwarze,  zu  §.  251  Str.Pr.O. 

Archiv  f.  Straf-R.  XXIX.  4.  S.  Mayer,  Reformbestrebungen  auf 
dem  Gebiete  des  ital.  Str.Pr.  Peterson.  Vereidigung  der  Zeugen 
im  Vorverfahren.  v.Sw  in  deren.  Tierquälerei  nach  niederLStr.G.B. 
CentralbUtt  für  Becbtswissenschaft.    I.  Band.  7 
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Allgem.  österr.  Gerichts-Zt^.     XXXII.    Sept.   Glaser,  zur  Kritik 

des  Zeugenbeweises  im  Str.Pr.  Nr.  70  —  78. 
Nord  u.  Süd.     XVIII.   3.     Gejj^er,   Entschädigung  freigesprochener 

Angeklagter. 
Archirio  di  psichiatria,  scienze  penali  ed  antropologia  criminale. 

Herausg.:  C.  Lombroso,  B.  R.  Garofalo,  E.  Ferri.  (Preis  p.  Bd. 
V.  4  Heften  16  L.)  Bd.  II.  H.  3.  I.  Sciamanna,  sopra  un  caso 
di  emiplegia  diretta.     Lombroso,    alcoolismo    acuto    e   cronico. 

II.  Lombroso,  delinquenti  doccasione.  Puglia,  II  reato  d'in- 
fanticidio.     Garofalo,  il  tentativo  criminoso  con  mezzi  inidonei. 

III.  Venezian,  relazione  sul  bagno  penale  di  Ancona.  Ferri, 
Conclusioni  alle  Relazioni.  Varietä:  Turati,  sulle  critiche  alla 
nuova  scuola  antropologica  penale.  Garofalo,  la  criminalitä  in 
Italia  negli  anni  1878-79-80.  Garofalo,  un  giuri  di  persone 
colte.  Mar  enghi,  un  caso  di  claustrofobia.   Bibliografia.    Notizie, 

Archiv  f.  kathol.  Kirchen-R.  (Vering.)  1881.  5.  Kohn,  Weih- 
bischöfe. Schneider,  declarationes  et  resolutiones  de  jubilaeo. 
Kohn,  Entscheidungen  der  röm.  Kongregationen.  Schneider, 
Entscheidung  der  S.  C.  Indulg.  über  Bruderschaften.  Weber, 
Trennung  v.  Kirchen-  und  Pfrundgut  in  Aargau.  Alberjdink- 
Thim,  d.  belg.  Volkssclmlgesetze  v.  1842  u.  1879. 

Jahrbach  f.  Gresetzgebung  etc.  (Schmoller.)  Hoseus,  Ausliefe- 
rung.    Reitzenstein,  französ.  Armengesetzgebung. 

Annalen  des  dentschen  Reichs.  1881.  (Hirth  u.  Seydel.)  Nr.  8,  9 
und  10.  Seydel,  das  Gewerbepolizeirecht  nach  der  Reichsge- 
werbeordnung. 

(Bayr.)  Blätter  f.  administrative  Praxis,  v.  Luthardt.  Bd.  XXXI. 
18.  Staatsangehörigkeitsfragen.  Nr.  19.  Die  Umschreibgebühren 
für  Haussteuerkataster,  Eintragungen. 

(Sachs.)  Zeitschr.  f.  Praxis  «.  Gesetzgebung  der  Verwaltung. 
V.  Dr.  0.  Fischer.  II.  5/6.  H.  Schober,  zum  Entwürfe  zu 
einem  Gesetze  über  die  Enteignung  von  Grundeigentum. 

Oesterr.  Zeitschr.  f.  Yerwaltung.  V.  K.  v.  Jäger.  XIV.  35.  F. 
Eglauer,  Beiträge  zur  Reform  des  österr.  Strafgesetzes  über 
Gefällsübertretungen.  I.  lieber  das  Wesen,  den  Zweck  und  den 
Rechtsgrund  der  Steuerstrafe. 

Zeitschr.  f.  die  gesamte  Staatswissenschaft.  XXXVII.  3.  Lese r, 
die  brittische  Erbschaftssteuerordnung,  II. 

Monatschr.  f.  deutsche  Beamte.  (Jacobi.)  V.  9,  10.  Regulativ  über 
die  Dienstwohnungen.  Institut  d.  Distriktskommissarien  in  Posen. 
Zur  Judenfrage  (rechtsgeschichtlich,  spez.  für  Schlesien).  Das  Duell. 

Rerue  de  droit  international.  XIII.  5.  Westlake,  la  doctrine 
anglaise  en  matiere  de  dr.  i.  prive.  Bulmerincg,  les  droits 
nationaux  et  un  projet  de  reglement  intern,  des  prises  maritimes. 

Journal  de  droit  interdict  prive.  VIII.  7,  8.  Roguin,  le  droit 
d"asile  en  suisse.  Westlake,  la  doctrine  anglaise  en  matiere 
de  dr.  i.  pr.  Filho,  le  mariage  au  Bresil.  Nessi,  de  la  com- 
petence  des  tribunaux  suisses  en  matiere  de  contestations  entre 
Frangais. 

C.   Neue  Erscheimingen. 

Vom  2.  Sept.  bis  20.  Okt.   erschienen  oder  bei  der  Redaktion  einge- 
gangen (*  wird  besprochen  werden). 

1.  Bttcher  und  Broschüren. 

Preisen,  Vorbehalt  von  dinglichen  Rechten  bei  Eigentumsübertragung. 
(Diss.)     Paderborn,  Schöningh.     1  M.  20  Pf. 
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Schmidt,*  Lehrbuch  d.  preuss.  R.U.Prozesses.  Suppl.-Bd.:  d.  neuen 
Justizgesetze  (v.  Meves).  3.  Heft  d.  Konkursordnung.  Breslau, 
Maruschke  u.  Bernedt.     4  M. 

Goepel,  über  Begriff  u.  Wesen  des  Urheberrechts.  Altenburg,  Schnu- 
phase.     1  M. 

Stengel,  das  Gebiihrenwesen  im  Deutschen  Reich  u.  Bayern.  Ergän- 
zungsband.    Nördlirigen,  Beck.     2  M. 

Minghetti,  Staat  u.  Kirche.     Gotha,  Perthes.     6  M. 

Bvk.  S.  A..  Rechtsphilosophie.     Leipzig.  Schäfer.     5  M. 

Rin  geling.  Klage  gegen  den  renitenten  Pfarrer  J.  Wetzel in  Cassel  etc. 
u.  Appellation  an  das  geistl.  Amt  d.  renitenten  hess.  Kirche  auf 
Grund  der  hess.  Kirchen  Ordnungen  vom  J.  1657.  Cassel,  Jung- 
klaus.    1  M. 

Hergenhahn.  Königtum  u.  Verfassung.  (Holtzendorff,  Zeit- u.  Streit- 
fragen Nr.  155.)     Berlin.  Habel.     80  Pf. 

Verein,  nord westdeutscher  f.  Gefängniswesen.  8.  Heft.  Oldenburg, 
Schulze.     1  M.  60  Pf. 

Fitting.*  Reichskonkursrecht.     Berlin,  Guttentag.     6  M. 

Geigel.  Beziehungen  der  früheren  Territorialzugehörigkeit  zur  Con- 
fessionsangehörigkeit  in  den  deutschen  Staaten.  Würzburg, 
Stahel.     1  M. 

Hartmann,*  Ges.  betr.  d.  Anfechtung  v.  Rechtshandlungen  e.  Schuld- 
ners ausserhalb  d.  Konkursverfahrens.  Berlin.  Heymann.  2M.  40Pf. 

Das  preuss.  Vormundschafts-R.  seit  d.  1. 1.  1876.  Berlin,  Liebau.  50  Pf. 

Daude,"""  das  Aufgebotsverfahren  nach  preuss.  R.  Berlin.  Müller.  6  M. 

Fischer,*  Rechts- u.  Staatsphilosophie.    2.  Aufl.  Lpzg..  Stauffer.  2  51. 

Birkmeyer.*  K..  das  gegenseitige  Verhältnis  der  §§.  38  S.  u.  §.  247,. 
Z.  l'u.  Abs.  3.  der  R.Z.Pr.O.  etc.  Rostock,  Werther.  76  S. 
1  M.  80  Pf. 

Schmidt,  Repetitorium  d.  Institutionen.     Lpzg.,  Rossberg.     2  M. 

Baumbach,  Staatslexikon.     Lpzg..  Bibliograph.  Institut.     6  M. 

Hasford,  volkstümliche  Rechtskunde.  1.  T.  Verfassungs-,  Verwal- 
tungs-  u.  Gemeinde-R.     Kngsbrg.  Härtung.     1  M. 

Zander,  d.  Jagdpolizeigesetze  f.  d.  preuss.  Staat.  Handbuch  m.  Er- 
läuterungen.    Berlin,  W.  Eisenschmidt.     2  M.  40  Pf. 

Schenkendorff,  durch  welche  Mittel  kann  zur  Verminderung  der 
Verbrechen  beigetragen  werden?     Görlitz,  Vierling.     40  Pf. 

Seufferts,  Archiv  f.  Entscheidungen  d.  obersten  Gerichte.  System. 
Zeitschr.  u.  alphabetisches  Generalregister  etc.  Bd.  I — V,  der 
K.  F.  d.  Arch.  2.  Heft.  Alphabet.  Register  v.  Schmid.  München, 
Oldenbourg.     3  M.  50  Pf- 

Sammlung  v.  Entscheidungen  d.  kgl.  Oberlandesgerichts  München  in 
Gegenständen  d.  Str.R.  u.  Str.Pr.  T.  3.  Erlangen.  Palm  und 
Enke.     2  M.  20  Pf. 

Roth.*  System  des  deutschen  Privat-R.  II.  T.  FamUien-R.  Tülgn., 
Laupp.     9  M. 

Crea.*  Examinatorium  des  preuss.  L.R.  Berlin,  Heymann.  2  Teile 
ä  4  M. 

Gareis,  die  patentamtlichen  u.  gerichtl.  Entscheidungen  in  Patent- 
sachen.    IL  Bd.  12°.  Berlin.  Heymann.     4  M. 

Grotefend.  Kommentar  zur  preuss.  Gesetzsammlung  u.  zum  Reichs- 
gesetzbl.    I.  T.  1.  u.  2.  Lfg.     Düsseldorf,  Schwann,  k  75  Pf. 

Rechtslexikon  (hrsg.  v.  Holtzendorff).  3.  Aufl.  Lpzg.,  Dunker  und 
Humblot.     Lfg.  33-38.  ä  1  M.  20  Pf. 

Rein  ecke,  systematische  Darstellung  der  preuss.  Justiz-Verwaltung 
(mit  Examinatorium).  Berlin.  Puttkammer  u.  Mühlbrecht.  1.  Bd. 
1.  Heft.     1  M. 

Schollen,  d.  Verrichtungen  der  Bürgermeister,  Polizei-Kommissäre, 
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Amts-  u.  Gemeindevorsteher  etc.  als  Hilfsbeamte  der  Staatsanwalt- 
schaft.    Düsseldorf,  Schwann.     Kart.  1  M. 

Eberts,*  forstliche  Rechtskunde  Preussens.   Lpzg.  Hertens.  6  M.  50  Pf. 

Frank,*  das  Toleranz-Patent  Kaiser  Joseph  IL  Säkularfestschrift. 
Wien,  Braumüller.     2  M. 

Theuring,  der  Wohnungsmietvertrag,  Dienstvertrag  mit  d.  Haus- 
verwalter  u.  d.  Verfahren   in  Mietsachen.     Lpzg.,  Haessel.     2  M. 

Kleiner,    Kommentar    z.    Z.Pr.O.       15.    Lief.      Würzburg,    Stüber. 

2  M.  40  Pf. 

Schlossmann,*  der  Besitzerwerb  durch  Dritte  nach  r.  u.  heutigem 

R.     Lpzg.,  Breitkopf  u.  Härtel.     4  M.  50  Pf. 
Mair,  gerichtl.-medizinische    Casuistik    der  Körperverletzungen    und 

Tötungen     durch      mechanisch -physische     Gewalt.       Ingolstadt. 

Ganghofer.     4  M. 

Acta  sanctae  sedis  in  compendium  opportune  redacta  et  illustrata. 
Vol.  14.  fasc.  1.     Romae  (Regensburg,  Pustet),  cplt.     12  M. 

Stoepel,  preuss.-deutscher  Gesetzcodex.  Bd.  1 — 4.  3.  Aufl.  Frank- 
furt a.  0.,  Trowitzsch  u.  Sohn.     geb.  50  M.  50  Pf. 

Zachariä  v.  Lingenthal,  die  Handbücher  d.  geistl.  R.  aus  den 
Zeiten  d.  untergehenden  byz.  Reichs  u.  der  türk.  Herrschaft. 
St.  Petersburg  (Lpzg.,  Voss).     1  M.  30  Pf. 

Weinheimer,*  die  Strafgesetze  in  Zoll-  u.  Steuersachen  u.  das  Ver- 
fahren der  Verwaltungsbehörden  bei  Zuwiderhandlungen  etc. 
Ulm,  Wohler.     6  M. 

Eberty,  G.,  Handbuch  f.  Schiedsmänner.  Mit  Kommentar.  Strehlen, 
Gemeinhardt.     1  M.  50  Pf. 

Wächter,  Beilagen  zu  Vorlesungen  über  d.  deutsche  Straf-R.  Ein- 
leitung u.  allgem.  Teil.  Vervollständ.  Ausgabe.  Leipzig,  Breit- 
kopf u.  Härtel.    4  M.  80  Pf. 

—  d.  kgl.  Sachs,  u.  d.  thüring.  Straf-R.     Ein   Handbuch.     Einleitung 

u.  allgem.  Teil.     1—8  Lfg.     geb.  6  M.  20  Pf. 

Prayer,  W.,  allgem.  deutsches  Gesetz-  u.  Rechtsbuch.  Reutlingen, 
Enslin  u.  Laiblin.     60  Pf. 

Entscheidungen  d.  Reichsgerichts.     In  Zivilsachen.  Bd.  IV.     4  M. 

Die  Gesetzgebung  d.  letzten  Jahre  im  Reiche  u.  in  Preussen  (im  Auf- 
trage d.  nat.-lib.  Partei  dargestellt).  2.  Aufl.  Berlin,  Puttkammer 
u.  Mühlbrecht.     1  M. 

Marezoll,  Th.,  Lehrbuch  d.  Institutionen  d.  r.  R.  11.  v.  Th.  Schir- 
mer durchges.  Aufl.     Leipzg.,  Barth.     9  M. 

Fischer,    Corpus   juris    f.    Kaufleute.     2.    Aufl.     Leipzig.    Glöckner. 

3  M.  50  Pf. 

—  d.  deutsche  Handels-R.   >  Prakt.    Wegweiser.      2.    Aufl.     Leipzig, 

—  d.  deutsche  Wechsel-R.  ]  Glöckner,  ä  1  M.  75  Pf. 
Verzeichnis    der  v.   d.   neuen  Reichsjustizgesetzen    bis    Ende    Septbr. 

1881   erschienenen   Ausgaben    m.  u.   o.    Anmerkungen    nebst    d. 

einschläg.  Litteratur.     Köln,  Boisseree.     1  M.  75  Pf. 
Miet-,  Pacht-  und  Gesinde-R.,   das,  nebst   dem  amtsgerichtl.  Prozess- 
verfahren in  leichtfassl.  Weise  bearb.    Wiesbaden,  Gestewitz.  1  M. 
Schmidt,*    K.,  jus    primae   noctis.     Eine   geschichtl.  Untersuchung. 

Freiburg,  Herder.     8  M. 
Sammlung  v.  Entscheidungen   des    oberst.  Landesgerichts  in  Bayern 

in  Gegenständen   des   Z.R.   u.   Z.Pr.     9.  Bd.    1.   Heft.     Erlangen, 

Palm  u.  Enke.     2  M.  50  Pf. 
Merkel,*  J.,  über  die  Begnadigungskompetenz  im  r.  Str.-Pr.     Halle, 

Niemeyer.     1  M.  60  Pf. 
Fittbogen,  Jakob  Andrea,  der  Verf.  des  Konkordienbuches.    Hagen, 

Risel  &  Co.     1  M.  60  Pf. 
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Koth^,   Anleitung  zum  Gebrauch   des  Gerichtskostengesetzes  u.  der 

Novelle.     Schwerin,  Schmale.     1  M. 
Hue  de  Grais,*   Graf,  Handbuch  der  Verfassung  u.  Verwaltung  in 

Preussen  u.  dem  Deutschen  Reich.     Berlin,  N.  Springer.     7  M. 
Harnier,*   E.,  die   gemeinrechtl.   Entscheidungen    des    Reichsober- 
handelsgerichts  (im    Anschluss    an   Windscheids    Lehrbuch)    zu- 
sammengestellt.   "Stuttgart,  Ebner  u.  Seubert.     IM.  60  Pf. 
Werner.  Giambattista  Vico.     Neue  Ausg.     Wien.  Braumüller.  4  M. 
Justiniani,  Imp..  novellae  quae  vocantur  sive  constitutiones  quae  extra 
codicem    supersunt    ordine    chronologico    digestae.     Graecis    ad 
fidem  codicis  Veneti   castigatis  ed.  C.  E.  Zachariae  a  Lingenthal.' 
Pars.  1.     XVI  u.  564  S.     Lpzg..  Teubner.     6  M. 
Lydtin.  das  badische  Veterinärwesen.  3.  Aufl.  Karlsruhe.  Gutsch.  4  M. 
Schmidt.  J..  Bestimmungen  über  d.  Wehrptlicht  im  Deutschen  Reiche. 
XV.  440      Bremen.  Halem.     5  M. 

Zusammenstellung  des  betr.  Materials,  hanptsäclil.  als  Handbuch  für  Offi- 
ziere, Landräte,  Amtshauptmannschaften,  Bürgermeister  etc. 
Hellmann.    Stellvertretung   in  Rechtsgeschäften.     München.  Acker- 
mann.    3  M.  60  Pf. 
Schmoller,    Jahrbuch    f.    Gesetzgebung    etc.     Lpzg.,    Duncker   u. 

Humblot.     6  M. 
SeydeL*  Gewerbepolizei-R  nach  d.  Gew.-O.     Lpzg..  Hirth.     3  M. 
Braschen,  Gedanken  zur  Konsolidierung  d.  livländ.  Landesstaates. 

Dorpat.     Leipzig,  Kubier.     2  M. 
Handbuch  f.  d.  deutsche  Handelsmarine  auf  188L  Berlin,  Reimer.  oM. 
Enthält    sub  I-VIII  Verzeichnis  der   auf  d.  Seeschiffahrt  bezügl.  Beichs- 
ges.,  Verordnungen,  Verträge,  Anweisungen,  Circnlare,  Verzeichnis  der  See- 
behörden, Konsulate  etc. 

Kühne.,  prakt.  Anleitung  zum  selbständigen  Einziehen  von  Forde- 
rungen.    Mühlheim,  Bagel.     75  Pf. 

—  d.  neue  preuss.  Rechtsanwalt  vor  d    Amtsgericht.     Ebenda.    2  M. 

Miet-,  Pacht-  u.  Gesinde -R,  das  preuss.  im  Gebiete,  d.  allgem.  Land-R. 
Ebenda.     75  Pf. 

Ratgeber,  der  gesetzkundige.     Ebenda.     1  M.  60  Pf. 

V.  Sarwey.*  die  Konkursordnung.  2.  Aufl.  1.  Abt.  Berlin,  Hey- 
mann.    10  M. 

Starke,  üb.  die  Arbeit  d.  Gefangenen  ausserhalb  der  Gefängnisrätime, 
Berlin.  Puttkamer  u.  Mühlbrecht.     25  Pf. 

Weber.  J.,  Katechismus  d.  kathol.  Ehe-R.  2.  Aufl.  12°.  Augsburg. 
Schmidt.     2  M.  60  Pf. 

Franke.*  B.,  Gesetzgebung  f.  d.  Königreich  Sachsen  seit  1878  bis 
zur  Gegenwart.     Leipzig.    Rossberg.     1881.    1.  Lief.     2  M.  40  Pf. 

Roch  oll,*  C,  Rechtslalle  aus  d.  Praxis  d.  Reichsgerichts.  1.  Heft 
Breslau,  Morgenstern.     162  S.     2  M. 

Schneider  u. Fick.*  d. schweizer. Obligationen-R. Zürich^ Schulthess. 
1.  2.  Halbliefg.  S.  1-46. 

Schulze.  H.,  die  Hausgesetze  der  regierenden  deutschen  Fürsten- 
häuser.    3.  Bd.  1.  Abt.     Jena,  Fischer.     9  M. 

Brauchitsch,*  neuere  preuss.  Verwaltungsgesetze.  Bd.  11.  Berlin, 
Heymann.     7  M. 

Ofner".  zur  induktiven  Methode  im  R.    Wien,  Holder.     1  M.  60  Pf. 

Weidl,  deutsches  Pfand-R.  bis  zur  Reception.   Ebenda.    2  M.  40  Pf. 

Schulze.*  H.,  Lehrbuch  d.  deutschen  St.R.  3.  Lfg.  Leipzig,  Breit- 
kopf.    4  M. 

M  y  r  b  a  c  h .  Uebertretung  d.  Zinsverheimlichung  nach  österr.  Gesetz- 
gebung.    Graz,  Leuschner.     3  M.  20  Pf. 

Pfersche,  3Iethodik  der  Privatrechtswissenschaft.  Ebenda.  IM.  60 Pf. 

Seufferts  Blätter  f.  Rechtsanwendung.  Erlangen,  Palm  u.  Eoke. 
3.  Bd.  Nr.  14  (14—26)  3  M. 
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Hahn,  Materialien  z.  d.  Reichsjustizgesetzen.  Z.Pr.O.    4.  Lfg.  2.  Aufl. 

V.  Stegemann.     Berlin,  Decker.     6  M. 
Ehmcke,  Examin atorium  f.  d.  grosse  Staatsprüfung.     I.  Th.   1.  Bd. 

(Ger.-Verf.,  Str.Pr.,  Konk.-O.)     Leipzig,  Wigand.     4  M. 
Pfafferoth,*    Gerichtskostenwesen.     3.  Aufl.     Berlin,  Heymann. 
Marcinowski,*  deu.  Gewerbeordnung   f.    d.  Praxis   in   d.    preuss. 

Monarchie.     2.  Aufl.     Berlin,  Heymann. 

—  die  Reformgesetze  der  Gewerbeordnung  von  1880/81.     Ebenda. 

Terminkalender  f.  d.  Justizbeamten  in  Preussen,  Mecklenburg,  Thü- 
ringen, Braunschweig,  Waldeck,  Lippe,  Hansestädte  auf  1882. 
Berlin,  Heymann.     3  M. 

—  f.  d.  deutschen  Rechtsanwälte,  Notare,  Gerichtsschreiber.  1882. 
Berlin,  Heymann.     3  M. 

—  Preuss.     Berlin,  Decker.     3  M. 

— ,  Frommes  österr.  Juristenkalender.     Wien,  Fromme.     3  M.  20  Pf. 

—  f.    d.   Justiz-    u.    Verwaltungsbeamten   d.  Rheinprovinz    u.  Elsass- 

Lothringen.     Köln,  Rommerskirchen.     2  M.  50  Pf. 

—  zum  Gebrauch  f.  preuss.  Verwaltungsbeamte  (Fehrer)  Saarlouis.  2  M. 

—  „  „       f.  Verwaltungsbeamte.  Berlin,  Schultze.    2  M.  50  Pf. 

2,  Ausgaben  Ton  Gesetzen. 

Supplemente  zu  allen  Ausgaben  der  Kreis-  u.  Provinzialordnung. 
(Kletke.)     60.  61  Heft,  ä  1  M.     Berlin,  Grosser. 

Ges.,  betr.  d.  Notariat  in  d.  Rheinprovinz  (Rudorff.)  12°.  Düssel- 
dorf, Schwann.    3  M.  50  Pf. 

Bundesgesetze  über  das  Obligationen-R.  u.  die  persönl.  Handlungs- 
fähigkeit (v.  14.  u.  22.  Brachmonat  1881).     Bern,  Wyss. 

Ges.  über  d.  Vormundschaftswesen,  aussergerichtl.  Teilungen,  gerichtl. 
Verkäufe  v.  Liegenschaften,  d.  Notariat  mit  Uebersetzung.  4.  Aufl. 
Strassburg,  Schultz.     1  M.  20  Pf. 

Zusammenstellung  d.  gesetzl.  u.  allgemeinen  Bestimmungen  betr.  Ab- 
wehr V.  Viehseuchen  (deutsch  u.  französ.).     Strassb.,  Schultz.  2  M. 

Oesterr.  Forstges.,  Jagdges.  etc.     7.  Aufl.     Wien,  Manz.     4  M. 
„        allgem.  bürgerl.  G.B.     10.  Aufl.     Ebenda.     4  M. 
„        Steuergesetz.     (Roll.)     5.  Heft.     Ebenda.     1  M.  60  Pf. 
„        Ges.    V.   23 /VI.   81.    betr.   Handel,    Ausschank    u.    Kleinver- 
schleiss  mit  geistigen  Getränken.     Ebenda.     40  Pf. 

Preuss.  Gesindeordnung  v.  8./V.  1810  mit  Ergänzungen.  Marburg, 
Schilp.     25  Pf. 

Grotefend,    Gesetze  u.  Verordnung.     1881.    4.  Heft.      Düsseldorf, 
Schwann.     1  M.  75  Pf. 

Preuss.  Feld-  u.  Forstpolizeigesetz  v.  l./IV.  80.  v.  Hasford.  Königs- 
berg, Härtung      1  M. 

Württemberg.  Forstpolizeiges.  v.  8.  Sept.  79.  v.  Eiben  u.  Jäger. 
Stuttgart,  Kohlhammer.     1  M.  20  Pf. 

Dasselbe  nebst  dem  Forststrafgesetz  v.  2.  Sept.  79.    Ebenda    2M.  40Pf. 

Gesetz-  u.  Normaliensammlung  f.  d.  k.  k.  Heer.  Von  1878  bis  zur 
Neuzeit.  Bd.  IV.  Lief.  11  u.  12  ä  1  M.  20  Pf.    Teschen,  Prochaska. 

Neue  österr.  Ges.  Heft  40.  (Handelsvertrag  zwischen  Oesterreich- 
Ungarn  u.  dem  Deutschen  Reich.  V.23./V.  1881).  Prag,  Mercy.  40 Pf. 

Die  deutschen  Zoll-,  Steuer-  u.  Stempelgesetze  ed.  Neumann.  Berlin, 
Heymann.     3  M. 

Rundschreiben,  sämtliche,  erlassen  v.  Unserem  h.  Vater  Leo  XIH. 
2.  Sammlung  1881.     Freiburg,  Herder.     50  Pf. 

Ges.  gegen  die  gemeingef.  Bestrebungen  d.  Sozialdemokratie.  Berlin, 
Kortkampf.     60  Pf. 

Deutsche  Vereinsgesetze,*  v.  Lisco.  2.  Aufl.  Berlin,  Kortkampf 
1  M.  80  Pf. 
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Reichsstempelgesetz.  1  M.  20  Pf.    Gewerbeordnung.  90  Pf.    Augsburg, 

Schmid  (Manz). 
Vollzugsvorschriften  zum  bayr.  Einkommensteuergesetz,  zum  Kapital- 

rentensteuergesetz,  zum  Gewerbesteuergesetz.    1  M.,   45  Pf.,   50  Pf. 

Berlin,  Hempel. 
Reichsstempelgesetz.     Leipzig,  Rossberg.     2.  Aufl.     1  M. 
Die  gesamten  Reicltsstempelgesetze. (Hoy  er  )  Berlin,  Müller.  2.  M . 
Oesterr.  Ges.  u.  Verordgn.    Offizielle  Handausgabe.    1.  Heft.    (Vereins- 
gesetze.)    Wien,  k.  k.  Hof-  u.  Staatsdruckerei.     40  Pf. 
Oesterr.  Militärvorschriften.     Taschenausg.  47.  48.     Ebenda.     60  Pf. 
Strafgesetze   f.    Bosnien  u.   d.  Herzegowina.      1  M.   60  Pf.     Str.Pr.O. 

desgl.  1  M.  60  Pf. 
Württemberg.   Sporteiges,  v.  24./in.  81  mit  Vollzugsvorschriften  von 

Zever  u.  Schicker.     Stuttgart,  Kohlhammer.     3  M. 
Oesterr.  Steuergesetze.     6.  Heft.     Wien,  Manz.     1  M.  60  Pf. 
Oesterreich.  Reichsgesetze  mit  Motiven  u.  Erläuterungen.  1881.  6.  Heft. 

1  M.  20  Pf. 
Die  revidierte  Bauordnung   f.  d.  LandesteUe  rechts   des  Rheines  mit 

Ausnahme  der  Hauptstadt  München  v.  19.  Sept.  1881  ed.  Koppl- 

stätter.     Nördlingen,  Beck.     1  M. 
Württemberg.   Erbschafts-    u.    Schenkungssteuerges.    v.    24./ni.   1881. 

(Win tt erlin.)     Stuttgart,  Liesching.     2  M. 
Innungsges.  v.  IS./VII.  1881.  (Genzmer.)  Strehlen,  Gemeinhardt.  IM. 
Gewerbeordnung.  (M  a  r  c  i  n  o  w  s  k  i.)  Berlin,  Heymann.  16°.  1 M.  50  Pf. 

3.    Wichtige  ansländische  Werke. 

Diephuis.  G.,  het  Xederlandsch  Burgerlijk  Recht.  6.  Deel.  2.  Stuk. 

Groningen,  J.  B.  Wolters. 

Fortsetzrmg  des  Eommentars  z.  niederl.  bürgerl.  Gesetzbuche. 
Honten,   S.  van,    het  kamerbesluit  van  25  Mei  en  zyne    gevolgen. 

31  p.     Haarlem,  D.  J.  Tjeenk-Willink. 
Levy,  J.   A.,    het    rechtskarakter  der    firma.      55    p.     Gravenhage, 

Gebes  Belinfante. 
Woudrichem   van    Vliet,    L.  W.,    het  kiesrecht    der    toekomst. 

72  p.     Batavia.     Ernst  en  Cie. 
Haselhoff,    K.,   Th.  Heemskerk  en  B.   J.   Polenaar,    het   Wetboek 

van     Strafrecht,     in    doorloopende     aanteekeningen     verklaard. 

Amsterdam,  A.  Akheringe.     Afl.  1  en  2. 
Sehr  genauer  Kommentar  zum  neuen  Str.G.B. 
Oppenheim.    J.     De  drankwet  med   aanteekeningen.     Groningen, 

Kordhoff  en  Smit. 

E  V  a  1  d  s  e  n ,  A.  C,  Fortolkning  af  vexelloven.  üdarbeydt  for  praktike 
jurister  ok  andre  forretningsmoend.  400  p.  Kjöbenhavn,  Gyld- 
medol.     5  kr. 

Nelleman,  J., den  ordinaire  civile  processmaade.  Tredie  gjennemsete 
og  forögede  udgave.  974  p.     Kjöbenhavn.  Haverup.     14  kr. 

Bracton,   H.  d..  de  legibus   et  consuetudinibus  Angliae  ed.  by  Sir 

Travers  Twiss.     Vol.  IV.     10  p. 
Pierce,  E.  Z.,    Treatise  a  the  law  of  Railroads.    Boston,  1881. 

Laurent,   le   droit   civil   international.    T.  VI.   734  p.     Bruxelles» 

Bruylant.     9  fr. 
Tardieu,    Etüde   medico-legale   sur  Tavortement.     4.    ed.    266    p. 

Paris,  Balliere.     4  fr. 
Desjardins,    traite    du    vol    dans  les   principales   legislations    de 

lantiquite.     Pedone-Lauriel.     8  fr. 
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Droz,  traite  des  assurances  maritimes,  du  delaissement  et  des  avaries. 

T.  IL     Thorin.     (I.  u.  II.)  18  fr. 
Dupont,   cours    de    legislation  des  mines.     Dunod.     15  fr. 
Martin-Sarzeaud,  recherches  historiques  sur  Tinamovibilite  de  la 

magistrature.     Marchai  et  Billard.     10  fr. 
Rivier,     introduction     historique     du    droit    romain.       Bruxelles, 

Padue.     14  fr. 
Demombymes,    Constitutions  europeennes.     Resume   de  la  legis- 
lation  concernant  les  parlements    etc.     XXXV.  740,  831.    2.  Bd. 

Paris,  Larose  u.  Forcel.     18  fr. 
La  Belgique  et  le  Vatican.    Documents  et  travaux  legislatifs.    Vol.  11, 

III  ä  7  fr.     Bruxelles,  Bruylant. 
Lutand  et   Boutmy,  Manuel    de   medicine  legale   et  de  jurispru- 

dence  medicale.  3.  ed.    VII  u.  766  p.   Paris,  Lauwereyns.  8  fr.  50  c. 
Guelle,   J.,  droit  international.     La  guerre   continentale  et  les  per- 

sonnes.     256  p.    Paris,  Baudoin.    5  fr. 

Landucci,  le  obbligazioni  in  solido  secondo  il  diritto  romano.    T.  I. 

parte  generale.  Padova.  XXIII— 236.    4  L. 
Lai,  Principii  generali  sulla  responsabilitä  civile  per  delitti  e  quasi 

delitti.     Cagliari.     159  p. 
B  i  a  n  c  o ,   la  legislazione   normanno-sveva  in  rapporto  alla  moderna 

societä  civile.     Messina.     63  p.     1  1. 
Cenni,  il  divorzio   considerato  come  contro  natura  ed  antigiuridico 

Firenze.     115  p.     2  1. 
Manfredi,   il   diritto  penale   della  stampa.     Milano,  Hoepli.     XVI. 

480.     8L 
Morelli,  la  rappresentanza  proporzionale.    Padova. . 69  p. 

Alfaro  y  Lafuente,    S.,   lo   contencioso   administrative.    196  p. 

Madrid,  Corvöla.     12  r. 
Cödigo  civil  de  la  republica  de  Chile.  XXVII -296  p.     Ebenda.  20  r. 
Garcia,    Moreno,    principales    constituciones   de   Suiza  ö  institu- 

ciones  politicas  nacionales,  regionales  y  municipales  de  la  Con- 

federacia  Helvetia  (mit  Einl.  u,  Anm.)   I.   202  p.     Madrid,  Gon- 

göra.     8  r. 
Muro  y  Martinez,   Constituciones   de  Espana  y  de  las  demas  na- 

ciones    de  Europa.     2  Teile.    XXIII— 780  p.     Madrid,  Saturnino 

Goraez.     32  r. 
—  Recopilacion  historico-critica   de   la  legislacion   de  Espaha   desde 

que  esta  en  el  siglo  IV  se  constituyö    en   nacion  independiente 

hasta  nuestros  dias.    2  T.    XLII-450,   VII— 424.     Ebenda.  32  r. 
Sanchez  Roman,  F.,   Estudios  de  ampliacion  del  derecho  civil  y 

cödigos  espanoles.     I.  IL     Granada.     Subscriptionspreis  pr.  cplt. 

210  r. 

Uebersetzungen: 

Ähren s,  Jurist.  Encyklopädie. 

Encyclopedie  juridique.  T.  I.  übers,  v.  ChauflFard.  CXXXIII— 455. 

Paris,  Thorin. 
Enciclopedia  juridica.     T.  III.  übers,  v.  Gimer,   Azcärate   und 
Linares.     Madrid,  Suarez.     4",  372  p.  28  r. 
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Monatlich  ein  Heft  von  2^2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  10  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


A.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines  (Rechtsphilosophie,  Biographien  etc.) 

Fisclier,  W.  Rechts-  und  Staats-Philosophie.  2.  Aufl. 
Leipzig,  Th.  Stauffer.  1882.  IV  u.  196  S.  2  M. 
Verf.  kündigt  diese  2.,  d.  h.  Titelauflage,  wie  die  1.  Aufl. 
1879  „als  erste  einer  in  den  nächsten  Jahren  herauskommenden 
Reihe  von  Schriften  über  alle  Gebiete  des  Wissens"  an,  „welche 
das  morsche  Gebäude  der  ganzen  bisherigen  Philosophie  über  den 
Haufen  werfen"  sollen.  Eine  Inhaltsangabe  enthält  das  Buch 
nicht,  wohl  aber  folgende  üeberschriften :  Der  Mensch  (S.  1),  die 
Gemeinde  (S.  18),  der  Staat  (S.  87),  die  Menschheit  (S.  174),  S.  35 
u.  114  stehen  noch  2  Trennstriche,  der  1.,  dem  Ausdruck  nach, 
bei  dem  Uebergange  von  dem  „festen  Boden  der  Thatsachen"  zu 
dem  „schwankenden  Gebiete  der  menschlichen  Beziehungen  unter- 
einander" —  dem  Inhalt  nach  von  der  Entwickelung  der  Ge- 
meinde in  die  Monarchie  zu  den  „Abmachungen,  Verträgen,  Ge- 
setzen und  den  daraus  entspringenden  Verbindlichkeiten"  ;  S.  114 
werden  die  Vorgänge  geschildert,  nachdem  ;,der  Fürst  durch  den 
Willen  des  Volkes  entthront  ist".  Das  Ganze  ist  im  wesent- 
lichen eine  Geschichte  der  Vergangenheit  und  Zukunft  von  dem 
flüssigglühenden  Zustande  der  Sonne  (die  Kant-Laplace'sche 
Theorie  wird  bemängelt)  bis  zum  Aufhören  der  Menschheit,  unter 
vorzüglicher  Berücksichtigung  der  positiven  und  idealen  Formen 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens.  Die  Haupttendenz  geht 
auf  die  Ausmalung  gewisser  Ideale :  Abschaffung  aller  Religionen 
und  Monarchieen,  Neuordnung  der  Erziehung  und  des  Unter- 
richts auf  dem  Boden  der  , Thatsachen"  und  Gliederung  der 
Menschheit  von  der  Gemeinde  aufwärts,  durch  Kreis,  Bezirk,  Reich 
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hindurch  bis  zu  einer  allgemeinen  Menschenverbrüderung  empor. 
S.  115:  ,Die  Menschheit  gäbe  gern  alle  Fürsten,  Adligen  und 
PfaiFen  um  eine  Stunde  der  Freiheit  hin";  S.  177:  Die  Ver- 
schiedenheit der  Nationalitäten  wird  aufhören,  die  Staaten  werden 
nur  geographische  Begriffe  und  Verwaltungsbezirke  ....  die 
ganze  Welt  eine  grosse,  ungetheilte  Kepublik  sein;  S.  154  ff.: 
„alle  Institute,  welche  dem  Verkehr  dienen,  wei*den  vom  Staate 
in  die  Hand  genommen ;  jede  Gemeinde,  jeder  Kreis  ....  muss 
eine  Spar-,  Vorschuss-  und  Krankenkasse,  eine  Hagel-,  Feuer-, 
Vieh-  und  Lebensversicherungsbank  haben";  S.  170:  „Die  Wege, 
Brücken,  Flüsse  und  Meere  gehören  allen  Menschen";  S.  160: 
Grenz-,  Ein-  und  Ausfuhrzölle  werden  fortan  nicht  erhoben"; 
S.  161:  Nur  Einkommen  und  Eigentum  werden  besteuert;  S.  61: 
Die  Berechtigung  des  Impfzwangs  ist  fraglich.  Das  Individuum 
kann  sich  von  allen  niedrigeren  Verbänden  lösen  und  mit  ihnen 
in  ein  freies  Vertragsverhältnis  treten ;  nur  von  dem  Organismus 
der  Menschheit  können  sich  diese  „Individualverfassungsmenschen" 
(S.  171)  nicht  isolieren  u.  s.  w.  Die  „Bezirks-  und  Kreisrichter" 
sind  dem  Verf.,  „der  ungebildetste  Stand  unter  den  Gelehrten" 
(S.  147).  Laas. 


IL  Rechtsgeschichte. 

Schupfer.  La  legge  Eomana  Udinese  (memoria  letta  nella 
Reale  Accademia  dei  Lincei  anno  CCLX VIII— 1880/81). 
Roma  1881.  58  S. 
In  einer  Einleitung  wird  auf  die  ununterbrochene  Fortdauer 
des  r.  R.  in  Italien  hingewiesen  und  die  Wichtigkeit  der  Lex 
Romana  ütinensis  gekennzeichnet.  Es  folgt  sodann  eine  Be- 
schreibung der  drei  Handschriften  von  üdine,  St.  Gallen  und 
Pfeffers,  sowie  Angabe  der  Litteratur.  Die  Abhandlung  selbst 
zerfällt  in  2  Teile,,  von  denen  der  1.  die  Entstehungszeit,  der  2. 
das  Geltungsgebiet  der  Lex  behandelt.  Gegen  die  bisherigen 
Ansichten  sucht  Seh.  nachzuweisen,  dass  die  Lex  vor  dem  9.  Jahr- 
hundert nicht  entstanden  sein  kann;  dies  soll  sich  aus  dem  feu- 
dalen Charakter  derselben ,  besonders  aus  dem  Verhältnis  des 
Königs  zu  den  Beamten  ergeben,  welche  letztere  Vasallen  ge- 
wesen seien.  Die  bisher  behauptete  Verbindung  zu  den  Capi- 
tula  Remedii  wird  bekämpft  und  die  „lex  nostra"  der  letzteren 
als  das  mosaische  R.  erklärt.  Als  Geltungsgebiet  wird  Ober- 
italien  hingestellt   und   gegenüber   der  Konjektur  von  Hänel  u. 
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Stobbe  behauptet,  dass  die  Lex  von  Aquileja  nach  der  Schweiz 
—  nicht  umgekehrt  —  gebracht  worden  sei.  Der  von  Stobbe 
behauptete  Anklang  mit  der  Lex  Alemannorum  wird  zurück- 
gewiesen und  der  italienische  Ursprung  hergeleitet  aus  der  Sprache, 
deren  Verwandtschaft  mit  der  longobardischen  unverkennbar  sei, 
sowie  aus  dem  Inhalt,  welcher  die  italienischen  Gesellschafts- 
klassen (principes,  judices,  boni  homines,  curiales)  und  analoge 
Verhältnisse,  wie  sie  in  den  longobardischen  leges  enthalten  seien, 
wiedergebe.  Während  der  in  ihr  genannte  Eex  für  Rhätien 
dui'chaus  nicht  passe,  biete  er  für  das  Italien  des  9.  Jahrh.  (von 
Pipin  bis  Guido  von  Spoleto)  keine  Schwierigkeit. 

Kayser. 

Merkel,    J.     Abhandlungen   aus   dem    Gebiete    des    r.  R. 

Heft   I.     üeber   die   Begnadigungskompetenz  im    r. 

Str.P.  Halle,  M.  Niemeyer.  1881.  71  S.  1  M.  60  Pf. 
Eine  Revision  der  gesamten  Lehre  von  der  römischen  Begna- 
digung, welche  Mommsen  für  ein  dringendes  Bedürfnis  erklärt 
hat,  liegt  nicht  im  Plan  des  Verf.,  sondern  er  will  im  wesent- 
lichen nur  untersuchen,  wer  in  Rom  begnadigen  und  gegen 
wessen  Urteile  er  es  konnte.  Die  Untersuchung  betrifft  in  zwei 
Abschnitten  die  Zeit  des  Freistaates  (S,  6 — 32)  und  des  Princi- 
pates  (S.  33  —  71).  Ergebnis  der  sehr  genauen  Erörterungen 
ist  für  die  erstere  Zeit:  ,Das  R.,  vor  dem  Prozess  Delinquenten 
in  Mehrzahl  Amnestie  zu  erteilen,  lässt  sich  bloss  für  den  Senat 
erweisen.  Die  Begnadigung  einzelner  vor  dem  Urteil  war  Sache 
des  zuständigen  Strafgerichts,  ebenso  im  allgemeinen  die  Kassa- 
tion des  gefällten  Urteils.  Später  hat  jedoch  die  Volksversamm- 
lung nicht  bloss  eigene  Urteilssprüche,  sondern  auch  Geschwomen- 
uileile,  Senatsbeschlüsse  betreffs  hostis  judicatio  und  tabulae  pro- 
scriptionum  kassiert.  Wenn  auch  Personen,  welche  im  Exil  lebten, 
ohne  durch  ein  rechtsgültiges  Verbannungsurteil  dazu  genötigt 
zu  sein,  duixh  ein  S.C.,  vielleicht  auch  durch  Volksbeschluss,  zur 
Rückkehr  aufgefordert  worden,  so  war  dies  keine  eigentliche  Be- 
gnadigung, mochte  aber  doch  faktisch  eine  restitutio  famae  oder 
die  Sicherung  vor  weiterer  Strafverfolgung  zu  bedeuten  haben." 
Für  die  Kaiserzeit  vrirö.  festgestellt:  „Ein  richterliches  Begna- 
digungs-R.  hat  zwar  ursprünglich  bestanden,  ging  aber  in  der 
Kaiserzeit  unter,  soweit  es  die  Rescission  eigener  Erkenntnisse 
betraf:  die  z.  Z.  des  Freistaates  ausgebildete  Kompetenz  der 
Volksversammlung  für  Einzelrestitutionen  fand  keinen  'andern 
Träger  als  den  Princeps   selbst;    der  Senat  übte  von  jeher  nur 
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die  Befugnis  aus,  bei  besonderen  Anlässen  umfassendere  Amne- 
stieen  zu  erteilen,  und  später  hat  er  auch  für  die  schwebenden 
Prozesse  Massenabolitionen  erlassen,  das  letztere  nicht  ohne  Kon- 
kurrenz des  Princeps,  und  das  erstere  nur  so  lange,  bis  mit  dem 
Verschwinden  der  Bedeutung  des  Senats  als  besonderen  Regie- 
rungsfaktors die  Kompetenz  dazu  auf  den  Kaiser  überging.  Das 
Endresultat :  eine  allgemeine  kaiserliche  Begnadigungskompetenz, 
kann  nicht  zweifelhaft  sein  ....  Auch  auf  die  Vorstellung, 
welche  man  sich  von  der  Appellation  in  Strafsachen  zu  machen 
hat,  können  die  hier  gewonnenen  Ergebnisse  nicht  ohne  Einfluss 
sein,  denn  wer  begnadigen  konnte,  an  den  musste  auch  appelliert 
werden  können  ....  Zum  Unterschied  von  der  Appellation 
aber  sei  schliesslich  hervorgehoben ,  dass  die  Begnadigung  sich 
bis  zuletzt  in  allen  Fällen  als  kassatorisch  erwiesen  hat,  nur 
dass  bei  Urteilen  die  Kassation  nicht  notwendig  sämtliche  Wir- 
kungen derselben  erfassen  musste."  Geyer. 

Schmidt,  K.  Jus  primae- noctis.  Eine  geschichtliche  Unter- 
suchung. Freiburg  i.  B.,  Herder.  1881.  XLIII  u.  897  S. 
8  M. 
Der  Verf.  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  Theorieen  und 
Berichte  über  das  sog.  jus  piümae  noctis  so  getreu  darzustellen, 
dass  sich  der  Leser  über  jede  einzelne  Frage  und  über  das  Ge- 
samtergebnis der  Beweise  ein  eigenes  Urteil  bilden  könne,  und 
diese  Aufgabe  auf  Grund  von  etwa  600  Druckwerken  mit  nahezu 
500  Urkunden  vom  Standpunkt  des  kritischen  Historikers  gelöst. 
Jede  einzelne  Behauptung,  welche  von  irgend  einem  Schriftsteller 
über  dieses  seltsame  R.  aufgestellt  ist,  ist  streng  auf  ihre  Glaub- 
würdigkeit geprüft  und,  soweit  dies  möglich  war,  bis  auf  ihre 
letzte  Quelle  zurückverfolgt;  jede  einzelne  Urkunde,  welche  auf 
dieses  R.  bezogen  worden  ist,  ist  auf  ihren  Inhalt  auf  das  ge- 
naueste untersucht.  Das  Material,  über  welches  Verf.  verfügt, 
ist  ein  äusserst  bedeutendes.  Es  erstreckt  sich  auf  Altertum, 
M.-A.  und  Neuzeit  und  nicht  bloss  auf  die  sämtlichen  Länder 
Europas,  sondern  auch  auf  Asien,  Afrika,  Amerika  und  Austra- 
lien. Das  Ergebnis,  zu  welchem  S.  gelangt,  geht  dahin,  dass 
das  j.  pr.  n.  lediglich  auf  einer  Sage  beruhe,  welche  sich  gegen 
Ausgang  des  15.  oder  Anfang  der  16.  Jahrh.  ausgebildet  habe,  und 
dass  die  Lehre,  dieses  R.  habe  im  christlichen  M.-A.  in  den  meisten 
oder  allen  europäischen  Ländern  geheiTscht,  ein  gelehi-ter  Aber- 
glaube sei.  Viele  Behauptungen  älterer  Schriftsteller  über  dieses 
R.  sind  vom  Verf.  als  irrtümlich  nachgewiesen ;  immerhin  findet 
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sich  jedoch  in  der  Schrift  desselben  noch  eine  Menge  Material, 
aus  welchem  wenigstens  ebensoviel  Argumente  für  als  gegen  die 
Annahme  zu  entnehmen  sind,  dass  mancherwärts  in  der  That 
ein  j.  pr.  n.  oder  wenigstens  eine  ähnliche  Sitte  existiert  habe. 
Der  Historiker  mag  sich  -vielleicht  mit  dem  Resultate  begnügen, 
dass  bis  jetzt  die  Existenz  eines  j.  pr.  n.  nicht  zu  voller  Evi- 
denz festgestellt  sei.  Der  Ethnologe  wii-d  erst  dann  in  der  Lage 
sein,  sich  positiv  davon  zu  überzeugen,  dass  dasselbe  lediglich 
auf  einer  Sage  beruhe,  wenn  es  dereinst  gelingen  sollte,  festzu- 
stellen, dass  auch  die  zahlreichen  seltsamen  Formen  geschlecht- 
lichen Zusammenlebens ,  welche  man  bei  tiefstehenden  Völkern 
findet,  und  mit  denen  das  j.  pr.  n.  einen  starken  Zusammenhang 
zeigt,  lediglich  auf  Dichtung  oder  Irrthum  beruhen.  Der  Verf. 
hat  aber  auch  für  die  Lösung  dieser  Fragen  durch  seine  Schrift 
einen  wertvollen  Beitrag  geliefert. 

Albert  Hermann  Post  (Bremen). 

Hooft  van  Iddokinge.  Friesland  en  de  Friezen  in  de 
Middeleeuwen.  Bijdragentot  degeschiedenis,  rechts- 
kennis,  muntkunde  en  geografie  der  Friesche  ge- 
westen,  insonderheid  gedurende  de  elfde  eeuw. 
Leiden,  E.  J.  Brill.  1881.  9  M,  (geb.  10  M.) 
Der  als  Numismatiker  geschätzte  Verf.  verfolgt  in  diesem  eine 
üebersicht  des  friesischen  Münzwesens  bietenden  Werke  den 
Zweck  festzustellen,  wann  die  einzelnen  alten  friesischen  R.  auf- 
gezeichnet sind  und  gelangt,  hauptsächlich  auf  die  Münzkunde 
gestützt,  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  XVH  sog.  friesischen  Keuren 
(Verordnungen)  während  der  Regierung  Ottos  lH.  (zw.  983  u. 
996)  aufgezeichnet  seien.  Ueber  die  Absicht,  die  Entstehungs- 
zeit der  genannten  R.  zu  bestimmen ,  hinausgehend ,  entwickelt 
Verf.  die  Geschichte  des  Münzwesens  der  Friesen  im  M.-A.,  zunächst 
auf  den  Unterschied  von  Rechenmünze  und  geschlagener  Münze 
hinweisend.  Der  silberne  röm.  denarius  war  die  Münze  der 
Friesen  im  1.  Jahrh.  und  blieb  dies,  als  schon  längst  keine  röm. 
Münze  mehr  geschlagen  wurde,  viele  Jahrhunderte,  wenigstens 
als  Rechenmünze.  Der  denarius  wurde  der  solidus  der  Friesen, 
und  sein  Gewicht  ihren  später  geschlagenen  Münzen  zu  Gninde 
gelegt.  Der  röm.  Münze  folgte  die  fränkische,  der  merowingi- 
schen  die  karolingische.  Trotzdem  blieb  der  Friese  dabei,  immer 
mit  dem  solidus,  seiner  ältesten  Münze,  zu  rechnen,  bis  er  endlich, 
notgedrungen,  selbst  Münze  schlug  und  den  geschlagenen  Pfennig 
wieder  mit  seiner   alten  Rechenmünze  in  Einklang  brachte.     Zu 
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jener  Zeit  wurde  der  bestehende  Zustand  gesetztlich  fixiert;  im 
Namen  des  Kaisers  wurde  unter  Konrad  II.  für  und  in  Fries- 
land Münze  geschlagen.  Später  wurden  in  allen  Landesgauen 
Münzen  geschlagen  von  Grafen,  welche  im  Namen  des  Königs 
dieses  E.  ausübten  und  von  Bischöfen,  welchen  es  verliehen  war. 
Noch  später  wurde  das  Münz-R.  in  den  Geschlechtern  der  Grafen 
erblich,  endlich  wurde  dasselbe  mittels  Verkauf  oder  Konzession 
auf  andere  übertragen,  bisweilen  verpachtet,  am  Ende  des  M.-A. 
aber  wieder  auf  einzelne  Personen  beschränkt.  Verf.  betont  die 
Wichtigkeit  der  Münzkunde  für  die  Rechtsgeschichte,  wofür  vor- 
liegende rechtshistorische  Arbeit  einen  schlagenden  Beweis  liefert. 

V.  Swinderen. 


111.    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Rocholl,  C.  Rechtsfälle  aus  der  Praxis  des  Reichs- 
gerichts. I.Heft.  Breslau,  E.Morgenstern.  1881. 162 S.  2 M. 
Mit  diesem  Hefte  führt  sich  ein  Unternehmen  ein,  welches  im 
Interesse  unserer  Rechtsentwickelung  nur  freudig  begrüsst  werden 
kann.  Verf.  gehört  nicht  zu  jenen  Praktikern,  welche  eine  Frage 
als  erledigt  ansehen,  wenn  das  höchste  Gericht  dieselbe  ent- 
schieden hat.  Er  wahrt  sich  das  eigene  Urteil  und  versteht  es, 
dasselbe  mit  Wärme  und  Schärfe,  aber  immer  schonend,  zu  be- 
gründen. Die  Entscheidungen,  welche  er  unter  Mitteilung  des 
Thatbestandes  und  der  wesentlichen  Urteilsgründe  „bespricht", 
sind  solche,  „welche  ein  grosses  und  allgemeines  Interesse  in 
Anspruch  nehmen".     Sie  betreffen: 

I.  Die  dem  älteren  und  neueren  preuss.  Enteignungsverfahren 
zu  Grunde  liegende  Rechtstheorie;  II.  die  Abweisung  „in  ange- 
brachter Art"  nach  dem  preuss.  und  dem  Reichs-Z.P. ;  III.  die 
Frage,  ob  das  Versprechen  einer  Mitgift  unter  der  Bedingung 
oder  zum  Zweck  einer  zu  schliessenden  Ehe  ein  Vertrag  über 
Handlungen  ist;  IV.  den  Anspruch  des  Käufers  im  Falle  der 
Eviktion  nach  dem  preuss.  A.  L.R. ;  V.  den  Anspruch  aus  der 
nützlichen  Verwendung;  VI.  die  Ei'werbung  des  Eigentums  an 
einem  Grundstück  im  Falle  der  freiwilligen  Veräusserung  nach 
dem  1.  Oktober  1872  von  einem  vor  dem  1.  Oktober  1872  ein- 
getragenen Nichteigentümer ;  VII.  die  Schuldübernahme  im  Falle 
des  preuss.  Gesetzes  über  den  Eigentumserwerb  etc.  vom  5.  Mai 
1872,  §.  41;  VIII.  den  Eidesantrag  über  das  Wissen  einer 
Thatsache.  Achilles. 
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Krause,  üeber  die  „transmissio  ex  capite  in  integrum 
restitutionis*.  Inaugural-Dissertation  (vgl.  C.Bl.  S,  47, 
Z.  18). 
Verf.  der  vorliegenden,  mit  genauer  Berücksichtigung  der  Lit- 
teratur  und  stellenweise  nicht  ohne  polemische  Schärfe  abgef assten 
Arbeit  schliesst  sich  in  der  Benützung  des  Quellenmaterials  an  die 
von  Mühlenbruch  herrührende  Zweiteilung  (Forts,  v.  Glück  Pand. 
Bd.  43,  S.  181)  der  fraglichen  Transmissionsfälle  in  Transmis- 
sionen bei  rechtlichen,  und  solche  bei  faktischen  Erwerbs- 
hindernissen an,  ohne  jedoch  seinen  berechtigten  Zweifel  an  deren 
Angemessenheit  zu  unterdrücken  (S.  73).  Er  verbreitet  sich  be- 
sonders über  lex  86  pr.  dig.  de  acqu.  vel  omitt.  her.  29,  2  (S.  8 
bis  39),  indem  er  die  dort  behauptete  üeberschreitung  des  eigent- 
lichen Gebietes  der  in  integrum  restitutio  durch  analoge  Ver- 
wendung einer  Idee  Marezolls  (vgl.  S.  72,  Anm.  222)  erklärt, 
wobei  er  seine  Auslegung  der  Stelle  in  das  Gewand  einer  -Fik- 
tion" kleidet  (S.  25  u.  40,  These  3).  Im  übrigen  will  er  die  in 
dieser  Stelle  gewährte  Restitution  nicht  mit  Mühlenbruch  auf 
den  Fall  einer  absentia  reipublicae  causa  seitens  des  Erblassers 
beschränken  (S.  197),  sondern  bei  allen  Kestitutionsgiünden  zu- 
lassen, anderseits  aber  dies  nur  dann  thun  (S.  37  u.  40,  These  4 
u.  5),  wenn  der  Erblasser  der  Restiiutionssucher  ohne  die  causa 
restitutionis  voraussichtlich  Erbe  geworden  sein  würde. 

Bei  der  Frage  nach  der  Bedeutung  der  sonstigen  zu  der 
vorliegenden  Lehre  gezogenen  Quellenentscheidungen,  in  welchen 
eine  restitutio  nicht  ausdrücklich  erwähnt  ist,  lehnt  er  einerseits 
die  Aufstellung  eines  einzigen  Prinzips  ab  (S.  69),  sieht  aber 
anderseits  in  ihnen  keine  Singularvorschriften,  sondern  sucht 
durch  eine  zum  Teile  (vgl.  z.  B.  S.  56  u.  70,  Nr.  H)  recht  freie 
Handhabung  der  Analogie  drei  allgemeine,  durchaus  eigenartige 
Sätze  zu  entnehmen  (S.  69  u.  70).  S.  72  u.  73  wird  im  An- 
schlüsse an  Marezoll  und  in  Kritik  eines  von  Schröder  erhobenen 
Einwandes  die  Kestitutionsnatur  aller  dieser  Rechtsmittel  wider- 
legt. Leonhard  (Göttingen). 

Schlossmauu,  S.     Der  Besitzerwerb   durch  Dritte  nach  r. 
und  heutigem  R.    Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  der  Stellver- 
tretung. Leipzig,  Breitkopf  u.  Härtel.  1881. 175  S.  4  M.  50  Pf. 
Den    Stellen,    welche   eine   direkte    St.  (Stellvertretung)  beim 
Besitzerwerb  für  zulässig  erklären,  stehen  14  Stellen  gegenüber, 
nach  denen  der  Besitz  nicht   für   den  Vertretenen,    sondern  für 
den  Vertreter  erworben  wird.    Die  übliche  Lösung  dieses  schein- 
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baren  Widerspruchs,  bei  der  die  eine  Stellenreihe  auf  den  Stell- 
vertreter, die  andere  auf  den  Ersatzmann  bezogen  wird,  ist  nicht 
annehmbar,  da  in  den  Stellen  selbst  keinerlei  Anhalt  dafür  ge- 
geben ist.  Gegen  die  herrschende  Unterscheidung  von  Stell- 
vertreter und  Ersatzmann  spricht  ferner  der  Umstand,  dass  der 
Parteiwille  bei  Rechtsgeschäften  regelmässig  nicht  auf  die  genau 
bestimmte  rechtliche  Wirkung,  sondern  nur  auf  den  wirtschaft- 
lichen Erfolg  gerichtet  ist,  und  dass  deshalb  eine  Entscheidung 
des  Parteiwillens  darüber,  ob  die  juristische  Wirkung  für  den 
Handelnden  oder  für  dessen  Prinzipal  eintreten  solle,  wie  sie 
die  hen-schende.Lehre  für  ihre  Unterscheidung  braucht,  meistens 
nicht  vorhanden  ist. 

Dem  Bedürfnis  nach  direkter  St.  beim  Besitzerwerb  konnte 
vom  r.  R.  nicht  unmittelbar  nachgegeben  werden.  Ein  Hindei-nis 
bildete  die  Regel:  per  liberam  personam  adquiri  non  potest. 
Dieser  Satz  findet  seine  Erklärung  in  der  Tendenz,  die  Freiheit 
zu  schützen  ;  er  richtet  sich  in  erster  Linie  nicht  gegen  das  ein- 
zelne adquirere  per  liberam  personam,  vielmehr  dagegen,  dass 
dies  dauernd  geschieht;  die  wirtschaftliche  Existenz  eines  Freien 
soll  nicht  in  den  wirtschaftlichen  Zwecken  eines  andern  auf- 
gehen, der  Freie  nicht  in  ein  der  Sklaverei  ähnliches  Verhältnis 
gebracht  werden.  Die  Bestimmung  findet  ihr  Seitenstück  in  den 
modernen,  gegen  die  Beschlagnahme  des  Arbeits-  oder  Dienst- 
lohnes gerichteten  Gesetzen. 

Die  Regel  findet  auch  auf  den  Besitzerwerb  Anwendung,  so 
dass  bei  demselben  die  direkte  St.  ausgeschlossen  ist.  Davon 
gibt  es  einige  Ausnahmen,  die  wichtigste  ist  die  beim  Prokurator 
eintretende.  Prokurator  ist,  von  Nebenbedeutungen  abgesehen, 
derjenige,  der  dauernd  die  Geschäfte  eines  andern  besorgt;  er 
ist  das  Faktotum,  der  Mann  für  alles.  Der  vornehme  Römer 
hat  seinen  Prokurator,  wie  man  heutzutage  seinen  Hausarzt, 
Banquier,  Verleger  hat.  Dies  Verhältnis  ist  ein  rein  faktisches, 
kein  rechtliches,  es  kommt  ihm  eine  juristische  Wirkung  nicht 
zu.  Der  Prokurator  als  solcher  hat  keinen  Auftrag,  keine  Voll- 
macht; es  kann  ihm  aber  die  Verwaltung  des  Vermögens  ad- 
ministratio  oder  libera  administratio  eingeräumt  oder  ein  Spezial- 
mandat  erteilt  werden ;  in  diesem  Fall  heisst  er  verus  procurator ; 
falsus  procurator  heisst  der  ohne  Mandat,  sowie  derjenige,  der 
sich  für  einen  Pr.  ausgibt,  ohne  es  zu  sein. 

Der  Pr.  omnium  bonorum,  mag  er  administratio  haben  oder 
nicht,  kann  seinem  Prinzipal  Besitz  erwerben.  Durch  die  An- 
nahme dieses  Satzes  findet  der  scheinbare  Widerspruch  der  Quellen 
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seine  Lösung.  Die  römischen  Juristen  veriangten  auf  Seiten  des 
Prinzipals  ursprünglich  Mandat  oder  Ratihabition,  später  drang 
jedoch  der  Satz  durch:  etiam  ignoranti  acquiritur  possessio,  so 
dass  nicht  einmal  ein  Generalmandat  gefordert  wurde.  Der 
Pr.  muss  den  Besitz  im  Interesse  des  Prinzipals  ergreifen:  die 
Worte  Erklären,  Handeln  nomine  alicujus  können  diese  Bedeu- 
tung haben. 

Dass  von  der  Regel:  per  liberam  etc.  zu  Gunsten  des  Pr. 
und  beim  Besitzerwerb  abgewichen  wurde,  findet  seine  Erklärung 
einerseits  in  der  besonderen  Stellung  des  Pr.,  anderseits  darin, 
dass  die  Erhaltung  des  Besitzes  durch  die  Vermittelung  anderer 
Personen  anerkannt  war. 

Im  r.  R.  erwarb  der  Pr.  ohne  Mandat  und  ohne  Ratihabition 
Besitz  für  den  Prinzipal:  das  heutige  R.  kennt  den  röm.  Pr. 
nicht;  was  für  diesen  galt,  muss  jetzt  für  jeden  Stellvertreter 
selten,  und  so  ergibt  sich  für  das  heutige  R.  folgende  Regel: 
,Der  Besitz,  welchen  jemand  für  einen  andern  und  zwar  nicht 
suo  nomine  ergreift,  fällt  diesem  andern  ipso  jure,  ohne  vor- 
gängiges Spezial-  oder  Generalmandat  und  ohne  nachfolgende 
Ratihabition  zu.  Die  Erteilung  oder  Verweigerung  der  Ratiha- 
bition ist  nur  dafür  bestimmend,  ob  er  das  Erworbene  behalten 
darf  und  ihn  die  mit  dem  Erwerbe  verbundenen  Lasten  und 
Verpflichtungen  treffen  oder  nicht ,  ist  also  nur  in  obligationen- 
rechtlicher Beziehung  von  Bedeutung."  Rümelin. 

Stein,  A.  H,  u.  Kübel,  F.  v.  Handbuch  des  württ.  Erb-R. 
5.  Aufl.  Xeu  bearbeitet  und  mit  Zusätzen  versehen  von 
C.  Hohl.  Stuttgart,  J.  F.  Steinkopf.  1881.  482  S.  6  M. 
Das  württ.  L.R.  schliesst  sich  im  Erb-R.  ganz  an  das  r.  R. 
an.  Wesentliche  Abweichungen  bestehen  fast  nur  in  Beziehung 
auf  das,  mit  dem  ehelichen  Güter-R.  eng  zusammenhängende 
Erb-R.  der  Ehegatten.  Wichtig  ist  namentlich  der  Einfluss, 
welchen  die  als  gesetzliche  Regel  geltende  Errungenschaftsgemein- 
schaft auf  die  Auseinandersetzung  der  ehelichen  Güterverhält- 
nisse und  folgeweise  auch  der  Erbmassen  ausübt  und  das  hierbei 
stattfindende  weitgehende  Eingreifen  der  Obrigkeit.  Die  Erb- 
teilungen und  hiermit  in  Verbindung  stehenden  „Geschäfte"  wer- 
den der  Regel  nach ,  vorbehaltlich  des  Rechtswegs ,  von  Amts 
wegen  dui'ch  die  „ Teilungsbehörde " ,  d.  h.  das  Waisengericht, 
eine  Sektion  des  Gemeinderaths ,  erledigt.  Diesem  sind  jedoch, 
da  ihm  die  erforderliche  Rechts-  und  Geschäftskenntnis  fehlen 
würde,   zu  seiner  „Beratung   und  Unterstützung"  Staatsbeamte, 
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die  Gerichts-  und  Amtsnotai'e  beigegeben,  welche  in  Wirklich- 
keit, wenn  auch  unter  Beiziehung  von  Waisenrichtern ,  die  Ge- 
schäfte besorgen.  Von  diesen  Gerichts-  und  Amtsnotaren  wird 
keine  akademische,  sondern  nur  eine  in  den  Schreibstuben  zu 
erwerbende  praktische  Vorbildung  erfordert,  konstatiert  durch  die 
sog.  niedere  Dienstprüfung. 

Wesentlich  für  die  angeführte  Kategorie  von  „Geschäfts- 
männern", aber  auch  zur  raschen  Orientierung  für  den  Juristen 
diente  bisher  das  Handbuch  von  St.  u.  K,,  welches  in  1. — 3.  Aufl. 
rein  dogmatisch  unter  Vermeidung  allgemeiner  Erörterungen  und 
mit  Berücksichtigung  der  Litteratur  in  den  Noten  das  in  W. 
geltende  Erb-R.  darstellte  und  zwar:  im  1.  theoretischen  Teil 
(Hauptstück  I — IV)  das  gesammte  Erb-R.  und  im  Hauptstück  V  das 
eheliche  Güter-R.,  an  welches  sich  im  VI.  Hauptst.  die  Vorschriften 
über  die  formelle  Behandlung  der  Geschäfte  (Beibiüngensinven- 
tare,  Obsignationen  etc.)  und  über  die  dabei  mitwirkenden  Be- 
hörden anreihen,  während  der  2.  praktische  Teil  Formularien  für 
jene  Geschäfte,  sowie  für  die  Fertigung  von  Testamenten  enthält. 

Eine  wesentlich  andere  Gestalt  hat  das  Buch  in  der  von 
Hohl  veranstalteten  4.  und  der  vorliegenden  5.  Aufl.  erhalten. 
Der  ursprüngliche  Text  des  Stein-Kübelschen  Werks  ist  mit  Aus- 
nahme weniger  §§.  unverändert  beibehalten ;  aber  den  einzelnen 
§§.,  oder  einer  Mehrheit  solcher,  ist  eine  Reihe  wenig  über- 
arbeiteter Zusätze  und  Notizen  beigebeben,  durch  welche  der 
theoretische  Teil  gegenüber  der  3.  Aufl.  nunmehr  von  218  auf 
348  Seiten  gebracht  ist.  Diese  Zusätze  enthalten  eine  stofi'liche 
Bereicherung  des  ursprünglichen  Werkes,  welche  durch  Aufnahme 
von  röm.-rechtlichem  Material  nach  den  vorhandenen  Kompendien, 
durch  Benützung  der  neuei'en  Präjudizien  des  vormaligen  württ. 
Obertribunals  und  durch  Einfügung  von  Exzerpten  aus  Zeit- 
schriften bewirkt  wurde.  Auch  finden  sich  in  diesen  Zusätzen 
längere,  dem  Lehrzwecke  dienende  Begriffsentwickelungen.  Ein 
grosser  Teil  der  Zusätze  gibt  nur  den  Inhalt  des  vorher  abge- 
druckten ursprünglichen  Textes  wieder,  mit  wenigen,  auf  ab- 
Aveichender  Auffassung  des  Herausgebers  beruhenden  Modifika- 
tionen oder  in  anderer  Anordnung.  Ausserdem  sind  jetzt  auch 
Lehren  des  Personen-R.,  z.  B,  Adoption,  Pekuliar-R.  herein- 
gezogen, deren  Behandlung  sich  andern  erschöpfenden  Darstel- 
lungen, z.  B.  in  dem  württ.  Personen-R.  von  Lang,  gegenüber 
nur  als  eine  summarische  Zusammenstellung  für  einen  gelegent- 
lichen Lehrzweck  auffassen  lässt. 

In  der  vorliegenden  Aufl.  sollen  nach  der  Vorrede  auch  die 
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neuesten  Rechtsveränderungen  infolge  der  Ausführungsgesetz- 
gebung  des  Jahrs  1879  berücksichtigt  sein.  Dies  ist  jedoch  nur 
höchst  unvollständig  geschehen;  an  einer  Reihe  von  Stellen  sind 
z.  B.  die  früheren  Behörden  stehen  geblieben  (vgl.  z.  B.  S.  261, 
272,  290,  291,  292,  309;  ferner  S.  47  u.  271).  Wo  die  deutsche 
Konk.-O.  eingreift,  berücksichtigt  der  Herausgeber,  welcher  sonst 
die  wüi'tt.  Litteratur  ziemlich  vollständig  aufführt,  nur  sein 
eigenes  Schriftchen  über  die  K.O. ,  während  die  für  die  Anwen- 
dung dieses  Gesetzes  in  W.  so  wichtigen  Werke  von  Sarwey 
und  Stieglitz  ignoriert  werden.  Die  Tendenz  geht  hierbei  so  weit, 
dass  Hrsg.  z.  B.  S.  277  behauptet,  seiner,  „teilweise  auch  schon 
in  der  Doktrin  anerkannten"  Auslegung,  nach  welcher  der  §.  54 
Nr.  5  der  K.O.  sich  auch  auf  die  Stiefkinder  beziehen  soll,  werde 
sich  die  Praxis  anschliessen ,  während  in  Wirklichkeit,  von 
V.  Völdemdorfi"  abgesehen,  sämtliche  anführbaren  Ausleger  der 
K.O.  (Sarwey ,  v.  Wilmowski ,  Petersen ,  Stieglitz ,  Fitting)  der 
gegenteiligen  Ansicht  sind.  Aehnlich  verhält  sich  Hrsg.  zu  der 
bis  jetzt  durch  das  Reichsgericht  noch  nicht  entschiedenen  Frage 
von  der  Anwendung  des  §.  44  der  K.O.  im  Falle  der  Annifung 
der  sog.  weiblichen  Freiheiten;  die  Ausführungen  von  Stieglitz 
und  neuerdings  Probst  (württ.  Gerichtsbl.  Bd.  19)  werden  den- 
jenigen Kreisen  der  Praxis,  für  welche  das  Buch  in  erster  Linie 
bestimmt  ist,  vorenthalten. 

Sieht  man  von  den  vorstehenden  Bedenken  ab,  so  hat  sich 
der  Hrsg.  jedenfalls  durch  die  Darstellung  der  neuesten  württ. 
Rechtsprechung  auf  dem  Gebiete  des  Erb-R.  ein  Verdienst  ex'- 
worben,  welches  noch  grösser  wäre,  wenn  das  Register  mit  Rück- 
sicht auf  die  hervorgehobene  äussere  Beschaffenheit  der  Zusätze 
auch  nur  ein  wenig  ergänzt  worden  wäre.  Gaupp. 

Pfaff.     Zur  Lehre  vom  Schadenersatz  und  Genugthuung 

nach    österr.    R.      Eine   Replik.      Wien,    Holder.      1881. 

135  S..    (Sep.-Abdr.   aus   Grünhuts  Zeitschr.    f.  d.  Priv.-  u. 

öffentl.  R.  der  Gegenwart.  VIII.  B.) 

Von   den  auf  Ersuchen  des  österr.  Advokatentages  erstatteten 

drei  Gutachten   über   die   beantragte  Revision   des  30.  Hauptst. 

im  II.  Teile  des  n.  b.  G.B.   fand   das  von  Pf.  erstattete  als  das 

bei  weitem  gründlichste   am    meisten  Freunde,    anderseits   auch 

die  meisten  Gegner.     Die  mancherlei  gegen  dasselbe  gerichteten 

Angriffe  und  namentlich  die  von  Unger  in  seinen  „Beiträgen  zur 

Lehre  vom  Schadenersatz  nach  österr.  R.  (Grünhuts  Zeitschr.  VllI 

S.  209 — 253)  vorgebrachten  Bedenken  veranlassten  Pf.,  in  einer 
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ausführlichen,  hauptsächlich  gegen  Unger  gerichteten  Erwiderung, 
die  in  seinem  Gutachten  aufgestellten  Behauptungen  noch  ein- 
gehender zu  begründen  und  zu  verth eidigen.  Der  Aufsatz  Pf., 
dem  eine  kurze  Vorbemerkung  vorangeht ,  zerfällt  in  3  Ab- 
schnitte. Im  L:  „Schaden,  Genugthuung,  Tilgung  der  ver- 
ursachten Beleidigung"  behandelt  er  1)  den  Begriff  des  Schadens 
in  der  Litteratur  des  n.  b.  G.B.  (der  Schaden  wird  in  der  Litteratur 
nicht  bloss  als  Vermögensschaden  aufgefasst) ;  2)  den  nicht  pe- 
kuniären Schaden  im  n.  b.  G.B. ;  3)  den  Begriff  der  Genugthuung; 
4)  insbesondere  das  Schmerzensgeld;  5)  die  Skala  für  die  Aus- 
messung des  Ersatzes.  Der  II.  Abschn.  ist  die  Lehre  vom  schuld- 
losen Unrecht,  welchem  Pf.  im  Gegensatz  zur  herrschenden  Theorie 
seine  ursprüngliche  Bedeutung  zurückerobern  will,  der  III.  Ab- 
schnitt der  Haftung  der  Wirte  (actio  de  recepto)  gewidmet. 

W.  Fuchs  (Wien). 

Schneider  u.  Fick..  Das  schweizerische  Obligationen-R. 
samt  den  Bestimmungen  des  Bundesges.,  betr.  die 
persönliche  Handlungsfähigkeit  mit  allgemein  fass- 
lichen Erläuterungen.  Zürich,  F.  Schulthess.  1882.  1. 
u.  2.  Halblief.  1  M.  20  Pf. 
König.    Bernisches  und  schweizerisches  Obligationen-R. 

Bern,  Wyss.  1881.  4  M.  20  Pf. 
Carrard.  Explication  de  la  loi  federale  de  22./VI.  1881 
sur  la  capacite  civile.  Lausanne,  Corbar.  1881. 
Die  schweizerische  Bundesverfassung  von  1874  räumte  dem 
Bunde  in  Art.  64  das  Recht  ein,  einheitliche  Bestimmungen  zu 
erlassen  über:  die  persönliche  Handlungsfähigkeit,  alle  auf  den 
Handel  und  Mobiliai'verkehr  bezüglichen  Rechtsverhältnisse  (Obli- 
gationen-, Handels-  und  Wechsel-R.). 

Die  Realisierung  dieser  Kompetenz  liegt  in  den  zwei  Ge- 
setzen, welche  zum  Gegenstande  der  ersten  der  obigen  Schriften 
gemacht  werden. 

Die  Schrift  von  Schneider  (Ficks  „Mitwirkung"  ist  nur 
nominell)  hat  den  Zweck,  die  neuen  Gesetze  in  populärer  Weise 
zu  kommentieren.  Das  Vorwort  liefert  die  Vorgeschichte  des 
Obligationen-R.  (S.  1 — 26).  Das  erstere  Gesetz  über  die  Hand- 
lungsfähigkeit, Avelches  am  1.  Jan.  1882  in  Kraft  tritt,  ist  S.  27 
bis  34  kommentiert.  Die  Hauptarbeit  konzentriert  sich  natur- 
gemäss  auf  das  detaillierte  Obligationen-R.  Verf.  will 
das  ganze  Gesetz  in  sechs  ganzen  Lieferungen  darstellen ,  ver- 
meidet   „mit  Absicht   alle   gelehrten  Erörterungen"    (S.  25)  und 
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hat  das  Bestreben  ,  volkstümlich  und  gemeinverständlich  zu  sein 
ohne  flach  zu  werden,  und  ohne  zu  verdecken,  dass  das  ge- 
wonnene Resultat  keineswegs  immer  der  Erfolg  leichter  Arbeit 
gewesen  ist". 

In  den  erschienenen  2  Halblieferungen  ist  diese  Aufgabe  er- 
füllt. Die  Schrift  wird  dazu  beitragen,  dass  das  einheitliche 
R.  in  das  Volk  eindringt.  Die  Materialien  mussten  wegen  der 
leider  fehlenden  Protokolle  über  die  Beratungen  der  Kommissionen 
gesammelt  werden.  In  der  Schrift  sind  die  vielfachen  Entwürfe 
sorgfältig  citiert.  Der  Kommentar  ist  nach  der  Legalordnung 
ausgearbeitet. 

Wenn  auch  in  vorliegender  Schrift  das  für  die  Schweiz  so. 
■«-ichtige  Gesetz  einer  rein  wissenschaftlichen  Darstellung  nicht 
unterzogen  ist,  hat  Verf.  doch  vorläufig  eine  Sammlung  des 
Rohmaterials  in  „populärer"  Form  geboten. 

König  ediert  in  seiner  Schrift  zunächst  das  bis  1.  Januar 
1883  noch  gültige  Obligationen-R.  des  Kantons  Bern  und  ver- 
weist bei  den  einzelnen  , Satzungen"  auf  die  entsprechenden  Be- 
stimmungen des  eidgenössischen  Obligationen-R.  Dabei  gelangen 
auch  die  verschiedenen  neuem  und  altern  Spezialgesetze  zum 
Abdrucke.  Dieser  I.  Teil  dient  dazu,  die  bernischen  Juristen 
und  das  bemische  Publikum  aus  dem  „vaterländischen"  R.  in 
den  neuen  Kodex  des  schweizerischen  Obligationen-R.  hinüber- 
zuführen. Im  n.  Teile  werden  die  neuen  schweizerischen  Ge- 
setze über  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  und  das  Obli- 
gationen-R. lediglich  abgedruckt.  Daneben  hat  derselbe  Verf. 
einen  Kommentar  herausgegeben  über  die  bernischen  Zivi  1- 
und  Zivilprozessgesetze,  welcher  bis  zum  2.  Bande  vor- 
geschritten. 

Carrard  kommentiert  auf  16  S.  das  neue  Gesetz  nach  der 
Legalordnung.  Meili. 


IV.   Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Kah,  B.    Beiträge  zum  R.  der  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften.    Mannheim,  Bensheimer.  1882.    XLII 
u.  277  S.     5  M. 
Die  Beiträge  beginnen  mit  einer  von  der  Heidelberger  Fakultät 
gekrönten  Preisschrift   über  den   rechtlichen  Charakter  und  die 
Organisation   der  Genossenschaften.     Die  Grundlage  für  dieselbe 
bildet  das  Bundesgesetz  vom  4,  Juli  1868,  die  ausländische  Ge- 
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setzgebung  wird  nur  einmal  citiert,  wobei  für  England  die  letzte 
consolidate  Act  (39  u.  40  Vict.  c.  45)  von  1876  und  das  belg. 
Gesetz  vom  18.  Mai  1878  übersehen  ist.  Nach  Besprechung  der 
einzelnen  Theorieen  (Societätstheorie ,  Kuntze,  Rosenthal)  fasst 
Verf.  die  G.  als  Korporation  auf  und  zwar  nach  dem  Reichs- 
gesetz als  Handelsgesellschaft.  Die  Organisation  behandelt  die 
Entstehung  und  Verfassung  und  besonders  die  Stellung  des  Voi-- 
standes  und  der  Generalversammlung ,  zum  Schluss  den  Auf- 
sichtsrath  und  die  Beamten  der  G. ,  endlich  im  Anhang  die 
Zweigniederlassungen.  Es  folgt  Textabdruck  des  Reichsgesetzes 
nach  der  Fassung  der  Reichsjustizgesetze.  Hieran  reiht  sich 
unter  erneutem  Textabdi'uck  ein  Kommentar  des  Gesetzes,  bei 
welchem  das  Hauptgewicht  auf  den  Abdruck  der  einschlagenden 
Bestimmungen  der  Reichsjustizgesetze  und  des  H.G.B.  gelegt  wird. 
Die  Hauptstreitfragen  sind  kurz  skizziert  und  meist  unter  Hin- 
weis auf  die  Entscheidungen  des  R.O.H.G.  und  Reichsgerichts 
entschieden.  Bei  den  einzelnen  §§.  sind  ferner  die  in  dem 
Schulzeschen  Antrag  (Drucksache  des  Reichstages  Nr,  107  von 
1881)  vorgeschlagenen  Abänderungen  wörtlich  und  ohne  Kritik 
abgedruckt.  Die  Streitfrage  über  die  Zulassung  der  Teilhaft  ist 
weder  in  der  Abhandlung,  noch  im  Kommentar  erwähnt.  Den 
3.  Teil  bildet  ein  Abdruck,  der  auf  die  G.  bezüglichen  Urteile 
des  R.O.H.G.  und  Reichsgerichts,  unter  welchen  sich  zwei  Ent- 
scheidungen (Beweis  der  Mitgliedschaft  durch  aussergerichtliches 
Zugeständnis  und  Bürgschaft  für  einen  Kredit  der  G.)  befinden, 
die  nicht  in  der  offiziellen  Sammlung  abgedruckt  sind;  dagegen 
fehlen  die  Entscheidungen  des  R.O.H.G.  vom  28.  Mai  1872 
(VI,  195),  23.  Febr.  1872  (V  209),  17.  Dez.  1877  (XXIII,  73) 
u.  3.  Septbr.  1878  (XXIV,  268),  sowie  die  Urteile  des  Reichs- 
gerichts vom  15.  Nov.  1879  (I,  10),  vom  29.  Juni  1880  (II,  9) 
u.  23.  April  1881  (IV,  61).  Ein  Anhang  bringt  die  Wiedergabe 
der  zu  dem  Reichsgesetz  in  Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Württem- 
berg, Baden,  Hessen  u.  Elsass-Lothringen  erlassenen  Ausführungs- 
verordnungen. Auf  die  Statuten  einiger  süddeutscher  G.  ist  in 
der  Abhandlung  Bezug  genommen.  Kays  er. 

Eowalzig,  F.  Allgemeine  deutsche  Wechselordnung,  er- 
läutert vornehmlich  aus  den  Entscheidungen  des 
Reichsgerichts  u.  des  Reichs-Oberhandelsgerichts. 
3.  vermehrte  Ausgabe.  Berlin,  Julius  Springer.  1882. 
3  M.  60  Pf. 
Die  in  den  verschiedenen  Sammlungen  der  Entscheidungen  der 
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im  Titel  genannten  Gerichtshöfe  befindlichen  Urteile  sind  aus- 
gezogen, auch  einzelne  Urteile  des  preuss.  Obertribunals  sind 
berücksichtigt.  Die  Urteile  anderer  ehemaliger  höchster  Terri- 
torialgerichte und  des  obersten  österr.  Gerichtshofes  glaubte  K. 
bei  Seite  lassen  zu  müssen,  weil  dadurch,  wie  in  dem  Vorwort 
gesagt  ist,  die  Zusammenstellung  zu  einem  für  praktische  Juristen, 
deren  Anforderungen  vornehmlich  zu  genügen  gewünscht  sei, 
ganz  unübersichtlichen,  unhandlichen  Werke  angeschwollen  wäre. 
Die  Litteratur  über  W.R.  zu  benutzen,  lag  nicht  im  Plan,  nur 
auf  Thöls  W.R.  ist  öfter  hingewiesen:  einzelne  Abhandlungen 
(z.  B.  S.  19,  Ztschr.  f.  d.  g.  Handels-R.  XXm,  S.478)  sind  allegiert, 
ohne  dass  jedoch  ein  Litteraturnachweis  gegeben  wäre.  Als  Zu- 
sätze sind  bei  Art.  73  u.  81  die  einschlägigen  §§.  der  Z.P.O. 
über  das  Aufgebotsverfahren  und  den  Urkundenprozess  einge- 
schaltet. Bei  Art.  18  u.  36  ist  über  die  Postaufträge  berichtet. 
Bei  Art.  91  sind  nach  den  Einführungsgesetzen  zur  W.O.  die 
Zeitbestimmungen  über  die  Protesterhebung  verzeichnet,  bei 
Art.  92  die  Feiertage.  In  den  Zusätzen  sind  ferner  einschlägige 
Bestimmungen  aus  den  Einführungsgesetzen  zum  Abdruck  ge- 
bracht, doch  wird  bei  einer  grossen  Anzahl  der  Zusätze  die  An- 
gabe der  Rechtsquelle  vermisst.  Das  in  der  angegebenen  Weise 
gesammelte  Material  ist  zusammengestellt  und  daraus  für  die 
einzelnen  Artikel  eine  Erläuterung  gegeben,  welche  zu  ihrer  Be- 
gTÜnduncr.  wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  so  doch  vornehmlich 
auf  die  Rechtsprechung  des  R.O.H.G.  und  des  R.G.  nach  Band 
und  Seite  der  Sammlungen  sich  stützt.  Keyssner. 

Foard,  James,  T.  A  Treatise  on  the  Law  of  Merchant 
Shipping  and  Freight.  London.  Stevens  a.  Sons.  1880. 
653  S.  21  sh. 
Zu  dem  im  C.Bl.  Nr.  2,  S.  66  besprochenen,  das  englische  Schiff- 
fahrt s-R.  betreffenden  Abbott  sehen  Werke  sind  in  den  letzten  drei 
Jahrzehnten  über  denselben  Gegenstand  handelnde,  bedeutende 
WerkevonMaude  u.Pollock,  Maclachlan  u.Kay  hinzugekom- 
men. Minder  umfangreiche  Werke  über  Schiffahrts-R.  sind  von 
James,  Lee,  Newson,  Oliver  und  Omond  herausgegeben 
worden.  Das  Maude  u.  Po  Hock  sehe  Werk,  welches  zuletzt 
1864  in  3.  Auflage  erschienen  ist,  scheint  nicht  wieder  bearbeitet 
zu  werden;  das  Maclachlan  sehe  Werk  ist  kürzlich  (1880)  in 
3.  Auflage  neu  herausgegeben  worden.  Ein  neuer  giündlichcr 
Bearbeiter  des  englischen  Schiffahrts-R.  ist  in  der  Person  des 
oben  genannten  Autors  aufgetreten.     Derselbe  gehört  dem  Lon- 


106       Centralblatt  für  Rechtswissensclialt.    I.  Band.    3.  Heft. 

doner  Advokatenstande  an  und  befindet  sich  im  Besitze  einer 
bedeutenden  Praxis,  namentlich  in  Liverpool.  Das  angezeigte 
Werk  umfasst  nicht  alle  Gegenstände,  welche  im  Abbottschen 
Werke  behandelt  sind;  allein  diejenigen,  über  welche  der  Verf. 
sich  verbreitet  hat,  haben  im  Vergleich  mit  diesem  eine  umfang- 
reichere und  eingehendere  Bearbeitung  gefunden. 

Das  Werk  zerfällt  in  zwei  Teile.  Der  I.  Teil  behandelt 
Eigentum  an  Schiffen;  Reeder  und  Mitreeder;  Verbindlichkeit  der 
Reeder  aus  Verträgen  und  Handlungen  der  Schiffer  (besonders 
ausführlich  ist  der  Abschnitt  „The  Master  as  Agent"  behandelt); 
Schifff-Kauf  und  -Verkauf;  Havarie  (grosse)  und  Pfand-R.  an 
Schiffen.  —  Der  IL  Teil  handelt  vorwiegend  vom  Frachtgeschäft 
(Earning  of  Freight),  ausserdem  von  der  Stoppage  in  transitu. 
Fast  die  Hälfte  des  gesamten  Werkes  (S.  251 — 550)  nehmen 
Erörterungen  über  den  mehr  oder  weniger  gewöhnlichen  Inhalt, 
das  usuelle  Verständnis  und  die  Rechtsfolgen  der  Chartepartieen 
und  Konnossemente  ein.  In  betreff  dieser  Gegenstände  übertrifft 
das  Foardsche  Werk  die  Ausführungen  der  Vox'gänger  an  Um- 
fänglichkeit. 

Auf  die  englische  und  nordamerikanische  Rechtsprechung 
ist  in  allen  Teilen  des  Werkes  sorgfältig  Rücksicht  genommen 
worden.  Das  Register  über  die  erfolgten  gerichtlichen  Entschei- 
dungen weist  auf  mehr  als  2000  Rechtssachen  hin.  Wie  regel- 
mässig bei  allen  englischen  Law-books,  so  erleichtert  auch  hier 
ein  vortreffliches  Register  die  Benutzung  des  Werkes.     Voigt. 


V.    Zivilprozess. 

Fitting.  Das  Reichs-Konkurs-R.  und  Konkursverfahren. 
Berlin  u.  Leipzig,  Guttentag.  1881.  XIV  u.  428  S.  geb.  6  M. 
Das  Buch  bildet  den  3.  Bd.  der  bei  Guttentag  erscheinenden 
„Lehrbücher  des  deutschen  Reichsrechts ".  Der  I.  Teil  behandelt 
das  materielle  R.,  der  IL  das  Verfahren.  Die  Darstellung  des 
letzteren  ist  ähnlich  gehalten,  wie  die  des  Reichs-Z.P.  von  Fitting, 
nur  ausführlicher.  Der  Schwerpunkt  des  Werkes  liegt  in  dem 
auch  räumlich  grösseren  I.  Teil.  Hier  geht  der  Verf  weit  über 
die  in  seiner  R.Z.P.O.  gesteckten  Ziele  hinaus  und  gibt  eine 
überall  auf  die  allgemeinen  zivilrechtlichen  Gesichtspunkte  zurück- 
greifende Erörterung  des  materiellen  Konkurs-R.  Der  Stand  der 
wichtigeren  Kontroversen  ist  in  den  Anmerkungen  mitgeteilt, 
welche  zugleich  bei  vollständiger  Berücksichtigung  der  bisherigen 
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Litteratur  die  kurzgefasste  Kritik  der  abweichenden  Meinungen 
enthalten.  Die  zahlreichen  dogmatischen  Exkurse  der  Motive 
geben  dem  Verf.  zu  häufigen  Einwendungen  Anlass.  Bei  der 
Selbständigkeit  seines  Standpunktes  weicht  er  vielfach  von  den 
landläufigen  Ansichten  ab.  Er  verwirft  (S.  18)  als  wenig  klar 
und  überdies  entbehrlich  den  von  den  Mot.  geschaffenen  Begriff 
des  .Konkursanspruchs",  als  eines  neuen  durch  die  Zahlungs- 
unfähigkeit entstehenden  privatrechtlichen  Anspruchs  von  obli- 
gatorischer Natur.  In  dem  Verwalter  sieht  er  lediglich  den 
Vertreter  des  Gemeinschuldners  (S.  31,  156)  und  verweist  (S.  23) 
fjir  die  Möglichkeit,  dass  der  Kridar  R.  gegen  die  Masse  geltend 
mache ,  auf  das  Verhältnis  des  Gewalthabers  zum  peculium 
castrense  seines  Haussohns  nach  r.  R.  Aus  zweiseitigen  Ver- 
trägen ,  deren  Erfüllung  der  Verwalter  nicht  verlangt,  vindiziert 
Verf.  den  Vertragsgenossen  des  Gemeinschuldners  das  R.,  seine 
Forderung  unter  dem  Erbieten  der  Gegenleistung,  bezw.  unter 
Aufrechnung  mit  "derselben  als  Konkursgläubiger  geltend  zu 
machen :  einen  Anspruch  auf  Schadensersatz  habe  er  nicht.  Die 
Konkui'seröffnung  begründe  einen  solchen  für  den  Gläubiger,  der 
noch  nicht  voll  erfüllt  oder  voll  empfangen  habe,  nach  allge- 
meinen Sätzen  so  wenig,  wie  für  den,  der  bereits  seinerseits  an 
den  Gemeinschuldner  voll  geleistet  habe  (S.  39).  Eine  Klage 
gegen  den  Gemeinschuldner  auf  Zahlung  nach  Beendigung  des 
Konkurses  hält  Verf.  für  unstatthaft  (S.  79).  Er  nimmt  an,  die 
Feststellungsklage  sei  abzuweisen,  wenn  sie  nicht  gegen  alle 
Widersprechenden  gerichtet  sei  (S.  107).  Bei  der  Anfechtung 
lehrt  er  (S.  139,  147):  die  Ausschlagung  einer  Erbschaft  sei  auch 
nach  preuss.  R.  nur  als  Unterlassung  einer  Vermögensvermeh- 
rung anzusehen.  Als  positive  , Handlung"  gilt  ihm  auch  jede 
absichtliche  Unterlassung  (S.  14),  als  „Absicht",  die  Gläubiger 
zu  benachteiligen,  schon  das  Bewusstsein ,  dass  eine  Handlung 
die  verringerte  Befriedigung  derselben  zur  Folge  haben  werde 
(S.  143).  Verf.  führt  aus,  dass  durch  die  erfolgreiche  Anfech- 
tung die  Rechtshandlung  auch  dem  Gemeinschuldner  gegenüber 
die  Wirkung  verliere  und  von  einem  Ent Währungsanspruch  des 
Anfechtungsgegners  an  den  Gemeinschuldner  nicht  die  Rede  sein 
könne  (S.  163).  Bei  der  Absonderung  lehrt  er,  dass  die  betagte 
Forderung  eines  Absonderungsberechtigten,  welche  zugleich  Kon- 
kursforderung sei,  auch  hinsichtlich  des  Absonderungs-R.  als 
fällig  gelte  (S.  185).  Damit  der  Verwalter  eine  mehr  als  300  M. 
betragende  Forderung  aufrechnen  könne,  solle  nach  §.  121,  Nr.  2, 
da    eine   Veräusserung    der    Forderung    in   Frage    komme,    der 
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Gläubigerausscliiiss  zustimmen  müssen  (S.  197).  Im  Falle  der 
Ausübung  des  droit  de  suite  wird  nach  Meinung  des  Verf.  (S.  201) 
nicht  bloss  das  Eigentum  des  Gemeinschuldners,  sondern  auch 
das  Kaufgeschäft  aufgehoben ,  ohne  dass  ein  Schadensanspruch 
des  Verkäufers  als  Konkursforderung  entstände.  Die  Verände- 
rungen, denen  eine  Forderung  infolge  des  Konkurses  unterliegt, 
dauern  auch  nach  dessen  Beendigung  gegenüber  dem  Gemein- 
schuldner fort  (S.  231).  —  Ein  dem  Buche  angehängtes  Quellen- 
register erleichtert  das  Auffinden  der  erläuterten  Gesetzespara- 
gi'aphen.  Sydow. 

Sarwey,  v.  Die  Konkursordnung  für  das  Deutsche 
Reich  vom  10.  Februar  1877.  2.  verm.  u  verbesserte 
Aufl.  I.  Abt.  Berlin,  Heymann.  1882.  VIII  u.  534  S.  10  M. 
Die  vorliegende  1.  Abt.  umfasst  die  §§.  1 — 65  K.O.  und  ist 
um  5  Bogen  stärker  als  der  entsprechende  Abschnitt  der  1.  Aufl. 
Ein  Teil  davon  kommt  zwar  auf  Rechnung  des  Drucks,  es  sind 
aber  auch  verschiedene  neue  Zusätze  eingefügt.  Vor  allem  ist 
der  Kommentar,  der  sich  von  Anbeginn  eine  umfassende  Er- 
örterung auch  der  ergänzenden  landesrechtlichen  Bestimmungen 
zur  Aufgabe  gemacht  hatte,  durch  den  fortlaufenden  Hinweis 
auf  die  von  den  Bundesstaaten  zur  Ausführung  der  K.O.  er- 
lassenen Gesetze  bereichert.  Neu  sind  insbesondere  2  Exkurse 
über  die  Vorzugs-R.  an  Immobilien  (S.  325 — 330)  und  über  das 
Verfahren  zur  abgesonderten  Befriedigung  der  Erbschaftsgläu- 
biger (§.  43  K.O.,  S.  400 — 405)  nach  den  Landesrechten.  Auch 
die  seit  der  1.  Aufl.  erschienene  Litteratur  zur  K.O.  ist  überall 
angezogen.  Zur  Behandlung  neuer  Streitfragen  ist  Verf.  hier- 
durch nur  in  geringem  Masse  veranlasst,  was  bei  der  Vollstän- 
digkeit, die  den  Kommentar  schon  in  der  1.  Aufl.  auszeichnete, 
nicht  Wunder  nehmen  kann.  Zu  erwähnen  ist  in  dieser  Hin- 
sicht die  ausführlichere  Besprechung  der  Frage,  ob  die  nach  der 
Konkurseröfi"nung  verfallenden  Gehaltsraten  zur  Masse  zu  ziehen 
sind  (S.  10 — 12),  und  die  neue  Erörterung  über  die  Teilnahme 
derjenigen  suspensiv  bedingten  Forderungen  am  Konkurse,  bei 
welchen  der  Eintritt  der  Bedingung  von  einer  im  Willen  des 
Gemeinschuldners  liegenden  Thätigkeit  abhängt  (S.  517 — 520). 
Abweichenden  Meinungen  Neuerer  gegenüber  hat  der  Verf.  mit 
sehr  wenigen  Ausnahmen  seine  früheren  Ansichten  aufrecht  er- 
halten. Zu  §.  36  K.O.  vertritt  er  jetzt  die  Ansicht,  dass  der 
Abschluss  eines  objektiven  Handelsgeschäftes  vorausgesetzt  sei. 
Sodann  ist  er  neuerdings  der  Meinung  des  R.O.H.G.  beigetreten. 
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dass  der  Indossant  eines  Wechsels,  welcher  sich  zur  Zeit  der 
Konkurseröffnung  über  das  Vermögen  des  Wechselschuldners  in 
den  Händen  eines  Indossatars  befindet,  schon  im  Augenblick  der 
Eröffnung  des  Konkurses  ein  bedingtes  R.  gegen  den  Gemein- 
schuldner hat,  und  also,  wenn  er  den  Wechsel  später  einlöste, 
mit  dem,  was  er  vor  der  Eröffnung  dem  Kridar  schuldig  ge- 
worden, aufrechnen  dai-f  (S.  22,  453).  Sydow. 

Wilinowski,  G.  v.  Deutsche  Reichskonkursordnung  er- 
läutert. 2.  vermehi-te  Auflage.  Berlin,  Yahlen.  1881. 
Vni  XL.  609  S.     12  M. 

Der  Zweck  dieses  Kommentars  ist  hauptsächlich,  dem  Praktiker 
ein  brauchbares  Handbuch  zu  übergeben  und  ihn  hinsichtlich  der 
Streitfi-agen  derartig  zu  orientieren,  dass  er  die  Gründe  der  ver- 
schiedenen Ansichten  beurteilen  kann.  Eine  Einleitung  (S.  1 
bis  32)  enthält  nach  einem  kurzen  geschichtKchen  Rückblick  auf 
das  Kontursverfahren  des  röm.,  des  gemeinen,  des  franz.  R.  und 
der  preuss.  K.O.  vom  8.  Mai  1855,  die  äussere  Entstehungs- 
geschichte des  Gesetzes  (§.  2)  und  eine  „Charakteristik"  desselben 
(§.  3),  unter  der  Ueberschrift  ,  Grenzen  der  Anwendbarkeit  des 
Gesetzes*  Bemerkungen  über  das  Verhältnis  der  K.O.  zu  der 
Landesgesetzgebung  und  über  die  staatlichen  Grenzen  ihrer  Wirk- 
samkeit (§.  4),  endlich  einen  Exkurs  über  die  Gesetzesauslegung 
(§.  5).  Bezüglich  des  Streits  über  die  Bedeutung  der  wenigen  von 
der  Konkurskommission  des  Reichstags  unter  Zustimmung  der 
Vertreter  des  Bundesraths  beschlossenen  Konstatierungen  einzelner 
nicht  in  das  Gesetz  selbst  aufgenommener  Sätze  entscheidet  sich 
V.  W,  dahin,  dass  dieselben  nicht  als  der  Ausdruck  des  Willens 
des  Gesetzgebers  anzuerkennen,  jedoch  „zur  Erläuterung  des 
Verständnisses"  besonders  zu  beachten  seien,  üebrigens  wird 
z.  B.  zu  §.  35,  bezüglich  der  Aussonderung  der  zum  Inkasso 
girierten  Wechsel,  bemei-kt,  dass  die  als  die  übereinstimmende 
Auffassung  der  Kommission  erfolgte  Konstatierung  des  Aus- 
sonderungs-R.  „als  die  Meinung  der  gesetzgeberischen  Faktoren 
anerkannt  werden  müsse".  (S.  207,  vgl.  auch  S.  259,  378.)  In 
den  den  einzelnen  §§.  beigegebenen  Erläuterungen  sind  die  vor- 
handenen Auslegungsmaterialien  (Motive  etc.)  sorgfältig  benützt, 
jedoch  in  Abweichung  von  der  Mehrzahl  der  übrigen  Kommen- 
tare in  der  Regel  unter  Vermeidung  der  wörtlichen  Wieder- 
gabe des  Inhalts  derselben.  Jeder  Erörterung  de  lege  ferenda 
und  jeder  kritischen  Anmerkung  über  das  Gesetz  enthält  sich 
der    Kommentar,    ebenso   wie    Vergleichungen   mit  dem   bisher 
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geltenden  R.  nur  selten,  und  nur,  wenn  Abweichungen  von  der 
preuss.  K.O.  in  Frage  stehen,  aufgenommen  sind.  Soweit  die 
K.O.  aus  dem  Reichs-  oder  Landes-R.  zu  ergänzen  ist,  bezw.  in 
dasselbe  eingreift,  ist  das  in  dem  Rechtsgebiete  des  preuss. 
A.L.R.  geltende  R.  mit  der  auf  dasselbe  bezüglichen  Litteratur 
und  Rechtsprechung  mit  besonderer  Sorgfalt  berücksichtigt,  in 
gedrängter  Kürze  auch  das  gemeine  und  franz.  R.  erörtert.  Die 
2.  Aufl.  unterscheidet  sich  von  der  1.  durch  die  namhafte  Ver- 
mehrung und  Erweiterung  der  Erläuterungen,  welche  voi'züglich 
durch  die  in  der  1.  Aufl.  fehlende  Rücksichtnahme  auf  die  zum 
grösseren  Teil  erst  nach  der  Ausg.  derselben  erschienene  Litteratur 
veranlasst  ist.  Bei  etwas  vergrössertem  Format  nimmt  die  Wieder- 
gabe des  Gesetzestextes  einschliesslich  das  Einf.-Ges.  mit  den 
Erläuterungen  in  der  1.  Aufl.  den  Raum  von  320,  in  der  2.  den 
Raum  von  515  Seiten  ein,  welche  sich  nahezu  gleich  auf  den 
I.  Teil  des  Gesetzes,  das  Konkurs-R.,  und  den  II.  Teil,  Konkurs- 
verfahren, verteilen.  Von  den  in  den  einzelnen  Bundesstaaten 
ergangenen  Ausführungsgesetzen  zur  K.O.  ist  nur  das  preuss. 
Ausführungsgesetz  berücksichtigt,  ausserdem  auf  die  von  dem- 
selben Verf.  besorgte  Ausgabe  der  Ausführungs-  und  üebergangs- 
gesetze  zur  K.O.  verwiesen.  (Vgl.  S.  125,  225,  228,  537,  538  etc.) 
Im  Anhang  ist  der  2.  Aufl.  das  Ges.  betr.  die  Anfechtung  von 
Rechtshandlungen  eines  Schuldners  ausserhalb  des  Konkursver- 
fahrens vom  21.  Juli  1879  mit  Erläuterungen,  das  preuss.  Aus- 
führungsgesetz zur  K.O.  vom  6.  März  1879,  ein  Auszug  aus 
dem  preuss.  Gesetz,  betr.  die  Einführung  der  K.O.  in  den  Landes- 
teilen, in  welchen  das  A.L.R.  und  die  A.  Ger.-Ord.  Gesetzes- 
kraft haben,  vom  8.  Mai  1855  und  das  preuss.  Ges.,  betr.  die 
Zwangsvollstreckung  gegen  Benefizialerben  und  das  Aufgebot  der 
Nachlassgläubiger  in  dem  Geltungsbereiche  des  A.  L.R.  vom 
28.  März  1879  beigefügt.  v.  Sarwey. 

Meves.     Die    Konkursordnung    für    das   Deutsche   Reich 
vom  10.  Februar  1877.     Breslau,  Maruschke  u.  Berendt. 
1881.     198  S.     4  M. 
Verf.   gibt    eine  Paraphrase   des  Inhalts    der  Konk.-Ord.    und 
des  Anfechtungsges.  unter  Hinweis    auf  ihre  Abweichungen  von 
dem    früheren    gemeinen    und   preuss.  R.     Gelegentlich    werden 
auch  Streitfragen  kurz  berührt.     Wo  das  neben  der  Konk.-Ord. 
geltende  bürgerliche  R.  in  Frage  kommt,   ist   der   in  den  land- 
rechtlichen Provinzen  Preussens  bestehende  Rechtszustand  unter 
Berücksichtigung   der  Rechtsprechung   des  Obertribunals   mitge- 
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teilt.  Das  Buch  bildet  ein  Supplem.-Heft  zu  dem  in  den  alten 
Provinzen  Preussens  den  Praktikern  wohlbekannten  ,  Lehrbuch 
des  preuss.  R.  und  Prozesses"  von  Joseph  Schmidt,  einem  Repe- 
titorium  für  die  zweite  juristische  Prüfung.  Eigentümlich  ist 
dem  Buch  die  Lust  am  Schematisieren  (Kap.  5  enthält  die  Unter- 
abteilungen: I,  A,  a,  1,  aa,  aa,  aaa)  und  ferner  das  Fehlen  der 
Gesetzcitate.  Die  Vergleichung  der  Quellen  lässt  sich  bei  Be- 
nutzung des  Buchs  um  so  weniger  entbehren,  als  in  demselben 
manches  Falsche  gelehrt  wird.  Dahin  gehört  die  Behauptung, 
dass  wenn  der  Verwalter  die  Anfechtung  ablehne,  der  einzelne 
Gläubiger  einen  Beschluss  des  Gläubigerausschusses  oder  der 
Gläubigerversammlung  über  die  Notwendigkeit  der  Anfechtung 
extrahieren  könne,  dem  der  Verwalter  nachzukommen  habe  (S.  42), 
ferner  (S.  91),  dass  „Entscheidungen"  technisch  die  als  Beschlüsse 
ergehenden  Aeusserungen  richterlicher  Thätigkeit  heissen,  im 
Gegensatz  zu  den  Urteilen  (vgl.  dagegen  §.  146,  Nr.  5  Z.P.O.), 
dass  die  Aufeicht  des  Gerichts  über  den  Verwalter  auch  die  An- 
gemessenheit und  Zweckdienlichkeit  seiner  Verwaltungsakte  zu 
umfassen  (S.  94),  und  dass  der  Gemeinschuldner,  der  seine  Pflicht 
zur  Leistung  des  OflFenbarungseides  bestreitet,  seine  Einrede  im 
Wege  des  Prozesses  geltend  zu  machen  habe  (S.  132).  Das  mit 
der  preuss.  Konk.-Ord.  eingeführte  Formular  zur  Tabelle,  welches 
der  Verf.  S.  147  als  noch  massgebend  bezeichnet,  ist  zufolge 
§,  29  Gesch.-Ord.  f.  Gerichtsschr.  der  Amtsger.  durch  ein  anderes 
ersetzt.  Sydow. 

Hartmanu,  B.     Gesetz,  betr.  die  Anfechtung  von  Rechts- 
handlungen   eines  Schuldners    ausserhalb  des  Kon- 
kursverfahrens.   Vom  21.  Juli  1879.    2.  vermehrte  u.  ver- 
besserte Aufl.    Berlin,  Heymann.   1881.     116  S.    2  M.  40  Pf. 
Vorliegendes  Werk   will  in  kommentatorischer  Form  eine  Er- 
klärung   des    cit.   Gesetzes    bieten.      Vorausgeschickt    sind    Vor- 
bemerkungen ;  in  ihnen  wird  der  Unterschied  des  Anfechtungs-R. 
innerhalb    und    ausserhalb    des    Konkurses    erörtert    und    darin 
gefunden,     dass     dasselbe    nur    solche    Rechtshandlungen    des 
Schuldners  trifi't,   die  sich  als  Eingriffe  in  das  Befriedigungs-R. 
des  Anfechtungsgläubigers,   d.   h.   in   das  R!   desselben   auf  Be- 
friedigung aus  den  Vermögensmitteln  des  Schuldners,  darstellen. 
Sodann  wird   der  Charakter  der  Anfechtung  untersucht  und  sie 
unter  Ablehnung  des  Deliktsbegriffs  als  Ausfluss  des  Vollstreck- 
ungs-R.  bezeichnet,   auch  die  Klage  nur   als  eine  Hilfsklage  für 
die   Realisierung   der  Zwangsvollstreckung    angesehen.     Endlich 
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wird  die  Klage  nach  der  Zuständigkeit  des  Gerichts  und  die  der 
Kollision  verschiedener  R-  beantwortet. 

Für  die  Kommentierung  selbst  bedient  sich  H.  als  Haupt- 
hilfsmittel neben  den  Entscheidungen  der  obersten  Gerichtshöfe 
der  Motive,  sowohl  zum  Anfechtungsgesetze  wie  zur  K.O.  Ihrem 
wörtlichen  Abdruck  wird  grosser  Raum  gewidmet,  ihnen  auch 
ein  Gewicht  beigelegt,  das  vielfach  die  einem  blossen  Interpreta- 
tionsmittel innewohnende  Bedeutung  übersteigt,  wie  z.  B.  S.  63 
bei  der  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  nicht  entsprechenden  Be- 
hauptung über  die  Gelegenheitsgeschenke  unter  Ehegatten. 
Mehrfach,  z.  B.  bei  §.  2,  Not.  5,  S.  34;  §.  6,  Not.  4,  S.  77;  §.  7, 
Not.  8,  S.  83,  bildet  ihr  Abdruck  den  alleinigen  Inhalt  der  Note. 

Den  Begriff  der  Rechtshandlung  definiert  Verf.  (S.  16)  als 
jede  die  Begründung,  Veränderung  oder  Aufhebung  von  Ver- 
mögensrechten vermittelnde  Thätigkeit  und  subsumiert  ihr  den 
Ausführungen  der  Motive  entgegen  auch  Unterlassungen,  sobald 
sie  eine  Verminderung  des  Vermögens  bewirkt  haben  (S.  21). 
Daraus,  dass  das  Gesetz  in  Abweichung  von  dem  preuss.  Ges. 
vom  9.  Mai  1855  der  Scheingeschäfte  als  anfechtbarer  Rechts- 
bandlungen nicht  gedenkt,  wird  (S.  47)  gefolgert,  dass  die  An- 
fechtung derselben  den  in  subjektiver  und  objektiver  Beziehung 
das  Anfechtungs-R.  beschränkenden  Bestimmungen  des  Gesetzes 
nicht  unterworfen  sein  soll.  Eine  gründliche  Bearbeitung  hat 
der  die  Anfechtungsgründe  enthaltende  §.  3  gefunden. 

Meves. 

Pfafferoth,  C.     Das  deutsche  Gerichtskostenwesen,  ent- 
haltend    das     Gerichtskostengesetz     und     die    Ge- 
bührenordnungen fürZeugen  undSachverständige, 
sowie  für  Gerichtsvollzieher  in  der  durch  die  No- 
velle    vom     29.    Juni     1881     geänderten    Fassung. 
3.  vermehrte    und   verbesserte   Aufl.     Berlin,    C.    Heymann. 
1881.     226  S.     4  M. 
Das  vorliegende  Werk,  welches  nach  der  Vorrede  zunächst  für 
die  mit  der  Gebührenordnung  betrauten  Beamtenklassen  bestimmt 
ist,   hat    seit    seinem    ersten   Erscheinen    durch  kommentierende 
Einleitungen  und  sachverständige  Erläuterungen  unter  gewissen- 
hafter   Benützung    der    Auslegungsmaterialien    das   Verständnis 
der  obenangeführten   Gesetze    wesentlich    gefördert.     Im  Gegen- 
satze zu  dem  parallel  gehenden  Kommentar  zur  Geb.O.  f.  Anw. 
von   Fr.  Meyer  hat  Verf.  auch   in   dieser   3.  Aufl.  sämtliche  §§. 
der  Prozessordnungen    und    der  Einführungsgesetze,    an  welche 


Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    3.  Heft.       113 

die  Kostengesetze  anknüpfen,  zMrischen  die  Erläuterungen  hinein 
zum  Abdruck  gebracht,  wodurch  die  Benützung  des  Buchs  ausser- 
ordentlich erschwert  wird.  Die  Novelle  ist  ganz  in  den  Text 
der  Kostengesetze  eingefügt,  so  dass  die  Aenderungen  nur  aus 
den  Noten  zu  entnehmen  sind.  Gegenüber  den  früheren  Aus- 
gaben sind  einzelne  Irrtümer,  namentlich  in  der  Einleitung  zum 
2.  Abschnitte  des  G.K.G.  verbessert,  auch  sind  die  Erläuterungen 
vielfach  ergänzt  und  vermehrt.  Ausser  den  Präjudizien  des 
Reichsgerichts  finden  sich  Entscheidungen  von  Oberlandesgerichten 
und  Landgerichten  in  Kostensachen  abgedruckt;  hinsichtlich 
letzterer  waren  Ungenauigkeiten  kaum  zu  vermeiden  (z.  B.  be- 
zieht sich  die  Entscheidung  S.  77,  Anm.  2  nur  auf  den  sog. 
zivilrechtlichen  OfFenbarungseid).  Gaupp. 

Preuss,  M.  Gerichtskostengesetz,  Gebührenordnung  für 
Gerichtsvollzieher  nach  dem  Gesetz  vom  29.  Juni 
1881.  Systematische  Darstellung  der  Novelle  mit  ausführ- 
lichem Sachregister  etc.  Breslau,  L.  Barschak.  1881.  115  S. 
l  M.  20  Pf. 

S.  1 — 41  enthalten  eine  Auseinandersetzung  der  durch  die 
Novelle  eingeführten  Abänderungen.  Auf  S.  42 — 103  folgen 
nacheinander  der  Abdruck  des  Ger.-Kost.-Ges.  und  der  Geb.-Ord. 
f.  Ger.-Yollz.  in  der  durch  die  Novelle  bedingten  Fassung,  wo- 
neben auch  die  frühere  Fassung  ersichtlich  gemacht  ist,  und 
dann  noch  einmal  die  Novellle  im  Zusammenhang.      Sydow. 


VI.    Strafrechtswissenschaft. 

Welnheimer,    C.     Die   Strafgesetze   in   Zoll-   und   Steuer- 
sachen und  das  Verfahren  derVerwaltungsbehörden 
bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Zoll-  und  Steuer- 
gesetze.    Ulm,  Wohler.     1881.     Vn  u.  468  S.     6  M. 
Nach  dem  Inhaltsverzeichnisse  behandelt  die  1.  Abt.  ,Landes- 
steuem",  die  2.  „Beichssteuem",  die  3.  ,das  Verfahren  der  Ver- 
waltungsbehörden'',  während  der  ,am  Schlüsse  des  Drucks  an- 
gefallene"   Nachtrag    einen    Auszug    aus    dem    Handelsvertrag 
zwischen  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  und  einen  Abdruck 
der  Reichgesetze  vom  1.  u.  7.  Juli  1881  enthält.    Aus  dem  Vor- 
worte ergibt  sich,   dass  W.  neben   den  Reichsgesetzen   lediglich 
die  württ.  Landesgesetzgebung  berücksichtigt. 
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Die  letztere  ist,  wie  das  vorliegende  für  die  „Behörden  und 
Beamten,  welche  nunmehr  mit  der  Handhabung  der  Strafrechts- 
pflege in  diesen  Sachen  betraut  sind",  bestimmte  Buch  ersehen 
lässt,  eine  ziemlich  komplizierte;  um  so  wünschenswerter  wäre 
es  gewesen,  wenn  W.  das  Prinzip  dargelegt  hätte,  nach  welchem 
er  in  der  1.  Abt.  die  „Landessteuern"  unter  14  Nummern  ge- 
ordnet hat.  Den  einzelnen  Materien  dieser  Abteilung  sind  meist 
kurze  Einleitungen  vorangeschickt,  die  aber  selten  mehr  bieten 
als  eine  Aufzählung  der  verschiedenen  zeitlich  aufeinander  fol- 
genden Gesetze.  In  der  Einleitung  zum  Accisegesetz  ist  die 
Accise  als  ,auf  dem  Verkaufs-  oder  tausch  weisen  Umsatz  des 
Gegenstandes  oder  der  Anweisung  desselben  an  Zahlungsstatt " 
beruhend  bezeichnet,  während  nach  §.  5  des  Ges.,  welcher  allein 
nebst  dem  §.11  noch  in  Geltung  steht,  die  Accise  von  den- 
jenigen zu  entrichten  ist,  „welche  sich  selbst  oder  ihre  Kunst- 
werke oder  sonstige  Seltenheiten  zur  Schau  tragen";  hier  ist 
doch  weder  von  Kauf  bezw.  Tausch  noch  von  Anweisung  an 
Zahlungsstatt  die  Rede.  Der  weitere  Inhalt  eines  solchen  Ab- 
schnitts entbehrt  häufig  der  Klarheit,  insbesondere  schon  in  der 
Anordnung  und  Ausführung  des  Drucks;  so  z.  B.  sind  die  in 
den  Text  eingestellten  Verweisungen  auf  die  „Erläuterungen" 
mit  denselben  Typen  gedruckt  wie  der  Text  selbst.  Wiederholt 
erkennt  man  nicht  sofort  zweifellos,  ob  man  den  Wortlaut  eines 
Gesetzes  vor  Augen  hat  oder  eine  Ergänzung  aus  Instruktionen. 
Auch  die  eigenen  „Erläuterungen"  des  Verf.  sind  stets  mit  dieser 
Ueberschrift  bezeichnet,  obwohl  ihr  Umfang  nicht  selten  auf  nur 
einige  Zeilen  beschränkt  ist.  Materiell  bieten  die  Erläuterungen 
wesentlich  nur  Hinweisungen  auf  Parallelstellen  oder  Auszüge 
aus  Regierungsmotionen,  Reglements  etc.,  ein  selbständiges  Ein- 
gehen auf  juristische  Fragen  ist  durchweg  vermieden. 

In  ähnlicher  Weise  sind  die  „Reichssteuern"  behandelt;  doch 
sind  hier  die  orientierenden  Einleitungen  seltener,  die  Erläute- 
rungen überhaupt  höchst  spärlich.  Die  Nr.lSist  „dem Verwaltungs- 
gesetz" in  der  Weise  gewidmet,  dass  zunächst  dessen  „  Abschn.  XX. 
Strafbestimmungen"  (fast  ohne  Erläuterungen),  dann  das  Inhalts- 
verzeichnis des  Gesetzes  wiedergegeben  wird ,  und  endlich  „  zum 
Behufe  des  richtigen  und  klaren  Verständnisses"  der  strafrecht- 
lichen Vorschriften  der  gesamte  übrige  Text  des  Gesetzes  mit 
wenigen  Abkürzungen  folgt. 

Die  3.  Abt.  bringt  nur  die  Nr.  20.  Nach  ihrer  Ueber- 
schrift soll  dieselbe  enthalten:  „Das  Landesgesetz  betr.  das  Ver- 
fahren  der  Verwaltungsbehörden  bei  Zuwiderhandlungen    gegen 
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die  Zoll-  und  Steuergesetze  vom  25.  August  1879"  mit  der  Voll- 
zugsanweisung, sowie  eine  aus  den  Motiven  entnommene  Ein- 
leitung. Thatsiichlich  folgt  aber  nach  dieser  zunächst  unter  A. 
ein  Auszug  aus  der  Reichs-Str.P.O.,  namentlich  Buch  VI,  Abschn.  3, 
und  demnächst  unter  B:  das  oben  gedachte  Landesgesetz  nebst  Bei- 
lagen. Mag  auch  der  Verf.  die  ,diesfälligen  Gesetze,  insbes.  die 
württemb.,  vollständig  wiedergegeben  haben",  so  erscheint  doch 
das  Bestreben,  die  gesamten  Bestimmiingen  „in  geordneter  Dar- 
stellung" zu  bieten,  nicht  in  vollem  Masse  erreicht. 

Olshausen. 

Xooton,  N.  V.  De  gewysigde  militaire  wetgeving  van 
het  Koningrijk  der  Nederlanden.  Utrecht  1881. 
Vorliegender  Kommentar,  dem  ein  ausführliches  Inhaltsver- 
zeichnis beigegeben  ist.  bespricht  eingehend  Geschichte  und  Be- 
stimmungen des  holländischen  Mil.Str.G.B. ,  erwähnt  auch  die 
diesbezüglichen  belgischen  Gesetze,  sowie  die  Entscheidungen 
des  obersten  Militärgerichtshofes  in  Utrecht,     v.  Sw  in  deren. 

.Mayer,  S.  Kommentar  zur  österr.  Str.P.O.  vom  23.  Mai 
1873.  2.  Liefg.  und  Schluss  des  1.  Teils  des  Kommentars. 
§§.  46-206.     Wien,  Manz.     1881.     S.  179-713.     8  M. 

Die  vorliegende  Lieferung  des  bezeichneten  Kommentars  der 
österr.  Str.P.O.  bildet  mit  der  IblS  erschienenen  1.  Lieferung 
den  1.  Teil  des  II.  Bandes  des  vom  Verf.  im  Jahre  1876  publi- 
zierten Handbuchs  des  österr.  Str.P.R.  (Wien ,  Holder).  Der 
I.  Bd.  des  ganzen  Werkes  enthält  auf  1125  Seiten  (Lex.-Form.)  die 
Entstehungsgeschichte  der  österr.  Str.P.O.  nach  amtlichen  Quellen. 
Im  Kommentar  wird  der  Zusammenhang  mit  dem  I.  Bd.  äusser- 
iich  festgehalten,  indem  der  Erläuterung  der  einzelnen  §§.  ein 
Hinweis  auf  die  entsprechenden  Stellen  der  im  I.  Bd.  niederge- 
legten Materialien  vorausgeschickt  wird.  Innerlich  ist  der  Zu- 
sammenhang überall  da  gewahrt,  wo  es  sich  dem  Verf.  um 
Feststellung  einer  Ansicht  in  kontroversen  Fragen  handelt  und 
die  Materialien  zur  Lösung  derselben  verwertet  werden.  Die 
Litteratur  wird  teils  an  der  Spitze  der  einzelnen  Hauptstücke, 
teils  zu  den  einzelnen  §§.  angeführt.  Soweit  divergierende  An- 
sichten in  Frage  kommen,  enthält  auch  der  Text  der  Erläute- 
rung der  einzelnen  Gesetzesstellen  die  notwendigen  Beziehungen 
auf  die  Litteratur  und  Rechtsprechung  des  Kassationshofs.  Im 
gleichen  Umfange  wie  die  österr.  wird  auch  die  deutsche  Litte- 
ratur berücksichtigt ;    an  vielen  Stellen ,    wo  die  geschichtlichen 
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Grundlagen  des  heutigen  reformierten  Verfahrens  (in  Deutsch- 
land und  Oesterreich)  eine  Berührung  des  geltenden  R.  mit  Insti- 
tuten des  englischen  und  französischen  Verfahrens  aufweisen,  ist 
auch  dieser  Gesetzgebungsgebiete  und  ihrer  Litteratur  in  aus- 
giebiger Weise  gedacht.  —  Der  Text  des  Kommentars  ist  ab- 
weichend von  der  gewöhnlichen  Form  derart  gegliedert,  dass 
die  Uebersicht  aller  aus  der  betreffenden  Gesetzesstelle  sich  er- 
gebenden Fragen  wesentlich  erleichtert  ist ;  M.  gliedert  den  Stoff 
der  Erläuterungen  nach  bestimmten,  aus  der  behandelten  Frage 
sich  ergebenden  Gesichtspunkten,  welche  in  knapp  formulierten 
Uebersichten,  zumeist  in  Form  von  Fragen,  klar  hervortreten. 
Diese  Methode  wird  nicht  nur  dort  befolgt,  wo  der  behandelte 
Gegenstand  auch  innerhalb  eines  Kommentars  eine  gewisse  syste- 
matische Gliederung  des  Stoffes  dringend  gebietet,  sondern  kon- 
sequent in  dem  ganzen  Buche  durchgeführt.  So  z.  B.  wird  der 
Stoff  des  §.  86  Str.P.O.,  der  von  der  Anzeige  strafbarer  Hand- 
lungen spricht,  folgendermassen  geordnet :  I.  Begriff  der  Anzeige, 
Form  derselben.  II.  Wer  ist  zur  Anzeige  berechtigt?  III.  Wer 
ist  zur  Anzeige  verpflichtet?  IV.  Wer  ist  verpflichtet  (berech- 
tigt), eine  Anzeige  entgegenzunehmen  ? 

Bezüglich  der  sachlichen  Behandlung  des  Stoffes  bleibt  Be- 
sprechung bis  zum  Abschluss  des  Werkes  vorbehalten.  Inner- 
halb des  reichen  Stoffes  der  vorliegenden  Lieferung  möge  schon 
hier  auf  die  Behandlung  der  Subsidiaranklage  (S.  203  ff.), 
die  Vorerhebungen  und  die  Voruntersuchung  (S.  317  ff.) 
und  die  Lehre  von  der  Untersuchungshaft  (S.  635  ff.)  auf- 
merksam cremacht  werden.  Ullmann. 


VII.   Kirchenrecht. 

Eoh»,  Th.  Die  Weihbischöfe.  (Archiv  f.  kath.  Kirchen-E. 
von  Vering,  XLVI,  Heft  5,  S.  201—219.) 
Das  Institut  der  Weihbischöfe  wird  von  dem  durch  zahlreiche 
Aufsätze  in  Verings  Archiv  bekannten  Verfasser  ziemlich  trocken 
zur  Darstellung  gebracht.  Als  Materialiensammlung  hat  die 
Arbeit  insofern  Wert,  als  die  römische  Spruchpraxis  der  älteren 
wie  neueren  Zeit  darin  eingehende  Berücksichtigung  findet. 
Einzelne  Sätze  in  den  Ausführungen  bei  Hinschius  Kirchen-R. 
II,  171  ff.  bedürfen  hiernach  der  Ergänzung,  resp.  Berichtigung. 
Der  Stoff  ist  nur  lose,  oft  unvermittelt  und  rein  mechanisch  an- 
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einander  gereiht.  Streitfragen  sind  teilweise  nur  gestreift  oder 
im  Wege  der  Citiermethode  erledigt.  —  Von  Interesse  ist  die 
am  Schliiss  mitgeteilte  Institutionsbulle  des  dei'zeitigen  Weih- 
bischofs in  Olmütz,  Grafen  Belrupt,  zum  episcopus  i.  p.  Ger- 
maniciensis  (Dezember  1880).  H übler. 


VIII.    Staats-  und  Verwaltimgsrecht. 

Schulze,  H.  Lehrbuch  des  deutschen  St.R.  Liefg.  1 — 3 
Xu.  690  S.  Leipzig,  Breitkopf  u.  Härtel.  1880-81.  13  M. 
Seit  der  Gründung  des  norddeutschen  Bundes,  und  in  noch 
böherm  Masse  seit  dessen  Ausgestaltung  zum  Deutschen  Reiche 
ist  unsere  neue  staatliche  Gesamtordnung  Gegenstand  reger 
wissenschaftlicher  Bearbeitung  geworden.  Allmählich  aber  hat 
sich,  besonders  für  akademische  Zwecke,  das  Bedürfnis  einer 
das  Keichsstaats-E.  und  das  Landesstaats-R.  gleichmässig  berück- 
sichtigenden systematischen  Darstellung  geltend  gemacht.  Auf 
das  Lehrbuch  des  deutschen  St.R.  von  G.  Meyer  ist  bald  das 
oben  genannte  Werk  Hermann  Schulzes  gefolgt;  von  demselben 
liegen  gegenwärtig  3  Lieferungen  vor ,  welche  neben  den  vor- 
bereitenden Lehren  das  als  I.  Buch  bezeichnete  System  des 
Landes-St.R.  enthalten;  das  11.  Buch,  dessen  baldiges  Erscheinen 
in  Aussicht  gestellt  ist,  wird  der  Darstellung  des  deutschen 
Reichs-St.R.  gewidmet  sein.  Die  gesonderte  Behandlung  des 
Reichs-  und  des  Landes-St.R.,  für  welche  sich  Yerf.  im  Gegen- 
satz zu  G.  Meyer  entschieden  hat,  rechtfertigt  er  durch  die  Er- 
wägung, da.ss  eine  solche  Scheidung  der  relativen  Selbständigkeit 
des  Reiches  und  der  Einzelstaaten  entspreche,  und  dass  die  beiden 
Haupteile  unseres  St.R.  keine  äquivalenten  Grössen  seien,  indem 
das  Reichs-St.R.  unmittelbar  aus  gemeinrechtlichen  Quellen  fliesse, 
das  Landes-St.R.  aber  zum  grossen  Teile  nur  als  gemeinsame 
Theorie  der  Partikular-R.  betrachtet  werden  könne. 

Das  neue  Werk  des  um  die  Wissenschaft  des  deutschen 
St.R.  hochverdienten  Schriftstellers  ist  die  Ausführung  eines  lange 
gehegten  Planes.  Bekanntlich  hatte  Seh.  schon  vor  1866  eine 
systematische  Bearbeitung  des  deutschen  St.R.  unternommen,  von 
welcher  im  J.  1865  die  I.  grundlegende  Abteilung  erschien  (neue 
Ausgabe  1867  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Krisis  des 
Jahres  1866).  Diese  Katastrophe,  insbesondere  die  Auflösung 
des  deutschen  Bundes,  führte  zu  einer  Sistierung  des  begonnenen 
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Werkes,  und  Seh.  wandte  nunmehr  seine  Hauptthätigkeit  der 
Bearbeitung  des  preuss.  St.R. ,  freilich  in  steter  Anknüpfung  an 
die  gemeinsame  deutsche  Entwickelung,  zu.  Verf.  hat  nicht  nur 
die  in  diesen  beiden  Werken  erprobte  historisch-rationelle  Me- 
thode beibehalten,  sondern  auch  in  der  Einteilung  des  Stoffes 
und  vielfach  in  der  Behandlung  der  einzelnen  Lehren  sich  eng 
an  dieselben  angeschlossen.  Ueberall  jedoch  hat  er  die  neu  her- 
vorgetretenen Ansichten  und  die  neuen  Rechtsgestaltungen  sorg- 
fältig berücksichtigt,  nicht  selten  auch  die  frühere  Anordnung 
oder  Auffassung  in  bemerkenswerther  Weise  geändert.  So  hat 
er  die  frühere  Zusammenfassung  von  Verwaltung  und  Gericht 
unter  die  Gesamtbezeichnung  der  vollziehenden  Gewalt  auf- 
gegeben (S.  31)  und  demgemäss  nunmehr  eine  Dreiteilung  der 
Staatsthätigkeit  in  Gesetzgebung,  Gericht  und  Verwaltung  der 
Darstellung  der  Funktionen  des  Staatsorganismus  zu  Grunde 
gelegt.  Während  den  Schluss  der  Darstellung  des  preuss.  St.R. 
ein  besonderer  Abschnitt  über  den  Rechtsschutz  auf  dem  Gebiete 
des  öffentlichen  R.  bildet,  sind  nunmehr  die  Rechtskontrollen  der 
Verwaltung  wegen  des  engen  sachlichen  Zusammenhangs  im 
Rahmen  der  Lehre  von  der  Verwaltung  behandelt  (S.  633  ff.), 
dagegen  die  Ministerverantwortlichkeit  in  die  Lehre  von  den 
Zentralbehörden  aufgenommen  (S.  297  ff.)  und  die  im  „preuss. 
St.R."  ebenfalls  in  den  Abschnitt  über  den  Rechtsschutz  ver- 
wiesene Beamtendisziplin  in  Verbindung  mit  den  Pflichten  der 
Beamten  (S.  329  ff.)  behandelt.  Die  besonderen  Rechtsverhält- 
nisse der  einzelnen  Landtagsmitglieder  sind  nicht  mehr  in  der 
Lehre  von  der  Zusammensetzung  der  Volksvertretung,  sondern 
unter  den  Befugnissen  der  letzteren  (S.  482  ff.)  erörtert.  Von 
der  Waitzischen  Theorie  des  Bundesstaats  hat  jetzt  auch  Seh. 
sich  losgesagt ;  seine  gegenwärtige  Auffassung  (S.  44  ff.)  stimmt 
im  wesentlichen  mit  der  von  Hänel  gegebenen  Konstruktion 
überein,  insbesondere  betont  er  gegen  La  band  das  unmittel- 
bare Verhältnis  des  Gesamtstaats  zu  den  einzelnen  Bürgern ; 
anderseits  freilich  ist  er  von  Laband  bestimmt  worden,  den 
Bundesstaat  als  Unterart  des  Staatenstaates  zu  betrachten.  Auch 
in  der  Unterscheidung  von  R.-  und  Verwaltungsverordnungen  hat 
er  sich  den  Ausführungen  Labands  angeschlossen  (S.  528  ff.).  In 
andern  wichtigen  Streitfragen  aber  hat  er  gegenüber  den  neu 
aufgestellten  Meinungen  hervorragender  Staatsrechtslehrer  seinen 
bisherigen  Standpunkt  festgehalten  und  zu  rechtfertigen  gesucht. 
So  verhält  er  sieh  in  Betreff  der  Begründung  des  Beamten- 
verhältnisses  ablehnend    gegenüber   der   von  Laband  versuchten 
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Wiederbelebuncr  der  Vertragstheorie  und  will  vielmehr  die  An- 
stellung des  Beamten  nur  als  einseitigen  Verwaltungsakt  gelten 
lassen  (S.  320—21).  Gegenüber  der  von  Gerber  und  Laband 
unternommenen  „Eliminierung'  der  Lehre  von  denGrund-R.  macht 
er  energisch  geltend  (S.  366  ff),  dass  aus  den  Rechtssätzen,  welche 
die  Staatsgewalt  verpflichten,  sich  gewisser  Eingriffe  in  die  Frei- 
heit der  einzelnen  Bürger  zu  enthalten,  subjektive  R.  der  letz- 
teren fliessen,  welche  auch  für  die  Systematik  des  Staats-R. 
massgebend  seien.  „Trotz  der  Polemik  Labands*  hält  er  an  dem 
neuerdings  auch  von  Martitz  bestrittenen  Merkmale  der  All- 
gemeinheit für  den  Begriff  des  Gesetzes  fest  (S.  517);  ebenso 
(S.  519 — 520)  gegenüber  dem  von  Martitz  ausgegangenen  leb- 
haften Angriff  an  der  in  seinem  „preuss.  St.R.'  (II,  S.  205  ff.) 
adoptirten  Unterscheidung  von  Gesetzen  im  materiellen  und  im 
formellen  Sinne. 

üeberaU  in  den  Ausführungen  des  Verf.  zeigt  sich  mass- 
volle Gesinnung,  klare  und  gefällige  Darstellung,  verständige 
Hervorhebung  der  leitenden  Gesichtspunkte  und  zweckmässige 
Auswahl  der  Citate  aus  den  Landes- Verfassungen  und  -Gesetzen. 
Mit  besonderer  Spannung  darf  man  dem  Erscheinen  der  letzten 
Abteilung  entgegen  sehen,  da  Seh.  ankündigt  (S.  Vii),  dass  seine 
hier  zum  erstenmal  darzulegende  Auffassung  der  staatsrecht- 
lichen Natur  des  Deutschen  Reiches  und  seiner  Institutionen  in 
wesentlichen  Punkten  von  der  jetzt  üblichen  Konstruktion  ab- 
weiche. Brie. 

Branchitsch,  M.  v.  Die  neuen  preuss.  Verwaltungs- 
gesetze, n.  Bd.  5.  Aufl.  der  Organisationsgesetze  der 
inneren  Verwaltung.  Berlin,  Heymann.  1881.  VII  u.  4928. 
Geb.  7  M. 

Mit  diesem  11.  Bd.  ist  das  ganze  Werk  (dessen  I.  Bd.  S.  36, 
37  angezeigt  wurde)  abgeschlossen.  Derselbe  enthält  diejenigen 
neueren  preuss.  Gesetze,  welche  sich  auf  die  Verfassung  und 
Verwaltung  der  Kreise  und  der  Provinzen  als  kommunaler  Ver- 
bände, bezw.  auf  deren  Ausstattung  mit  Fonds  zur  Selbstverwal- 
tung beziehen,  nämlich  die  Kreisordnung  v.  13.  Dez.  1872  und 
die  Provinzialordnung  v.  29.  Juni  1875  in  der  durch  die  Novellen 
V.  19.  u.  22.  März  1881  abgeänderten  Fassung  und  die  Dota- 
tionsgesetze V.  30,  April  1873,  v.  8.  Juli  1875,  nebst  den  Aus- 
fühningsbestimmungen  und  den  zugehörigen  Gesetzen  (über  vor- 
läufige Straffestsetzung  v.  14.  Mai  1852,  betr.  Ausführung  des 
Impfgesetzes   v.  12.    April   1875 ,    betr.    die    Verpflichtung    zur 
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Unterstützung  hilfsbedürftiger  Hebammenbezirke  v.  28.  Mai  1875, 
betr.  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder  v.  13.  März  1878, 
betr.  die  Errichtung  von  Landeskulturrentenbanken ,  v.  13,  Mai 
1879,  und  betr.  die  Ausführung  des  Reichsges.  über  die  Abwehr 
und  Unterdrückung  von  Viehseuchen  v.  12.  März  1881).  Die 
Fassungsänderungen,  Zusätze  und  neueren  Bestimmungen  aus  den 
iSTovellen  zu  der  Kreis-  und  Provinzialordnung  sind  durch  ge- 
sperrten Druck  hervorgehoben.  Die  grundlegenden  Gesetze 
werden  durch  orientierende  Einleitungen  über  die  leitenden  Ge- 
sichtspunkte und  ihre  äussere  Entstehungsgeschichte  eingeführt. 
Die  einzelnen  Paragraphen  derselben  sind  unter  sorgfältiger  Be- 
nützung der  Rechtsprechung,  namentlich  des  Oberverwaltungs- 
gerichts und  ergangener  Verwaltungsverfügungen  eingehend 
erläutert.  Beigefügt  ist  ein  Verzeichnis  der  Stadtkreise  und 
Landkreise  der  Kreisordnungsprovinzen,  sowie  der  Städte  mit 
mehr  als  10,000  Einwohnern  unter  Angabe  der  ortsanwesenden 
Bevölkerung  nach  der  Zählung  v.  1.  Dez.  1880  nebst  einem  ge- 
nauen alphabetischen  Sachregister  über  das  ganze  Werk.  Für 
die  Kenntnis-und  das  Verständnis  der  grossen,  freilich  noch  immer 
nicht  ganz  abgeschlossenen  Gesetzgebungsarbeit  der  neuen  preuss. 
Verwaltungsorganisation  ist  das  Werk  von  v.  Br.  in  Wahrheit 
unentbehrlich.  In  knapper  und  scharfer  Formulierung  sind  die 
Prinzipien,  auf  welchen  die  Gesetze  beruhen,  wie  der  Inhalt  der 
einzelnen  Gesetzesbestimmungen  dargelegt  und  nicht  allein  die 
preuss.  Verwaltungspraktiker,  sondern  alle,  welche  sich  mit  den 
die  Grundlagen  des  heutigen  Staatslebens  berührenden  Fragen 
der  Verwaltungsorganisation  und  der  Verwaltung  zu  beschäftigen 
haben,  finden  in  dieser  Ausgabe  der  preuss.  Verwaltungsgesetze 
und  den  beigefügten  Erläuterungen  über  die  gegenwärtigen  Ver- 
waltungszustände  und  Verwaltungsgrundsätze  in  Preussen  jede 
erforderliche  Auskunft  und  Belehrung.  v.  Sarwey. 

Eberts,    E.      Forstliche    Rechtskunde    Preussens.      Ein 

Handbuch   für  Forstmänner ,   Waldbesitzer ,    Amtsvorsteher, 

Bürgermeister  und  Amtsanwälte.     Leipzig,  Mertens.     1881. 

XXX  u.  605  S.     6  M.  50  Pf. 

Das  Buch  gibt  einerseits  eine  Darstellung  des  preuss.  Forst-R. 

nebst  den  Annexen,  wie  Jagd-  und  Fischerei-R.  (I.  T.,  S.  1—194), 

anderseits  eine  ziemlich  breite  Uebersicht   über  das  in  Preussen 

geltende   Zivil-R.    (auf    das    A.  L.R.    beschränkt),     Zivilprozess-, 

Straf-  und  Strafprozess-R.,  soweit  die  Kenntnis  desselben  für  den 

Forstmann  und  den  mit  dem  Wald  befassten  Selbstverwaltungs- 
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beamten  Bedeutung  hat.  Der  I.  T.  behandelt  zunächst  übersicht- 
lich die  Bestimmungen  der  preuss.  Agrargesetze,  gibt  sodann  Aus- 
züge aus  den  Gesetzen  von  1872  über  den  Eigentumserwerb  etc., 
endlich  im  Wortlaut  und  mit  Anmerkungen  und  Vollzugs- 
bestimmungen das  Gesetz  von  1875  über  die  Schutzwaldungen 
und  Waldgenossenschaften,  das  Forstdiebstahlgesetz  von  1878, 
das  Feld-  und  Forstpolizeigesetz  von  1880,  die  Jagd-  und  Fischerei- 
gesetze. Der  n.  T.  ist  in  Form  einer  systematischen  Darstellung 
und  Anlehnung  an  die  über  diese  Rechtsmaterien  vorhandenen 
Lehrbücher  gehalten.  Die  Zusammenstellung  der  speziell  forst- 
rechtlichen Bestimmungen  wird  den  Kreisen,  für  die  das  Werk 
bestimmt  ist,  gute  Dienste  leisten,  da  sie  das  Material  vollständig 
berücksichtigt,  und  die  Benutzung  durch  ein  ausführliches  Sach- 
register erleichtert  ist.  Systematik  und  Begriffsbestimmung  ist 
zwar  manchmal  nicht  klar  und  scharf  genug.  Das  wichtige 
preuss.  Gemeindewaldgesetz  vom  14.  Aug.  1876  ist  bloss  unter 
der  Agrargesetzgebung  (S.  8.)  kurz  erwähnt  und  nicht  vollständig 
abgedruckt.  Die  Darstellung  des  Forst  straf-R.  und  -Prozesses 
ist  nicht  im  Zusammenhang  mit  der  des  allgemeinen  Straf-R. 
und  -Verfahrens  erfolgt.  Schenkel. 

Marcinowski,  F.     Die  deutsche  Gewerbeordnung  für  die 
Praxis  in  der  preuss.  Monarchie  mit  Kommentar  und 
Anhang,    enthaltend  die  Gesetze  zum  Schutze  des  Urheber- 
rechts   gewerblicher  Leistungen    und  die   preuss.   Gewerbe- 
steuergesetze.     2.    durch    einen    Nachtrag    vermehrte 
Auflage.   Berlin,   C.  Heymann.    1881.     XVI  u.  470  S.    9  M. 
Derselbe.     Die  Reformgesetze    der  Gewerbeordnung   aus 
den    Jahren    1880   und  1881.     Mit   Kommentar.     Berlin, 
C.  Heymann.     1881.     VI  u.  42  S.     1  M. 
Das  Hauptwerk  (XVI  u.  428  S.)  gibt  nächst  einer  kurzen  Ein- 
leitung über  den  Gang  der  preuss.-deutschen  Gewerbegesetzgebung 
bis  zum  Jahre  1879  den  Text  der  deutschen  Gewerbeordnung  und 
der  bis  zum  ebenbezeichneten  Jahre  hinzugekommenen  Novellen 
mit  einem  umfänglichen  Erläuterungsapparate,  welcher  teils  aus 
der  vollständigen  oder  auszugsweisen  Wiedergabe  aller  nur  irgend 
zum  Gewerbewesen  in  Beziehung  tretenden  Reichs-  und  preuss. 
Landesgesetze,  teils  aus  präzisen  Auszügen  aus  den  Gesetzesmotiven, 
sowie  den  Präjudizien  der  Obergerichte  und  Ausführungsbestim- 
mungen   der    obersten  Behörden   des   Reichs    und    Preussens  — 
wiederum  bis  1879  —  besteht.     Als  Anhang  folgen  die  Reichs- 
gesetze zum  Schutze  des  ürheber-R.   (ohne  Erläuterungen)   und 
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die  gesetzlichen  Bestimmungen  Preussens,  betr.  die  Staatsgewerbe- 
steuer, zunächst  die  Gesetze  von  1820,  1861,  1872  und  1874 
wegen  Besteuerung  des  stehenden  Gewerbebetriebs,  welche  be- 
kanntlich einen  besonders  dankbaren  Stoff  für  die  Zusammen- 
stellung abgeben,  mit  Erläuterungen  aus  der  weiteren  einschlä- 
gigen Gesetzgebung ,  sodann  das  Hausiersteuergesetz  v.  3.  Juli 
1876  (wieder  ohne  Kommentar).  Ein  Register  von  25  Seiten 
bildet  den  Abschluss.  Beigegeben  ist  ein  Nachtrag,  welcher 
unter  dem  oben  an  zweiter  Stelle  angegebenen  Separattitel  auch 
besonders  erschienen  ist,  und  das  Eeichsgesetz  v.  15.  Juli  1880 
über  den  Gewerbebetrieb  der  Schauspielunternehmer,  das  preuss. 
Gesetz,  betr.  das  Pfandleihgewerbe  v.  17,  März  1881,  sowie 
das  Reichsgesetz  v.  18.  Juli  1881  über  das  Innungswesen,  mit 
Erläuterungen  aus  den  Motiven  und  preuss.  Ausführungsinstruk- 
tionen umfasst. 

Von  demselben  Verf.  ist  die   Gew.-O.  in  der  Heymannschen 
Textausgabe  der  Gesetze  mit  Anmerkungen  (Nr.  2)  herausgegeben. 

Leuthold. 


IX.    Internationales  Kecht. 

Guelle,  Jules,  Capit.  adjudant  major  au  44'^  reg.  de  ligne,  docteur 
en  droit.  La  guerre  continentale  et  les  personnes. 
Paris,  Librairie  militaire  de  S.  Dumaine.  1881.  VIT  und 
253  S.     5  fr. 

Das  Buch  soll  durch  den  bekannten  Briefwechsel  zwischen 
Bluntschli  und  Moltke  (Revue  de  droit  international,  Bd.  XIII, 
S.  79)  veranlasst  sein,  es  stellt  sich  die  Aufgabe,  den  Landkrieg 
im  Verhältnis  zu  den  Personen  vom  völkerrechtlichen  Standpunkt 
zu  schildern  und  Ansichten  zu  stützen,  durch  deren  Anwendung 
der  Krieg  humaner  werden  soll.  Vorbemerkungen  erörtern  Be- 
griff und  Eintheilung  des  Krieges  und  die  philosophischen  Fragen, 
ob  der  Krieg  zulässig,  gut  oder  übel  ist  und  eines  Tages  ver- 
schwinden wird.  Die  eigentliche  Abhandlung  zerfällt  in  4  Teile, 
von  denen  der  1.  die  Kriegserklärung  und  deren  Folgen  auf  die 
Personen;  der  2.  die  Feindseligkeiten  selbst  (die  Kriegführenden, 
erlaubte  und  unerlaubte  Mittel,  Belagerungen  und  Bombarde- 
ments, Spione  Verräter,  Ueberläufer,  Boten  und  Luftballons, 
Repressalien)  zum  Gegenstand  hat ;  dazu  tritt :  die  Behandlung 
der  Verwundeten  und  Kranken,   der  Toten  und  Gefangenen,  so- 
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wie  die  Okkupation  und  deren  Wirkungen.  Der  3.  Teil  umfasst: 
das  provisorische  Aufhören  der  Feindseligkeiten,  der  4.:  deinen 
Beendigung,  den  Frieden  und  die  Eroberung.  In  einem  Anhang 
sind  die  K.  und  Pflichten  der  Neutralen  in  besonderer  Berück- 
sichtigung von  Belgien,  Luxemburg  und  der  Schweiz  berührt. 
Bei  jedem  Punkt  werden  die  Ansichten  der  bedeutenderen  Autoren 
bezeichnet,  auch  einzelne  geschichtliche  Notizen  ohne  Eingehen 
auf  die  Quellen  gegeben.  Das  Hauptgewicht  des  Buches  liegt  in 
einer  Anwendung  der  vom  Verf.  hauptsächlich  gegen  Bluntschli 
behaupteten  Ansichten  auf  den  deutsch-französischen  Krieg.  Hier- 
bei werden  die  gegen  die  deutsche  Kriegsführung  vorgebrachten 
Thatsachen,  wie  sie  namentlich  während  des  Kriegs  von  franzö- 
sischen Blättern  geschildert  sind,  ohne  weitere  Untersuchung  als 
richtig  angenommen  und  ohne  Darlegung  der  deutschen  Gesichts- 
punkte beurteilt.  Kays  er. 

Schnitz,  K.  Der  Widerstand  gegen  die  auswärtige 
Staatsgewalt.  Magdeburg,  E.  Bänsch  jun.  1881. 
73  S.     1  M. 

Das  aktuelle  Thema  der  Weltrechtspflege  in  Ansehung  poli- 
tischer Verbrechen  findet  hier  unter  widerspruchsvollem  Titel 
(„Auswärtige  Staatsgewalt"  soll  sagen:  fremder  Staat)  Be- 
handlung. Verf.  geht  von  allem  Scheinliberalismus  frei  von 
dem  Gedanken  aus,  dass  die  engeren  internationalen  Beziehungen 
der  Neuzeit  dem  modernen  Staate  die  völkerrechtliche  Pflicht 
auferlegen,  diejenigen  Staaten,  mit  denen  er  dauernd  in  „Ver- 
bindungen steht"  (S.  22),  in  ihrem  unverletzten  Bestände  gegen 
verbrecherische  Angriff'e  in  strafrechtlichen  Schutz  zu  nehmen. 
Dass  dabei  Verf.  an  mehr  als  einer  Stelle  zu  konkreteren 
juristischen  Gestaltungen  und  begründeten  Forderungen  gelangt 
wäre,  wenn  er  seiner  Darstellung  die  Idee  der  internatio- 
nalen Staatengesellschaft  zu  Grunde  gelegt  hätte,  ist 
jedem  klar,  dem  es  zum  Bedürfnis  geworden  ist,  ein  über  die 
Staatsgrenze  hinausgehendes  Gemeinwesen  der  Kulturvölker  theo- 
retisch zu  fixieren.  Verf.  beklagt  die  Schutzlosigkeit  des  fremden 
Staates  als  eine  Lücke  in  der  Strafrechtspflege  des  Deutschen 
Reichs  und  schlägt  vor,  alle  in  den  §§.  110—122  des  K.Str-G.B. 
enthaltenen  Delikte  in  der  Richtung  gegen  das  Ausland  unter- 
schiedslos zu  pönalisieren  (S.  71j.  Die  H.  Seuffert  (Breslau) 
gewidmete  Schrift  zeichnet  sich  aus  durch  systematische  Üeber- 
sicbt  und  plastische  Durchführung  der  vom  Verf.  aufgestellten 
Thesen.  Stoerk. 
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Böhm,    F.      Handbuch     der     internationalen     Nachlass- 
behandlung,    mit     besond.     Rücksicht     auf    das 
Deutsche  Reich  und   die  einzelnen  Bundesstaaten, 
einschliesslich  Elsass-Lothringen.    Unter  Benützung 
amtlicher    Quellen.      Augsburg,    Reichel.      1881.     VII  und 
473  S.     7  M. 
Dieses  Werk  gehört  durch  Stoff  und  Bearbeitung  sowohl  der 
Wissenschaft  des  internalen  Privat-R.  an  als  derjenigen  der  ver- 
gleichenden Gesetzgebungskunde. 

Der  Verfasser,  ein  praktischer  Jurist,  aber  in  der  Theorie 
wohl  bewandert,  erörtert  zunächst  einige  „Vorbegrüfe" :  Ausländer 
und  Staatsangehörigkeit,  Wohnsitz  und  Aufenthalt,  Begriff  und 
juristische  Natur  der  Staatsverträge,  deren  Abschluss,  staatsrecht- 
liche Gültigkeit  und  Wirksamkeit.  Es  folgen  sodann  die  all- 
gemeinen Grundsätze  über  die  internationale  Behandlung  der 
Verlassenschaften ,  womit  nach  richtiger  Anschauung  das  Vor- 
mundschaftswesen verbunden  wird;  endlich  die  Grundsätze  über 
Sicherung  des  Nachlasses,  Erstattung  von  Kur-  und  Beerdigungs- 
kosten, Zurückstellung  der  Ordensdekorationen,  über  Abschoss 
und  Nachsteuer,  über  das  R.  des  Staates  auf  erblose  Güter. 

Nach  diesem  allgemeinen  Teile  geht  Verf.  im  besonderen 
Teile  über  zu  einer  eingehenden  Schilderung  der  Nachlass- 
behandlung (mit  Berüchsichtigung  des  Vormundschaftswesens), 
sowohl  in  den  Ländern  des  Deutschen  Reichs,  einschliesslich 
Elsass-Lothringen,  als  auch  in  den  ausserdeutschen  Ländern,  ein- 
schliesslich Brasilien,  Mexiko,  Costa-Rica,  Uruguay  und  La  Plata- 
Staaten,  Hawaii-Inseln,  Samoa,  Persien,  China,  Japan,  Slam.  Die 
Gesetze  der  verschiedenen  Länder  und  die  Verträge  werden  stets  mit 
Genauigkeit  angeführt  und  benutzt ;  die  Litteratur,  auch  des  Aus- 
landes, ist  in  umfassender  Weise  berücksichtigt.  Ein  Anhang  ent- 
hält die  wichtigeren  Bestimmungen  über  Exterritorialität,  Kon- 
sulatwesen, Legalisation  öffentlicher  Urkunden,  Zustellungen  im 
Auslande,  Postporto  bei  amtlicher  Korrespondenz,  gegenseitiger 
Einziehung  von  Gerichtskosten  unter  den  deutschen  Bundesstaaten. 
Das  Werk  schliesst  mit  verschiedenen  Beilagen  und  einem  aus- 
führlichen alphabetischen  Register.  Rivier. 
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B.   Zeitschriftenüberschau. 


Mouatsberichte   d.  kgri.   prcnss.   Akademie   d.   Wissenschaften. 

(Juni.")  Zachariä  v.  Lingenthal.  Pap3Tusblätter  v.  Sinaikloster 
mit  Bruchstücken  griech.-röm.  Jurisprudenz. 

>'0UTelIe  Revue  historique.  V.  5.  Glasson,  les  sources  de  la 
procedure  civile  francaise.  Pasquier.  coutumes  de  S.  Bauziel. 
Darestc.  compte-rendu  (les  recherches  sur  Thistoire  de  droit 
frison  p.  Richthofen).  Prix  Rossi,  „etudier  dans  les  diverses 
Constitutions  du  lEurope  et  dans  les  Constitutions  des  Etats 
Unis  la  division  du  pouvoir  legislatif  en  deux  Chambres  et  recher- 
cher quelles  ont  ete  les  attributions  et  l'intluence  de  chacun 
delies".  Bis  -31.  111-  1883  an  das  Secretariat  de  la  faculte  de 
droit  ä  Paris.     In  franz.  od.  latein.  Sprache.     4000  frcs. 

Jurist.  Blätter.  >>'r.  43.  Heimisches  Partikular-R.  Nr.  44.  Schir- 
mnngsklage  n.  Streitverkündigung. 

Allgrem.  österr.  Gerichtsztg.  Xr.  79 — 83.  Glaser,  Kritik  des 
Zeugenbeweises  im  Str.P.  (Schluss).  Nr.  84.  Zucker,  Brand- 
legung an  eigener  Sache.  Nr.  85  ff.  Braun,  Notifikation  des 
Protestes  mangels  Zahlung. 

Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  Hrsg.  v.  Prof.  Heusle.  Orelli.  Schnell  u. 
V.  Wyss,  Vater  und  Sohn.  (Basel,  Bahnmaier.)  XXH.  1.  Heft. 
Hub  er,  das  kölnische  R.  in  den  zähriugischen  Städten  (Antritts- 
vorlesung).   Schnell,  Reclitsquellen  des  Kantons  Freiburg. 

Bijdragen  tot  de  kennis  van  het  Staats«,  Provlnclaal-  en  iTemeen- 
tebestuur  in  Xederland.  25.  Deel.  Nieuwe  Serie.  Deel  12.  All. 
1  en  2.  Schreuder.  Jets  betreffende  de  gemeente-comptabiliteit, 
in  verband  met  de  kosten  der  schutterij.  Betz,  eenige  opmer- 
kingen  naar  aanleiding  der  wet  tot  regeling  van  het  recht  van 
ondersoek.  Amtzenius,  uitvoering  van  wetten  door  geweste- 
lijke  besturen.     Idsinga.  Staat  en  Bondstaat. 

Themis.  T.  42.  Nr.  4.  Kappeyne  van  de  Coppello.  over 
novatie.  v.  d.  Biesen,  het  beding  van  artikel  297  Wetboek 
van  Koophandel.  Heemskerk.  jets  naar  aanleiding  van  artikel 
55  C.P.     W  e  1 1  e  n  b  e  r  g  h .  be wusteloos  en  onbe wüst. 

Nieuwe  Bijdragen  voor  Rechtsgeleerdheid  cn  Wetgewing.  VII. 
1881.  Nr.  3.  Schreuder,  het  ontstaan  en  het  verlies  van  het 
Nederlanderschop  volgens  de  Wet  van  28.  Juli  1850  (S.B.Nr. 44) 
en  het  B.W.      Mees.    art.  819  B.W. 

The  law  Magazine  and  Review.  Nr.  242.  Nov.  81.  Ball,  on 
jurisprudence  and  the  amendment  of  the  law.  Kingliorn: 
ought  grandjuries  to  be  abolished?  Roman  law  in  England  and 
Belgium.  Baker,  tiie  practise  of  quarantine.  Quarterly  Notes 
(Nekrolog  Bluntschlis). 

American  law  Review.  XV.  7.8.  Biddle,  liability  of  officers  in 
a  judicial  capacity.  B  r  a  n  d  e  i  s .  liability  of  trust  estates  on  con- 
tracts  made  for  their  benefit.  Reynolds,  why  should  not  a 
decedents  real  estate  descend  and  be  administered  like  perso- 
nalty?     R.  Foster.  subjection  of  the  State  to  law. 

Patentblatt.     Nr.  45.  Ausländ.  Patentgesetze  (Türkei). 

Arbeiterfreund.  XIX.  4.  5.  Siberschlag.  Haftpflicht  u.  Unfall- 
versicherung. Hansen,  Besserungsanstalt  Bokelholm  u.  d. 
Korrigendenwesen  in  Schleswig-Holstein. 


12G       Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    3.  Heft. 

Wallmanns  Versicherungs-Zeitschr.  Berlin.  Jahrg.  1881.  Nr.  89. 
Die  Rückversicherung  der  Societäten.  Nr.  90.  Prämienzahlung 
bei  mehrjähriger  Versicherung.  Bedeutung  der  sog.  Vorwirkungs- 
klausel. Zur  Frage  der  Bilanzfälschung.  Nr.  91.  Klagen  aus 
Versicherungsanträgen.  Nr.  93.  Zur  Frage  der  Rechtsfähigkeit 
u.  Statutänderung  der  nur  landespolizeilich  genehmigten  preuss. 
Gegenseitigkeitsgesellschaften.  Die  Gegenseitigkeit  u.  der  Nach- 
schuss.  Nr.  96.  Die  Handhabung  des  staatlichen  Aufsichtsrechts 
in  Preussen.     Rechtsstellung  der  Versicherungsagenten. 

(Preuss.)  Archiv  f.  Eisenbahnwesen.  Berlin.  1881.  6.  Abschluss 
eines  internationalen  Vertrages,  betr.  d.  Eisenbahnfracht-R.  Ueber- 
sicht  der  in  den  Jahren  1878  —  1881  in  d.  preuss.  Eisenbahn- 
Verordnungsblatt  u.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen  aufgenommenen 
Entscheidungen  u.  Rechtsgrnndsätze  der  höheren  Gerichte  u. 
Verwaltungsbehörden. 

Ztg.  desYereins  deutscher  Eisenbahn-Verwaltungen.  Berlin.  1881. 
Nr.  65.  lieber  d.  Ei'gänzungsbestimmungen  zur  Signalordnung 
f.  d.  Eisenbahnen  Deutschlands.  Nr.  67.  Die  Börsensteuer  d. 
Deutschen  Reichs.  Nr.  70,  75  u.  76.  Zum  Berner  Entwurf  eines 
internationalen  Vertrags  üb.  d.  Eisonbahnfrachtverkehr.  Nr.  78. 
Röscher,  zur  Kontroverse  Staats-  u.  Privatbahnen.  Nr.  80. 
Internationale  Konferenz  f.  Transport-R.  Nr.  82.  Die  Erhebung 
von  Nebengebühren  auf  den  Eisenbahnen. 

Centralbl.  f.  Eisenbahnen  n.  Dampfschiffahrt  der  österr.-ungar. 
Monarchie.  Wien.  1881.  Nr.  96.  Eisenbahn-  u.  See-R.  Nr.  117. 
Konferenz  zur  Vereinbarung  eines  internationalen  Eisenbaiin- 
frachtverkehrs  in  Bern. 

Seliundärbahn-Ztg.  Siegen.  Jahrg.  1881.  Nr.  24.  Der  Bau  u.  Be- 
trieb der  Schmalspurbahnen  u.  deren  volkswirtschaftliche  Bedeu- 
tung f.  d.  Deutsche  Reich. 

Aunalen  d.  sächs.  Ob. L.Ger.  II.  6.  Lamm,  Zuständigkeit  z.  Er- 
lass  d.  Ordnungsstrafen  in  Justizsachen. 

Jurist.  Zeitschr.  f.  Elsass-Lothringen.  VI.  10.  Scherer.  Ver- 
schiedenheit im  deutschen  u.  tranzös.  Prozess. 

Zeitschr.  f.  d.  gesamte  Strafrechtswissenschaft.  I.  3  u.  4. 
Ruhstrat,  diebische  Absicht.  Buri,  Kausalität  der  Unter- 
lassung. Oettingen,  methodische  Erhebung  ü.  Beurteilung 
kriminalist.  Daten.  Stephen,  d.  gegenwärtige  Zustand  des 
engl.  Str.R.  Sontag,  Beiträge  z.  Lehre  v.  d.  Strafe.  Gar- 
raud,  R.  d.  Presse  in  Frankreich.  Merkel,  Hälschners  gem. 
deutsches  Str.R.  \i.  d.  Idealismus  in  d.  Strafrechtswissenschaft. 
Rechtsfälle  1.  Instanz.  Litteraturbericht.  Beilagen:  französ. 
Pressgesetz  v.  29.  Juli,  österr.  Wucherges.  v.  28.  Mai  1881. 

Archivio  itiiliano  per  le  mallatie  nervöse.  XVIII.  1.  Tamburini, 
legislazione  per  gli  alienati  ed  i  maniconiii. 

Zeitschr.  f.  Praxis  u.  Gesetzgebung  der  Verwaltung  (K.  Sachsen^. 
Von  Dr.  Otto  Fischer.  2.  Bd.  H.  7.  üeber  die  Verwaltungs- 
organisation in  Sachsen,  von  einem  höheren  Verwaltungsbeamten. 

Sachs.  Wochenblatt  f.  Verwaltung  u.  Polizei  (Leipzig).  Von  Dr. 
Max  Schober.     1881.  Nr.  46.     Paulus,  die  Gemeindewahlen. 

Oesterr.  Zeitschr.  f.  Verwaltung.  Von  Dr.  Rottmann  Jäger. 
14.  Jahrg.  Nr.  36 — 42.  Eglauer,  Beiträge  zur  Reform  des 
österr.  Strafgesetzes  über  Gefällsübertretungen.  Nr.  43—44. 
Korb,    die  Notwendigkeit  einer  Reform  des  österr.  Heimats-R. 
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C.   Neue  Erscheimingeii. 

Vom  '21.  Okt.  bis  15.  Nov.   erschienen  oder  bei  der  Redaktion  einge- 
gangen X*  wird  besprochen  werden). 

1.  Bucher  und  BroschUreu. 

Sclirnder,  die  Franken  u.  ihr  K.     Weimar,  Böhlan.     1  M.  60  Pf. 
Kah,-'  Beiträge  zum  R.  der  Erwerbs-  u.  Wirtschaftsgenossenschaften. 

Mannheim.  Bensheimer.     5  M. 
Rönne.   Staats-R.   d.  preuss.  Monarchie.     4.  Aufl.  6.  Lief.     Leipzig, 

Brockhaus.     2  M. 
Freuden  st  ein,  die  Strafrechtspflege  im  Schatten  der  Politik,   Lpzg., 

Sigismund.     1  M.  20  Pf. 
Ihering,  Zivilrechtsfälle  ohne  Entscheidungen.  4.  Aufl.  Jena,  Fischer. 

3  M.  20  Pf. 
Schulze,  die  sächs.  Hausgesetze.     Ebenda.     10  M. 
Dorendorf,*  Str.Pr.O.  f.  d.  Deutsche  Reich  erläutert.   Breslau,  Kern. 

7  M.  50  Pf. 
Müller,  H.,  d.  preuss.  Justizverwaltung.     System.  Darstellung  der  d. 

administrativen  Geschäfte  der  Justiz  betr.  Vorschriften.    Auf  amtl. 

Veranlassung.     Berlin.  Kühne.     1.  Liefg.     Subskr. -Preis  9  M. 
Roll.    d.    Tierseuchen    mit  Berücksichtigung  d.  deutschen  u.  österr. 

Gesetzgebung.     Wien.  Braumüller.     9  M. 
Annalen    d.    Reichsgerichts.    IV.  3.      Leipzig,   Duncker    u.    Humblot. 

1  M.  20  Pf. 
Reitzenstein.    Armengesetzgebung    Frankreichs    in    histor.    Ent- 

wickelung.     Ebenda.     5  M. 
Staatsarchiv.  39.  Bd.  1.  2.     Ebenda,     ä  1  M.  40  Pf- 
An  emulier.    Gesch.    d.   Verfassung    Mailands    1075 — 1117.     Halle, 

Xiemeyer.     1  M.  60  Pf. 
Brunn  eck,  W.  v.,  Siciliens  mittelalterliche  Stadtrechte.    Nach  alten 

Drucken  u.  Handschriften.     Ebenda.     20  M. 
EUissen,    der  Senat  im  oström.    Reiche.      Göttingen,    Peppmüller. 

1  M.  20  Pf. 
Schmidt.  Repetitorium  d.  prakt.  Politik.  Leipzig.  Rossberg.  IM.SOPf. 
Kowalzig,*  allgem.  deutsche  Wechsel-Ord.  Berlin,  Springer.  3.  Aufl. 

3  M.  60  Pf. 
Gilbert,   Handbuch  d.  griech.  Staatsaltertümer.     Leipzig,  Teubner. 

I.    5  M.  60  Pf. 
Herrmann.  d.  neue  Strafgefängnis  am  Plötzensee  bei  Berlin.    Fol. 

in  Mappe.     Berlin.  Ernst  u.  Korn.     30  M. 
Martin.     K.   Christ.   Friedr.    Krauses  Leben,    Lehre    u.  Bedeutung. 

Leipzig.  Findel.     4  M. 
Kräh,  Konkursverwalter.     Neuwied,  Heuser.     2  M.  10  Pf. 
B  e  k  k  e  r  ,*  E.  J..  d.  Kouponsprozesse  d.  österr.  Eisenbahngesellschaften 

u.  d.  internationalen  Schuldverschreibungen.      Weimar,   Böhlau. 

196  p.     4  M. 
Verhandlungen  der  7.  Synode  der  Altkatholiken.  Bonn,  Neusser.  2  M. 
Mangold,    de    ecclesia    primaeva    pro    Caesaribus  ac  magistratibns 

Romanis  preces  fundente.     Bonn,  Strauss.     1  M. 
Eger,*  Notwendigkeit  einer  Revision  d.  preuss.  Enteignungsgesetzes. 

Breslau.  Kern.     1  M.  50  Pf. 
Terminkalender  f.  d.  bayr.  Juristen.    München,  Stahl.    16".   2M.  50Pf. 
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Dr.  Desiderius,  pro  sanitate.     Berlin,  Bohne.     60  Pf. 

Beleuchtung  der  neuen  Gesetzgebung  vom  sanitären  Standpunkte. 

Holder,  Savigny  u.  Feuerbach.  Berlin,  Habel.  (Holtzendorffs  Vor- 
träge 378.)     1  M. 

Brnns,  fontes  iuris  romani  ed.  4.  accessit  supplementum  Momm- 
senii.     Freiburg,  Mohr.     7  M.  (Supplement  40  Pf.) 

Schulte,*  Gedanken  über  Aufgabe  u.  Reform  des  Jurist.  Studiums. 
Bonn,  Cohen.     60  Pf. 

Bloch,  Jean  Bodin.     Wien,  Löwy.     60  Pf. 

Hermann,  Entwickelung  des  altdeutschen  Schöffengerichts  (Gierkcs 
Untersuchungen).     Breslau,  Köbner.     6  M.  80  Pf. 

Geschäftsbetrieb,  der,  d.  kaufmännischen  Reisenden  in  gewerbepoli- 
zeilicher, steuerlicher,  privatrechtl.  Beziehung.  Stuttgart,  Greiner. 
16».     1  M. 

Brülcke,  d.  Entwickelung  d.  Reichsstandschaft  d.  Städte.  Hamburg. 
Kriebel.     2  M. 

Rohr,  Handbuch  d.  prakt.  Eisenbahndienstes.  Neue  Ausg.  Stuttg. 
Maier.     7  M.  50  Pf. 

Lorsch  u.  Schröder,  Urkunden  zur  Geschichte  d.  deutschen  R. 
I.  Privat-R.     Bonn,  Markus.     5  M. 

Thulesius,  §.  90  d.  Gerichtskostenges.  etc.  erörtert  v.  Berlin,  Putt- 
kammer.    80  Pf. 

Schmidt,  M.  E.,  Lehrb.  d.  Pandekten-R.  1.  Liefg.  Besitzeigentum. 
Ebenda.     3  M. 

Künzel,  E.,  der  erste  Hochverratsprozess  vor  d.  deutschen  Reichs- 
gericht.    Leipzig,  Hesse.     1  M.  20  Pf. 

Ratgeber,  der  unentbehrliche,  im  Verkehr  mit  Staatsbehörden.  Neu- 
wied, Heuser,     k.  1  M.  80  Pf. 

Schulte,  Lehrbuch  d.  deutschen  Reiclis-  u.  Rechtsgeschichte.  6.  Antl. 
Stuttgart,  Nitzschke.     12  M. 

Bruns,  C.  G.,  kleinere  Schriften.     2  Bde.     Weimar,  Böhlau.     20  M. 

Bluntschli,  Gesch.  d.  allgemeinen  Staats-R.  etc.  seit  d.  16.  Jahrh. 
3.  Aufl.     München,    Oldenbourg.     10  M.  (Subskr.  7  M.  50  Pf.) 

Schmidt,  A..  Repctitorium  z.  Z.P.O.     3.  Liefg.     Leipzig,  Starke. 

P  u  1 1  k  a  m  m  e  r  u.  M  ü  h  1  b  r  e  c  h  t ,  Lagerkatalog  Nr.  30.  (Bibliographie 
d.  Staats-  u.  Rechtswissenschaft.)     Berlin,     geb.  3  M. 

Grunewald,  Rechtsgrundsätze  U.Entscheidungen  d.  Reichsgerichts. 
Berlin,  Heymann.     2  M.  40  Pf. 

Justiniani  Novellae  (cf.  oben  p.  88).  P.  2.  Lpzg.,  Teubner.  4  M.  50  Pf. 

Klaunig,  d.  preuss.  Volksschulwesen  im  Gebiete  d.  Allg.  L.R.  Zu- 
sammenstellung der  Gesetze  etc.  Wittenberg,  Herrose.  7  M.  50  Pf. 
(Subskr. -Preis  6  M.) 

Genzmer,*  d.  Reichshaftpflichtgesetz  erläutert  v.  Berlin,  Guttentag. 
2  M.  80  Pf. 

Sontag,*  für  die  Freiheitsstrafen.     Ebenda.     (Sep.-Abdr.)     1  M. 

Kohli,*  d.  preuss.  Jagdgesetze.     Berlin,  Müller.     1  M.  60  Pf. 

Dannenberg  u.  Frantz,  bergmännisches  Wörterbuch.  Leipzig, 
Brockhaus.     6  M. 

Für  Spezialisten  des  Berg-K.  Einiges  enthaltend. 

Mayer,*  Kommentar  zur  Str.P.O.  (vgl.  S.  115). 

Stengel,  Börsensteuer.     Anhang.  16°.     Nördlingen,  Beck.     80  Pf. 

Staudinger,  Sammlung  v.  Staatsverträgen  d.  Reiches  üb.  Gegen- 
stände der  Rechtspflege.     16".     Ebenda.     4  M.  40  Pf. 

P acher,  gesetzl.  Schutz  gegen  gewerbl.  Fälschungen.  Beitrag  zur 
Kenntnis   d.    österr.  Geschäftslebens.     Wien,  Gerold.     1  M.  20  Pf. 

Entscheidungen  u.  Verordnungen  d.  ob.  Schulbehörde  z.  d.  (sächs.) 
Volksschiilges.  v.  26.flV.  1873  etc.  5.  Heft.  Dresden,  Meinhold.  80 Pf. 
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Meyer,    F.,   Supplement   zur   Geschichte   des    schweizer.  Bundes-R. 

(Uebersicht  des  aus  d.  Verfassung  v.  1874  erwachsenen  R.)  95  S. 

VVinterthur,  Westfehling.     1  M.  60  M. 
Schulze,   H.,  Rede    am  Sarge  des  Geh.-R.  Bluntschli.    Heidelberg, 

Univ.-Buchdruckerei.    (Als  Manuskript  gedruckt.) 

2.  Ausgaben  tod  Gesetzen. 

Reichsstempelgesetz  (Höinghaus).     7.  Aufl.     Berlin,  Hempel.     1  M. 
Loi  sur  la  perception  de  droit  de  timbre.     Metz.     60  Pf. 
Wechselordnung.     Stuttgart,  Metzler.     1  M. 

Ges.  V.  17./11I.  1881   (Pfandleihgewerbe).     Beriin,    Stegmann.     20  Pf. 
P  r  e  u  s  s.  Ges.  betr.  Anlegung  u.  Veränderung  v.  Strassen,  Plätzen  etc. 

(Friedrichs).     Beriin,  Guttentag.     1  M.  20  Pf. 
Beschlüsse  d. Berliner  Kreissynode  üb.  Stolgebühren,  Kirchensteuern  etc. 

Beriin,  Heymann.     20  Pf. 
Mühlbauer,  thesaurus  (vgl.  S.  47)  IV.  fasc.  10.     3  M. 
Bayerns  Gesetze  XVIll.    7.   8.,  Steuerwesen  Liefg.  4.  5.,  Reichsges. 

VIII.  6.  7.     Bamberg,  Buchner.    ä  1  M. 
Weber,  Gesetz-  u.  Verordnungssammlung  f.  Bayern.     Liefg.  17.  18. 

Nördlingen,  Beck,     ä  1  M.  25  Pf. 
Bayr.    Gesetz   über  Kapitalrentensteuer,   Vollzugsvorschriften.    30  Pf. 

Desgl.  z.  Einkommensteuergesetz.  85  Pf.     Würzburg,  Stahel. 
Bayr.  Gesetz  v.  25./1I.  1880  (Branntweinaufschlag).   München,  Huber. 

5  Liefg.  ä  1  M.  60  Pf. 
Bayr.  Bauordnung  v.  19.  Septbr.  1881.     München,  Stahl.     60  Pf. 
U  e  s  t  e  r  r.  Gesetze  (Geller).  Wien,  Perles.  1  Liefg.  1  M.  80  Pf.  (Grosse 

Ausg.  a  2  M.  40  Pf.) 
Oesterr.    Gesetz  betr.   Handel   m.  geistigen   Getränken    etc.  (Winters- 

berger).     Wien,  Steckler.     50  Pf. 
Oesterr.  Gesetz  v.  24./V^.  69  über  Grundsteuer.    5.  Aufl.   1  M.     Militär- 
vorschriften 49.  50.  51.     Wien,  Staatsdruckerei.      2  M.  20  Pf. 
Oesterr.  Strafgesetz  üb.  Gefällsübertretungen  v.ll./VII.  1835  (v.Blancki). 

Wien,  Manz.     4  M. 
Oesterr.  Gebührengesetz  v.  9./II.  1850,  Taxges.  v.  27.,'L  1840,  Ges.  üb. 

Stempel  etc.  v.  6./IX.  1850  mit  Nachträgen  etc.  Wien,  Manz.  5  M. 
Oesterr.  Steuergesetze  (Roll).  7.  u.  S.Heft  (Schluss).  Ebd.  ä  IM.  60 Pf. 
Oesterr.  Wechselordnung,   Ges.   über  Börsen   etc.,   Börsenordnung  f. 

Wien,  Triest,  Prag  etc.     Ebenda.     2  M. 
Berggesetze  f.  Bosnien  u.  Herzegowina.  Wien,  Staatsdruckerei.  IM. 60 Pf. 
Gesetze  f.  Böhmen.   1881.  Heft  7   (1  M.).  Neue  österr.  30./31.  ä  80  Pf. 

Prag,  Mercy. 
Bundesgesetze  üb.  Obligationen-R.  Brugg,  Fisch,   Wild  u.  Co.  1  M.  60Pf 
Sammlung  der  Verordnungen  u.  Weisungen  d.  obersten  Justizbehörde 

des  Kantons  Luzern  1865 — 81.     Luzern,  Räber.     3  M.  60  Pf. 
[Public   general    Statutes    passed    in    the    forty-fourth    and  forty-fifth 

years  of  the  reign  of  H.  M.  Queen  Victoria.  London,  Eyre.    6  sh. 

3.    Wichtige  ausländische  Werke. 

[Levy,  Anathema  sit!     Een  protest.  'sGravenhage  1881. 
t  Befürwortet  Beschränkung,  ev.  Abscbaffong  des  Eides. 

[De dem,  W.  K.  v.,  eene  bijdrage  tot  de  Studie  der  opiumkerestie  op 
I         Java.     Amsterdam  1881. 

fDeventer,    L.   van,    een  woord   over  het  Nederlandsch    consulaat- 
wesen.      sGravenhage  1881. 


130       Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    3.  Heft. 

K  e  m  p ,  P.  H.  van  der,  de  administratie  der  geldmiddelen  van  Neer- 
landsch  Indie.    Amsterdam  1881.    1.  Deel   compleet  in  3  deelen. 

Leon,  D.,  de  regtspraak  van  den  Hoogen  Raad.  2.  Suppl.  2.  de. 
D.  2.  A.  2  en  3  door  Mr.  J,  Rombach.     'sHage  1881. 

Theo  bald,  a  concise  treatise  on  the    law  of  will.     2.  ed.    London, 

Stevens.     24  sh. 
The  Daya  Bhaga:    the  law    of   inheritance    of   the    Sarasvati  Vilasa. 

Original  u.  Uebers.  v.  Thos.  Foulkes.  XXV.   194.  162  S.  London, 

Trübner.     10  V«  sh. 

Nyssens    et    Debaets,    commentaire   legislatif  du    code  de  com- 
merce beige.     Bruxelles,  F.  Lurcier.     1881. 
Eon,  A,  legislation  des  transports:  Etüde  sur  les  projets  de  reforme 

des  articles  105  et  108  du  code   de  commerce.    Paris,   Chevalier- 

Maresq.     1881. 
Legislation    ottomane.   6.  T.  (Code  civil    ottoman  liv.  1—8.   1  Bd.  in 

18.  IV  u.  284  S.)     Konstantinopel,  Weiss.     9  M. 
Belime,  philosophie  du  droit.  4.  Aufl.  2.  Bd.  X  u.  536.  712  S.  Paris, 

Pedone-Lauriel.     16  fr. 
Le  Jolis,*    du  mandat    et  de   la  commission  en  droit  romain  dans 

notre  ancien  dr.,  et  dans  notre  dr.  actuel.     Ebenda.     9  fr. 
Baudry-Lacantinerie,  precis  de  droit  civil.  T.  I — VIII  u.  879  p. 

Paris,  Larose.     12  V2  fi"- 

Falcone,  della  colpabilitä,  ad  uso  dei  giurati.    Lanciano,  Carabba. 

232  p.     3  1. 
Pincherle,    la  legge   e  la  stampa.     804  p.     Milano,  Hoepli.     12  1. 
Supino,  la  rivendicazione  nel  fallimento.     159  p.     Ebenda.     4  1. 
Schupf  er,*  Fr.,  la  legge  romana  udinese  (Reale  Academia  dei  lincei 

anno  1880/81).     Rom.     1881.    4».  58  p. 
Carrara,  Progresso  e  regresso  dei  giure  penale.   2  Bde.  621,  607  p. 

Prato,  Giacchetti.     14  1. 
Chiappelli,    vita  e  opere   giuridiche  di  Cino  da  Pistoia.    Pistoia, 

Bracali.     240  p.     3  1. 
Conforti,  gli  istituti  di  patrocinio  e  di  riforma  al  congresso  peni- 

tenziario  di  Stocolma.     117  p.     Napoli.     2  1. 
Carotti,  i  trasporti  internazionali  di  ferrovia.  65  p.  Firenze,  Civelli. 
Dernburg,    le    istituzioni    di    Gaio   (F.    Cattaneo).     XVI  u    137  p. 

Pavia,  Fusi. 
Ferraris,  legislazione  sulle  tramvie.     4".  23  p.     Roma,  Botta. 
Museo    (il)    Kircheriano    innanzi    al    tribunale    correzionale.      101  p. 

Roma,  Cecchini. 
Patroni,    diritto    della    chiesa    al    pubblico    insegnamento.      65  p. 

Siena.     0,50  1. 

4.  Antiquarische  Anzeiger. 

Kirohhoff  u.  Wiegand,  Leipzig,  Nr.  619.  Weiss  u.  Neumeister,  Leipzig,  Nr.  14. 
Rente,  Göttingen,  Nr.  25.  Schletter,  Breslau,  Nr.  175.  Prager,  Berlin,  Nr.  58  (Grucbots 
Bibliothek.  Nr.  62  (Kirch.-K.,  Staatswissenschaft).  Baer,  Frankfurt  a.  M.,Nr.98(Staat8-R.). 
Brockhaus,  Leipzig  1882  (Rechtswissenschaft,  Staats-R.  etc.).  Bahr,  Berlin,  Nr.  10 
(Rechtswissenschaft,  allgem.  Teil).  11  (Priv.-R.,  Ziv.-Proz).  Loescher,  Turin,  Nr.  33. 
Preuss  und  Jünger  (Barschak),  Breslau,  Nr.  5  (Rechts-  und  Staatswissenschaft), 
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Monatlich  ein  Heft  von  2I2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  10  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalteu. 


A.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines  (Rechtsphilosophie,  Biogi-aphien  etc.) 

Schulte,  F.  V.  Gedanken  über  Aufgabe  und  Reform  des 
juristischen  Studiums.  Bonn,  Cohen.  1881.  26  S. 
60  Pf. 

Diese  dui-ch  Anmerkungen  ergänzte  Rektoratsrede  (18.  X.  81) 
schildert  den  Gegensatz  der  mittelalterlichen  kirchlichen  Hoch- 
schulen und  modernen  StaatsuniversitÄten,  insbesondere  hinsicht- 
lich der  Anforderungen  an  den  Juristen.  Früher  lehrte  die 
, Schule^  den  gesamten  Rechtsstoff,  heute  ynrd  der  Studierende 
in  ein  Labyrinth  von  Problemen  geführt.  Die  Frage:  vermag 
auch  heute  noch  die  Jurist.  Fakultät  wie  früher  den  ganzen 
Rechtsstoff  in  ihren  Kreis  zu  ziehen?  ist  zu  bejahen,  jedoch  kann 
dieser  Aufgabe  nur  genügt  werden  durch  Umgestaltung  zu  rechts- 
und  Staats  wissenschaftlichen  Fakultäten,  Verlängerung  des  Stu- 
diums, rein  theoretische  erst«  Prüfungen,  Feststellung  einheit- 
lichen Lehrplanes  seitens  einer  Versammlung  Delegierter  der 
deutschen  bezw.  zunächst  preussischer  Fakultäten,  K. 

Byk,  S.  A.    Rechtsphilosophie.    Der  letzte  Grund  des  R.  und 
seine   praktischen   Konsequenzen,    bearbeitet   unter  Berück- 
sichtigung der  Möglichkeit   ihrer  Verwirklichung.     Leipzig, 
Moritz  Schäfer.     1882.     IX  u.  244  S.     5  M. 
Der  Verf.  der  , Philosophie   des  Schönen'  und  der  ,vorsokra- 
tischen   Philosophie    der   Griechen"    findet  den    .letzten   Grund" 
des  „ewig  sich  gleichbleibenden  R."  nicht  in  dem  schwankenden 
Willen,  nicht  in  der  „ütilität"  —  dieselbe  verhalte  sich  zum  R., 
,wie   der  Sinnenreiz  zum   Schönen"   — ,  nicht    in   der  Freiheit, 
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nicht  in  der  Macht:  das  R.  müsse  „ganz  objektiv  aus  sich  selbst" 
hergeleitet  werden.  Es  ist  aber  auch  kein  „Begriff  apriori". 
„Letzter  Grund  desselben  sei  das,  was  sich  in  allen  R.  vorfindet". 
Wie  die  „Metaphysik  die  ewige  Wesenheit  der  Dinge  aus  den 
Erscheinungen  zu  erforschen  strebe,  so  müsse  die  Rechtsphilo- 
sophie das  Wesen  der  R.  aus  ihren  mannigfaltigen  Formen  heraus- 
zufinden suchen".  R.  sei  ein  Zusammen  von  angebornem  Be- 
griff und  empirischer  Thatsache,  von  notwendigem,  objektivem 
„Wesen"  und  konkreter  Anbequemung.  Jene  Seite  wird  von 
dem  Natur-R.,  diese  von  dem  historischen  Rechte  dargestellt. 
„Das  Natur-R.  ist  nicht  immer  möglich,  das  historische  nicht 
immer  gerecht;  beide  sind  in  ihrer  Geschiedenheit  noch  kein 
wirkliches  Recht;  das  Natur-R.  ohne  wirkliche  Unterlage  ist 
eine  im  Leeren  schwebende  Linie,  das  historische  R.  ohne  Rechts- 
form eine  unförmliche  Masse ;  das  R.  selbst  besteht  nur  in  der 
Einheit  der  beiden  Seiten  des  R.,  in  der  Versöhnung  des  R.  mit 
der  Gerechtigkeit  und  des  Seienden  mit  dem  Sollenden."  Diese 
Ansicht,  nach  welcher  die  ideale ,  innere  Berechtigung  jedes  ge- 
gebenen R.  auf  unveränderlichen,  in  der  Natur  der  Dinge  gegrün- 
deten Verhältnissen  beruht,  wird  an  den  einzelnen  R.,  dem 
Sachen-,  Besitz-,  Eigentums-R.  u.  s.  w.  durchgeführt.  Es  kann 
nicht  fehlen,  dass  das  vermeintlich  objektiv  Notwendige  sich  in 
diejenige  Auffassung  des  Verhältnisses  verliert,  die  der  Philosoph 
selbst  aus  demselbem  deduziert.  So  ist  ihm  beispielsweise  „ein 
Eigentums-R.  an  Gedanken"  deshalb  „nicht  statthaft",  „weil  der 
Gedanke  nur  so  lange  von  Einem  allein  besessen  werden  kann, 
als  er  unausgesprochen  bleibe:  es  gebe  daher  im  Natur-R.  kein 
R.  auf  Patentierung  einer  Erfindung  oder  Erteilung  eines  aus- 
schliesslichen Verlags-R."  Vor  dem  Eintritt  der  „Verstandesreife" 
hat  das  Kind  ebensowenig  Verpflichtungen,  wie  ein  „Körperteil" 
des  Vaters.  Die  Erbantretung  ist  keine  neue  Besitzergreifung, 
sondern  eine  Fortsetzung  des  früheren  Besitzers  durch  einen 
andern  „Körperteil"  desselben  Individuums.  U.  s.  w.  Die  Ver- 
wirklichung des  objektiven,  in  den  Dingen  selbst  liegenden  R. 
scheitert  vielfach  an  dem  „dem  Einzelnen,  dem  Staate  und  der 
Gesellschaft  zustehenden  Not-R." 

Jede  Rechtsphilosophie  wird  ideales  R.,  positives  R.  und  in 
beiden  Not-R.  unterscheiden  müssen.  Aber  wenn  man  in  dem 
idealen  R.  nicht  auf  die  höchstmögliche  Summe  von  absehbarer 
Kollektivglückseligkeit  und  auf  proportionale  Verteilung  derLasten 
nach  der  Leistungsfähigkeit  und  der  gesellschaftlichen  Vorteile 
nach   der   thatsächlichen  Leistung    für    das   Ganze    hinausdenkt, 
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wenn  man  in  dem  positiven  R.  nicht  Gewalt ,  Egoismus  und 
Irrtum  als  die  Gründe  der  Abweichung  vom  idealen  R.  aner- 
kennt, wenn  man  nicht  Not-R.  aiif  singulare  Fälle  des  Konflikts 
verschiedenwei-tiger  R.  (u.  Pflichten)  beschränkt,  wenn  man,  wie 
B.,  Alles  aus  Begriffen,  Analogieen  und  dem  vermeintlichen 
Wesen  der  Dinge  herausspintisiert,  so  ist  nicht  durchzufinden : 
zumal  wenn  die  Sprache  scholastisch  oft  ins  Abstruse  fallt.  Der 
Theorie,  ,dass  der  Staat  die  Beförderung  des  Wohlstandes  seiner 
Bürger  zu  seinem  Zwecke  hat",  wird  vorgeworfen,  dass  „sie  die 
Gerechtigkeit  in  ein  abhängiges  Verhältnis  zum  Zwecke  bringt", 
und  ,das  Verbot  der  freiwilligen  Auflösung  eines  jeden  Staats- 
verbandes" nicht  zu  begründen  vermag.  Laas. 

Ofner,  J.  Zur  induktiven  Methode  im  R.  Zwei  Vorträge 
und  eine  Replik.  Wien,  Alfred  Holder.  1881.  40  S. 
1  M.  60  Pf. 

Der  2.  Vortrag  behandelt  die  internationale  Rechtsfi-age  in 
den  Kouponstreitigkeiten  der  österr.  Bahnen  (vgl.  unten  S.  153) 
und  hat  ,zur  induktiven  Methode"  nur  die  Beziehung  eines 
Beispiels  für  den  Gedanken,  dass  es  wichtiger  ist,  als  Pan- 
dekten zu  studieren,  „zu  dem  Urquell  hinabzusteigen,  aus  welchem 
auch  die  Pandektisten  geschöpft  haben",  d.  h.  zu  der  lebendigen 

k,Rechtsüberzeugujig"  der  Interessenten.  Der  1.  Vortrag,  der 
direkt  die  ,naturw.  Methode  im  R."  zum  Gegenstand  hat  (S.  3 
bis  12),  regt  in  ähnlicher  Richtung  den  Zweifel  an,  ,ob  es 
für  die  praktische  Jurisprudenz  wichtiger  sei,  altröm.  und  alt- 
deutsches R.  oder  die  lebenden  R.  der  grossen  Nachbarstaaten 
zu  studieren".  Vor  allem  aber  vertritt  er  den  Gedanken,  dass 
das  psychische  Leben  ebenso  gesetzmässig  determiniert  sei,  wie 
das  physische  Geschehen  und  dass  die  Zweckmassregeln  der  Ver- 
waltung und  Gesetzgebung  die  Kenntnis  der  allgemeinen  Natur- 
gesetze zur  Voraussetzung  haben.  Die  Replik  verteidigt  den 
psychologischen  Determinismus  gegen  den  Grafen  Lamezan 
und  Wahlberg.  Die  philosophische  Ausdrucksweise  ist  ziemlich 
ungeschult,  was  schiefe  Fassungen,  Inkonsequenzen  und  Para- 
doxieen  im  Gefolge  hat.  In  dem  Thema  von  der  Willensfreiheit 
ist  das  Operieren  mit  den  Worten  „Zwang"  und  „Prämissen" 
sogar  mehr  als  üngenauigkeit  des  Ausdrucks.  Unsere  Hand- 
lungen sind  determiniert,  aber  durch  die  fortlaufende  Mitwirkung 
(vergl.  S.  18)  des  Ich,  das  von  Moment  zu  Moment  seiner  Lage 
gemäss  die  Konsequenzen  aus  den  Prämissen  (der  Vergangenheit) 
selbstwillig  zieht;   die   Handlungen  wälzen   sich   nicht,    wie  ein 
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fremdes  Fatum  über  uns  fort.  Unsere  Motive  stehen  uns  nicht 
wie  ein  äusserer  Zwang  gegenüber.  U.  s.  w.  Vergl.  Viertel- 
jahrsschr.  f.  w.  Philos.  IV,  S.  345  ff.  Laas. 

Crea,  A.  Examinatorium  des  preuss.  L.R.  Berlin,  Hey- 
mann. 2  T.  a  4  M. 
Das  Werk  verfolgt  den  Zweck,  zur  Vorbereitung  für  das 
juristische  Staatsexamen  zu  dienen.  Wenn  die  Präsenz  des 
Wissens,  die  sich  in  der  Schlagfertigkeit  der  Antwort  zeigt, 
ein  notwendiges  Erfordernis  der  Vorbereitung  zu  jeder  Prüfung 
ist,  so  bietet  das  Werk  einen  sicheren  Anhalt,  sie  sich  für 
das  Gebiet  des  preuss.  R.  anzueignen.  Sich  anschliessend  an 
die  Legalordnung  des  Allg.  Land-R.  hat  Verf.  im  I.  Teil. 
3300,  im  II.  3460  Fragen  aus  der  Materie  der  einzelnen  Titel 
des  G.B.  zusammen  gestellt  und  neben  jeder  Frage  statt  der 
Antwort  die  Stellen  angegeben ,  an  welchen  in  den  das  preuss. 
R.  behandelnden  Lehrbüchern  von  Dernburg,  Förster  und  Jos. 
Schmidt,  sowie  in  dem  von  Rehbein-Reinke  herausgegebenen  A. 
L.R.  der  die  Frage  erschöpfende  Stoff  behandelt  wird.  Die  neuen 
Gesetze,  sowohl  des  preuss.  Landes-R.,  wie  des  Reichs-R.,  sind 
berücksichtigt.  Die  Fülle  der  Fragen  bietet  bei  dem  Studium 
einen  sicheren  Prüfstein  für  den  umfang  des  Wissens  und  das 
Vorhandensein  von  Lücken  in  demselben,  und  kann  die  Arbeit 
bei  richtiger  Benutzung  von  wesentlichem  Nutzen  sein. 

Meves. 

Franke,  B.  (O.L.G.R.)    Die   Gesetzgebung   des  Königreichs 
Sachsen   seit  dem  Erscheinen  der  Gesetzsammlung 
im   Jahre    1818   bis    zur    Gegenwart.     Verzeichnis   der 
sämtlichen  in  der  Gesetzsammlung  enthaltenen  Erlasse,  unter 
Abdruck  der  jetzt  noch  giltigen  Bestimmungen,  nebst  Ver- 
weisungen auf  die  einschlagenden  späteren  landes-  und  reichs- 
gesetzlichen   Vorschriften    chronologisch    zusammengestellt. 
Leipzig,   Rossberg.     1882.     I.  Liefg.     128  S.     2  M.  40  Pf. 
Bis  1818  bestand   für  das  Kurfürstentum  und  spätere   König- 
reich Sachsen,   abgesehen   von    dem  1813 — 15  in   4  Bänden   er- 
schienenen Generalgouvernementsblatte   der  russisch-preussischen 
Interimsverwaltung ,   keine   offizielle    Gesetzsammlung.     Die    bis 
dahin    ergangenen   Gesetze    und    gemeinwichtigen    Verfügungen 
sind   jedoch    in    Privatsammlungen    gedruckt ,    insbesondere    in 
Lünigs   Codex   Augusteus   (1746)   und  seinen  3  Fortsetzungen. 
Seit  1818  erscheint  jährlich  1  Band   (nur  1868  zwei)   der   amt- 
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liehen  Gesetzsammlung  (jetzt  Gesetz-  und  Verordnungsblatt). 
Einen  chronologisch  geordneten  Abdruck  der  noch  gültigen 
Normen  bis  auf  die  älteste  Zeit  ziirück  veröffentlichte  in  zwei 
Bänden  nebst  Nachtrag  unter  dem  Namen  Codex  Saxonicus  1843 
Schaffrath.  Die  Frankesche  Sammlung  sieht  von  der  Berück- 
sichtigung des  jetzt  nur  noch  in  sehr  beschränktem  Umfange 
gültigen  älteren  Materials  ganz  ab,  führt  dagegen  von  1818  ab 
nicht  bloss  den  Text  der  geltenden,  sondern  auch  die  Titel  der 
erledigten  Publikationen  unter  Nachweisung  der  aufhebenden 
reichs-  und  landesgesetzlichen  Vorschriften  auf.  Die  Data  der 
periodisch  wiederkehrenden  und  rein  transitorischen  Erlasse 
(Finanzgesetze,  Landtagsabschiede  u.  dgl.)  sollen  als  Anlagen 
nach  Kategorieen  chronologisch  geordnet  beigegeben  werden.  Ein 
Verzeichnis  sämtlicher  Nummern  der  offiziellen  Sammlung  in 
laufender  Ordnung  wird  den  Schluss  des  auf  mindestens  zehn 
Lieferungen  berechneten  Werkes  bilden.  Die  Bundes-  und  Reichs- 
gesetzgebung bleibt  nach  dem  Plane  der  Sammlung  im  Texte 
unberäcksichtigt,  wird  dagegen  in  den  Anmerkungen  fortgesetzt 
zitiert.  Auch  auf  Verordnungen,  welche  lediglich  im  J.-Min-.Bl. 
veröffentlicht  sind,  ist  in  der  vorliegenden,  bis  1829  reichenden 
Lieferung  zuweilen  Bezug  genommen.  Der  bis  1834  bestandenen 
Besonderheit  des  Oberlausitzer  R.  ist  durchgängig  Rechnung 
getragen.  Leuthold. 


II.  Rechtsgeschichte. 

Kohler.  Rechtshistorische  und  rechtsvergleichende 
Forschungen.  (Zeitschr.  f.  vergl.  Rechtswissenschaft  III.  2. 
S.  161-218.) 

Ausgehend  von  dem  Gedanken,  „das  Obligationen-R.  sei  der 
Superlativ  des  sociologischen  Prozesses,  welcher  durch  die  Coexi- 
stenz  der  Menschen  innerhalb  derselben  Bedürfnisbefriedigungs- 
zone immer  von  neuem  erzeugt  wird",  gibt  K.  aus  umfassendem 
Material  Kunde:  I.  vom  indischen  Obligationen-  und 
Pfand-R.  Erörtert  wird  §.  1.  Vertrag,  Rücktritt,  §.  2.  Ver- 
tragsbruch, sittlichende  Wirkung  des  Obl.-R.,  §.  3.  Stellung  des 
Depositars,  Culpa,  Mora,  §.  4.  Gesetze  über  Zins  und  Bestrafung 
der  Ueberschreitung ,  §.  5  —  7.  Zession,  Zahlung,  Bürgschaft, 
§.  8.  Pfand-R.  (das  ind.  R.  kennt  keine  Hypothek,  dafür  suspensiv 
bedingten  Verkauf),  §.  9.  einzelne  Verträge,  insbes.  Kauf  (Gefahr 
geht    über    mit   Perfektion),    Ansätze  des  Gesellschaftsvertrages, 
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Spielvertrag  (es  finden  sich  beide  Systeme :  Bedrohung  mit  Strafe 
wie  Staatskonzession  förmlicher  Banken).  Eine  II.  Erörteruno- 
behandelt  die  assyrisch-babylonischen  Geschäftsurkunden, 
aus  welchen  der  gewöhnliche  Entwickelungsgang  erhellt :  religiöses 
Moment  im  R.,  Profanisierung,  schematische  Gestaltung  der  Ur- 
kunde, allmähliche  Entfaltung  der  Individualität :  doch  zeigt  sich 
in  den  Urkunden  nicht  wissenschaftliche  Technik  und  Abstraktion, 
nur  laienhafte,  naive  Rechtsbildung.  K. 

Eiben,  K.  Zur  Lehre  von  der  Warenfälschung,  haupt- 
sächlich in  geschichtlicher  Hinsicht.  (Tübinger 
Jurist.  Inauguraldissertation.)  Freiburg,  Mohr.  IV  u.  96  S. 
•2  M. 

W.,  im  r.  R.  schon  bekannt  (cf.  z.  B.  §.  13.  Inst.  IV.  3),  wird 
von  ihm  als  Stellionat,  nicht  als  crimen  falsi  betrachtet,  polizeilich 
durch  die  Aedilen  geahndet.  Volks-R.  und  Kapitularien  enthalten 
wenige  Bestimmungen.  Zahllose  Fälschungsdelikte,  an  Münz,  Mass, 
Ware,  fassen  mittelalterliche  Stadt-R.  und  Statuten  unter  dem 
Begrifi'  „der  Falsch"  zusammen.  Daneben  erscheinen  Fälschungen 
von  Wein,  Bier,  Bäckereiwaren,  Pelzen,  Gold  waren  etc.  als  delicta 
sui  generis,  was  unter  Heranziehung  vieler  Rechtsquellen  vom 
Verf.  erwiesen  wird.  Wie  die  CCC.  113  und  die  R.P.O.  1548,  1577 
in  Bestimmung  der  Arten  der  W.  und  Feststellung  der  Strafen, 
so  schliesst  sich  auch  die  eingehender  besprochene  württ.  Gesetz- 
gebung des  17.  und  18.  Jahrh.  dem  einheimischen  R.  an.  Ab- 
schluss  bildet  kurze  Betrachtung  des  Reichsges.  vom  14. /V  1879; 
neuere  Theorie  wie  Gesetzgebung  fassen  die  W,  als  Delikt  gegen 
die  publica  fides;  vom  Thatbestandsmoment  der  Gesundheits- 
und Vei'mögensbeschädigung  sei  abgesehen,  zum  deutschrechtl. 
Standpunkt  —  Fälschungsdelikt  —  zurückgekehrt,  das  öffentliche 
Interesse  als  Veranlassung  zur  Straf  barer  klärung  der  W.  betrachtet. 

K. 


111.    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Pfersclie,  E.  Methodik  der  Privatrechts-Wissenschaft. 
Graz,  Leuschner  u.  Lubensky.  1881.  85  S.  1  M.  60  Pf. 
Verf.  sieht  die  Aufgabe  wie  jeder  so  auch  der  Rechtswissenschaft 
in  der  Herstellung  von  Gewissheit  über  die  Thatsachen  der  Er- 
fahrung. Der  Weg  zu  diesem  Ziel  sei  der  Nachweis  der  Ueberein- 
stimmung  der  beobachteten  Erscheinungen  durch  die  Feststellung 
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der  Bedingungen,  unter  denen  sie  auf  einander  folgen  (§.  1).  Die 
der  R.W.  zu  einem  derartigen  Verfahren  gegebenen  Thatsachen 
reduziert  er  auf  die  staatlichen  Gesetzgebungsakte  (§.  2)  und 
sucht  nachzuweisen,  dass  die  Aufgabe  der  R.W.  in  der  Erforschung 
der  Wirkungen,  nicht  der  Entstehungsbedingungen  des  R. 
liege  (§.3).  Eine  umfassende  und  vollständige  Ergründung  der  Wir- 
kungen des  Pr.R.  hält  Verf.  auch  praktisch  für  unentbehrlich. 
Dies  glaubt  er  an  der  Lehre  von  den  Rechtsquellen  aufzeigen  zu 
können.  Diese  Lehre  erteile  Antwort  auf  die  Frage,  nach  wel- 
chen Regeln  der  Richter  entscheide.  Alle  urteilende  Thätigkeit 
des  Richters  sei  „auf  den  ausgesprochenen  oder  vermuteten 
Staats  willen  zurückzuführen".  Um  diesen  zu  ermitteln,  bedürfe 
es  namentlich  bei  den  ,  privatrechtlichen  Blankettgesetzen"  einer 
Erkenntnis  des  Zusammenhanges  der  Gesetze,  und  ein  solcher 
könne  wieder  nur  in  einem  gemeinsamen  übereinstimmenden 
Merkmal  der  Rechtssätze  bestehen,  welches  schlechthin  nichts 
anderes  als  eine  gewisse  Gleichartigkeit  der  Wirkungen  sein 
könne  (§.  4).  Verf.  unternimmt  daher-  eine  wissenschaftliche 
Ergründung  der  Wirkungen  des  Pr.R.,  indem  er  zunächst  das 
hierbei  einzuschlagende  induktive  Verfahren  rechtfertigt  und  näher 
bestimmt  (§.  5). 

Von  der  Annahme  ausgehend,  dass  die  zu  vermutende  wohl- 
thätige  Wirkung  des  Pr.R.  gesellschaftlicher  Natur  sein  werde, 
verwirft  er  die  Versuche  der  Rechtsphilosophie,  die  Funktion 
des  R.  nach  ethischen  Prinzipien  zu  bestimmen  (§.  6).  Dafür 
setzt  er  sich  mit  der  Volkswirtschaftslehre  in  ihrer  modernsten 
Fortbildung  in  Verbindung,  um  ihr  die  Sätze  über  die  Bedeutung 
der  Rechtsordnung  für  die  Verteilung  der  wirtschaftlichen  Güter 
zu  entnehmen  (§.  7).  Als  Resultat  ergibt  sich  die  Bemessung 
der  günstigen  Wirkung  der  Rechtssätze  nach  ihrer  wirtschaftlichen 
Angemessenheit  oder  „objektiven  Zweckmässigkeit".  Dass  eine 
derartige  Wii-kung  der  vollkommeneren  Rechtsordnungen,  auch 
ohne  eine  darauf  gerichtete  Absicht  des  produzierenden  Rechts- 
bewusstseins ,  stattfinde,  erkläre  sich  im  Zusammenhange  einer 
optimistischen  Naturauffassung  des  Menschen  (§.  8).  Hiermit 
stimme,  sobald  man  nur  von  der  verdeckenden  Darstellung  absehe, 
der  „wahre  Grundgedanke"  von  Iherings  Buch  über  den  Zweck 
im  R.  überein  (§.  9). 

Auf  diesen  Grundlagen  will  Pf.  den  richtigen  Weg  für  eine 
wissenschaftliche  Darstellung  des  Pr.R.  zeigen  (§.  10).  Die  bis- 
herige Darstellung  sei  verfehlt,  weil  sie  im  Widerspruch  mit  der 
rein   Imperativischen  Natur    des  R.  von    berechtigenden   Sätzen 
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ausgehe,  die  aus  ihnen  abgeleiteten  R.  als  reale  Objekte  behandle 
und  mit  diesen  selbstgeschaffenen  Körpern  in  „  naturhistorischer " 
Weise  verfahre  (§.  11).  Die  üblichen  natürlichen  „Konstruktionen" 
der  E.  mit  ihren  Inkonsequenzen,  Unterschiebungen  und  Lücken 
werden  kritisiert  (§.  12).  Das  Resultat  des  gesamten  Systems  der 
subjektiven  R.  sei  nicht  nur  wissenschaftlich  wertlos,  sondern, 
weil  es  auf  die  Einzelnen  sehe,  ein  Hindernis  wirklicher  Erkennt- 
nis (§.  13).  Nur  eine  Methode  sei  richtig,  welche  die  gebietende 
Form  der  Rechtssätze  beibehält.  Zu  diesem  Behufe  sucht  Pf.  im 
Anschluss  an  Thon  aUch  die  gewährenden  Rechtssätze  auf  Befehle 
zu  reduzieren  (§.  14).  Diese  selbst  teilt  er  nach  einer  Auseinander- 
setzung mit  Binding  in  Primärnormen  für  die  Unterthanen  und 
Sekundärnormen  für  den  Richter  ein.  Die  Wissenschaft  habe 
das  Pr.R.  in  der  Form  von  Sekundärnormen,  jedoch  zur  Ver- 
deutlichung unter  Berücksichtigung  der  Primärnormen,  darzu- 
stellen. Alle  erlaubenden  Sätze  seien  unter  völliger  Beseitigung 
der  subjektiven  R.  als  Befehle  an  den  Richter  zu  formulieren, 
wofür  auf  das  Vorbild  der  römischen  Prozessformeln  und  des 
Str.R.  verwiesen  wird.  So  ergebe  sich  eine  kleine  Zahl  typischer 
Imperative  mit  dazu  gehörigen  entwickelnden  Sätzen  nach  dem 
Schema:  „der  Schuldner,  wenn  er  nicht  zahlt,  soll  verurteilt 
werden;  Schuldner  aber  wird  man,  wenn  u.  s.  w. "  (§.  15).  Verf. 
deutet  schliesslich  an,  inwieweit  bei  seiner  Methode  die  bisherige 
Terminologie  völlig  aufgegeben  werden  müsse  oder  mit  veränderter 
Bedeutung  beibehalten  werden  könne.  So  will  er  z.  B.  den  Begriff 
der  Universalsuccession  durch  den  Satz  ersetzen:  „Alle  Imperative, 
welche  zu  Gunsten  oder  Lasten  des  Erblassers  gegolten  haben, 
betreffen  nur  den  Erben."  Dagegen  konzediert  er  z.  B.  den  Ter- 
minus „Entstehung  eines  R.",  wenn  man  diese  nur  definiert  als 
„die  Thatsache  der  Verwirklichung  eines  gp wissen  Thatbestandes, 
an  welchen  eine  Primärnorm  geknüpft  ist"  (§.  16). 

In  einem  Anhang  sucht  Pf.  die  Argumente  Zitelmanns  und 
Bindings  gegen  die  bloss  Imperativische  Natur  des  R.  zu  wider- 
legen. 

Wer  die  Voraussetzungen  des  Verf.,  der  im  Vorwort  die 
Beibringung  von  Beweisen  für  die  Richtigkeit  seiner  Ansicht 
„teils  für  überflüssig,  teils  für  unmöglich"  erklärt,  als  richtig 
anerkennt,  wird  der  Forderung  einer  neuen  Methodik  des  Pr.R. 
Folgerichtigkeit  nicht  absprechen  können.  Wer  von  der  Halt- 
losigkeit dieses  angeblich  realistischen  Rechtsaufbaues  überzeugt 
ist,  wird  von  vornherein  des  Verständnisses  für  einen  wissenschaft- 
lichen Standpunkt  entbehren,  auf  welchem  nicht  nur  alle  Begriffs- 
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bildung  der  bisherigen  positiven  wie  philosophischen  Rechtswissen- 
schaft als  eine  der  „Rückbildung"  bedürftige  Verirrung  bei  Seite 
gesetzt,  sondern  auch  dem  Inhalt  eines  tausendjährigen  volks- 
tümlichen Rechtsbewusstseins  gegenüber  (S.  66)  die  Souveränetät 
der  modernsten  Doktrin  verkündet  wird.  Gierke. 

Uarnier,    Ed.      Die    gemeinrechtlichen    Entscheidungen 
des    Reichsoberhandelsgerichts    im    Anschluss    an 
Dr.  B.  Windscheids  Lehrbuch  des  Pandekten-R.  zu- 
sammengestellt.    Stuttgart,    Ebner   und  Seubert.     1881. 
63  S.     1  M.  60  Pf. 
Der  Titel  gibt  an,  welcher  Arbeit  sich  der  Verf.  im  Interesse 
des  Besitzers  von  Windscheids  Pandekten  unterzogen  hat ;   unbe- 
merkt darf  nicht  bleiben,  dass  auch  die  Entscheidungen  des  R.G. 
Bd.  I.  II.   ausgezogen    sind.     Wesentlich   mit    den  Worten    der 
Gerichtshöfe  ist  der  entwickelte  Rechtssatz  kurz  angegeben  und 
dabei  die  Sammlung  der  Entscheidungen   des  R.O.H.G.  und  des 
R.G.  nach  Band  und  Seite  allegiert.  Keyssner. 

Enhlmann,  H.  Die  Hypothek  des  Eigentümers  nach  den 
Grundsätzen  des  heutigen  r.  R.  Leipzig,  Duncker  u. 
Humblot.  1881.  YH  u.  86  S.  2  M. 
Verf.  teilt  in  der  Vorrede  mit,  dass  er  der  Arbeit  eine 
grössere  Ausdehnung  nicht  gegeben  habe,  um  derselben  ihre 
ursprüngliche  Frische  zu  wahren,  er  spricht  von  Rütteln  an  den 
Grundpfeilern  der  juristischen  Dogmatik  und  beansprucht  die 
Anerkennung,  dass  er  einen  eigenen  Weg  eingeschlagen  habe. 
Auf  S.  38  bittet  er  jedoch,  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  er 
sich  überall  an  namhafte  Rechtslehrer  angeschlossen  habe.  Verf. 
bestimmt  das  Pfand-R.  als  ein  dingliches  Verkaufs-R.,  das  weder 
als  ein  accessorisches  R.  noch  als  ein  R.  von  Wert  aufgefasst 
werden  darf.  Mit  dem  Eigentum,  das  als  die  allgemeine  oder 
oberste  Herrschaft  einer  Person  über  eine  Sache  bezeichnet  wird, 
verträgt  sich  das  Pfand-R.,  „wenn  neben  Pfand-R.  und  Eigentum 
ein  fremdes  dingliches  R.  besteht  oder  wenn  das  Pfand-R.  den 
Machtinhalt  an  der  eigenen  Sache  über  die  Grenzen  hinaus  er- 
weitert, welche  der  Eigentumsmacht  als  solcher  generell  gezogen 
sind."  Es  schliesst  sich  eine  Besprechung  der  einschlagenden 
Quellenstellen  und  ein  Bericht  über  die  bisher  aufgestellten  An- 
sichten an.  Rümelin. 
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Eger,  G.  Die  Notwendigkeit  einer  Revision  des  preuss. 
Enteignungsgesetzes.  Breslau,  Kern.  1881.  60  S. 
1  M.  50  Pf. 

Verf.  geht  davon  aus,  dass  die  von  allen  Seiten  erhobenen 
Klagen  über  die  Mängel  des  Ent.Ges.  vom  11. /VI  1874  begründet 
seien,  insbesondere  soweit  sie  Schwerfälligkeit  und  Langsamkeit 
des  Verfahrens  betreffen.  Dasselbe  bestehe  regelmässig  aus  5 
nach  einander  zu  erledigenden  Abschnitten:  aus  der  vorläufigen 
Peststellung  des  Planes,  der  definitiven  F.,  der  F.  der  Entschädi- 
gung im  Verwaltungswege,  sodann  im  Rechtswege,  endlich  in 
der  Besitzeinweisung.  Auf  diese  Weise  beanspruche  das  Verfahren 
bis  zur  Vollendung  der  Expropriation  oft  mehrere  Jahre.  Zur 
Beseitigung  dieser  Missstände  sei  es  erforderlich,  das  jetzt  nur 
für  besondere  Fälle  eingeführte  sog.  dringliche  Verfahren  unter 
angemessener  weiterer  Vereinfachung  zu  verallgemeinern.  Nachdem 
in  eingehender  Weise  der  Gang  des  bisherigen  Verfahrens  gezeigt 
worden,  erörtert  E.  die  von  ihm  für  praktisch  erachteten  erforder- 
lichen Abänderungsvorschläge,  wobei  insbesondere  eine  Abkürzung 
der  verschiedenen  Fristen  ins  Auge  gefasst  wird.  Seine  Vorschläge 
fasst  er  am  Schlüsse  in  einen  mit  Motiven  versehenen  Gesetz- 
entwurf zusammen.  Vorangestellt  ist  eine  Uebersicht  der  bisher 
ergangenen  Entscheidungen  des  preuss.  Oberti'ibunals  und  des 
Reichsgerichts  in  Enteignungssachen.  C.  Fuchs  (Jena). 

Exner,  Adolf.  Das  österr.  Hypotheken-R.  2.  Abt.  Leipzig, 
Breitkopf  u.  Härtel.  1881.  LI  u.  410  S.  9  M. 
Die  Bearbeitung  des  österr.  H}'potheken-R.,  deren  I.  Teil  1876 
erschien,  ist  nunmehr  abgeschlossen.  Der  vorliegende  Band,  der 
um  mehr  als  100  Seiten  stärker  als  der  erste  ist,  enthält  den 
Schluss  des  vierten  Buches,  die  Lehre  von  den  Simultanhypotheken, 
die  prozessuale  Durchsetzung  des  hypothekarischen  Anspruches, 
ferner  die  Lehre  von  der  Uebertragung  und  Belastung  der  H3fpo- 
theken,  im  fünften  die  Kollision  der  Hjqiotheken,  im  sechsten  die 
Lehre  von  der  Uebertragung  der  Hypotheken  und  endlich  einen 
Anhang:  Ueber  Hypotheken  an  eigener  Sache,  in  welchem  E.  für 
das  österr.  R.  insofern  zu  einem  negativen  Resultate  gelangt, 
als  er  das  Bestehen  von  Hypotheken  an  eigener  Sache  negiert. 
Da  in  Details  einzugehen  hier  nicht  möglich,  so  sei  nur  kurz 
auf  die  Erörterung  der  Vorrangseinräumung  aufmerksam  gemacht, 
in  welcher  E.  seine  bereits  früher  (in  der  Grünhutschen  Zeitschrift) 
verfochtene  Auffassung  von  der  obligatorischen  Wirkung  der 
Vorrangseinräumung  gegen  die  entgegengesetzte  Ansicht  Strohais 
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verteidigt.  —  Dem  Werke  E.  sind  als  Beilagen  der  Abdruck  je 
einer  Einlage  aus  dem  Eisenbahnbuche  und  dem  neu  angelegten 
Wiener  Grundbuche  beigegeben,  welcher  namentlich  für  den  aus- 
ländischen Leser,  der  nicht  in  der  Lage  ist,  ein  österr.  Ginndbuch 
einzusehen,  von  grosseöi  Interesse  sein  dürfte,  da  derselbe  dadurch 
in  die  Lage  gesetzt  wird,  sofort  leicht  die  Art  der  Anlage  der 
österr.  Grundbücher,  wie  sie  nach  der  nunmehr  abgeschlossenen 
österr.  Grundbuchgesetzgebung  sein  soll,  kennen  zu  lernen. 

W.  Fuchs  (Wien). 


lY.    Zivilprozess. 

Meyes.      Die    Zivil-Prozess-Ordnung    und     die    Zwangs- 
vollstreckung in  das  unbewegliche  Vermögen  nach 
jetzt   geltendem   preuss.    R.     Breslau,    Maruschke   und 
Berendt.     1881.     XII  u.  516  S.     10  M. 
Wie  die  in  Nr.  3  (S.  110)   angekündigte   Konk.-Ordnung   des- 
selben Verf.  bildet   auch   dies    Buch  einen   Ergänzungsband    zu 
dem  Repetitorium  von  Joseph  Schmidt.    Vorausgeschickt  ist  ein 
Abriss  der  Gerichtsverfassung  nach  Reichs-R.  u.  preuss.  Landes-R. 
Die  dann   folgende  Darstellung   des  Z.Pr.  bringt   zunächst  einen 
allgemeinen  Teil  (Abt.  I.  Voraussetzungen  des  Prozesses,  Abt.  II 
allgemeine  Grundsätze  des  Verfahrens).    Im  folgenden  besondem 
Teil  werden  nach   einander   das  ordentliche  Verfahren,    die    be- 
sonderen Verfahrensarten,  die  Zwangsvollstreckung  und  die  vor- 
läufigen Sicherungsmittel   abgehandelt.     Den  Schluss   bildet   die 
Schilderung   der   Immobiliarvollstreckung   nach  preussischem  R. 
Innerhalb    dieser  Rubriken    ist  alles,    Avas    sich   mit    dem  Z.Pr. 
irgend  beiührt,  aus  den  Reichsgesetzen  und  aus  den  in  den  land- 
rechtlichen   Provinzen    Preussens    geltenden    Vorschriften    recht 
vollständig  zusammengetragen.    W^enn  auch  gelegentlich  die  eine 
oder   andere  Streitfrage   mitgeteilt   und   kurz  entschieden   wird, 
so  enthält  doch  das  Buch  im  wesentlichen  mehr  eine  Umschrei- 
bung des  Inhalts  der  Gesetze,  als  eine  wissenschaftliche  Beleuch- 
tung desselben.    Es  ähnelt  überhaupt  in  Anlage  und  Ausführung 
der  Mevesschen  Konk.-Ord.     Der  Neigung,  durch  Schematisieren 
anschaulich  zu  werden,  ist  Verf.  auch  hier  gefolgt:  z.  B.  S.  161: 
„Die  Thätigkeit  des  Vorsitzenden  ist  eine  dreifache,  eine  leitende, 
eine   korrigierende,   eine   beaufsichtigende".     S.  132:    „Die  End- 
urteile  sind    entweder  Versäumnisurteile   oder  Teilurteile,    oder 
endlich    volle  Endurteile."     S.  400:    „Vollstreckbarkeit  der  End- 
urtpile.     Hier  sind  zu  unterscheiden  je   nach  der  Behörde,   von 
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der  sie  erlassen  worden ,  inländische ,  ausländische  und  schieds- 
richterliche."  —  Bei  der  Benutzung  des  Buches  wird  eine  Ver- 
gleichung  des  Gesetzestextes  nicht  zu  entbehren  sein,  da  dem 
Verf.,  abgesehen  von  einer  Reihe  kleinerer  Unrichtigkeiten,  eine 
Zahl  handgreiflicher  Irrtümer  untergelaufen  ist.  So  wird  S.  10 
der  Begriff  des  zweiseitigen  mit  dem  des  absoluten  Handels- 
geschäftes verwechselt.  S.  66  wird  gelehrt,  das  Amtsgericht  sei 
für  die  in  §.  23,  Nr.  2  G.V.G.  bezeichneten  Streitigkeiten  aus- 
schliesslich zuständig.  S.  91  findet  sich  die  Behauptung,  der 
Fall,  dass  .ein  Endurteil  nicht  der  Berufung  unterliege,  sei  nicht 
zu  konstruieren.  Dieser  Satz,  der  S.  222  wiederkehrt,  ist  nicht 
einmal  für  Urteile  erster  Instanz  richtig.  Man  denke  nur  an 
den  Fall,  dass  nach  Erledigung  der  Hauptsache  nur  noch  wegen 
der  Kosten  gestritten  wird  (§.  94  Z.P.O.).  Für  die  Zwangsvoll- 
streckung gegen  Dorfgemeinden  (S.  419)  gilt  in  Preussen  nicht 
mehr  Anh.  §.  153  zur  Allg.  Ger.-Ord.,  sondern  §.  43,  Nr.  3  Ges. 
V.  26.  Juli  1875.  Der  als  noch  in  Kraft  stehend  behandelte 
§.  71  preuss.  Subh.-Ord.  ist  durch  §.  3  R.-Ges.  v.  21.  Juli  1879 
beseitigt.  —  Die  Kommission  von  1871/72  hat  nicht  auf  Grund 
des  preuss.  Entw.  v.  1864,  des  hannöv.  und  des  nordd.  Entw., 
sondern  auf  der  Basis  des  Ministerial-Entw.  v.  1871  ver- 
handelt :  der  letztere,  welcher  recht  eigentlich  die  Grundlage  der 
Z.P.O.  bildet,  wird  bei  der  Entstehungsgeschichte  derselben  gar 
nicht  erwähnt  (S.  3).  Sydow. 

Jaeckel;    P.      Die    Anfechtung    von    Rechtshandlungen 
zahlungsunfähiger  Schuldner   ausserhalb  des  Kon- 
kurses  auf  Grund   des  Reichsgesetzes  vom  21.  Juli 
1879  mit  besond.  Berücksichtigung  des  preuss.  R.  systematisch 
dargestellt.     Berlin ,   Vahlen.     1881.     VIII  u.  218  S.     4M. 
Der  Inhalt    des  R.-Ges.  v.  21.  Juli  1879  und   seine   Rückwir- 
kung  auf  das   preuss.  R.  hat   hier   eine  gründliche   Erörterung 
gefunden.     Zum  Ausgangspunkt   nimmt  der  Verf.  nicht  so  sehr 
das  gem.  R.,  als  das  preuss.  Ges.  v.  9.  Mai  1855,  den  Vorgänger 
des  R.-Ges.     Die  an  jenes  sich  anknüpfende  Rechtsprechung  des 
Ober- Tribunals  ist  eingehend  berücksichtigt,  doch  missbilligt  Verf. 
deren  auf  restriktive  Auslegung  des  preuss.  Anfechtungsgesetzes 
gerichtete  Tendenz.     Auch  die  Motive    des   R.Ges.  vom  21.  Juli 
1879  und  der  Reichs-Konk.-Ord.  sind  unter  selbständiger  Prüfung 
in  Beachtung  gezogen.   Durch  vielseitige  Kasuistik  ist  den  Bedürf- 
nissen   der   Praxis    Rechnung    getragen.      Aus    dem   Inhalt    des 
Buchs  mögen  folgende  Sätze  hervorgehoben  werden.    Der  fällige 
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und  vollstreckbare  materielle  Anspruch  gewährt  das  R.  auf  Be- 
friedigung aus  dem  Vermögen  des  Schuldners.  Dieser  sog.  Be- 
friedigungsanspruch wird  durch  die  Zahlungsunfähigkeit  des 
Schuldners  in  Verbindung  mit  einem  betrüglichen  Verhalten 
desselben  oder  mit  dem  in  freigebigen  Verfügungen  liegenden 
Verstoss  gegen  die  Billigkeit  verletzt.  Die  Verletzung  ei-zeugt 
einen  neuen,  den  Anfechtungsanspruch.  Für  die  Frage  der 
Zahlungsfähigkeit  bleibt  der  Besitz  von  Grundstücken  der  Regel 
nach  ausser  Betracht,  da  sie  nicht  parate  Zahlungsmittel  sind. 
Die  Zahlung  fälliger  Schulden  kann  selbst  nicht  in  den  Fällen 
einer  auf  Bevorzugung  des  einen  Gläubigers  gerichteten  Kollision 
desselben  mit  dem  Schuldner  angefochten  werden.  Auch  Unter- 
lassungen sind  anfechtbar,  wenn  durch  sie  ein  bereits  vorhan- 
dener Vermögensbestandteil  aufgegeben  wird.  Betrügerische 
Absicht  ist  der  auf  den  Endzweck,  den  Gläubiger  zu  benach- 
teiligen, gerichtete  Wille.  Bei  der  Anfechtung  von  Verträgen 
mit  Verwandten  gestaltet  sich  die  Beweislast  hinsichtlich  der  Be- 
nachteiligung so:  der  Anfechtende  hat  darzuthun,  dass  ein  Ver- 
mögensstück veräussert  und  das  Entgelt  im  Vermögen  des  Schuld- 
ners nicht  vorhanden  ist.  Der  Verwandte  hat  dem  gegenüber 
den  Beweis,  dass  er  das  Entgelt  entrichtet  habe.  Dagegen  steht 
dem  Anfechtenden  die  RepKk  zu,  dass  der  Preis  kein  sachent- 
sprechender gewesen  sei.  Auch  die  an  den  Rechtsnachfolger  der 
Ehefrau  gewährte  Sicherstellung  etc.  des  Heiratsguts  ist  auf 
Grund  von  §.  3,  Nr.  4  B.-Ges.  anfechtbar.  Die  zehnjährige  Ver- 
jährung des  §.  12  ist  keine  Klagenverjährung,  da  sie  nicht  actio 
nata  voraussezt:  sie  kann  nicht  nach  Massgabe  der  landesrecht- 
lichen Vorschriften  unterbrochen  werden.  —  Die  Anfechtungs- 
klage geht  in  personam ;  sie  ist  keine  Deliktsklage  im  Sinne  des 
preuss.  R.,  da  das  Geschäft  zwischen  den  Kontrahenten  wirksam 
bleibt.  Jeder  Rechtsnachfolger  haftet  nur  für  das  eigene  Ver- 
schulden. Der  Anfechtungsgegner  kann  sich  wegen  anderer  For- 
derungen gegen  den  Schuldner  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
oder  des  Anrechtes  (nicht  der  Retention)  an  das  zurückzugewäh- 
rende Objekt  halten.  Durch  das  R.Ges.  ist,  obwohl  dasselbe  auf 
Scheingeschäfte  nicht  Anwendung  findet,  das  preuss.  Ges.  vom 
9.  Mai  1855  auch  soweit  es  die  Scheingeschäfte  betrifft,  aufge- 
hoben. Die  Scheinqualität  eines  Rechtsgeschäftes  kann  jeder 
Dritte  aus  eigenem  R.  geltend  machen,  wenn  er  ein  rechtliches 
Interesse  daran  hat.  Dies  hat  aber  jeder  Gläubiger,  der  sich 
an  die  zum  Schein  veräusserte  Sache  halten  will  und  einen  voU- 
t  streckbaren  Titel  besitzt.  Sydow. 
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V.    Strafrechtswissenschaft. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechts  Wissenschaft, 
herausgegeb.  v.  Docliow  u.  v.  Liszt.  Bd.  I.  Heft  3  u.  4. 
Berlin,  Guttentag.  Compl.  XlII-648  u.  104  S.  12  M. 
Die  Menge  der  Aufsätze  in  dem  Doppelhefte,  das  den  I.  Bd. 
genannter  Zeitschrift  abschliesst,  macht  Einzelbesprechung  un- 
möglich und  nötigt  zu  einem  Gesamtbericht  (vergl.  die  genaueren 
Titel  C.-Bl.  Nr.  3,  S.  126).  In  Anknüpfung  an  eine  Entscheidung 
des  Eeichsger.  (II,  S.  184)  erklärt  Ruhstrat,  dass  bei  eigen- 
mächtiger Befriedigung  rechtmässiger  Forderungen  und  in 
ähnlichen  Fällen  diebische  Absicht  nicht  vorliege,  und  rechts- 
widrige Aneignung  als  Mittel  zur  Befriedigung  rechtmässigen 
Anspruchs  nicht  Diebstahl,  sondern  nur  formelles  Unrecht,  Ver- 
gehen gegen  die  Rechtsordnung  sei.  Buri  gibt,  grösstenteils 
gegen  Hälschner,  Deduktionen  über  die  Kausalität  der  Unter- 
lassung. Ergebnis:  die  gesetzliche  Pflicht,  „nicht  Ursache  eines 
strafrechtlichen  Erfolges  zu  werden",  geht  auch  dahin,  stets  zu 
beachten,  ob  man  nicht  dies  Gebot  verletze ;  dies  geschehe  aber 
durch  Beschäftigung  mit  Vorstellungen,  die  das  Pflichtbewusst- 
sein  zurückdrängen.  Für  die  Verursachung  der  Unterlassung 
ist  erforderlich  jenes  gesetzliche  Gebot  zu  handeln,  der  Entschluss, 
dem  Gebot  zuwider  unthätig  zu  bleiben,  als  „Handlung",  und 
ein  Erfolg,  der  bei  gesetzmässigem  Handeln  bestimmt  nicht  ein- 
getreten wäre,  „als  Kausalität".  Somit  besteht  hier  keine  wesent- 
liche Verschiedenheit  von  den  sog.  reinen  Omissivdelikten  (§.  139 
Str.G.B.)  Der  durch  seine  Moralstatistik  bekannte  dörptsche 
Theologe  v.  Oettingen  tadelt  unbesonnene  Verwertung  statist. 
Notizen  in  moralisierender  oder  naturalisierender  Tendenz ,  be- 
fürwortet Revision  in  Erhebung  und  Beurteilung  kriminalistischer 
Daten,  insbes.  Gruppierung  nach  Objekt  und  Motiv,  Rückfalls- 
statistik, Einführnng  von  Zählkarten  zur  Feststellung  von  Her- 
kunft, Vorleben  des  Verbrechers.  Nach  Gewinn  vergleichsfähiger 
Daten  wird  statt  tendenziöser  Notizenkrämerei  und  voreiligen 
Schlüssen  aus  geringen  Beobachtungen,  Beurteilung  der  die 
Kriminalität  beeinflussenden  Symptome  unter  verständiger  Er- 
wägung der  zeitlich,  räumlich,  individuell  verschiedenen  Momente 
erfolgen  können.  Englands  bekanntester  Kriminalist  Stephen 
gibt  eine  die  geschichtliche  Entwickelung  berücksichtigende  Ueber- 
sicht  des  gegenwärtigen  Zustandes  seines  vaterländischen  Str.R., 
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der  Strafgericbtsverfassung.  des  V{-riahrens(Hin\veisaufdieappeals 
im  iüteren,  wie  das  Vorherrschen  der  Privatverfolgung  atich  im 
heutigen  R.)  und  des  noch  immer  bruchstückartigen  materiellen 
Str.R.  (die  Konsolidations-Akte  v.  1861  [24  u.  25  Vict.  c.  96 
bis  100],  in  ll'o  AI '.schnitten  den  Diebstahl  behandelnd,  ist  nach 
St.  eines  „der  vervvickeltsten,  unverständlichsten  Erzeugnisse  gesetz- 
geberischer Thätigkeif). 

Sontag  bietet  Beiträge  zur  Lehre  von  der  Strafe  (vgl.  unten). 

Garraud  (Lyon)  schildert  Frankreichs  freisinniges  Press- 
gesetz vom  29./VII  1881,  und  zwar  1)  das  Verwaltungs-R. , 
die  Formalitäten  der  Bezeichnung  des  Druckers  und  Hinterlegung 
von  Pflichtexemplaren,  die  Verantwortlichkeit  des  Geranten,  die 
Anzeige  des  Erscheinens ,  die  Freigebung  des  Strassenanschlagb 
und  der  Kolportage;  2)  das  Straf- R.,  das  Wesen  des  Pressver- 
gehens nicht  als  Meinungsvergehen,  sondern  als  gemeines,  eigen- 
tümlich nur  durch  die  Begehungsart.  Merkel  wird  dui'ch 
Hälschners  , gemeines  deutsches  Str.R."  Bd.  I.  veranlasst,  sich 
gegen  den  Idealismus  in  der  Strafrechtswissenschaft  zu  wenden 
Ohne  vollständige  Revision  der  strafrechtl.  Grundbegriffe  geben 
zu  wollen,  beleuchtet  er  einige  Hauptlehren  des  Idealisten  Hälsch- 
ner  vom  realistischen  Standpunkte  aus  (Wesen  des  R.,  Willens- 
freiheit, Versuch  und  Vollendung,  Grenze  strafbaren  und  straf- 
losen Unrechts,  Verhältnis  des  objektiven  und  subjektiven  That- 
bestandes  etc.).  Hervorgehoben  wird  stets  der  Gegensatz  der 
hinter  den  Gestaltungen  des  Lebens  eine  eigene  Begriffswelt  er- 
bauenden idealistischen  Doktrin  und  der  in  R.-  und  Staatswissen- 
schaft noch  nicht  anerkannten  positivistischen  Tendenz,  welche 
die  spezifische  Aufgabe  der  Wissenschaft  („Orientierung  über  die 
wirkliche  Welt  und  die  in  ihr  wirksamen  Kräfte,  sowie  über  das 
Gesetzmässige  in  der  Verbindung  ihrer  Aeusserungen")  schäx-fer 
als  bisher  gegen  Aufgaben  subjektiver  Natur,  das  Forum  der 
Phantasie  und  des  Gemüts  abzugrenzen  strebt.  Zum  Schluss 
folgen  ein  Rechtsfall  erster  Instanz  und  Litteraturbericht  (218 
Referate  im  ganzen  Bande),  sowie  als  besondere  Beilagen  das 
österr.  Wuchergesetz  und  die  Uebersetzung  des  ei-wähnten  franz. 
Pressgesetzes.  K. 

Sontag,  R.  Für  die  Freiheitsstrafe.  (Separatabdnick  aus 
der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Str.-R.-Wissenschaft  I.  vgl.  oben.) 
Berlin,  Guttentag.     1881.     52  S.     1  M. 

Verf.  erklärt,  dass  Mittelstädts  Schrift  „gegen  die  Freiheits- 
strafen" keine  wissenschaftliche,  unparteiische  Prüfung  gefunden. 
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beklagt  im  allgemeinen  die  Vernachlässigung  von  Untersuchungen 
über  das  Wesen  der  Strafe  und  plaidiert  — .  zuweilen  nicht  ohne 
Humor  über  Bernersche  Phrasen  —  für  die  Freiheitsstrafe. 
1)  wird  der  Besserungs-  und  Abschreckungstheorie  gegenüber 
energisch  eine  absolute  Theorie  verfochten.  Die  Strafe  ist  ledig- 
lich begründet  im  Delikt,  ihr  Wesen  ist  Willenszwang  und 
Eechtsgüterminderung.  Auf  das  Vergangene  sich  beziehend,  nach 
seinem  Werte  bemessen,  dient  sie  indirekt  der  Zukunft.  Mittel- 
städts  Pi'ügelvorschläge  werden  verworfen,  Massregeln,  die  nicht 
Straf-,  nur  Vorbeugungsmittel  sind,  gegen  jugendliche  Personen 
und  Stammgäste  der  Strafanstalten  empfohlen.  2)  Die  Freiheits- 
strafe wird  geprüft :  in  ihr  tritt  der  Willenszwang  am  deutlichsten 
hervor ;  jedoch  ist  das  deutsche  System  zu  ersetzen  durch  blosse 
Zweiteilung  in  entehrende,  nicht  entehrende  Strafen.  In  beiden 
muss  der  empfindliche  Ernst  des  Strafübels  ausgedrückt,  erstere 
durch  Zwangsarbeit  und  Einzelhaft  geschärft  werden.  Der  Ge- 
danke, welcher  der  vorläufigen  Entlassung  zu  Grunde  liegt,  werde 
ausgestaltet  durch  Fürsorge  für  Entlassene:  hier,  nicht  in  den 
Strafanstalten  soll  sich  die  „Humanität*  erproben,  Staatsautorität 
solche  Schutzvereine  fördern,  Polizeiaufsicht  einer  selbstverwal- 
tungsartigen Volksaufsicht  weichen.  K. 

Dorendorf,  J.  Strafprozessordnung  für  das  Deutsche 
Reich  vom  1.  Februar  1877.  Breslau,  Kern.  1881. 
343  S.     7  M.  50  Pf. 

Obwohl  für  die  Praktiker  genügend  gesorgt  scheint,  mögen 
diese  nun  nach  einem  eingehenden  Kommentar,  wie  z.  B.  dem 
von  Löwe  odeV  nach  einem  kürzer  gefassten,  wie  etwa  dem  von 
Keller  Verlangen  tragen,  bietet  vorliegender  neuer  Kommentar 
kurze  Erläuterungen,  „welche  für  den  praktischen  Gebrauch  be- 
stimmt sind".  Innerhalb  der  engen  Grenzen,  die  sich  Verf.  ge- 
steckt hat,  bewegt  er  sich  mit  Sicherheit  und  nicht  ohne  Erfolg. 
Im  Vorwort  heisst  es:  „Grundlage  der  Interpretation  bilden  die 
Materialien  zur  Str.P.O.,  ausserdem  ist  die  (straf-)prozessrechtliche 
Litteratur  und  sind  die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  be- 
rücksichtigt." Die  berücksichtigte  „Litteratur"  besteht  nur  aus 
den  Kommentaren  von  Dalcke,  Löwe,  Puchelt  und  Thilo.  Den 
angestrebten  Zweck  der  „Uebersichfüqhkeit"  hat  Verf.  erreicht. 
Einen  selbständigen  Wert  haben  neben  einzelnen  anderen  Be- 
merkungen im  allgemeinen  die  Erläuterungen,  die  das  Haupt- 
verfahren vor  den  Schwurgerichten  betreffen,  welche  viel  ein- 
gehender sind  als  die  sonstigen  Bemerkungen,  worauf  aucTi  Verf. 
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selbst  schon  im  Voi'wort  aufmerksam  macht,  Sie  umfassen 
S.  158 — 216.  Im  ganzen  recht  gelungen  sind  z.  B.  die  Bemer- 
kungen über  die  Fragestellung  S.   191 — 204. 

Verf.  braucht  statt  des  entsetzlichen  Wortes  „  instruktioneil " 
(für  nicht  unbedingt  bindende  Vorschriften  des  Gesetzes)  öfter 
den  Ausdruck  „ reglementarisch ",  auch  „reglementär".  Dem 
letzteren,  den  auch  das  Reichsgericht  öfter  anwendet,  ist  der 
volle  Sieg  über  jene  sprachliche  Missgeburt  zu  wünschen. 

Geyer. 

Mayer,  A.  Die  Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiete 
des  italienischen  Strafprozesses  in  rechtsver- 
gleichender Darstellung  mit  den  wesentlichsten 
europäischen  Strafprozessgesetzgebungen.  (Archiv 
f.  Straf-R.  XXIX,  S.  245—284.) 

Verf.  stellt  einleitungsweise  einige  allgemeine  Betrachtungen 
über  den  Entwickelungsgang  der  Str.P. Gesetzgebung  während  der 
beiden  letzten  Dezennien  an,  wobei  er  besonders  das  „inter- 
nationale Moment"  hervorhebt,  d.  h.  den  Umstand,  dass  die 
neueren  Gesetzesarbeiten  nicht  engherzig  bloss  den  „partikulären" 
Standpunkt  zui"  Geltung  bringen,  vielmehr  in  gegenseitiger  An- 
näherung an  gemeinsame  Einrichtungen  und  Formen  den  Str-Pr. 
zu  entwickeln  suchen.  Er  weist  dann  auf  Casoratis  II  processo 
penale  e  le  riforme  (Mailand  1881)  als  unmittelbaren  Anlass  zu 
seiner  Arbeit  hin  und  bezeichnet  es  „geradezu  für  die  zukünftige 
Gestaltung  des  Str.Pr.  in  Italien  als  bahnbrechend"  und  vermöge 
der  Stellung,  welche  der  Autor  in  der  legislativen  Abteilung  des 
italienischen  Justizministeriums  einnimmt,  als  das  Programm  der 
zukünftigen  italienischen  Str.P.O.     „Dies  dürfte   denn  auch  den 

Versuch  rechtfeiügen,  aus  diesem  neuesten  Werk einzelne 

Abschnitte  zu  publizieren,  einige,  insbesondere  die  historischen 
Darlegungen,  in  getreuer  Uebersetzung ,  aus  anderen  den  Ge- 
dankengang zu  skizzieren."  M,  führt  hierauf  mit  einzelnen  An- 
merkungen vor,  was  Casorati  über  die  geschichtliche  Entwickelung 
der  Str.P. -Gesetzgebung  dieses  Jahrh.  in  Italien,  Oesterreich, 
Frankreich,  Belgien  und  Spanien  sagt,  desgl.  die  Schlussfolge- 
rungen, welche  derselbe  hieran  knüpft.  Daran  reiht  er  eine 
üebersicht  über  die  Forderungen,  welche  C.  an  die  Neugestaltung 
des  italienischen  Str.Pr.  betreffs  der  subsidiären  Strafklage  des 
Verletzten,  Zulässigkeit  der  Zurückziehung  der  Anklage,  der  Ver- 
teidigung im  Vorverfahren,  der  Einführung  des  österr.  Systems 
der  Eröffnung   des  Hauptverfahrens,    des  Kreuzverhörs   und  der 
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Rechtsmittel  stellt.  Eine  Schlussbetrachtung  betont,  dass  den 
gegenwärtigen  Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiet  der  Straf- 
gesetzgebung in  Europa  die  österr.  und  deutsche  Str.P.O.  ihren 
Typus  aufdrücken,  während  früher  das  franz.  R.  gewöhnlich  zum 
Vorbild  diente,  und  dass  die  künftige  ital.  Str.P.O.,  wenn  in  ihr 
Casoratis  Postulate  wenigstens  zum  Teil  verwirklicht  werden, 
einen  weiteren  Ring  in  jener  Kette  bilden  würde ,  welche  die 
Kulturvölker  Europas  allmählich  und  immer  fester  umschliesst 
, durch  dauernde  Gemeinschaft  ihrer  wichtigsten  Interessen,  die 
in  den  Formen  des  Verfahrens  ihren  bezeichnenden  Ausdruck 
findet."  Geyer. 

Kinghorn,  John.  Ought  grand  juries  to  be  abolished? 
(The  Law  Magazine  and  Review  Nr.  CCXLII,  November 
1881,  p.  12—38.) 

Verf.,  welcher  im  Augustheft  des  Law  Magazine  eine  Skizze 
der  Entstehung  der  Grossen  Jury  und  der  Verfolgung  durch 
Behörden  gegeben,  behandelt  nunmehr  die  Frage  einer  gänzlichen 
Abschaifung  der  erstei-en.  Es  werden  hauptsächlich  Fälle  aus 
der  Praxis  angeführt,  um  die  Schädlichkeit  des  Instituts  zu  be- 
weisen. Diese  zeigt  sich  namentlich  in  der  mangelnden  Rechts- 
kenntnis der  Geschworenen,  welche  gerade  bei  Prüfung  der 
Anklage  erforderlich  ist,  in  der  Geheimheit  des  Verfahrens  und 
der  Unkenntnis  von  der  Voruntersuchung.  Es  ist  unmöglich, 
meineidige  Zeugen  wegen  ihrer  falschen  Aussage,  die  sie  vor  def 
Gi'ossen  Jury  gemacht  haben ,  zu  verfolgen.  Daher  kommt  es 
einerseits,  dass  verschmitzte  Uebelthäter  durch  Bestechung  der 
Zeugen  einer  Anklage  entgehen  (,the  grand  Jury  is  the  first 
hope  of  the  London  thief")  und  dass  die  Möglichkeit,  ohne  Inter- 
vention eines  Magistrats  Anklagen  vor  die  Grosse  Jury  zu  brin- 
gen, zu  den  ärgsten  Erpressungen  benutzt  wird.  Die  Anschauung 
von  der  Gefährlichkeit  derselben  ist  allgemein  verbreitet  und  hat 
auch  schon  in  verschiedenen  Petitionen  dieser  Körperschaften 
selbst  ihren  Ausdruck  gefunden.  Nichtsdestoweniger  sind  die 
gesetzgeberischen  Versuche  auf  Beseitigung,  die  namentlich  in 
den  J.  1852  und  1857  gemacht  waren,  an  dem  Festhalten  der 
Ueberlieferung  gescheitert.  Palliativmittel  sind  besonders  für 
den  Londoner  Bezirk  eingeführt,  so  die  Central  criminal  court 
Act,  nach  der  keine  Klage  vor  die  Grosse  Jury  direkt  gebracht 
werden  darf,  wenn  nicht  der  Angeklagte  bereits  festgenommen 
ist  oder  der  Ankläger  Bürgschaft  gestellt  hat  —  ein  Gesetz, 
welches  dadurch  umgangen  wird,  dass  die  Anklage  vor  die  mit 
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den  Stadtgerichten  konkuirierende  Jury  der  Grafschaft  Middlesex 
gebracht  wird.  Ein  allgemeines  Gesetz  (22.  u.  23.  Vict.  c.  17) 
vom  J.  1859  sucht  ferner  für  einzelne  Vergehen  eine  direkte 
Anklage  vor  die  Grosse  Jury  an  gewisse  Kautelen  (Bürgschaft 
oder  Dazwischentreten '  eines  Magistats)  zu  knüpfen.  Beispiele 
aus  der  Praxis  ergeben,  dass  auch  dieses  Mittel  nicht  durchschlägt. 
Dieselben  Uebelstände  wie  in  London  zeigen  sich  auch  in  den 
Provinzen.  Trotz  der  Erkenntnis  aller  dieser  Mängel,  zu  denen 
noch  ein  grosser  Kostenaufwand  tritt,  hat  doch  die  Kommission 
der  in  den  letzten  Jahren  unter  dem  Ministerium  Disraeli  ein- 
gebrachten Criminal  Code  Indictable  Bill  die  Grosse  Jury  bei- 
behalten ,  während  sie  die  Abschaffung  des  Coroners  Inquest, 
der  alle  Fehler  derselben  teilt,  befürwortet.  Der  Verf.  hält  auch 
die  Keime  der  Anklagebehörde  nicht  für  genügend,  er  will  eine 
Erweiterung  derselben  und  eine  völlige  AbschaflFung  der  Grossen 
Jury.  Kays  er. 


VI.    Staats-  und  Verwaltiingsrecht. 

Morelli,  A.  Lo  Scrutinio  di  lista  (S.  241—284  i.  FeiTaris 
Annuario,  vgl.  C.Bl.  S.  45). 
Ergebnis  des  durch  eine  üebersicht  über  die  Staaten,  welche 
Listenwahl  kennen,  eingeleiteten  Essays  ist:  Die  Listenwahl  hat 
den  Vorzug,  gerechtere  Vertretung  der  einzelnen  Interessen,  ge- 
treuere Kundgebung  des  Volkswillens  zu '•bewirken,  den  Nachteil, 
verständige  Abstimmung,  Berücksichtigung  der  Minderheit  un- 
wahrscheinlich zu  machen.  Da  letzterer  dem  mehrfachen  Votum 
des  Wählers,  der  Vorteil  den  grossen  Wahlkreisen  mit  mehreren 
Abgeordneten  zuzuschreiben,  wird  ein  System  empfohlen,  das 
etwa  auf  dem  Grundgedanken  des  Wahlquotienten  wie  das  — 
vom  Verf.  nicht  erwähnte  —  Haresche  beruht :  grössere  Bezirke 
entsenden  mehrere  Abgeordnete,   der  Wähler  hat  eine  Stimme, 

gewählt  ist,  wer  mehr  als  — ^j-^  Stimmen,  z.  B.  wo  2  gewählt 

werden,  mehr  als  '/«»  erhält.  K. 

Liseo.     Die   deutschen  Vereinsgesetze  mit  bes.  Berück- 
sichtigung  d.  preuss.  Vereinsges.  u.  d.  Sozialisten- 
ges.   2.  Aufl.   Berlin,  Kortkampf  (o.  J.).   152  S.  IM. 80 Pf. 
Abschnitt  I(S.  1  —  56)  gibt  das  previss.  Ver.Ges.  mit  orientierender 
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Einleitung  und  Erläuterung  aus  Eechtsprechung  und  Verwaltungs- 
yorsclu-iften ,  Abschn.  II  (57 — 106)  Ges.  und  Verordnungen  der 
ausserpreuss.  Staaten  und  Reichslande  mit  Verweisung  auf  pa- 
rallele §§.  der  preuss.  Ges.  Es  schliesst  das  Sozialistengesetz  mit 
kurzen  Anmerkungen,  Ausfühi'ungs Verordnungen ,  ein  Verzeich- 
nis der  Landespolizeibehörden  (§.  29  d.  Ges.)  und  ein  Sachregister. 

K. 

Seydel,  M.  Das  Gewerbepolizei-R.  nach  der  Reichs- 
Gewerbeordnung.  Mit  einem  Anhang,  den  Text  der  Ge- 
werbeordnung enthaltend.  (Separatabdruck  aus  den  An- 
nalen  des  Deutschen  Reichs  1881.  Heft  8 '10.)  Leipzig, 
Hirth.     149  u.  44  S.     3  M. 

Eine  zweite,  nicht  unbeträchtlich  vermehrte  Auflage  der  zuerst 
in  Hirths  Annalen  1878,  Heft  7/8  und  12  erschienenen  Arbeit, 
welche  sich  durch  umfassende  Berücksichtigung  der  neueren 
Judikatur  der  obersten  ordentlichen  und  Verwaltungsgerichte  des 
Reichs  und  seiner  grössten  Einzelstaaten  ebenso  sehr,  wie  durch 
kritisch  gestaltendes  Eindringen  in  den  wenig  fügsamen  und  ge- 
rundeten Stoff  der  deutschen  Gewerbeordnung  mit  ihren  zahl- 
reichen Novellen  auszeichnet.  Der  Plan  ist  der  gleiche  ge- 
blieben, wie  beim  ersten  Abdrucke:  Gewerbebegriff;  Gewerbe- 
treibender, Gewerbefreiheit,  Vereinigungen  von  Gewerbsleuten 
(Novelle  v.  18.  Juli  1881);  gewerbepolizeiliche,  allgemeine,  be- 
sondere und  Ausnahms-Bestimmungen ;  Hilfspersonal.  Ein  ein- 
gehendes alphabetisches  Register  und  ein  sehr  übersichtlicher 
Abdruck  des  Gesetzes  in  seiner  gegenwärtigen  Fassung  mit  steter 
Verweisung  auf  die  einschlägigen  Bemerkungen  der  Abhandlung 
sind  beigegeben  und  tragen  dazu  bei,  die  Schrift  zu  einem  der 
brauchbarsten  Kommentare  unserer  Gewerbeordnung  zu  machen. 
Zwar  will  der  Verf.  nur  das  Gewerbepolizei-R.  behandeln;  in- 
dessen ist  der  Begriff  im  weitesten  Sinne  verstanden ,  so  dass 
selten  eine  Bestimmung  der  Gew.-Ord.  ohne  nähere  Erläuterung 
bleibt  (s.  u.  a.  S.  589  f.  599,  und  dazu  617,  688  f.,  697;  dagegen 
S.  587  Anm.  2).  Des  allgemeinen  Interesses  halber  sei  erwähnt, 
dass  Verf.  sich  gegen  die  in  foro  übliche  Behandlung  des  Titels 
Dr.  med.  als  im  Sinne  von  §.  29  Gew.O.  gleichbedeutend  mit  der 
Bezeichnung  „Arzt"  erklärt  (S.  683).  Leuthold. 

Kohli,  Dr.  P.  Die  preuss.  Jagdgesetze  vom  AUg.  L.R. 
an  bis  auf  die  neue  Gesetzgebung.  Zum  prakt.  Ge- 
brauch   für    Juristen,    Jäger,    Forst-  und  Jagdbeamte   mit 
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Kommentar  und  Anmerkungen.  Berlin,  J.  W.  MüUer.  1882. 
98  S.  1  M.  60  Pf. 
Die  preuss.  Jagdgesetze  sind  1878  von  Bahr  und  Glasemann 
(Posen,  Selbstverlag)  mit  Erläuterun'gen  herausgegeben  worden; 
auch  ist  eine  neue  Ausgabe  derselben  als  4.  Bd.  des  zur  Zeit 
auf  3  Bände  gediehenen  Werkes  von  Oehlschläger  und  Bern- 
hardt, die  preuss.  Forst-  und  Jagdgesetze  (Bei-lin,  Springer),  an- 
gekündigt ;  dass  dieser  Band  noch  nicht  erschienen  ist ,  hängt 
wohl  damit  zusammen,  dass  der  Entwurf  eines  neuen  Jagd- 
polizeigesetzes dem  preuss.  Landtage  vorgelegt  und  die  Frage 
einer  Revision  der  Jagdgesetzgebung  noch  in  Schwebe  ist.  Durch 
diese  Rücksicht  hat  sich  Kohli  indes  nicht  abhalten  lassen, 
nochmals  vor  Thorschluss  eine  Zusammenstellung  der  preuss. 
Jagdgesetze  mit  Erläuterungen  herauszugeben.  Im  Unterschiede 
von  der  Bahrschen  Ausgabe,  welche  auch  die  Jagdgesetzgebung 
der  Provinzen  Hessen-Nassau  und  Hannover,  sowie  von  Hohen- 
zollern  enthält,  beschränkt  sich  K.  zwar  auf  die  Zusammen- 
stellung des  altpreuss.  R.,  Allg.  L.R.,  Ges.  v.  31.  Okt.  1848 
betr.  die  Aufhebung  des  Jagd-R. ,  Jagdpolizeiges.  v.  1.  März 
1850,  Ges.  V.  26.  Febr.  1870  über  die  Schonzeiten,  Ges.  v. 
4.  Dez.  1876  betr.  die  Schonzeit  der  Robben,  jagdrechtliche 
Normen  des  R.Str.G.  (anhangsweise  Ges.  v.  7.  März  1850  und 
31.  März  1837,  Instruktionen  etc.);  aber  anderseits  bietet  die 
Ausgabe  von  K.  vor  der  Bahrschen  den  Vorzug,  dass  die  jagd- 
rechtlichen Entscheidungen  in  grösserem  Umfange  und  bis  auf 
die  neueste  Zeit  Verwertung  und  auch  die  Bestimmungen  über 
die  Zuständigkeit  der  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  Berück- 
sichtigung gefunden  haben.  Die  Erläuterungen  sind  bei  ziem- 
licher Reichhaltigkeit  klar  und  knapp  gehalten  und  dazu  ge- 
eignet, das  Verständnis  des  Gesetzes  auch  bei  Nichtjuristen  zu 
erleichtem.  Schenkel. 


VII.   Internationales  Recht. 

Litta,   P.      L'occupazione,    suo    concetto    e   suoi    effetti 
sulle    proprietä    pubbliche    e  private  nella   guerra 
Continental e.  Milano,  Fratelli  Dumolard.  1881.  61  S.  21. 
Der  1.  Abschnitt   gibt   den  Begriff  der  Okkupation  im  allge- 
meinen  in    genauer  Erörterung   der   Definition   von   Rouard    de 
Card  und   erklärt  im   Gegensatz   zur   deutsch-belgischen  Schule 
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als  notwendige  Grundlage  jeder  Annexion  die  allgemeine  Ab- 
stimmung der  Bewohner.  Der  2.  Abschnitt  behandelt  das  R. 
des  Okkupanten  auf  das  Eigentum  des  fremden  Staates,  bes. 
sein  R.  auf  die  Forsten  im  Anschluss  an  die  bekannten  durch 
den  deutsch-französischen  Krieg  entstandenen  Prozesse,  sodann 
die  Befugnisse  in  Bezug  auf  Eisenbahnen,  Posten,  Telegraphen 
und  Zölle.  Hervorgehoben  wird,  dass  der  Okkupant  das  Porto 
nicht  erhöhen,  das  Briefgeheimnis  nicht  verletzen  darf,  und  dass 
entgegen  einigen  Urteilen  franz.  Gerichte  die  Rechtspflege  — 
wenngleich  unter  der  Formel  im  Namen  des  Gesetzes  —  fort- 
dauern soll.  Grundsatz  ist,  dass  auf  den  Okkupanten  alle  R. 
des  gesetzlichen  Souveräns  übergehen.  Auch  bezüglich  der  For- 
derungen ist  das  gleiche  der  Fall.  Ausgenommen  sind  dem 
Okkupanten  nicht  unterworfene  Gebäude  und  Anstalten  des 
Kultus  und  der  Wissenschaft,  Denkmäler  —  auch  nicht  die- 
jenigen, welche  den  Okkupanten  beleidigen  —  und  die  Archive. 
Der  3.  Abschnitt  wendet  sich  zu  den  R.  und  Pflichten  des  Okku- 
panten in  Bezug  auf  das  Eigentum  der  Privaten ;  besonders  her- 
vorgehoben wird,  dass  das  Privatgut  des  feindlichen  Fürsten 
respektiert  werden  muss.  Zum  Schluss  wird  das  R.  auf  Requi- 
sitionen und  Kontributionen  erörtert,  das  letztere  gänzlich  ver- 
worfen, ersteres  auf  das  engste  eingeschränkt.  Einzelne  That- 
sachen  aus  dem  deutsch-französischen  Krieg  sind  lediglich  aus 
französischen  Quellen  geschöpft,  ebenso  einzelne  französische  An- 
sichten ohne  Prüfung  der  zu  Grunde  liegenden  Thatsachen  als 
wahr  wiedergegeben.  Kays  er. 

Laurent,  F.  Le  droit  civil  international.  T.VI.  Bruxelles, 
Bruylant,  Christophle.  1881.  9  fr. 
Anknüpfend  an  das  im  Bd.  5  (s.  Heft  1  d.  C.Bl.  f.  R.  S.  41)  dar- 
gestellte Ehe-R.  geht  L.  im  neuen  Bande  zum  Familien-R.  und 
zu  dessen  organischen  und  suppletorischen  Institutionen  über. 
Die  väterliche  Gewalt  und  die  rechtsgeschichtlich  so  bedeutsamen 
Wandlungen  ihres  Umfanges,  Adoption,  Tutel  und  Emanzipation 
finden  hier  umfangreiche  Darstellung  mit  einer  vielleicht  allzu 
vorwiegenden  Berücksichtigung  des  Rechtszustandes  bloss  roma- 
nischer Völker.  Das  gleiche  gilt  in  Ansehung  der  Kuratel  für 
Geistesgestörte,  Schwachsinnige  und  Verschwender  (S.  121  fg.). 
Im  IV.  Kap.  gelangt  Verf.  zu  dem  für  das  internationale  Zivil-R. 
so  wichtigen  „droit  de  succession".  Der  unentschiedene 
Kampf  zwischen  Personalität  und  Realität  des  Erb-R.  vom  Stand- 
punkte der  Statutentheorie  aus,    die  Auflösung   desselben  nach 
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den  Kategorieen  des  beweglichen  und  unbeweglichen  Erbgutes 
werden  mit  eingehender  Soi'gfalt  und  Heranziehung  der  älteren 
Litteratur  besprochen,  jedoch  ohne  besondere  Förderung  der  der 
Spezialarbeit  harrenden  Grundfragen  dieser  Lehre.  Die  rechts- 
historische Entwickelun»  der  „Abolition  du  droit  d'aubaine' 
—  die  Aufhebung  der  feindlichen  Abschliessung  der  Staaten 
(S.  294 — 311)  gibt  ein  farbenhelles  Bild  dieser  interessanten 
Wandlung  ira  Rechtsbewusstsein  der  Kulturvölker.  —  So  klar 
im  einzelnen  auch  die  folgenden  Erörterungen  über  Kapazität 
nach  beiden  Richtungen,  über  Succession  und  Successionsordnung, 
über  Testament  und  testamentarische  Verfügung  sein  mögen, 
wird  doch  an  diesen  Stellen  mehr  als  sonst  die  geringe  Heran- 
ziehung der  deutschen  Litteratur  und  neuern  Spruchpraxis  em- 
pfunden, die  hier  Berücksichtigung  zu  finden  ein  gutes  Recht 
haben.  S  t  o  e  r  k. 

Bekker,  E.  J.  Ueber  die  Kouponsprozesse  der  österr. 
Eisenbahngesellschaften  und  über  die  inter- 
nationalen Schuldverschreibungen.  Weimar, Böhlau. 
1881.     80.     196  S.     4  M. 

Verf.,  Pandektist  zu  Heidelberg,  beginnt  (Vorwort  S.  I — IV) 
mit  folgenden  Sätzen:  „Die  Jurisprudenz  ist  gegenwärtig  keine 
populäre  Wissenschaft.  Praktiker  kümmern  sich  im  allgemeinen 
wenig  um  wissenschaftliche  Arbeiten,  haben  auch  meist  keine 
Zeit  dazu;  das  ganze  Volk  kümmert  sich  um  die  Rechtspflege 
und  Gesetzgebung  kaum  mehr  als  um  die  Theorie."  Nachdem 
gesagt,  dass  das  Publikum  den  in  Bearbeitung  begriffenen  Gesetzes- 
werken, sogar  unsrem  grössten  nationalen  Rechtswerk,  dem 
deutschen  bürgerlichen  G.B.,  mit  Gleichgültigkeit  gegenüberstehe, 
heisst  es:  „Den  innigen  Zusammenhang,  der  allezeit  besteht 
zwischen  dem  Pr.R.  und  dem  Geldbeutel,  haben  zur  Zeit  die 
Allerwenigsten  begriffen."  Nach  Hinweis  auf  die  deutschen  reichs- 
gerichtlichen Urteile  für  die  Gläubiger,  die  der  österr.  Gerichts- 
höfe für  die  Schuldner  in  den  bezeichneten  Prozessen ,  werden 
die  beiderseitigen  Urteile  als  falsch  bezeichnet.  Ein  Vorwurf 
könne  daraus  den  Richtern  nicht  gemacht  werden,  da  sie  weder 
allein  ihre  oft  mangelhafte  Ausbildung  verschuldet  hätten,  noch 
bei  den  massenhaften  Amtsgeschäften  es  ihnen  möglich  wäre,  die 
wissenschaftliche  Litteratur  zu  verfolgen  oder  abzuurteilende 
Fälle  selbst  wissenschaftlich  zu  durchdenken. 

Diesen  nach  vielen  Seiten  hin  heftige  Vorwürfe  enthaltenden 
Aeusserungen  folgt  ein  Hinweis  auf  die  Schädlichkeit  «der  herr- 
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sehenden  Rechtsunwissenheit " ;  es  zeuge  von  mangelhaftem  Rechts- 
verständnis auf  beiden  Seiten,  dass  Papiere  in  verschiedenen 
Währungen,  Träger  von  ungenügend  durchdachten  und  mangel- 
haft angegebenen  Berechtigungen  dem  Publikum  ohne  bösliche 
Absichten  offeriert,  und  von  diesem  ohne  alle  Bedenken  hätten 
angenommen  werden  können.  Die  Abhandlung  selbst  enthält 
folgende  Abschnitte:  I.  Geschichtserzählung  S.  1 — 12.  II.  Die 
gerichtlichen  Entscheidungen  S.  12 — 53.  III.  Die  massgebenden 
Rechtssätze  S.  53—121.  IV.  Ergebnisse  S.  122— 184.  Beilagen 
S.  185—196.  Abschnitt  I  und  IV  sind  darauf  berechnet,  von 
aller  Welt  gelesen  zu  werden;  für  II  und  III  wird  mangels  Er- 
möglichung einer  populären  Darstellung  nur  ein  wissenschaftlich 
bevorzugter  Leserkreis  beansprucht. 

Abschnitt  I  gibt  an,  wie  das  Bedürfnis,  das  ausländische 
Kapital  für  den  österr.  Eisenbahnbau  willig  zu  machen  veranlasst 
habe,  die  Wertverhältnisse  der  österr.  und  ausserösterreichischen 
Währungen  nebeneinander  zu  stellen.  10  S.G.  österr.  =  6^/3  Thlr. 
V.W.  =  IP/a  G.  S.d.  W.  =  25  frcs.  =  1  f.  Der  Konflikt 
zwischen  deutschen  Gläubigern  und  den  österreichischen  Eisen- 
bahngesellschaften als  Schuldnern  wird  auf  den  Uebergang  Deutsch- 
lands zur  Goldwährung  und  Fallen  des  Silberwerts  zurückgeführt. 
Abschnitt  II  gibt  üebersicht  über  Inhalt  der  gerichtlichen 
Entscheidungen  und  gliedert  die  darin  und  bei  Frankl  (zur  Frage 
der  Goldeinlösung  der  österreichischen  Prioritäten.  Prag  1880.) 
zum  Ausdruck  gebrachten  rechtl.  Konstruktionen,  wobei  die  An- 
schauung des  R.O.H.G.  bezeichnet  ist  „Obligation  mit  accesso- 
rischer  Solutionsverbindlichkeit " . 

In  Abschnitt  III  („die  massgebenden  Rechtssätze ")  wird 
festgestellt,  dass  die  verschiedenen  Urteile  auf  dem  Satz  beruhten, 
der  Erfüllungsort  bestimme  das  objektive  Recht ;  dieser  Satz  gelte 
innerhalb  so  enger  Schranken,  dass  er  keinesfalls  die  Anwendung 
der  Umrechnungsbestimmungen  des  Art.  14,  §.  2  des  deutschen 
Münzgesetzes  auf  die  qu.  Schuldverhältnisse  zu  rechtfertigen  ver- 
möchte. Die  Erörterung  über  den  Umfang  der  Geltung  eines 
Territorial-R.  (§.  8)  schliesst  mit  dem  Resultat:  ,In  der  Regel, 
die  aber  mannigfach  durchbrochen  werden  kann,  gelten  1)  ver- 
bietende Gesetze,  gleichmässig  für  alle,  Inländer  (subd.  personales) 
wie  Ausländer  (subd.  temporarii,  reales  futuri).  2)  Gebietende 
Gesetze  gelten  unbedingt  für  Inländer,  3)  für  Ausländer  aber 
nur  dann,  wenn  sie  von  der  Beschaffenheit  sind,  dass  auch  die 
Unterwerfung  des  Inländers  unter  die  entsprechenden  Gesetze  des 
Auslandes  angemessen  erscheint. 
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§§_  9—11  wenden  sich  betreffend  des  R.  des  Erfüllungsortes 
gegen  Savigny  und  Böhlau,  Mecklenb.  Land-R.  I.  §.  74,  bes. 
S.  451—461.  §.  12  untersucht,  ob  dem  deutschen  Reiche  die 
erforderliche  zwingende  Gewalt  den  österr.  Schuldnern  gegenüber 
zugestanden,  und  ob  der  Inhalt  des  deutschen  Münzgesetzes  von 
der  Beschaffenheit  sei,  dass  auch  die  reziproke  Anwendung  ähn- 
licher ausländischer  Münzgesetze  auf  deutsche  ünterthanen  von 
uns  als  gerecht  und  billig  anerkannt  werden  müsste.  §.13  be- 
handelt den  ,Einfluss  von  Aenderungen  im  Währungssystem  auf 
bestehende  Schuldverhältnisse",  §.  14,  „Aenderung  der  Währungs- 
basis", tritt  dafür  ein,  dass  die  Umrechnung  nach  den  Wertsver- 
hältnissen des  Fälligkeitstermins  der  Forderung  erfolgen  müsse. 
Nachdem  die  gesetzliche  Umrechnungsskala  des  deutschen  Münz- 
gesetzes herangezogen  worden  (§.  15),  wird  gesagt,  dass  diesen 
Umrechnungsnormen  keine  die  österreichischen  Schuldner  bindende 
Kraft  zugeschi-ieben  werden  könne ;  die  Umrechnung  habe  deshalb 
nach  der  im  Augenblick  des  Fälligkeitstermins  bestehenden  Werts- 
relation von  Gold  zu  Silber  zu  erfolgen. 

Abschnitt  IV,  „Ergebnisse",  beschäftigt  sich  (§.  16)  mit 
, Kritik  der  gerichtlichen  Erkenntnisse"  S.  126  wird  aus  Entsch. 
d.  R.G.  Bd.  I,  Nr.  12,  S.  24  wörtlich  mitgeteilt,  wie  sich  das  R.G. 
entschlossen  habe ,  der  Entscheidung  des  R.O.H.G.  beizutreten ; 
dazu  sieht  B.  sich  zu  der  Bemerkung  veranlasst,  dass  dies  einer 
einfältig  autoritätsgläubigen  Zeit  vielleicht  ausreichend  erschienen 
sein  möchte.  §.17  entwickelt,  wie  nach  der  Ansicht  des  Verf. 
hätte  erkannt  werden  müssen,  wobei  in  §.  18  „zur  Ausgleichung" 
anerkannt  ist,  dass  die  betreffende  Betrachtung  nur  akademische 
Bedeutung  habe.  Wenn  sich  juristisch  die  Zahlungsweigerung 
der  österreichischen  Eisenbahnen  innerhalb  gewisser  Schranken 
rechtfertige,  so  sei  sie  ökonomisch  ein  Fehler  gewesen.  —  Ein 
Erkenntnisvollstreckungsvertrag  zwischen  Deutschland  und  Oester- 
reich  gehöre  jetzt  zu  den  unerreichbaren  Wunschzielen.  Der 
Ausgleich  wird  als  wenig  aussichtsvoll  bezeichnet;  gesichert  sei 
derselbe,  sowie  der  Kursstand  Silber  zu  Gold  =  1  :  15V2  wieder 
erreicht  sei.  B.  meint,  dass  ,zwar  ein  gewisses  Schwanken  blei- 
bend andauere,  übrigens  aber  die  Relation  doch  mehr  und  mehr 
dem  alten  Gleichgewichtsstande  von  etwa  1572 :  1  sich  annähere, 
und  je  nachdem  um  diesen  herumtanzen  werde." 

§.19  ist  der  Gestaltung  der  internationalen  Schuldverschrei- 
bungen gewidmet.  Keyssner. 
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B.   Zeitschriftenüberschau. 


Krit.  Vierteljahrsschr.  f.  Gesetzgebung  etc.  (Brinz-Seidel).  IV.  3- 
Enth.  ausser  9  kurzen  Anzeigen  Besprechungen  über:  Pescatore, 
Alternativ-Oblig. ;  Bernstein,  alternativen  Willen-,  Harburger, 
constitutum  possessorium;  Gide,  condition  de  l'enfant  naturel; 
Schrutka-Rechtens  tamm,  Kompensation  im  Konk. ;  Rein- 
gang, R.  d.  Aktionäre;  Grawein,  Verjährung  u.  Befristung; 
Obermeyer,  Sachverständige;  Zöller,  Vollstreckungsbefehl; 
Brunn  er,  Rechtsgesch.  d.  röm.  u.  germ.  Urkunde;  Bekker, 
R.  d.  Besitzes;  Seitz,  Besitz-R.;  Richthofe n,  fries.  Rechts- 
geschichte; Kirchen  heim,  Regentschaft;  Colin,  Versuch. 

Zeitschr.  d.  Vereins  f.  Lttbeckische  Geschichte  etc.  IV.  2. 
Fransdorff,  Paulis  Jurist,  litterar.  Thätigkeit. 

Atti  del  Ateneo  Veneto.  Ser.  III,  vol.  IV,  p.  1.  Bernasconi, 
sulla  „vita  del  diritto  nei  suoi  rapporti  di  filosofia  giuridica"  p. 
Giuseppe  Carle,  Memoria.  Venezia  Cecchini  (auch  Sep.-Abdr.  30  S.). 

Baltische  Monatsschr.  Reval  1881.  (9  Hefte  jährlich.)  Nr.  1.  G. 
V.  Samson,  zur  Reform  unsrer  ländlichen  Polizei.  Nr.  2. 
Dr.  Warneck,  Landbesitz  der  Kirche.  Der  esthländische  Land- 
tag 1878—1880.  Nr.  3.  St.  Petersburger  Korrespondenz.  Zur 
Geschichte  der  Pressgesetze.  Nr.  4.  Engelmann,  G.  R.  Der- 
shawin,  ein  russischer  Staatsmann.  Nr.  6.  Einige  Worte  über 
das  Wesen  der  sozialen  Revolution  in  Russland  u.  die  Mittel  zu 
ihrer  Paralysierung.  Spitta,  Oscar  Riesemann.  Nr.  7,  8.  Engel- 
mann, die  Entstehung  u.  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in 
Russland:  IV.  1.  Die  Rechte  der  Bauern  an  den  Krongesinden  in 
Livland. 

Jahrbücher  f.  Dogmatik  d.  Pr.R.  (Ihering.)  XX.  1.  2.  Hart- 
niann,  Wort  u.  Wille  im  Rechtsverkehr.  Sc  her  er,  ergreift  das 
Pfand-R.  die  Versicherungssumme?  Sturm,  die  Lehre  von  den 
Testamentsvollziehern  nach  gemeinem  u.  preuss.  R. 

Jurist.  Blätter.  (Wien.)  X.  Nr.  45.  A.  Brunn  er,  die  R.  an  den 
Leichen  der  Hingerichteten.  Nr.  46.  Ueb.  die  Reform  d.  französ. 
Richterstandes.     Nr.  47.  Siegel,  Karl  Friedr.  Eichhorn. 

Zeitschr.  f.  Schweiz.  Gesetzgebung  u.  Rechtspflege.  (Zürich,  Orelli 
Füssli.)  V.  3.  Oberer,  welches  System  der  Schuldbetreibung 
hat  die  grössern  Vorzüge?  Favey,  de  la  valeur  de  l'institution 
du  Jury  en  Suisse.  Hafner,  staatsrechtliche  Entscheidungen. 
Wa  i  b  e  1 ,  können  die  Eisenbahnen  durch  den  Bundesrat  von  der 
Beobachtung  der  kantonalen  Baugesetze  befreit  wei'den? 

Revue  critique  de  legislation.  X.  10.  11.  Lyon-Caen,  juris- 
prudence  commerciale  et  industrielle.  Thaller,  creanciers  dans 
la  masse  et  er.  de  la  masse  en  faillite.  Lebret,  la  Separation 
des  patrimoines  est-elle  divisible  ou  indivisible? 

Archivio  giuridico.  XXVIL  1.  2.  Tango,  la  revocazione,  saggio 
di  comentario  alla  legge  sulla  Corte  dei  Conti.  Errera,  della 
compra-vendita  mediante  spedizione.  Rignano,  l'art.  14  del 
codice  di  commerzio  italiano.  Luparia,  suUo  scopo  dell' 
azione  di  manutenzione  nel  possesso  annale  e  di  reintegrazione 
nel  possesso  e  sul  senso  della  molestia  e  dello  spoglio  secondo 
il  codice  ital.     D  e  1  o  g  u ,   morale  e  diritto  nella    vita. 

The  fortnightly  Review.     179  (Nov.  81).    Dicey,  how  is  the  law 
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to  be  enforced  in  Ireland.  Maine,  the  king  in  his  relation  to 
early  civil  justice  (Vorlesung  in  d.  Royal  Institution). 

The  Westminster  Reriew.    Nr.  120.    The  Copyright  Question. 

The  American  law  Reriew.  XV.  9.  (Sept.)  Pincoffs,  the  object 
and  value  of  the  study  of  Roman  law.  Lawson,  the  slander 
of  a  person  in  his  calling.  Hill,  the  punishment  of  attempts 
and  the  defence  of  insanity  in  capital  cases. 

Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handels-R.  XXVII.  1.  u.  2.  Goldschmidt, 
Erwerbs-  u.  Wirtschaftsgenossenschaften.  Baron,  handeis-  u. 
gewerberechtl.  Bestimmungen  bei  gewissen  adjecticischen  Klagen. 
Braune,  kaufmänn.  Buchführung  u.  Art.  28,  29,  230  a  d.  H.G.B. 

Oesterr.  /eitschr.  f.  Bergr-  u.  Höttenwesen  v.  Höfer  u.  Ernst. 
1881.  Nr.  45.  G.  Schneider,  zur  Unfallversicherung  beim 
Bergbau  (empfiehlt  Unfall  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit). 

Annales  des  mines,  partie  administrative.  Paris  1881.  II.  livraison 
S.  151.  So u ich,  rapport  sur  la  reglementation  de  Texploitation 
dans  les  mines  ä  grison. 

Das  Schiff.  (Studniiz,  Dresden.)  Frachtführer  auf  Flüssen  und 
Reeder. 

L'Economiste  francais.  Paris.  1881.  Nr.  41.  La  question  des 
chemins  de  fer:  la  reapparition  des  projets  de  rachat.  Les  ano- 
malies  du  regime  des  chemins  de  fer  fran?ais. 

Monatsschrift  fjlr  deutsche  Beamte.  Jahrg.  1881.  Nr.  9.  Zur 
Gehaltsregulierung,  besonders  der  Eisenbahnbeamten. 

Prenss.  Jahrbflcher.  (v.  Treitschke.)  Berlin.  1881.  Augustheft. 
Die  finanziellen  Garantieen  bei  der  Eisenbahnverstaatlichung. 

Revue  commerciale  et  juridique  des  chemins  de  fer.  Bruxelles. 
•Jahrg.  1881.     Liefg.  49 — 51.  La  Conference  de  Beme. 

Gerichtssaal.  XXXIII.  5  u.  6.  Berner.  Polizeiaufsicht  (S.  321  bis 
380).  Bern  er,  Japan.  Herzog,  Strafantrag  des  gewillkürten 
Vertreters.  Buri,  zu  §§.  240,  242,  193  d.  R.Str.G.B.  Schwarze, 
Zurechnung  d.  in  hochgradiger  Trunkenheit  begangenen  Hand- 
lungen.    Ausländische  Litteratur  (S.  430 — 489). 

Monatsschrift  f.  d.  Gesch.  Westdeutschlands.  VIL  5—7.  Kauf- 
mann, das  Freibitten  Verurteilter  durch  Jungfrauen. 

Baugewerkszeitnng.  Nr.  93.  Strafrechtliche  Verantwortlichkeit  des 
Bauunternehmers  für  die  Tödtung  oder  körperliche  Verletzung 
seiner  Leute  bei  baulichen  Unfällen. 

Memorie  della  R.  Accademie  delle  scienze  di  Torino.  Ser.  ü. 
F.  34.  Nani,  i  primi  statuti  sopra  la  Camera  dei  Conti  nella 
Monarchia  di  Savoia  (Auch  Sep.-Abdr.  59  p.  in  4".  Turin, 
Loescher). 

Deutsche  Yierteljahrsschr.  f.  offentl.  Gesundheitspflege.  XTTT  4. 
Varrentrapp.  Bauordnung. 

Deutsche  landwirtschaftliche  Presse.  Nr.  93.  Oesfeld,  Be- 
fugnis der  Administrativbehörde  zur  Reinigung  eines  Grabens 
auf  Kosten  der  Gemeindemitglieder. 

Forstwissenschaftliches  Centralblatt.  (Früher:  Monatsschrift  für 
Forst-  u.  .Jagdwesen.)  III.  12.  Berlin,  Parey.  Die  Geschäfta- 
behandlung  in  den  Gemeinde-  u.  Stittungswaldungen    der   Pfalz. 
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C.   Neue  Erscheinimgeii. 


Vom  15.  Nov.  bis  1.  Dez.  erschienen  oder   bei   der  Redaktion  einge- 
gangen (*  wird  besprochen  werden). 

1.  Bücher  und  Broschüren. 

Delbrück,  R.,  der  Art.  40  der  Reichs  Verfassung.  Berlin,  Simion.  2M. 
Platner,    V.,   erbrechtl.    Bestimmungen    mit    bes.  Rücksicht    auf  d. 

frühere  Kurfürstentum  Hessen.     Marburg,    Elwert.     2  M.  40  Pf. 
Rüdorff,  Str.G.B.,  Kommentar.   8.  Aufl.  v.  Stenglein.  Berlin,  Gutten- 

tag.     15  M. 
Lasson,*  System  d.  Rechtsphilosophie.     Ebenda.     12  M. 
Wick,  Fischereischutz  in  Württemberg.     Ulm,  Wohler.     1  M.  60  Pf. 
Amts-    u.    Terminkalender   f.  Kanzleien  d.  Königreichs  Württemberg 

(Frisch).     Fol.     Stuttgart,  Kohlhammer.     1  M. 
Gerichtsvollzieher-Amt,  das,  nach  d.  Reichsgesetzen  u.  preuss. 

Ausführungsgesetzen.      3.  Aufl.     16  °.     Limburg,    Glässer.     Geb. 

1  M.  80  Pf. 
Düberg,  Register  (s.  S.  47).     7.  Liefg.     2  M. 

K  0  h  1  i  ,*  die  preuss.  Jagdgesetze.    Berlin,  Müller.    Kart.  1  M.  60  Pf. 
Quaritsch,  Institutionen  u.    Rechtsgeschichte.      Kompendium    des 

r.  Priv.-R.  u.  Ziv.-Proz.     5.  Aufl.     Berlin,  Weber,     9  M. 
Beiträge  zur  Erläuterung  des  deutschen  Rechtes  (Gruchot).     Heraus- 

gegeb.  V.  Rassow  u.  Küntzel.     III.  Folge.    V.  6.    Berlin,  Vahlen. 
Beilageheft  (2  M.  50  Pf.)  enth.  94  mit  dem  preuss.  R.  im  engsten  Zusammen- 
hange stehende  Reichsgerichtserkenntnisse. 
Holder,*  Beiträge  zur  Geschichte  des  röm.  Erb-R.  Erlangen,  Deichert. 

3  M.  50  Pf. 
Hruza,  zur  Lehre  v.  d.  Novation  nach  österr,  u.  gem.  R.  Ebenda,  4M. 
Im  Zellengefängnis,  Bilder  aus  der  Verbrecherwelt  nach  Erfahrungen 

in  einer  Strafanstalt.     3.  Aufl.     Bremen,  Heinsius.     3  M. 
Schuppe,*    Gi'undzüge   der  Ethik  und    Rechtsphilosophie.     Breslau, 

Köbner.     9  M. 
Maschka,    Handbuch  der  gerichtl.  Medizin.     Bd.  II.     (Vergiftungen 

V.  Schuchardt,    Seidel,    Husemann,     Schauenstein).      Tübingen, 

Laupp.     15  M. 
Formularbuch    f.  d.  Amtsgerichtsprozess.     Berlin,  Trautwein.     30  Pf. 
Bülow,*  das  Ende  desAktenversendungs-R.  Freiburg,  Mohr.  l.M.50Pf. 
Staatsarchiv.     Bd.  39,  Heft  3  u.  4.     Leipzig,  Duncker  und  Humblot. 

ä  1  M.  40  Pf. 
Wolff,  jurist.-staatswissenschaftl.  Vademekum.  Alphabet,  u.  systemat. 

Zusammenstellung  d.  neueren  u.  besseren  Litteraturerscheinungen. 

100  S,     Leipzig,  Kössling.     60  Pf, 
Schutz   der  Frau   gegen  die  Gläubiger  ihres  Ehemanns,  populär  dar- 
gestellt,    Berlin,  Sittenfeld.     60  Pf. 
Schutz,  der,  d.  Gläubigers  gegen  frivole  Rechtshandlungen.    Ebenda. 

1  M.  50  Pf. 
Schöller,  Erörterungen  üb.  gesetzliche  Regelung  der  Fürsorge  f.  d. 

V.  Unfällen  betroffenen  Arbeiter.     Breslau,  Köhler.     80  Pf. 
Wiener,  Methodik,  Diagnostik  u,  Technik  bei  gerichtsärztlichen  Ob- 
duktionen.    Stuttgart,  Enke.     5  M. 
Kirchmann,  Zeitfragen  u.  Abenteuer.     Leipzig,  Weber. 
8.  54—76  über  öflfentliches  Recht. 
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Stern,*  Unterschied  zwischen  zivilen  u.  naturalen  Eigentamserwerbs- 
arten  im  klass.  r.  R,     Würzburg,  Stuber.     1  M. 

Carlin,  Gaston,  Niemand  kann  auf  einen  anderen  mehr  R.  über- 
tragen, als  er  selbst  hat.     Giessen,  Roth.    2  M.  40  Pf. 

Müller,  H.,  d.  preuss.  Justizverwaltung.  Berlin,  Kühn.  Vollst.  10 M. 

Müller,  F..  Handbuch  f.  d.  Manipulations-  and.  Administrations- 
dienst bei  d.  k.  k.  Bezirksgerichten.     Wien,  Manz.     4  M. 

Fidler,  d.  Amtsrichter  in  Preussen.  3.  Lfg.  Paderborn,  Schöning. 
3  M.  50  Pf. 

Enth.  Subha8t.-0.,  Konk.-0.,  Str.P.O.  u.  Ausf.-Ges.  etc. 

Kah.  Z.P.O.     Liefg.  2  u.  3.     Mannheim,  Bensheimer.     ä  1  M. 

Schwarze.  Erörterungen  aus  d.  Str.P.R.  3.  Leipzig,  Fues.  2 M. 40 Pf. 
Enth.  die  Verteidigung. 

Simeon,  Anweisung  betr.  d.  Behandlung  d.  Einnahmen  u.  Aus- 
gaben u.  Vorschriften  über  Fondsverwaltung  bei  d.  Justizbehörden 
mit  den  Abänderungen  etc.     Berlin.  Decker.     152  S.    1  M.  80  Pf. 

Endemann.  Handbuch  d.  deutschen  Handels-,  Wechsel-  u.  See-R. 
2.  Hlbbd.  32  Bg.     Leipzig.  Fues.     10  M.  70  Pf. 

Buschs  Archiv  f.  Handels-R.  Berlin,  Heymann.    42.  1.  (Vollst.  8M.) 

Schwarze,  Uebersicht  d.  Ergebnisse  d.  Zivil-  u.  Strafrechtspflege 
in  Sachsen.  Dresden.  Zahn.  Ml.  Bd.  (1878  u.  1879,  I— HI.  A.) 
5  M. 

Fuchs,*   W.,   Sammlung    von  Entscheidungen  in  Grundbuchsachen. 

1.  Heft.     Wien.  Bloch.     2  M.  40  Pf. 

Reichsgesetzbuch   f.   Handel.   Industrie    u.   Gewerbe.     Berlin,    Bruer. 

5.  Aufl.     12  M. 
Schmidt.  Repetitorium    z.    Z.P.O.     Liefg.  2  u    3.     Leipzig,  Starke. 

ä  1  M. 

2.  Ausgaben  Ton  Gesetzen. 

Grotefend,  Kommentar.  I.  3.  Liefg.  Düsseldorf,  Schwann.  2M.50Pf. 

Corpus  iuris  canonici  ed.  Friedberg.  2  Bd.  gr.  4°.  Lpzg.,  Tauchnitz. 
Vollständig  (hart.)  60  M. 

Str.G.B.  (v.  Hentschel,  ergänzt  v.  Lehmann).  1  M.  60  Pf.  (v,  Taube, 
vervollständigt  v.  Lehmann).  60  Pf.     Leipzig,  Fues. 

Reichsstempelgesetz  (Gaupp).     Berlin,  Guttentag.     Kart.  1  M. 

Reichskonkursordnung  mit  Einf.-Ges.  etc.  (Sydow.)  2.  AofL  Ebenda. 
80  Pf. 

Heymanns  Terminkalender  f.  Rechtsanwälte  etc.  Enthält  als  Bei- 
lagen u.  a.  Rechtsanwaltsordnung,  Gerichtskostenges.,  Gebühren- 
ordnung f.  GerichtsvoUzieher,  f.  Zeugen  u.  Sachverständige,  f. 
Rechtsanwälte. 

Genzmer.  die  neuen  Innungen.  Gesetz  v.  18./VII.  81.  Strehlen, 
Gemeinhardt.     1  M. 

Reglement,  revidiertes,  d.  ostpreuss.  Landschaft  v.  24.,'Xn.  1808,  dessen 
Abänderungen  etc.  bis  18^0.  Fol.  Königsberg,  Härtung.  2  M.  50  Pf. 
Supplement  fol.  50  Pf. 

Innungsgesetz.     Arnsberg,  Ritter.     20  Pf. 

Steuergesetze  f.  d.  Königreich  Bayern.  Abt.  2  bis  Abt.  5,  Liefg.  1. 
3  M.  45  Pf.  enthalten:  II.  1.  Gewerbesteuerges.  1  M.  2.  Voll- 
zugsvorschriften.   40    Pf.       IIL    1.    Einkommensteuerges.    35   Pf. 

2.  Vollzugsvorschritten.  85  Pf.  IV.  1.  Kapitalrenten steuerges.  20  Pf. 
2.  Vollzugsvorschriften.  30  Pf.  V.  1.  AUg.  Grund-  und  Haus- 
steuer. 35  Pf. 

immlung  der  Ges.  u.  Elrlasse  üb.  Mass-  u.  Gewichtseinheiten.  106  S. 
mit  18  Illustr.  1  M.  40  Pf.  —  Gemeindeordnung  (Lacher).  2.  Aufl. 
1  M.  40  Pf. 
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Ges.  über  Armenpflege.  2.  Aufl.  40  Pf.   —    Revid.  Ges.  über  Heimat. 
Verehelichung  u.  Aufenthalt.  40  Pf.     München,  Ackermann. 


3.    Wichtige  ansländisclie  Werlie. 

Binmore,    index- digest    of  the    Michigan    Reports,     contained    in 

Harrington's    Chancery,    Walker's    Chancery,    Douglas'    Reports. 

2  vols.  16mo,  1,152.  p.     Chicago.     60  sh. 
Dillon,   commentaries    on    the  law    of  municipal  corporations.   8rd 

ed.,  revised  and  enlarged.     2  vols.,  bd.     Boston.     73/6  sh. 
Handbook    of  the    law    relating  to    matters    of   domestic   economyi 

including   the    adulteration    of    food     and    the     licensing    laws. 

8vo,  362  p.     Ward  and  Lock.     2/6  sh. 
Jerrold,  a  handbook  of  English  and  foreign  Copyright  in  literary 

and  dramatic  works:    being  a  concise  digest   of  the    laws  regu- 

lating   Copyright   in   some    of  the    chief  countries  of  the  world; 

together  with  an  analysis  of  the  chief  Copyright  Conventions  exis- 

ting    between    Great    Britain    and    foreign    countries.     Post  8vo, 

120  p.     Chatto  and  Windus.     2/6  sh. 
Underhill    and    Plumptre,    principles    of  the  law   of  torts,    or 

wrongs  independent   of   contract.     First  American,  from  second 

English  ed.,  with  American  cases,    by  Nathaniel  C.  Moak.     8vo, 

bd.     Albany  (N.  Y.)     15  sh. 
Johnston,  the  land  law  act,  with  notes  etc.   London,  Longmans.  1  sh. 
Walsh,  William  J.,  a  piain  exposition  of  the  Irish  Land  act  of  1881. 

8vo,  sd.,  154  p.     Browne  (Dublin),  Simpkin.     2  sh. 

Almanach    national.      Annuaire    officiel   de    la    Republique    frangaise 

pour  1881.     Berger-Levrault.     15  fr. 
Auffray,  Jules,  et  L.  de  Cro  usaz-Cret  et,  les  expulses  devant 

les  tribunaux;  recueil  des  decisions  judiciaires  relatives  ä  l'exe- 

cution  des  decrets  du  29  mars  1880.     Palme.     15  fr. 
Clercq,  de,   recueil  des  traites   de  la  France,  publie   sous    les    au- 

spices  de  M.  J.    Barthelemy  Saint-Hilaire,    ministre   des    affaires 

etrangeres.     Tome  XII,  1877—1880.     Pedone-Lauriel.     18  fr. 
Codes  annotes,  contenant  sur  chaque  article  lanalyse  de  la  doctrine 

et  de  la  jurisprudence.    Code  civil  annote  par  Ed.  Fuzier-Herman. 

Gr.  in  8".    3,  rue  Christine.     1.  Heft.  (Vollst,  in  6  Heften  50  fr.) 
Demante,  A.  M.,   cours   analytique  de  Code  civil.     2.  Ausg.    T.  II. 

Traite  des  personnes  et  des  biens.     Art.  312—710.     Plön.     8  fr. 
Malaper t,    F.,    histoire     de     la    legislation    des    travaux    publics. 

Ducher.     10  fr. 
Calvo,  manuel    de   droit   international   public  et  prive.     XXXIV  u. 

422  S.  in  18<*.    Paris,  Rousseau.     7  fr. 
Durrieux,    du  divorce    et    de    la   Separation    de  corps  depuis  leur 

origine  etc.     XV  u.  311  p.     Paris,  E.  Bailiiere.     3  fr.  80  ct. 
Poudra  et  Pierre,    Organisation  des  pouvoirs  publics.  Recueil  des 

lois  constitutionelles  et  electorales  de  la  republique  fran^aise  etc. 

12».     XLIV  u.  507  p.     Paris,  Quentin.     4  fr. 
Diffret,    A.  d.,  le  prince  (etude  politique).     468  p.     Parts,  Contet 

(Leipzig,  Rübe).     6  M.  40  Pf. 
Supplement  annuel  du   dictionnaire   de   l'administration    francaise   p. 

M.  Block.     IV.  (Nov.  81.)     Nancy,  Berger-Levrault.     2  M.  40  PI'. 
Dauvert,  les  conseils  de  prefecture  (proc^dure,  travaux,  legislation). 

Ebenda.     3  M.  85  Pf. 
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Bonsergant,  comment  se  fail  la  loi.     Ebenda.     1  M.  50  Pf. 
Faivre   et   Benoit-Levy.   code    de    la    presse.     2.   Aufl.     Paris, 
Cotillon.     4  fr. 

Carrara.  F., prog^amma  delcorso  di  diritto  criminale.  Parte  speciale. 

5.  Autl.  I.  Bd.  667  p.     Lucca.  Canovetti. 
Celano,     giurisprudenza    dei    bilanci    communali.      I.    T.    Entrata. 

Napoli,  Giannini.     167  p.     3  1. 
Criscuolo.   teorica  dei  trattati  intemazionali.  studii   eritico  legali. 

S.  1.  (Napoli).    36  p. 
G  e  n  a  1  a ,  rappresentanza  proporzionale.    Discorso.    Roma  (tip  Botta.) 

131  p. 
Pescetto,  temi  di  riforma  giuridica,  programma.  (Torino  Unione). 

164  p.    3  1. 
Maglioni,  Tart.  392  e  416  dei  codice  penale.     Albenga.     27  p. 

Behandelt  Fälschung  von  Nahrangsmitteln  (insbes.  v.  Olivenöl). 
Sicher,  della  repressione  dei  furti  campestri.     Venezia.     19  p. 
Bianchini.  la  prescrizione  in  diritto  penale,  Reggio  d'Emilia,  tipo- 

grafia  Artigianelli. 
Nozze  Lapi-Felici  Angeli ,  reformationes  et  decreta  super  modo  regi- 

minis  ac  forma  magistratuum  civitatis  castelli.  Citta  di  Castello. 

Lapi,  1881. 
Pacifici-Mazzoni.     codice    civile     italiano    commentato.      Trattato 

delle  successioni.  parte  terza,  vol.  VU,  2*  ediz.    488  p.     Firenze. 

Cammelli.     9  1. 
Rinaldi,   il  comune  e  la  provincia  nella  storia  dei  diritto  italiano: 

studii.     373  p.     Potenza.     5  1. 


4.  Rassische  Werke. 

(Korrespondent:  Hr.  Professor  Engelmann  in  Dorpat.) 

Härtens,  O.K.,  czlen  sanctpeterb.  kommercz.  suda.  opyt  kommen- 
tarija  russkaco  borgowago  pra^^a  no  osnowanii  reschenii  syde- 
bnysh  mest  Rossiskoi  Imperii.  (Versuch  eines  Kommentars  des 
russischen  Handelsrechts  auf  Grund  der  Entscheidungen  der  Ge- 
richte des   russischen   Reichs.")     Stptbg.  1881.     2  Bde. 

Foinizki.  ssylka  na  sapade  w  jeja  istoriczeskom  praswitii  u  ssowre- 
mennom  ssostojanii.  (Die  Deportation  im  Westen  [i.  e.  Europas 
im  Gegensatz  zu  Russland]  in  ihrer  historischen  Entwickelung 
und  ihrem  jetzigem  Zustande.)     350  S.     Stptbg.  1881. 

Bogolepow,  formalnyja  ograniczenija  swobody  sawesz  czani  w 
rimskoi  classiczeskoi  jurisprudentii.  (Die  formellen  Beschrän- 
kungen der  Testierfreiheit  in  der  klassischen  römischen  Juris- 
prudenz.)    2«3  S.     Moskau  1881. 

Gradowski,  naczala  russkago,  gossudarstwennago  prawa.  (Die 
Grundsätze  des  russischen  Staatsrechts.)  Bd.  I  u.  11.  Stptbg. 
1881.     2.  vermehrte  u.  verbesserte  Auflage. 

Eichelmann,  manuel  de  droit  international  ä  lusage  des  officiers 
de  l'armee  de  terre.    Ouvrage  autorise  pour  les  ecoles  militaires. 

Bobrowski.  ssostojänije  wojennago  prawa  w.  Sapadnoi  Jewrope 
w  epochu  uczreshdenija  poslojannych  woisk  XVI.,  XVII  u. 
XVU.  b.  (Der  Zustand  des  Kriegsrechts  im  westlichen  Europa 
in  der  Epoche  der  Errichtung  der  stehenden  Heere  im  XVI., 
XVII.  und  zum  Teil  XVIII.  Jahrhundert.  Historische  Unter- 
.«nchung.)     1881.     Bildet  den  zweiten  Teil  des  Werkes. 
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Bobrowski,  period  preobrasowanii  Petra  Welikago.  (Die  Periode 
der  Reformen  Peters  des  Grossen.)     VII.  166.     1881. 

Bobrowski,  istoczniki  woinskago  ushawa  Petra  Welikago.  (Die 
Quellen  der  Kriegsartikel  Peters  des  Grossen.     1881. 

Popow,  o  swäteischun  synode  i  ob  ustanowlenijaxr  pri  nem  w 
Zarstwowonije  Petra  Welikago  1721—25.  Istorico-juridiczeskoje 
issledowanije.  (lieber  die  Allerheiligste  Synode  und  die  bei  ihr 
bestehenden  Behörden  zur  Zeit  der  Regierung  Peters  des  Grossen 
1721 — 25.     Historisch -juristische   Untersuchung.)     Stptbg.    1881. 

Ue-bersetzungen: 

Märten s,  F.,  la  Russie  et  la  Chine, 

Martens,  F.  F,  Prof.  Speterburgskagro  Universiseta  u  czlen  instituta 
mesh  dunarodnago  prawa.  Rossija  i  Kitai,  istoriko  politiczeskoje 
isledowanije  s  ismenenijami  i  dopolnenijami  awtora  perewel. 
W.  Telesnizki. 

Ihering,  R.  v.,  die  Jurisprudenz  des  täglichen  Lebens. 
Ihering,    R,   v.,  jurisprudentia    obydennoi    shisni ,    perewod   s  4*" 
isdarya  Derjushinskago. 

Gudsmitt,  Prof.  an  der  Univ.  zu  Leyden,  Pandekten-Kursus. 
Gud'smitt,  kurs   pandektow,  perewod  Bogaczewicza  pod  redakzieju 

i  s  primeczanijomi  po  russkomy  sakonodatelstwu  L.  F.  Snegirewa 

Odszczaja  czastj.     402  S,  8".     Moskau  1881. 

Die  Friedensrichtergesetze  nach  dem  Codex  d.  Reichsgesetze,  übers. 
V.  M.  V.  Oettingen  u.  V.  Zwingmann.  Heft  IV.  Einf.-Gesetze 
f,  d.  Ostseeprovinzen.     Riga  1881. 

Russische  Zeitschriften. 

Shournal  grashdanskago  u  ugolownago  prawa. 

Journal  des  Zivil-  u.  Kriminal-R.     6  Doppelhefte  jährlich,     Stptbg. 

Juridiczeski  Westnik, 

Juristischer  Bote.  Moskau.  12  Hefte  jährlich.  Begründet  v.  Kalaczew, 
herausgegeben  von  der  Moskauer  juristischen  Gesellschaft. 

Ssudebnyje  porädki.     Jeshenedelnaja  gaseta. 
Gerichtshandhabung,     Tiflis.     Wochenschrift. 

Juridiczeskoje  Obosrenije,     Jeshenedelnaja  gaseta. 
Juristische  üeberschau.     Tiflis,     Wochenschrift, 

Sbornik  gossudarstwennych  snanii. 

Archiv  für  Staatswissenschaften.  (Von  diesem  Sammelwerk  erscheint 
etwa  1  Bd.  jährlich.     1880  Bd.  VHI.) 
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Monatlich  ein  Heft  von  2^2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  10  Mark.  —  Zn  beziehen 
ditrch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


A.   Besprechimgen. 
I.  Allgemeines  (Rechtsphilosophie,  Biographien  etc.> 

Puttkaiiimer  n.  3Iiihlbrecht.     Buchhandlung   für   Staats-  u. 

Rechtswissenschaft.     Berlin  NW.    Lagerkatalog  Nr.  30. 

Zusammenstellung  bemerkenswerter  Werke  auf  den  Gebieten 

der  Rechtswissenschaft.  Verwaltungskunde.  Yolkswirtschaft. 

Finanzwissenschaft  und  Statistik.  182  S.  3  M. 
Vorliegender  Katalog,  bestimmt  als  Leitfaden  durch  die  ge- 
nannten Gebiete  zu  dienen,  enthält  ca.  10000  Titel  der  deutschen 
wie  ausländischen  Litteratur,  geordnet  in  17  Hauptgrupperi-: 
Litterärgeschichte  etc.,  Encyklopädie .  Natui--R.,  Rechtsquellen. 
Privat-R.,  (10  Unterabteilungen  u.  zw.  in  der  ersten  auch  Ziv:- 
Proz.  u.  Konk-0.),  Advocatur  etc.,  Beamten-R.,  Straf-R.,  Straf- 
vollzug, Kirch.-R. ,  Staats-  u.  Völker-R. ,  Staatsverträge ,  Gesetz- 
sammlungen und  ausländ.  R.,  Verwaltungskunde  (mit  7  Ab- 
teilungen), Volkswirtschaft,  Finanzwissenschaft,  Statistik,  Kommeri- 
tare  zur  Z.P.O.  sind  z.  B.  -57,  Lehrbücher  des  Völkef-R.  55,  fi^r 
Geld-  und  Münzwesen  173,  über  Zunftwesen  90,  über  Duell  4B 
Schriften  angeführt.  Ein  umfangreiches  alphabetisches  Saeh- 
Register  erleichtert  das  Auffinden.  Keine  Schrift  von  Bedeutung 
wird  vermisst.  -f' '  •  K'JJ^ 

iffeJ  eih 
Briefe   von  K.  Fr.  Eiclihorn    und    zwei    an    ihn    gericht.ejt'e 

Schreiben,    herausgegeb.  v.   H.  Loersch.     Bonn,   i^f,gg^. 

XII  u.  92  S.     2  M.  ,.,   nie!^ 

Die  Saekularfeier  des  Geburtstages  Eichhorns  (20.  Nov.  1881) 
wurde  in  Bonn  und  Göttingen  dui'ch  Festreden  Fachgelehrter 
begonnen:    an   letzterer  Universität  wurde    ein    ,.Kar]  Friedriöi 

Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.  l-^ 


1(34       Centralbiatt  Tür  Rechtswissenscliaft.    I.  Band.    5.  Heft. 

Eichhornfonds "  zur  Förderung  der  Bestrebungen  der  Gesellschaft 
für  Kirchenrechtswissenschaft  gestiftet;  die  Rede  Schultes  ist  im 
Druck  erschienen  (vgl.  unten  S.  198);  die  Jurist.  Blätter"  Nr.  47. 
brachten  ein  Lebensbild  des  Vaters  der  deutschen  Rechtsge- 
<chichte  u.  s.  w.  Die  vorliegende,  ebenfalls  zu  dieser  Gelegen- 
heit erfolgte  Veröffentlichung  bietet  ausser  einem  Schreiben  der 
Berliner  Jurist.  Fakultät  und  einem  solchen  Savignys,  sowie  er- 
läuternder Einleitung  und  Verständnis  vermittelnden  Anmer- 
kungen 53  Briefe  E.  Zeigen  Nr,  1—47,  aus  dem  Kriege  1813/14, 
E.  von  allgemein  menschlicher  Seite,  so  trägt  die  zweite  Gruppe 
ein  wesentlich  anderes  Gepräge.  Vier  systematische  Schreiben 
an  seinen  Sohn  (1828/29)  betreffen  Wahl  des  Berufs  und  der 
Universität  und  zeigen  durchweg  eine  hohe  wissenschaftliche  Würde 
und  tiefgediegene  Lebensauffassung.  Sie  sind  durch  die  eigenar- 
tigen Urteile  E.  über  seine  Standesgenossen,  über  Philosophie  und 
Rechtsphilosophie  (S.  65.),  über  akademisches  Leben  und  wissen- 
schaftliches Studium  nicht  nur  für  den  Juristen  von  Interesse.    K. 

Las»)On,  A.  System  der  Rechtsphilosophie.  Berlin  und 
Leipzig,  J.  Guttentag.  1882.  XII  u.  708  S.  12  M. 
„Es  gibt  kein  R.  als  im  Staate  und  keinen  Staat  als  zum  Schutze 
des  R. ;  es  gibt  unabhängig  von  aller  menschlichen  Willkür  eine 
läfie  des  Gerechten,  die  in  den  obersten  Prinzipien  der  Welt 
rihi'en  Sitz  hat;  aber  das  R.  kann  nur  durch  Satzung  sein 
.(»SjSS,  31).  Die  Aufgabe  der  Rechtsphilosophie  ist,  das  vorhan- 
•dßöfe  iR.  in  seinem  vernünftigen  Innern  Zusammenhange  zu  be- 
ga"«ifen  .  .  .  .,  indem  sie  aus  allen  wissenschaftlichen  Erkennt- 
nissen) vom  R.  das  letzte  .  .  .  Resultat  zu  ziehen  unternimmt 
für  die ;  Erkenntnis  des  obersten  Prinzips  alles  Daseins  und  aller 
-Entsv;iokfeb3ing  des  R.  .  .  .  Die  Aufgaben ,  wie  sie  sich  das 
lNMup^R.  . ;(5der  das  Vernunft-R.  stellte,  sind  .  .  .  abzuweisen." 
©eri  EMlosophie  „Amt"  ist  es,  die  Begriffe  soweit  durchzubilden, 
-dass^lsieki^s  Thatsächliche ,  was  sie  aus  empirischer  Forschung 
überkdraäien  hat,  wie  von  selber  in  die  Gliederung  ihrer  Be- 
griffe einzuordnen  scheint.  Mit  schöpferischem  Tiefsinn  hat  Plato 
die  Lehre  systematisch  durchgeführt,  die  der  Menschheit  niemals 
Avi'eder ■  verloren  gehen  kann,  dass  das  sittlich  Gute  das  eigene 
•iinmanente  Gesetz  des  vernünftigen  Selbstbewusstseins  und  mit 
dem  erzeugenden  Prinzip  der  Welt  im  Einklang  ist.  Der  Pla- 
(i(iitiimus  ist  der  ewige  Typus  des  menschlichen  Gedankens  über- 
'höai^t'  (50):  der  Erneuerer  aller  modernen  Wissenschaft  nach 
Methode  und  Inhalt,  Kant  ...  ist  auch  Erneuerer  der  Rechts- 
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Philosophie  geworden,  indem  er  das  R.  nicht  aus  der  Natur  des 
Menschen  und  aus  einzelnen  Absichten  und  Interessen  derselben, 
sondern  aus  der  praktischen  Vernunft  ableitete.  Hegels  Einsicht 
und  GiTindvoraussetzungen  finden  allen  Beifall ;  seine  Rechts- 
philosophie gehört  in  die  vorderste  Reihe  der  klassischen  Hervor- 
bringungen der  Wissenschaften  aller  Zeiten  (104);  doch  zu  eng 
mit  den  Vorstellungen  des  Natur-R.  verwachsen,  fiel  er  in  eine 
vergötternde  Ueberschätzung  der  äusseren  rechtlichen  Ordnungen 
im  Gegensatze  zur  Moralität.  Die  historische  Schule  hat  .  .  . 
die  schöpferische  Macht  der  einen  Rechtsidee,  die  in  allen  diesen 
historischen  Gebilden  sich  ihre  Realisation  verschafft  und  die 
in  ihr  enthaltenen  einzelnen  Momente  (und  durch  sie  gesetzten 
Möglichkeiten)  expliziert,  zu  sehr  vernachlässigt.  Erst  Stahl 
hat  dann  endlich  die  Sache  in  die  entscheidende  Formel  gefasst  . . . 
.Wir  glauben,  dass  an  dieser  Auffassung  von  der  Natur  des  R. 
das  Wesentliche  zum  anerkannten  .  .  .  Besitz  der  Wissenschaft 
geworden  ist.  Die  Confusion  freilich  ist  unbelehrbar.'"  Die  Lehre  des 
Epikur  ist  bei  den  Engländern ,  besonders  seit  Bentham  wieder 
aufgelebt.  ,Wir  können  in  dieser  Schule  wohl  eine  Produktion 
von  Redewendungen ,  aber  nicht  von  fruchtbaren  Gedanken  ent- 
decken; alles  das  liegt  abseits  von  dem  Wege  strengerer  Wissen- 
schaft \ 

Entsprechend  diesen  Grundüberzeugungen  finden  sich  bei  L. 
zahlreiche  Versuche,  die  Rechtsinstitutionen  unter  Fernhaltung 
des  verächtlichen  Nutzens  aus  blosser  , Vernunft''  zu  begreifen. 
Logik  der  Thatsachen,  immanente  objektive  Vemünftigkeit,  eigent- 
liches, tiefetes  , Wesen",  Begriff  der  Sache,  idealer  Beruf  oder 
wahre  Bestimmung,  allgemein  menschliches  Gewissen,  unverlier- 
barer Adel  der  Menschennatur  und  andere  idealistische  Schlag- 
wörter verlegen  der  Bemühung,  das  scheinbar  absolut  Wertvolle 
[und  Ursprüngliche  psychogenetisch  abzuleiten,  als  Produkt  der 
'Interessenkonkurrenz  und  Kultur  zu  begreifen,  den  Weg:  immer 
das  gleiche  platonisch-kantisch-hegelsche  Denkschema.  Die  empiri- 
fstischen  Kritiken  und  Nachweise  eines  Locke,  Hume,  Mill  u.  s.  w. 
verachtet  L.  grundsätzlich.  Die  Gliederung  des  Systems  hat 
etwas  sehr  schablonenhaftes.  Zwei  Teile:  1)  die  Begriffe  des 
R.  und  des  Staates ,  2)  das  System  der  Rechtsbestimmungen. 
Jeder  Teil  zerfällt  in  3  Abschnitte,  jeder  Abschnitt  in  3  Kapitel, 
jedes  Kapitel  (ausser  dem  1.  des  1.  Abschnitts  des  1.  Teils, 
das  7  hat)  in  3  Paragraphen. 

Als  überzeugungs voller  Anhänger  der  „klassischen  deutschen 
Philosophie,   die  allein  den  Adel  und  das  Wesen   des  deutschen 
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Geistes  unverfälscht  darstellt,  fühlt  Verf.  sich  in  dem  Zeitalter  der 
Thatsachen  und  des  Nutzens  mit  Selbstbefriedigung  altmodisch. 
Er  „hält  mit  unbelehrbarer  Starrköpfigkeit  fest  an  den  alten  kon- 
servativen staatsbildenden  Gedanken  des  preussischen  Staats,  an 
der  alten  lutherischen  Orthodoxie  und  an  dem  germanischen 
Respekt  vor  der  Heiligkeit  des  R.  und  des  Eigentums".  Der 
Bismarck-Stöckersche  Staatssozialismus  ist  ihm  ein  Greuel  (609, 
333) ;  auch  die  idealen  Interessen  müssen  dem  Staate  gegenüber 
immer  unabhängiger  werden;  ein  Handbuch  der  Politik  ist  in 
Vorbereitung  (IX).  In  Summa:  die  Schrift  ist  das  Werk  eines 
belesenen,  gewandten  und  begabten,  aber  etwas  schwärmerischen 
und  einseitigen  Autors;  die  Schreibart  ist  glatt  und  fliessend, 
nur  stellenweise  phrasenhaft;  für  den  Anfänger  sind  Litteratur-. 
angaben  eingestreut.  Laas. 


II.  Rechtsgeschichte. 

Rivier,    Alphonse.       Introduction     historique     au     droit 
r omain,   manuel-j)rogramme   pour   servir   aux    cours    uni- 
versitaires  et  ä  l'etude  privee,  comprenant  une  Chrestomathie 
elementaire    et  quelques   lineaments    d"histoire  litteraire  et 
biographique.     Bruxelles,  Mayolez.     1881.     14  fr. 
Der  Titel  gibt  Aufschluss  über  die  Absichten  des  Verf.     Das 
Buch   ist   für   die   Zuhörer   einer  Vorlesung   über   röm.   Rechts- 
geschichte   bestimmt    und    soll    ihnen    das    notwendige    positive 
Material   bieten.      In   den   Paragraphen   werden   durch   einzelne 
Worte  oder  kurze  Sätze    die   in  der  Vorlesung  zu  behandelnden 
Punkte  angegeben,  dazu  treten  Litteratur  und  Quellenangaben; 
ausserdem  sind  wichtige  Quellenstellen  in  grossem  Umfange  ab- 
gedruckt.    An   einzelnen  Stellen ,    wo  das  mitzuteilende  positive 
Material  umfangreicher  wird,  wie  z.  B.  bei  Entstehung  des  cor- 
pus juris ,    bei  den  Ausgaben  desselben ,   nehmen   auch  die  Aus- 
führungen des  Verf.  einen  grösseren  Raum  ein. 

R.  behandelt  in  synchronistischer  Darstellung  mit  üblicher 
Periodeneinteilung  die  Verfassung  und  Verwaltung,  die  Gesetz- 
gebung, die  Wissenschaft  und  Praxis,  den  Strafprozess  und  den 
Zivilprozess  und  die  Quellen.  Das  Straf-R.  und  Zivil-R.  wird 
nicht  systematisch  dargestellt,  es  werden  nur  die  auf  das  Straf-R. 
und  Privat-R.  bezüglichen  Rechtsquellen  gesondert  behandelt. 
Dem  Werk  sind  drei  Reden  vorgedruckt,  le^on  d'ouverture, 
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iiscours  rectoral  und  discours  de  prorectorat.  In  der  levon 
Vouverture  behandelt  R.  die  Bedeutung  des  r.  R.  für  die  Gegen- 
wart und  bespricht  die  günstigen  Umstände,  unter  denen  sich 
■las  R.  in  Rom  zu  seiner  Vollendung  entwickeln  konnte.  In  dem 
Iiscours  rectoral  wird  das  Studium  des  r.  R.  gegen  Angriffe  ver- 
teidigt, welche  zu  Gunsten  germanistischer  Studien  gegen  das- 
selbe gerichtet  werden.  In  dem  discours  de  prorectorat  tritt  R. 
:ür  den  Wert  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  ein.  In 
einem  umfangreichen  Anhang  werden  Daten  zur  Geschichte  des 
r.  R.  von  Justinian  bis  zur  Gegenwart  mitgeteilt. 

Rümelin. 

Schröder,  R.  Die  Franken  und  ihr  R.  (Separat-Abdruck 
aus  der  Zeitschr.  der  Savigny-Stiftung  für  Rechtsgeschichte, 
Bd.  2.)  Weimar.  Böhlau.  82  S.  1  M.  60  Pf. 
Der  Verf.,  seit  mehreren  Jahren  mit  Studien  über  das  ältere 
ränkische  R.  beschäftigt,  aber  noch  nicht  zu  einem  Abschluss 
«lerselbgi  gelangt,  sucht  in  der  vorliegenden  Abhandlung  die 
Resultate  seiner  bisherigen  Publikationen  über  die  Franken  und 
ihr  R.  übersichtlich  zusammenzufassen,  bezw.  gegenüber  hervor- 
_-eti-etenem  Widersprach  anderer  Gelehrter  näher  auszufükren 
und  zu  begründen.  In  3  Abschnitten  erörtert  er  ,die  Herkunft 
der  Franken"  (S.2— 36),  ,die  fränkischen  Volksrechte "  (S.36— 48), 
-die  salische  Agrarverfassung  und  das  Bodenregal"  (S.  49 — 82). 
lu  dem  1.  Abschnitt  bemüht  er  sich  namentlich,  gegenüber  der 
entschiedenen  Bestreitung  von  Seiten  Müllenhoffs  (Deutsche 
Litteraturzeitung ,  1880,  Nr.  11),  den  möglichst  ei-schöpfenden 
Xaehweis  zu  führen  für  seine  Annahme,  dass  die  Chatten  saHsche 
Franken  waren  und  sogar  den  Kern  des  salischen  Stammes  bil- 
leten.  Der  2.  Abschnitt  beschäftigt  sich  mit  der  Entstehung,  den 
Ergänzungen  und  dem  Geltungsgebiet  der  lex  Salica  (S.  36 — 44), 
dem  Geltungsgebiet  der  lex  Ribuaria  (S.  45  —47)  und  demjenigen 
der  lex  Chamavorum  (S.  47— 48):  den  früheren  Ausführungen 
des  Verf.,  insbesondere  in  den  Untersuchungen  zu  den  fränkischen 
Volksrechten,  —  Festschrift  zu  Thoels  oOjährigem  Doktorjubiläum, 
umgearbeitet  in  Picks  Monatsschrift  für  die  Geschichte  Deutsch- 
lands, VI,  S.  468  ff.,  —  fügt  derselbe  nichts  wesentlich  Neues  hinzu. 
In  dem  3.  Abschnitt  sucht  Sehr,  die  von  ihm  aufgestellte  An- 
sicht, dass  die  salische  Agrarverfassung  auf  dem  Dorfsystem  mit 
-trenger  Feldgemeinschaft  unter  königlichem  Obereigentum 
-ruht  habe,  gegen  v.  Inama-Sterneggs  durchaus  abweichende 
Auffassung   (Deutsche   Wirtschaftsgeschichte   S.  42  ff.,   S.  92  ff.) 
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zu  i-echtfertigen.  Die  Behauptung,  dass  nach  salischem  E.  dem 
König  ein  Obereigentum  auch  an  allem  Gemeindelande  zuge- 
standen habe,  stützt  Sehr.,  wie  schon  früher  (Forschungen  zur 
deutschen  Geschichte,  Bd.  19,  S.  144  ff.),  hauptsächlich  auf  die 
königlichen  Niederlassungsprivilegien  und  auf  die  als  medem, 
beziehungsweise  terrarium  oder  agrarium  bezeichnete  Abgabe, 
für  deren  Vorkommen  in  allen  seiner  Meinung  nach  salischen 
Landen  er  zahlreiche  neue  Belege  gesammelt  hat;  unter  seinen 
übrigen  Argumenten  ist  hervorzuheben  die  Berufung  auf  das  — 
nach  Arndts  bekannter  Schrift  —  seit  ältester  Zeit  im  fränkischen 
R.  begründete  Berg-  und  Salzregal,  auf  das  von  Zallinger  neuer- 
dings „nachgewiesene"  Eigentum  des  Reiches  an  allen  Mini- 
sterialen und  deren  Besitzungen,  endlich  auf  Fickers  „unwider- 
legliche" Ausführungen  über  das  Eigentum  des  Reichs  am  Reichs- 
kirchengute*): alle  diese  rechtlichen  Erscheinungen  sollen  nur  Aus- 
flüsse des  dem  salischen  R.  eigentümlichen  und  aus  demselben 
in  das  deutsche  Reichs-R.  übergegangenen  Bodenregales  sein. 

Brie. 

Uermaini,  E.     lieber  die  Entwickelung  des  altdeutschen 
Schöffengerichts.     Untersuchungen  zur  deutschen  Staats- 
und Rechtsgeschichte,  herausg.  von  0.  Gierke.  X.     Breslau, 
Köbner.     1881.     VI  u.  264  S.     6  M.  80  Pf. 
Verf.  sucht  den  Beweis  zu  führen ,    dass   die  Savignysche  Er- 
klärung der  Entstehung  des  Schöffengerichts  unrichtig  sei,   und 
dass    „nicht    erst   Karl   der    Gr.    durch    seine   Gesetzgebung    die 
Grundlagen   und  Vorbedingungen    hergestellt  habe ,    aus  denen, 
bezw.   unter   deren   Einfluss   sich  jene  Gerichtsorganisation   ent- 
wickelt habe,    sondern   dass   diese  Entwickelung   durchweg  eine 
organische  gewesen,  deren  Keime  viel  zu  weit  zurückliegen,  als 
dass  sie  lediglich  in  der  karolingischen  Gesetzgebung  zu  suchen 
seien."     Er   sucht   zu   zeigen,    dass    „diejenige  Organisation   der 
Urteilsfindung,  welche  Karl  d.  Gr.  vorgefunden  haben  soll,  und 
die  angeblich  darin  besteht,  dass  das  ganze  Volk  das  Urteil  ge- 
sprochen, einmal  existiert  hat,  und  dass  andrerseits  Karl  d.  Gr. 
nichts  weiter  gethan  hat,    als  ki'aft  des  königl.  Justizhoheits-R. 
für  raöorlichste  Verbesserung  des  mit  der  Urteilsfindung  betrauten 


*)  Vgl.  Arndt,  Geschichte  u.  Theorie  d.  Bergregals  etc.  (Halle 
1879):  V.  Zallinger,  ministeriales  u.  milites,  S.  57  ff.;  Ficker.  in 
d.  Sitzungsberichten  d.  Wiener  Akademie,  philosoph.-histor.  Klasse 
LXXII. 
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Personals  zu  sorgen ,  also  keineswegs  in  die  eigentliche  verfas- 
sungsmässige Organisation  der  Urteilsfindung  gesetzgeberisch  re- 
formierend eingegriffen  hat.  Den  Gang  der  Untersuchungen  des 
Verf.  zeigen  die  Ueberschriften:  I.  Ab  sehn.  Die  Keime  der  alt- 
deutschen Schöffengerichts  Verfassung  gehören  zu  den  indogerma- 
nischen Grundlagen  der  altgermanischen  Gerichtsverfassung  über- 
haupt. Nachgewiesen  dui-ch  vergleichenden  Ueberblick  über  die 
älteste  röm.  und  älteste  germ.  Gerichtsverfassung.  II.  Ab  sehn. 
Die  Stellung  des  heidnischen  Priestertums  im  R^chtsleben  der 
Germanen  (mit  einem  Anhang:  „der  salfränkisehe  thunginus  ist 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  der  sacerdos  civitatis  dieser  Völker- 
schaft", während  die  herrschende  Ansicht  bekanntlich  den  thun- 
ginus und  centenarius  identificiert).  III.  Abschn.  Die  Ent- 
wickelung  des  Schöffengerichts.  1)  die  ünhaltbarkeit  der  Savig- 
njsehen  Theorie ;  2)  Ermittelung  der  Umstände,  denen  wahrschein- 
lich die  Entwickelung  des  Schöffengerichts  zuzuschreiben  ist: 
a)  die  Vergleichung  der  Grundsätze  der  verschiedenen  germani- 
schen R.  über  die  Verantwortlichkeit  für  das  Uiieil  weist  darauf 
hin ,  dass  die  fränkische  Raginburgerbusse  den  Anstoss  für  die 
Entwickelung  des  Schöffengerichts  gegeben ;  b)  die  Entwickelung 
des  Schöffengerichts  ist  auf  das  natürliche  Streben  zurückzuführen, 
in  der  Verantwortlichkeit  für  das  Urteil  das  Prinzip  der  Einheit 
wieder  herzustellen.  —  Man  sieht  aus  diesem  Ueberblick,  dass 
Verf.  weit  ausholt  und  radikal  zu  Werke  geht.  Die  herrschende 
Anschauung,  welcher  neuestens  auch  Thonissen,  L'organisation 
judiciaire,  le  droit  penal  et  la  procedure  penale  de  la  Loi  Salique 
(Bruxelles  1881)  sich  anschliesst,  wird  sich  gegenüber  seiner  ein- 
gehenden Beweisführung  nur  durch  Herbeiholung  neuer  Beweis- 
gründe aufrecht  erhalten  lassen.  (Von  dem  Privilegium  deutscher 
Gelehrter,  schlecht  deutsch  zu  schreiben,  macht  Verf.  weiten  Ge- 
brauch; er  schreibt  z.  B.  dem  v.  Savigny,  dem  Svbel,  apodikt. 
Differenziertheit,  inconcinn,  firmei*e,  noch  viel  überwundener, 
unmissverständlicher,  es  ist  eine  reiche  Litteratur  ei'gangen  etc., 
„just"  ist  sein  Lieblingsausdruck.  Auch  die  Orthographie  ist 
ungewöhnlich,  z.  B.  ,Stad,  stadbürgerlich,  statisch.) 

Geyer. 

Briilckc,    P.     Die  Entwickelung    der    Reichsstandschaft 
der   Städte.     Ein   Beitrag   zur  Geschichte   der  Reichstage 
von  der  Mitte  des  XIII.  bis   zum  Ende  des  XIV.  Jahrhun- 
derts.    Hamburg,  Kriebel.     1881.     99  S.     2  M. 
In  gründlicher  Untersuchung   verfolgt  B.  die  Beteiligung  der 
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Städte  an  Reichsvei'sanimlungen  von  den  Zeiten  des  rheinischen 
Städtebundes  bis  zum  Jahre  1400.  Indem  er  in  jedem  einzelnen 
Fall  den  politischen  Zusammenhang  heranzieht,  sucht  er  genau 
festzustellen,  welchen  rechtlichen  Charakter  jedesmal  Berufung, 
Erscheinen,  Ratschlag  und  Mitentscheidung  von  Städten  in  Reichs- 
angelegenheiten hatten,  und  gelangt  zu  dem  Ergebnis,  dass  von 
einer  formell  anerkannten  Reichsstandschaft  der  Städte  noch  nicht 
die  Rede  war.  Vielmehr  blieb  der  Reichstag  i-echtlich  eine 
Fürstenversammlung.  Allein  mehr  und  mehr  entwickelte  sich 
die  durch  die  erstarkte  politische  Macht  der  Städte  bewirkte  Zu- 
ziehung ihrer  Vertreter  bei  der  Erledigung  von  Reichsangelegen- 
heiten zu  einem  den  Keim  der  Reichsstandschaft  in  sich  tragen- 
den ständigen  Hilfsinstitut  der  Reichsverfassung.  Aus  einer  zuerst 
bloss  gelegentlichen  und  äusserlichen ,  bis  zu  Heinrich  VII. 
auf  Landfriedensangelegenheiten  beschränkten  Beteiligung  an  den 
Reichsversammlungen  wurde  unter  Ludwig  dem  Baiern  eine 
regelmässige.  Ein  votum  decisivum  indess  konnten  die  Städte 
nur  vereinzelt  unter  ganz  besonderen  umständen  ausüben.  Im 
übrigen  erschienen  sie  nicht  als  gleichberechtigte  Reichsstände, 
sondern  als  ein  kraft  ihres  pei'sönlichen  Verhältnisses  zum  Reichs- 
oberhaupt vom  Könige  nach  eigenem  Ermessen  besonders  be- 
rufener und  befragter  Ratskörper.  Dies  wurde  auch  unter 
Wenzel  im  Prinzip  nicht  anders,  wenn  schon  in  den  durch  Städte- 
bund und  Städtekrieg  veranlassten  Teidigungsversammlungen 
die  Städtepartei  der  Fürstenpartei  gleichberechtigt  gegenüberstand. 

Gierke. 

Brüuueck,  W.  v.     Siciliens  mittelalterliche  Stadtrechte, 
nach    alten    Drucken    und    Handschriften    mit    einer    Ein- 
leitung  herausgegeben   und   dem  Inhalte  nach  systematisch 
dargestellt.     Halle,  Niemeyer.     18S1.     LXV  u.  246,   IV  u. 
383  S.     20  M. 
In  einer  trefflichen  Ausgabe  bietet   uns    hier   der   durch    eine 
Reihe  germanistischer   Arbeiten    bekannte   Verf.    den    Text    der 
lateinisch    abgefassten    sicilischen    Stadtrechte    des    eigentlichen 
M.-A.,    soweit    dieselben    nicht    als    schlechthin    unselbständige 
Tochter-R.  von  der  Aufnahme  ausgeschlossen  wurden.    Er  stützt 
sich   dabei  zum   Teil    auf   ältere   Drucke,    zum  Teil   auf  Hand- 
schriften, über  deren  Bestand  und  Verwertung  er  in  der  Einlei- 
tung  (§.  1   u.  7)   Rechenschaft    gibt.     Die   Anregung   und   das 
Material  verdankt  er  dem  um  die  Erforschung  der  Kultur-  und 
Rechtsgeschichte  Siciliens  hochverdienten  Dr.  Hartwig,  welcher 
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iiereits  im  Jahre  1867  ein  ähnliches  Unternehmen  mit  der  Ver- 
öffentlichung des  Stadt-R.  von  Messina  begonnen  hat.  Den 
«Tegenstand  der  jetzigen  Publikation  bilden  vor  allem  die  in  der 
Hauptsache  schon  im  13.  Jahrhundert  in  ihre  gegenwärtige  Form 
^rebrachten  wichtigen  Stadt-R.  von  Palermo  und  Messina:  sodann 
die  Stadt-R.  von  Catania  (1345),  Sv-rakus  (1318),  Noto  (1341), 
Caltagirone  (1299).  Patti  (1312),  Lipari  (2.  Hälfte  des  14.  Jahrh.) 
und  Girgenti  (1319);  endlich  in  einem  Anhang  Auszüge  aus  dem 
Stadt-R.  von  Corleone  (1493),  die  Reformation  des  Grafen  Ber- 
nardo  Caprera  ,pro  jure  prothomisios  in  Comitatu  Mohac"  vom 
Jahre  1406,  die  für  die  Geschichte  des  Familien-R.  äusserst  interes- 
'iante  gi-iechische  _Xovella  Rogei*ii  Siciiiae  et  Apuliae  Regis 
anno  1150  promulgata",  und  das  den  Exekutivprozess  betreffende 
Capitulum  ,Cum  Varia"  Königs  Friedrich  IT.  (111.)  v.  1300. 
Das  Stadt-R.  von  Svi-akus  ist  inzwischen  auch  von  Vito  la 
Mantia  im  Archivio  Storico  Italiano  nach  einer  andern  Hand- 
schrift neu  herausgegeben,  weshalb  B.  in  einem  Nachtrage  die 
Abweichungen  dieses  Textes  von  dem  seinigen  mitteilt.  Verf. 
handelt  nicht  nur  in  einer  Einleitung  neben  den  Nachweisungen 
über  die  Grundlagen  und  den  Plan  seiner  Arbeit  ausführlich  von 
dem  Verhältniss  der  Stadt-R.  zu  dem  sonst  in  Sicilien  geltenden 
R.,  von  ihi-er  Entst^hungszeit,  von  ihrem  Verhältnis  zu  einander, 
von  ihrer  Bildungsweise  und  von  ihrer  Systematik,  sondern  fügt 
auch  eine  vollständige  systematische  Darstellung  des  Inhaltes  der 
publizierten  Quellen  bei  und  stellt  hierbei  namentlich  über  die 
Herkunft  der  einzelnen  eigentümlichen  Rechtsinstitute  und  Rechts- 
sätze Untersuchungen  an.  In  7  Büchern  behandelt  er  in  dieser 
Weise  Familien-,  Erb-,  Sachen-,  Obligationen-,  Prozess-,  Straf- 
und  Polizei-R.  Ein  besonderes  Buch  über  Verfassungs-R.  fehlt : 
der  betreffende  Stoff  ist  jetzt  in  die  Einleitung  (§.  5),  das  Prozess-R. 
(Gerichtsvei-fassung  §.  59—63)  und  das  Polizei-R.  (Organe  der 
Polizeiverwaltung  §.  93)  zerstreut. 

Das  ausserordentliche  Interesse  des  Werkes  für  die  Rechts- 
geschichte liegt  besonders  in  der  höchst  vielseitigen  Berührung 
und  Vei-mischung,  die  in  Sicilien  zwischen  den  R.  verschiedener 
Herkunft  stattfand.  Grundlage  blieb  das  als  jus  commune  an- 
erkannte r.  R.  der  Justinianeischen  Kodifikation  nebst  dem  ka- 
nonischen R.  und  den  von  der  Doktrin  ent^vickelten  Zuthaten. 
In  noch  höherem  Grade  aber,  als  in  die  allgemeine  Gesetzgebung 
des  süditalischen  Königreichs ,  fanden  in  die  Statutar-R.  der 
Städte  Elemente  anderen  Ursprungs  Eingang.  Das  arabische  R. 
zwar  galt  gleich   dem  jüdischen   nur  als  besonderes  Personal-R. 
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fort.  Allein  das  spätere  byzantinische  R.  gewann  neben  ähnlicher 
spezieller  Bedeutung  für  die  in  Sicilien  lebenden  Griechen  einen 
allgemeineren  Einfluss,  wie  sich  dies  namentlich  in  der  auf  seiner 
Grundlage  vollzogenen  Ausbildung  des  Retrakt-R  zeigt.  Und 
vor  allem  drang  in  breitem  Strome  gennanisches  R.  ein ;  nur 
ganz  vereinzelt  freilich  (z.  B.  bei  Festsetzung  des  Eintrittes  der 
Grossjährigkeit  mit  18  Jahren)  langobardisches  R.  und  später 
(z.  B.  im  Exekutivprozess)  spanisches  R. ,  in  grosser  Fülle  da- 
gegen normannisches  R,  und  das  anscheinend  auch  noch  nach  der 
Eroberung  mehrfach  neu  zugeführte  R.  einzelner  französischer 
Coutumes  (besonders  der  Bretagne).  Mit  dem  übrigen  Verfas- 
sungs-R.  ist  die  Gerichtsverfassung  fast  durchaus  fränkisch-nor- 
mannischer Wurzel,  während  der  Prozess  römisch-kanonisch  ist  und 
nur  einzelne  Spuren  germanischer  Einwirkung,  namentlich  im 
Beweis-R.,  zeigt.  Bedeutungsvoll  tritt  der  Einfluss  des  ger- 
manischen R.  bei  der  Ausgestaltung  des  griechischen  jus  proti- 
miseos  zu  einem  rein  privatrechtlichen  Näher-R.  hervor ;  nicht 
minder  bei  der  Vei'jährung  und  in  zahlreichen  Fällen  präjudi- 
zieller Wirkung  von  Jahr  und  Tag;  beim  geteilten  Eigentum 
und  den  dinglichen  Nutzungs-R. :  bei  den  Strafgedingen ;  bei  der 
Behandlung  der  Injurien;  bei  manchen  Verträgen,  wie  Spiel- 
darlehen, Miete  und  Pacht,  Dienstmiete.  Rein  germanisch  ist  die 
Pfändung  wegen  Flurbeschädigung,  sowie  das  eigentümliche  In- 
stitut des  „Defema".  Das  Hauptgebiet  aber  der  germanischen 
Rechtsbildung  bilden  begreiflicherweise  Familien-  und  Erb-R. 
In  erster  Linie  zieht  hier  die  eigentümliche  Gestaltung  des  ehe- 
lichen Güter-R.  die  Aufmerksamkeit  auf  sich.  Bei  kinderlosen 
Ehen  gilt  Gütertrennung,  jedoch  mit  Umbildung  des  Dotalsystems 
im  Sinne  der  Verwaltungsgemeinschaft,  mit  Aufnahme  des  Wit- 
tums und  mit  mancherlei  Formen  der  Errungenschaftsteilung  im 
Todesfall.  Doch  tritt  in  Palermo  und  Caltagirone  nach  Jahr 
und  Tag  auch  hier  Gütergemeinschaft  ein.  Ueberall  entsteht 
solche  mit  der  Geburt  von  Kindern;  sobald  solche  vorhanden, 
haben  sie  Anteil  an  der  Gemeinschaft.  Ganz  konsequent  wird 
dabei  das  Prinzip  eines  Miteigentums  zu  ideellen  Dritteln  durch- 
geführt ,  deren  je  eines  den  beiden  Ehegatten  und  eines  den 
Kindern  zusammen  gebührt.  In  scharfsinniger  Untersuchung, 
deren  Resultat  freilich  hypothetisch  bleibt,  sucht  B.  diese  Ver- 
mögensgemeinschaft zwischen  Eltern  und  Kindern,  die  in  ähn- 
licher Form  nur  noch  im  dänischen  R.  und  in  der  Bretagne  be- 
gegnet, auf  beibehaltenes  nordisches  R.  der  Normannen  zurück- 
zuführen.    Nicht  minder  interessant   ist  die  Art  und  Weise ,  in 
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welcher  hinsichtlich  der  ehemännlichen  und  väterlichen  Gewalt, 
der  Abschichtung  der  Kinder  und  der  fortgesetzten  Gütergemein- 
schaft, der  verschiedenen  familien-  und  erbrechtlichen  Behand- 
lung von  Mobilien  und  Immobilien  und  hier  wieder  von  Erb- 
gütern und  erworbenen  Gütern,  der  Modifikation  der  Erbfolge- 
ordnung durch  das  Fall-ß.  und  den  Vorzug  unausgestatteter 
Kinder  vor  ausgestatteten,  der  Erbunfähigkeit  unehelicher  Kinder, 
der  Erbteilung  nach  Kür-R.  u.  s.  w.  das  germanische  R.  sich  in 
die  sicilischen  Stadt-R.  Eingang  verschafft  hat.  Auffallend  ist 
der  fast  völlige  Mangel  handelsrechtlicher  Bestimmungen. 

Vorstehende  Andeutungen   werden   genügen,   um  die   hohe 
rechtsgeschichtliche  Bedeutung  dieser  Arbeit  erkennen  zu  lassen. 

Oierke. 

Auemiiller,  E.  Geschichte  der  Verfassung  Mailands  in 
den  Jahren  1075 — 1117.  Nebst  einem  Anhang  über  das 
Konsulat  zu  Cremona.  Halle,  Niemeyer.  1881.  57  S. 
1  M.  60  Pf. 
Die  soi'gfältige  Arbeit  hat  neue  Ergebnisse  von  allgemeinerer 
Bedeutung  nicht  zu  Tage  gefördert.  Es  bestätigt  sich  nur,  dass 
in  Mailand  und  Cremona  die  Anfänge  einer  Organisation  der 
Kommune,  und  namentlich  irgend  welche  Formen  einer  Rats- 
bildung älter  sind,  als  die  Erwähnung  von  Consules,  dass  aber 
auch  da,  als  Consules  zuerst  erwähnt  werden,  diese  nicht  sofort 
den  Charakter  obrigkeitlicher  Repräsentanten  der  Bürgerschaft 
aufweisen.  Consules  im  letztgedachten  Sinn  sind  in  Mailand  erst 
1117  und  in  Cremona  erst  1128  sicher  bezeugt,  während  in 
beiden  Städten  schon  früher  von  .Consules"  und  in  Mailand 
schon  im  Jahre  1097  von  .Consulatus"  die  Rede  ist.  Abgesehen 
von  manchen  bedenklichen  Deutungen  der  ältesten ,  auf  eine 
Kommunalverfassung  hinweisenden  Stellen  (z.  B.  des  „communi 
consilio  totius  civitatis",  S.  21,  und  des  „magistratus",  S.  22). 
hat  A.  ein  quellenmässig  gesichertes  Bild  der  einzelnen  erkenn- 
baren Stadien  der  Verfassungsentwickelung  in  ihrem  Zusammen- 
hange mit  der  Geschichte  der  politischen  und  ständischen  Bewe- 
gungen und  Kämpfe  gezeichnet.  Dagegen  hat  er  die  Herstel- 
lung einer  inneren  rechtsgeschichtlichen  Verbindung  zwischen  den 
einzelnen  Erscheinungen  nicht  unternommen.  Ebenso  hat  er  es 
unterlassen,  die  ursprünglichen  Grundlagen,  aufweichen  die  Stadt- 
verfassung erwuchs,  scharf  festzustellen,  scheint  vielmehr  zum 
Teil  ein  ungeordnetes  Chaos  als  Ausgangspunkt  anzunehmen. 
Hervorzuheben    sind    die    beiden    Exkurse    über    die    Chroniken 
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des  Galvaneus  Flamma  und  des  Landulftis  de  St.  Paula.  Die 
Publikation  dreier  bei  der  Lückenhaftigkeit  des  Materials  sehr 
bedeutungsvoller  Urkunden  in  den  Beilagen  verliert  dadurch  an 
Wert,  dass  nur  die  von  Wüstenfeld  genommenen  Excerpte 
mitgeteilt  werden  konnten.  Gierke. 

Weisl,  E.    Deutsches  Pfand-E.  bis  zur  Reception  des  r.  R. 
Wien,  Holder.     1881.     80  S.     2  M.  40  Pf. 

Der  Verf.  unterscheidet  drei  Perioden,  die  „des  ungeschriebenen 
R. " ,  die  der  Volks-R.  und  Kapitularien ,  und  die  der  Rechts- 
und Stadtbücher  bis  zur  Reception  des  r.  R.  Nur  als  Beispiele 
seien  Behauptungen,  wie  die  folgenden  angeführt :  „Insolange  die 
Germanen  länderverwüstend  Europa  durchzogen  und  sich  noch 
nicht  zu  ständigen  Niederlassungen  bequemten ,  S.  1 0  (als  ob  die 
Germanen  auch  vor  der  Völkerwanderung  Nomaden  gewesen 
wären),  konnte  auch  der  Pfandvertrag  des  heutigen  R.,  der  ein 
Accessorium  einer  obligatio  ist,  keine  Wurzel  fassen,  da  das 
Zustandekommen  einer  obl.  anerkanntermassen  ein  durch  kultu- 
rellen Fortschritt  gesteigertes  Bedürfnis  bei  ungleicher  Vertei- 
lung der  Vermögensobjekte  ....  bedingt" ,  ferner  das  S.  13  f. 
über  wadium,  pfand  u.  pignus  Gesagte,  dann  S.  18,  dass  durch 
die  zur  Sicherung  einer  Forderung  erfolgte  Hingabe  einer  Sache 
ein  rein  thatsächliches  Verhältnis,  und  S.  20  f.  noch  dazu  rein 
obligatorisch  mit  Rechtswirksamkeit  nur  zwischen  den  Kontra- 
henten geschaffen  worden  sei.  Die  reiche  Litteratur  über  Pfand-R. 
(Siegel,  Wilda  Pfd.-Ges.,  Meibom  deutsches  Pfd.-R.  u.  s.  w.) 
bleibt  völlig  unbenutzt.  W.  zitiert  nämlich  von  gelehrten 
Werken  nur  Kompendien  der  deutschen  Rechtsgeschichte  und 
des  Privat-R.  Der  Druck  ist  von  Fehlern ,  besonders  in  den  Zi- 
taten vielfach  entstellt.  Schuster. 


111.    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Hnrtmaun,  G.  Wort  und  Wille  im  Rechtsverkehr.  (Jahr- 
bücher für  Dogmatik.  XX.  S.  1—79.) 
Die  richtige  juristische  Methode  bei  der  dui'ch  die  Ueberschrift 
angedeuteten  Frage  ist  die,  zu  prüfen,  ob  das  geschäftliche  Auf- 
treten eines  Kontrahenten  gegenüber  dem  anderen  nach  den 
praktischen  Motiven  des  R.  und  der  guten  Treue  eine  Verpflich- 
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tung  erzeugt.  Die  Frage  nach  der  genaueren  psychologischen 
Auffassung  und  Formulieining  des  gesamten  Vorgangs  beim  Kon- 
trahieren ist  iri-elevant :  es  ist  unrichtig,  zuerst  nach  irgend  einer 
angenommenen  oder  selbsterfundenen  psychologischen  Schultheorie 
einen  Begritf  der  Handlung  zu  konstruieren  und  dann  zu  fragen, 
ob  die  Elemente  dieses  psychologischen  BegriiFs  im  Einzelfall  zu- 
treifen.  Die  Lehre,  dass  nur  die  beabsichtigte  Rechtsfolge  ein- 
trete, führt  zu  Entscheidungen,  die  dem  Eechtsgefühl  unan- 
nehmbar erscheinen,  und  es  sind  desshalb  verschiedene  Auskunfts- 
mittel vorgeschlagen  worden.  Aber  gegen  alle  erheben  sich  Be- 
denken. Die  Theorie  der  culpa  in  contrahendo  ist  von  ihrem 
Urheber  selbst  aufgegeben,  und  von  Mommsen  mit  »Erfolg  wider- 
legt ,  die  Heranziehung  des  Mandats  zeigt  sich  als  ungenügend 
und  bedenklich :  ebensowenig  kann  durch  Operieren  mit  der  un- 
bestimmten Absicht  oder  dadurch  geholfen  werden,  dass  der 
Richter  das  behauptete  Fehlen  des  Willens  als  ein  nicht  glaub- 
liches behandelt,  worauf  Zitelmann  verweist.  Zu  befriedigenden 
praktischen  Resultaten  gelangt  man  nur  von  anderer  prinzipieller 
Grundlage  aus;  zu  dieser  führt  die  historische  Betrachtung. 

Dem  ältesten  R.  ist  eigentümlich  die  ausschlaggebende  Kraft 
des  Wortes:  verba  ipsa  tenuenint.  Später  führt  die  Berücksich- 
tigung der  bona  fides  dazu,  dass  auch  auf  die  voluntas,  auf  das 
id  quod  actum  est  gesehen  wird.  Aber  nicht  bloss  die  Einfüh- 
rung des  neuen  Prinzips,  auch  die  Abgrenzung  seines  Geltungs- 
gebiets wird  durch  die  Grundsätze  der  bona  fides  behen'scht. 
Die  Heranziehung  der  voluntatis  quaestio  im  Gegensatz  zu  der 
abgegebenen  Erklärung  ist  nur  soweit  zulässig,  als  dies  mit  den 
Grundsätzen  der  bona  fides  übereinstimmt.  Wer  mit  der  Be- 
hauptung auftritt,  dass  dem  gesprochenen  Wort  ein  Wille  nicht 
entspreche,  wird  mit  dieser  Behauptung  nicht  ohne  weiteres, 
sondern  nur  dann  gehört,  wenn  ein  derartiges  Vorbringen  nicht 
gegen  die  Anforderungen  der  bona  fides  verstösst.  Dies  wird 
namentlich  dann  der  Fall  sein,  wenn  die  Disharmonie  von  Wille 
und  Erklärung  äusserlich  erkennbar  war,  wenn  dieselbe  sofort 
berichtigt  wurde,  wenn  es  sich  um  einen  lukrativen  Erwerb 
handelt.  In  anderen  Fällen  dagegen  steht  die  Berafung  auf  den 
fehlenden  Willen  mit  der  bona  fides  nicht  im  Einklang,  so  z.  B. 
bei  der  Mentalreservation. 

So  erklärt  es  sich,  dass  sich  widersprechende  allgemeine 
Aeusserungen  der  römischen  Juristen  über  das  Verhältnis  von 
Wort  und  Wille  finden,  dass  in  den  Einzelentscheidungen  der 
Quellen  bald    das  Wort   dem   Willen   weichen   muss,    bald   der 
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äusseren  Erklärung  eine  Selbständigkeit  gegenüber  dem  Inner- 
lichen zuerkannt  wird.  Das  erstere  tritt  namentlich  bei  mortis 
negatio  ein,  während  bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  viel- 
fach nicht  entscheidend  ist,  was  sich  der  Kontrahent  gedacht 
hat,  sondern  was  er  sich  hätte  denken  müssen.  Das  Üeberwiegen 
der  Erklärung  im  Gegensatz  zum  Willen  tritt  namentlich  auch 
bei  der  Behandlung  der  Vollmacht  deutlich  hervor. 

Das  Prinzip,  dass  nur  die  beabsichtigte  Rechtswirkung  ein- 
trete, ist  nach  r.  R.  unhaltbar.  Auch  das  moderne  Rechts- 
bewusstsein  hat  sich  in  Praxis,  Theorie  und  Gesetzgebung  lebhaft 
gegen  dasselbe  ausgesprochen.  Das  Verhältnis  von  Wort  u.  Wille  ist 
auch  von  Bedeutung  für  die  Auffassung  des  Rechtsgeschäfts.  Die 
Bedeutung  des  Willensmomentes  für  die  Gestaltung  der  Rechts- 
folgen ist  nicht  zu  verkennen ;  aber  die  Rechtsordnung  stellt  sich 
bei  Fixierung  derselben  auf  den  Standpunkt  einer  Musterpartei, 
und  lässt  nicht  den  konkreten  Parteiwillen  des  Einzelfalles, 
sondern  den  idealen  des  bonus  vir  entscheiden.         Rümelin. 

Schlesinger,  G.     Die  Unanfechtbarkeit  der  Delegations- 
stipulation    mit  besonderer  Berücksichtigung   der 
1.  19  D.  de  nov.  et   deleg.    (46,2).     Berlin,   Puttkammer  u. 
Mühlbrecht.     1882.     60  S.     1  M.  20  Pf. 
Paulus  lässt  in  der  1.  19  cit.  der  Delegationsstipulation  gegen- 
über nur  solche  Einreden  zu,  welche  dem  Delegaten  unmittelbar 
gegen  den  Delegatar  zustehen.    Der  Verf.  unternimmt  den  quellen- 
mässigen  Nachweis ,    dass    der  Delegationsstipulation   gegenüber 
ein  grösserer  Kreis  von  Einreden  statthaft  sein  müsse,  und  bringt 
die  von  ihm  als   zulässig  befundenen    unter  folgende  di*ei  Kate- 
gorieen : 

I.  Einreden,  welche  aus  der  Form  der  Stipulation  hervor- 
gehen (dahin  rechnet  Verf.  auch  die  titulierte  Delegation)  oder 
dem  Delegaten  unmittelbar  gegen  den  Delegatar  zustehen. 

II.  Die  Einrede  des  Sctm.  Velleianum,  wenn  andernfalls  un- 
mittelbar oder  mittelbar  die  intercedierende  Frau  durch  Klage 
zur  Erfüllung  gezwungen  werden  könnte. 

III.  Einreden,  welche  aus  mindestens  zwei  durch  die  Dele- 
gationsstipulation zum  Austrage  gebrachten  und,  für  sich  allein 
betrachtet,  exceptionsweise  zu  beseitigenden  Rechtsverhältnissen 
hervorgehen.  Pescatore. 

Holder,  E.    Beiträge  zur  Geschichte  des  römischen  Erb-R. 
Erlangen,  Deichert.     1881.     163  S.     3  M.  50  Pf. 
Der  Gedankengang  des  ersten,  die  „Ausgangspunkte"  ent- 
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haltenden  Abschnittes  ist  folgender:  Die  rechtlichen  Bezie- 
hungen einer  Person  können  nach  deren  Tode  fortexistieren,  soweit 
als  der  Vei'storbene  überlebt  wird  durch  fremdes  Dasein,  welches 
als  Bestandteil  seiner  familia  an  seinem  eigenen  teilnahm.  Be- 
standteile der  familia  sind  aber  teils  Sachen,  teils  Personen. 
Handelt  es  sieh  bei  der  Sache  um  Einverleibung  fremden  Daseins 
in  das  eigene,  indem  das  dem  Subjekt  an  sich  unabhängig  gegen- 
überstehende Objekt  dui'ch  Aneignung  diesem  dienstbar  gemacht 
und  assimiliert  und  dadurch  die  Objektivierung  des  Subjekts 
erweitert  wird  über  die  Grenzen  des  eigenen  Leibes  hinaus,  so 
handelt  es  sich  beim  Kind  um  die  Entstehung  fremden  Daseins 
aus  dem  eigenen.  "Wenn  nun  die  eigene  Sache  und  das  eigene 
Kind  durch  und  flir  den  pater  fam.  existieren,  so  verwandeln 
sie  sich  bei  seinem  Tod  aus  Bestandteilen  seines  Daseins  in  Ueber- 
bleibsel  desselben :  die  Abhängigkeit  der  Sache  wirkt  in  der  Gegen- 
wart fort,  soweit  als  ihr  rechtliche  Bedeutung  für  dritte  Per- 
sonen, nämlich  für  des  Verstorbenen  göttliche  und  menschliche 
Gläubiger,  zukommt;  im  Dasein  des  Kindes  wirkt  unmittelbar 
fort  seine  frühere  Existenz  für  den  Vater  als  Erweiterung  von 
dessen  eigenem  Dasein  ;  insofern  als  es  jetzt  die  Fortsetzung  der 
väterl.  Persönlichkeit  ist ,  an  welcher  Fortsetzung  auch  der  für 
sich  derselben  unfähige  sächliche  Nachlass  des  Verstorbenen  teil- 
nimmt. 

Der  2.  Abschnitt,  das  älteste  Testament,  geht  davon 
aus.  dass  die  Stellung  anderer  Erben  der  des  suus  heres  nach- 
gebildet ist.  Während  die  Haftung  des  letzteren  für  die  Schulden 
auf  seiner  Suität  als  Grund  der  Ei-bfolge  beruht,  liegt  der  Grund 
der  Haftung  anderweiter  Erben  in  der  Rücksicht  auf  die  Gläu- 
biger :  da  jede  Beerbung  durch  andere  den  Gläubigern  die  Macht 
über  die  sui  oder,  wo  diese  fehlen,  über  den  sächlichen  Nachlass 
entzieht,  ist  der  Erwerb  des  Erben  an  die  Bedingung  seiner  per- 
sönlichen Haftung  für  die  Schulden  geknüpft.  Das  R.  aber  zu 
solcher  Ablösung  des  suus  heres  durch  einen  andern  kann  ur- 
spmnglich  nicht  dem  Einzelnen  zugestanden  haben.  Die  Berufung 
von  extranei  —  die  nicht  bloss  eine  Expropriation  der  Gläubiger 
war,  sondern  auch  eine  Expropriation  der  sui  erforderte,  da  ohne 
solche  durch  den  Tod  des  Vaters  dessen  familia  zur  eigenen 
familia  des  suus  wurde  —  kann  nur  aufgekommen  sein  durch 
Akte  des  allgemeinen  Willens:  das  Testament  ist  in  seiner  ur- 
sprünglichen Bedeutung  ein  Akt  des  allgemeinen  Willens,  welcher 
das  Privat-R.  der  Gläubiger  und  der  sui  heredes  überwindet. 
Der  Erbe  ist  Vertreter  der  Person  und  des  Willens  des  Verstor- 
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benen,  der  füi-  ihn  einsteht  und  deshalb  unmittelbai-  in  seine 
Verbindlichkeiten  eintritt,  während  die  Succession  in  die  von 
jenem  hinterlassenen  E.  —  wenigstens  seit  den  Zwölftafeln,  durch 
welche  neben  der  üniversalsuccession  des  Erben  eine  Succession 
Dritter  in  einzelne  Nachlassstücke  möglich  geworden  —  nur  eine 
zufällige  Nebenwirkung  jenes  Einstehens  ist ,  die  bloss  in  Er- 
mangelung ihrer  Uebertragung  an  Dritte  eintritt.  Die  älteste 
Testamentsform  ist  die  des  Comitialtestaments ,  in  dessen  Ent- 
wickelung  drei  Perioden  zu  unterscheiden  sind.  Das  von  den 
Zwölftafeln  sanktionierte  Testament  ist  kein  anderes  gewesen, 
als  das  testam.  calatis  comitiis  und  in  procinctu. 

Der  besonders  interessante  Inhalt  des  3.  Abschnitts,  das 
testam.  per  aes  et  libram,  ist  aus  der  Zeitschr.  der  Savigny- 
Stiftung  bekannt.  Im  4.  Abschnitt,  das  Legat,  werden  die  vier 
Formen  des  Legatum  besprochen  und  mit  triftigen  Gründen  für  das 
höhere  Alter  des  Damnationslegats  plaidiert.  —  Dass  im  5.  Abschn. 
das  Noterben-K.  der  sui  heredes  und  die  lex  Voconia. 
die  Auffassung,  welche  jenes  R.  als  eine  nachträgliche  Koi-rektur 
des  Testaments-R.  ansieht,  bekämpft  und  das  R.  der  sui  als  ein 
eigenes  in  der  ursprünglichen  Organisation  der  Familie  wurzeln- 
des behauptet  wird,  ergibt  sich  als  Konsequenz  der  Ausgangs- 
punkte. Die  Exheredation  ist  nach  ursprünglichem  Testaments-R, 
nichts  anderes,  als  eine  durch  einen  Akt  der  Staatsgewalt  voll- 
zogene Expropriation:  durch  die  Verwandlung  des  Testaments 
in  einen  Akt  der  individuellen  Autonomie  ist  die  Befugnis 
zu  jener  Expropriation  zum  eigenen  R.  des  pater  familias  ge- 
worden. —  6.  Abschnitt:  die  legitima  hereditas.  Das  R. 
der  Agnaten  beruht  nicht  auf  einem  dem  R.  der  sui  analogen 
Familien-R.  Der  Aufruf  des  Gesetzes  familiam  habeto  (nicht 
heres  esto)  besagt:  der  Agnat  soll  ihr  Herr  sein  in  dem  Sinn, 
dass  von  seinem  Willen  ihr  Schicksal  abhängt,  er  kann  wie  durch 
Antretung,  so  durch  Abtretung  über  sie  verfügen,  von  seiner 
Intervention  macht  das  Gesetz  den  Eintritt  der  Beerbung  ab- 
hängig, so  dass,  wenn  er  nicht  interveniert ,  die  Beerbung  aus- 
geschlossen und  der  Nachlass,  falls  er  nicht  den  Gläubigern  ver- 
fällt, jedem  Okkupanten  preisgegeben  ist.  —  Das  dieser  Ansicht 
und  der  usucapio  pro  berede  nach  ihrer  gewöhnlichen  Auffas- 
sung entgegenstehende  Bedenken  zu  beseitigen,  ist  der  7.  Abschnitt 
bestimmt:  die  usuc.  pro  h.  ist  nie  eine  Ersitzung  des  Erb-R.- 
sondern  stets  nur  eine  Ersitzung  der  Erbschaftssachen  gewesen. 
nur  war  sie  als  eine  Ersitzung  solcher  Sachen,  die  zur  Zeit  in 
Niemandes   Eigentum   sich  befanden,   an   leichtere  Bedingungen 
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geknüpft,  als  die  Ersitzung  fremden  Eigentums.  —  Der  8.  All- 
schnitt handelt  von  der  Haftung  für  die  sacra,  der  letzte 
von  dem  Satz  nemo  pro  parte  testatus.  Dieser  Satz  erklärt 
sich  nach  dem  Verf.  weder  aus  äusseren  Zufälligkeiten ,  noch 
aus  dem  Wesen  der  Erbfolge,  unter  Abstraktion  von  der  Ver- 
schiedenheit der  Erbgmnde,  sondern  aus  der  Kombination  zweier 
Momente:  aus  der  Unmöglichkeit  bloss  partieller  Beerbung, 
vermöge  welcher  das  Partialtestament  eine  eventuelle  Verfügung 
auch  über  den  Rest  enthält,  und  aus  der  absoluten  Subsidiarität 
der  gesetzlichen  Erbfolge,  kraft  welcher  selbst  jene  eventuelle 
Verfügung  dieser  vorgeht.  Burekhard. 

Sturm.  Die  Lehre  von  den  Testamentsvollziehern  nach 
gem.  und  preuss.  R.  (Jahrb.  für  Dogmatik,  XX.  S.  91 
bis  148.) 

Die  Abhandlung  verfolgt  nach  des  Verf.  Worten  den  Zweck, 
einen  Beitrag  zur  Beseitigung  der  Konstruktion  der  Rechtsinstitute 
aus  Fiktionen  zu  liefern.  Nach  einer  historischen  Einleitung, 
in  welcher  das  Institut  der  Test.-Exek.  im  röm.,  kanon.  und 
deutschen  R.  verfolgt  wird,  unterzieht  S.  sämtliche  über  das 
Wesen  des  Instituts  aufgestellten  Theorien  einer  eingehenden 
Kritik,  wobei  er  zur  Verwerfung  sowohl  der  Vormundschafts- 
theorie, als  der  Mandatstheorie,  der  Legatstheorie,  der  Schieds- 
richtertheorie,  wie  der  der  formellen  Repräsentation  gelangt. 
Seine  eigene  Ansicht  über  den  Rechtscharakter  der  Test.-Exe- 
kution  spricht  er  dahin  aus,  dass  dieselbe  eine  selbständige  Art 
der  letztwilligen  Anordnungen  sei,  in  welcher  eine  Vollmacht 
zur  Ausführung  des  letzten  Willens  erteilt  werde.  Die  Test.- 
Exek.  sei  ein  besonderes  erbrechtliches  Institut  und  beruhe  auf 
einer  durch  den  letzten  Willen  eines  Menschen  begründeten  und 
durch  das  objekt.  R.  geschützten  Vollmacht  zur  Vornahme  von 
Rechtsgeschäften,  die  z.  Vollz.  des  letzten  W.  nötig  sind.  Diese 
Ansicht  wird  sodann  unter  fortwährender  Berücksichtigung  des 
preuss.  R.  näher  ausgeführt,  und  die  rechtliche  Stellung  des  Test.- 
Exekutors  nach  allen  Richtungen  erörtert.  Am  Schlüsse  gibt 
der  Verfasser  dem  Wunsche  Ausdruck,  im  künftigen  deutschen 
Gesetzbuche  die  Test.-Exek.  unter  die  , positiven  Institute''  gestellt 
zu  sehen.  C.  Fuchs  (Jena). 

Fnchs,  W.  Sammlung  von  Entscheidungen  in  Grund- 
buchssachen. 1.  Liefg.  Wien,  Bloch  u.  Hasbach.  1882. 
160  S.     2  M.  40  Pf. 
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Das  Grundbuch-  und  Hypotheken-R.  hat  in  Oesterreich  von 
jeher  eine  besondre  Pflege  gefunden.  In  neuerer  Zeit  haben 
Theoretiker  diesem  Gebiete  mit  Vorliebe  und  grossem  Erfolg  sich 
zugewandt.  Man  denke  nur  an  die  hervoiTagenden  Werke  von 
Exner,  Strohal  u.  A.  Das  Grundbuch-R.  ist  indessen  ein  so 
eminent  praktisches  R. ,  dass  sein  volles  Verständnis  nur  ge- 
wonnen werden  kann,  wenn  man  ein  anschauliches  Bild  von  der 
Handhabung  des  Gesetzesmaterials  bei  der  Anwendung  desselben 
auf  die  mannigfachen  Verhältnisse  vor  Augen  hat.  Dieses  Bild 
soll  die  oben  bezeichnete  Sammlung  von  Entscheidungen  österr. 
Gei'ichte  geben. 

Die  1.  Lieferung  enthält  nur  Aussprüche  des  obersten  Gerichts- 
hofes zu  Wien  in  Fällen,  welche  vor  der  Geltung  des  allgemeinen 
Grundbuchgesetzes  vom  25.  Juli  1871  sich  ereignet  haben.  Die 
folgenden  Lieferungen  werden  auch  Entscheidungen  der  Ober- 
landesgerichte bringen,  weil  die  Zuständigkeit  des  obersten 
Gerichtshofes  in  Grundbuchsachen  durch  das  gedachte  Gesetz 
erheblich  beschränkt  ist.  Die  Sammlung  ist  systematisch  geordnet. 
Die  vorliegenden  114  Entscheidungen  erstrecken  sich  auf  alle 
Teile  des  Grundbuch-R.  und  die  Nebenrechte,  namentlich  das 
Exekutions-R.,  die  notwendige  Subhastation  und  die  Sequestration. 
Eine  Reihe  der  schwierigsten  Fragen,  an  welchen  diese  Gebiete 
so  reich  sind,  findet  hier  eine  gründliche  Untersuchung.  Da  das 
östeiT.  Grundbuch-R.  vielfach  auf  denselben  Prinzipien  beruht, 
von  welchen  die  Gesetzgebung  in  einem  grossen  Teile  Deutsch- 
lands ausgegangen  ist,  so  wird  die  Fuchssche  Sammlung  auch 
der  Theorie  und  Pi-axis  des  deutschen  Grundbuch-R.  zu  gute 
kommen.  Achilles. 

Tomaschek,    J.  A.     Das  Heimfalls-R. ,   mit  einem  Rechts- 
gutachten   über  die  Heimfalls-R.    der   Städte  Wien 
und  Prag.     Wien,  Karl  Gerolds  Sohn.     1882.     3  M. 
Die  bekannte  Ottsche  Millionenerbschaft  gab  Anlass  zur  Prü- 
fung der  Frage,  ob  das  der  Stadt  Wien  von  Herzog  Albrecht  III. 
im   Jahre   1383   verliehene    Heimfallsprivilegium    noch   jetzt   in 
Kraft  stehe.    Der  Gemeinderat  der  Stadt  Wien  Hess  sich  darüber 
ein  Referat  erstatten,  welches  dahin  ging,  dass  dieses  Privilegium 
zwar  bis  1848   unzweifelhaft   zu    R.    bestand,   aber    1855  durch 
eine  Ministerialverordnung   aufgehoben   wurde.      Der  Verf.,   der 
diese  Ansicht  nicht  teilt,  nahm  daraus  Anlass  zu  der  vorliegenden 
Schrift.     In    derselben   behandelt    er  zunächst    den   Begriff   des 
Heimfalls-R.,    die    Grundlagen   desselben   und    den    Gang   seiner 
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Entwickelung  in  der  fränkischen  Zeit  und  im  Mittelalter,  und 
zwar  im  Land-R.,  Stadt-K.,  Lehn-R.  und  Hof-R. ;  ferner  die  Ge- 
staltung des  Heimfalls-R.  nach  den  neueren  R.,  namentlich  nach 
österr.  R.  In  dem  nicht  nur  praktisch  wichtigeren,  sondern  auch 
interessanteren  Anhang  beantwortet  T.  die  Frage,  ob  die  Heim- 
falls-R. von  Wien  und  Prag  noch  heute  Rechtskraft  haben,  im 
bejahenden  Sinne.  Diese  Frage  ist  auch  von  staatsrechtlichem 
Standpunkte  aus  interessant.  Da  nänalich  das  Heimfalls-R.  der 
beiden  Städte  durch  zwei  zur  Zeit  des  Absolutismus  erlassene 
Minist erialverordnungen  aufgehoben  wui*de,  so  muss  bei  Beant- 
wortung dieser  Frage  geprüft  werden,  wie  weit  das  seit  1867 
den  österr.  Gerichten  zustehende  Prüfungs-R.  der  Gültigkeit  der 
Verordnungen  reicht.  Ebenso  ergibt  sich  die  Gelegenheit  zur 
Frage,  ob  de  lege  ferenda  den  Gemeinden  ein  Heimfalls-R.  zu- 
kommen soll ,  Stellung  zu  nehmen ;  die  dem  Heimfalls-R.  der 
Gemeinden  günstige  Ansicht  des  Verf.  (S.  56  ff.  und  119  ff.) 
dürfte  bei  den  meisten  Sozialpolitikem  auf  entschiedenen  Wider- 
spruch stossen.  W.  Fuchs  (Wien). 

Le  Jolis,    Gust.      Du   mandat  et   de   la   commission,    en 
droit   romain,    dans    notre    ancien   droit  et   dans 
notre  droit  actuel,  avec  l'indication,  pour  la  partie 
commerciale,    des  differences   existant  entre  notre 
legislation   et    les    principales    legislations    etran- 
geres.     Paris,  Pedone-Lauriel.     1881.     611  S.     9  fr. 
Der  Verf.   behandelt    parallel   und   in  3   verschiedenen  Abtei- 
lungen: 1)  auf  S.  1 — 134  das  römische  Mandat  (ad  negotia,  mit 
Einschluss  der  procuratio  in  rem  suam  und  des  mandatum  quali- 
ficatum :  ad  litem) ;  2)  Mandat  und  Kommission  und  Mandat  ad 
litem  des  alten  französischen  R.  (S.  135 — 180);   3)  Mandat   und 
Kommission  des  heutigen  französischen  R.  (S.  181 — 576).  —  Den 
Schluss   bildet   ein   analytisches  Register  (S.  577 — 606),   welches 
dem   aus   der  Dreiteilung   entspringenden   Uebelstande   teilweise 
abhilft ;    das  Werk   besteht   eigentlich    aus   drei   Mongraphieen, 
welche  fast   nur  durch   das  sehr  ausführliche  Register  zu  einem 
Ganzen  verbunden  sind. 

Die  römischrechtliche  Monographie  ist  vorwiegend  aus 
zweiter  Hand  bearbeitet ,  und  sine  delectu  aus  grossenteils  ver- 
alteten Autoren  (Corvin,  de  Loy,  de  Ferriere  u.  dgl.,  allerdings 
auch  Cujacius,  Heineccius,  Pothier,  dann  Ortolan  u.  A.  m.). 
Das  altfranzösische  R.  ist  mehr  aus  den  Quellen  dargestellt; 
auch  die   englischen  Quellen   sind   benutzt.     In   der  Darstellung 
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des  heutigen  ß.  findet  sich  manches  erörtert,  was  nicht  speziell 
in  die  Lehre  des  Mandats  gehört,  sondern  allgemeinei-en  R.  ist, 
z.  B.  die  Lehre  vom  Abschlüsse  eines  Vertrages  unter  Abwesen- 
den. Fremdes  R.  wird  vielfach  herangezogen.  So  das  deutsche 
H.G.B. ,  das  österr.  Gesetzbuch,  das  schweizer.  Obligationen-R. ; 
mehrere  Gesetzbücher  nach  Antoine  de  Saint  Joseph,  andere  aus 
unmittelbarer  Benutzung.  So  gehört  das  Buch  zur  Litteratur 
des  vergleichenden  R.,  obschon  selbstverständlich  das  eigentliche 
französische  Zivil-  und  Handels-R.  die  Hauptsache  bildet. 

Die  Litteratur  des  Mandats  in  franz.  R.  ist  wenig  reich- 
haltig ;  umfassende  Wei'ke  sind  die  von  Troplong,  Pont,  Domenget- 
Peyronny  und  Chamageran,  Monographieen  über  einzelne  Artikel 
des  Code  sind  nicht  zahlreich.  Diese  neue  Schrift  kann  wegen 
des  zweiten  und  dritten  Teiles  auch  ausserhalb  des  Gebiets  des 
franz.  R.  von  Nutzen  sein.  Rivier. 


IV,    Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Goldschmidt;  B.  Erwerbs-  und  Wirtschafts-Genossen- 
schaften. Studien  und  Vorschläge.  Stuttgart,  F.  Enke. 
1882.     118  S.     2  M.  40  Pf. 

Im  Hinblick  auf  die  bevorstehende  Revision  des  Genossen- 
schaftsgesetzes gibt  Verf.,  der  bereits  im  J.  1869  auf  dem  Juristen- 
tage für  die  Zulässigkeit  von  Genossenschaften  mit  beschränkter 
Haft  eingetreten  ist,  eine  Ki'itik  der  wichtigsten  Bestimmungen 
des  Gesetzes  und  der  namentlich  im  letzten  Reichstage  von  den 
Abg.  Schulze-Delitzsch,  Mirbach  und  Ackermann  gemachten  Vor- 
schläge. Die  Studien  des  Verf.  beschäftigen  sich  zunächst  mit 
einer  allgemeinen  Charakteristik  des  Genossenschafts-R.  in  Deutsch- 
land, der  einschlagenden  Litteratur  und  der  gerichtlichen  Praxis. 
In  letzterer  Hinsicht  wird  bes.  die  Berechnung  und  Fälligkeit 
des  Geschäftsanteils  und  die  Beteiligung  ausgeschiedener  Genossen- 
schafter am  Umlageverfahren  erörtei't ;  gegen  die  Entsch.  des 
R.G.  vom  10.  Januar  1881  (Entsch.  III.  S.  10  ff.)  wird  mit  Sch.-D. 
für  die  Ausdehnung  dieses  Verfahrens  eingetreten.  G.  bespricht 
sodann  den  Einfluss  der  Reichs-Justizgesetze,  besond.  der  Konk.-O. 
auf  das  Genossenschafts-R.  und  im  einzelnen  die  gemachten  Vorr 
schlage,  indem  er  selbst,  soweit  er  von  diesen  abweicht,  formu- 
lierte Anträge  stellt.  Als  Hauptfrage  tritt  hier  die  Haftung  der 
Genossenschafter   auf.      Die   Entscheidung  derselben  wird  durch 
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eine  tiefe  Untersuchung  über  die  Kreditbasis  der  Gesellschaften 
vorbereitet  und  hierbei  die  verschiedenen  Arten  der  Haftung 
eingehend  geprüft  (Kollektivhaftung  der  Gesellschafter  —  gesell- 
schaftliche Gesamthaft —  :  primäre— subsidiäre;  direkte — indirekte 
[Deckungspflicht] ;  Sölidar- .  Teil- ,  unbeschränkte — beschränkte 
Haft).  Sodann  erfolgt  eine  Dai-stellung  der  Haftfrage  bei  den 
Genossenschaften  in  geschichtlicher  Entwickelung,  welche  mit  der 
Bezeichnung  der  bestehenden  Haftung  als  einer  gesetzlichen  Ga- 
rantieverpflichtung nach  Art  der  Schadlosbürgschaft  schliesst. 
Die  Mängel  und  bedenklichen  Folgen  dieser  Haftung  werden  auf- 
gedeckt und  zu  ihrer  Beseitigung  die  Annahme  des  Sch.-D.schen 
Vorschlages  auf  Erweiterung  des  ümlageverfahrens  unter  Auf- 
hebung des  Gläubiger-R.  zum  Einzelangriff  empfohlen.  Den 
Schluss  der  Erörterungen  bildet  das  System  der  beschränkten 
Haftbarkeit,  wobei  Verf.  von  seinem  Bericht  ftlr  den  deutschen 
Juristentag  ausgehen  konnte.  Die  unbeschränkte  Solidarhaft 
wird  unter  gewissen  Voraussetzungen,  namentlich  bei  räumlicher 
Beschränkung  und  gleichartigem  Stande  der  Mitglieder  auch 
fernerhin  empfohlen,  bei  übergrossem  Anwachsen  der  Mitglieder- 
zahl dagegen  die  Einführung  der  beschränkten  Haftung  einer 
sonst  eintretenden  Umwandlung  der  G.  in  Aktiengesellschafter 
vorgezogen.  Unter  scharfer  Kennzeichnung  der  Gegensätze  gibt 
G.  einen  sehr  ausfükrlichen  Exkurs  über  die  europäische  Rechts- 
entwickelung, welche  überall  auch  die  beschränkte  Haftbarkeit 
zulässt.  In  10  Punkten  werden  endlich  diejenigen  Gnindzüge 
aufgestellt,  welche  nach  der  Ansicht  des  Verf.  für  das  Reform- 
gesetz massgebend  sein  sollen.  Kayser. 

Genzmer,  St.  Das  Reichshaftpflichtgesetz,  betr.  die 
Verbindlichkeit  zum  Schadensersatz  für  die  bei  dem 
Betriebe  von  Eisenbahnen,  Bergwerken,  Stein- 
brüchen, Gräbereien  undFabriken  herbeigeführten 
Tötungen  und  Körperverletzungen,  vom  7.  Juni 
1871,  aus  der  Rechtslehre  und  der  Rechtsprechung  erläutert. 
BerUn,  Guttentag.     2  M.  80  Pf. 

Dem  kleinen  Kommentare  zum  Reichshaftpflichtgesetze  ist  eine 
kurze  Einleitung  vorangeschickt,  welche  die  Entstehiingsgeschichte 
des  Gesetzes  und  eine  Uebersicht  über  dessen  Inhalt  und  all- 
gemeine Motive  enthält.  Hierauf  folgen  anschliessend  an  den 
Wortlaut  der  einzelnen  Paragraphen  des  Gesetzes  die  Erläute- 
XTingen,  welche  zum  geringeren  Teile  in  eigenen  Ausfuhrungen 
des  Verf.  über  Sinn   und  Tragweite   der  Bestimmungen   des  Ge- 
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setzes,  zum  bei  weitem  grösseren  Teile  in  einer  kurz  gefassten 
Wiedei-gabe  der  Meinungen  andrer  Autoren  und  der  —  nur 
chronologisch  aneinandergereihten  —  Entscheidungen  des  Reichs- 
oberhandelsgerichts bestehen.  G.  hat  sich  hierbei  bemüht,  über 
das  sehr  umfangreiche  Material  und  die  vielfach  divergierenden 
Ansichten  in  möglichst  gedrängter  Form  und  thunlichst  wort- 
getreu zu  referieren.  Eorer. 


V.    Zivilprozess. 

Oanpp,  L.  Die  Zivilprozessordnung  für  das  Deutsche 
Reich  nebst  den  auf  den  Zivilprozess  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  u. 
den  Einführungsgesetzen.  Mit  eingehender  Berücksich- 
tigung des  Württemberg.  Landesi'echts  erläutert.  3.  Band. 
Freiburg  u.  Tübingen,  ^Mohr.  1881.  IX  u.  727  S.  (vollst. 
32  M.) 

Der  jüngste  und  wohl  auch  umfangreichste  der  Kommentare 
zur  Z.P.O.  liegt  mit  diesem  die  §§.  568—872  und  das  Einf.-Ges. 
enthaltenden  Bande  abgeschlossen  vor.  Die  das  Mahnverfahren, 
die  Zwangsvollstreckung,  den  Arrest  und  die  einstw.  Verfügungen 
betreffenden,  als  Separat  ab  druck  erschienenen  Teile  sind  in  Heft  2 
S,  71  d.  C.Bl.  besprochen.  Die  dort  gegebene  Charakteristik 
gilt  für  das  ganze  Werk.  Für  die  ausführliche  Darstellung  des 
württ.  Landes-R.  boten  das  Verfahren  in  Ehesachen  und  das  Auf- 
gebotsverfahren reichlich  Gelegenheit.  Jenem  ist  u.  a.  (S.  5 — 12) 
ein  Abriss  des  württ.  Ehetrennungs-R.  einverleibt,  das  sich  ver- 
schieden für  Protestanten,  Katholiken,  Juden  nach  deren  kirch- 
lichen Satzungen  bestimmt.  Beim  Aufgebotsverfahren  ist  eine 
von  §.  zu  §.  fortlaufende  Darstellung  der  auch  hier  vielfach  von 
der  Z.P.O.  abweichenden  Vorschriften  des  württ.  Landes-R.  ge- 
geben. In  erster  Linie  ist  aber  überall  das  Reichsgesetz  selbst 
einer  höchst  gründlichen  Beleuchtung  unterworfen.  Der  Abdruck 
der  reichsrechtlichen  Vorschriften  über  die  Begründung  der 
Revision,  sowie  der  für  Württ.  zur  Ausführung  der  Z.P.O.  erlas- 
senen Gesetze,  endlich  ein  recht  vollständiges  Register  schliessen 
das  Werk.  Sydow. 

Thnlesins,  C.  H.  Der  §,  90  des  Gerichtskostengesetzes 
und  die  darin  angeordnete  Gebührenpflicht,  sowie 
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einige     verwandte     Bestimmungen     des     Gesetzes. 

Berlin,  Puttkammer  u.  Mühlbrecht.  1881.  48  S.  80  Pf. 
Verf.  sucht  nachzuweisen,  dass  nach  §.  90  des  G.K.G.  der  Vor- 
schusspflichtige bis  zur  Höhe  des  Vorschusses  der  Staatskasse 
allein  als  Gebührenpflichtiger  haft«,  dergestalt  dass  der  Gegner, 
welchem  durch  gerichtliche  Entscheidung  die  Kosten  auferlegt 
sind,  oder  der  dieselben  vor  Gericht  übernommen  hat,  einzig  für 
den  durch  die  Vorschusspflicht  nicht  berührten  Betrag  der  Staats- 
kasse aufzukommen  habe ;  ferner  dass  für  die  nach  §.  94  No.  1 
zu  berechnenden  Gebühren  der  Antragsteller  gemäss  §.  89  allein 
Schuldner  der  Staatskasse  sei  und  auch  dann  bleibe,  wenn  später 
die  Kosten  seinem  Gegner  auferlegt  oder  von  ihm  übernommen 
werden.  In  fünf  Beilagen  werden  einzelne  Fragen  über  Ver- 
rechnung des  Vorschusses,  Haftung  für  die  Kosten  der  Beschwerde- 
instanz, Entscheidung  über  die  Kosten  ohne  den  Hauptanspruch, 
Ermässigung  des  Vorschusses  bei  Zurücknahme  oder  Einschränkung 
der  Klage,  Haftung  des  Vorschusspflichtigen  bei  Kostenteilung,  end- 
lich über  die  Einwirkung  der  Staatskasse  auf  den  Kostenansatz 
besprochen.  Sydow. 


VI.    Strafrechtswissenschaft. 

Bninner;    A.     Die    Kechte    an    den   Leichen    der    Hinge- 
richteten. 
Schuster,  H.     Beiträge  zurKenntniss  der  Rechte  an  den 
Leichen   der  Hingerichteten   in  der  deutschen  Vor- 
zeit.    (Jurist.  Blätter  X.  Nr.  45,  51,  52.) 
B.  gibt  einen  ganz  kurzen  Ueberblick  über  die  Anschauungen 
betreffend  die  Vollziehung  strafartiger  Massregeln  an  Verbrecher- 
leichnamen, und  findet,  dass  in  der  Entwickelung  der  diesbezüg- 
lichen Auffassungen  sich  diejenigen  über  das  R.  der  Strafe  über- 
haupt   wiederspiegeln.     Seh.  ergänzt    den   ersten   Aufsatz    durch 
Mitteilungen  aus  deutschen  Rechtsquellen,  aus  welchen  hervorgeht, 
dass  die  ältesten  grausamen  Anschauungen  vorzüglich  duixh  Richt- 
steig Landrechts  cp.  35  gemildert  sind.  Trotz  Bamberg.  241 ,  gelangte 
in  Ländern  des  sächs.  R.,  bes.  im  Berliner  Schöffenbuch,  die  An- 
schauung zum  Durchbruch,  welche  das  Bewahren  des  Toten  vor 
Schande  sogar  als  Pflicht  seines  gerichtlichen  Beistandes  bezeichnet 
und    schimpfliche  Behandlung   der  Leichen  Gerichteter  —  über- 
einstimmend mit  c.  30  causs.  XIII.  qu.  2  —  wie  andern  Toten- 
i-aub  bestraft.  K. 
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Jurist.  Blätter.     XI.  1.  (Wien.)     Concurrence  deloyale. 

Der  kleine  Ai-tikel  will  die  Aufmerksamkeit  des  Jurist.  Publi- 
kums auf  den  von  der  französischen  Rechtsprechung  ausgebil- 
deten, der  deutschen  Wissenschaft  bisher  ziemlich  unbekannt  ge- 
bliebenen Begriif  der  Conc.  del.  lenken  (vgl.  die  erste  ausführ- 
liche Erörterung  darüber  Zeitschr.  f.  Handels-R.  XXVI.,  S.  363). 
Im  modernen  Daseinskampfe  auf  industriellem  Gebiete  die  Wahl 
der  Konkurrenzmittel  sittlich  einzuschränken,  ist  leitender  Gedanke 
für  die  Erhebung  der  C.  d.  zum  Privatdelikt,  dessen  Wesen 
üeberschreitung  der  Grenze  des  R.  der  Mitbewerbung,  und  das 
sich  hauptsächlich  äussert:  1)  in  unredlicher  Herabsetzung  der 
Erzeugnisse  eines  Mitbewerbei's  (denigrement),  2)  Täuschung  über 
Herkunft  der  Ware  und  3)  über  Auszeichnungen ,  welche  einer 
solchen  zu  Teil  geworden.  K. 

Ullmann,  E.  Lehrbuch  des  österr.  Strafprozessrechts. 
Zweite  durchgearbeitete  Auflage.  Innsbruck,  Wagner.  1882. 
XIV  u.  895  S.     15  M.  (9  fl.  ö.) 

Neben  den  Kommentaren  zur  österr.  Str.P.O.  hat  sich  auch 
dieses  gute  Lehrbuch  ein  grösseres  Publikum  gewonnen.  Die 
2.  Auflage  ist  früher  notwendig  geworden,  sagt  der  Verf.  im 
Vorwort,  als  er  vorhersehen  konnte.  „In  Folge  dessen  musste 
ich  von  der  beabsichtigten  Umgestaltung  des  Systems  absehen 
«nd  mich  auf  einige  Aenderungen  in  der  Behandlung  einzelner 
Kapitel  und  in  der  Anordnung  des  Stoffes ,  bezw.  Ergänzungen 
desselben  beschi'änken.  Daneben  war  meine  Aufmerksamkeit 
vornehmlich  darauf  gerichtet,  die  Ergebnisse  der  Spruchpraxis 
der  österr.  Gerichte  für  die  wichtigeren  Fragen  zu  verwerten 
und  in  gleichem  Masse  das  geltende  deutsche  St.P.R.  und  die 
neuere  Litteratur  zu  bei'ücksichtigen."  Um  den  Umfang  des 
Buches  nicht  erheblich  zu  überschreiten,  unterliess  es  Verf.,  die 
geschichtlichen  Grundlagen  des  heutigen  Strafprozess-R.  darzu- 
stellen. Im  übrigen  hat  er  überall  sorgfältig  an  seinem  Werk 
gefeilt  und  mannigfache  Berichtigungen  und  Ergänzungen  ange. 
bracht.  Die  Zahl  der  Paragraphen  hat  sich  jetzt  von  200  auf 
217  erhöht.  Die  eingreifendsten  Umänderungen  hat  insbesondere 
das  dritte  vom  Strafverfahren  handelnde  Buch  erfahren,  welches 
früher  nach  ein  paar  einleitenden  Paragraphen  über  Bedingungen 
der  Einleitung,  Eröffnungs-  und  Veranlassungsgründe  und  Gliede- 
rung des  Strafverfahrens  einfach  zur  Darstellung  des  Verlaufs 
der  Abschnitte  des  Strafverfahrens  überging,  während  jetzt  in  syste- 
matischer Ausgestaltung  der   erste   Abschnitt    das  Vei'fahren 
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im  allgemeinen  behandelt  (hier  ist  auch  von  Zeitbestimmungen 
und  von  Beziehungen  der  Strafsachen  unter  sich  und  zu  Zivil- 
>achen  die  Rede),  worauf  der  zweite  Abschnitt  die  einzelnen 
richterlichen  Prozesshandlungen  (Prozesshandlungen  zur  Er- 
forschung und  Feststellung  von  Thatsachen,  Mittel  zur  Erlangung 
von  Objekten  der  Untersuchung,  Mittel  zur  Stellung  des  Beschul- 
digten vor  Gericht  und  zur  Sicherung  seiner  Gegenwart)  be- 
trachtet und  erst  der  dritte  Abschnitt  das  Verfahren  in  erster 
Instanz  darstellt.  In  dem  letzteren  ist  nun  dem  Beweis  (S.  568 
l>is  59-i)  die  gebührende  eingehende  Behandlung  zu  Teil  geworden, 
\elche  in  der  ftüheren  Auflage  zu  vermissen  war.  Eine  Er- 
A-eiteining  hat  fem  er  der  Anhang,  „das  Strafverfahren  in  Press- 
Aachen",  erfahren,  welcher  früher  bloss  3  Seiten  umfasste, 
während  er  jetzt  in  8  Paragraphen  zerfällt  und  nahezu  20  Seiten 
einnimmt.  Endlich  ist  in  der  neuen  Auflage  auch  ein  sorg- 
fältig gearbeitetes  alphabetisches  Sachregister  hinzugekommen. 

Geyer. 


Vn.  Kirchenrecht  (einschl.  Eherecht). 

MartenS;  W.  Die  römische  Frage  unter  Pippin  und 
Karl  dem  Grossen.  Eine  geschichtl.  Monographie.  Stutt- 
gart, Cotta.     1881.     6  M. 

Die  Schrift  gibt  eine  Untersuchung  über  die  Verhältnisse  der 
Päpste  in  der  Zeit  von  753  bis  814,  behandelt  die  sog.  Karolin- 
gischen Schenkungen,  das  Verhältnis  der  Päpste  zum  Franken- 
reiche, zu  den  Langobarden  u.  s.  w.,  überhaupt  deren  Stellung 
bezüglich  ihres  weltlichen  Besitzes,  darüber  hinaus  die  sog. 
Konstantinische  Schenkung.  Voraus  geht  eine  Uebersicht  und 
Besprechung  der  in  Betracht  kommenden  Quellen,  worin  M. 
Frickers  Ansicht  über  das  Privilegium  Ludovici  imperatoris 
adoptiert.  Die  Untersuchung  ist  eine'  durchaus  quellenmässige, 
streng  sachliche,  ohne  dass  dabei  Anstand  genommen  wird,  auch 
gegen  die  Handlungsweise  der  Päpste  Tadel  auszusprechen,  wo 
sie  es  verdient.  Regelmässig  werden  die  Quellenstellen  im  Wort- 
laute gegeben,  das  sog.  Fantuzzische  Fragment,  die  c.  41 — 43 
der  vita  Hadriani  und  die  sog.  Konstantinische  Schenkung  ganz 
mitgeteilt.  Alle  einschlägige  Litteratur  ist  bis  auf  die  während 
des  Druckes  erschienene  Abhandlung  von  v.  Sybel  angeführt, 
benutzt  oder  gelegentlich  kritisch  behandelt.   Die  Schrift  ist  für  das 
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von  ihr  behandelte  Thema  nach  allen  Richtungen  hin  ziemlich  die 
eingehendste.  M.  kommt  mehrfach  zu  Resultaten,  die  von  den 
meist  angenommenen  abweichen.  Er  selbst  stellt  seine  Haupt- 
ergebnisse S.  376  ff.  prägnant  zusammen. 

Die  Abfassung  der  sog.  donatio  Constantini  setzt  M.  nach 
805  oder  806,  entweder  noch  zu  Lebzeiten  Karls  oder  während 
der  ersten  Regierungsjahre  Ludwigs  d.  F.,  nimmt  als  Verf.  einen 
römischen  Kleriker  an,  der  unter  Konstantin  Karl  d.  Gr.  meinte, 
und  getragen  von  der  Enttäuschung  über  die  auf  Karl  für  die 
Papstmacht  gesetzten,  aber  gescheiterten  Hoffnungen  dem  Aus- 
druck lieh,  was  er  für  die  Zukunft  von  einem  Nachfolger  er- 
wartete. Die  capp.  41—43  der  vita  Hadriani  sind  „völlig  er- 
dichtet und  unhistorisch",  ein  gleiches  nimmt  M.  vom  Fantuzzi- 
schen  Fragment  an,  hält  aber  das  Privileg  von  817  in  der  Haupt- 
sache für  echt.  Die  Akte  von  754,  756,  774,  780  werden  ein- 
gehend behandelt  und  insbesondere  wii'd  dai-gestellt,  welche  Ab- 
sichten die  Päpste  verfolgten  und  wie  sie  dieselben  faktisch  nicht 
erreichten.  Verf.  nimmt  an,  dass  durch  das  imperium  Karls  von 
800  die  Unabhängigkeit  der  respublica  Romana  fiel  und  die 
Konstantinische  Schenkung  sich  darstellt  als  ein  Protest  gegen 
die  Superiorität  und  die  Ansprüche  der  Karolinger.  M.  findet 
in  keiner  Quelle  die  Idee,  dass  dem  Papste  ein  unabhängiger 
Kirchenstaat  nötig  sei,  um  seine  geistliche  Aufgabe  frei  zu 
erfüllen,  sieht  es  als  eine  historische  Unwahrheit  an,  den  Franken- 
königen bei  ihren  Schenkungen  eine  solche  Absicht  zuzuschreiben 
und  damit  spätere  Anschauungen  in  diese  Zeit  zu  verlegen.  — 
Die  Schrift  verdient  die  aufmerksamste  Beachtung  seitens  der 
Historiker  wie  der  Kanonisten.  v.  Schulte. 

Minghetti,  M.     Stato  e  Chiesa.     II.  edizione  riveduta.     1878. 

Autorisierte  Uebersetzung   aus   dem   Italienischen. 

Gotha,  Perthes.  1881.  6  M. 
Der  bekannte  italienische  Staatsmann  sucht  in  diesem  Werke 
zu  zeigen,  dass  der  Grundsatz  seines  grossen  Meisters  Cavour 
„die  freie  Kirche  im  freien  Staate"  der  richtige  sei.  Er  führt 
zu  dem  Ende  zuerst  aus,  dass  die  Trennung  von  Kirche  und  Staat 
allein  die  Lösung  der  kirchenpolitischen  Konflikte  ermögliche,  eine 
Ansicht,  die  sich  aus  der  berechtigten  Verzweiflung  des  Verf. 
begreift,  mit  der  katholischen  Kirche  ,  wie  sie  in  Italien  einmal 
besteht,  zu  irgend  einer  Verständigung  zu  kommen  oder  dieselbe 
zu  reformieren;  seine  aus  der  Kenntnis  des  Landes  geschöpften 
Mitteilungen  über  diese  Zustände  sind  ebenso  lehrreich  wie  trostlos. 


i 
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Aber  wir  halten  die  empfohlene  Lösung  doch  für  unmöglich, 
weil  die  A'oraussetzung  Minghettis  hinfällig  ist,  dass  durch  eine 
Verallgemeinerung  der  religiösen  Ideen  .der  Staat  sich  zu  einer 
immer  abstrakteren  Religionsform  bis  zur  inneren  Moral  erhebt." 
Die  allgemeine,  von  aller  positiven  Religion  abgelöste  Moral,  die 
M.  auf  die  Vernunft  begründet,  existiert  nicht,  weil  die  Vernunft 
etwas  durchaus  subjektives,  folglich  wechselndes  ist.  Gewiss 
aber  ist  es  auch,  wo  die  Verhältnisse  anders  und  günstiger  liegen, 
als  in  Italien ,  geboten ,  die  Beiührungspunkte  von  Staat  und 
Kirche  auf  das  notwendige  Mass  zu  beschränken,  und  beiden  in 
ihrer  Sphäre  durch  eine  klare  Auseinandersetzung  die  grösst- 
mögliche  Freiheit  der  Bewegung  zu  sichern.  In  dieser  Beziehung 
sind  die  Ausführungen  M.  vom  höchsten  Interesse  und  so  wahr- 
haft staatsmännisch,  dass  wir  glauben,  darin  das  Programm  der 
Zukunft  in  seinen  Grundlinien  zu  finden.  Er  zeigt,  wie  die  un- 
bedingt zu  behauptende  Souveränität  des  Staates  mit  weit- 
reichender Autonomie  der  Kirche  vereinbar  ist,  während  das  Be- 
vormundungssystem in  unserer  Zeit  undurchführbar  geworden. 
Als  der  wertvollste  Teil  seiner  Darstellung  erscheint  die  Behand- 
lung der  Frage,  wie  die  Autonomie  der  Kirche  zu  begrenzen 
ist;  speziell  in  Beziehung  auf  die  verschiedenen  Arten  der  kirch- 
lichen Vereinigungen,  die  blosse  Gesellschaft,  die  Korporation  und 
die  Stiftung.  M.  bringt  in  dies  schwierige  Gebiet  volles  Licht 
an  der  Hand  reicher  Erfahrung.  Sein  bedeutendes  Werk  ist  in 
einer  vortrefflichen  Uebersetzung  dem  deutschen  Publikum  zu- 
gänglich gemacht.  Geffcken. 

Zeitschrift  für  Kirchenrecht.     Herausgegeb.  von  Dore  und 
Friedberg.     Freiburg,  Mohr.     1881.     Bd.  XVII.  H.  1.  S.  1 
bis  200.     pr.  Bd.  4  Heft.  10  M. 
Ausser  sehr  reichhaltigen  Miszellen,  insbes.  interessanten  Rechts- 
sprüchen, bringt  dieses  Heft  drei  längere  Aufsätze  von  Böhlau, 
Martens,  Stölzel,  von  denen  namentlich  I  und  III  hervoi-zuheben 
>ind  (vergl.  die  Tit.  S.  195). 

Böhlau  schildert  die  vom  16.  bis  Ende  de»  18.  Jahrb.  sich 
hinziehenden  Kämpfe  zwischen  Magistrat,  Universität  und  geist- 
lichem Ministerium  von  Rostock  einerseits  und  der  Landesherr- 
schaft anderseits.  Er  zeigt ,  wie  der  Rostocker  Magistrat ,  be- 
ginnend mit  offenbarer  Rechtsaumassung,  sich  in  den  Erbverträgen 
von  1573  und  1584  zuerst  eine  weitere,  dann  etwas  beschränk- 
tere Anerkennung  von  Rechten  bezüglich  der  Rostocker  Geist- 
lichen errinort,    und,   gestützt   teils    hierauf,    teils   atif  ein  seit- 
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sames,  für  die  Unklarheit  der  damaligen  kirchenrechtlichen  An- 
schauungen charakteristisches  Gemisch  von  Gründen,  schliesslich 
auch  das  R.  der  ersten  Inspektion  in  doctrinalibus  behauptet,  — 
wie  ferner  die  Universität  an  Stelle  der  ihr  durch  die  Landes- 
kirchenordnung gewährten  admonitio  charitativa  über  ihre 
Legenten  geistliche  Gerichtsbarkeit  auch  über  die  andern 
Rostocker  Geistlichen  in  Anspruch  nimmt,  — '  wie  das  geistliche 
Ministerium  sich  seit  1643  diesen  Bestrebungen  völlig  anschliesst, 
und  wie  endlich  der  Erbvertrag  von  1788  einen  Ausgleich  dahin 
herbeigeführt  hat,  dass  die  erste  Inspektion  in  doctrinalibus  vom 
geistlichen  Ministerium  selbst,  aber  nach  Verzicht  des  Magistrats 
als  landesherrliches  R.  geübt,  und  die  Mitglieder  des  Ministeriums 
in  geistlichen  Amtssachen  unmittelbar  der  herzoglichen  Regierung, 
in  Personalsachen  sämtlich  der  Universität  unterstellt  werden. 
Stolz el  handelt  über  ungültige  Ehen  im  Gebiete  des  preuss. 
L.R.,  indem  er  zuerst  die  Grundsätze  der  §§.  968—1000,  T.  IL  1., 
des  A.  L.R.  ohne  Rücksicht  auf  die  neuere  Gesetzgebung  dar- 
legt und  in  einem  IL  Abschn.  die  Modifikationen  nachweist,  die 
erstere  durch  das  Reichsgesetz  vom.  6.  Febr.  1875 ,  durch  die 
preuss.  Vormundschaftsordnung  vom  5.  Juli  1875  und  durch  die 
R.Z.P.O.  erfahren  haben.  '  Bierling. 

Peters,  W.  Die  Ehescheidung  und  die  Ungültigkeits- 
oder Nichtigkeitserklärung  der  Ehe  im  Geltungs- 
bereich des  preuss.  A.  L.R.  Berlin,  Vahlen.  1881. 
XII  u.  114  S.     2  M. 

Die  Ai'beit  gibt  eine  für  den  Praktiker  brauchbare  Dar- 
stellung des  heutigen  Ehetrennungs-R.  in  den  altpreuss.  Landes- 
teilen. Von  der  hergebrachten  Scheidung  zwischen  mateiüellem 
und  formellem  Ehe-R.  hat  P.  abgesehen.  Beides  ist  im  Anhalt 
an  die  neuere  Gesetzgebung,  Reichsges.  v.  26.  Febr.  1875,  Ziv.- 
Proz.-Ordg.  v.  30.  Jan.  1877,  nicht  unzweckmässig  miteinander 
verflochten,  letztere  auch  in  den  einschlagenden  Stellen  wörtlich 
zum  Abdruck  gebracht. 

Abschn.  A.'  erörtert  die  Ehesachen  im  Sinne  der  Z.P.O. 
(Begriff,  Gerichtsstand,  Prozessfähigkeit,  Staatsanwaltschaft).  In 
den  Abschnitten  B.  und  C.  wird  zunächst  die  Ehescheidungs- 
klage (Verfahren,  Klagegründe,  Kompensation  und  Remission, 
Wirkungen,  Vererblichkeit),  dann  die  Nichtigkeits-  und  Un- 
gültigkeitsklage (Form  der  Eheschliessung,  Ehehindernisse, 
Verfahren,  Nichtigkeits-  und  Ungültigkeitsgründe,  Wirkungen, 
Vererblichkeit)  eingehend  dargestellt.    Dem  spezifisch  preussischen 
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jus  controversuin  ist  überall  Raum  gegönnt,  allem  Gemeinrecht- 
lichen sorgfältig  ausgewichen.  Hübler. 


VIII.    Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

ülbrich,  J.  Der  Rechtsbegriff  der  Verwaltung.  (Zeitschr. 
f  d.  Privat-  u.  öffentl.  R.  d.  Gegenwart,  IX.  1.  S.  1—36.) 
Wesen,  Organisationsprinzipien,  Funktionen  der  Verwaltung 
werden  kurz  dargestellt.  1.  V.  ist  „die  von  den  Organen  eines 
'remein Wesens  ausgehende  Geschäftsführung  für  kollektive  Inter- 
-^sen.  Sie  umfasst  Aeusseres  und  Inneres  (Dreiteilung:  Finanz- 
wesen, Polizei-V.,  Staatspflege.)  und  ist  freies  Handeln  innerhalb 
gesetzlicher  und  materieller,  durch  die  Rechtssphäre  der  Einzel- 
nen und  der  Verbände  bestimmter  Schranken.  2.  „Selbstverwal- 
tung ist  Fürsorge  für  kollektive  Interessen  durch  selbständige 
Körper  im  Staate  mit  eigenen  Organen  und  Mitteln  nach  Mass- 
gabe der  Gesetze  und  unter  Kontrolle  des  Staates."  (Die  Or- 
ganisation der  Selbst-V.  in  Oesterreich,  beruhend  auf  Gemeinde 
und  Land,  und  die  Frage  der  „  Centralisation "  etc.  \vird  berührt). 
3.  Die  einzelnen  Verwaltungsgeschäfte  lassen  sich  auf  gewisse 
Thätigkeitsformen  zuräckführen :  Information  (Oberaufsicht,  In- 
struktion), Entscheidungen,  Dienstbefehle  (i.  e.  Aufträge  der  leiten- 
den an  die  ausführenden  Organe),  privatrechtliche  Verträge, 
obrigkeitliche  Verfügungen,  Vollzugshandlungen  (das  österr.  R. 
über  Verwaltungsexekution).  Schliesslich  wird  das  Verfahren  in 
Verwaltung' ssachen  charakterisiert,  als  beherrscht  von  dem  Offi- 
zialprinzip und  dem  der  Erforschung  der  materiellen  Wahrheit. 
Die  Bedeutung  des  Beschwerde-R.  wird  (im  Anschluss  an  Gerber 
St.R.  S.  201)  angedeutet.  K. 

(ranpp,   R.     Die   Viehseuchengesetzgebung.      Die  Reichs- 
gesetze und  das  Württemberg.  Landesgesetz  über  die  Abwehr 
und    Unterdrückung    von    Viehseuchen.      Sl;uttgart,    Kohl- 
hammer.    1882.      XX  u.  496  S.     5  M.   (geb.  5  M.  80  Pf.) 
Das  Reichsgesetz  v.  23.  Juni  1880,  betreffend  die  Abwehr  und 
Unterdrückung  von  Viehseuchen,  durch  welches  für  die  Veterinär- 
polizei Deutschlands  eine  umfassende  und  einheitliche  rechtliche 
Grundlage  geschaffen  ward,  hat  in  kurzer  Zeit  neben  zahlreichen 
Handausgaben  auch  mehrere  kommentarische  Bearbeitungen  er- 
fahren.    Während  eine  dieser  letzteren  der  Feder  eines  Richters 
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(Wen  gl  er)  entstammt,  andere  (vgl.  C.Bl.  S.  37)  von  Veterinär- 
beamten (Göring,  Siedamgrotzky)  herrühren,  ist  der  Verf. 
des  rubrizierten  Kommentars  Regierungsrat  im  k.  wüi'ttemberg. 
Ministerium  des  Innern.  Sein  Werk  gibt  zunächst  das  Reichs- 
gesetz vom  23.  Juni  1880  mit  kurzen  Erläuterungen,  sodann  die 
übrigen  Reichsgesetze,  welche  sich  mit  dem  Viehseuchenwesen 
beschäftigen  (1869,  1876,  1878)  und  zu  allen  die  ebenfalls  hie 
und  da  erläuterten  Instruktionen  des  Bundesrats  nebst  Anlagen, 
ferner  in  erschöpfender  Vollständigkeit  das  einschlagende  Würt- 
temberg. Landes-R.,  einschliesslich  der  von  der  Militär-  und  der 
Eisenbahnverwaltung  publizierten  Normen  (namentlich  auch  den 
Text  der  militärischen  Seucheninstruktion  v.  1.  April  1881). 
Die  Württemberg.  Verwaltungspraxis  ist  bis  gegen  Ende  1881 
nachgetragen.  Weiter  ist  dem  Buche  nicht  nur  ein  aus  ver- 
schiedenen amtlichen  Quellen  geschöpfte  gemeinfassliche  Beleh- 
rung über  Kennzeichen,  Verlauf  und  Ursachen  der  Viehseuchen 
eingefügt,  sondern  überdies  eine  Reihe  vom  Verf.  bearbeiteter 
und  mit  Beispielen  und  Erläuterungen  versehener  Formular- 
schemata (22)  zur  Erleichterung  der  Gesetzeshandhabung  ange- 
hängt. Der  Veterinärgesetzgebung  der  Nachbarländer  Württem- 
bergs ist  ein  kurzer  Ueberblick  (S.  XX)  gewidmet ;  nur  aus  dem 
österr.  Seuchengesetze  v.  29.  Febr.  1880  und  der  zugehörigen 
Vollzugsverordnung  wird  ein  Textauszug  gegeben.  Das  Register 
umfasst  18  Seiten.  Leuthold. 


IX.    Internationales  Recht. 

Bärenbach,  F.  v.    Das  Problem  des  Völker-R.  gemäss  der 

Ethik   und    der   Rechtsphilosophie  Kants.     (Zeitschr. 

f.  d.  ges.  Staatswissenschaft  XXXVII.  4.     S.  683—726). 

Nach   einer   allgemeinen  Einleitung    über   die  Bedeutung   der 

Kantschen  theoretischen  und  praktischen  Philosophie  von  S.  694 

ab  eine  Reproduktion  des  Schlusses    der  Kantschen  Rechtslehre, 

des    Aufsatzes:    Vom    Verhältnis    der    Theorie     zur    Praxis    im 

Völker-R.,  und  des  Entwurfs:  Zum  ewigen  Frieden  (Rosenkranz, 

IX.,  195—211 ;  VII.,  220—228;  231—291).    Um  die  bezüglichen 

teils  geschichts-,  teils  rechts-,  teils  moralphilosophischen  Gedanken 

und   Zukunftserwartungen   abzuschliessen ,    hätten   die   über   die 

Entwickelung  der  Kirche  aus  der  „Religion  innerhalb  der  Grenzen 

der  blossen  Vern."  hinzusrenommen   werden  müssen  (a.  a.  0.  X. 
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110,  8).  „Die  Philosophie  des  Völker-R."  war  nicht,  wie  es 
~^.  693  heisst,  ,das  letzte  Ergebnis  der  praktischen  Philosophie 
Kants".  Auf  den  letzten  4  Seiten  macht  der  Eeferent  noch  ein 
paar  (nicht  besonders  klar  gefasste)  Zusätze  aus  seinem  Eigenen, 
über  die  verschiedenen  Möglichkeiten,  das  Völker-R.  zu  bearbeiten, 
und  die  Stelle,  wo  Kants  Arbeit  einzuordnen  wäre.  Eine  Note 
sagt,  dass  er  ein  ähnliches  Memoire  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften zu  Budapest  vorgelegt  habe.  Laas. 


B.   Zeitschriftenüberscliau. 


Neue   Zeitschriften: 

Rechtsgeleerd  Magazijn.  1882.  I.  Jahrg.  1.  Liefg.  v.  Swin deren, 
Jets  over  den  eed.  Molengraaff,  de  overeenkomst  van  verze- 
kering.  I.  Drucker,  rechtshandeling  en  rechtsorde.  Katz, 
Parlementaire  Studien.  I.  L 1  e  b  e ,  de  wetgeving  van  het  Duitsche 
Rijk.  Molengraaff.  vier  vonnissen  over  vrachtrecht.  Liebe, 
rechtsspraak  van  het  Duitsche  Reichsgericht.  Jitta,  fransche 
jurisprudentie.  Litterarische  Anzeigen:  Mitteilungen;  Inhalt  aus- 
ländischer Zeitschriften. 

Blätter  f.  popnlare  Rechtswissenschaft,  Sammlung  gemeinver- 
ständlicher Abhandlungen  aus  dem  Zivil-  und  Straf-R.  (herausg. 
von  G.  Freudenstein).  1  Bd.  rr:  8  Hefte  =r  4—5  Bogen.  8". 
7  M.  50  Pf.  (einzelne  Hefte  1  M.  70  Pf.).  Minden.  Bruns.  I.  1. 
Das  Amt  d.  Geschworenen  u.  d.  Schöffen. 


Zeitsehr.  d.  Saviguystiftnng  f.  Bechtsgeschichte.  H.  3.  (romanische 
Abt.  2.)  Schmidt,  legis  actio  per  iudicis  postulationem. 
Schirmer,  Familienvermögen  u.  Entwickelung  d.  Noterb-R. 
bei  den  Römern.  Buhl.  Africans  Quästionen  u.  ihr  Verhältnis 
zu  Julian.  Schwalb  ach,  zur  Gesch.  d.  Lehre  v.  d.  Prozess- 
einreden.    Lenel,  zum  Papyrus  Bernardakis. 

Archiv  d.  histor.  Yereins  f.  Unterfranken  n.  Aschaffenbnrg^ 
(Würzburg).  Bd.  XXV.  Zimmerm  ann.  d.  WürzburgerBrücken- 
gericht  u.  d.  Verfahren  des  sog.  Bitzing.  v.  Bibra.  über  das 
Burggrafenamt  d.  vormaligen  Hochstiftes  Würzburg. 

Jahrbücher  d.  Yereins  f.  mecklenburg.  Geschichte.  (Schwerin, 
Stiller.)  XLVI.  Nedden,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  grossherzogl. 
Justizkanzlei  zu  Schwerin  (Fortsetzg.). 

Zeitsehr.  f.  prenss.  Geschichte  u.  Landeskunde.  (Rössler.)  XVIII. 
11./12.  V.  Schaumburg,  churfürstl.  brandenburg.  Edikt  wegen 
der  Sabbathfeier  f.  d.  Herzogtum  Cleve  n.  d.  Grafschaft  Mark, 
V.  1.  Febr.  1642. 

Magazin  f.  d.  deutsche  R.  (Hannover.)  I.  3.  Fr  enden  st  ein, 
Anträge  der  Prozessbeteiligten  zur  schwurgerichtl.  Fragestellung. 
Kessler,  Urteil  d.  R.-Ger.  v.  26.,/IV.  1881  üb.  d.  Wuchergesch. 
Kerckhoff.  zu  §§.  261.  347  Str.P.O.  Willms,  heutige  Ge- 
staltung d.  jus  offerendi  unter  d.  Pfandgläubigern.  Brettner, 
ünzulässigkeit  der  Beweisaufnahme  bei  Nichterscheinen.    Anfecht- 
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barkeit  einer  arrestablehnenden  Verfügung.  Stegemann,  Vor- 
recht d.  Liedlohns  ausserhalb  d.  Konkursverfahrens. 

Oerichtsztg.  (österr.)  XVIII.  Braun,  Notifikation  d.  Protests 
mangels  Zahlung  (Nr.  87 — 89).  Schuster,  Beiträge  zur  Lehre 
vom  Bergwerkseigentum  (Nr.  92  ff.). 

Jurist.  Blätter.  1881.  Nr.  49,  50.  Jaques,  strafprozessuale  Un- 
regelmässigkeiten (Vortrag).  Ein  Schiedsspruch  d.  Kaisers  von 
Oesterreich  (über  eine  Differenz  zw.  Grossbritannien  u.  Nicaragua, 
mitgeteilt  aus  d.  Parliamentary  Papers  1881  c.  3057  u.  3058). 
Nr.  51.  52.  Schuster,  zur  Kenntnis  der  R.  an  d.  Leichen  d. 
Hingerichteten  in  d.  deutschen  Vorzeit.  Wochenschau  (über  die 
Todeserklärung  der  beim  Ringtheaterbrand  Verunglückten,  S.  618. 
634).  XI.  (1882.)  Nr.  1.  Concurrence  d61oyale.  Nr.  1,2.  Ofner. 
das  Experiment  im  R.  (Vortrag). 

Zeitschr.  f.  d.  Prirat-  n.  öffentl.  R.  (Grünhut.)  IX.  1.  Ulbrich, 
Rechtsbegrirf  der  Verwaltung.  Zoll,  Lehre  von  der  Tradition, 
v.  Schrutka  Rech  t  en  s  t  amm ,  üb.  d.  Verpflichtung  zur  ak- 
torischen Kaution  im  Konkursfall.     Stoerk.  Bluntschli. 

Zeitschr.  f.  Bergrecht  von  H.  Brassert.  XXIII.  1.  A.  Arndt, 
die  Besteuerung  der  Bergwerke. 

Zeitschr.  f.  Vermessungs-wesen  von  W.Jordan.  X.  10/11.  Clotten. 
das  Vermessungswesen  im  ehemaligen  Königreich  Hannover. 
Heft  11.  Lind  emann,  das  Centraldirektorium  der  Vermessungen 
und  das  Vermessungswesen  der  Auseinandersetzungsbehörden  in 
Preussen. 

Archiyio  giuridico.  XXVII.  3,4.  Scialoja,  servitus  oneris  ferendi. 
Brugi,  Studisulla  dottrinaromano  delle  servitü prediali.  Durante. 
libertä  di  scrivere  e  di  stampare  in  Italia.  Luparia,  la  tassa  di 
successione  e  dovuta  prima  che  il  non  concepito  instituto  erede 
sia  nato?  Leb  an  o,  Ancora  della  surrogazione  legale  dei  credi- 
tori  privilegioti  sull'  indennitä  pagabile  dagli  assicuratori. 

RcTue  critiqne  de  legislation  etc.  X.  12.  Perier,  des  refor- 
mes  du  code  d'instruct.  criminelle. 

American  Law  Review.  XV.  10.  Murtrie,  Rescission  of  divisible 
contracts.  Call  ender,  tort  of  hospitals.  Peirce,  implied 
warranties  on  sales.  Nr.  11.  Thompson,  Challenge  to  the  Arraj*. 
Hill,  Insanity  as  a  defence.  Cox,  Reissued  Patents.  Nr.  12. 
Wood,  Waiver  and  estoppel  as  applied  of  fire  insurance  policies. 
Murfree,  who  are  partners. 

Beiträge  zur  Erläuterung  d.  deutschen  R.  VI.  1.  Schwalbach. 
„Fall  der  Versäumung"  und  „Eintritt  der  Versäumnis"  (zu  §.  474, 
302,  307  Z.P.O.).  Pfizer.  Voraussetzungen  des  Versäumnis- 
urteils. Hönemann,  Widerruf  erkannter  Eide  (Z.P.O.  432). 
Kuhn,  Bemerkungen  zu  §.  437  Z.P.O.  Deutschmann,  argu- 
mentum a  contrario.  Küntzel,  zur  Lehre  v.  d.  Voi'rechtsein- 
räumung. 

Archiv  f.  d.  Zivilist.  Praxis.  65.  Bd.  H.  1.  Bülow,  Ende  des 
Aktenversendungs-R.  v.  Arnsberg,  prorogatio  fori  u.  contu- 
macia.  Eisele,  üb.  Verpfändung  v.  Servituten.  Mandry,  Pro- 
zessfälligkeit d.  Ehefrau  nach  R.Z.P.O. 

Annalen  d.  sächs.  O.-L. -Gerichts  in  Dresden.  III.  1.  Lamm. 
Vertretung  u.  Bevollmächtigung  im  Str.-Pr.  Klemm,  Wieder- 
holung der  Eideszuschiebung  bei  Geltendmachung  anderer  Beweis- 
mittel nach  den  Vorschriften  der  Z.P.O. 

Archiv  f.  zivilrechtliche  Entscheidungen  der  sächsischen  Justiz- 
behörden. Von  F.  A.  Wen  gl  er.  Nr.  37  folg.  Kr  i  sehe,  die 
Anfechtung  der  von  dem  Gemeinschuldner  vor  Konkurseröffnung 


Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.Band,    r».  Heft.        105 

vorgenommenen  Rechtshandlungen  nach  gemeinem,  sächsischem 
und  deutschem  Rechte. 

.Vllsrem.  Gerichtsztg.  f.  d.  Königreich  Sachsen.  N.  F.  2.  Jahrg. 
Heft  1.  Sieben  haar,  über  die  Konventionalstrafe.  Heft  2.  Ueber 
die  Eigenart  gewisser  Aussciilussfristen  der  deutschen  Zivilprozess- 
ordnung. Heft  3.  Wagner,  zur  Lehre  des  bürgerliclien  Gesetz- 
buchs vom  unächten  Irrtum  bei  Verträgen. 

Rivista  penale.  XIV.  5/6.  Castelli.  della  pena  di  morte  nella 
legislazione  ebraica.  XV.  1.-2.  Geyer,  del  tentativo.  Cianci, 
della  esistenza  di  piü  reati  con  unita  d  intenzione.  I  discorsi 
dapertura  per  Tanno  1881.  Rassegna  critica-statistica-comparata 
(p.  85  bis  148). 

Vierteljahrsschr.  f.  gerichtl.  Medizin.  (Eulenburg.)  XXXVI.  1. 
Köhler,  Gutachten.  Hess  1er,  Tod  durch  akute  Phosphorver- 
giftung. Wellen  stein,  d.  f.  d.  Gerichtsarzt  interessanten  Er- 
kenntnisse d.  Reichsgerichts  in  Strafsachen.  Beckmann,  Gut- 
achten (Kindesmord  durch  Erdrosseln  od.  Kopfverletzungen?) 
Frölich,  Rechtsverhältnisse  im  deutschen  Sanitätskorps. 

Blätter  f.  gerichtl.  Medizin  u.  Sanitätspolizei.  XXXII.  6.  Nuss- 
baum,  tötliche  Folgen  eines  Schlages  mit  einem  leichten  Spazier- 
stock. Weiss,  zur  Geschichte  der  Pestabwehr.  Reklam,  der 
Selbstmord  und  dessen  Vorbeugung,  v.  Josch,  Untersuchung 
wegen  Mord  und  Blutschande. 

Archiyio  di  psichiatria,  seienze  penali  etc.  (Turin.)  IL  4.  Sal- 
vioni,  sul  cosi  detto  sonno  magnetico.  Vacca,  la  citazione 
diretta  nei  giudizi  per  crimini.  Lombroso,  delle  leggi  per 
prevenire  lalcoolismo.  II  delitto  negli  animali.  Kornfeld  e 
Lombroso,  Su  Guiteau.  Communicazioni  preventive  (p.  460 
bis  477). 

Zeitschr.  f.  Eirchen-B.  XVII.  1.  Böhlau,  zur  Konsistorialkom- 
petenz  d.  Landesherrn  in  Rostock.  Märten s,  ein  deutscher  Ver- 
treter d.  Hierokratismus  (Dr.  W.  Molitor).  Stölzel.  Umgestal- 
tung d.  Vorschriften  d.  preuss.  A.  LR.  üb.  ungültige  Ehen  durch 
d.  neuere  Gesetzgebung. 

.\rchiv  f.  kathol.  Eirch.-B.  Bd.  46.  6.  Hirschel,  rechtl.  Ver- 
hältnisse der  Simultankirchen.  Braun,  Privilegium  d.  Paulus 
(I.  Kor.  7)  u.  dessen  Geltung  f.  Akatholiken.  Vering,  Organi- 
sation d.  griech.-oriental.  Kirche  in  Dalmatien. 

.Vniialen  des  deutschen  Belchs.  (G.  Hirth  u.  M.  Seydel.)  1881. 
Nr.  11/12.  Göring,  die  Veterinär-Polizeiverwaltung  nach  den 
reichsgesetzlichen  Bestimmungen.  (Sehr  eingehende  systematische 
Darstellung,  vgl.  oben  S.  192.) 

Zeitschr.  f.  badische  Verwaltung  u.  Yerwaltungs-Rechtspflege. 
(Von  Wielandt.)    XIII.  26.     Die  Thätigkeit  der  Kreisverbände. 

Zeitschr.  f.  Praxis  n.  Gesetzgebung  der  Verwaltung  für  das 
Königreich  Sachsen.  (Fischer.)  IL  7/8.  Ueber  die  Verwaltungs- 
organisation in  Sachsen  (von  einem  höheren  Verwaltungsbeamten). 

Oesterreichische  Zeitschr.  f.  Verwaltung.  (K.  Ritter  v.  Jäger.) 
XIV.  Xr.  49/50.  Korb,  die  Grundzüge  des  österr.  Heimatsrechts. 
I.  Begriff.  —  XV.  Nr.  1.  Kirchlehner,  Eigentümlichkeiten  in 
der  Verwaltung  von  Tirol  und  Vorarlberg. 

Der  Arbeiterfreund.  Zeitschrift  des  Centralvereins  für  das  Wohl 
der  arbeitenden  Klassen.  (Hrsg.  V.  Böhmert,  Dresden.)  Silber- 
schlag, das  r.  R.  und  die  soziale  Gesetzgebung  der  neueren 
Zeil. 

Verwaltungsblatt     (preuss.).      III.     13.      Ent-    und    Bewässerungs- 
genossenschaften. 
Oeutralblatt  für  RecUtswisseuscbaft.    I.  Band.  15 
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Forstwissenschaftliches  Centralblatt.  IV.  1.  Forst-  u.  Jagdschutz- 
gesetzgebung. 

Forstliche  Blätter.  XVIII.  12.  Weitere  Schritte  z.  Decentralisation 
d.  Forstverwaltung.  Enteignungsprinzip  u.  Schutzwaldungen. 
Zur  Forststrafrechtsfrage. 

Deutsche  landwirtschaftliche  Presse.  1882.  Nr.  2.  Die  neue 
Subhastationsordnung.     v,  Oesfeld,  Fischereipachtvertrag. 

Revue  de  droit  international.  XIII.  6.  Brocher,  etude  sur  le 
traite  d.  dr.  civ.  int.  public  p.  M.  Laurent  et  sur  les  principes 
fondamentaux  du  dr.  i.  pr.  Bluntschli,  le  congres  de  Berlin 
et  sa  portee  au  point  de  vue  d.  dr.  i.  (Schluss).  Uli  mann, 
la  legislation  autrichienne  en  1879  et  1880.  Martin,  Jurispru- 
dence  suisse  en  matiere  de  dr.  i. 


C.   Neue  Erscheinungen. 


Vom  1.  Dez.  1881  bis  15.  Jan.  1882  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (*  wird  besprochen  werden). 

1.  Bücher  und  Broschüren. 

Rechtslexikon  (v.  Iloltzendorff).    Leipzig,  Duncker  u.  Humblot.  vollst. 

52  M. 
Miet-,  Pacht-  u.  Gesinde-R.  (pop.)     Wiesbaden,  Gestevvitz.     1  M. 
Jäckel,  Subhastations-Ordnung.     Mit  Kommentar.     3.  Autl.     Berlin. 

Vahlen.     (j  M.  (geb.  7  M.  20  Pf.) 
Sperling,  Bearbeitung  der  Konkurssachen  ohne  Gläubigerausschuss. 

Ebenda.     60  Pf. 
Supplement  zu  (Hildebrand-Conrad's)  Jahrbüchern  f.  Nationalökonomie 

etc.     Jena,  Fischer.     1.  M.  50  Pf. 

Enth.  Auszug  d.  engl.  Fabrikges.  v.  1878,  übers,  v.  V.  v.  Bojanowski. 
Hinschius,*   das    Kirch. -R.  d.   Katholiken  u.  Protestanten.     III.  Bd. 

2.  Hälfte,  I.  Abt.     Berlin,  Guttentag.     10  M. 

Illing,    Handbuch    f.   preuss.    Verwaltungsbeamte.     3.  Aufl.    1.  Lief. 

Berlin,  Haack.     1  M.  60  Pf. 
Wolff,  R.  d.  Mieter  n.  Vermieter  i.  Preussen.    Berlin,  Grosser.  80  Pf. 
Schlesinger,*    Unanfechtbarkeit    d.    Delegationsstipulation    (fr.    r4. 

Dig.  46,  2).     Berlin,  Puttkammer.     1  M.  20  Pf. 
Stokar  v.  Neuforn,  Handbuch  d.  ges.  Finanzverwaltung  in  Baicru. 

3.  Aufl.  V.  Hock.     2.  u.  3.  Lief.     Bamberg,  Buchner.     ä  2  M. 
Märcker,    Nachlassbehandlung,  Erb-,  Vormundschafts-R.  etc.  f.  das 

preuss.  Rechtsgebiet.     9.  Aufl.     Berlin,  Decker.     4  M.  40  Pf. 
Nouveau  recueil    general    de   traites  etc.     (Forts,  v.  Martcns  Recueil) 

p.   Samwer   u.    Hopf.      Serie  IL     Teil  VII.    Buch  1.      Göttingen, 

Dieterichs.     10  M. 
Ulbrich,-'  Lehrbuch  d.  österr.  Staats-R.    1.  Liefg.    Berlin,  Hofmann. 

1  M.  50  Pf. 
Bemerkungen  z.  d.  Entwürfe  e.  Strafgesetzes.     Wien,  Staatsdruckerei. 

3  M. 
Entwurf  eines  Ges.  tetr.    Einfülirung  eines    Strafgesetzes.      Ebenda. 

1  M.  60  PI'. 
Wächter,*  C.  G.  v.,  deutsches  Straf-R,    Vorlesungen.    Herausg.  von 

G.  V.  Wächter.    Leipzig,  Breitkopf.     11  M.  (geb.  12  M.  50  Pf.) 
Heirovsk^',*  L.,  üb.  die  reclitl.  Grundlage  der  leges  coiitractus  bei 
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Rechtsgeschäften    zwischen     dem    römischen    Staat    «.    Privaten. 

Leipzig,  Breitkopf.     108  S.     3  M. 
Knrn,     d.    kaufniänn.    Retcntions-R.    nach    dem    deutschen    H.G.B. 

Tübingen,  Fues.     2  M. 
Mitterbacher,  Strafprozessordnung  v.  23./V.  73  (österr.)  mit  Kom- 
mentar.    Wien,  Manz.     12  M. 
Schimkowsky,    d.    allgem.    Grundbuchgesetz    v.    25./VII.    1871    mit 

Instruktionen  etc.    2.  Autl.  v.  Frühwald.     Wien,  Manz.    4M.  80  Pf. 
Entscheidungen    d.   Reichsgerichts    in    Strafsachen.     V.    1.      Leipzig. 

Veit  u.  Comp.     (1.  Band  vollst.  4  M.) 
Tomaschek,  das  Heimfalls-R.     Mit  einem  Rechtsgutachten  betr.  die 

Heimfalls-R.  v.  Wien  u.  Prag.     Wien,  Gerold.     3  M. 
Siebentritt,  d.  deutsche  SchölTe  u.  Geschworne.    Danzig.  Kafemann. 

16».     50  Pf. 
Vering,   Lehrb.  d.    kathoL,   oriental.   u.   protestant.   Kirchen-R.  mit 

besond.  Rücksicht  auf  Deutschland,    Oesterreich  u.  die   Schweiz. 

2.  Auil.  2.  Hälfte.     Freiburg,  Herder.     8  M.  (vollst.  14  M.) 
Verhandlungen  d.  philosoph.  Gesellschaft  zu  Berlin.    19.  Hel^t.    Lpzg.. 

Koschag.     1  M.  20  Pf. 

InUalt :  r.  Eircbmann,  d.  besondere  Natur  d.  öffentl.  B. 
Geschäftsplan  d.  kgl.  Amtsgerichts  Berlin  I,  f.  1882.    Amtlich.    Berlin, 

Mecklenburg.     1  M. 
—  d.  kgl.  Landgerichts  Berlin  I .  f.  1882.    Amtlich.    Ebenda.     50  Pf. 

Von  juatlz-statistisehem  Interesse. 

Briefe    v.    K.    Friedr.    Eichhorn ,    herausgegeb.  v.  H.  Lorsch.*     Bonn, 

Marcus.     2  M. 
Zangger,  Vorschriften  der  Veterinärpolizei    f.  d.  Schweiz,  Deutsch- 
land u.  Oesterreich.     Zürich.  Schmidt.     5  M. 
Hahn.  F.  v.,  Kommentar  z.  H.G.B.     IL  Bd.  2.  AulL  3.  Liefg.  (Forts. 

344—374).     Braunschweig,  Vieweg  u.  Sohn.     3  M.  85  Pf. 
Meissner,  preuss.  Verwaltungskunde.  (Für  Verwaltungs-,  namentlich 

Kassen-    u.  Rechnungsbeamte).     Bd.  1.     (Etatswesen,  Baufonds.) 

Grüneberg,  Weiss.     5  M. 
;intelen,*  V.,   systematische  Darstellung  des  gesamten  neuen  Pro- 

zess-R.   (vgl.  oben  S.  67.)     Bd.    III.     Bes.  Teil.  Abt.    1.  (Ziv.-  u. 

Subhastations-Proz.)     Breslau.  Maruschke.     1882.    XIX  u.  586  S. 

12  M. 
Luyssen,  bürgert.  Eheschliessung  u.  kirchl.  Trauung,  nicht  eins  oder 

das  andere.     Altona,  Uflacher.     1  M.  20  Pf. 
'rotokolle  üb.  die  Verhandlungen  der  vom  21.  Sept.  bis  10.  Okt.  1881 

in  Bern  stattgefundenen  IL  internationalen  Konferenz  betr.  Ver- 
einbarung   eines    internationalen     Eisenbahntransport-R.      Bern, 

Wyss.    3  M.  20  Pf. 
raapp,*  R.,  die  Viehseuchengesetzgebung.     Reichs-  u.  Württemberg. 

Landesgesetze.     Stuttgart,  Kohlhammer.     5  M. 
iVogel,  die    auf  Thiere  u.  Thierseuchen   bezügl.   Polizeigesetze    f.  d. 

Königr.  Württemberg.    Stuttgart,  Schickhardt  u.  Ebner.    Geb.  2  M. 
[Hahn,    C.,    die   gesamten    Materialien    zu   den    Reichsjustizgesetzen. 

2.  Bd.  Mat.  zur  Z.P.O.     5.  Liefg.  (Schluss).     2.  Autl.  herausg.  v. 

Stegemann.     Berlin,  Decker.     10  M. 
[Annalen    des  Reichsgerichts,   herausg.  v.  Blum.     IV.  Heft.  6.     Lpzg., 

Duncker  u.  Humblot.     1  M.  60  Pf. 
fPetersen,*    Z.P.O.  f.  d.  deutsche   Reich    erläutert.     2.  Autl.    1.  Abt. 

Lahr,  Schauenburg.     9  M. 
fCanstein,    Raban  Frhr.  v.,    Lehrbuch   d.    Geschichte   u.  Theorie    d. 

österr.  Z.P.R.    IL  Buch.    Berlin.  Heymann.    16  M.  (I.  B..  allgem. 

Teil  enthaltend,  UM.) 
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Hauptregister  z.  d.  7  ersten  Bänden  der  Entscheidungen  d.  kgl.  Ober- 
verwaltungsgerichte.    Berlin,  Hej^mann.     2  M.  (geb.  3  M.) 

Gardicke,*  Verträge  unter  Abwesenden  u.  d.  Rechtsverhältnisse  bis 
zum  vollendeten  Abschluss.     Berlin,  Heymann.     7  M. 

Ramm,*  A.,  der  Quasikontrakt  u.  s.  Wert  f.  Wissenschaft  u.  Gesetz- 
gebung.    100  S.     Leipzig,  Rossberg.     3  M. 

Hirsch,  Unterschied  zw.  Mittäterschaft  u.  Beihilfe.  Tübingen,  Fucs. 
1  M.  50  Pf. 

Präjudikate    d.    Rigaschen    Rats     betr.    d.     Ziv.-Proz.    (1871—1881). 
Riga,  Kymmel.     12  M. 
'  Annalen  d.  kgl.  Sachs.  Oberlandesgerichts  zu  Dresden.    3.  Bd.  (6  Hefte) 
1.  Leipzig,  Rossberg.     Vollst.  9  M. 

Der  deutsch-französische  Krieg  etc.  (Generalstabswerk).  Heft  XX 
(Schluss). 

Enthält  S.  1517  eine  ganz  kurze  Uebersicht  über  die  Militärrechtspflege 
Im  Kriege. 

Rönne,  Staats-R.  d.  preuss.  Monarchie.  4.  Autl.  7.  Lief.  Leipzig. 
Brockhaus.     2  M. 

Stadelmann,  Handbuch  f.  Landgemeindeverwaltungen  etc.  des 
rechtsrhein.  Baj'erns.     9.  Aufl.     Bamberg,  Buchnei'.    7  M.  20  Pf. 

Seufferts  Archiv  VII.  1.     München,  Oldenburg.     (Vollst.  8  M.  80  Pf.) 

Grotefend,  Kommentar  z.  preuss.  Gesetzsammlung  etc.  LT.  Liefg. 4. 
Düsseldorf,  Schwann.     2  M.  50  Pf. 

Rade,  Damasus,  Bischof  v.  Rom.  Beitrag  z.  Geschichte  d.  Anfange 
d.  Primats.     Freiburg,  Mohr.     4  M.  80  Pf. 

Krais,  Handbuch  d.  inneren  Verwaltung  im  diesrhein. Bayern.  2.  Autl. 
3.  Bd.     Würzburg,  Stuber.     4  M. 

Sarwey,*  Konkursordnung  (vgl.  ob.  S.  108).    2.  (Schluss-) Abt.  10  M. 

Jahrbuch  der  preuss.  Gerichtsverfassung,  redigiert  im  Bureau  des 
Justizministeriums.  15.  Jahrg.  Berlin,  Decker.  1882.  27'/»  Bg. 
6  M. 

3  Abteilungen:  I.  allgem.  Darstellung  d.  Gerichtsverfassung  in  Preussen. 
(Anhang:  Schiedsmänner.)  JI.  Einrichtung  und  Besetzung  d.  Jiistizbehördeu 
(Ministerium,  Prüfungskommission,  Überlandesgerichte).  III.  Gerichtsbe- 
hörden und  Beamtenpersonal. 

Resolut,  d.  kgl.  evangel.  Konsistoriums  in  Kiel  betr.  die  Disziplinar- 
untersuchung gegen  den  Diakonus  L.     Kiel,  Homann.     40  Pf. 
Schulte,  K.  F.  Eichhorn.     Rede.     Bonn,  Hochgürtel.     1  M. 
Friedman,    Repetitorium    d.    Gesetzgebung    d.    nordd.    Bundes    u. 

deutschen  Reichs.     Berlin,  Lehmann.     2  M. 
Heinze,  R.     Hungarica,   eine  Anklageschrift.    Freiburg,  Mohr.     XI. 
128  S.     2  M. 

Schildert  die  Beeinträchtigung  der  Nichtmagyaren  in  Ungarn  und  berührt 
dabei    auch  d.  ungar.  Verfassungs-K.,  d.  Entwurf  d.  Unterrichtsgesetzes  etc. 


2.  Ausgaben  vou  Gtesetzeu. 

Reichsgesetze    u.  preuss.  Landesgesetze   (Riedel).     Berlin,    Heymann. 
Textausgabe.     Bd.  1881.     3  M.  70  Pf.  (auch  einzeln). 

Inhalt:  Nr.  1.  Ges.  betr.  Reichsstempelabgaben.  30  Pf.  Nr.  2.  Ges.  betr.  die 
Abänderung  der  Gewerbeordnung.  30  Pf.  Nr.  3.  Ges.  betr.  Abänderung  d.  Ge- 
richtskostengesetzes u.  d.  Gebührenordnung  für  Gerichtsvollzieher.  20  Pf. 
Nr  i.  Ges.  betr.  die  Fürsorgefür  die  Witwen  u.  AVaisen  der  Keichsbeamten  etc. 
20  Pf.  Nr.  5.  Kreisordnung  in  der  Fassung  vom  19.  März  1881.  1  M.  Nr.  6. 
Proviuzialordnung  in  der  Fassung  vom  22.  März  1881.  50  Pf.  Nr.  7.  Ges. 
betr.  das  Pfandleihgewerbe  u.  Ges.  betr.'Errichtiing  etc.  öffentlicher  Schlacht- 
häuser. 20  Pf.  Nr.  8.  Ges  über  gemeiuschaftl.  Holzungen  u.  Ges.  betr.  die 
AViederzulassuug  der  Vermittelung  der  Rentenbanken  zur  Ablösung  der  Real- 
lasten. 20  Pf.  Nr.  9.  12  kleinere  Gesetze,  Verordnungen,  Erlasse  etc.  betr. 
die  Verhältnisse  der  Beamten.  20  Pf.  Nr.  10.  7  desgl.,  betr.  Verkehrswesen  etc. 
30  Pf.     Nr.  11.   11  desgl.,  betr.  Gewerbe-,  Stempel-  und  Steuerwesen.  30  Pf. 
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Grotefend,  Gesetze  etc.    1881.  5.    Düsseldorf,  Schwann.  1  M.  25  Pf. 

(lesindeordnung  f.  Schleswig- Holstein  (nebst  Entscheidungen  etc.  von 
Koppen).     Rendsburg,  Schneider.     3.  Autl.     1  M.  20  Pf. 

Z.P.O.  Randtitelausgabe  mit  Register  v.  Schröder,  O.-L.-Ger.-R.  Augs- 
burg, Manz.     3  M. 

Supplemente  zu  allen  Ausgaben  d.  Kreis-  u.  Provinzial-Ordg.  von 
Kletke.     62  -  64    Heft.     Berlin,  Grosser.     1  M. 

Z.P.O.  8  M.  Konk.O.  1  M.  20  Pf.  Str.P.O.  2  M.  (Herausg.  v.  Wer- 
necke .  Text  m.  Rubriken ,  Parallelstellen ,  Register").  Leipzig. 
C.  F.  Winter. 

Schröder.  Z.P.O.  u.  Einf.-Ges.     Augsburg.  Schmid.     3  M. 

Keichsstempelgesetz  (Sankowitz).     Leipzig.  Verlagsinstitut.     öO  Pf. 

Börsensteuer,  die,     Gesetz  v.  1  /V'II.  81.     Neuwied,  Heuser.     1   M. 

Konk.-Ordg.  u.  Einf.-Ges.     Neuwied,  Heuser.     60  Pf. 

H.G.B.  mit  Ausschluss  des  See-R.  u.  d.  W.O.  etc.  3.  Aufl.  Stuttgart. 
Metzler.     2  M.  30  Pf.  (geb.  3  M.) 

H.G.B.  u.  Einf.-Ges.  f.  Bayern.     Augsburg.  Schmid.     1  M.  60  Pf. 

Preussen.  Ges.  über  Klassensteuer,  Eink.-Steuer  u.  Instrukt.  2.  Aufl. 
Neuwied,  Heuser.     66  Pf. 

Schlachthausges.  (Handbuch  f.  Behörden  etc.)    Neuwied,  Heuser.   1  M. 

Anweisung  betr.  die  Behandlung  der  bei  den  Justizbehörden  ent- 
stehenden Einnahmen  u.  Ausgaben  v.  30.VIIL  79.  (Fassung  v. 
5.,XI.  81.)     Düsseldorf,  Schwann.     75  Pf. 

Ges.  betr.  WaflFengebrauch  d.  Forstbeamten  etc.  Berlin,  Springer.  25  Pf. 

Zusammenstellung  der  Bestimmungen  über  Ausbildung  u.  Prüfung 
f.  d.  preuss.  Staatsforstverwaltungsdienst.    4".    Ebenda.  IM.  60  Pf. 

Feldner,  Kirchenordnungen  der  ev.  Kirche  von  Preussen.  Cottbus. 
Gottholdexpedition.     Kart.  75  Pf. 

Steuergesetze,  d.  kgl.  sächsischen.  2.  Aufl.  Lpzg.,  Rossberg.  2M.50Pf. 

Bayern.  Ges.  üb.  d.  direkt.  Steuern.  (Seisser.)  2.  Bd.  Gewerbe- 
steuergesetz.    Nördlingen,  Beck.     3  M.  50  Pf. 

—  Sammlung  d.  Ges.  üb.  Mass  u.  Gewicht.    Ergänzende  Erlasse  1—4. 

München,  Ackermann.     2  M.  40  Pf. 

—  Gesetze  u.  Ges.-Bücher.     18.  Bd.    Lfg.  8  —  10,  Steuerwesen.    Lfg.  6 

Reichsges.   VIII.    8  —  10   ä   1  M.     Bauordnung   75  Pf.      Bamberg, 
Buchner. 

—  Anweisung  zum  Vollzug  der  Bestimmungen  üb.  d.  Gewerbebetrieb 

i.  Umherziehen.    Min.  Entschl.  v.  4.  Nov.  81.  40  Pf.     Bauordnung 

60  Pf.     Würzburg,  Stabel. 
Kör.-Ordg.    mit   Vollzugsvorschriften   (hersg.   v.    Haag).     Nördlingen. 

Beck.     1  M. 
Bauordnung  v.  19.  Sept.  1881.     München.  Grubert.     2  M. 
Oesterreich.    Wehrgesetz,  provis.  f.  Bosnien  u.  Herzegowina.    Wien. 

Staatsdruckerei.     1  M.  20  Pf. 

—  Zusammenstellung   der    Erwerb-   u.  Einkommensteuervorschrift«n. 

Ebenda.     2  M.  60  Pf. 

Ges.  (Offiz  Handausgabe,  Nr.  69.)  Ges.  v.  15 /IV.  81,  Spielkarten- 
stempel. 60  Pf.  Ges.  u.  Normaliensammlung  f.  d.  k.  k.  Heer. 
IV.  13.  u.   14.  ä  1  M.  20  Pf.     Teschen,  Prochaska. 

Gesetze  (Gellersche  Ausgabe)  I.  2.  2  M.  40  Pf.  III.  2.  (Steuer- 
ges.)  1  M.  86  Pf.     Wien.  Perles. 

Reichsgesetze  Nr.  115.  Ges.  f.  Böhmen  Nr.  150.  Prag,  Mercy. 
a  1  M.  20  Pf. 

3.    Wichtige  anslandisclie  Weriie. 

Pynacker  Hordyk,  de  taak  van  den  beoefenaar  der  Nederlandsche 
Rechtsgeschiedenis.     Utrecht  1881. 
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Moltzer,  J.  P.,  door  het  recht  tot  den  regel.     Amsterdam. 
Cort  V.  d.  Linden,  de  Wet  van  het  recht.     Groningen  1881. 

Sämtlich  Antrittsreden  7.  Okt.,  17.  Okt.,  24.  Nov. 
Leeuwen,  v.  E.  H.,  de  eed  en  de  moderne  Staat.     128  S.     Utrecht 
1881.     1  f.  35  c. 

Befürwortung  des  Eides.   (Verf.  ist  ev.  Prediger.) 
Peelen,  P.     de  regeling  van  het  grondbezit  in  Engeland. 

Robson,   a    treatise    on    the   law  of  bankruptcy.     4.  Antl.   1104  S. 

London,  Butterworths,     38  sh. 
Yonge,  constitutional  history  of  England  from  1760  to  1860.  450  S. 

London,  Ward  &  Co.     12  sh. 
Baldwin,   E.  T.,  a   concise   treatment  of  the    law  of  bankruptcy. 

2.  Aufl.     London,  Stevens.     16  sh. 
Campbell,    R.,    the    law    relating   to    the  sale  of  goods  and  com- 

mercial  agency.     London,  Stevens  &  Hajmes.     30  sh. 
Baylies,   E.,    a  treatise    on   the  rights,  remedies  and  liabilities  of 

Sureties  and  Guarantors.     600  p.     New-York.     30  sh. 
Blunt,  J.  H.  and  Phillimore,  W.  G.  F.,  book  ofchurch  law.  3rd  ed. 

536  p.     Rivingtons.     7/6  sh. 
Cox,   R.,  a   manual   of    trade-mark    cases.      Comprising  Sebastian's 

digest  of  trade-mai'k  cases.     Boston.     32/6  sh. 
Heywood's  county  court  practice.    3rd  ed.    J.  and  R.  Maxwell.  15 sh. 
Huraphrey,  Hugh  M.,  new  conveyancing  acts:   Including  the  con- 

veyancing  and   law   of    property    act,    1881,   and   Solicitors'   re- 

muneration  act,  1881.     Stevens  and  Haynes.     6  sh. 
Maude,  P.  and  Pollock,  C.  E.,  a  compendium  of  the  law  of  mer- 

chant  shipping.     4th  ed.  2  vols.   Sweet.    70  sh.  (vgl.  oben  S.  105.) 
Amendements    to     the   New  York    code    of   civil    procedure   made    in 

1881.     56  p.     NewYork.    3  sh. 
Paterson,  W.,    practical    Statutes   of  the  session  1881.     With  illu- 

strations,  Notes,  &c.    12mo.  364  p.    „Law  Times"  Office.    10/6  sh. 
Pratt's  law  of  highways.    Comprising  the  highway  acts,  1835,  1862, 

1874,  the  south  Wales  highway  acts,  and  other  Statutes,  includ- 
ing an  Introdnction.     Also    the   tramways  act,   1870.     12th.  ed., 

by  S.  Prentice.     564  p.     Shaw  and  Sons.     25  sh. 
Simons,  F.,  the  present  practice  in  district  registries  of  the  common 

law  division  of  the  high  court  of  justice.  Stevens  &  Haynes.  3/6  sh. 
Wharton,    F.,    precedents   of  indictments  and  pleas  adapted  to  the 

use,  both  of  the  courts  of  United  States  and  those  of  all  the  se- 

veral  States.    With  notes  on  criminal  pleading  and  practice,  em- 

bracing  the  English  and  American  authorities.     2  vols.   1.430  p. 

NewYork.     72  sh. 
Collins,  C.  M.,   the   history,    law  'and   practise    of  banking.     With 

an  appendix  of  Statutes.     London,  Cornish.     7V«  sli- 
Shearwood,  a  concise  abridgement  of  the  law  of  personal  property. 

London,  Stevens  &  Sons.     5  V«  sh. 
Morrell,   a  populär   Statement  of   the  law  of  wills.    4".     London. 

Sweet.    4  sh. 
Macdevitt,  a  manual  of  the  Irish  Land  Acts  of  1870  and  1881  etc. 

642  p.     Dublin,  Thom.     12  Vs  sh. 

Capautous  et  Liegois,  repetitions  ecrites  sur  le  droit  admini- 
stratif.     6.  Aufl.  XII  u.  1122  S.     Paris,  Chevalier-Mareseq.    14  fr. 

Haus,  principes  generaux  de  droit  penal  beige.  3.  Aufl.  Gand, 
Hoste.     2  Bde.  20  Ir. 

Limelette,  le  code  penal  beige  applique,  Supplement  etc.  178  S. 
Bruxelles,  Bruylant.     5  fr. 
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Sirey,  codes  annot^s.   Code  civil  p.  Fuzier-Hermann.  fasc.  1.    216  S. 

Paris.     8  fr.  .50  ct. 
"Les    constitutions    de    tous    lespayscivilisesp.   M"»«  la 
Princesse  de  Lesignano.     Briixelles,  Hayez.     604  S. 

Das  Werk,  i^'oss  Folio  in  reichster  Ausstattung,  1880  abge8chlo8«>n,  wird 
erst  jetzt  bekannt,  nachdem  es  die  Verfasserin  grösseren  Bibliotheken  etc. 
als  Geschenk  übersendet  hat.    Im  Handel  sind  nnr  zehn  Exemplare  ä  150  fr. 

Ksmein,  A.,    histoire  de  la  procediire  criminelle  en  France  et  spe- 

cialement  de  la  proceduie  inquisitoire  depuis  le  13  sicele  Jusqu'a 

nos  joiirs.     XI  ii.  596  S.     Paris.  Larose.     10  fr. 
Gautier,  precis  de  l'liistoire  du  droit  francais  fasc.  1.    VII  u.  277  S. 

Paris.  Larose.     8  fr. 
Feraud -Giraud.  occupation  militaire.   Recours  ä  raison  des  doni- 

mages  causes  par  la  guerre.    150  S.    Pedone-Lauriel  (Extrait  de 

la  France  judiciaire).     4  fr. 
Field,  D.,  projet  dun  code  international:    propose  aux  diplomates, 

aux  honimes  detat  etc.     Trad.  de  l'anglais  p.  A.  Rolin.     800  S. 

Ebenda.     15  fr. 
Le  Court ois,   le  remboursement    anticipe  des  obligations  des  com- 

pagnies  des  chemins  de  fer.  7  p.    Pedone-Lauriel.     2  fr.  50  ct. 
Laurent,  droit  civil  international.     VIL  62-3  S.     Brüssel.   Bruylant. 

Christophe  u.  Co.     9  fr. 
Beltgens,  les  codes  beiges  annotes.    Code  civil.     1423  S.    Ebenda. 

40  fr. 
Lyon  Caen  et  L.  Renaults,  precis  de  droit  commercial.     Heft  2. 

(vol.    744—1321   des   code    de    commerce)    p.  401 — 728.     Paris, 

Cotillon.     5  fr. 
Desjardins,    A..   trait^   de   droit  commercial  maritime.     Vol.  III. 

810  p.     Paris,  Pedone-Lauriel.     7  fr. 
Pieard.    code   general  des  brevets    dinvention,    cont«nant   le   texte 

de  toutes  les  lois  etc.     Bruxelles,  Pedone-Lauriel.     13  fr. 
Accarias.*  C.  precis  de  droit  romain  contenant  avec  lexpose  des 

principes    generaux    le   texte,   la    traduction   et  Fexplication  des 

institutes  de  Justinien.     3.  Autl.     Paris.  Cotillon.     1882.     Bd.  I. 

XXX  u.  1076  S.     14  fr.  —  Bd.  II.  1452  S.     14  fr. 
Aueoc.  Conferences  sur   ladministration    et    le   droit  administratif. 

T.  III.     Routes,  ponts  etc.     Paris.  Dunod.     17  V«  fr. 


Benevolo,  la  parte  civile  nel  giudizio  penale.    Torino.  ünione  etc. 

264  S.    4  1. 
Sabbatini,    su   rintervento  in  caassa.     2.  Ausg.     Ebenda.     200  S. 

3V«,1. 
Bocelli,  studi  suH"  ammonizione  e  sui  relativi  provvedimenti  ordinati 

dalla  legge  di  publica  sicurezza.    167  S.    Parma,  Battel.    2  1.  50  et 
F  a  c  e  11  i ,  la  successione  legittima  dei  figli  naturali.    Roma,  tip.  EUze- 

viriana.     152  S.     2  1.  50  ct. 
Garajo,   A..  le   istituzioni    civili  di   Giostiniano.      Palermo,    Virzi. 

395  S.     10  I. 
Foglietti,  Constitutiones  Harchiae  Anconitanae.     Hacerata.     54  S. 
Luparia,  il  diritto  del  conduttore  e  esso  reale  o  personale.    (Diss.) 

26  p.     Torino.  Botta. 
B  r  u  z  z  o ,  diritto  di  proprietä  solle  produzioni  delL  ingegno.    Genova. 

51  p. 
Carotti,  i  trasporti  internazionali  di  ferrovia.   Firenze,  Civelli.  65  S. 
Bericht  über  die  Konferenzen  zu  Florenz  t.  6.|ni.  u.  10.|IV.  81. 

Pacifici-Mazzoni.    istituzioni    di   diritto  civile    italiauo.     3.  Aull. 
T.  II.  (Allgem.  T.)     Firenze.  CammellL     XIII  u.  564  S.     9  1. 
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Padeletti,  scritti  di  diritto  piiblico  (preceduti  da  un  cenno  bio- 
grafico  deir  autore  da  C.  Fontanelli). 

Inhalt:  Die  katliol.  Kirche  in  Preussen.  -  Staat  und  kirchl.  Eheschliessung. 
—  Freie  Kirche  im  freien  Staat.  —  Kirchenpolitik  In  Italien.  —  Das  allgem. 
Stimm-R.  —  Die  Verhältnisvertretung  in  Italien.  —  Neue  Phase  der  Demo- 
kratie. —  Elsass  Lothringen  und  das  Völker-R. 

ürtoller,  G.,  lo  statuto  fondamentaU'  del  regno  dllalia.    T.  I.    Dello 

stato  e  della  Monarchia.     Cesetia.     4  1. 
Virgilio,    della  prova  per  testimoni  tanto  delle  obligazioni  quanto 

della  loro  estinzione  sec.  il  dir.  italiano.     Genova.     3  1. 

Garcia,   M.,    texto  y  examen    critico  de  las  constituciones  federales 

de  los  Estados-Unidos,  Suiza  y  Alemania  con  los  projectos  pi-es- 

entados  a  los  Cortes  en  1873.    4  ".    207  S.     Madrid,  Gonzora.    12  r. 
Garcia,  const.    siiizas    etc.    (vgl.   S.  90).     T.  II.    (las   nacionalidas). 

175  S.     8  r. 
Lora,   estudios  juridico  administrativos  (la  hacienda  y  el  catestro). 

280  S.     Madrid,  imp.  d.  1.  Guirnalda.     12  r. 
Pantoja,  J.M.,  jiirisprudencia  criminal  (Entscheidungen).   Bd.  XXIII. 

4".  618  S.     Madrid,  Rivista  de  legislacion.     32  r. 
Öantamaria,  V.,  las  capitulaciones  matrimoniales  y  la  hipoteca  por 

razon  de  dote.     4*'.  423,  107  S.     Barcelona,  Llordachs.     32  r. 
Navarro,  A.  M.,   reglamento  general  para  la  ejecucion  de  las  le3'es 

civiles   espafioles   corapilation    metodica    etc.     T.  I.      4".    580  S. 
Madrid,  Vidal.    40  r.- 

4.  In  Vorbereitung 

bezw.  unter  der  Presse  befindliche  Schriften. 

Caron,  Reform  d.  Knappschaftswesens.    Berlin,  Puttkammer.    2  M.  80  Pf. 

Goldfeld,  Versuch  mit  untaugl.  Mitteln  etc.    Ebenda.    1  M.  20  Pf. 

Schmidt,  Pandekten  (Obligationen-R.).    Ebenda.    3  M. 

Rosin,  d.  Polizeiverordnungs-R.    Breslau,  Köbner.    4  M.  50  Pf. 

Mol  inier,  über  die  neueste  französ.  Strafgesetzgebung  (Rivista  penale). 

Zimmermann,  über  d.  Unanwendbarkeit  d.  in  c.  7.  Cod.  V.  11.  aufgestellten  Ver- 
mutung. Rudorff,  Frage  aus  dem  Hypotheken-R.  Stegemann,  Bemer- 
kungen z.  preuss.  Pensionsgesetz.  Voss,  gleichzeitige  Zustellung  und  Voll- 
ziehung d.  Arre.stbefehls.  Münchmeyer,  die  grundbesitzgleichen  Gemeinde- 
gerechtigkelten  (Magazin  f.  d.  deutsche  R.  Bd.  II). 

Am  erik  an  is  che  Werk  e:  Morawetz,  on  private  corporations.  Schouler, 
on  the  law  of  husband  and  wife.  Story,  of  the  conflict  on  laws.  8.  Ausg. 
(sämtlich  bei  Little  Brown  &  Co.). 
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A.   Besprechimgeii. 


I.  Allgemeines  (Rechtsphilosophie,  Biogi-aphien  etc.) 

Schnppe,  W.  Grundzüge  der  Ethik  und  Rechtsphilo- 
sophie. Breslau,  Koebner.  1881.  X  u.  400  S.  9  M. 
Der  Verf.  der  , Erkenntnistheoretischen  Logik''  (1878,  700  S.) 
legt  der  Ethik  die  durch  dialektische  Operationen  aus  dem 
„Wesen"  des  Bewusstseins  gewonnene  Behauptung  zu  Grunde, 
dass  die  Lust  an  der  eigenen  Existenz  nicht  an  die  Besonder- 
heiten der  Individualität,  sondern  an  „das  Ich-sein  als  solches,  also 
das  Gattungsmoment  des  Ich-seins'"  sich  knüpft  (147),  und  dass, 
wasdas  Bewusstsein  als  solches  erhöht,  klärt,  bereichert,  fördert, 
vertieft,  vei*vollkommnet  u.  s.  w.,  die  erste  Bedingung  aller 
, Selbstbejahung"  und  ethischer  Zweck  und  eigentlicher,  .objek- 
tiver" Wille  sei.  Aus  dieser  , fundamentalen  Wertschätzung" 
ergeben  sich  ihm  die  ethisch-logischen  in  dem  prinzipiell  Ge- 
wollten mitgewoUten  Konsequenzen  der  Selbstbeherrschung,  der 
Wahrheits-  und  Nächstenliebe  (oder  absoluter  Selbstlosigkeit). 
Es  werden  ethisch  „dem  Einzel-Ich  nur  Pflichten  auferlegt"  (283). 
Von  der  Gerechtigkeit  ist  erst  in  der  Rechtsphilosophie  die  Rede ; 
sie  setze  „die  Erklärung  von  Lohn  und  Strafe"  voraus  (364). 
Wenn  durchweg  ein  solches  Mass  geistiger  Kraft  vorhanden 
wäre,  dass  der  Gedanke  die  unbedingte  Herrschaft  über  die 
Sinnlichkeit  hätte,  wen^  vollendete  Wahrheitsliebe  alle  in  gleicher 
Weise  beseelte,  wenn  egoistische  Interessen  nicht  vorhanden  wären, 
da  könnte  von  Staat,  R.  und  Gesetz  nicht  die  Rede  sein.  Sie 
stelle  Bildungen  dar,  „welche  davon  abhängen,  dass  die  Vollen- 
dung noch  nicht  erreicht  ist,  aber  erreicht  werden  soll"  (276). 
Der  Staat    ist  „ein  unvermeidliches  Durchgangsstadium"    (355), 
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Sein   Existenz-R.  ist   nur   deduzierbar   als   logisch   unabweisbare 
Konsequenz   aus   einem  unabwerfbaren  Willen,   in  dem  R.  und 
Staat  implicite  mitgewollt  sind  (285).     Auch  das  R.  kann  seine 
verbindliche  Kraft   nur  aus  der  logisch  zwingenden  Konsequenz 
aus  der  fundamentalen  und  normalen  Wertschätzung,  d.  i.  aus  dem 
Sittengesetze  haben"  (278  f.).     „Was  rechtlich  binden  soll,  bindet 
auch  sittlich"  (281).     „Lehrte  die  Ethik  die  relative  Wertlosig- 
keit der  eigenen  räumlich-zeitlichen  Bewusstseinskonkretion  und 
den  absoluten  Wert   aller    andern ,    so   sieht   dasjenige ,   was  R. 
und  Staat  verlangen,  von  dieser  Stellung  des  Subjektes  zu  allen 
andern    ab    und    schwebt  in    der   prinzipiellen    Gleichschätzung 
aller  gewissermassen  über   allen   und    schätzt  jede  räumlich-zeit- 
liche Bewusstseinskonkretion  als  solche,  d.  h.  eben  als  räumlich- 
zeitliche"    (284).     Konsequenzen:    zwei  Aufgaben,    die  Negation 
der  Beeinträchtigung  und  die  positive  Förderung  (§.  84,  S.  286). 
Die  direkt  auf  die  Person  gerichtete  Beeinträchtigung  „ge- 
hört nicht  ausschliesslich  dem  Rechte  im  enger'en  Sinne,  sondern 
zuerst  der  Ethik  an."    Aber  „der  Eigentumsbegriff,  auf  dem 
die  indirekte  Beeinträchtigung  beruht,  kommt  in  Betracht"  (295). 
„Was    der   Besitz   rein   faktisch   ist,    das   ist   das   Eigentum   in 
Sanktion.    Im  Eigentum  regelt  der  Rechtswille  die  Benützung 
der  Dinge.     So   ist   die  Kluft   zwischen  ihm  und  der  Obligation 
ausgefüllt."    Auf  gleichmässige  oder  bedürfnisentsprechende  Ver- 
teilung der  einzelnen  Dinge  muss  verzichtet  werden ;  der  Rechts- 
schutz kann  nur  an  „gewisse  Kennzeichen  geknüpft"  werden,   „die 
in   dem  Verhältnisse   der  Dinge    zu    den   einzelnen  Menschen  zu 
finden  sind"  (296  ff.).    Okkupation,  Spezifikation,  Ersitzung  u. s.w. 
(§.  89  ff.).  §.  96  (u.  §.  105)  Erb-R.    „Die  Hinterlassenschaft  selbst 
nimmt  den  Charakter  des  Gläubigers  und  des  Schuldners  an,  und 
so  muss  jemand  vermögensrechtlich  in  locum  defuncti  saccedieren" 
(S.  314).     Positive  Zwecke:  Ermöglichung  der  Fürsorge  für  die 
Kinder,  Erhöhung  der  Freudigkeit  des  Wirkens  und  Schaffens  (§.105). 
§.9 7 ff.  Die  positive  Aufgabe  des  Staates.    §.  100  ff.  Förderung 
in  materieller  und  geistiger  Beziehung.    §.  104.  Ehe  (vgl.  in  der 
Ethik:    §.  71  —  73,  Liebe,  Ehe,  Kinder).     „Wenn  wir  Steigerung 
des  Bewusstseins  zu  immer  höheren  Klarheitsstufen  und  zu  immer 
tieferer  Einsicht   absolut   wollen  müssen ,    so    ist   auch    die  Ab. 
hängigkeit   des    Geschlechtstriebes   von    der    echten   persönlichen 
Liebe  mit  gewollt,  gehört  zu  den  Konsequenzen  aus  der  funda- 
mentalen Wertschätzung;  jede  andere  Befriedigung   des  Sexual- 
triebes ist  also  unsittlich"  (240  ff.).     „Die  geistige,  an  die  Per- 
sönlichkeit geknüpfte  Liebe  kann  nicht  grundlos  verrinnen ;    die 
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Dauer  gehört  zu  ihrem  BegriflFe" ;  auch  „können  nicht  viele 
einander  die  vollbefriedigende  Ergänzung  gewähren ,  also  „Ein- 
ehe" (242  flF.).  „Es  ist  falsch,  das  R.  der  Sexualbefriedigung 
an  den  Zweck  der  Fortpflanzung  zu  knüpfen" ;  doch  ^^ist  künst- 
liche Verhinderung  desselben  unsittlich"  (247).  Der  Staat  »will 
die  Ehe  als  das  untrügliche  Kennzeichen  der  höheren  Gesitttmg 
der  Erwachsenen  und  als  das  unentbehrliche  Mittel  zu  der  der 
Nachkommenschaft"  (329),  Er  verlangt  sie  auch  bei  gänzlichem 
Mangel  der  grundlegenden  psychischen  Liebe  aus  dem  gewisser- 
massen  subsidiären  Motiv,  um  die  Eltern  zur  Erhaltung  und  Auf- 
erziehung der  Kinder  anhalten  zu  können"  (330).  „Das  R.  von 
Frau  und  Kindern,  von  dem  Manne  erhalten  zu  werden,  ist 
keine  Obligation"  (333).  §  106  ff.  Zwang  und  Strafe.  Der 
Schlussparagraph  (§  116)  behandelt  das  Staats-R.,  d.  h.  die  Macht- 
befugnis der  Beamten;  natürlich  als  Ausfluss  des  „objektiven 
Willens"  und  in  Unterordnung  unter  seine  absoluten  (ethischen) 
Zwecke.  Die  der  Recht-  und  Moralphilosophie  gleich  wichtigen 
psychologischen  Erörterungen  über  Gefühl,  Willen,  Freiheit  und 
Zurechnung  sind  zum  Teil  als  Vorbereitung  der  „fundamentalen 
Wertschätzung"  am  Anfang,  zum  Teil  zwischeninne,  z.  B.  §.  114 
vorgebracht.  L  a  a  s. 


II.   Eechtsgeschichte. 

HeyroTskj-,  L.  lieber  die  rechtliche  Grundlage  der  leges 
contractus  bei  Rechtsgeschäften  zwischen  dem 
römischen  Staat  und  Privaten.  Leipzig,  Breitkopf  u. 
Härtel.     1881.     108  S.     3  M. 

Der  Ausdruck  lex  bezeichnet  bei  Rechtsgeschäften  zwischen 
dem  römischen  Staat  und  Privaten  die  Vertragsbestimmungen, 
welche  vom  Magistrat  im  Namen  des  Staats  aufgestellt  und 
durch  Annahme  seitens  des  privaten  Kontrahenten  rechtsverbind- 
lich werden. 

Die  Rechtsverbindlichkeit  dieser  leges  contractus  ist  nicht 
auf  die  die  privatrechtlichen  leges  contractus  normierenden  Ge- 
setze zurückzuführen.  Der  staatliche  Vermögensverkehr  unterliegt 
nicht  den  Bestimmungen  des  Privat-R.,  die  Formen  der  privaten 
Rechtsgeschäfte  werden  von  den  Vertretern  des  Staates  nicht  zur 
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Anwendung  gebracht ;  auf  dem  Gebiet  des  staatlichen  Vermögens- 
verkehrs erscheinen  rechtliche  Wirkungen ,  die  private  Rechts- 
geschäfte nicht  haben ;  hervorzuheben  ist  in  dieser  Richtung  die 
direkte  Uebertragung  von  den  dem  Staat  zustehenden  Forderungs- 
rechten und  die  Universalsuccession  bei  der  Sectio  bonorum.  Die 
rechtliche  Wirkung  der  leges  contractus  beruht  auch  nicht  auf 
speziell  hierauf  bezüglichen  Gesetzen. 

Die  leges  contractus  schöpfen  ihre  Kraft  nicht  aus  einem 
besondern  Rechtssatz,  der  selbständig  neben  ihnen  besteht,  son- 
dern sie  tragen  ihre  Sanktion  in  sich  selbst.  Der  Magistrat,  der 
eine  lex  contractus  proponiert,  spi'icht  als  Organ  des  Staates, 
stellt  einen  Rechtssatz  auf.  Der  römische  Staat  begibt  sich  seiner 
Souveränität  nicht,  indem  er  mit  Privaten  kontrahiert.  Der  Beweis 
hiefür  liegt  darin,  dass  Streitigkeiten  zwischen  dem  römischen 
Staat  und  Privaten  nicht  auf  dem  Weg  des  gewöhnlichen  Zivil- 
prozesses entschieden  wurden.  Die  Durchfühning  der  R.  des 
Staats  lag  ausschliesslich  in  der  Hand  des  Magistrats,  der  für 
das  betreffende  finanzielle  Interesse  zu  sorgen  hatte.  Der  Magi- 
strat war  Partei  und  Richter  in  einer  Person.  Der  Gedanke, 
dass  der  Staat  sich  bei  Vermögensstreitigkeiten  einem  eigenen 
Organ,  dem  Zivilgericht,  unterordnet,    war  den  Römern  fremd. 

Von  den  Bestimmungen  des  prätorischen  Edikts  unter- 
scheidet sich  die  lex  contractus  dadurch,  dass  sie  stets  ein  Spezial- 
gesetz ist,  fei'ner  dadurch,  dass  sie  wirkliches  R.  schafft,  auch  den 
Nachfolger  des  die  lex  setzenden  Magistrats  bindet,  nicht  bloss  wie 
das  Edikt  über  die  künftige  Thätigkeit  des  Magistrats  etwas 
aussagt.  Die  lex  contractus  steht  in  dieser  Beziehung  mit  dem 
Urteil  auf  gleicher  Linie. 

Mit  der  Annahme  eines  in  der  lex  contractus  liegenden 
Spezialgesetzes  steht  auch  die  übliche  Fassung  derselben  im 
Einklang.  Die  von  dem  Privaten  zu  machenden  Leistungen  sind 
im  Imperativ,  die  vom  Staat  zu  machenden  Leistungen  im  Fu- 
turum ausgedrückt. 

Die  einzelnen  leges  contractus,  die  sich  bewährt  hatten, 
wurden  tralaticisch  weiter  verwertet,  und  auf  diese  Weise  bildete 
sich  ein  staatliches  Vermögensrecht  aus.  Es  ist  wahrscheinlich, 
dass  verschiedene  Rechtssätze  und  Rechtsinstitute  zuerst  auf  dem 
Gebiete  des  staatlichen  Vermögensrechts  ausgebildet  wurden  und 
erst  später  in  das  allgemeine  Civilrecht  Eingang  gefunden  haben. 
So  ist  zum  Beispiel  die  Sectio  bonorum  das  Vorbild  der  bonorum 
Venditio  gewesen,  das  staatliche  Pfandrecht  ist  den  Pfandinstitu- 
ten  des    Civil-R.  in  mehrfacher  Beziehung   in  der  Entwickelung 


} 
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voran,  die  staatlichen  Lokationsverträge  haben  auf  die  Entwicke- 
lung   des  Mietkontrakts   einen  bestimmenden  Einfluss  ausgeübt. 

Rümelin. 

Loersch,  H.  u.  Schröder,  R.  Urkunden  zur  Geschichte 
des  deutschen  R.  Für  den  Gebrauch  bei  Vorlesungen 
und  Uebungen  herausgeg.  I.  Pi-ivat-R.  2,  verm.  u.  verb. 
Aufl.  Bonn,  Ad.  Markus.  1881.  5  M. 
Der  seltene  Fall,  dass  ein  Urkundenbuch  binnen  7  Jahren 
in  2.  Auflage  ei'scheint ,  hat  sich  hier  ereignet ,  und  zwar  ist 
diese  neue  Auflage  wesentlich  verändert,  wie  schon  der  Titel 
anzeigt,  und  die  Vorrede  näher  darlegt.  Zunächst  sind  80  neue 
Urkunden  aufgenommen,  und  somit  für  die  verschiedenartigsten 
Lehren  neue  Belege  geliefert,  z.  B.  für  das  R.-  der  Schuldver- 
hältnisse neue  Schuldbriefe  mit  alternativer  Inhaberklausel  (Nr.  152, 
159,  161,  ol7)  für  das  See-R.,  Urkunden  über  Certepartie,  Super- 
kargo  und  seerechtliche  Accomondita  (vgl.  S.  270,  sub  o),  dann  für 
Servituten  eine  über  Treufgerechtigkeit  (Nr.  118),  verschiedene 
rechtgeschichtlich  interessante,  so  z.  B.  Nr.  66  (angelsächs. 
Familienfideikommissund  „  Volkland ").  Dagegen  sind  37  Nummern 
der  1.  Ausgabe  weggeblieben,  werden  aber  zum  Teil  im  2.  Band, 
der  dem  öffentlichen  R.  gewidmet  sein  soll ,  neu  erscheinen. 
Die  neuen  Stücke  sind  mit  einem  Stern  hinter  der  Nummer  ver- 
sehen, den  alten  ist  in  Klammer  hinter  der  neuen  die  alte  Zahl 
beigegeben.  Das  chronolog.  Verzeichnis  ist  als  überflüssig  nicht 
wiederholt  worden,  dagegen  erscheint  das  geographische  und  das 
systematische  vielfach  umgearbeitet.  Ersteres  berücksichtigt  mehr 
als  in  der  1.  Auflage  die  historische  Geographie  des  Mittel- 
alters ,  speziell  auch  die  rechtshistorische ,  indem  nicht  sowohl 
nach  Ländern,  als  vielmehr  nach  Stammes-  und  Stadtrechten, 
und  Stadtrechtsfamilien  und  deren  Vei'breitung  unterschieden 
wird;  das  systematische  Verzeichnis  dagegen  zeigt  detailliertere 
und  genauere  Kategorieen  als  vorher.  So  ist  im  allgemeinen 
Teil  das  sGewohnheits-R."  von  dem  übrigen  gesondert.  Die 
„Urkunde"  ist  von  der  „Form"  getrennt,  und  bei  jener  „Ge- 
schäfts-" und  „Beweisurkunde"  auseinander  gehalten.  —  Ausserdem 
haben  sich  schon  infolge  der  Benutzung  der  1.  Auflage  durch 
die  Gelchx-tenwelt  die  Litteraturzitate  vermehrt.      Sc^huster. 

Chiappelli,  L.    Vita  e  opere  giuridiche  di  Cino  daPistoja. 
Con   molti   documenti   inediti.     Edizione   di   310   esemplari. 
Pistoja,  Cino  dei  fratelli  Bi-acali.     1881.     240  p.     8  fr. 
Unter    den  italienischen    Juristen,    welche   in    dem    Zeitraum 
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zwischen  den  Höhepunkten  der  Glossatorenschule  und  der  Post- 
glossatorenschule  thätig  waren ,  ist  sicherlich  Cinus  de  Sini- 
b  a  1  d  i  s ,  der  Freund  und  Gesinnungsgenosse  Dantes  eine  der 
anziehendsten  und  merkwürdigsten  Erscheinungen.  Möge  daher 
auch  in  Deutschland  den  vorliegenden  gelehrten  Untersuchungen 
über  sein  Leben  und  seine  Lehre  die  Beachtung  zu  Teil  werden, 
die  sie  in  Italien  bereits  gefunden  haben !  Der  Verf.  hat  aus 
dem  Archiv  seiner  Vaterstadt  eine  Reihe  neuer  Dokumente  zur 
Biographie  seines  berühmten  Landsmannes  publiziert,  und  mit 
deren  Hilfe  ein  den  bisherigen  Darstellungen  gegenüber  viel- 
fach berichtigtes  und  vervollständigtes  Lebensbild  des  als  Dichter, 
Patriot  und  Gelehrter  hervorragenden  Mannes  gezeichnet  (P.  I). 
Daran  schliesster  eingehende  Untersuchungen  über  die  uns  er- 
haltenen juristischen  Schriften  des  Cinus  (P.  H),  Mit  beson- 
derer Sorgfalt  analysiert  er  zunächst  die  darin  zu  Tage  treten- 
den politischen  Ideen  (Cap.  1),  die  sich  vor  allem  um  das  Ver- 
hältnis von  Kaiser  und  Papst,  von  geistlicher  und  weltlicher 
Gewalt,  von  leges  und  canones  bewegen,  zugleich  aber  das  kaiser- 
liche Imperium  mundi,  die  R.  des  Volkes  und  die  Rechtsschran- 
ken der  Herrschergewalt  berühren.  Der  Verf.  vergleicht  diese 
juristische  Ausprägung  des  ghibellinischen  Standpunkts  mit  ver- 
wandten litterarischen  Erscheinungen  der  Zeit,  namentlich  mit 
der  philosophischen  Staatslehre  Dantes  und  mit  den  politischen 
Idealen  Petrarcas.  Sodann  bespricht  er  die  Grundgedanken 
der  Jurisprudenz  des  Cinus  (Cap.  2),  indem  er  insbesondere 
seine  Stellung  zu  den  verschiedenen  Quellenkreisen,  die  Methode 
seiner  Darstellung,  seine  Behandlung  der  einzelnen  Kontroversen, 
seinen  Kampf  gegen  die  Autorität  der  Glosse  und  der  Brocarden, 
sein  Verhältnis  zur  französischen  Schule,  sein^  philosophische 
Bildung  und  den  noch  fast  völligen  Mangel  historischer  und 
philologischer  Studien  näherer  Würdigung  unterzieht.  Am 
Schluss  (P.  III)  sucht  Ch.  die  Bedeutung  des  Cinus  für  die 
geistige  Bewegung  des  Zeitalters  festzustellen ,  deren  Inhalt 
er  bereits  in  der  Einleitung  des  Buches  zusammenfassend  skizziert 
hat.  Nicht  ohne  Verwunderung  wird  der  deutsche  Leser  aus 
diesen  geschichtsphilosophischen  Betrachtungen  ersehen,  dass  auch 
gelehrte  Italiener  sich  noch  immer  nicht  von  einer  Vorstellungs- 
weise zu  lösen  vermögen,  für  welche  die  ganze  Umbildung  des 
Mittelalters  in  die  moderne  Welt  nichts  anders  als  die  Ueber- 
windung  des  eingedrungenen  germanischen  Geistes  durch  den 
wiedererwachten  lateinischen  Geist  ist  und  das  „nationale"  Ele- 
ment des  mittelalterlichen  und  modernen  Italiens  schlechthin  mit 
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dem  „römischen"  Element  zusammenfällt.  Geht  doch  Ch.  so  weit, 
crleich  im  Eingang  es  als  unumstössliches  Resultat  der  neuesten 
Forschungen  hinzustellen,  dass  die  eigentlich  treibende  Kraft  des 
mittelalterlichen  Geschichtsprozesses  ein  ununterbrochener  Kampf 
der  Nationalitäten  war,  unter  denen  die  germanische  die  „Ma- 
terie", die  lateinische  den  „Geist"  (spirito)  repräsentierte  (p.  5). 

Gierke. 


111.    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Brnns,   Carl  Georg.     Kleinere   Schriften.     Weimar,  Böhlau. 
1882.     Bd.   I.   XXXIII  u.    375  S.    Bd.  II.   IV  u.   499  S. 
20  M. 
Die  vorliegende  Sammlung  enthält  fast  alle  nicht  selbständig 
im  Buchhandel  ei'schienenen  Schriften  von  Bruns.     Fortgelassen 
sind   die   beiden   Abschnitte    „Geschichte  und  Quellen  des  r.  R. 
und  „das   heutige    röm.  Privat-R."   aus  von  HoltzendorflFs  Ency- 
klopädie  der  Rechtswissenschaft.   Sonst  fehlt  nur  Unwesentliches : 
einige   Rezensionen   und   einzelne  Aufeätze  in  Rein   und  Pauly's 
,  Realencyklopädie.     Die  Herausgabe   ist  von   dem  Sohn  des  Ver- 
storbenen ,    Dr.   Jvo   Bruns    in   Göttingen   besorgt ,    mit   Unter- 
stützung besonders  von  Mommsen  und  Pernice. 

Der  I.  Band  enthält  neben  einer  von  Jvo  B.  geschriebenen 
Lebensskizze  folgende  Abhandlungen:  1)  „über  Gegenwart  und 
Zukunft"  unseres  Privat-R.  aus  den  Jahrbüchern  der  Gegenwart 
[^1843;  2)  „gemeines  R."  aus  Ersch  und  Grubers  Encyklopädie, 
[1853 ;  sodann  aus  Bekker  und  Muthers  Jahrbuch  des  gem.  R. 
und  IV:  3)  „die  Verschollenheit"  1857  und  4)  „der  ältere  Be- 
fsitz  und  das  Possessorium  ordinarium"  1860 ;  endlich  aus  der 
[Zeitschrift  f.  Rechtsgeschichte  I  und  III:  5)  „das  Constitutum 
tdebiti"  1861  und  6)  „die  römischen  Popularklagen"   1864. 

Der  II.  Band  enthält  zunächst  3  Festschriften:   7)  .zur  Ge- 

[schichte   der   Zession"   aus    den    Symbolae  Bethmanno-Hollwegio 

oblatae  1868;  8)  „die  Unterschriften  in  den  röm.  Rechtsurkunden" 

•  aus  den  Abhandlungen  der  Berliner  Akademie  der  Wissenschaften, 

.zugleich   als   Festschrift   für   Carl  Witte  erschienen,  1876;   und 

9)  „die  sieben  Zeugen  des  r.  R."  aus   den  Commentationes  phi- 

lologae  in  honorem  Mommseni  1877;  sodann  aus  der  Zeitschrift 

■für  vergleichende  Rechtswissenschaft  II:  10)  „über  Testierfreiheit 
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und  Pflichtteil"  1879,  hervoi'gegangen  aus  einem  für  die  Vei'- 
handlungen  des  deutschen  Juristentages  ausgearbeiteten  Gut- 
achten ;  dann  aus  der  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung  für  Rechts- 
geschichte I:  11)  „die  Testamente  der  griechischen  Philosophen" 
1880;  12)  ein  im  Namen  der  Berliner  Juristenfakultät  für  das 
griechische  Finanzministerium  1865  verfasstes  Gutachten,  betr. 
die  Lehre  von  der  sog.  Klagen verj ährung ;  endlich  13)  aus  dem 
Archiv  für  die  zivil.  Praxis  LVII  ,zur  Lehre  von  der  bona  fides" 
1874,  ein  Nachtrag  zu  dem  Rechtsgutachten  von  1870  und  der 
Schrift  von  1872  über  bona  fides. 

Es  folgen  sodann  4  Besprechungen  neuerer  inschriftlicher 
Funde  aus  der  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte  XII  und  XIII, 
1876 — 1878,  zum  Teil  in  einer  um  die  unwesentlichen  Abschnitte 
gekürzten  Gestalt.  Dann  folgen  Rezensionen:  An  der  Spitze, 
zum  erstenmal  unter  seinem  Namen,  10  Kritiken  als  Auswahl 
derjenigen,  die  Bruns  für  das  litterarische  Centralblatt  geschrieben 
hat,  1853  —  55;  dann  5  grössere  kritische  Aufsätze  aus  verschie- 
denen Zeitschriften,  1861  — 1878.  Hinter  diesen  sind  noch  vier 
akademische  Reden  abgedruckt.  Den  Beschluss  des  Bandes 
machen  die  Fragmente  aus  dem  Lehrbuch  des  Pandekten-R.,  an 
welchem  Bruns  noch  kurz  vor  seinem  Tode  gearbeitet  hat,  leider 
nur  im  ganzen  35  Seiten;  und  zwar  einiges  über  den  Begriff 
und  die  Arten  des  Rechtsgeschäfts ,  dann  ausgeführt  die  Lehre 
von  der  Fähigkeit  der  Subjekte  zur  wirksamen  Vornahme  von 
Rechtsgeschäften ,  endlich  einiges  aus  der  Lehre  vom  Irrtum. 
Hier  vertritt  Bruns  das  bisher  herrschend  gewesene  Prinzip, 
wonach  für  die  Wirksamkeit  des  Rechtsgeschäfts  die  Absicht  des 
Erklärenden  entscheidend  ist.  Den  Irrtum  über  die  Identität 
hält  er  für  einen  den  Willen  oder  die  Absicht  ausschliessenden, 
den  sonstigen  Irrtum  über  Eigenschaften  für  Irrtum  im  Motiv. 
Die  Unterscheidung  zwischen  Bewusstsein  beim  Willen  und  Ab- 
sicht hat  Bruns  etwas  verändert  angenommen. 

Zitelmann. 

Acearias,  C.  Precis  de  droit  Romain.  (Vgl.  oben  S.  201.) 
Paris,  Cotillon.  I.  IL  28  fr. 
Der  Verf.  erklärt  in  der  Vorrede,  dass  er  es  als  seine  aus- 
schliessliche Aufgabe  betrachte,  dem  Lernenden  ein  Hilfsmittel  zu 
bieten ;  er  will  nur  für  diesen  eine  leichtverständliche  und  zugleich 
ausführliche  Darstellung  des  r.  R.  geben.  Die  Darstellung  schliesst 
sich  der  Hauptsache  nach  der  Reihenfolge  der  justinianischen 
Institutionen  an ;  den  einzelnen  Paragraphen  sind  die  entsprechen- 
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den  Stellen  der  Institutionen  vorgednickt;  denselben  wird  eine 
üebersetzung  beigegeben  pour  epargner  du  temps  et  des  decou 
ragements  ä  ceux,  qui  eprouveraient  de  la  difficulte  ä  lire  le  latin 
Mitteilenswerte  eigene  Ansichten  des  Verf.  finden  sich  nicht 
Der  Verf.  geht  an  den.  prinzipiellen  Fragen ,  mit  deren  Beant 
wortung  man  sich  in  Deutschland  abmüht,  mit  unerschütterlicher 
Ruhe  vorüber  und  gibt  nur  eine  sehr  umfangreiche  Zusammen 
Stellung  positiver  ßechtssätze.  Bümelin. 

Brugi,  Biagio.  Studi  sulla  dottrina  romana  delle  servitü 
prediali.  (Archivio  giuridico  XXVII,  pag.  165 — 268.) 
Der  Verf.  prüft  die  den  Notweg  betreffenden  Grundsätze  in 
ihren  Beziehungen  zum  Begriffe  der  Prädialservituten  nach  klas- 
sischem R.  Aus  einem  von  ihm  im  arch.  giur.  XXV,  p.  321 
bis  381  veröffentlichten  Aufsatz  übernimmt  er  als  bewiesen,  dass 
bei  ländlichen  Grundstücken  das  iter  limitare  den  notwendigen 
Zugang  gewährt  habe.  Bei  den  städtischen  Gnindstücken  sei 
nun  durch  den  ambitus  gleichfalls  für  den  notwendigen  Zugang 
gesorgt  gewesen.  Sodann  weist  Verf.  auf  die  Beweglichkeit  und 
Veränderlichkeit  der  römischen  Grundbesitzverhältnisse  hin,  welche 
eine  weitere  Entwickelung  der  Grundsätze  über  den  Notweg  zur 
Folge  haben  mussten,  und  wirft  im  Anschluss  hieran  folgende 
Frage  auf:  wenn  ein  Grundstück  geteilt  wird,  welches  im  iter 
limitare,  bezw.  im  ambitus  einen  Zugang  besitzt,  und  nun  durch 
die  Teilung  ein  neues  Grundstück  ohne  Zugang  entsteht,  müssen 
hier  die  Parteien  diesem  Mangel  durch  Begiündung  einer  Ser- 
vitut abhelfen ,  oder  existiert  nach  klassischem  R.  eine  Lehre 
vom  Notwege,  welche  einen  Teil  des  Nachbar-R.  bildet,  und 
welche  gegenüber  der  Lehre  von  den  auf  Vertrag  beruhenden 
Nachbarverhältnissen,  den  Prädialservituten,  einen  selbständigen 
Charakter  aufweist?  Bevor  sich  nun  aber  Verf.  den  klassischen 
Juristen  zuwendet,  geht  er  auf  die  Gestaltung  ein,  welche  die 
Lehre  vom  Notwege  bei  den  älteren  Theoretikern  und  Praktikern, 
sowie  in  den  modernen  Gesetzgebungen  angenommen  hat.  Mit 
besonderer  Rücksicht  auf  cod.  civ.  ital.  art.  591  seg.  und  cod. 
civ.  fran^.  art.  682 — 85  formuliert  B.  die  betreffenden  modernen 
Grundsätze  folgendermassen:  1.  Wenn  ein  zugängliches  Grund- 
stück durch  Teilung  oder  teilweise  Veräusserung  den  Zugang 
verliert,  so  nimmt  man  an,  dass  auf  Grund  stillschweigend  ge- 
troffener Vereinbarung,  und  zwar  ohne  Entgelt,  der  notwendige 
Zugang  gewährt  werden  müsse.  2.  Der  Notweg  kann  auf  Grund 
gesetzlicher  Bestimmung   von  jedem   Nachbarn,   welcher  in  der 
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Lage  ist,  denselben  zu  leisten,  jedesmal  dann  gefordert  werden, 
wenn  das  Grundstück  durch  zufällige  Ereignisse  unzugänglich 
geworden  ist.  3.  Es  besteht  die  Tendenz,  diese  gesetzliche  Bestim- 
mung auf  den  Fall  sub  1  auszudehnen.  Im  Verlaufe  seiner 
Untersuchungen  kommt  nun  Verf.  zur  Bejahung  der  oben  zuletzt 
aufgeworfenen  Frage ;  er  findet  bei  den  klassischen  Juristen 
wenigstens  einen  Keim  der  erwähnten  modernen  Lehre,  indem 
er  aus  den  Quellen  den  Satz  entwickelt,  dass  die  Gewährung 
des  Notweges  sowohl  in  Verfügungen  auf  den  Todesfall,  wie  in 
Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  stillschweigend  enthalten  sei, 
einen  Satz,  der,  wie  der  Verf.  weiter  ausführt,  mit  der  Lehre 
von  der  stillschweigenden  Bestellung  der  Prädialservituten  nicht 
im  Zusammenhange  steht.  Die  zwischen  den  Grundsätzen  über 
den  Notweg  und  denen  über  die  Bestellung  von  Prädialservi- 
tuten beobachteten  Unterschiede  weisen  vielmehr  den  Verfasser 
auf  eine  durchgreifende  innere  Verschiedenheit  zwischen  den  ge- 
dachten beiden  Rechtsinstituten  hin.  Die  ausschliesslich  dem 
durch  Vertrag  normierten  Nachbarverhältnisse  (vicinanza  conven- 
zionale)  angehörige  servitus  itineris  ist  im  Gegensatze  zu  dem 
auf  dem  Nachbar-R.  (vicinanza  definita  dalla  legge)  beruhenden 
Notwege  nicht  dazu  bestimmt,  den  notwendigen  Zugang  zu 
verschaffen,  sondern  dazu,  die  von  einem  bequemeren  Zugange 
gehoflften  Vorteile  zu  gewähren ,  oder  allgemeiner :  der  Zweck 
der  Prädialservituten  ist  nicht  der,  die  notwendigen,  sondern 
nur  der,  die  Nützlichkeitsbedürfnisse  des  herrschenden  Grund- 
stücks zu  befriedigen.  Pescatore. 

Ramm,  A.  Der  Quasikontrakt  nach  den  Quellen  und 
sein  Wert  für  Wissenschaft  und  Gesetzgebung. 
Leipzig,  Rossberg.  1882.  100  S.  3  M. 
Nach  Ramm  kennen  die  Quellen  den  Quasikontrakt  überhaupt 
nicht  als  Gattungsbegrifi",  sondern  nur  als  historischen  Klassen- 
begriff, und  zwar  bezeichnen  die  Institutionen  mit  diesem  die 
gemeinsame  geschichtliche  Entstehungsart  von  fünf  Obligationen 
(derjenigen  aus  negotiorum  gestio,  tutela,  communio  incidens, 
legatum  und  solutio  indebiti),  während  anderseits  die  Digesten 
nur  noch  einzelne  Quasikontrakte  gelten  lassen,  dieselben  sach- 
lich als  kontraktsähnliche,  jedoch  auf  eigenem  R.  beruhende 
variae  causarum  figurae  behandeln,  und  zudem  der  communio 
incidens  die  Kontraktähnlichkeit  überhaupt  absprechen.  Nach 
der  „subjektiv  historischen  Anschauung  der  Römer"  sollen  nun 
die  Quasikontrakte  aufzufassen  sein    als  ,  erlaubte  Willensäusse- 
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rungen  einer  oder  beider  Parteien,  welche  durch  zufällige  Um- 
stände mehr  oder  minder  an  der  Entwickelung  zu  den  ihnen 
korrespondierenden  Kontrakten  verhindert  und  deshalb  aus  Billig- 
keitsrücksichten mit  der  entsprechenden  Rechts  Wirkung  der  letzteren 
ausgestattet  worden  sind",  während  sie  vom  „objektiven  streng 
wissenschaftlichen  Gesichtspunkt  der  heutigen  Doktrin"  nur  noch 
als  „erlaubte  obligationserzeugende  Thatsachen  ohne  kontrakt- 
lichen Konsens"  erscheinen.  Seine  Meinung  über  den  Wert  des 
Quasikontrakts  spricht  Verf.  am  schärfsten  aus  in  dem  an  die 
„Rechtslehrer  und  Gesetzgeber,  welche  sich  durch  den  quasi- 
kontraktlichen Schein  noch  täuschen  lassen",  gerichteten  Schluss- 

■  Worte:   „Fort  mit  dem  Quasikontrakt  aus  Wissenschaft  und  Ge- 

I  setzgebung  I " 

Die  Ausführungen  Ramms  leiden  mehrfach  an  entschiedener 

[Schwäche ,    Hand   in  Hand   mit  dieser  findet    sich    eine   Gering- 

'schätzung  der  Leistungen  anderer,  vgl.  z.  B.  S.  96,  wo  Bruns, 
Arndts,  Yangerow  und  Windscheid  der  Vorwurf  gemacht  wird, 
die  Unwissenschaftlicbkeit  systematisiert  zu  haben. 

Pescatore. 

iMaercker.  Die  Nachlassbehandlung,  das  Erb-  und  Vor- 
mundschafts-R.  u.  s.  w.  für  das  preussische  Rechts- 
gebiet.    IX.  Aufl.     BerHn,    Decker.      1882.     4  M.  40  Pf. 

Verf.  will,  wie  er  sich  in  der  Einleitung  ausdrückt,  durch  sein 
Werk  nicht  nur  den  Juristen,  sondern  auch  den  Vormündern 
und  Testamentsexekutoren  einen  Anhalt  für  die  Ausübung  ihres 
Amtes  bieten.  Er  behandelt  in  demselben  hauptsächlich  zwei 
Materien,  die  Nachlassregulierung  und  das  Vormundschaftswesen, 
wobei  er  der  Teilungspfiegschaft  ein  besonderes  Kapitel  widmet. 
In  einem  Anhange  werden  verschiedene,  mit  jenen  Materien  in 
einem  gewissen  Zusammenhang  stehende  Gesetze  und  Vorschriften 
bald  ganz,  bald  auszugsweise  abgedruckt,  und  zwar  das  Gesetz 
über  die  Geschäftsfähigkeit  ^linderj ähriger  vom  12.  Juli  1875, 
Kostenbestimmungen,  die  Gesetze  über  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  (unvollständig)  vom  6.  Februar  1875,  über  die 
Unterbringung  verwahrloster  Kinder  vom  13.  März  1878,  und 
iber  die  Zwangsvollstreckung  gegen  Benefizialerben  vom  28.  Mäi^z 
[1879,  die  Hinterlegungsordnung  (unvollständig)  und  ein  das 
[Entmündigungsverfahren  umfassender  Auszug  aus  der  Z.P.O. 

Die   Nachlassregulierung    hat    eine   in   systematische   Form 
jekleidete  Bearbeitung  gefunden,    die  sich  in  ausführlicher  und 
[eingehender  Weise  mit  allen  einschlagenden  Fragen  des  materiellen 
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und  formellen  R.  beschäftigt.  Nachdem  sie  die  verschiedenen 
Arten  der  Erwerbung  einer  Erbschaft  und  das  Verhältnis  von 
Miterben  zu  einander  und  zu  Dritten  (den  Nachlassgläubigern 
und  Nachlassschuldnern)  erörtert  hat,  bespricht  "sie  die  Erbfolge- 
ordnung ex  testamento  und  ab  intestato.  Hierbei  berücksichtigt 
sie  die  verschiedenen  Arten  der  Testamentserrichtung  und  die 
Aufbewahrung  und  Publikation  der  Testamente.  Sodann  geht 
sie  über  zu  dem  Verfahren  behufs  Regulierung  eines  Nachlasses, 
stellt  die  Konstituierung  der  Aktiv-  und  Passiv-Masse  dar  und 
schliesst  mit  der  Skizzierung  der  Erfordernisse  eines  Erbrezesses. 
P>ei  dem  Mangel  einer  Rechtseinheit  in  den  erbrechtlichen  Ver- 
hältnissen innerhalb  Preussens  hat  der  Verf.  zwar  die  landrecht- 
lichen Vorschriften  seinen  Erörterungen  zum  Grunde  gelegt, 
jedoch  auch  verschiedene  Provinzialrechte  und  vor  allen  Dingen 
das  märkische  berücksichtigt.  Auf  eine  Vollständigkeit  durch 
Heranziehung  aller  in  Preussen  geltenden  Provinzialrechte  macht 
die  Arbeit  keinen  Anspruch. 

Das  Vormundschaftswesen  ist  durch  eine  kommentatorische 
Bearbeitung  der  Vorm. -Ordnung  vertreten,  die  jedoch  eine  grössere 
Ausfühi'lichkeit  und  eine  Erwähnung  der  mannigfachen  Kontro- 
versen vermissen  lässt.  Auch  von  den  in  den  Anhang  aufge- 
nommenen Gesetzen  werden  das  vom  28.  März  1879  und  die 
Hinterlegungsordnung  von  einzelnen  Anmerkungen  begleitet. 
Weshalb  übrigens  bei  dem  letzteren  Gesetze  die  gerade  für  das 
amtsgerichtliche  Verfahren  wesentlichen  §§.  90  und  9 1  keine  Auf- 
nahme gefunden  haben,  will  nicht  einleuchten. 

Die  Ansicht  des  Verf.  über  die  Mittel,  von  dem  .Besitzer 
des  Nachlasses  die  Leistung  des  Offenbarungseides  (S.  6)  und  die 
Einreichung  eines  Nachlassinventars  (118  u.  148)  zu  erzwingen, 
scheint  mit  den  Vorschriften  der  Z.P.O.  über  die  Zwangsvoll- 
streckung nicht  vereinbar.  Im  ersten  Falle  dürfte  nur  der 
§.  774  Z.P.O.  anwendbar  werden,  im  andern  fehlt  der  Nachweis, 
dass  die  Vollstreckungsermächtigung  des  Nachlassrichters  zu  den 
im  §.  702  Z.P.O.  gedachten  Urkunden  gehört.  Der  Satz  (S.  27), 
dass  der  Konkursverwalter  für  den  Gemeinschuldner  die  Ei'b- 
schaftsentsagungserklärung  abzugeben  habe,  ist  ebenso  wie  die 
Ansicht  (S.  48),  dass  der  §.  261,  I.  12  A.  L.R.  nicht  auAvendbar 
sei,  wenn  ein  überlebender  Ehegatte  mit  andern  ohne  Quoten- 
bestimmung zum  Erben  eingesetzt  worden,  mit  Recht  bestritten 
(cf.  z.  B.  V.  Völderndorff,  die  Konk.-Ord.  B.  I.  S.  115  und  Koch, 
A.  L.R.  Ausg.  V  zu  §.  261).  Als  eine  sinnentstellende  Omission 
des   Druckers   ist  es   wohl   anzusehen ,    wenn   S.  65  alle  Zuwen- 
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düngen  über  3000  M.  als  der  königlichen  Genehmigung  bedürfend 
aufgeführt  werden,  während  doch  das  Gesetz  vom  23.  Februar 
1870  dieselbe  nur  bei  derartigen  Zuwendungen  an  in-  oder  aus- 
ländische Korporationen  und  andre  juristische  Personen  erfordert. 

Meves. 

Schiifner,   L.     Systematisches  Lehrbuch   des   österr.  all- 
gemeinen   Zivil-R.      I.   Bd.,    den   allgemeinen    Teil   ent- 
haltend.   Wien,  Holder.    VIII  u.  214  +  88  +  104  -r  238  S. 
13  M.  60  Pf.  (6  fl.  80  kr.  österr.) 
Der  Verf.    begann  (als   Rechtslehrer   in   Czernowitz)   mit  der 
Veröffentlichung  des  vorliegenden  Werkes  im  Jahre  1876,  geleitet 
von  dem  auch  nach  dem  Erscheinen  des  epochemachenden  Werkes 
von  ünger   noch   bestehenden   Bedürfnisse   nach  einem  systema- 
tischen Lehrbuche  des  österr.  allgemeinen  Privat-R.    Dabei  wollte 
er  aber  zunächst  einen  Leitfaden  für  Reebtshörer  geben ,    durch 
welchen    sich   diese   auf   der    Grundlage   und   nach,   dem    meist- 
befolgten Systeme  der  gemeinen  Jurisprudenz  die  Elemente  jenes 
R.  aneignen  könnten;    allein  wenn  er  dabei  anfänglich  die  Ver- 
trautheit   mit   dem   gemeinen  R.  als  wesentlich  voraussetzen  zu 
dürfen  glaubte,  so  hat  er  doch  bei  der  Fortführung  seiner  Arbeit 
den  Rahmen   des   Leitfadens   bald   verlassen,    und   es    liegt   uns 
nunmehr  der  allgemeine  Teil  in  einer  giündlichen  und  ausführ- 
lichen Behandlung  vor ,  welche ,  das  akademische  Lebrbedüi'fnis 
übersteigend  und  mit  reicher  Benutzung  der  einschlägigen  Litte- 
ratur  verbunden,  sich  an  den  grossen  Kreis  der  Rechtsgelehrten 
^nicht  nur  in  Oesterreich ,   sondern  auch  ausserhalb  der  schwarz- 
felben  Grenzpfähle  wendet. 

In  der  Einleitung  begegnen  wir  einer  Geschichte  der  Kodi- 
fikation des  allgemeinen  Privat-R.  in  Oesterreich,  an  welche  sich 
eine  Würdigung  des  österreichischen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
nebst  der  Darlegung  des  von  demselben  befolgten  Systems  und 
eine  Litteratui'übersicht  knüpft  (§§.  1 — 5). 

Der  allgemeine  Teil  zerfällt  in  2  Abteilungen.    Die  1.  be- 
handelt die  Privatrechtsnormen  an  sich,    die  2.  die  Privat- 
rechtsverhältnisse  im    allgemeinen.     In   der   1.  Abteil,    sind   die 
Quellen  des  Privat-R.,  die  Verschiedenheit  der  Rechtssätze  nach 
^Umfang,   Inhalt  und  Ausdrucksweise  und    die  Anwendung   der 
*rivatrechtsnormen  (Texteskritik,  Gesetzesauslegung,  Grenzen  der 
inwendung)  zum  Gegenstande  der  Erörterung  genommen  (§§.  6 
t)is  23). 

Die  2.  Abteil.  —  von   den  Privatrechtsverhältnissen 
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im  allgemeinen  —  zerfällt  in  7  Hauptstücke.    Das  1.  Haupt- 
stück (§§.  24—34)   befasst  sich  mit  dem  Wesen  und  den  Arten 
der   Privatrechtsverhältnisse    (Einteilung    in   Personen-  und  Ver- 
mögensrechte, dingliche  und  persönliche,  unmittelbare  und  mittel- 
bare, absolute  und  relative,    freie  und  gebundene,  regelmässit^e 
und    regelwidrige ,    übertragbare    und    bloss    persönliche ,    affir- 
mative und  negative,  vollkräftige  und  schwache,  Vor-  und  Haupt- 
rechte u.  s.  w.).     Das  2.  Hauptstück  handelt  von  den  Personen 
im  allgemeinen,    mit   einer  Unterscheidung  der  natürlichen  und 
der  juristischen  Personen    (§§.  35— 64  a).     Die   natürlichen  Per- 
•  sonen   werden    bezüglich   ihrer  Existenz ,    ihres   Personenstandes 
und  dessen  Beurkundung,   ihrer  rechtlichen  Fähigkeit  im  allge- 
meinen und  der  einzelnen  rechtlich  bedeutenden  Verschiedenheiten 
nach  Geschlecht,  Alter,  Verwandtschaft,  körperlicher  und  geistiger 
Beschaffenheit,  Vermögensstand,  Religion,  sozialer  Stellung,  Staats- 
angehörigkeit  rechtlich   geschildert.     Wenn  der   Verfasser   aber 
die  natürlichen  Personen   auch   in  Einzel-   und    Gesamtpersonen 
unterscheidet ,    und  unter  letzteren  beispielsweise  die  Gläubiger- 
schaft im  Konkurse  und  kraft  der  bücherlichen  Behandlung  von 
Teilschuldverschreibungen  die  Gesamtheit  der  jeweiligen  Papier- 
besitzer aufsucht,  daneben  aber  das  Wesen  der  juristischen  Person 
darin  erblickt,   „dass  vom  objektiven  E.  ein  thatsächlich  unper- 
sönliches   subjektloses  Vermögen,    welches   eine   gewisse  Bestim- 
mung hat,  als  Personenvermögen  (als  Vermögen  eines  Subjekts), 
und  zugleich  etwas  thatsächlich  Unpersönliches  als  Subjekt  dieses 
Vermögens  fingiert  wird",    so    dürfte   sowohl   letzterer  Versuch, 
zwei  bezüglich   der  juristischen  Person    aufgestellte  Definitionen 
zu  kombinieren,    als  die  ganze  Einteilung  angesichts  des  beson- 
deren   mit   der   juristischen   Persönlichkeit   verknüpften   Rechts- 
begriffes ziemlich  bedenklich  sein.    Jedenfalls  ist  die  Bezeichnung 
als  juristische  Person    im  §.  59  auf  eine  Reihe   von  Instituten, 
Korporationen  und  Vereinen  übertragen,  bei  welchen  wir  an  alles 
eher,  als  an  eine  juristische  Person  im  üblichen  Sinne  des  Wortes 
zu    denken    gewohnt   sind.     Weniger   ist   dagegen    zu   erinnern, 
dass  der  Verfasser  bezüglich  der  Einträge   in  die   Gesellschafts-, 
Genossenschafts-    etc.    Register    gleichfalls    von    einer    Beurkun- 
dung   des    Personenstandes    spricht.      Das    3.   Hauptstück    be- 
schäftigt sich  mit  den  Sachen  im  allgemeinen  (§§.  65 — 79),  wobei 
die  rechtlich  bedeutenden  Verschiedenheiten  der  Sachen,  insbeson- 
dere die  Verkehrsfähigkeit,  die  Vermögensangehörigkeit,  die  Ein- 
teilung in  gegenwärtige   und  zukünftige ,    bewegliche  und  unbe- 
wegliche, einfache  und  zusammengesetzte,  teilbare  und  unteilbare 
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Sachen,  die  Yerbrauchbarkeit,  Vertretbarkeit,  Erkennbarkeit,  Be- 
stimmtheit, ünt«r-  und  Ueberordnung  der  Sachen  wissenschaftlich 
untersucht  werden.  Das  4.  Hauptstück  gilt  dem  Vei'mögen  und 
seinen  Bestandteilen  überhaupt  (§§.  80—89)  und  darf  hier  die 
Abhandlung  über  den  Begriff  „Geld"  in  §.  83  besonderer  Be- 
acbtung  empfohlen  werden.  Ganz  besonderes  Interesse  bietet 
das  5.  Hauptstück,  das  unter  dem  Titel  ,vom  Institute  der 
öffentlichen  Bücher  im  allgemeinen"  (§§.  90 — 113)  den  Entwicke- 
lungsgang,  die  neueste  Gestaltung  und  die  Prinzipien  des  österr. 
Tabular-R.  schildert.  Bezüglich  des  Pfandbrief-  und  Prioritäts- 
Obligationengesetzes,  mit  welchem  die  Gesetzgebung  Oesterreichs 
die  deutsche  Gesetzgebung  überflügelt  hat,  möchten  wir  die  Leser 
besonders  auf  die  §§.  68  a,  87,  88,  97  VI  4  C  und  107  des  voi^ 
liegenden  Werkes  verweisen.  Das  6.  Hauptstück  (§§.  114 — 137) 
handelt  von  den  juristischen  Thatsachen,  mit  besonderer  Be- 
ziehung auf  Entstehung,  Aenderung  und  Endigung  der  Rechts- 
verhältnisse. Das  7.  Hauptstück  (§§.  138 — 154)  vom  Privat- 
rech tsschutze ,  nämlich  vom  Selbstschutze  gegen  erlittene  Beein- 
trächtigungen, von  der  gerichtlichen  Geltendmachung  der  Privat- 
rechtsansprüche und  von  den  Sicherungsmitteln  gegen  mögliche 
Verletzungen. 

Wir  glauben  uns  darauf  beschränken  zu  sollen,  die  deutsche 
Juristenwelt  auf  diese  hervorragende  Erscheinung  auf  dem  Ge- 
biete der  österr.  RechtsKtteratur  gebührend  aufmerksam  zu 
machen  und  dem  Verf.  den  Wunsch  entgegenzubringen,  dass  es 
ihm  vergönnt  sein  möge,  sein  „systematisches  Lehrbuch"  auch  in 
den  besonderen  Teilen  zum  glücklichen  Ende  zu  fuhren. 

O.L.Ger.R.  Heinsheim  er  (Karlsruhe). 


IV,    Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Gardeike.      Die    Verträge     unter     Abwesenden    und    die 
Rechtsverhältnisse  bis  zum  vollendeten  Abschluss. 
Eine  gemeinrechtliche  Abhandlung   mit   besonderer  Berück- 
sichtigung des  Handels-R.  und  der  neuesten  Praxis.    Berlin. 
Heymann.     1882.     IV  u.  335  S.     7  M. 
Diese  Abhandlung   sucht   die  Theorie  des  Vertrags  und  seine 
Elemente  von    da  an   weiter    zu   entwickeln,    wohin    sie    durch 
Köppens    „obligatorischen  Vertrag  unter  Abwesenden"    (1871) 
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gestellt  worden  ist.  Von  Köppens  Abhandlung  unterscheidet  sich 
die  vorliegende  Arbeit  zunächst  in  der  Begründung ;  der  Verf. 
ist  bemüht,  die  im  wesentlichen  von  Koppen  gefundenen  Resul- 
tate —  die  Unterscheidung  der  „Rechtsgeschäfte"  innerhalb 
des  Vertrags  —  auf  die  gesetzlichen  Bedingungen  für  die  Gültig- 
keit der  Rechtsgeschäfte,  sowie  auf  den  Nachweis  zu  gründen, 
„dass  in  den  konstituierenden  Verträgen  ohne  Tradition  für  ein 
subjektives  R.  des  Oblatus  die  einseitige  Offerte  den  gesetzlichen 
Bedingungen  der  Gültigkeit  als  Rechtsgeschäft  entspricht,  und 
deshalb  unter  Abwesenden  das  einseitige  Rechtsverhältnis  der 
Delation  begründet.'"  Ausser  diesem  Versuche  einer  Nachbegrün- 
dung der  Köppenschen  Unterscheidung  ist  das  Buch  G.'s  aber  auch 
dadurch  von  der  Abhandlung  Köppens  unterschieden,  dass  es 
weitere  Gebiete  des  Obligationen-R.  umfasst,  insbesondere  die 
bona  fides  bei  Kontrakten  ausführlich  erörtert  und  die  Lehre 
vom  Erfüllungsort  der  Obligationen  unter  Abwesenden  in  die 
Diskussion  stellt.  Die  konstruktive  Abweichung  der  Ansicht  G.'s 
von  der  Köppens  erhellt  am  deutlichsten  aus  der  Auffassung 
vom  Thatbestande  des  „Rechtsgeschäfts:  G.  sieht  diesen  That- 
bestand  nur  in  den  „gesetzlichen  Bedingungen  der  Gül- 
tigkeit des  Rechtsgeschäftes "  und  teilt  dann  diese  ein  in  „be- 
sondere Bedingungen  für  die  Wirksamkeit  der  gesetzlichen  Ge- 
nehmigung" und  in  „gesetzliche  Bedingungen  für  die  Gültigkeit 
des  Geschäftswillens  als  des  Gegenstandes  der  gesetzlichen  Ge- 
nehmigung;" —  Koppen  denkt  sich  den  Thatbestand  des  Rechts- 
geschäfts zusammengesetzt  aus  zweierlei:  dem  Errichtungsakt, 
welcher  in  den  den  Inhalt  des  Rechtsgeschäfts  schaffenden  Willens- 
erklärungen besteht,  und  den  juristischen  Voraussetzungen,  ohne 
welche  der  Errichtungsakt  kein  Rechtsverhältnis  erzeugen  kann ; 
während  nach  Koppen  der  Konsens  des  Oblatus  wesentlich  ist 
für  das  Rechtsverhältnis  aus  dem  Vertrage ,  nicht  aber  für  den 
Vertrag  selbst,  gibt  es  nach  G.  —  wie  auch  nach  der  herrschen- 
den Meinung  —  keinen  Vertrag  ohne  Konsens. 

G.  behandelt  in  einem  I.  Buche  „die  zivilrechtlichen  Grund- 
lagen", insbes.  die  Bestandteile  des  Vertrags,  in  einem  II.  „die 
konstituierenden  Verträge  ohne  Tradition",  in  einem  III.  „die 
Traditionsverträge",  in  einem  IV.  „die  remissorischen  und  libe- 
ratorischen  Verträge"  und  beleuchtet  in  einem  V.  Buche  „die 
bisherigen  Theorieen  über  die  Verträge  unter  Abwesenden". 

Gareis. 
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V.    Zivilprozess. 

Eisele,  Fr.    Kognitur  und  Prokuratur,  Untersuchungen 

zur  Geschichte   der   prozessualen   Stellvertretung. 

Freiburg  u.  Tübingen,  Mohr.  252  S.  6  M. 
Die  Kognitur  ist  altzivilen  Ursprungs.  Sie  gehört  dem  Legis- 
aktionenprozess  an.  Die  formelle  Natur  des  Bestellungsaktes 
kennzeichnet  sie  als  Institution  des  alten  Rechts.  Da  aber 
klare  Quellenaussprüche  das  Agere  alieno  nomine  im  Lege  agere, 
von  den  bekannten  Ausnahmen  abgesehen,  ausschliessen,  so  wird 
die  Kognitur  in  das  ludicium  verlegt.  Am  Schlüsse  des  Ver- 
fahrens in'  jure  nach  erfolgter  Litiscontestation  soll  die  Anwalts- 
bestellung zulässig  gewesen  sein.  Die  entgegenstehenden  Quellen- 
zeugnisse werden  zu  Gunsten  dieser  Ansicht  energisch  interpretiert: 
auctor  ad  Herennium  II,  13,  §.  20  auf  das  Ladungs-E.  und  zwar 
auf  die  Pflicht  der  Presshaften,  sich  ohne  Recht  auf  Gestellung 
eines  Fuhrwerks,  in  iudicio  vertreten  zu  lassen  bezogen ;  Cic.  pro 
A.  Roscio  §§.  32,  35,  53  handelt  nicht  von  Anwaltsbestellung 
vor,  sondern  nach  der  Litiscontestation;  diese  sollen  Roscius 
und  Fannius  persönlich  gemeinschaftlich  gegen  Flavius  voll- 
zogen haben ;  Gaius  r\^,  §.  82  beweist  nichts,  da  er  schon  unter 
dem  Einfluss  späterer  Vorstellungen  sich  befindet ;  die  Gaianische 
Formel  IV,  §.  83  „agere  volo"  gehört  in  die  Zeit  des  Formu- 
larprozesses, die  andere  „fundum  peto"  ist  die  echte,  alte;  „actio" 
nämlich  ist  die  Rechtsverfolgung  vor,  „petitio"  nach  der  Litis- 
contestation, „persecutio"  in  der  Vollstreckungsinstanz;  Fr. Vatic. 
§,  318,  319  sind  nur  spätere  Abschwächungen  der  alten,  ur- 
sprünglichen Formenstrenge. 

Diese  Kognitur  ist  direkte  Stellvei-tretung  in  iudicio  ohne 
Dominium  litis.  Das  Urteil  geht  für  und  wider  den  Dominus. 
Die  Stellvertretung  beruht  nicht  auf  Mandat,  sondern  auf  ein- 
seitigem Akt,  Jussus,  und  hinzutretender  Genehmhaltung  des 
Kognitor.  Der  ausnahmsweise  beim  Lege  agere  in  jure  zuge- 
lassene Kognitor  handelt  alieno  nomine  und  wird  Dominus  litis. 

Diese  älteste  Kognitur  hat  sich  bis  zur  lex  Julia  erhalten. 
-Bei  Cicero  erscheint  die  Kognitur  noch  auf  das  ludicium  be- 
schränkt." Erst  durch  jenes  Gesetz  gewinnt  sie  die  uns  aus 
Gaius  geläufige  Gestalt.  Jetzt  ist  sie  nicht  mehr  direkte  Stell- 
vei-tretung;  weder  die  Bestellung  der  Kautionen  durch  den  Do- 
minus, noch  das  Dare  actionem  iudicati  für  und  gegen  den  Do- 
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minus  sprechen  dagegen.  Die  Diflferenz  des  Dominium  litis  des 
Kognitor  und  Prokurator  wird  geleugnet,  wenn  schon  die  Diffe- 
renzen in  der  Rechtsstellung  beider  im  wesentlichen  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  bisherigen  Doktrin  entwickelt  werden. 
Auch  das  Dominium  litis  des  Kognitor  und  des  Prokurator  in 
rem  suam  wird  als  identisch  behandelt. 

Die  älteste  Prokur atur  hat  ihren  Ausgangspunkt  im  pro- 
curator  omnium  bonorum,  dem  procurator  absentis.  Ihr  Rechts- 
grund ist  das  Mandat,  aber  nicht  notwendig  das  Mandat.  Sie 
ist  vollmachtlose  Vertretung,  Geschäftsführung ;  die  Kognitur  ist 
prozessualisches  Vollmachtsverhältnis.  Jene  erstreckt  sich  von 
vornherein  auf  den  ganzen  Prozess  und  findet  ihre  Stelle  im  For- 
mularprozess.  Sie  bedingt  die  Succession  in  die  Parteirolle  und 
doch  ist  sie  nicht  eigentlich  Succession,  denn  auf  klägerischer 
Seite  wirkt  sie  Anspruchsverdoppelung.  Hieran  reiht  sich  die 
Bemerkung ,  dass  die  Zession  nicht  durch  das  Medium  der  Pro- 
kuratur,    sondern  der  Kognitur   ermöglicht  und   entstanden  ist. 

Mit  dem  Vorstehenden  beschäftigt  sich  die  erste  Hälfte  des 
Buches  (bis  S.  124).  Es  folgt  die  Darstellung  der  Wandlungen 
der  Prokuratur  und  der  Ausgleichung  der  Gegensätze  (124 — 186). 
Die  Huschkesche  Ansicht,  dass  schon  in  der  vorgaianischen  Zeit 
der  beauftragte  Prokurator  rem  in  iudicium  deduziert  habe, 
wird  abgewiesen.  Noch  zu  Gaius  Zeit  hat  das  Mandat  nicht 
regelmässige  Konsumptionskraft ;  der  Schlusssatz  von  Gaius  IV, 
§.  84  wird  als  Glossem  bezeichnet.  In  der  klassischen  Zeit  voll- 
zieht sich  jene  Krafterweiterung  des  Auftrags,  und  zwar  nimmt 
sie  ihren  Anfang  bei  Tutoren  und  Kuratoren  durch  Fortfall  der 
cautio  de  rato;  es  folgen  der  procurator  praesentis,  apud  acta 
factus  (deren  Begriff  untersucht  und  festgestellt  wird),  per  literas 
datus;  es  entwickelt  sich  der  Satz,  dass  jeder  Prokurator  mit 
Spezialmandat  und  jeder  procurator  omnium  bonorum  die  actio 
des  Dominus  durch  ihre  Litiscontestation  konsumieren  (S.  177 
u.  179).  Den  Abschluss  bringt  die  Konstitution  von  Severus 
Alexander  a.  227  1.  10  c.  de  proc.  Jetzt  hat  jedes  Mandat, 
welches  ausdrücklich  oder  implicite  Prozessführung  aufträgt, 
Repräsentationswirkung.  ,Das  Mandat  hat  aber  damit  nicht  die 
Bedeutung  einer  Vollmacht  erlangt",  nicht  die  Wirkung  direkter 
Stellvertretung,  sondern  an  sich  die  Wirkung  des  Jussus. 

Der  Schluss  des  Werkes  ist  der  Legitimationsfrage,  der  Ex- 
ceptio procuratoria  und  cognitoria  als  Rüge  mangels  Auftrags 
gewidmet.  Die  Exceptio  procuratoria  in  der  Zeit  des  noch  durch- 
gängigen Ausschlusses  der  Konsumptionswirkung  und   der  Not- 
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wendigkeit  der  cautio  de  rato  ei-klärt  sich  aus  dem  Interesse 
an  der  Vermeidung  der  Doppelverfolgung.  Die  Exceptio  procura, 
toria  betriflFt  nicht  nur  die  Sachlegitimation  (Bülow),  nicht  nur  die 
Prozesslegitimation  (Salpius),  sondern  beides.  Sie  wirkt  prozess- 
hindemd  in  jure;  erst  in  iudicio  ist  sie  reine  Sachlegitimations- 
einrede,  aber  auch  hier  wesentlich  verschieden  von  einer  materiellen 
Exceptio  peremtoria.  Die  Beweislast  trifft  den  Kläger.  Die  Ex- 
ceptio cognitoria  wird  als  möglich  angenommen.  Eine  auch  hier 
neues  bringende  eingehende  Erörterung,  der  die  verschärfte  Legiti- 
mationsprüfung fordernden,  tief  in  die  Prozessgestattung  einschnei- 
denden c.  3  C.  Th.  de  cogn.  et  proc.  H,  12  (218—248)  schliesst 
die  scharfsinnige  Untersuchung,  welche  bedeutende  Anregung 
und  Förderung  auch  denen  bringt,  die  den  Ansichten  des  Verf. 
nicht  überall  folgen  können.  Wach. 

Petersen.     Die    Zivilprozessordnung    für    das    Deutsche 
Reich  nebst  Einführungsgesetz.     Erläutert.     2.  verm. 
u.  verb.  Aufl.    I.  Abt.    Lahr,  Schauenburg.     1882.     480  S. 
9  M. 
Vermehrt  ist  die  neue  Aufl.  durch  Besprechung   der  während 
der  letzten  drei  Jahre   in  Wissenschaft   und  Praxis   neu   aufge- 
worfenen Fragen    aus   dem  Gebiete   der  Z.P.O.  und   durch  fort- 
laufende Verweisung  auf  die  neueren  litterarischen  Erscheinungen, 
welche  das  Zivilprozess-R.  zum  Gegenstande  haben :  da  nicht  nur 
■  die  im   ganzen  Reich   verbreiteten,    sondern    auch  die  ihrer  Be- 
stimmung nach  auf  partikulare  Rechtsgebiete  beschränkten  Zeit- 
schriften   und    ürteilssammlungen     Berücksichtigung    gefunden 
haben,  ist  der  in  den  Noten  gegebene  Litteratumachweis  äusserst 
vollständig.     Eine  Verbesserung   liegt   ausserdem   in  der  höchst 
sorgfältigen  Sichtung,  welcher  die  aus  der  1.  Aufl.  übernomme- 
nen Erläuterungen  unterworfen  sind.     Alles    selbstverständliche, 
alle  Umschreibungen  des  Gesetzestextes  sind  gestrichen,  die  Ver- 
gleiche   mit    älteren   Entwürfen    und    aufgehobenen    Prozessord- 
nungen fortgelassen,  die  legislatorischen  Erörterungen   und  die 
Ratschläge  zur  praktischen  Handhabung  des  Gesetzes  unterdrückt, 
endlich  die  Mitteilungen  aus  der  Entstehungsgeschichte  und  den 
Motiven  auf  das  allernotwendigste  beschränkt.     Indem  sich  der 
Verf.  also  ganz  auf  die  wissenschaftliche  Darstellung  des  Inhalts 
der  Z.P.O.  konzentriert   hat,    ist   es   ihm   trotz   des   erheblichen 

I dieser  Aufl.  zugeführt^n  Materials  gelungen,  den  Umfang  der 
letzteren,  soweit  sie  vorliegt,  auf  vier  Fünftel  der  ersten  Aufl.  zu 
reduzieren.     Seine  frühere   Ansicht   hat  der  Verf.  in    dem   den 
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Inhalt  der  I.  Abt.  bildenden  Kommentar  zu  §§.  1—280  Z.P.O. 
nur  bei  wenigen  Punkten  geändert :  die  wichtigsten  Abweichungen 
sind,  dass  er  jetzt  den  §.  33  mit  Löning  nur  auf  die  Voraus- 
setzungen des  Gerichtsstands  der  Widerklage  bezieht  und  den 
§.  154  nicht  mehr  auf  das  Verfahren  vor  dem  beauftragten  oder 
ersuchten  Richter  für  anwendbar  hält.  Sydow. 

Rassow  und  Küntzel.  Beiträge  zur  Erläuterung  des 
deutschen  R,  3.  Folge,  VI.  Jahrgang,  1.  Heft.  Berlin, 
Vahlen.     (vgl.  S.  194.) 

Im  neuesten  Heft  dieser  Zeitschrift,  welche  mehr  und  mehr 
auch  ausserhalb  Preussens  sich  einbürgert,  sucht  Schwalbach 
zu  zeigen,  dass  nach  der  Z.P.O.  der  „Fall  der  Versäumung "  und 
der  „Eintritt  der  Versäumnis"  (§.  474,  2  vgl.  m.  §.  310  u.  216) 
sich  nicht  decken;  es  sei  zu  unterscheiden:  „ist  die  Partei  ob- 
jektiv säumig?"  und  „muss  das  Gericht  nach  Lage  der  Sache 
ein  Versäumnisurteil  erlassen?"  Der  §.  474,  2  habe  deshalb  für 
die  Berufungsinstanz  eine  andre  Bedeutung  als  für  die  Revision 
(§.  529,  bezw.  §.  511).  ünstatthaftigkeit  der  Berufung  und 
materielle  Zurückweisung  derselben  nach  §.  474,  2  wird  hiebei 
nicht  unterschieden.  Versäumnis  soll,  ungeachtet  des  §.  300, 
Nr.  2,  nicht  vorliegen,  wenn  die  Partei  selbst  mangelhaft  ge- 
laden hat  und  dann  im  Termin  ausbleibt.  Aus  §.  302  wird  ge- 
folgert, dass  jede  Behindei'ung  durch  Naturereignisse  und  andre 
unabwendbare  Zufälle,  auch  wenn  das  Gericht  nicht  nach 
§.  302  verfährt,  die  Versäumung  ausschliesse ,  und  wird  des- 
halb zur  nachträglichen  Entschuldigung  des  Ausbleibens  im  Termin 
für  solche  Fälle  allgemein  die  Berufung  nach  §.  474,  Abs.  2, 
bezw.  310  und  21ü  gewährt.  Bei  Vertagung  nach  §.  302  soll 
(entgegen  dem  Grundsatze  des  §.  297)  nur  über  die  Versäumung 
im  früheren  Termin  verhandelt  werden,  so  dass  wegen  letzterer 
ein  Versäumnisurteil  im  neuen  Termin  auch  nach  kontradik- 
torischer Verhandlung  zu  erlassen  wäre.  Verf.  findet  in  dem 
Antrag  auf  Erlassung  des  Versäumnisurteils  bereits  ein  Ver- 
handeln zur  Hauptsache,  welches  gegen  den  Antragsteller,  wenn 
später  Einspruch  erhoben  wird,  die  in  den  §§.  43,  38,  73,  241, 
247,  3  enthaltenen  Nachteile  begründe.  Der  Antrag  auf  Ver- 
säuranisurteil  soll  sich  nämlich  nicht  auf  eine  bereits  vorhandene 
Versäumnis  des  Gegners  stützen,  sondern  diese  soll  —  wegen 
§.  197, 2  —  dem  Autrag  erst  nachfolgen,  und  deshalb  soll  der  durch- 
gesetzte Einspruch  den  Prozess  in  ein  Stadium  zurückversetzen, 
in  welchem  der  Gegner  bereits  zur  Hauptsache  verhandelt  hatte. 
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Pfitzer  will  —  aus  legislativen  Erwägungen  und  ohne 
auf  die  in  den  Motiven  zur  Z.P.O.  angezogenen  Protokolle  der 
hannov.  Kommission  über  den  Begriff  des  unvollständigen  Ver- 
handeins einzugehen  —  totale  Versäumnis  auch  dann  annehmen, 
wenn  der  Kläger  nach  vollständiger  Einlassung  des  Beklagten 
der  weiteren  Verhandlung  sich  entzieht,  oder  wenn  der  Beklagte 
im  amtsgerichtlichen  Prozess  auf  Grund  prozesshindernder  Ein- 
rede gegen  die  Vorschrift  des  §.  465,  3  die  Verhandlung  zur 
Hauptsache  verweigert. 

Hönemann  deduziert  aus  dem  unbeschi'änkten  Noven-R. 
in  der  Berufungsinstanz  (§.  491)  und  der  Subsidiarität  der  Eides- 
zuschiebung  (§§.  418,  419)  das  R.  der  Parteien,  im  Fall  der 
Auferlegung  des  def.  Eids  durch  Urteil,  nicht  bloss  auf  Grand 
rechtskräftigen  Meineidsurteils  (§.  432),  sondern  unbeschränkt 
zur  Führung  neuen  Beweises  den  Eid  zu  widerrufen ,  indem  er 
einer,  wie  es  scheint,  dem  preussischen  Prozess-R.  entnommenen 
Terminologie  folgend,  den  Antritt  andern  Beweises  und  den 
Widerruf  des  Eids  identifiziert  und  von  der  Supposition  ausgeht, 
als  ob  die  von  ihm  angeführten  Ausleger  der  Z.P.O.  im  Fall 
eines  durch  Eid  bedingten  Urteils  nur  unter  der  Voraussetzung 
des  §.  432  neue  Beweise  in  der  Berufnngsinstanz  zulassen, 
während  es  nach  diesen  hiezu  eines  Widerrufs  gar  nicht  bedarf, 
sondern  der  Eid  infolge  der  Noven  nur  nach  §§.  418,  419  nach- 
träglich in  die  letzte  Linie  kommt. 

Deutschmann  behandelt  das  arg.  a  contrario  als  eine  all- 
gemeine logische  Schlussform,  als  sog.  disjunktiven  Schluss,  an- 
knüpfend an  das  System  der  Logik  von  Ueberweg.  Als  Beispiel 
unrichtiger  Verwendung  des  arg.  a  contr.  dient  ihm  die  bekannte 
Entscheidung  des  Reichsgerichts  über  die  Einlegung  des  Ein- 
spruchs (B.  III,  S.  408  ff.) 

Küntzel  erörtert  die  neuerdings,  namentlich  von  den  österr. 
Juristen  Exner,  Strohal  und  Conrad  im  Anschluss  an  das  österr. 
Grundbuchsgesetz  v.  25.  Juli  1871  bearbeitete  Lehre  von  der 
Vorrechtseinräumung,  d.h.  von  der  Abtretung  des  einem  Pfand-R. 
zukommenden  Rangs  an  einen  nachfolgenden  Pfandgläubiger  in 
ihrer  Wirkung  auf  die  Zwischenhypotheken,  wobei  es  zunächst 
die  verschiedenen  Konstruktionen  jenes  Instituts,  wie  sie  für  das 
gemeine  R.  von  Dernburg  und  Windscheid,  für  das  österr.  von 
den  vorgenannten  Autoren,  für  das  bayer.  von  Regelsberger  und 
für  das  württemb.  von  Römer  versucht  woi'den  sind,  mit  Bezug 
auf  das  preuss.  Eigentumserw.-Ges.  v.  5.  Mai  1872  einer  ebenso 
eingehenden,  als  scharfsinnigen  Kntik  —  nach  Begriff  und  Trag- 
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weite  —  unterwirft.  Den  Schluss  des  Heftes  bilden  Eechtsfälle 
aus  der  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen  und  Besprechungen 
der  neuesten  Litteratur  des  Zivil-R.  und  Zivilprozesses. 

Gaupp. 

Sperling.  Die  Bearbeitung  der  Konkurssachen  ohne 
Gläubigerausschuss,  insbes.  die  sich  aus  dem  Auf- 
sichts-R.  zur  Sicherung  des  Richters  ergebenden 
Anordnungen.     Berlin,  Vahlen.     1882.     24  S.     60  Pf. 

Der  Verf.  empfiehlt,  dass  der  Konkursrichter,  um  sich  vor 
Regressen  zu  schützen,  beim  Fehlen  eines  Gläubigerausschusses 
sein  Aufsichts-R.  thunlichst  zur  Einschränkung  der  Selbständig- 
keit des  Verwalters  anwende.  Er  soll  den  letzteren  veranlassen, 
ihn  nach  der  Eröffnung  des  Verfahrens  und  später  durch  schrift- 
liche Berichte  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten,  die  eingehenden 
Gelder  bei  der  staatlichen  Hinterlegungsstelle  zu  deponieren,  dem 
Richter  periodisch  Kassenbuchauszüge  vorzulegen:  bei  Vertei- 
lungen soll  das  Geld  von  der  Hinterlegungsstelle  an  das  Amts- 
gericht abgeliefert  und  hier  sofoi-t  von  dem  Verwalter  an  die 
Gläubiger  ausgezahlt  oder  durch  die  Post  übersandt  werden. 
Es  soll  also  nach  Kräften  so  gehalten  werden,  wie  unter  der 
preuss.  Konk.-Ord.,  obwohl  die  Reichs-Konk.-Ord.  in  den  be- 
rührten Punkten  von  der  letzteren  bewusst  abweicht. 

Sydo  w. 


VI.    Strafrechtswissenschaft. 

Wächter,  C.  G.  v.  Deutsches  St raf-R.  Leipzig,  Breitkopf  u. 
Härtel.  1881.  XIII  u.  534  S.  11  M. 
Nachdem  vor  etwa  Jahresfrist  die  von  dem  dahingeschiedenen 
Meister  während  einer  langen  Reihe  von  Jahren  gehaltenen  Pan- 
dektenvorlesungen  durch  den  Sohn  0.  von  Wächter  publiziert 
worden  sind  (vgl.  oben  S.  14),  erfolgte  vor  kurzem  die  Heraus- 
gabe der  Vorlesungen  über  Straf-R.  Sechs  Jahrzehnte  hindurch 
hat  W.,  was  in  der  Vorrede  noch  besonders  hervorgehoben  wird, 
diesem  Gegenstande  seine  Arbeit  gewidmet,  wie  denn  die  Be- 
schäftigung mit  dem  Straf-R.  überhaupt  seinen  wissenschaftlichen 
Neigungen  am  meisten  entsprach.  Auch  in  diesen  Vorlesungen 
finden  wir  alle  die  Vorzüge  wieder,  die  den  unbestrittenen  Führer 
und  Meister  der  Wissenschaft,  in  seinen  Arbeiten  auszeichneten, 
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und  insbesondere  auch  seine  Pandekten  zu  einem  höchst  wert- 
vollen Werke  machen:  Präzision  in  der  juristischen  Begriffs- 
entwickelung, Klai'heit,  Einfachheit,  Gründlichkeit  und  Bestimmt- 
heit in  der  Darstellung.  Hier  wird  auch  wieder  einnjal  deutsch 
gesprochen,  im  geraden  Gegensatz  zu  jener  philosophisch-unver- 
ständlichen Redeweise,  die  sich  nicht  scheut,  selbst  in  „Lehr- 
büchern", die  an  erster  Stelle  sich  an  den  Studenten  wenden, 
bei  der  Definierung  strafrechtlicher  Begriffe,  unklare,  und  insbe- 
sondere aus  den  Naturwissenschaften  übertragene  termini  technici 
zu  verwenden  oder  mit  den  in  der  psychologischen  Wissenschaft 
üblichen  Ausdrücken  zu  operieren.  Die  Klarheit  und  Bestimmtheit 
der  Begriffe  und  die  fassliche  Art  der  Darstellung  erheben  das 
W.scheBuch  gerade  zu  einem  Lehr  buche  allerersten  Ranges,  mag 
dasselbe  immerhin  die  Litteratur  der  letzten  20  Jahre  etwas  stief- 
mütterlich behandeln.  Von  besonderem  Werte  sind  auch  hier,  wie 
bei  den  Pandekten,  die  „Beilagen" ;  es  sind  ausser  den  in  besonderer 
Ausgabe  erschienenen  40  Beilagen  noch  eine  Menge  andrer  in 
dem  Buche  selbst  enthalten.  Diesem  liegt  die  gewöhnliche  Sy- 
stematik zu  Grunde :  philosophische  Einleitung ,  historische  Ein- 
leitung, allgemeiner  Teil,  besonderer  Teil :  Verbrechen  gegen  die 
körperliche  Integrität,  gegen  die  Freiheit,  gegen  die  Ehre,  gegen 
das  Vermögen :  zwischen  die  gemeingefährlichen  Verbrechen  und 
die  Verbrechen  gegen  den  Staat  sind  Betrug  und  Fälschung, 
Untreue  und  Verbrechen  gegen  den  Personenstand  eingeschoben. 
Dann  folgen  Verbrechen  gegen  Religion  und  Sittlichkeit,  Polizei- 
verbrechen und  Beamtenverbrechen.  Der  allgemeine  Teil  ist  un- 
gleich wertvoller  und  stoffreicher  als  der  besondere,  erklärlieh 
durch  den  Umstand,  dass  wir  es  hier  mit  Vorlesungen  des 
verewigten  Verfassers  zu  thun  haben.  Manches,  vornehmlich  im 
besonderen  Teile  ist  sogar  dürftig  zu  nennen,  wie  z.  B.  das  Ka- 
pitel über  die  Beleidigung,  —  wo  die  Fälle  des  §.  193  Str.G.B. 
nicht  einmal  erwähnt  sind,  —  über  die  Urkundenfälschung  (§.  156), 
über  Bankrott(§.  161),  über  Personenstandsverrückung(§.  165)  u.  a. 

C.  Fuchs  (Jena). 

vSchwarze.       Die    Zurechnung     der     im    Zustande     hoch- 
gradiger    Trunkenheit     begangenen    Handlungen. 
(Gerichtssaal  Bd.  33,  S.  430—473). 
Vollständige  Trunkenheit  galt  bisher  nach  nicht  allgemein  an- 
erkannter   Ansicht    im    Sinne    des    §.51    Str.G.B.    als  Strafauf- 
hebungsgrund.   Dieser  Rechtssatz  würde  im  Falle  der  Annahme 
des   im  Jahre  1881  dem  Reichstage   vorgelegten  Gesetzentwurfs 


226       Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    6.  Heft. 

über  Bestrafung  der  Trunkenheit  eine  an  Aufhebung  gränzende 
Einschränkung  erfahren.  S.  unterzieht  nun  die  Frage,  in  wie 
weit  die  Trunkenheit  zur  völligen  Straflosigkeit  führe,  an  der 
Hand  jenes.  Gesetzentwurfs  einer  eingehenden  Erörterung.  Er 
gelangt  hierbei  zu  folgenden  Sätzen:  1)  ,Es  sei  zwar  richtig,  dass 
dem  Thäter  die  in  der  Unzurechnungsfähigkeit  verübte  That^ 
wenn  er  auch  die  Ausführung  in  zurechnungsfähigem  Zustande 
beschlossen  und  zum  Zwecke  der  Ausführung  sich  unzurechnungs- 
fähig gemacht  habe,  nicht  zur  vollen  Schuld  angerechnet  werden 
könne,  allein  in  den  meisten  solchen  Fällen  werde  der  Thäter 
sich  immer  noch  die  Erinnerung  an  den  gefassten  Beschluss  be- 
wahrt haben  und  darum  verantwortlich  sein.  2)  Jedenfalls 
müsse  der  Thäter,  wenn  er  die  That  in  einem  selbstverschuldeten 
unzurechnungsfähigen  Zustande  verübt  habe,  die  Haftung  für 
dieselbe  als  eine  fahrlässige  übernehmen."      C.  Fuchs  (Jena). 

Lamm,  üeber  Vertretung  und  Bevollmächtigung  im 
Strafprozesse.  (Annalen  des  kgl.  sächs.  Oberlandesgerichts 
zu  Dresden.     Bd.  IH,  Heft  1,  S.  1-21.) 

Nach  einer  kurzen  Erörterung  des  prinzipiellen  Unterschiedes 
der  Vertretung  im  Zivil-  und  im  Strafprozess  und  der  damit  ge- 
gebenen Regel ,  dass  im  Strafprozess  die  Prozessbeteiligten  per- 
sönlich an  dem  Verfahren  teil  zu  nehmen  haben,  wovon  übrigens 
Ausnahmen  durch  Gründe  der  Notwendigkeit  und  Zweckmässig- 
keit zugelassen  sind,  wird  die  Stellung  der  Personen  behandelt, 
welche  nach  der  R.Str.P.O.  für  die  Prozessbeteiligten  zu  handeln 
befugt  sind.  Die  Stellung  des  Verteidigers  wird  als  eine 
Stellung  neben  dem  Angeklagten  charakterisiert;  seine  Anwesen- 
heit kann  in  der  Regel  die  Anwesenheit  des  Angeklagten  nicht 
ersetzen.  Ausnahmsweise  ist  volle  Vertretung  des  Ange- 
klagten zulässig.  —  Besondere  Aufmerksamkeit  wird  der  Frage 
der  Legitimation  der  V.  im  Str.Pr.,  den  Nachteilen  des  Mangels 
schriftlicher  Vollmacht,  dem  Inhalt  einer  Vollmacht  im  Straf- 
verfahren und  hier  insbesondere  der  Ermächtigung  zur  Empfang- 
nahme von  Zustellungen  gewidmet.  Uli  mann. 


VII.  Kirchenrecht  (einschl.  Eherecht). 

Hirschel.      Die    rechtlichen   Verhältnisse    bezüglich    der 
Simultankirchen.      (Archiv   für   kathol.   Kirchen-R.   von 
Vering.     XL  VI.  Heft  6.) 
Das  Simultanverhältnis   an  Kirchen  hat  neuerdings  nicht  nur 
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dui'ch  die  Altkatholikenbewegung  seine  frühere,  eminent  kirchen- 
politische Bedeutung  zurückgewonnen,  sondern  auch  sonst  zu  be- 
deutsamen richterlichen  Entscheidungen  geführt,  welche  eine  um- 
fassende Darstellung  der  einschlagenden  Rechtsmaterie,  wie  sie 
die  obige  Abhandlung  bietet,  dankenswert  erscheinen  lassen.  — 
H.  präzisiert  zunächst  (§.  1)  das  kirchliche  R.  Er  entwickelt 
aber  nur  den  prinzipiellen  Standpunkt  der  kathol.  Kirche. 
Die  vigens  ecclesiae  disciplina  bleibt  ausser  Ansatz.  Für  diese 
wäre,  schon  zur  richtigen  Beurteilung  der  altkathol.  Simul- 
tanea,  eine  Berücksichtigung  dessen  am  Platz , gewesen,  was  die 
deutschen  Bischöfe  auf  den  Würzburger  Verhandlungen  von  1848 
bezeugt  haben.  Im  §.  2  folgt  eine  Geschichte  der  Simultan- 
verhältnisse in  Deutschland,  wobei  drei  Stationen  markiert  sind: 
der  Augsburger  Religionsfrieden,  der  westphälische  Frieden,  der 
Frieden  von  Ryswick.  Hier  ist  alles  wesentliche  zusammengestellt, 
und  die  Unterlage  für  den  §.  3  genommen,  welcher,  im  Anschluss 
an  die  causa  Biebelsheim,  das  in  Deutschland  geltende  R.  be- 
handelt. Der  Verf.  vertritt  die  Ansicht,  dass  das  Simultan- 
verhältnis eine  neben  dem  gemeinen  R.  bestehende,  eigentüm- 
liche Institution,  rein  privatrechtlichen  Charakters  bildet. 
Was  daraus  folgt  —  die  absolute  Prohibition  der  Staatsgewalt  — 
ist  für  eine  Reihe  von  praktisch  wichtigen  Fragen  näher  erörtert. 

Hübler. 


Vm.    Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Lesignano,  Princesse  de.  Les  constitutions  de  tous  les 
pays  civilises,  recueillies,  mises  en  ordre  et  an- 
notees.    Bruxelles,  F.  Hayez.    1880.    150  fr.    (vgl.  S.  201.) 

Unseres  Wissens  zum  erstenmale,  und  merkwürdigerweise  von 
einer  fürstlichen  Dame,  die  sich  durch  weit  ausgedehnte  Reisen 
in  der  neuen  Welt  bekannt  machte  und  von  einer  amerikani- 
schen Universität  den  philosophischen  Doktorgrad  erwarb,  ist  in 
der  vorbezeichneten,  glänzend  ausgestatteten  Sammlung,  eine 
litterarische  Weltausstellung  der  gegenwärtig  geltenden  Verfas- 
sungsurkunden unternommen  worden.  Der  Text  ist  überall  in 
französischer  Sprache  redigiert,  daher  selbstverständlich  denjenigen 
Anfechtungen  ausgesetzt,  welche  teils  aus  der  Zweifelhaftigkeit 
der    dem    Urtext    innewohnenden    staatsrechtlichen    Bedeutung, 
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teils  aus  der  Notwendigkeit  einer  bestimmten,  der  Uebersetzung 
zu  Grunde  liegenden  Auslegung  streitiger  Rechtssätze  hervor- 
geben müssen.  Der  1.  Hauptabschnitt  gibt  in  alphabetischer 
Reihenfolge,  also  mit  Allemagne  beginnend,  die  Verfassungen 
der  europäischen  Staaten  weit:  im  ganzen  25,  unter  denen  wir 
zwar  San  Marino  und  den  Papst,  nicht  aber  Serbien  und  die 
deutschen  Mittelstaaten  (ausser  Bayern,  Württemberg  und  Baden) 
finden.  Von  den  thüringischen  Landen  ist  nur  Sachsen-Koburg- 
Gotha  vertreten.  Das  Verfahren  der  Sammlerin  konnte  kein 
gleichmässiges  sein.  Für  gewisse  Länder,  wie  Frankreich  und 
Belgien  war  die  Aufgabe  leicht.  Es  handelte  sich  um  eine  Re- 
produktion abgeschlossener  Originaltexte.  Schwieriger  lag  die 
Sache,  wo  Verfassungsurkunden,  wie  die  preussische  durch 
spätere  —  nicht  abgedruckte  —  Nachtragsgesetze  abgeändert 
wurden.  Bei  Staaten,  wie  England  und  die  Türkei  oder  für 
den  Papst  musste  eine  Verfassung  entweder  konstruiert  oder  er- 
funden werden.  Als  Verfassung  des  heiligen  Stuhles  wird  bei- 
spielsweise mitgeteilt:  Der  Syllabus  (ausnahmsweise  lateinisch 
und  französisch),  die  zehn  Gebote,  die  professio  fidei  von  Leo  XIII. 
vom  28.  März  1878,  die  erste,  zweite  und  dritte  Encyklika  des 
gegenwärtig  regierenden  Papstes  (bis  21.  August  1878).  Den 
Texten  der  einzelnen  Verfassungsurkunden  ist  je  ein  Bild  eines 
(regierenden,  verstorbenen  oder  erbberechtigten)  Fürsten  vorge- 
setzt, bei  den  amerikanischen  Republiken  eines  Präsidenten 
(z.  B.  Grant).  Amerika  liefert  Verfassungen  von  19  Staaten. 
Während  die  Codices  der  kleinen  centralamerikanischen  Repu- 
bliken (Honduras,  Nikaragua)  und  von  Hayti  oder  Domingo  auf- 
genommen sind,  fehlen  diejenigen  der  einzelnen  Unionsstaaten, 
sogar  der  bedeutenden  (wie  New-York,  Massachusetts  und  Penn- 
sylvanien).  Den  Beschluss  macht  das  alte  Verfassungsstatut  von 
Aegypten. 

Als  Zugaben  erscheinen  eine  Einleitung,  die  die  Bedeutung 
der  Prinzipien  von  1789  und  die  Verdienste  des  Abbe  Sieyes 
hervorhebt,  sowie  einige  teils  historische,  teils  ergänzende  Glossen 
unter  dem  Text.  Manche  derselben  sind  jedenfalls  Original.  So 
wird  z.  B.  dem  deutschen  Kaiser  jedes  Veto  in  Gesetzgebungsfragen 
abgesprochen  (vgl.  jedoch  S.  4)  und  von  dem  Untergange  des 
deutschen  Bundes  1866  und  bezüglich  der  Begründung  des 
Deutschen  Reichs  gesagt:  „Trois  ans  plus  tard  se  realisa  la 
grande  pensee  caressee  depuis  longtemps  par  les  maisons  d'Au- 
gustenbourg  et  de  Saxe-Coburg-Gotha:  la  formation  de  l'unite 
allemande."  (S.  23.)  v.  Holtzendorff. 
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ülbrlch.     Lehrbuch  des  österr.  Staats-R.     1.  Lief.     Berlin, 
Hofmann.     1882.     1  M.  50  Pf. 

Das  Staats-R.  eines  der  ältesten  Staaten  Europas  entbehrt  bis- 
her jeder  übersichtlichen  Darstellung.  Das  alte  Reich  der  Habs- 
burger ist  in  seinen  Grundlagen  noch  nicht  zur  Ruhe  gelangt  — 
es  ist  daher  naturgemäss ,  dass  die  Theorie ,  die  nur  Festes  ver- 
arbeiten kann  und  soll  jener  Materie  aus  dem  Wege  ging. 
Der  Verf.  des  überschriftlichen  Werkes  hat  sich  über  die  Be- 
denken dieser  Art  hinweggesetzt ,  und  ist  mutig  an  die  Aus- 
'föllung  einer  empfindlichen  Lücke  gegangen.  Die  erste  Liefe- 
rung der  umfangreich  angelegten  Arbeit  geht  nach  einer  etwas 
knappen  Darstellung  (S.  1 — 5)  der  staatsrechtlichen  Grundbegriffe 
auf  den  Angliederungsprozess  über,  der  die  zahlreichen  terri- 
torialen Einheiten  zur  Gesammtmonarchie  verband.  Den  kon- 
stitutionellen Bewegungen  seit  1848  ist  dabei  auch  räumlich  die 
gebührende  Berücksichtigung  zu  teil  geworden.  Das  eigentliche 
Verfassungs-R.  (S.  73  fg.)  behandelt  zunächst  die  auf  das  Staats- 
gebiet sich  beziehenden  Normen,  wobei  der  Verf.  nicht  ohne 
Zögern  an  Stelle  der  etwas  schwerfälligen  Bezeichnung  „der  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder"  den  Ausdruck: 
Reichsratsländer  setzt.  Das  2.  Hauptstück  ist  dem  Staats- 
bürger-R.  gewidmet;  die  wichtige  Frage  der  Reichsbürgerschaft 
wird  darin  nicht  erörtert,  dagegen  mehrere  Punkte  der  allge- 
meinen politischen  und  bürgerlichen  Rechte  entwickelt.  Wir 
sehen  dem  ra^ichen  Fortgange  des  Werkes  zum  Vorteile  der  aka- 
demischen Jugend  Oesterreichs  mit  Literesse  entgegen. 

Stoerk. 


IX.   Internationales  Recht. 

Blantschli.  Le  congres  de  Berlin  et  sa  portee  au  point 
de  vue  de  droit  international.  (Revue  d.  dr.  int.  XHI, 
S.  571.  —  XI,  1,  411,  XII,  276,  410.) 

In  dem  jüngst  abgeschlossenen  Band  XIII  der  Revue  de  dr. 
intern,  ist  der  fünfte  und  letzte  der  Artikel  enthalten,  die  der 
verstorbene  Staatsrechtslehrer  der  eingehenden  Untersuchung  des 
Berliner  Kongresses  gewidmet  hatte.  Der  weite  staatsmännische 
Blick  Hess  den  gelehrten  Verfasser  sofort  erkennen,  dass  das 
Material    der   Berliner  Verhandlungen    für    die  völkerrechtliche 
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Theorie  bearbeitet  und  verwertet  werden  müsse,  um  die  Ansätze 
einer  festen  Kongresspraxis  und  einer  bestimmten  Organisation 
der  europäischen  Staatengesellschaft  zu  vermehren.  Zu  diesem 
Zwecke  beschäftigt  sich  der  schon  1879  erschienene  1.  Artikel 
(Revue  T.  XI)  mit  der  Geschichte  der  Staatenkongresse  bis  zur 
modernen  Gruppierung  der  Grossmächte,  als  deren  Legislative 
sich  der  Berliner  Kongress  darstellte.  Artikel  II  ist  der  detail- 
lierten Untersuchung  des  Vertrages  vom  13.  Juli  1878  nach  In- 
halt und  Umfang  gewidmet.  Die  darin  zum  Ausdruck  gelangten 
Prinzipien  der  Glaubens-  und  Kulturfreiheit  finden  in  Bluntschli 
einen  beredten  und  überzeugungstreuen  Vertreter.  Der  III.  und 
IV.  Aufsatz  behandelt  die  Rechtsverhältnisse  der  durch  die  Ber- 
liner Akte  unabhängig  erklärten  Staaten:  Montenegro,  Serbien 
und  Rumänien  mit  wertvollen  Details  im  historischen  Ueberblick. 
Der  letzte  Teil  der  Gesamtarbeit  beschäftigt  sich  mit  den  un- 
fertigen Staatenbildungen  auf  der  Balkanhalbinsel  mit  Bul- 
garien, Ostrumelien,  Bosnien  und  Herzegowina.  Ange- 
sichts des  offenbaren  Zersetzungsprozesses  des  osmanischen  Reiches 
glaubt  Bl.  in  dem  neugeschaffenen  Zustande  nur  ein  Uebergangs- 
stadium  erblicken  zu  können  zur  Ausbildung  unabhängiger 
christlicher,   sagen  wir   europäischer  Staaten   in  jenen  Gebieten. 

Stoerk. 

Liszt,  F.  V.  Sind  gleiche  Grundsätze  des  internationalen 
Straf-R.  für  die  europäischen  Staaten  anzustreben 
und   eventuell    welche?      Gutachten,    im   Auftrage    der 
ständigen  Deputation  des  deutschen  Juristentages  erstattet. 
Berlin  und  Leipzig,  Guttentag.    34  S.    (Separatabdruck  aus 
d.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissenschaft.) 
Die  Beantwortung  vorstehender  Frage   erfordert  vorerst  Auf- 
lösung  derselben   in    drei  Fragen  und  Erklärung  des  Ausdrucks 
„internationales  Str.-R."    Derselbe  bezeichnet :  1)  die  Rechtssätze 
welche    das    Geltungsgebiet    des     heimischen    Str.R.    abgrenzen, 
2)  diejenigen,  welche  die  Internat.  Strafrechtshilfe  regeln  und  3)  die 
gewisse  Rechtsgüter  gegen  Internat.  Angriffe  schützenden  Straf- 
drohungen.    Gleiche  Grundsätze  nach  diesen  Richtungen  sind  zu 
erreichen,    wenn    ad  1)  durchweg    das  jede  Kollision  der  Straf- 
ansprüche   beseitigende   Territorialprinzip   zur   Geltung  kommt, 
ad  2)  die  Auslieferung,  ein  Akt  der  Internat.  Rechtshilfe,  nicht 
der    kosmopolitischen   Rechtspflege,    statt    durch   Gesetze   durch 
einen    „Weltrechtshilfevertrag "    geordnet    wird.      (Nichtausliefe- 
rung   polit.  Verbrecher    ist    gemeines  R.,    auch  Königsmord   ist 
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polit.  V.  und  ist  daher  ausdrücklich  auszunehmen.)  Ad  3  werden 
nach  Bedürfnis  Vereinbarungen  zum  Schutz  der  durch  int^mat. 
Angriffe  bedrohten  Güter  für  erwünscht  erklärt.  Bezeichnete 
Gedanken  sind  kurz  begründet  und  in  12  Thesen  niedergelegt, 
die  Oxforder  Beschlüsse  des  Institut  d.  dr.  intern,  (aus  Revue 
Xin,  S.  75)  beigefügt.  K. 


B.   ZeitschrifteniiberschaiL 


Neue   Zeitschrift: 

Schweiz.   Blätter   f.  handelsgerichtl.   Entscheidnngen.    Zürich, 
OreU  Füssü  u.  Co.     26  Xr.     8  M. 


Zeitschr.  d.  Gesellschaft  f.  Schleswig-Holstein-Lanenbnrgische 
Geschichte.     (Kiel.)    XI.     Hasse,  Fragmente  d.  lübischen  R. 

Sitzungsberichte  d.  histor.  Gesellseh.  (Beigabe  zu  Mitteilungen 
der  histor.  Gesellseh.  in  Berlin.  X.  1.)  Jastrow,  üb.  Monzam- 
banos  (Pufendorfs)  Lehre  v.  d.  Monstrosität  d.  alten  Reichsver- 
fassung. 

Nourelle  Bevue  historiqne.  V.  6.  Maynz.  dr.  criminel  dans 
lancienne  Rome.  Beaudois,jus  italicum.  Cabie^  coatumes 
de  la  ville  de  l'Isle  Jourdain  au  XU'  siecle. 

Jurist.  Blätter.  XI.  Nr.  2.  Ofner,  d.  Experiment  im  R.  Nr. 4.  6. 
Ascher,  Repression  d.  Parteienmutwillens  i.  mündl.  Ziv.-Proz. 
Nr.  5.  Baernreither.  d.  deutsche  Höfe-R.  Nr.  7.  Zur  Reform 
d.  Aktien-R. 

Allgem.  osterr.  Gerichtsztg.  XXXTT.  Nr.  96—101,  Schuster, 
z.  Lehre  v.  Bergwerkseigentum  n.  österr.  R.  Nr.  102.  Eäntluss 
d.  Todes  d.  Angeklagten  auf  schwebende  Rechtsmittel.  Nr.  103, 
104.  Zur  Str.P.O.  (Gerichtsstand  d.  Konnexität.  Ist  d.  ununter- 
brochene Anwesenheit  d.  Verteidigers  in  d.  Hauptverhandlung 
bei  sonstiger  Nichtigkeit  erforderlich.) 

Zeitsehr.  d.  bern.  Juristenrereins.  XVH.  4.  Attenhofer,  Be- 
deutung d.  Denunciation  bei  d.  Cession  nach  heutigem  prakt.  R. 
Vogt,  zum  eidgenöss.  Obligationen-R.  Weber,  eine  konkurs- 
rechtl.  Frage  nach  solothurn.  Ziv.-R.  etc. 

Zeitschr.  f.  franzos.  Zir.-B.  XIH.  2.  Kärcher,  können  die  ein- 
zelnen Mitglieder  eines  Vorschussvereins  gegen  die  Vorstands- 
mitglieder eine  Schadensklage  nach  Cod.  civ.  1883  anstellen? 
Scherer,  hat  d.  Aufhebung  d.  Zeugenbeweisbeschränkungen 
rück\>'irkende  Kraft? 
iEevne  critiqne  de  legislation.  XL  Gautier,  jurisprudence  ad- 
ministrative. Faustin  Helle,  dr.  penal  dans  la  legislation 
romaine.  P 1  a  n  i  o  1 ,  les  caisses  d'epargne  et  le  regime  d.  com- 
munaute. 

tTemi  Teneta.     1881.    43/44.  Donati,    sulla  validitä  dell  ipoteca 
unilaterale. 
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Themis.  D.  43.  Januar  1882.  Ridder,  de  pogingen  tot  het 
jachtfeit.  Schölten,  is  art  1652  B.  W.  ook  toepasselijk  op 
onroerende  goederen?  Goudsmit,  Bepaalt  een  in  het  buiten- 
land  opgemaakte  dispache,  welk  bedrag  in  de  averijgrosse  de 
verzekeroon  hier  te  lande  zal  hebben  te  betalen?  Jitta,  op  den 
bouwgrond  van  het  wereld  recht.  Telting,  schets  van  het 
Oiid-Friesche  privaatrecht  (Fortsetzung). 

NieuweBijdragen  voorRechts^eleerdheid  en  Wetgewing.  VII.  4. 
Schreuder,  Forts,  (vgl.  oben  S.  125.)  Faber,  het  ontwerp 
van  een  wetboek  van  burgerlijke  Rechtsvordering  in  Belgii. 

Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissenschaft.  II.  1.  Dochow 
(Nekrolog).  —  Sontag,  Bestrafung  des  Schlägerduells  (kritisiert 
d.  Reichsger.-Entsch.  v.  2./VI.  1880,  erkennt  nur  lebensgefährdende 
Schlägerduelle  als  reichsstrafgesetzwidrig ,  erachtet  im  übrigen 
das  Studentenduell  nicht  für  „Materie"  d.  R.Str.G.B.)  Ferri, 
d  Verbrechen  1.  seiner  Abhängigkeit  v.  jährl.  Temperaturwechsel. 
(Mit  2  Statist.  Tafeln.)  Liszt,  (s.  o.  S.  230).  Hof  mann, 
Leistungen  auf  d.  Gebiete  d.  gerichtl.  Medizin.  Ulimann,  d. 
wissenschaftl.  Leistungen  Deutsch-Oesterreichs  im  letzten  Quartal. 
Goos,  dänisches  Str.R.  1881.  Beilage:  Mil.Str.G.B.  f.  Däne- 
mark v.  7./V.  1881. 

Gerichtssaal.  XXXIII.  7.  Medem,  der  bei  d.  Vergleichsbehörde 
wegen  Beleidigung  angebrachte  schriftliche  Sühneantrag  hat  als 
Straiverfolgungsantrag  zu  gelten.  Scliwarze,  zu  Str.P.O.  §.501, 
504.  Haas,  üb.  Rechtskraft  d.  Urteile  in  Fällen  §.  360,  363,  386, 
889  Str.Pr.O. 

Deutsche  EcTue.     VII.  2.     Schulte,   d.   Freiheit    d.  röm.    Papstes. 

Archiv  f.  Isathol.  Kirch. -R.  1882.  1.  v.  Scherer,  Prozessfähig- 
keit d.  kirchl.  Institute  (mit  Kritik  d.  Rechtssprechung  österr. 
Gerichte).  Zur  Kapitalrentensteuer  d.  Kirchenstiftungen  inBaj'ern. 
Kolin,  Verhältnis  d.  Pfarrers  u.  Cooperators  in  Bezug  auf  den 
katechetischen  Unterricht  in  Oesterreich.  Vering,  d.  griech.-orien. 
staatskirchl.  Streit  in  Serbien.  Mitte rmüller,  Ehehindernis  d. 
Clandestinität. 

(Hirths)  Annalen.     Hensel,  Reichskanzler  (vgl.  S.  234,  Hensel). 

Jahrbuch  f.  Gesetzgebung  etc.  VI.  1.  Tuch,  Sonderstellung  u. 
Zollanschluss  Hamburgs. 

Gegenwart.     XXI.  4.  5.     Unruh,  Beamtentum  im  modei-nen  Staate. 

Fortnightly  Review.  Nr.  219.  H.  S.  Maine,  the  king  and  Ins 
successor. 

Westminster  Review.  Nr.  121.  The  coronation  oath  no  bar  to  le- 
gislation.     Working  class  Insurance  as  it  is. 

Nuova  Antologia.  XXII.  2.  Palma,  la  riforma  del  senato  in  Italia. 
Ferraris,  il  telegrafo  ed  il  giornalismo  in  Inghilterra  ed  in 
Italia  a  proposto  di  due  disegni  di  legge. 

Forstwissenschaftliches  Centralblatt.  IV.  2.  Trunk,  über  das 
Jagd-R.  auf  Gewässern  in  Bayern  diess.  d.  Rheins. 

Revue  de  droit  international.  IV.  1.  Brocher  de  la  Flechere, 
les  origines  de  l'imperialisme.  Rolin,  les  phases  du  dr.  penal 
(Antrittsrede).  Molengraaff,  etude  sur  le  contrat  d'affrete- 
ment.     Renault,  revue  d.  1.  jurisprudence  francaise. 
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C.   Neue  Erscheinungen. 


Vom  15.  Jan.  bis  15.  Febr.    1882  erschienen  oder  bei    der  Redaktion 
eingegangen  (*  wird  besprochen  werden). 

1.  Bücher  und  Broschüren. 

D  ah  n.*Fr.,  d.  Erb.-  u. Familien-R.  des  Stadtbuchs  v, Augsburg  v.  1276. 
Leipzig,  Breitkopf.     1  M. 

—  F.,  d.  Weib  i.  altgerm.  R.  u.  Leben.  (Sammlung  gemeinnütziger  Vor- 
träge Nr.  71.)     Prag.    20  Pf. 

Endemann,  Handbuch  d.  deutschen  Handels-,  Wechsel-,  See-R. 
11.  Bd.  1.  Halbbd.     Leipzig,  Fues.     8  M.  (vgl.  S.  159). 

Reymond,  d.  poetische  Reichsjurist  in  der  Westentasche.  2.  Bd. 
R.Str.G.B.     6.  Aufl.     1  M.  (geb.  1  M.  60  Pf.). 

Brandt,  d.  deutsche  Militär-Ersatzwesen,  (pop.)    Halle,  Pfeffer.   2  M. 

Baron,*  Abhandlungen  aus  dem  röm.  Zivilprozess.  Bd.  11.  Die  ad- 
jektizischen  Klagen.     Berlin,  Simion.     5  M.  40  Pf. 

Marxen,  d.  Grundlage  d.  R.     Itzehoe  Nusser.     1  M.  50  Pf. 

Uebersicht  d.  gegenwärtigen  Standes  d.  k.  k.  österreichischen  Kon- 
suiarämter  (bis   31.  Dez.  1881).     Wien,  Staatsdruckerei.     40  Pf. 

Gör  in  g,  Veterinärpolizeiverwaltung  nach  d.  reichsgesetzl.  Bestim- 
mungen.    München  u.  Leipzig,  Hirth.     3  M. 

Domke.*  d.  Virilstimmen  im  Reichsfürstenrat  von  1495  —  1654. 
(Gierkes  Untersuchungen  XL)     Breslau,  Köbner.     3.  M.  60  Pf. 

Toussaint,  F.,  Entw.  e.  Haftpflichtgesetzes.     Wien,  Töplitz.     1  M. 

Rechtfertigung  der  hannoverischen  Freikirche  durch  deren  Synodalaus- 
schuss  etc.     Hannover,  Schul buchhandlung.     40  Pf. 

Nationalitätenfrage,  die,  d.  i.  Sprachenfrage  in  Oesterreich.  Ein  Vor- 
schlag zu  ihrer  Lösung.     Wien,  Rosner.     1  M. 

Franken,*  A.,  Romanisten  u.  Germanisten.  2 Vorträge.  Jena,  Fischer. 
1  M.  20  Pf. 

Bülo w,*  d.  Z.P.O.  u.  ihre  Nebengesetze  erläutert.  2.  Aufl.  Hannover, 
Hahn.     12  M. 

Leu  SS,  H.,  Bericht  über  die  Verhandlungen  der  evan  gel.  Synode  für 
die  reform.  Gemeinden  in  Hannover.     Emden,  Haynel.     1  M. 

St  Öhr.    das  neue  Mahn  verfahren.    24.  Aufl.    Dresden,  Köhler.    25  Pf. 

Gutachten  der  juristischen  Fakultät  zu  Christiania  über  das  Sank- 
tionsrecht des  Königs  bei  Grandgesetzveränderungen.*  Uebers. 
u.  hrsgb.  V.  E.  Jonas.    Leipzig  u.  Oberhausen,  Spaarmann.     1  M. 

Lühr.  Akten  aus  meiner  Disziplinaruntersuchung  (vgl.  oben  S.  198: 
Resolut,  etc.)    Garding,  Lühr.     1  M.  60  Pf. 

Die  Staatsverwaltung  d.  Königreichs  Württemberg,  übersichtl.  darge- 
stellt (Text  a.  d.  Staatshandbuch).    Stuttgart,  Kohlhammer.    1  M. 

Grundzüge  d.  bürgerl.  Ehe-R.  i.  Württemberg.  Ebenda.  (Als  Manu- 
skript gedruckt.)     40  Pf. 

Illing,  Handbuch.    2.  Lief.  (vgl.  S.  196.) 

Seeversicherungsbedingungen,  allgemeine,  1867.     Auf  Grundlage  des 
H.G.B.    nach   Beratung  von  Sachverständigen.     Hamburg,  Nolte. 
60  Pf. 
Reinecke,   syslemat.  Darstellung  d.    preuss.  Justizverwaltung  (mit 

Examinatorien).    1.  2  Heft.     Berlin,  Puttkammer.     1  M. 
Meili,*  d.  Zivil-  u.  Stral'prozess  des  Kanton  Zürich  und  des  Bundes. 
I.     Zürich,  Füssli.     geb.  6  M. 
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R  0  s  i  n  ,*^'  das  Polizeiverordnungs-R.  in  Preussen.  202  S.  Breslau, 
Köbner.     4  M.  50  Pf. 

Per  eis,*  das  internationale  öffentliche  See-R.  der  Gegenwart.  Berlin, 
Mittler.     8  M. 

Fischer,  das  Verfassungs-  u.  Verwaltungs-R.  d.  Deutschen  Reiches 
u.  d.  Königreichs  Sachsen.     Leipzig,  Dürr.     80  Pf. 

Gemeinfassliche  Darstellung,  zunächst  für  Fortbildungsschulen  bestimmt. 

Budwinski,*  A.  v.,  Verwaltungsgerichtshof- Erkenntnisse  nach  Ges. 
V.  22.  Okt.  1875  §.  6.     2.  Heft.  136  S.    Wien,  Manz.     2  M. 

Meissner,*  H.,  preussische  Verwaltungskunde.  Bd.  I.  (Etatswesen, 
Baufonds)  XVIII.  273  S.     Grünberg,  Weiss.    5  M. 

Ennecerus,  ein  Höfe-R.  f.  Hessen.  Beschlüsse  d.  Kommunalland- 
tages.    Cassel,  Fischer.     1  M. 

Gerber,  System  d.  deutschen  Privat-R.  14.  Aufl.  Jena,  Fischer. 
12  M.  50  Pf. 

Böttger,  reichgesetzl.  Bestimmungen  über  d.  Verkehr  mit  Arznei- 
mitteln.    Berlin,  Springer.     2  M. 

Hue  de  Grais,  Graf,  Handbuch  der  Verfassung  u.  Verwaltung  in 
Preussen  u.  d.  Deutschen  Reich.  2.  Auflage  (vgl.  oben  S.  79). 
Ebenda  7  M. 

Seidel,*  preuss.  Enteignungsgesetz  (Kommentar).  Berlin,  Heymann, 
4  M. 

Hensel,  Stellung  d.  Reichskanzlers  nach  dem  St.R.  des  Deutschen 
Reiches.    München,  Hirth.    (Sep.-Abdr.  aus  Hirths  Annalen).    2  M. 

Baron,  Pandekten.  4.  Aufl.  Lief.  1.  Bgn.  1-8.  (6  Lief,  ä  2  M.  20 Pf. 
bis  Ostern  d,  J.)    Leipzig,  Duncker  u.  Humblot. 

Schimkovsky,  alphab.  Stempel-  u.  Gebührentarif  nebst  Taxvor- 
schriften und  Vorschrift  über  Verwaltungsgebühren.  2.  Aufl. 
Wien,  Manz. 

Kohl  er,  pfandrechtliche  Forschungen.     Jena,  Fischer.     7  M. 

Schiffner,  systemat.  Lehrb.  d.  Österreich,  allgem.  Civil-R.  I.  Bd. 
Wien,  Holder.     13  M.  60  Pf. 

Mühlbauer,  Thesaurus  (vgl.  S.  47).     IV.  11.     3  M. 

Riedle,  Kirchenverwaltung  in  Landgemeinden.  München,  Stahl. 
60  Pf. 

Dangschat,  Rechtsverhältnisse  d.  preuss.  Elementarlehrer,  Hand- 
buch f.  Lehrer,  Schulinspektoren  etc.     Posen,  Heine.    2  M. 

Inhalt:  Lehrerbildung,  Anstellung,  Besoldung,  Emeritirung,    persönliche 
Verhältnisse,  Züchtigungs-B.,  Schulaufsicht,  Verwaltung. 

Wolff,  R.,  d.  Miether  u.  Vermiether  in  Preussen.  Berlin,  Grosser. 
5.  Aufl.     80  Pf. 

Voitus,  Kontroversen  (vgl.  S.  29).     IL  2.     3  M. 

Grotefend,  Kommentar  (vgL  S.  159).     L  5.     1  M.  50  Pf. 

Tau  ff  er,*  gesammelte  Wohlmeinungen  über  den  kroatischen  Straf- 
gesetzentwurf (v.  Brusa,  Ruzic,  Schwarze,  Ullmann  etc.)  besprochen 
von.     Wien,  Fäsy.     6  M. 

Winter,  Bewidmung  v.  Korneuburg  m.  Wiener  R.  Wien,  Gerold. 
(Kommiss.)     50  Pf. 

Sehn  urp  feil,  das  Polizeiverordnungs-R.  d.  preuss.  Monarchie. 
2.  Aufl.     Berlin,  Heymann.     1  M. 

Lee  der,  die  engl.  Kaperei  u.  d.  Thätigkeit "  d.  Admiralitätsgerichte. 
Berlin,  Mayer  u.  Müller.     1  M. 

Holtzendorff,  v.,  Bluntschli  u.  seine  Verdienste  um  die  Staats- 
wissenschaften. Mit  dem  Bildnis  Bluntschlis  (Heft  161  der  Zeit- 
und  Streitfragen).     Berlin,   Habel. 
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2.  Ausgaben  ron  Gesetzen. 


Grotefend,  Ges.  u.  Verordnungen  1881.    Heft  6.    Düsseldorf.    1  M. 
Entwurf  e.  Z.P.O.  f.  d.  Deutsche  Reich  mit  Motiven.    4.  Aufl.  Berlin, 

Kortkampf.     7  M. 
Die  Innungen  nach  d.  Reichs-Gew.-Ordg.  (hrsg.  v.  Jacobi).    2  M.  40  Pf. 

Desgl.    gemein  fasslich    v.   Caspar.      1  M.    60  Pf.     Innungsgesetz. 

80  Pf.     Gewerbe-Ordg.  (Jacobi).  2  M.    Entwurf  e.  Innungsstatuts. 

50  Pf.     Berlin,  Kortkampf. 
Die  neuen   Innungen    v.  Genzmer.     2.    Aufl.     Strehlen,  Gemeinhard. 

1  M.  50  Pf. 
Strafgesetzbuch.     3.  Aufl.     Berlin,  Burmester  u.  Stempel.     50  Pf. 
Gewerbe-Ordg.     3.  Aufl.     Berlin  Grosser.     2  M. 
Desgl.  (Siegel).     Marburg,  Schilp.     1  M.  50  Pf. 
Desgl.     3.  Aufl.     Berlin,  Grosser.     2  M. 
Stempelgesetz  (Reinhold).     1  M.  20  Pf.     Reichsbankgesetz.  (2.  Aufl.) 

1  M.  40  Pf.     Gewerbebetrieb  d.  Pfandleiher.     1  M.  20  Pf.     Ges. 
betr.  Handelskammern.     2.  Aufl.     60  Pf.     Berlin,  Kortkampf. 

Erfordernisse.  Form,  Beurkundung  d.  Eheschliessung.   (Reichsges.  v. 

6./II.  75,  Abt.  3,  4.)     Berlin,  Grosser.     1  M.  50  Pf. 
Wehrordnung.      2.    Aufl.      Ebenda.      2  M.      Heerordnung.      3.    Teil. 

Ebenda.     50  Pf. 
Patentgesetz.     Ebenda.     3  M. 

Seemannsordnung  etc.     5.  Aufl.     Hamburg,  Nestler.     45  Pf. 
Simeon,  Gesetze  üb.  d.  Kostenansatz  bei  d.  preuss.  Justizbehörden. 

2.  Teil.  2.  Aufl.     Berlin,  Heymann.     4  M. 
Handbuch  f.  d.  preuss.  Herrenhaus  (Metzel).     Berlin,  Sittenfeld. 

Inhalt:  Reichs  Verfassung,  preuss.  Verfassung,  Ges.  u.  Verordnungen  betr. 
Bildung  d.  I.  Kammer,  Allerh.  Erlasse  betr.  Präsentations-R.;  Geschäftaordg. 
f.  d.  Herrenhaus. 

Stolp,    Ortsgesetze,    örtl.  Polizei  Verordnungen  etc.     12.  Bd.     Berlin, 

Gemeindezeitung.     4  M. 
Liese,    allgem.    Bestimmungen   üb.  d.    preuss.  Schulwesen.     7.  Aufl. 

Neuwied,  Heuser.     1  M.  15  Pf. 
Stege  mann,  Sammlung  d.  gültigen  Gesetze  d.  partikularen  Zivil-R. 

d.  Provinz  Hannover  v.  l./I.  1818- l.'I.  1882.    Celle,  Capaun.  5  M. 
Hypothekenwesen,  d..  in  Bayern.    1.  Liefg,  Hypoth.-Ges.  u.  Prioritäts- 

Ordg.     Würzburg,  Stahel      1  M.  80  Pf. 
Steuergesetze  f.  Bayern.     2.  Abt.  3.  Liefg.  Gewerbesteuerges.     3.  Abt. 

Eink.-Steuer,  Vollzugsvorschriften  (3.  Liefg.).     4.  Abt.  desgl.  zur 

Rentensteuer  (3.  Liefg.)  ä  20  Pf.     Würzburg,  Stahel. 
Oesterr.  Reichsgesetze  1881.  9.     Prag,  Mercy.     1  M.  20  Pf. 
Geller,   österr.    Gesetze.      I.   3.     2  M.   40   Pf.     IL   3.     1  M.  80  Pf. 

Wien,  Perles. 
Z.Pr.O.  u.  Exekutions verfahren.     Budapest,  Roth.     5  M. 
Konkursges.,  ungar.     Uebers.  2.  Aufl.     Ebenda.     2  M. 
Gesetze  u.  Verordnungen,  die  neuen,  auf  dem  Gebiete  d.  Volksschule 

f.  Steiermark.     H.  13.     Graz,  Leuscher.     24  Pf. 
Gesetze  f.  d.  Königreich  Böhmen.     Nr.  152.     Prag,  Mercy.     20  Pf. 
Bojanowski,*  d.  engl.  Fabrikgesetz.  41.  Vict.  Cap.  14.  Jena,  Fischer. 

2  M.  80  Pf. 

Acta  et  decreta  sacr.  conciliorum  Collectio  Lacensis.  T.  6.    Freiburg. 
Herder.     16  M. 
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3.    Wichtige  ausländische  Werke. 

Diephuis  (vgl.  S.  89)  VI.  3. 

Wintgens,  redevoeringen  in  de  Tweede  Kamer  der  Staten  Generaal 
1879-81.     'sGravenhage  1882. 

Richter,  V.,  juridisk  og  statsvidenskabelig  stat.  Kopenhagen,  Berg- 
mann.    464  S.     6  k. 

Aagesen,  Förelaesninger  over  den  romersche  Privatret.  15  —  16  H. 
132  S.  (vollst.  16  K.)     Kopenhagen,  Gyldendal.     2  k. 

Aubert,*  den  nordiskeVexelret  fremstillet  paa  Grundlag  af  de  danske, 
norshe  og  svenske  Love  af  7.  Maj  1880.  286  S.  Ebenda. 
4  k.  50  ö. 

Wells,  treatise  on  the  Jurisdiction  of  Courts.    700  S.    St.  Paul.  38  s. 
Wilson,    mining   lavvs  of  United  States,   Colorado,  NewMexico  and 

Arizona.     Denver  (Col).     5  sh. 
The  Institutes  of  Justinian,*  edited  by  Holland.     Oxford,     geb.  5  M. 

B  er  ton,  etude  historique  sur   la  lesion  en  matiere  de  vente.     36  S. 

Donai,  Crepin.     1  fr.  50  ct. 
Boeuf,  resume  de  repetitions  ecrites  sur  le  code  civil.     II,  1,  tit.  1. 

(des  successions).     Paris,  Dauvain.     216  S.     3  fr. 
Marcy,  code  de  procedure  penale  du  royaume  d'Italie.    2  Bde.   523, 

365  S.     Paris,  Chevalier  Marescq.     16  fr. 
Jouitou,   L.,   etude    sur   le    Systeme   du  regime  dotal  sous  le  code 

civil.     Ebenda.     309  S.     8  fr. 
Worms,  le  droit    au    regard    de   l'economie    politique.        Ebenda. 

35  S.     1  fr.  50  ct. 
Annuaire  de  la  cour  d'appel  de  Paris  et  des  tribunaux  de  son  ressort 

1882.  (60.  Jahrg.)     XLII   u.   410  S.     Paris  Marchai.     2  fr.  50  ct. 
Bertheau,  de  la  transportation  des  r^cidivistes  incorrigibles.    Paris, 

Marescq.     87  S.     2  fr.  50  ct. 
Fliehe,    des    cours    d'eau    en  droit  romain;   des  eaux  de  source  en 

droit  fran^ais.     Paris,  Larose.     203  S.     3. fr.  50  ct. 
Dubrai,  traite  de  jurisprudence  medicale  et  pharmaceutique.    XX  u. 

770  S.     Paris,  Bailiiere.     12  fr. 
Martin,  code  nouveau  de  la  pSche  fluviale.     6.  Aufl.    294  S.   Paris, 

Leanty.     2  fr. 
Deloison,  G.,  traite  des  societes  commerciales  frangaises  et  etran- 

geres.     2  vol.     A.  Picard.     16  fr. 
Desjardins,    A.,    traite  de  droit  commercial  maritime.     Tome  III. 

Pedone-Lauriel.     7  fr. 
Garcia  de  la  Vega.     Guide  pratique  des  agents  politiques  du  mini- 

stere  des  affaires  etrangeres.     Ceremonial  national  et  ceremonial 

de  la  cour  de  Belgique.    3*  edition,  revue,  corrigee  et  augmentee. 

In-8.     Thorin.     15  fr. 
Naquet,  E.,  traite  theorique  et  pratique  des  droits  d'enregistrement. 

3  vol.     Delamotte.    22  fr;  50  ct. 
Nivelle,  E.,  de  la  Recidivite  au  point  de  vue  penitentiaire.  Dentu.  2  fr. 
Rüben  de  Couder,   J.,   resume   de   repetitions   ecrites  de  droit  ro- 

main.  6*  Edition,  revue  et  entierement  remaniee.    In-12.    Chevalier- 

Marescq.    7  fr. 
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Cocito,    F.,    la   parte    civile    in    materia  penale.      VIII  u.   392   S. 

Turin,  Bocca.     6  1. 
Araedeo  di  Lamporo,  riforma  dello  statuto  italiano.   Stadii.    90  S. 

Turin,  Loescher.     2  1.  50  ct. 
Agnetta  Gentile,  della  donazione  per  diritto  privato  interaazionale. 

I.  u.  323  S.     Palermo,  tip.  dello  statuto.     5  1. 
Pennacchi.  J.  et  Piazzesi,  V.,  Acta  Sanctae  Sedis  in  compendium 

redacta  XIII.     512  S.     Roma  (tip.  della  Propaganda).     12  1. 
.Mansella,    J.,    de    impedimentis  matriraonium   diriraentibus,    ac  de 

processu  iudiciali    in   causis  matrimonialibus  notiones  et  discep- 

tationes  canonicae,  ad  usum  praesertim  ecclesiasticorum  iudicum 

et    parochorum      Cum  appendice  documentorum.      IX  u.  446  S. 

Rom,  Propaganda.     5  1. 
Minghetti,   i  partiti    politici   e  la  ingerenza  loro   nella  giustizia    e 

neir  amministrazione.     333  S.     Bologna,  Zanichelli.     5  1. 
Longo-Abate,  principii  di  filosofia  del  diritto.    I.  (parte  generale.) 

Turin,  Loescher.     170  S.     3  1.  50  ct. 
—  introduzione  allo  studio  della  filosofia  del  diritto.    Ebenda.    84  S. 

1  1.  50  Pf. 
.Montalcini,  condizione   politica  e  giuridica  del   re   nel  regime  co- 

stituzionale.     Turin,  Loescher.     VII  u.  103  S.     2  1. 
Mattizolo,   trattato  di  diritto  giudiziario    civile    italiano.     2.  Ausg. 

I.  Bd.     Turin,  Bocca.     12  1. 
Cesari,  la  responsabilitä  dei  padroni  nei  danni  prodotti  dal  lavoro. 

Ascoli-Piceno.     106  S.     1  1. 
Pessina,  elementi  di  diritto  penale.    5.  Aufl.    Napoli,  Marghieri.  8  1. 
Carabelli,   annotazioni  pratiche  alle  servitü  prediali  secondo  il  co- 

dice  civile.     Milano.  Pirola.     288  S.     4  1. 
Faginoli,   delF  impotenza    virile,  secondo   il    diritto   e   la  medicina 

legale.     Verona,  Drucker.     89  S.     1  1. 
Gugino,   concetto    del  diritto  di    pegno    secondo   il  diritto  romano. 

Palermo,  Amenta.     138  S.     4  1. 
Laghi,  trattati  internazionali.     T.  I.     Parma,  Battei.     1882. 
Ferri,  Tomicidio  (programma).     Bologna  1882.     (7  S.) 


4.  Rassische  Werke. 


(Korrespondent:  Hr.  Professor  Engelmann  in  Dorpat.) 

Alyczewski.  J.,  o  proczlom  i  nynesznem  ustroistwe  gossudarst- 
wennago  kontrolä  w  Rossii.  (Die  bisherige  und  jetzige  Organi- 
sation der  Reichskontrolle  in  Russland.)     Stptbg.  1881. 

Abramowicz,  jewreiskie  juridiczeskije  akty,  jich  tolkowanije  i 
snaczenije.  (Jüdische  juristische  Urkunden,  ihre  Interpretation 
und  Bedeutung.)     Kowno  1881.     8",  38  S. 

Basili,  besseda  o  konstituzii  i  o  primenenii  predstawitelnych  naczal 
w  gossudarstwennom  uprawlenii.  (Unterhaltung  über  Konsti- 
tutionen und  die  Anwendung  des  Repräsentativ-Systems  auf  die 
Staatsverwaltung.)     Odessa  1881.  8",  70  S. 

•Mestnye  grashdanskije  sakony  Bessarabii.  (Oertliches Privatrecht  von 
Bessarabien.)     2.  Anü.  8".     Stptbg.  1881. 

Bogoslowski.  sbornik  sakonow  o  raskole.  (Sammlung  der  Gesetze 
über  den  Raskol  [Bezeichnung  für  die  Sekten  der  russischen 
Kirche].)     Moskwa  1881.    8*. 
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Borsenko,  grashdanskija  ograniczenija  shelesnodoroshnych  pred- 
prijati.  I.  Prawo  weszcznoje.  (Die  privatrechtlichen  Beschrän- 
kungen bei  Eisenbahnunternehmungen.  I.  Sachen  R.)  Jaroslaw 
1881.     8  unnummerierte,  VI  u.  247  S. 

Dshanschiew,  o  starom  i  nowoin  naprawlenii  grashdanskoi  kas- 
sazionnoi  praktiki.  (Ueber  die  alte  und  die  neue  Richtung  der 
Praxis   in  Zivil-Kassationssachen.)     Moskw^a  1881.     8^  27  S. 

Golowaczow,  istoria  shelesnodoroshnago  dela  w  Rossii.  (Geschichte 
des  Eisenbahnv(resens  in  Russland  [Sonderabdruck  aus  demSbornik 
gossudarstvv^ennych  snanii,  Bd.  IV,  V,  VIL  VIII  1877—80].)  Stptbg. 
1881.     8",  404  u.  3  unnum.  S. 

Issajew^,  A.,  arteli  w  Rossii.  (Die  Artele  in  Russland.)  Jaroslaw 
1881.    8°,  VI  u.  336  S. 

Jarosch,  istorija  idei  jestestwennago  prawa.  I.  Jestestwennoje 
prawo  u  Grekow  i  Rimlän.  (Geschichte  des  Naturrechts.  I.  Das 
Naturrecht  bei  den  Griechen  und  Römern.)  Stptbg.  1881.  8", 
278  S. 

Ka laczow,  tekst  Ruskoi  Prawdy  na  osnowanii  4  spiskow  rasnycii 
redakzi.  (Text  der  Ruskaja  Prawda  auf  Grund  von  4  Hand- 
schriften verschiedener  Redaktion.)   3.  Aufl.  Stptbg.  1881.  8°,  61  S. 

Kljuczewski,  Bojarskaja  Duma  drewnei  Russi.  Opyt  istorii 
prawitelstwennago  uczreshdenija  w  swäsi  s  istorijeju  obszczestwa. 
(Der  Bojaren-Rath  des  alten  Russland.  Versuch  einer  Geschichte 
des  Regierungsorgans  im  Zusammenhange  mit  der  Geschichte  der 
Gesellschaft.)     Moskwa  1881.     8^ 

Kolokolow,  0  ssouczastii  w  prestuplenii.  (lieber  die  Theilnahme 
am  Verbrechen.)     Moskwa  1881.     8".     215  S. 

Luczinski,  sbornik  usakoneni  i  prawitelstwennych  rasporäsheni  o 
prissäshnych  sassedateläch.  (Sammlung  der  Gesetze  und  Regie- 
rungsverordnungen über  die  geschworenen  Beisitzer.)  Moskwa 
1881.     8»,  242  S. 

Lukanin,  chronologitscheski  ukasatel  usakoneni  otnossäszczichsä 
k  duchownomy  wedomstwu  prawoslawnago  ispowedanija  s  1851 
po  1880.  (Chronologisches  Verzeichniss  der  Gesetze  und  Verord- 
nungen, welche  sich  auf  die  geistlichen  Angelegenheiten  der 
rechtgläubigen  Konfession  beziehen  von  1851  bis  1880.)  Perm 
1881.    8". 

Malinin,  M.,  teoria  grashdanskago  prozessa.  (Theorie  des  Zivil- 
prozesses. [Sonderabdruck  aus  den  Memoiren  (Sapiski)  der  Neu- 
russischen Universität  in  Odessa.])  Lief.  1.  Odessa  1881.  8", 
III  u.  99  S. 

Istoriko  juridiczeskije  materialy,  iswleczennyje  is  aktowych  knig 
guberni  Witebskoi  i  Mohilewskoi.  (Historisch-juridische  Materia- 
lien aus  den  Aktenbüchern  der  Provinzen  Witebsk  und  Mohilew.) 
Lief.  XII.     Witebsk  1881.     4«,  548  S. 

Materialy  dlä  peresmotranaszegougolownago  sakonodatelstwa.  Isda- 
nije  Min.  Justizii.    (Materialien  zur  Revision  unserer  [i.  e.  der  russi- 
schen] Strafgesetzgebung,  herausg.  vom  Min.  der  Justiz.)  1881.  8". 
I.  u.  II.  Sameczanija  czinow  ssudebnago  wedomstwa.  (Bemer- 
kungen von  Beamten  des  Justizwesens.) 

III.  Sameczanija  czinow  ssudebnago  wedomstwa.  (Bemerkungen 
von  Beamten  der  Justizverwaltung.)     XII  u.  469  S. 

IV.  Sameczanija  oteczestwennoi   literatury.    (Bemerkungen  der 
vaterländischen  Litteratur.)     IX  u.  658  S. 

Mrocz.ek'-Drosdowski,  Isledowanije  o  Ruskoi  Prawde.  W.  I.  Opyt 
isledowanija  istocznikow  po  woprossu  o  dengach  Ruskoi  Prawdy. 
(Untersuchungen    über    die   Ruskaja   Prawda.     Lief.   I.    Versucii 
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einer  Untersuchung  der  Quellen  über  die  Frage  nach  dem  Gelde 
(Wertzeichen)  der  Rnsskaja  Prawda.)  Moskwa  1881.  8°,  XXII 
u.  196  S. 

Nefedjew,  E.  A.,  o  spossobach  oswoboshdenija  nedwishimych 
i  muszczestw  ot  opissi  tretjimi  lizami  ne  imejuszczimi  na  swoi 
imuszczestwa  aktow  ukreplenija.  (Ueber  die  Mittel  zur  Hebung 
einer  Beschlagnahme  von  Immobilien  durch  Dritte,  wenn  selbige 
keine  korroborierten  Urkunden  über  ihr  Eigentum  besitzen. 
[Sonderabdruck  aus  den  Memoiren  (Sapiski)  der  Universität  zu 
Kasan.])     Kasan  1881.     S\  81  S. 

Nikolski,  Th.  S.,  sistematiczeskoje  isloshenije  sakonow  o  putäch 
ssoobszczenija  (wodänych.  gruntowych,  schosseinych  i  shelesnych) 
s  pereczislenijem  wsech  ssudochodnych  i  splawnych  rjek  s,  polnym 
tekstom  ukasow  i  rescheni  Perwago  i  Kassaczionnych  Departa- 
mentow  Senata.  (Systematische  Darstellung  der  Gesetze  über 
die  Kommunikationswege  [Wasser-,  Grund-,  Chaussee-Wege  und 
Eisenbahnen]  mit  Aufzählung  aller  schiffbaren  und  flössbaren 
Flüsse,  mit  vollständigem  Texte  der  Ukase  und  der  Entschei- 
dungen des  Ersten  und  der  Kassationsdepartements  des  Senats.) 
Stptb.  1881.     VI  u.  215  S. 

Noss,  sbornik  ruskich  sakonow  o  kupeczeskom  wodochodstwe  cz.  I. 
(Sammlung  der  russischen  Gesetze  über  die  Handelsschiffahrt.) 
Moskwa  1881.     XVI  u.  461  S. 

Panajew,  W.  A.,  obszczinnoje  semlewladenije  i  krestjanski  wopos. 
Sobranije  broszur  i  statei.  (Der  Gemeindebesitz  am  Grund  und 
Boden  und  die  Bauernfrage.  Eine  Sammlung  von  Brochüren  und 
Artikeln  aus  Zeitschriften.)     Stptbg.  1881.     8^  XXXV  u.  281  S. 

Pränis  chniko  w,  M.,  ruskaja  semledelczeskaja  tjurma.  (Die  rus- 
sische Strafanstalt  mit  Ackerbauarbeiten.)     Stptbg.  1881.     8". 

R  o  man  0  wski,  M.,  kurs  ruskago  lesnago  sakonodatelstwa.  (Kursus 
der  russischen  Forstgesetzgebung.)     Stptbg.  1881.     8^  353  S. 

Rukowodstwo  k  ssowerczeniju  aktow  dogoworow  i  obäsatelstw  na 
osnowanii  poloshenia  o  notarialnoi  czasti  s  priJoshenijem  obras- 
zow  u  form.  (Anleitung  zur  Abfassung  von  Urkunden,  Verträgen 
und  Obligationen  auf  Grund  der  Notariatsordnung  mit  Hinzu- 
fügung von  Musterschriften  und  Formularen.)    Stptbg.  1881.    8^ 

Sagurski,  licznyja  otnoszenija  meshdu  roditelämi  u  detmi  po  riis- 
komu  u  franzuskomu  prawam.  (Die  persönlichen  Verhältnisse 
zwischen  Eltern  und  Kindern  nach  russischem  und  französischem 
Recht.)    Charkow  1881.    8»,  369  S. 

Ssaweljew,  A.,  juridiczeskija  otnoszenija  meshdu  suprugami  no 
ruskim  sakonam.  (Die  juristischen  Verhältnisse  der  Ehegatten 
nach  russischen  Gesetzen.)  Nishni-Nowgorod  1881.  8°,  91  u. 
2  unnum.  S. 

Seme  wski,  krestjanew  zarstwowanije  Imperatriz\'  Ekateriny  II  t.  1. 
(Die  Bauern  unter  der  Regierung  der  Kaiserin  Katharina  IL) 
Stptbg  1881.     8°,  LIII,  504  u.  II  S. 

Szimanowski,  o  nekotorych  nedostatkach  wstreczajuszczichsä  na 
praktike  pri  priwedenii  rescheni  w  ispolnenije  po  ustawam 
20  nojabrä  1864  goda.  (Ueber  einige  Mängel,  welche  in  der 
Praxis  bei  Ausführung  richterlicher  Urteile  auf  Grund  der  Gerichts- 
ordnungen vom  20.  November  1864  hervorgetreten  sind.)  Kasan 
1881.     8«.  68  S. 

Semski  Jeshegodnik  sa  1878  god.  Isdanie  Imperatorskago  Woljno- 
Ekonomiczeskago  Obszczestwa  pod  redakzijeju  Szpigelskago  i  pri 
ssotrudniczestwe  Polowzowa  i  Chodskago.  (Jahrbuch  der  Land- 
schaftsverwaltung für  das  Jahr  1878,  herausg.  v.  d.  Kais.  Freien 
Oekonomischen  Gesellschaft   unter  Redaktion  von  Spigelski  und 
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Mitwirkung  von  Palowzaw  und  Chodski.)  Stptbg.  1881.  8",  III 
u.  III  u.  597  S.,  an  Beilagen  9  u.  4  unnum.  S.,  40  u.  32  Tabellen 
in  4"  u    13  S.  Register  der  Landschaften. 

Enthält  nach  einem  bestimmten  System  geordnete  Auszüge  aus  den  Be- 
schlüssen und  Bechenschaftsberichten  fast  sämtlicher  Laadschaftsversamm- 
lungen. 

Ssobolew,  J.,  oskorblenije  dolshnostnych  liz  deistwijem  pri  ot- 
prawlenii  dolshnosti  po  ruskomu  prawu.  (Beleidigung  von 
Beamten  durch  Handlungen  bei  Ausübung  ihrer  Amtsbefugnisse 
nach  russischem  R.)     Radora  1881.     8^  XII  u.  68  S. 

Sokolowski,  prakticzeskoje  rukowodstwo  o  srokach  i  spossobach 
obshalowanija  czastnych  opredeleni,  rescheni  i  prigoworow  miro- 
wych  ssydei  i  obszczich  ssudow.  (Praktisches  Handbuch  der 
Fristen  und  der  Beschwerdeführung  gegen  Zwischenbescheide, 
Erkenntnisse  und  Urteile  der  Friedensrichter  und  allgemeinen 
Gerichte.)     Stptbg.  1881.     542  S. 

Ssud  nad  Zareubizami.  (Der  Prozess  der  Kaisermörder.)  Stptbg.  1881. 
8»,  265  S. 

Umanez,  is  moich  nabljudeni  po  krestjanskomu  delu.  (Aus  meinen 
Beobachtungen  in  der  Bauernsache.)     Stptbg.  1881.     8",  316  S. 

Waradinow,  N.,  rukowodstwo  k  ssostawleniju  wsech  rodow  delo- 
wych  bumag.  (Anleitung  zur  Abfassung  aller  Art  Geschäfts- 
papiere [in  Administrativ-  und  Justizsachen].)  3.  Aufl.,  2  Bde. 
Stptbg.  1881.     8°. 

Wassiltsc  hiko  w,  A.Fürst,  semlewladenije  i  semledelije  w  Rossii 
i  drugich  jewropeiskich  gossadarstwach.  t.  II.  Semledelie  w  Je- 
wrope  i  Rossii.  Rasnyje  widy  semlewladenija.  Rasmery  sem- 
lewladenija.  Kolonisazija.  (Grundbesitz  und  Ackerbau  in  Russ- 
land und  andern  europäischen  Staaten.  Bd.  II.  Der  Ackerbau 
in  Europa  und  Russland.  Verschiedene  Arten  des  Grundbesitzes. 
Grösse  des  Grundbesitzes.  Kolonisation.)  2.  Aufl.  Stptbg.  1881. 
8",  401  S. 

Windscheid,  ob  obäsatelstwach  po  rimskomu  prawu.  Perewod 
pod  redakzijejie  i  s  primeczanijami  Dumaszewskago.  (Die 
Obligationen  nach  römischem  R.  [Uebersetzung  des  2.  Bandes 
von  Windscheids  Lehrbuch  des  Pandekten-R.])    Stptbg.  1881.  8". 

Wulfert,  A.,  reforma  predwaritelnago  stedstwija.  (Die  Reform  der 
Voruntersuchung.)     Moskwa  1881.     8»,  42  S. 

Wremennik    Demidowskago  Juridiczeskago  Lizeja.     (Jahrbuch  des 
Demidowschen  juristischen  Lyceuras  in  Jaroslaw.    [Eine    Samm- 
lung einzelner  Monographieen,  Grundrisse  für  Vorlesungen,  Rechen- 
schaftsberichte, Sitzungsprotokolle.])     Jaroslaw  1881.     8'" 
Bd.  XXIV:  46,  14,  18,  150—268,  209—304,  168,  4  Seiten. 
Bd.  XXV:  32,  305-392,  13,  357—456,  56,  169-268,  105  Seiten. 
Bd    XXVI:  46,  40,  5,  50,  224,  66,  28,  4  Seiten. 
Bd.  XXVII:  18,  22,  20,  XXII:  22,  50,  225—336,  200,  24  Seiten. 

Jeshegodnik  Wojenno  Juridiczeskoi  Akademii.  (Jahrbuch  d.  Militär- 
Juristischen  Akademie.)     Stptbg.  1881. 

Sbornik  ssoczineni  po  ssudebnoi  medizine,  ssudebnoi  psichiatrii,  medi- 
zinskoi  polizii,  obszczestwennoi  hygieine  epidemologii,  medi- 
zinskoi  geographii  i  medizinskoi  statistike,  isd.  Medi/inskawo 
Departamenta.  (Sammlung  von  Schriften  über  gerichtliche  Medizin, 
gerichtliche  Psychiatrie,  medizinische  Polizei,  öffentliche  Hygieine, 
Epidemologie,  medizinische  Geographie  und  Statistik,  herausg. 
vom  Medizinischen  Departement.)     Stptbg.  1881. 

Bd.  I:  VII,  154,  116,  28.  XXIIL   127,  222,  40  Seiten. 
Bd.  II:  V,  152,  156,  20,  234,  33,  5,  7,  7,  7,  5,  3,  3,  3,  2,  2,  7, 
2,  3,  13  Seiten. 
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Sammlungen  von  Entscheidungen  des  Kassationshofs 
(Senat): 

Andrej  anow,  sbomik  reschenii  grashdanskago  kassazionnago  De- 
partamenta  Prawitelstwujuszczago  Senata  sa  1879  god.  (Samm- 
lung der  Entscheidungen  des  Zivil-Kassations-Departements  des 
Dirigierenden  Senats  für  das  Jahr  1879.)    Stptbg.  1881.  8^  223  S. 

Bertholdt.  sbornik  kassazionnych  rescheni  po  delam  o  wsyskanii 
poshamych  ubytkow,  sa  1867 — 80.  (Sammlung  der  Kassations- 
entscheidungen in  Sachen  der  Beitreibung  des  durch  Feuerschäden 
zugefügten  Schadens.)    Moskwa  1881. 

Bertholdt,  zakon y  o  prawach i obäsannostäch ot ssuprusheskago ssoj asa 
wosnikajuszczich  s  prilosheniem  rescheni  kassaz.  Dep.  1867  po 
1880.  (Die  Gesetze  über  die  aus  der  Ehe  entstehenden  Rechte  u. 
Pflichten  mit  Hinzufügung  der  betreffenden  Kassationsentschei- 
dungen.)    Moskwa  1881.     8",  230  S. 

Dumaszewski,  sistematiczeski  swod  reschenii  kassazionnych  De- 
partamentow  Prawitelstwujuszczago  Senata  1873—1880.  s  prilo- 
shenijem  alfawitnago  ukasatelä.  (Systematische  Sammlung  der 
Entscheidungen  des  Kassations-Departements  des  dirig.  Senats 
aus  den  Jahren  1873 — 1880,  mit  detailliertem  alphabetischem  Re- 
gister.)   Stptbg.  1881.     8°,  I.  XVI,  XI  u.  215  S.,  II.  329  S. 

Diese  beiden  Bände  bilden  den  Äbschlnss  einer  umfassenden  Sammlung, 
nach  Materien  geordneter,  die  verba  decisiva  enthaltender  Auszüge  aus 
sämtlichen  Entscheidungen  der  Kassations-Departements  seit  ihrer  Eröffnung 
im  .Jahre  1866  bis  zum  Schluss  d.  J.  1880.  Bd.  I  die  Entscheidungen  über 
Privat-  u.  Handels-R.  enthaltend  erschien  in  a.  Aufl.  im  J.  1878.  Bd.  II  die 
Entscheidungen  über  Fragen  des  Zivilprozesses  enthaltend  in  2.  Aufl.  1874. 
CXXXVI  u.  1291  S.  Bd.  III  die  Entscheidungen  über  Fragen  des  Strafpro- 
zesses enthaltend  in  2.  Aufl.  1879.     XCVIII  u.  U87  S. 

Maydell  i  Bellustin,  sistematiczeski  sbornik  rescheni  Prawit. 
Senata  i  rasporäsheni  prawitelstwa  rasjasnäjuszczich  gorodowoje 
poloshenie.  (Systematische  Sammlung  der  Entscheidungen  des 
Dir.  Senats  und  der  Anordnungen  der  Regierung,  welche  die 
Städteordnung  erläutern.)     2.  Aufl.     Stptbg.  1881.     8°,  644  S. 

Szaikewicz  i  Poworinski,  alfawitny  nkasatel  woprossam  rasre- 
schennym  groshdanskim  kassazionnym  Departamentom  Prawitel- 
stwujuszczago Senata.  (Alphabetisches  Verzeichnis  der  durch 
das  Zivilkassations- Departement  des  dirig.  Senats  entschiedenen 
Fragen.)     2.  Aufl.     Stptbg.  1881.     8^  204  S. 

Trachtenberg,  alfawitny  ukasatel  woprossow  rasreszennych  ugo- 
lownym  kassazionnym  i  obszczim  ssobranijem  kassazonnych  De- 
partamentow  Prawitelstwujuszczago  Senata.  (Alphabetisches 
Verzeichnis  der  von  Kriminal-Kassations-Dep.  u.  d.  allgemeinen 
Versammlung  des  Kass.-Dep.  des  Dir.  Senats  entschiedenen  Fragen.) 
3.  Aufl.  Stptbg.  1881.  8^  XLVII  u.  932  S. 
erblowski,  sistematiczeski  sbornik  polosheni  i  iswleczeni  is  kassa- 
zionnych rescheni  po  grashdanskomu  prawu  i  ssudoproiswodstwu 
sa  1879  god.  (Systematische  Sammlung  von  Auszügen  aus  den 
Kassationsentscheidungen  über  das  Privat-R.  und  den  Zivilprozess 
für  das  Jahr  1879.)  Moskwa.  1881.  8»,  63  S. 
izpigelski,  sbomik  postanowleni  St.  Petersburgskago  gobemskago 
semskago  ssobranija  s  1865 — 1879.  (Sammlung  der  Beschlüsse 
der  Petersburger  Gouvernements-Landschafts-Versammlung  von 
1865—1879.)     Stptbg.  1881.     S\  909  S. 

Ausgaben  von  Gesetzen: 
[Swod    deistwujuszczich     ustawow    shelesnodoroshnych     obszczestw. 
(Sammlung  der  geltenden  Statuten  der  Eisenbahngesellschaflen.) 
Stptbg.  1881.    8«,  1236  S. 
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Ssudebnye  ustawy  s  rasjasnenijami  no  reschenijam  kass.  Dep.  Senata. 
(Die  Gerichtsordnungen  mit  Erläuterungen  nach  den  Entschei- 
dungen  des  Kass.-Dep.  des  Senats.)     Stptbg.  1882.     12",  2059  S. 

Ustaw  o  gerbowom  sbore  dopolnen  usakonenijami  i  rasporäshenijami 
prawitelstwa  po  1881  god.  (Die  Stempelordnung,  ergänzt  durch 
Verordnungen  und  Verfügungen  der  Regierung  bis  zum  Jahre 
1881.)    Petrosawodsk  1881.     12»,  111  S. 

Nikitin,  sistematiczeski  swod  usakoneni  i  rasporäsheni  prawitelstwa 
do  semskich  uczreshdeni  otnossäszczichsä.  (Systematische  Samm- 
lung aller  Gesetze  u.  Verordnungen  der  Regierung  in  Beziehung 
auf  die  Landschafts-Institutionen.)  Bd.  III.  Cherson  1881.  8", 
1208  S. 

Mysz,  gorodowoje  poloshenije  so  wsemi  otnossäszczimi  k  nemu  usa- 
konenijami. (Die  Städteordnung  mit  allen  auf  dieselbe  bezüg- 
lichen Gesetzen  und  Verordnungen.)  4.  Aufl.  Stptbg.  1881.  8*. 
571  S. 

(NB.  Bereits  1881  erschienen,  aber  mit  1882  bezeichnet.) 

Annenkow,  K.,  opyt  kommentaria  k  ustawy  grashdanskago  ssudo- 
proiswodstwa  (Versuch  eines  Kommentars  zur  Zivilprozess- 
ordnung.) I.  Stptbg.  1878.  II  u.  514  S.  II.  ib.  1880.  I  u.  551  S. 
lU.  ib.  1882.    8°,  I  u.  547  S. 

Besobrasow,  gossudarstwo  i  obszczestwo ,  ssamouprawlenie  i 
ssudebnaja  wlast.  Sobranije  statei  1859—1880.  (Staat  und  Ge- 
sellschaft, Selbstverwaltung  und  Justiz.  Sammlung  von  Abhand- 
lungen aus  den  Jahren  1859-1880.)  Stptbg.  1882.  8",  XXVIII 
u.  737  S. 

Borowikowski,  sakony  grashdanskije  s  objasnenijami  po  rescheni- 
jam grashdanskago  kassazionnago  Departamenta  Prawitelstwujusz- 
czago  Senata.  (Das  [russische]  Privat-R.  mit  Erläuterungen  nach 
den  Entscheidungen  des  Zivilkassations-Departements  des  Dirig. 
Senats.)     Stptbg.  1882.     8»,  861  u.  XLII  S. 

Jwanjukow,  padenije  krepostnago  prawa  w  Rossii.  (Der  Sturz  der 
Leibeigenschaft  in  Russland.)  (Sonderabdruck  aus  der  Zeitschrift 
Oteczestwennj^ja  Sapiski,  wo  es  unter  dem  Titel  „Rolle  der  Re- 
gierung des  Adels  und  der  Presse  bei  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft'" in  den  Jahren  1880  u,  1881  erschien.)  Stptbg.  1882. 
8°,  404  u.  3  S. 

Skalon,  semskije  woprossy.  (Fragen  aus  der  Landschaftsverwaltung.) 
Moskwa  1882.     8",  235  S. 

Spossobin,  o  raswode  w  Rossii.  (lieber  die  Ehescheidung  in 
Russland.)     Stptbg.  1882.     8°. 

Sablotzki-Dessätowski.  Graf  Kisselew  i  jego  wremä.  Materialy 
dlä  istorii  Impertorow  Alexander  I,  Nikolaja  u  Alexandra  IL 

I.  Perwyje  godve,slushbai  prawlenijeDunaiski  mi  Knäshestwami. 
.  IL  Uprawlenije    Min.    gossudarstw.     imuszczestw.     krestjanaki 
uopros. 

III.  Diplomaticzeskaja  slushba  u  poalednije  gody. 

IV.  Priloshenia. 

(Graf  Kisslew  und  seine  Zeit.  Materialien  zur  Geschichte  der  Kaiser 
Alexander  L,  Nikolaus,  Alexander  II.  I.  Die  ersten  Jahre.  Mili- 
tärdienst. Verwaltung  der  Donaufürstentümer.  IL  Verwaltung 
des  Min.  d.  Reichs-Domänen.  Bauernfrage.  III.  Diplomatischer 
Dienst  u.  die  letzten  Jahre.  IV.  Beilagen.)  4  Bde.  Stptbg.  1882. 
8°,  I.  X,  421  u.  IX  S.  u.  2  Karten.  IL  355  u.  VIII  S.  u.  1  Abb. 
III.  458  u.  XI  S.  u.  2  Abb.    IV.  352  u.  VI  S. 

Verantwortlicher  Eedakteur  :   Dr.  v.  Kirchenhelm  In  Heidelberg. 
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A.   Bespreclmiigeii. 


I.  Allgemeines.  Rechtsgeschichte. 

Frauken,  A.  Romanisten  und  Germanisten.  2  Vorträge. 
Jena,  Gust.  Fischer.  1882.  51  S.  1  M.  20  Pf. 
Der  erste  Vortrag  setzt  in  einem  an  geistreichen,  tendenziösen 
und  lapidarischen  Wendungen  reichen  Gewände  auseinander,  dass 
der  Dualismus,  der  in  unserm  R.  als  Kampf  der  Romanisten  und 
Germanisten  erscheine,  bei  den  Römern  geradeso  gewesen.  Er 
liege  in  den  Antithesen  jus  civile  und  j.  gentium,  j.  civile  und 
naturale,  j.  strictum  und  j.  aequum,  j.  scriptum  und  non  scrip- 
tum; er  stelle  sich  eigentlich  heraus  als  die  Differenz  des  Ge- 
wordenen und  des  Werdenden.  Das  j.  strictum  sei  überall  das 
erste ,  dann  komme  die  aequitas.  Die  Rezeption  des  •  r,  R.  sei 
nichts  als  die  im  Anschluss  an  die  Renaissance  aufgekommene 
Aequitätsrichtung.  An  die  Stelle  der  genossenschaftlichen  Bin- 
dung des  Individuums ,  des  Feudalismus  haben  die  Romanisten, 
indem  sie  über  das  Corpus  juris  hinausgingen,  den  Individual- 
willen,  die  Freiheit  gesetzt ;  die  Rezeption  des  r.  R.  ist  besiegelt 
in  der  Woche  vom  20.  Aug.  1789.  Die  Romanisten  sind  die 
Quasigesetzgeber  des  dritten  Standes,  halb  unbewusste  Revolu- 
tionäre, Apostel  der  Idee  von  der  Freiheit  und  Gleichheit  der 
Individuen. 

Der  zweite  Vortrag,  zum  Gedächtnis  Karl  Friedrich  Eich- 
horns (vgl.  oben  S.  163)  an  seinem  hundeiisten  Geburtstage, 
„20.  Dez.  1881",  enthält  eine  Anzahl  von  ähnlich  gedachten  und 
skizzierten  recht  interessanten  Bemerkungen  über  die  Bedeutung 
K.   F.   Eichhorns    mit   Rückblicken.      Ob   wirklich   in  Jena   der 

Centralblatt  für  ßechtawissenschaft.    I.  Band.  19 


244       Centi-alblatt  für  Rechtswissenschaft,    I.  Band.    7.  Heft. 

20.  Dezember  als  Tag  dei*  Säkularfeier  gewählt  worden,   oder 
der  20.  November  als  der  richtige  Tag,  ist  mir  nicht  bekannt. 

V.  Schulte. 

Dahn,  Friedr.  Das  Erb-  und  Familien-R.  des  Stadtbuchs 
von  Augsburg  von  1276.  Pragmatische  Darstellung. 
Leipzig,  Breitkopf  u.  Härtel.  1882.  34  S.  1  M. 
Der  Titel  dieser  Erstlingsschrift  ist  insofern  ungenau,  als  darin 
das  ganze  Augsburger  ,, Stadtbuch",  das  bekanntlich  neben  dem 
Stadt-R.  von  1276  eine  Reihe  späterer  Einträge  enthält,  in  der 
von  C.  Meyer  veröffentlichten  Gestalt  benützt  ist.  Inhaltlich  be- 
schränkt sich  die  Arbeit  auf  eine  systematisch  geordnete  Wieder- 
gabe und  Erläuterung  der  familien-  und  erbrechtlichen  Satzungen 
dieser  wichtigen  Quelle.  Der  Verf.  hält  sich  ausschliesslich  an 
den  ihm  vorliegenden  Text,  so  dass  er  auch  die  am  nächsten 
verwandten  Quellen  nicht  zur  Erklärung  heranzieht,  und  selbst 
den  Schwabenspiegel  nirgends  vergleicht.  Von  der  bisherigen 
Litteratur  über  sein  Thema  erwähnt  er  nur  einzelne  Schriften, 
während  er  z.  B.  die  ausführliche  Behandlung  des  Augsburger 
ehelichen  Güter-R.  in  R.  Schröders  Buch  völlig  unberücksichtigt 
lässt.  Die  Resultate,  zu  denen  er  bei  diesem  Verfahren  gelangt, 
sind  zum  Teil  sehr  problematischer  Natur.  So  findet  er  in  den 
Bestimmungen  des  Stadtbuchs  die  allgemeine  eheliche  Güter- 
gemeinschaft (statt  Gesamthand)  anerkannt,  während  er  doch 
gleichzeitig  Satzungen  anführt,  in  denen  die  Unterscheidung  der 
Güter  des  Mannes  und  der  Güter  der  Frau  bei  bestehender  Ehe 
ausgesprochen  und  durchgeführt  wird.  Auch  identifiziert  er 
„Seelgerät"  und  „Geschäfte"  mit  „Testament"  und  Verpflichtung 
des  Erben  zur  Bezahlung  von  Schulden  „von  dem  gute"  mit 
römischer  Universalsuccession.  Gierke. 


II.    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Eohler,  J.  Pfandrechtliche  Forschungen.  Jena,  Fischer. 
1882.  7  M. 
Diese  Arbeit  will  nach  dem  Vorwort  die  Auffassung  des  Pfand-R. 
vertiefen,  verschiedenen  pfandrechtlichen  Fragen  einen  weiteren 
Hintergrund  geben,  und  insbesondere  der  Zivilistik  aus  dem 
deutschen  R.  neue  Nahrung  zuführen. 
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Im  §.  1  erörtert  K.,  von  Art.  1506—1508  des  Code  civil 
ausgehend,  das  „Pfand-ß.  mit  Verpfändungs-R."  und  sieht  im 
VerpfändungB-K.  dieser  Artikel  ein  der  (ehelichen)  Gemeinschaft 
gegen  das  Sondergut  zustehendes  dingliches  R.,  bestimmt  der- 
selben ein  unantastbares  Ausbeutungs-R.  zui-  Erzielung  eines 
Geldresultates  zu  gewähren.  Verf.  £ndet  ähnliches  im  Ssp.  I, 
53,  §.  3,  Wiener  Stadt-ß.,  Art.  4,  38,  46,  138,  und  in  anderen 
älteren  deutschen  und  französischen  Rechtsquellen.  §.  2  „Exe- 
kutionspfand und  neuere  Satzung"  enthält  das  Ergebnis,  dass 
nach  altdeutschen  Quellen  und  nach  Beaumanoir  der  Exekutions- 
gläubiger mindestens  mit  der  gerichtlichen  Geweldigung  ein 
Pfand-R.  mit  Yerpfändungs-  (oder  Verkaufs-?)  Befugnis  erhält. 
§.  'Sf  Die  „Charakteristik  und  Würdigung  des  Pfand-R.  mit 
Verpfändungsbefugnis"  ergibt  die  Tendenz  eines  sofort  realisier- 
baren Pf.-R.  unter  möglichster  Schonung  des  Pfandschuldners, 
und  erklärt  dieses  Pf.-ß.  heutzutage  noch  zwar  nicht  als  exe- 
kutives, aber  doch  als  vertragsmässiges  füi'  vollkommen  zulässig. 
§.  4.  Pf.-R.  mit  Servitutenbestellungs-R.  erklärt  als  Gegenstand 
der  Verpfändung  das  Sachgut  (S,  36),  an  welchem  es  den  Er- 
werber zum  Servitutberechtigten  macht  (S.  37),  und  weist  die 
„absonderlichen  Konstniktionen"  der  „seitherigen"  Zivilistik 
zurück.  Nach  §.  5  ,, Wesen  des  Pfand-R."  ist  der  „Springpunkt" 
desselben  Pfand-R.  der,  dass  das  Sachen-ß.  dem  Wertzweck  dienst- 
bar gemacht  wii-d,  was  zu  der  (von  K.  verworfenen)  Personi- 
fizierung des  Pfand-B.  als  obligatio  rei  geführt  habe.  Auch  die 
Auffassung  der  Hypothek  als  einer  obligatio  in  rem  scripta  wird 
geprüft  und  abgelehnt,  diese  rechtliche  Natur  aber  der  Reallast, 
und  zwar  verbunden  mit  apfandhafter"  Belastung  des  Gnind- 
stückes  zugeschrieben.  §.  6  behandelt  das  Nutzpfand  im  r.  R., 
ein  solches  ist  möglich,  jedoch  nur  bei  untersagter  Distraktion 
und  gewährt  dem  Nutzpfandgläubiger  zur  nutzweisen  Verweii:ung 
der  Sache  nicht  nur  ein  obligatorisches,  sondern  ein  dingliches  R. 
(fr.  22,  §.  2  de  pign.  act.  und  die  Analogie  der  missio  AntonLniana.) 
§.  7.  Das  Nutzpfand  im  deutschen  R.  konstatiert  nach  einem 
Rückblick  auf  Pi'ovinzial- imd  italisch-röm.  R.  die  Verschmelzung 
von  röm.  Fiduciarverträgen  und  germanischen  Satzungsgeschäften 
aus  einer  Reihe  italienischer  üi'kunden;  die  german.  Satzung  wird 
aber  in  bezug  auf  Frankreich  bereits  für  das  7.  Jahrh.  durch 
Formeln  nachgewiesen,  durch  Urkunden  seit  dem  9.  Jahrb.,  ebenso 
ist  sie  bei  den  Angelsachsen  bis  ins  10.  Jahrh.  zurück  zu  verfolgen. 

Nunmekr  wendet  K.  sich  der  Satzung  in  deutschen  Urkunden 
seit  dem  12.  Jahrh.  zu,  und   tritt   dabei  der  Meibomschen  Auf- 
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fassung  der  älteren  Satzung  entgegen.  Dann  kommt  K.  auf  den 
Rentenkauf  zu  sprechen,  bezeichnet  den  Ausdruck  als  unrichtig, 
indem  dieser  Kauf  vielmehr  ein  Kapitalgeschäft,  wie  das  Dar- 
lehen sei,  gelangt  zum  n^ort-gage,  bei  welchem  sich  die  Renten- 
idee zuerst  geltend  gemacht  habe.  Mit  seiner  Konstruktion  bringt 
K.  den  vermeintlichen  Sat»  von  dem  Untergang  der  Pfandforde- 
rung im  Falle  des  Unterganges  der  Pfandsache  als  einen  noch 
dazu  universell  bedeutsamen  in  Verbindung. 

K.  geht  dann  auf  die  Benützung  des  Institutes  für  familien- 
rechtliche  und  Verkehrsschulden  über.  Dasselbe  Moment  ergibt 
sich  auch  für  das  Nutzpfand  im  altfranzös.  R.  (§.  8,  S.  134  bis 
16ö),  für  w.elches  R.  der  Kampf  zwischen  vif-gage  (schuldabtra- 
gende, zu  deutsch  „Tod "-Satzung)  und  mort-gage,  die  Kombi- 
nationen beider  und  die  Verschleierung  des  insbesondere  von 
Beaumanoir  als  Wucher  verworfenen  mort-gage  und  der  wissen- 
schaftliche Aufbau  des  Nutzpfandes  überhaupt  durch  Beaum. 
sehr  interessant  sind. 

§.  9.  Theorie  des  Nutzpfandes  nach  r.  R.,  zugleich  Beitrag 
zur  Besitzlehre  (S.  166—220),  hebt  die  Bedeutung  der  Ein- 
räumung eines  Jurist.  Besitzes  für  den  Faustpfandgläubiger  her- 
vor, verwirft  die  Auffassung  des  animus  domini  als  Eigentums- 
willen mit  Berufung  auf  die  possessio  am  Provinzialgrundstück 
und  Precarium,  ei'klärt  aus  der  S.  168  poetisch  ausgeführten 
Theorie  des  Besitzes  die  Sache  in  der  Gesamtheit  ihrer  wirt- 
schaftlichen Funktionen  für  sich  zu  haben,  den  Besitz  von  Nicht- 
eigentümern, aber  auch  den  Nichtbesitz  von  Usufructuar,  Mieter, 
Pächter  etc.  und  findet  darin  Analogie  zur  deutschen  Gewere, 
welche  nach  neuern  Forschungen  Besitz,  nur  Besitz  ist;  die 
Unterschiede  seien  nur  Variationen  über  dasselbe  Thema.  Das 
deutsche  R.  betone  mit  Recht  die  Einheit  der  Total-  und 
Partialgewere ,  das  r.  R.  ebenso  mit  Recht  den  Unterschied 
beider,  und  im  ersteren  sei  eine  Menge  von  nicht  bloss  histor., 
sondern  auch  dogmat.  fruchtbaren  Keimen  enthalten.  —  Die 
possessio  der  Nutzpfandgläubiger  umfasse  die  ganze  Sachaus- 
beute, aber  nicht  auch  Accessionen,  als  nur  dem  Eigentum  von 
der  Rechtsordnung  dargebrachte  Huldigungen.  Der  Widerspruch, 
liegend  in  der  Unmöglichkeit  des  Erwerbes  durch  den  ver- 
pfändeten Sklaven  sei  juristisch  und  kulturell  aus  der  Zurück- 
setzung des  Pfandsclaven  gegen  den  vernaculus,  den  Eigentums- 
sklaven zu  erklären.  Folgt  eine  Besprechung  des  indirekten  Ge- 
nusses der  Pfandgläubiger  und  der  Veräusserung  des  Pfand- 
genusses.   —    §.10    (Fortsetzung:    Aktionenrechte    der   Pfand- 
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gläubiger)  findet  den  Schutz  der  dinglichen  Partial-R.  des  Pfand- 
gläubigers bei  den  Römern  unklar  entwickelt,  was  K.  mit  der 
unselbständigen  vermögensrechtlichen  Qualität  in  Verbindung 
bringt.  §.  11.  Theorie  des  Nutzpfandes  nach  deutschem  R.  will 
aus  diesem  R.  dieselben  Konsequenzen  für  dieses  Pfand  wie  nach 
römischem  ableiten.  §.12  betrachtet  das  Nutzpfand  nach  den 
modernen  Gesetzgebungen  und  empfiehlt  es  de  lege  ferenda. 
§.  13,  14  kehrt  zur  „Theorie  der  Pfand-R.  mit  beschränkter 
Ausbeutekraft,  insbesondere  Theorie  der  auf  die  Sphäre  des  Ser- 
vitutengenusses"  beschränkten  Pfand-R.  zurück;  §.15  behandelt 
insbesondere  das  Pfandlehen,  welches  trotz  der  bekannten 
Opposition  der  Rechtsbücher  doch  seit  dem  13.  Jahrhundert  un- 
beweisbar ist,  worauf  in  §.  16  das  deutsche  R.  als  Ferment  für 
die  Neubelebung  der  Rechtswissenschaft  hervorgehoben  wird. 
Endlich  folgen  noch  urkundliche  Beilagen.  Schuster. 

Scialoja,  V.  Sulla  servitus  oneris  ferendi.  (Archivio  giuri- 
dico  XXVII,  S.  145-164.) 
Der  Verf.  sucht  die  dem  Eigentümer  jdes  dienenden  Grundstücks 
bei  der  servitus  oneris  ferendi  obliegende  Reparaturpflicht  in 
folgender  Weise  zu  erkläi-en.  Die  belastete  Mauer  gewähre  nicht 
nur  dem  Servitutberechtigten ,  sondern  auch  dem  Eigentümer 
des  dienenden  Grundstücks  Nutzen.  Wollte  man  hier  die  all- 
gemeinen Grundsätze  zur  Anwendung  bringen ,  so  würde  vor- 
zugsweise der  Eigentümer  der  dienenden  Sache  Vorteil  von 
der  Servitut  haben ,  da  ihm  die  Unterhaltung  der  fraglichen 
Mauer  nichts  mehr  kostete,  und  er  sogar  dem  Servitutberechtigten 
gegenüber,  welcher  die  Mauer  nicht  gehörig  in  Stand  hielte, 
Anspruch  auf  cautio  damni  infecti  haben  würde.  Dieses  un- 
billige Resultat  sei  aber  nur  dadurch  zu  beseitigen  gewesen,  dass 
man  den  Eigentümer  des  dienenden  Grundstücks  als  den  vor- 
zugsweise Interessierten  für  reparaturpflichtig  erklärt  habe. 

Pescatore. 

Bärnrcithcr.  Das  deutsche  Höfe-R.  Juristische  Blätter 
(ßurian  u.  Johanny).  Wien.  1882.  Nr.  4.  S.  87—40. 
Ausgehend  von  dem  früheren  Dasein  eines  besonderen  bäuer- 
lichen Erb-R.  wird  die  deutsche  Gesetzgebung  über  das  Anerben-R. 
durchgegangen  und  als  das  Gemeinsame  bezeichnet,  dass  der 
Eintritt  des  Anerben-R.  von  der  freien  Bestimmung  des  Grund- 
besitzers abhängt.  Aufgeführt  sind  Bayern  G.  v.  22.  Febr.  1855; 
Preussen    G.    betr.     die     bäuerlichen    Erfolge    in  Westfalen   v. 
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13.  Juli  1836.  G.  betr.  das  Höfe-E.  in  der  Provinz  Hannover 
von  2.  Juli  1874  (von  den  daselbst  in  Frage  kommenden  100,125 
Gütern  sind  bereits  61,000  in  die  Höferolle  eingetragen),  Lauen- 
burg 21.  Febr.  1881.  Oldenburg  24.  April  1873.  Das  Ziel  ist  dahin 
genommen,  dass  wirtschaftlicli  es  sieh  empfehle,  ein  fakultatives 
singuläres  Erb-R.  für  den  kleinen  Grundbesitz  zu  gestalten  und 
mit  dem  alten  Grundsatz  der  gleichen  Berechtigung  der  Erben 
zu  brechen.  Keyssner. 

Schimkowsky,  J.  Das  allgemeine  Grundbuchsgesetz  vom 
25.  Juli  1871.  2.  vollständig  umgeai-beitete  Auflage,  be- 
sorgt von  Dr.  K.  Frühwald.  Wien,  Manz.  1882.  XU 
u.  292  S.  4  M.  80  Pf. 
Das  vorliegende  Werk  ist  vom  Herausgeber  so  gründlich  um- 
gestaltet worden,  dass  es  wohl  nicht  mehr  als  eine  neue  Auf- 
lage, sondern  eher  als  ein  neues  Werk  bezeichnet  werden  kann, 
bezüglich  dessen  Exner  kaum  sein  über  die  erste  Auflage  ge- 
fälltes vernichtendes  Urteil  (Hyp.-R.  Seite  12,  Anm.  26)  wieder- 
holen dürfte.  Es  enthält  »ausser  dem  Kommentare  •  zum  Grund- 
buchsgesetze auch  die  dazu  gehörigen  Gesetze  und  Verordnungen, 
so  die  Insti-uktion  zum  Vollzuge  desselben,  ferner  das  Gesetz 
vom  6,  Februar  1869,  betr.  das  Verfahren  bei  der  grundbücher- 
lichen  Zerteilung  von  Liegenschaften  u.  s.  w.  Das  grösste  Ver- 
dienst des  Herausgebers  scheint  in  der  Vollständigkeit  zu  liegen, 
mit  welcher  er  die  reichhaltige  Litteratur  und  die  zahlreichen 
Entscheidungen  des  obersten  Gerichtshofes  benützt.  Freilich  be- 
gnügt er  sich  oft  mit  einer  knappen  Wiedergabe  der  wider- 
streitenden Ansichten,  so  dass  der  Leser  dadurch  nicht  vollständig 
informiert  wird.  Als  Beleg  hierfür  mag  die  Erläuterung  des  §.  30 
a.  G.  G.  (Vorrangseinräumung)  dienen.        W.  Fuchs  (Wien). 

Berggesetz,    das    allgemeine,    v.    23.   Mai    1854    samt    der 
Vollzugsvorschrift  und  allen  darauf  bezugnehmen- 
den Nachträgen,  Verordnungen  und  Erläuterungen, 
dann    den    einschlägigen    Erkenntnissen    des    Ver- 
waltungsgerichtshofes. Mit  alphabetischem  und  chrono- 
logischem Register.     Wien,  Manz.     1881.     6.  Aufl.  VHI  u. 
408  S.     4  M. 
Die    vorliegende  Auflage    der    Manzschen   Berggesetzausgabe, 
welche  in  Ermangelung  eines  neueren,  dem  jetzigen  Stande  der 
Wissenschaft   entsprechenden  Kommentars    zum    österreichischen 
Berggesetze    einen   Hauptbehelf  für   das   Studium    des  letzteren 
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bildet,  erscheint  gegen  die  fünfte,  namentlich  durch  Nachtragung 
der  einschlagigen  Erkenntnisse  des  Verwaltungsgerichtshofes  ver- 
mehrt. Leuthold. 


III.    Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Hecht,  F.  Zur  Eeform  des  Aktiengesellschafts-E.  (Volks- 
wirtschaftliche Streitfragen,  Vorträge  und  Abhandlungen, 
hrsg.  von  der  Volkswirtschaft!.  Gesellsch.  in  Berlin.  Heft  25.) 
Berlin,  Simion.  1882.  32  S.  1  M. 
Nach  einer  einleitenden  Bemerkung,  welche  vorzugsweise  die 
Meinungen  darüber  skizziert,  ob  das  Institut  der  Aktiengesell- 
schaft überhaupt  beizubehalten  sei  —  für  welche  Frage  sich  der 
Verf.  im  bejahenden  Sinne  entscheidet  —  behandelt  derselbe 
seine  Reformvorschläge  hins.  des  Stadiums  der  Errichtung,  der 
Organe  der  Gesellschaft,  der  Rechen  seh  aftsablage  und  der  General- 
versammlung. Für  die  Errichtung  verlangt  Verf.  die  Erhöhung 
der  ersten  Einzahlung  von  107o  resp.  20  7o  auf  25  "/o,  die  Er- 
höhung des  Mindestbetrages  der  einzelnen  Aktie  auf  500  Mark 
und  die  Haftpflicht  des  ersten  Zeichners  unter  Zulassung  eines 
gew.  Delegationsrechts.  Von  einer  Umgestaltung  des  formellen 
Gründungsverfahrens  und  von  einer  strengern,  namentlich  krimi- 
nellen Haftbarkeit  der  Organe  für  die  Richtigkeit  ihrer  Angaben 
glaubt  sich  Verf.  keinen  Erfolg  zu  versprechen.  Um  eine  Tren- 
nung der  bisherigen  Organe  der  Gesellschaft  nach  Verwaltung 
und  Kontrolle  besser  zu  ermöglichen,  als  dies  bisher  der  Fall 
gewesen,  schlägt  der  Verf.  vor,  dass  neben  dem  Vorstand  noch 
ein  Ausschuss  des  Aufsichtsrats  für  die  Verwaltung  und  ein 
weiterer  Aufsichtsrat  lediglich  zur  Auswahl  dieser  Verwaltungs- 
räte und  zur  Kontrolle  bestellt  werde.  Bei  der  Rechenschafts- 
ablage ist  Verf.  von  seiner  früheren  Meinung,  gesetzliche  Bilanz- 
schemata aufzustellen,  wieder  zurückgekommen,  dagegen  insoweit 
stehen  geblieben,  als  er  eine  Decharge  erst  am  Ende  des  fol- 
genden Jahres  für  rätlich  hält.  Die  Generalversammlung  lässt 
sich  nach  der  Ansicht  des  Verf.  in  ihrem  inneren  Wort  nicht 
heben,  da  sie  ihrer  ganzen  Natur  nach  nicht  immer  das  Interesse 
der  Gesellschaft  vertritt,  Verf.  will  deshalb  weder  ihre  Kompetenz 
erhöhen,  noch  gegen  die  sog.  Strohmänner  und  das  Mieten  von 
Aktien  gesetzliche  Massregeln  ergriffen  wissen.    Auch  das  Stimm- 
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recht  der  Organe  hält  er  lediglich  als  Konsequenz  der  juristi- 
schen Form  einer  Kapitalsvereinigung  aufrecht.  Hinsichtlich  der 
Frage  der  Sonderrechte  werden  nur  die  Thesen  des  letzten  Juristen- 
tages berührt  und  vor  einer  allzu  grossen  Ausdehnung  der 
ersteren  gewarnt.  Zum  Schluss  wünscht  Verf.,  dass  die  Reform 
eine  systematische  sei  und  erst  nach  Abschluss  des  Zivilgesetz- 
buchs in  Verbindung  mit  einer  Revision  des  H.G.B.  ins  Werk 
gesetzt  werde.  Kays  er. 

Lyon-Caeii,  Gh.  &  Renault,  L.  Precis  de  droit  commercial 
comprena'nt  le  commentaire  du  code  de  commerce 
et  les  lois  qui  s'y  rattachent  suivi  d'une  table  des 
textes  expliques  et  d'une  table  analytique  deve- 
loppee.  Fase.  IL  Paris,  A.  Cotillon.  1882.  p.  401  bis 
728.     5  fr.     (1.  Liefg.  5  fr.) 

Dieses  neueste  französische  Handels-R.  weicht  in  der  Methode 
der-Darstellung  nicht  von  der  bisher  in  Frankreich  (und  Italien) 
üblichen  Behandlung  des  Stoffes  ab ;  in  kurzen  fortlaufend  nume- 
rierten Abschnitten  wird  der  Inhalt  der  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, häufig  der  Reihenfolge  der  Gesetzesparagraphen  folgend, 
paraphrasiert ,  in  Zusammenhang  gesetzt,  durch  Litter aturnach- 
weisung  und  Gerichtssprüche,  beides  meistens  in  die  Anmerkungen 
gerückt,  erläutert  und  so  in  ein  Werk  geformt,  welches  auf  den 
Grenzen  zwischen  Kommentar,  Lehrbuch  und  Kritik  zugleich  steht. 
Die  erste  Lieferung  dieses  Werkes,  die  bereits  im  Jahre  1879 
erschienen  ist,  enthält  eine  das  Wesen  und  die  Geschichte  des 
Handels  und  des  Handels-R.,  wie  die  Quellen  des  letzteren  in 
kurzem  Abrisse  beschreibende  Einleitung,  und  6  Kapitel,  von 
denen  3  den  ersten  Teil  des  ganzen  Werkes  bilden,  3  aber  zvim 
zweiten  Teile  desselben  gehören.  Das  erste  Kapitel  stellt  die 
Handelsgeschäfte  dar;  mit  R.  haben  hiebei  die  Verf.  die  Legal- 
ordnung verlassen,  der  sie  sonst  regelmässig  folgen;  es  ist  dies 
die  notwendige  Konsequenz  der  von  ihnen  vorangestellten  Er- 
örterung der  Frage,  welchen  Wert  die  Unterscheidung  der  Handels- 
geschäfte von  den  übrigen  Geschäften  des  bürgerlichen  Verkehrs  habe, 
die  Konsequenz  der  Erkenntnis,  dass  diese  Unterscheidung  nicht 
bloss  für  die  Zuständigkeit  der  Gerichte,  bei  deren  Fixierung 
der  Code  de  commerce  jene  Unterscheidung  trifft,  Wert  und  Be- 
deutung habe.  Das  zweite  Kapitel  bespricht  die  Rechtsstellung 
der  handelstreibenden  Personen ;  das  dritte  bietet  das  R.  der 
Handelsgesellschaften.  Der  2.  Teil  des  Buches  beschäftigt 
sich     mit    den    handelsrechtlichen    Verträgen,     und    zwar     das- 
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erste  seiner  7  Kapitel  mit  den  allgemeinen  Regeln  derselben, 
das  zweite  (sehr  beachtenswerte)  mit  dem  Handelskaufe  (S.  338 
bis  370)  und  das  dritte  mit  dem  kaufmännischen  Pfände,  den 
öffentlichen  Lagerhäusei-n  und  den  Lagerpfandscheinen.  Die 
beiden  zuletzt  genannten  Einrichtungen  verdienen  das  Interesse 
der  deutschen  Leser  des  Buclfes  um  so  mehr,  als  zu  erwarten 
steht,  dass  die  deutsche  Reichsgesetzgebung  sich  in  Bälde  wird  dazu 
entschliessen  müssen,  das  im  Warrantsystem  liegende  wichtige 
Förderungsmittel  des  Handels  und  seines  Kredites  zu  regeln  und 
damit  der  allgemeinen  Anwendung  zugänglich  zu  machen. 

Das  soeben  erschienene  2.  Heft  handelt  von  der  Kommission 
(S.  403—448),  deren  Darstellung  im  Anhang  folgt,  welcher  von 
dem  Prepose,  dem  Commis,  Handlungsreisenden  u.  s.  w.  handelt 
(eine  Zusammenstellung,  welche  darin  ihren  Grund  hat,  dass  das 
französische  R.  keinen  begrifflichen  Unterschied  darin  findet,  ob 
der  Kommissionär  in  eigenem  oder  fremdem  Namen  Verträge  ab- 
schliesst);  es  handelt  sodann  vom  Frachtvertrage  (S.  458—519) 
und  bietet  endlich  einen  Abriss  des  Wechsel-R.  (S.  520—728). 
Man  kann  sagen,  dass  das  Ganze  den  Standpunkt  der  franzö- 
sischen Doktrin  und  Praxis  in  den  erörterten  Materien  gut  zu 
erkennen  gibt.  Im  Wechsel-R.  wird  auf  Einert  und  Brauer  ein- 
gegangen, die  Verdienste  Thöls,  Kuntzes,  Bieners,  0.  v.  Wäch- 
ters, Graweins  u.  a.  scheinen  dem  Verf.  nicht  bekannt  zu  sein; 
doch  wird  die  Rechtsprechung  des  Leipziger  Reichsgerichts  ge- 
nannt, wie  im  Kommissionsgeschäft  öfter  Gi'ünhuts  Werk.  Viel- 
leicht ist  es  der  Drang  nach  Kürze,  der  die  Verf.  regelmässig 
veranlasst ,  auf  der  Oberfläche  der  Kontroversen  genügsam  zu 
verharren.  Gar  eis. 

Chalmers,  M.  D.     A   Digest    of   the   law    of   Bills    of   Ex- 
change,   Promissory    notes    and    cheques.      London, 
Stevens  i  Sons.  1881.     2.  Aufl.     332  S. 
Chalmers  Werk  über  englisches  Wechsel.-R.  (gezogene  und  eigene 
Wechsel  und  Cheques)  erschien  1878  zum  erstenmal  und  liegt  nun 
in  verbesserter  und  vermehrter  Auflage  vor.    Verf.  hat  nicht  die 
sonst  übliche  Form  eines  text  book  gewählt,  sondern  nach   dem 
Beispiele  von  Stephen  und  Pollock  diejenige  eines  Gesetzbuches. 
Zur    Rechtfertigung    dieser    Darstellungsweise    verweist    er    auf 
die  Einleitungen   von  Stephen   und  Pollock.     Da  England   noch 
keine  Kodifikation  des  W.-R.  besitzt,  eine  solche  aber  allgemein 
gewünscht  wird,   so  hofft  Ch.  durch  sein  Buch  eine  brauchbare 
Vorarbeit  zu  liefern.     Ch.   bemüht  sich   nur   auf  die  gewissen- 
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hafteste  Weise  das  bestehende  und  anerkannte  E.  darzustellen, 
wie  sich  dasselbe  aus  den  Entscheidungen  der  Gerichte  ergibt ; 
und  Streitpunkte  werden  nur  insoweit  berührt,  als  in  einem  be- 
sonderen Index  S.  XXIII — XXVII  diejenigen  Fälle  angeführt 
werden,  welche  seither  ganz  oder  teilweise  in  abweichendem  Sinne 
entschieden  worden  sind,  lieber  *äas  Verfahren  bei  der  Kechts- 
findung  spricht  sich  Ch.  folgenderniassen  aus :  Theoretisch  schwebe 
eine  vollständige  Sammlung  von  Rechtsgrundsätzen,  welche  auf 
jeden  denkbaren  Fall  Anwendung  finden,  in  der  Luft  —  in  nubibus, 
und  die  Richter  seien  die  Konduktoren,  durch  welche  dieselben 
aus  den  Wolken  heruntergeholt  und  auf  den  einzelnen  Fall  an- 
gewendet werden.  Allein  obgleich  der  Richter  das  R.  nur  aus- 
zulegen und  anzuwenden,  nicht  aber  zu  schaifen  habe,  so  müsse 
seine  Thätigkeit  doch  vielfach  eine  gesetzgeberische  sein,  indem 
er  sich  für  die  eine  oder  andre  Ansicht  entscheide  und  ihr  da- 
durch Anerkennung  verschafi^e.  Es  seien  nun  vier  verschiedene 
Fälle  möglich.  Es  könne  mit  bezug  auf  eine  Frage  einiger- 
massen  deutlich  sein,  was  Rechtens  sei,  und  die  gewichtigsten 
Autoritäten  sich  in  einem  bestimmten  Sinne  aussprechen.  Ein 
Rechtssatz  könne  aber  auch  zweifelhaft  sein,  weil  er  entweder 
nur  beiläufig  ausgesprochen  worden  sei,  oder  zwar  einer  direkten 
Entscheidung  zu  Grunde  gelegt,  allein  bei  Beurteilung  eines 
andern  Falles  beiläufig  —  obiter  —  aus  gewichtigen  Gründen 
bestritten  worden  sei.  Oder  es  sei  das  R.  mit  bezug  auf  eine 
bestimmte  Anwendung  unsicher  wegen  widersprechender  oder 
zweifellos  unrichtiger  Entscheidungen.  Endlich  könne  es  auch 
an  jeder  vorgängigen  Entscheidung  fehlen.  Unter  diesen  Um- 
ständen habe  er  viele  Rechtsgrundsätze  nicht  als  anerkannte  and 
feststehende  aufnehmen  können,  und  die  Gründe  dafür  auch  in 
den  Noten  angegeben.  In  zweifelhaften  Fällen  beruft  sich  Ch. 
auf  wohlmotivierte  amerikanische  Urteile  oder  auf  fremde  Gesetz- 
bücher, namentlich  den  code  de  commerce  und  die  deutsche 
W.O.  Letztere  wird  namentlich  hervorgehoben,  weil  sie  sorg- 
fältiger als  andre  ausgearbeitet  sei  und  den  Charakter  eines 
internationalen  und  nicht  bloss  eines  nationalen  Gesetzbuches 
habe,  da  es  von  allen  deutschen  Staaten,  Oesterreich  inbegriffen, 
angenommen  worden  sei,  wobei  es  jedem  frei  gestanden  habe, 
Zusätze  beizufügen,  welche  mit  den  Grundsätzen  des  Ganzen  sich 
nicht  im  Widerspruch  befunden  haben.  Dieses  Verfahren  wird 
auch  für  England  empfohlen  und  als  durchführbar  erachtet. 
Bei  einer  Vergleichung  der  Grundsätze  des  englischen  und  fran- 
zösischen  W.R.    werden   folgende   wesentliche  Verschiedenheiten 
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hervorgehoben.  In  England  bedarf  es  der  Erwähnung  der  Valuta 
nicht,  sie  wird  vorausgesetzt;  in  Frankreich  ist  sie  wesentlich. 
In  England  kann  ein  Wechsel  auf  den  nämlichen  Platz  gezogen 
werden,  an  welchem  der  Aussteller  wohnt;  nach  französischem 
R.  nur  auf  einen  davon  verschiedenen.  Nach  englischem  E.  kann 
ein  Wechsel  ausgestellt  werden  auf  den  Inhaber,  nach  franzö- 
sischem nur  zahlbar  an  Ordre.  In  Eogland  wird  ein  anfänglich 
ausgestellter  Wechsel  durch  Blankoindossament  zu  einem  Inhaber- 
papier; in  Frankreich  begi'ündet  er  nur  eine  Vollmacht,  und 
bewii'kt  eine  üebertragung  nur  wenn  er  an  Ordre  gestellt  ist 
unter  Angabe  der  Valuta.  In  England  begi'ündet  die  Verweigerung 
der  Annahme  ein  sofortiges  Klag-R. ,  in  Frankreich  nur  das  R. 
auf  Sicherstellung.  Bei  einem  inland  bill  bedarf  es  in  England 
keines  Protestes,  sondern  nur  einer  Anzeige,  während  in  Frank- 
reich jeder  Wechsel  protestiert  werden  muss,  wenn  am  Verfalls- 
tag Zahlung  nicht  erfolgt. 

Das  Buch  Ch.  ist  mit  grosser  Sorgfalt  und  Umsicht  ge- 
arbeitet, und  für  das  englische  W.E.  ein  vollkommen  zuverlässiger 
Führer.  Dass  auch  die  Ausstattung  nichts  zu  ^vünschen  übrig 
lässt,  braucht  bei  englischen  Büchern  nicht  besonders  hervor- 
gehoben zu  werden.  Prof.  König  (Bern). 


IV.    Zivilprozess. 

Bintelen,  V.  Systematische  Darstellung  des  gesamten 
neuen  Prozess-R.  III.  Bd.  enth.  den  besonderen  Teil. 
1.  Abt.  Das  Verfahren  im  Zivilprozess  und  im  Subhastations- 
prozess.  Breslau,  Maruschke  u.  Behrend.  1882.  XX  u. 
586  S.     12  M. 

Der  Charakter  des  in  seinen  beiden  ersten  Bänden  bereits 
zur  Anzeige  gelangten  Werkes  (S.  67)  ist  insofern  in  der  vor- 
liegenden Fortsetzung  geändert,  als  jetzt  die  Simultanbehandlung 
der  beiden  Prozesse,  wie  bereits  in  der  Vori-ede  des  ersten  Bandes 
verheissen  war,  aufgegeben  ist.  Im  übrigen  gelten  die  all- 
gemeinen Bemerkungen  des  fi*üheren  Referates  auch  diesem  Bande. 
Auch  hier  dem  Plane  des  Verf.  gemäss  keine  Benutzung  der 
Litteratur,  mehr  Behauptung  als  Begründung ,  häufigeres ,  nicht 
erschöpfendes  Eingehen  auf  die  Rechtssprechung  des  Reichs- 
gerichts, gänzliches.  Ignorieren  der  Praxis  der  Territorialgerichte. 
Das  Ganze   zerfällt   in    zwei  Bücher,    von   denen  das   erste   den 
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Zivilprozess  (S.  462),  das  zweite  den  Subhastationsprozess 
(S.  463 — 580)  enthält.  Nach  einleitenden  Bemerkungen,  welche 
eine  Art  von  Einführung  in  die  Grundgedanken  der  Prozess- 
struktur geben  wollen,  folgt  in  einem  ersten  Abschnitt  des  ersten 
Buchs  das  Verfahren  bis  zum  Endurteil,  in  dem  zweiten  Rechts- 
kraft und  Zwangsvollstreckung.  Dort  gelangen  neben  dem 
ordentlichen  Prozess  die  besonderen  Prozessarten  und  das  schieds- 
richterliche Verfahren  zur  Darstellung.  Die  Lehre  vom  Ein- 
spruch und  der  Wiedereinsetzung  werden  un!er  die  Rubrik  Rechts- 
mittel gebracht.  —  Die  einzelnen  Paragraphen  sind  in  Abtei- 
lungen ,  Unter-  und  Unter-Unterabteilungen  dermassen  zerlegt,  , 
dass  über  alle  die  Zahlen-  und  Buchstabenfülle  manchem  die 
Uebersicht  eher  gefährdet  als  gefordert  scheinen  möchte. 

Wach. 

Biilow,  0.  Das  Ende  des  Aktenversendungs-R.  Eine  Ge- 
richtsverfassungsfrage. Freiburg  u.  Tübingen,  Mohr.  1881. 
IV  u.  58  S.  1  M.  50  Pf.  (Separatabdruck  aus  dem  Arch. 
f.  ziv.  Praxis.  Bd.  65.) 
Die  Tübinger  Juristen fakultät  nimmt  in  Uebereinstimmung 
mit  denjenigen  zu  Göttingen  und  Erlangen,  im  Widerspruch  da- 
gegen mit  den  Fakultäten  von  Heidelberg,  Bei-lin  und  Halle,  an, 
dass  die  Versendung  der  Akten  zum  Spruch  kraft  Reichs-R.  seit 
dem  1.  Oktober  1879  auch  in  den  Prozessen  unstatthaft  sei, 
welche  vor  jenem  Zeitpunkt  in  einem  das  Aktenversendungs-R. 
anerkennenden  Rechtsgebiete  anhängig  geworden  sind.  B.  vei'- 
tritt  diese  Ansicht.  Er  nimmt  an,  dass  das  G.V.G.  alle  früher 
bestandenen  Gerichtsbehörden  beseitigt  habe,  und  dass  seit  jener 
Zeit  das  Richte ramt  auch  in  den  Sachen  des  alten  Verfahrens 
nur  nach  Massgabe  des  G.V.G.  ausgeübt  werden  dürfe,  während 
allerdings  die  früheren  prozessualen  Vorschriften  für  die  an- 
hängigen Sachen  in  Geltung  geblieben  seien.  Er  wirft  deshalb 
die  Frage  auf,  ob  das  Aktenversendungs-R.  dem  Gerichtsverfas- 
sungs-R.  oder  dem  Prozess-R.  angehört.  In  eingehender  Erör- 
terung spricht  er  sich  für  die  erste  Alternative  aus:  bei  der 
A.V.  finde  eine  Teilung  des  Richteramts  statt:  der  in  der  Urteils- 
findung  und  -abfassung  liegende  Teil  der  Gerichtsbarkeit  wird 
vom  Spi-uchkoUegium  als  richterlichem  Hilfsorgan  ausgeübt. 
Analogieen  bieten  das  Geschworneninstitut ,  mehr  noch  die  alt- 
deutsche Gerichtsverfassung  mit  ihrer  Verteilung  der  gericht- 
lichen Funktionen  zwischen  Richtern  und  Urteilern.  Die  Thätig- 
keit  der  letzteren    sei  im  A.V.R.  von   ungelehrten  Urteilern  auf 
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Rechtsgelehrte  übergegangen.  Die  bisherigen  dogmatischen  Auf- 
fassungen der  A.V.  seien  unzutreffend.  Sie  lasse  sich  nicht  als 
mandatum  jurisdlctionis  erklären  :  einmal,  weil  die  Urteilsbefugnis 
nicht  zur  jurisdictio  im  röm.  Sinne  gehöre,  sodann  weil  das 
Prozessgericht  nicht  die  Ausübung  eines  ihm  zustehenden  R. 
dem  Spruchkollegium  übertrage,  endlich  weil  es  nicht  aus  freiem 
Entschluss,  sondern  kraft  Rechtsnotwendigkeit  handle.  Ebenso 
wenig  enthalte  die  A.V.  eine  Ratserholung,  weil  der  erteilte 
Rechtsspruch  das  Prozessgericht  binde.  Sydow. 

Sarwey,  y.  Die  Konkursord'nung  für  das  Deutsche 
Reich  vom  10.  Februar  1877.  2.  verm.  u.  verbesserte 
Aufl.  II.  Abt.  Berlin,  Hejmann.  1882.  LIX  u.  446  S. 
10  M. 
Die  zweite  Hälfte  des  Kommentars  (wegen  der.  ersten  vergl. 
Heft  3,  S.  108)  bringt  das  Konkursverfahren,  die  Straf bestim- 
mungen  und  das  Einf.-Ges.  Die  Vermehrung  gegenüber  der 
vorigen  Aufl.  um  ca.  6  Bogen  beruht  im  wesentlichen  auf  der 
Berücksichtigung  des  neuen  gesetzlichen  und  wissenschaftlichen 
Materials.  Neben  den  einschlägigen  Vorschriften  der  ergänzenden 
Reichsgesetze  (Gerichtskosten,  Konsulargerichtsbarkeit)  sind  die 
Ausführungsbestimmungen  der  grösseren  Bundesstaaten  heran- 
gezogen; die  partikulären  Normen,  betr.  den  Einfluss  des  Kon- 
kurses auf  anhängige  Inimobiliarzwangsvollstreckungen  (S.  639) 
und  die  Erhaltung  der  beim  Inkrafttreten  der  K.O.  bestehenden 
Pfand-  und  Vorzugsrechte  (S.  903  ff.)  sind  eingehend  mitgeteilt. 
Die  neueren  Kommentare  haben  zur  Besprechung  einer  nicht 
geringen  Zahl  von  Streitfragen  Anlass  gegeben,  deren  in  der 
I.Auflage  nicht  gedacht  war.  Von  seinen  früheren  Ansichten  ist 
Verf.  nur  in  wenigen  Punkten  von  untergeordneter  Bedeutung 
(S.  802,  804,  821)  abgewichen.  —  In  dem  Abschnitte  ,  Straf- 
bestimmungen "^  ist  die  bezügliche  Rechtsprechung  des  Reichs- 
gerichts mit  Vollständigkeit  wiedergegeben  und  kritisch  be- 
leuchtet. —  An  die  Stelle  der  der  früheren  Aufl.  angehängten 
Formulai-ent würfe  des  Verf.  ist  jetzt  ein  Abdnick  der  in  Preussen 
amtlich  eingeführten  Formulare  für  Konkurssachen  getreten, 
welche  bereits  durch  das  Vierhaussche  Formularbuch  (2.  Abdr. 
Berlin  1880)  im  Buchhandel  verbreitet  sind.  Sydow. 

Canstein,  R,  Lehrbuch  der  Geschichte  und  Theorie  des 
österr.  Zivil prozess-R.  II.  Buch.  Berlin,  Heymann. 
1882.     730  S.     16  M.    (I.  Bd.  UM.) 

Das  geltende  österreichische  Z.P.R.  zeigt  eine  ausserordentliche 
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Mannigfaltigkeit  der  Prozessformen  und  im  Zusammenhang  damit 
auch  der  Prozessgrundsätze  selbst.  Es  kennt  einen  reinschrift- 
lichen Prozess,  dem  noch  die  ganze  Schwerfälligkeit  des  früheren 
reichshofrätlichen  Prozesses  anklebt  und  der  sich  wieder  in  den 
allgemeinen  schriftlichen  Prozess  und  eine  Reihe  besonderer  schrift- 
licher Prozessarten  (Aufforderungspr.,  Rechnungspr^  schriftlicher 
Handelspr.,  schriftlicher  Syndikatspr.)  gliedert.  Daneben  besteht 
der  mündliche  Prozess  mit  protokollarischer  Schrift- 
lichkeit, wobei  der  als  Tagsatzungskommissär  fungierende 
Instruktionsrichter  das  Voi-bripgen  der  Parteien  und  Auskunfts- 
personen für  das  erkennende  Gericht  vermittelt ;  besondere  Formen 
dieses  Pr.  sind  der  Ehepr. ,  der  Handelspr. ,  Syndikatspr. ,  die 
Bergstreitigkeiten ,  der  Exekutiv-  und  der  Arrestpr.  Hieran 
schliesst  sich  dann  der  reguläre  und  der  irreguläre  S  u  m  m  a  r- 
prozess  je 'mit  besonderen  Prozessarten  an  (einerseits  der 
Besitzpr.  und  der  summarische  Handelspr.,  anderseits  der  Be- 
standpr.,  das  Wechsel-  und  Wechselsicherstellungsverfahren,  das 
Mahnverfahren,  der  Mandatspr.,  der  summ.  Exekutivpr.  und  der 
summ.  Arrestpr.). 

Neuestens  (seit  1873)  ist  dazu  noch  das  Bagatellverfahren 
gekommen,  aufgebaut  auf  den  modernen  Prinzipien  der  Mündlich- 
keit, der  Unmittelbai'keit,  der  freien  Beweiswürdigung  mit  Ver- 
nehmung der  Parteien  als  Zeugen  in  eigener  Sache  und  unter 
Beseitigung  der  im  österreichischen  Prozess  sonst  mit  äusserster 
Strenge  durchgeführten  Präklusiv-  und  Eventualmaxime ;  offenbar 
eine  Versuchsstation  für  den  österr.  Z.P.  der  Zukunft,  welchen  — 
auf  denselben  Grundlagen  —  der  österr.  Entwurf  von  1876  an- 
gekündigt hat.  —  Ebenso  verschiedenartig  sind  die  Quellen  dieses 
östei-r.  Z.P.R.  seit  der  österr.  allgemeinen  und  der  späteren 
westgalizischen'  Gerichtsordnung  und  den  dazu  gehörigen  zahl- 
losen Einzelgesetzen  (Hofdekreten  etc.)  bis  zu  dem  Ges.  über  das 
Bagatellverfahren  (1873)  und  der  Ziv.-Proz.-Xovelle  von  1S74:. 
Es  war  daher  kein  kleines  Unternehmen,  diesen  massenhaften  und 
spröden  Stoff  zu  einem  so  systematischen  und  übersichtlichen 
Werke  zu  verarbeiten,  wie  es  hier  von  C.  geschehen  ist,  überall 
die  historischen  Anknüpfungspunkte  im  römischen,  germanischen 
und  gemeinen  Prozess  unter  gewissenhafter  Berücksichtigung  der 
neueren  Litteratur  hervorzuheben  und  ohne  Abschweifung  auf 
legislative  Fragen  (mit  diesen  hat  sich  der  Verf.  bereits  in  seinen 
1877  erschienenen  „rationellen  Grundlagen''  auseinandergesetzt) 
auch  veraltete  und  dem  Absterben  anheimgefallene  Prozess- 
formen im  Lichte  der  neuesten  Theorie  zu  betrachten,  aus  welcher 
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zugleich  die  Gesichtspunkte  für  die  Gliederung  des  gesamten 
Materials  geschöpft  sind.  —  Nachdem  das  schon  früher  erschienene 
I.  Buch  das  ^Zirilprozessrecht"  nach  Begriff  und  Umfang,  sowie 
die  „allgemeinen  Lehren  des  Zivilpr."  behandelt  hatte,  beschäftigt 
sich  das  vorliegende  U.  Buch  mit  dem  „  Erkenntnisstadium "  und 
zwar  der  I.  Teil  mit  dem  Prozessrechtsverhältnrs  (S.  l 
bis  551),  nämlich  mit  dem  Verhältnis  selbst  und  seiner  Begründung 
(Kap.  1),  mit  den  Prozesshandlungen  der  Parteien  (2),  dem  Be- 
weis (3),  den  Prozesshandlungen  des  Gerichts  (4)  und  der  Be- 
endigung des  Rechtsstreits  (5).  Der  IL  Teil  (S.  551 — 730)  be- 
handelt dann  den  Prozessgang  im  Erkenntnisstadium  und 
zwar  den  ordentlichen  (schriftlichen  und  mündlichen,  s.  o.),  den 
summarischen  und  den  Bagatellprozess. 

Das  noch  ausstehende  HI.  Buch  soll  (im  Mai  d.  J.)  als  Schluss 
das  Exekutionsstadium  und  das  Register  bringen.  In  Beziehung 
auf  das  System  schliesst  sich  hiemach  der  Verf.  ganz  an  die  grund- 
legenden Ausführungen  von  Bülow  (, Prozessvoraussetzungen *) 
an,  worüber  sich  derselbe  bereits  früher  in  Pözls  kr,  Viertel- 
jahrschr.  N.  F.  B.  IL  S.  227  ff.  näher  ausgelassen  hat.  Die  strenge 
Ausscheidung  des  materiellen  und  formellen  P.R.  war  selbst- 
verständlich ohne  vielfache  Zerreissung  zusammengehöriger  Insti- 
tute und  ohne  häufige  Wiederholungen  zum  Zweck  der  Anknüpfung 
nicht  wohl  durchzuführen.  Sache  des  Registers  wird  es  sein,  die 
gestörte  Einheit  des  Stofis  einigermassen  wieder  herzustellen. 

Neben  den  Erörterungen  über  das  Prozessrechtsverhältnis 
und  der  Darstellung  des  Beweis-R.  dürfte  namentlich  das  österr. 
Bagatellverfahren  mit  Rücksicht  auf  das  Institut  der  Partei- 
vemehmung  ganz  besondere  Beachtung  in  Deutschland  verdienen; 
denn  die  Reform  der  Eideslehre  ist  auch  nach  der  deutschen  Z.P.O. 
noch  immer  nicht  von  der  Tagesordnung  der  öffentlichen  Diskussion 
verschwunden,  und  wenn  es  auch  s.  Z.  nicht  gelang,  jenes  Institut 
des  Parteizeugnisses  aus  dem  englischen  Tind  amerikanischen  in 
das  deutsche  Prozessrecht  einzuführen ,  so  dürfte  doch  die  Ein- 
sicht in  die  konkrete  Gestaltung  desselben  in  Oesterreich  nicht 
wenig  zur  Klärung  der  Ansichten  beitragen.  Gaupp. 


V.    Strafrechtswissenschaft. 

Foinizki,  J.  Ssylkana  sapade  w  jeja  istoriczeskom  ras- 
witii  i  ssowremennom  ssostojanii.  (Die  Deportation 
im  Westen  [i.  e.  Europas]   in   ihrer  historischen  Entwicke- 
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lung  und  ihrem  jetzigen  Zustande.)     St.  Petersburg.    1881. 

VII,  338  u.  IV  S. 
Die  Deportation  hat  im  russischen  Strafsystem  seit  lange 
eine  bedeutende  Rolle  gespielt,  ist  jedoch  bisher,  hauptsächlich 
wegen  .ünzugänglichkeit  des  betreffenden  Materials,  nicht  um- 
fassend 'dargestellt  und  behandelt  worden.  Dem  Verf.  ist  das 
reiche  Material,  was  die  Centralarchive  enthalten,  zugänglich 
geworden  und  wird  von  ihm  eingehend  bearbeitet.  In  vorliegender 
Schrift  behandelt  er  die  Deportation  in  den  westlichen  europäischen 
Staaten.  Kap.  I.  Die  Deportation  nach  r.  R.  (S.  1 — 31).  In 
der  Einleitung  wird  der  Unterschied  zwischen  Verbannung,  Dep., 
gleich  Fortbringen  in  ein  andres  Land  oder  einen  andern  Welt- 
teil und  Dep.  i.  e.  S.  gleich  Fortbringen  zum  Zwecke  kürzerer 
oder  längerer  Zwangsarbeit  erörtert.  F.  erwähnt  die  Dep.  in  Athen 
und  geht  dann  zu  den  römischen  Formen  über,  der  sacratio, 
aquae  et  ignis  interdictio,  der  freiwilligen  Verbannung,  der  Rele- 
gation und  Deportation,  servitus  poenae  u.  s.  w.,  erörtert  die  Be- 
deutung der  röm.  Dep.  als  Kolonisations-  und  als  Strafmittel, 
und  behandelt  das  kanonische  R.,  Deutschland  und  endlich  die 
spanische  Gesetzgebung. 

Das  II.  Kap.  ist  einer  ausführlichen  Schilderung  der  Dep. 
nach  englischem  R.  gewidmet.  Hier  werden  behandelt  die  Ver- 
bannung und  Dep.  nach  Amerika  vom  Beginn,  bis  zur  Ein- 
stellung derselben,  sodann  die  Dep.  nach  Australien,  die  Lage  der 
Sträflinge,  die  Agitation  gegen  die  Dep.  in  England,  das  probation 
System  und  die  penal  servitude ,  die  Dep.  nach  Westaustralien, 
das  Strafsystem  in  Ostindien ;  den  Schluss  bildet  ein  allgemeiner 
üeberblick  über  das  englische  System. 

Kap.  III.  Dep.  nach  franz.  R.  Während  F.  bisher  im 
wesentlichen  den  Untersuchungen  Holtzendorffs  folgte,  bietet 
die  Darstellung  der  franz.  Dep.  eine  ganz  selbständige  Bearbeitung 
unmittelbar  nach  den  Quellen.  (1.  die  Gesetzgebung  bis  1848; 
2.  die  der  zweiten  Republik  und  des  Kaiserreichs;  3.  Guiana, 
4.  Neu-Kaledonien ;  5.  die  politische  Verbannung  nach  Neu- 
Kaledonien;  6.  Rückblick  auf  das  französische  System.) 

Kap.  IV.  Die  Deportation  in  andern  Staaten  des  Westens 
und  die  internationale  Stellung  derselben  hebt  hervor,  dass  die 
Dep.,  wie  sie  in  Russland  geübt  worden  ist  und  die  Daten  der- 
selben, überhaupt  gar  keinen  Einfluss  auf  die  Auffassung  der 
Dep.  in  der  öffentlichen  Meinung  Europas  ausgeübt  haben.  Er 
behandelt  sodann  die  Popularität  dieser  Strafe  in  Europa  und 
die  erste  Opposition  gegen  dieselbe,    welche  von  Schweden   aus- 
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ging.  Dann  folgt  die  Behandlung  der  Frage  in  Holland,  Portugal, 
Deutschland,  wo  Holtzendorffs  Theorie  von  1859  eingehend  erörtert 
wird,  Italien,  emdlich  der  Londoner  und  der  Stockholmer  Kongress. 
Zum  Schluss  fasst  F.  die  Resultate  der  Darstellung  zusammen. 
Die  Darstellung  der  Dep.  nach  russischen  Gesetzen  wird  den 
Gegenstand  eines  selbständigen  Werkes  bilden.    Engelmann. 

Tan£Fer.  Gesammelte  Wohlmeinungen  über  den  kroa- 
tischen Strafgesetzentwurf,  abgegeben  von  Prof.  Dr. 
Brusa,  Genei'alstaatsanwalt  v.  Schwarze,  Dr.  Ruzic, 
Prof.  Dr.  Uli  mann,  vom  Prefessorenkollegium  der  juridi- 
schen Fakultät  in  Agi-am.  (Sammt  deutscher  Uebersetzung 
des  kroatischen  Gesetzentwurfs.)  Wien,  Faesy.  1882.  XIII 
u.  280  S.  6  M. 
Die  staatsrechtliche  Stellung  des  Königreichs  Kroatien  inner- 
halb der  Länder  der  ungarischen  Krone  gewährt  jenem  Lande 
Autonomie  in  der  Justizgesetzgebung.  In  Kroatien  gilt  augen- 
blicklich noch  das  in  den  fünfziger  Jahren  in  den  ungarischen 
Ländern  eingeführte  österr.  Str.G.B.  v.  J.  1852.  Seit  mehreren 
Jahren  sind  schon  die  Vorarbeiten  für  ein  kroatisches  Str.G.B. 
im  Zuge;  unterm  30.  Xov.  1879  wurde  der  von  dem  Justizchef 
der  kroatischen  Regierung,  Dr.  Derencin,  verfasste  Entwurf 
eines  Str.G.B.  über  Verbrechen  und  Vergehen  mit  sehr  umfang- 
reichen Motiven  (in  kroatischer  Sprache)  veröffentlicht.  Um 
diesen  Referentenentwurf  grösseren  Kreisen  zugänglich  zu  machen, 
hatte  Oberstaatsanw.  v.  Cuculic  eine  deutsche  Uebei'setzung 
besorgt.  Vorher  war  schon  Tauffer  mit  einer  Arbeit  über  die 
Prinzipien  des  Entwurfs  (namentlich  bezüglich  des  Strafensystems) 
hervorgetreten  (Der  kroatische  Str.-G.-Entw.  im  Vergleiche  mit 
den  Bestimmungen  des  neuen  ungarischen  Strafgesetzes  und  des 
Osten-.  Strafgesetzentwurfs.  Wien  1880),  worin  die  ersten  74  §§. 
in  deutscher  Uebersetzung  zum  Abdruck  kamen.  Auf  Grundlage 
der  Uebersetzung  wurde  eine  Reihe  von  Gutachten  publiziert 
und  zwar  von  v.  Schwarze  (Gerichtssaal,  XXXI.) ,  Brusa  in 
Turin  (II  progetto  di  Codice  penale  croato  ecc.  in  der  Rivista 
di  discipline  carcerarie,  1880)  und  von  UUmann  (Gerichts- 
saal XXXII).  Dazu  kommen  die  Gutachten  der  Juristenfakultät 
in  Agram,  des  Dr.  Ruzic,  Dr.  Makanec  in  kroatischer,  des 
Dr.  Körösi  und  Dr.  Low  in  ungarischer  Sprache.  —  Die  Auf- 
gabe, die  sich  T.  in  der  vorliegenden  Publikation  stellt,  ist  die, 
an  der  Hand  der  wichtigeren  Bestimmungen  des  Entwurfs  die 
bezeichneten  Gutachten    einander    gegenüberzustellen,    mit    den 
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Motiven  des  Entwurfs  und  den  Bestimmu.ngen  des  ungarischen 
Gesetzbuchs,  sowie  des  österr.  Entwurfs  zu  vergleichen  und  etwa 
vorhandene  Meinungsgegensätze  zu  vermitteln.  •  Verf.  ist  be- 
kanntlich einer  der  tüchtigsten  Strafanstaltsbeamten,  der  mit 
fachmännischer  Kenntnis  einen  liebevollen  Eifer  für  sein  schweres 
Amt  verbindet.  Er  ist  Anhänger  des  Progressivsystems;  seine 
Ausführungen  zum  V.  Hauptstück  des  Entwurfs,  das  von  den 
Strafen  handelt,  sind  vielfach  sehr  bemerkenswerth.  Seiner 
Initiative  ist  eine  Menge  von  Verbesserungen  im  Gefängniswesen 
in  Kroatien  zu  verdanken  und  soweit  die  im  Ganzen  beschränkten 
finanziellen  Mittel  es  gestatten,  wird  an  der  Entwickelung  des 
Gefängniswesens  rüstig  weiter  gearbeitet.  Namentlich  wird  viel- 
fach schon  jetzt  vorgearbeitet  und  nicht  erst  der  Zeitpunkt  der 
Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzbuchs  abgewartet.  Die  vorliegende 
Schrift  bietet  eine  Förderung  der  Arbeiten  der  Enquete-Kommis- 
sion, die  nunmehr  berufen  ist,  ihr  Gutachten  über  den  Entwurf 
abzugeben.  Die  der  Schrift  beigegebene  Uebersetzung  wird 
zweifellos  die  Aufmerksamkeit  der  deutschen  Juristen  auf  diesen 
neuesten  Reform  versuch  lenken,  dem  im  grossen  und  ganzen 
das  Bestreben  zu  Grunde  liegt,  die  Ergebnisse  der  neuesten 
Strafgesetzgebung  mit  den  eigentümlichen  Verhältnissen  und 
Bedürfnissen  des  Landes  in  Einklang  zu  bringen.        Ullmann. 

Folsom,  Chai'les  F.  The  resp  onsibility  of  Guiteau.  (The 
American  Law  Review.  XVI,  2.,  Febr.  1882.  S.  85—100.) 
Eine  schwierigere  Frage  als  die  nach  Guiteaus  Geisteszustand 
am  Tage  des  Attentats  auf  Garfield  (2.  Juni  1881)  sei  niemals 
Sachverständigen  vorgelegt  worden,  direkte  Antwort  sei  schlecht- 
hin unmöglich.  Ergebe  sich  auch  aus  wirrem  Vorleben,  dass 
G's.  Denkthätigkeit  völlig  verschieden  von  der  des  Normal- 
menschen, so  scheine  er  doch  Pflichtbewusstsein  und  Selbst- 
beherrschungsfähigkeit nicht  verloren  und  mit  Ueberlegung  ge- 
handelt zu  haben.  Die  That  falle  in  dieselbe  Kategorie,  „wie 
die  Tötung,  welche  ein  Irrer  gegen  den  Anstaltsdirektor  be- 
geht, in  der  Hoffnung,  die  ganze  Hausordnung  umzugestalten 
und  sich  zu  befreien".  Endergebnis:  Die  Handlung  war  nicht 
lediglich  ein  Erzeugnis  der  Geistesgestörtheit  —  doch  sind 
die  Elemente  von  „insanity  and  crime"  in  G's.  Wesen  so  ver- 
mischt, dass  kaum  festzustellen,  in  welchem  Masse  jedes  zur 
That  wirkte.  Völlig  geistesgesund  hätte  G.  die  That  nicht  be- 
gangen; wahrscheinlich  wäre  sie  ebenso  unmöglich  gewesen  bei 
der  Gestörtheit  allein,  ohne  kriminelles  Motiv.  K. 
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Beruer.  Polizeiaufsicht.  (Gerichtssaal  Bd.  33.  Heft  5  u.  6, 
S.  321—383.) 
Die  Versammlung  des  Vereins  deutscher  Strafanstaltsbeamten 
beriat  in  Bremen  am  16.  September  1880  über  das  wichtige 
Thema  der  Polizeiaufsicht.  In  dieser  Veranlassung  erörtert  B. 
unter  Mitteilung  der  auf  dem  Vereinstage  gepflogenen  Diskus- 
sionen und  gefassten  Beschlüsse  das  Institut  in  gründlichster 
Weise  nach  allen  Seiten.  Von  besonderem  Interesse  sind  die 
vergleichenden  Betrachtungen  über  die  in  den  verschiedenen 
deutschen  und  ausserdeutschen  Staaten  bestehenden  Bestim- 
mungen über  die  P.  Am  Schlüsse  des  Aufsatzes  werden  posi- 
tive Vorschläge  gemacht  in  Bezug  auf  die  Missthaten,  bei  denen 
die  P.  eintreten  soll.  B.  wünscht  ihre  Zulässigkeit  auch  beim 
Diebstahle,  selbst  wenn  nur  Gefängnisstrafe  verhängt  wird,  sofern 
Rückfall  vorliegt;  jedoch  nicht  beim  Betrüge. 

C.  Fuchs  (Jena). 

Keller,    A.     Strafprozessordnung    für    das    Deutsche 

Reich.     Erläutert.      2.  vermehrte    u.    verbesserte   Auflage. 

3.  u.    4.    Liefg.     Lahr,    M.-  Schauenburg.     1881    u.    1882. 

S.  321—698  u.  XX. 
Die  zweite  Auflage  dieses  Werkes,  dessen  wir  schon  (S.  29  des 
Centralblatts)  erwähnt  haben,  liegt  nun  vollendet  vor  und  wir 
können  unsre  frühere  Aussage  über  dasselbe  nur  bestätigen  und 
bekräftigen.  Das  Vorwort  zur  zweiten  Aufl.  kann  mit  Recht 
aussprechen:  „Die  vorliegende  Auflage  ist  teilweise  umgearbeitet, 
erheblich  vermehrt  und  wesentlich  verbessert.  Weggelassen  sind 
die  Verweisungen  auf  die  fiühere  Landesgesetzgebung ;  sie  waren 
für  die  Uebergangszeit  bestimmt.  Manche  irrige  Auffassung  der 
ersten  Auflage  musste  besserer  Einsicht  weichen.  Die  Rechts- 
sprechung des  Reichsgerichts  ist  erschöpfend  und  möglichst  ein- 
gehend verwertet.  Die  im  Laufe  des  Druckes  veröffentlichten 
Urteile  desselben  sind  in  einem  Nachtrage  beiücksichtigt.  Die 
seither  erschienene  Litteratur  wurde  benützt.  Bei  Streitfragen 
ist  auf  die  Schriftsteller  verwiesen." 

Als  besonders  beachtenswert  heben  wir  die  Erläuterungen 
über  die  Fragestellung  an  die  Geschwornen  S.  370  ff.  und  über 
die  Revision  S.  480  ff.  hervor. 

Die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  sind  von  dem  Verf., 
um  seinen  eigenen  Ausdruck  zu  gebrauchen,  in  der  That  „mög- 
lichst eingehend"  verwertet.  In  ihnen  findet  sich  ja  auch  reich- 
liches Material  zur  Auslegung  vieler  zweifelhafter  und  schwieriger 
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Bestimmungen  der  Str.Pr.O.  In  dei-  Regel  haben  sie  auch,  wie 
von  dem  höchsten  deutschen  Gerichtshof  zu  erwai'ten  war,  den 
Sinn  des  Gesetzes  richtig  interpretiert  und  der  Praxis  den  Weg 
zu  einer  gedeihlichen  Handhabung  desselben  gewiesen.  Einzelne 
Reichsgerichtserkenntnisse  aber  klammern  sich  an  den  Wortlaut 
des  Gesetzes  und  verkennen  Sinn  und  Geist  desselben  und  K. 
hat  es  nicht  unterlassen ,  ihnen  gegenüber  Stellung  zu  nehmen. 
Hierher  gehören  z.  B.  die  beiden  von  K.  im  Nachtrag  S.  659 
und  660  erwähnten  Entscheidungen  vom  14.  Juli  und  30.  Juni  1881 , 
welche  geeignet  sind,  das  R.  der  Zeugnisweigerung  illusorisch 
zu  machen.  Namentlich  dem  letzteren  gegenüber  —  welchem 
zufolge,  wenn  ein  früher  vernommener  Zeuge  in  der  Haupt- 
verhandlung von  seinem  R.  der  Zeugnisverweigening  Gebrauch 
macht,  der  Gerichtsbeamte,  der  das  frühere  Verhör  mit  dem 
Zeugen  vorgenommen  hat,  über  die  von  dem  Zeugen  in  dem- 
selben gemachten  Angaben  vernommen  werden  kann  —  verteidigt 
K.  in  gedrängter  Ausfühi-ung  die  Anschauung,  welche  schon 
Schwarze  im  Gerichtss.  1881  gegen  Gösch  (Mecklenb.  Zeitschr. 
f.  Rechtspfl.  I)  begründet  hat.  Ein  eingehendes  Sachregister 
erhöht  die  Brauchbarkeit  des  Kommentars.  Geyer. 


VI.  Kirchenrecht  (emschl.  Eherecht). 

Hinschius,  P.    Das  Kirch  en-R.  der  Katholiken  undPro- 
testanten.    Berlin,  Guttentag.     1882.    IIL  Bd.,  IT.  Hälfte, 
l!  Abt.     668  S.     10  M. 
Selten  ist  ein  wissenschaftliches  Werk  unter  so  günstigen  Zeit- 
verhältnissen   auf  den  litterarischen  Markt  gekommen,    wie  die 
seit  1869   in   verhältnismässig   rascher  Folge   erscheinenden  Ab- 
teilungen des  grossen  K.R.  von  H.    Kirchliche,  kirchenrechtliche 
und   kirchenpolitische   Fragen   nehmen   noch   heut,    wenn   nicht 
Sympathie,  so  doch  allgemeines  Interesse  in  Anspruch. 

Das  vorliegende  Teilstück  beendet  die  Darstellung  des  zur 
Leitung  der  kathol.  Kirche  bestimmten  Verfassungsorganismus. 
Es  behandelt  speziell  die  Konzilien,  erschöpft  den  gesamten 
einschlagenden  RechtsstofF  und  bildet  ein  selbständiges  Ganze 
von  höchstem  Wert  für  den  Juristen,  Theologen  und  Historiker. 
Verf.  brinoft  zum  erstenmal  volle  Klarheit  in  den  vielgestaltigen 
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Konzilsbegriff  und  weist  das  Unzureichende  der  bisher  stereotyp 
geführten  Kategorieen  nach.     H.  unterscheidet: 

1)  Als  Repräsentation  der  ganzen  Kirche  die  allgemeinen 
oder  ökumenischen  Konzilien. 

2)  Als  Vertretung  fest  organisierter  kirchlicher  Ver- 
bände die  Provinzial-,  Patriarchal-  und  Plenarsynoden. 

3)  Als  Vertretung  grösserer,  nicht  durch  eine  höhere 
kirchliche  Organisation  vei'bundener  Sprengel  die  orien- 
talischen und  occidentalischen  Generalkonzilien,  die  grösseren 
Synoden  aus  mehreren  kirchlichen  Provinzen  und  die  für  einzelne 
Reiche  abgehaltenen  National-  und  Reichskonzilien. 

4)  Als  eine  besondere  (uneigentliche)  synodale  Spezies 
die  Diözesansynoden. 

Entsprechend  seinem  System  beginnt  der  Verf.  mit  einer 
ausführlichen  Entwickelungsgeschichte  der  Synoden. 

Die  allgemeinen  Synoden  (A)  werden  in  4  Abschnitten 
behandelt.  Abschn.  1  umfasst  die  grossen  Synoden,  welche  im 
1.  Jahrtausend  das  katholische  Dogma  feststellten.  Aus  den 
mitgeteilten  historischen  Thatsachen  ergibt  sich  die  Bedenklich- 
keit des  bekannten  altkatholischen  Postulats  Quod  semper,  ubique 
et  ab  Omnibus  creditum  est.  —  Abschn.  2  bespricht  die  7  occi- 
dentalischen Konzilien  des  M.A.  (Later.  I — IV.  Lyon  I.  II. 
Vienne  1123 — 1310).  Ihre  Hauptaufgabe  war  die  Ausbildung 
des  K.R.  und  die  Erledigung  kirchenpolitischer  Angelegenheiten. 
—  Abschn.  3  stellt  die  Reformkonzilien  des  1'».  Jahrh.  und 
damit  den  Entscheidungskampf  dar.  welchen  der  Episkopalismus 
gegen  das  absolute  Papsttum  in  Pisa,  Konstanz  und  Basel 
führte.  —  Abschn.  4  endlich  ist  der  Restauration  des  mittel- 
alterlichen Konziliar-R.  gewidmet.  (Konzilien  von  Ferrara- 
Florenz,  Later.  V,  Trident.,  Vatic.  1437-1869).  Speziell  das 
Vaticanum  gehört  zu  den  besten  Partieen  des  ganzen  Buchs. 

Als  Synoden  zur  Vertretung  einzelner  kirchlichen  Verbände 
erörtert  der  geschichtliche  Theil  sodann  (B)  die  Provinzial-,  Plenar-, 
Primatial-  etc.  Synoden. 

Dagegen  werden  (C)  alle  übrigen,  geschichtlich  hoch- 
bedeutenden, aber  bisher  meist  falsch  charakterisierten  Konzilien 
unter  der  Riibrik:  .Die  Synoden  aus  verschiedenen,  nicht  ein- 
heitlich organisierten  kirchlichen  Sprengein "  abgehandelt.  Zwei 
Spezies  nehmen  besonderes  Interesse  in  Anspruch.  Einerseits  die 
orientalischen  und  occidentalischen  General-(?)Konzilien,  darunter 
die  päpstlichen  Synoden  des  AI.A.  i  Mitte  des  11.  bis  Anfang  des 
15..Iahrh.).  Sie  enthalten  keine  Gesamtrepräsentation.    Anderseits 
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die  National-  u.  Reichskonzilien  in  Franki-eich,  Spanien,  England  u. 
Deutschland  (6. bis  15.  Jahrb.).  Sie  sind  zum  Teil  gemischter  Natur. 

Den  Scbluss   macht   die   Geschichte  der   Diözesansynoden. 

In  der  zweiten  Hälfte  seiner  Arbeit  gibt  H.  eine  durch 
Reichhaltigkeit,  Prägnanz  und  juristische  Konsequenz  hervor- 
ragende Darstellung  des  geltenden  Konziliar-R. ,  soweit  man 
auf  der  Trümm erstatte  dieser  kirchlichen  Organisationen  über- 
haupt noch  von  Aktualität  sprechen  kann.  Auf  die  Streitfragen, 
welche  sich  an  das  Vaticanum  knüpfen,  ist  hier  mit  besonderer 
Schärfe  eingegangen.  Die  Untersuchungen  gipfeln  in  den  Sätzen, 
dass  die  Rezeption  des  vielberufenen  Konzils  „als  vollendet  zu 
betrachten  ist,  d.  h.  dass  das  Gesamtbewusstsein  der  heutigen 
katholischen  Kirche  in  seinen  Beschlüssen  nur  eine  folgerichtige, 
Weiterentwickelung  der  bisherigen  katholischen  Lehre  von  dem 
päpstlichen  Primat  gefunden  hat. 

Dasselbe  ist  in  der  ganzen  katholischen  Welt  anerkannt 
worden ,  kein  einziger  der  zahlreichen  katholischen  Bischöfe  ist 
demselben  entgegengetreten ,  und  selbst  diejenigen  von  ihnen, 
welche  auf  dem  Konzil  der  Oppositionspartei  angehört  haben, 
haben  sich  seinen  Beschlüssen  unterworfen.  Diesen  Thatsachen 
gegenüber  kann  die  altkatholische  Bewegung  nicht  als  ein  die 
Rezeption  ausschliessender  Faktor  betrachtet  werden.  Denn  die 
Zahl  ihrer  Anhänger,  welche  nicht  einmal  nach  Hunderttausenden 
zählt,  verschwindet  gegenüber  den  vielen  Millionen  von  Katholiken, 
welche  entweder  die  neuen  Dogmen  angenommen,  oder  doch  nicht 
gegen  dieselben  protestiert  haben.  Selbst  wenn  wirklich  begrün- 
dete Zweifel  gegen  die  Rechtsgültigkeit  des  vatik.  Konzils  er- 
hoben werden  könnten,  würden  dieselben  jetzt  durch  die  Rezeption 
gehoben  sein.  Mag  man  es  auch  vom  staatlichen ,  nationalen 
und  protestantischen  Standpunkt  aus  beklagen,  die  entscheidende 
Probe  auf  seine  Oekumenizität  am  Gesamtbewusstsein  der  katho- 
lischen Kirche  hat  das  vatikanische  Konzil  bestanden." 

Ein  kurzer  Anhang  referiert  schliesslich  über  die  altkatho- 
lische Synodaleinrichtuug  seit  1874.  Hübler. 


VII.  Staatsrecht. 

Hensel,    P.      Die    Stellung    des    Reichskanzlers    nach 
dem  Staatsrechte  des  Deutschen  Reichs.    (Annalen 
des  Deutsche«  Reichs.     1882.  Nr.  1.  S.  1-60.) 
Die  Darstellung   behandelt   den  Stoff  unter  eingehender  Bei- 
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bringung  des  Xormenmaterials  und  der  Litteratur  systematisch 
in  8  Kapiteln  (die  Stellung  des  Reichskanzlers  im  Allgemeinen, 
gegenüber  den  'Reichsorganen ,  den  Bundesstaaten ,  der  Gesetz- 
gebung, den  Staatsverträgen  und  der  Verwaltung  des  Reichs,  die 
Verantwortlichkeit,  die  Stellvertretung).  Zu  Art.  15  der  Reichs- 
verf.  ist  H.  der  Ansicht,  dass  dem  Reichskanzler  die  Leitung 
der  Reichsgeschäfte  zusteht,  sowie  —  gegen  die  herrschende 
Ansicht  —  dass  derselbe  an  sich  nicht  Mitglied  des  Bundesrats, 
sondern  nur  dessen  Vorsitzender  zu  sein  brauche.  S.  15  ist 
gleichwohl  unter  Bezugnahme  auf  Art.  9  Reichsverf. ,  woselbst 
nur  von  den  Mitgliedern  des  Bundesrates  die  Rede  ist,  gesagt, 
der  Reichskanzler  als  Vorsitzender  des  Bundesrats  könne  nicht 
gleichzeitig  Mitglied  des  Reichstags  sein.  Zu  Art.  17  verneint 
H.  (Kap.  7),  dass  für  den  Reichskanzler  eine  Minister  Verant- 
wortlichkeit im  Sinne  des  konstitutionellen  Verfassungs-R.  be- 
stehe, indem  er  der  Bestimmung,  dass  der  Reichskanzler  die 
Emanationen  des  Kaisers  zu  unterzeichnen  hat,  nicht  die  Be- 
deutung beilegt,  dass  der  Kanzler  anstatt  des  Kaisers  die 
formelle  Verantwortlichkeit  gegenüber  dem  Bundesrate  und  Reichs- 
tage tragen  soll,  sondern  nur  die  Tragweite  der  Kontrasignatur 
irgend  eines  beliebigen  Beamten,  dessen  Verantwortlichkeit  gegen- 
über seinem  Dienstvorgesetzten  zu  dokumentieren. 

Die  vielfachen  formellen  Inkongruenzen  bei  den  Erlassen 
der  Reichsregierung  finden  an  den  betreffenden  Stellen  (s.  nament- 
Hch  S.  13,  27,  28,  29,  50)  kritische  Würdigung. 

Zu  den  richterlichen  Reichsbehörden  (S.  19)  ist  auch  die 
durch  die  §§.  26  ff.  des  Reichsgesetzes  v.  21.  Okt.  1878  eingesetzte 
Beschwerdekommission  zu  rechnen.  Leuthold. 

Gutachten  der  juristischen  Fakultät  zu  Christiania 
über  das  Sanktions-R.  des  Königs  bei  Grundgesetz- 
veränderungen, üebersetzt  von  E.  Jonas.  Leipzig  u. 
Oberhausen,  Spaarmann.     1882.     1  M. 

Nachdem  das  Storthing  am  9.  Juni  1880  den  Beschluss  gefasst 
hatte,  dass  ein  früherer  Beschluss  vom  13.  März  1880  über 
Teilnahme  der  Minister  an  den  Storthingsverhandlungen ,  ob- 
schon  vom  König  nicht  sanktioniert,  doch  Grundgesetz  sein  solle, 
hat  der  König  von  der  jur.  Fakultät  zu  Christiania  ein  Respon- 
sum  über  sein  Sanktionsrecht  begehrt.  Die  Fakultät,  von  Män- 
nern verschiedener  politischer  Farbe  zusammengesetzt,  hat  nach 
einer  gründlichen  und  überzeugenden  Erläuterung  einstimmig 
erklärt,  dass  dem  König  gegen  Veränderungen  des  Grundgesetzes 
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ein  absolutes  Veto  zukomme,  und  gegen  eine  Stimme,  dass  sein 
Veto  auch  sonst  absolut  sei,  ausser  bei  allgemeinen  Gesetzen, 
wo  es  nach  Art.  79  des  Grundgesetzes  nur  suspensiv  ist.  —  Die 
Majorität  hat  das  Thema  in  6  Abschnitten  behandelt,  und  zuletzt 
seine  Entwickelung  so  resümiert:  „Wir  sind  zu  der  Annahme 
gekommen:  1)  dass  die  eigenen  Worte  der  §§.  80  und  82 
des  Grundgesetzes  mit  hinlänglicher  Klarheit  aussprechen,  dass 
der  König  ein  Veto  hat  für  alle  Beschlüsse  des  Storthings,  welche 
nicht  durch  den  letztgenannten  §.  oder  durch  die  Natur  des  Be- 
schlusses davon  ausgenommen  sind  ;  2)  dass  §.  79  des  Grund- 
gesetzes kein  R.  verleiht,  dieses  Veto  als  suspensiv  zu  erklären, 
ausgenommen  in  Anwendung  auf  Beschlüsse,  welche  geradezu 
unter  die  Worte  dieses  §.  gehören,  also  auf  Beschlüsse,  die  über- 
einstimmend mit  den  §§.  76 — 79  gefasst  sind,  und  welche  nur 
die  Zustandebringung  eines  allgemeinen  Gesetzes  beabsichtigen; 
3)  dass  Grundgesetzbestimmungen,  da  sie  im  §.  82  nicht  ge- 
nannt und  mehr  als  gewöhnliche  Gesetze  sind,  schon  nach  den 
Worten  des  Grundgesetzes  als  unbedingt  der  königlichen  Sanktion 
bedürftig  zu  betrachten  seien ;  4}  dass  diese  konstitutionelle  Rechts- 
regel ausserdem  vollkommene  Berechtigung  in  den  Grundgesetz- 
prinzipien hat,  dass  die  Souveränität  zwischen  den  Staatsmächten 
in  gleichem  Masse  geteilt  wei'den  soll,  sowie  in  der  Natur  der 
Sache,  die  nicht  gestattet,  dass  die  eine  Staatsmacht  einseitig 
ihre  eigene  konstitutionelle  Botmässigkeit  erweitern  oder  die 
andre  beschränken  könne;  5)  dass  die  Regel  bei  der  Zustand- 
bringung  unsres  gegenwärtigen  Grundgesetzes  (v.  4.  Nov.  1814) 
vorausgesetzt  gewesen  ist  und  6)  dass  dieselbe  in  unsrer  kon- 
stitutionellen Praxis  eine  Anerkennung  gefunden  hat,  die  jeden 
Zweifel  ausschliessen  müsste."  —  Zukünftig  wird  gewiss  diese 
Frage  durch  das  Responsum  als  wissenschaftlich  endlich  ent- 
schieden angesehen  werden  müssen;  fi-eilich  wird  im  kritischen 
Moment  die  Macht,  nicht  d.  R.  entscheiden.  Durch  die  Ueber- 
tretung  ist  dem  unparteiischen  Publikum  des  Auslands  Gelegen- 
heit geboten,  sich  über  diese  Verhältnisse  zu  orientieren  und 
auszusprechen.  Der  Uebersetzer  hat  im  Vorwort  eine  Ueber- 
sicht  über  die  Entwickelung  des  Streits  gegeben.  Die  Ueber- 
setzung  ist  im  Ganzen  korrekt  (ein  Fehler  ist  zu  erwähnen, 
S.  2,  , einverstanden"  statt  „subintelli giert",  was  in  dem  ge- 
gebenen Zusammenhang  die  entgegengesetzte  Meinung  gibt). 

Platou. 
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Heinze,  K.  Hungarica,  eine  Anklageschrift.  Freiburg  nnd 
Tübingen,  Mohr.  1882.  128  S.  2  M. 
Nach  der  Aufgabe  des  C.Bl.  muss  darauf  verzichtet  werden, 
auf  diejenigen  Teile  der  Schrift,  welche  sich  mit  der  Beurteilung 
der  tatsächlichen  Zustände  in  den  Ländern  „der  Stephanskrone " 
vom  deutsch-nationalen  Standpunkte  beschäftigen,  und  auf  die 
hierüber  ausgebrochene  Polemik  einzugehen.  Eine  Beschränkung 
auf  den  rechtlichen  Inhalt  der  Schrift  ist  um  so  mehr  ge- 
boten, als  ihr  politischer  Teil  bereits  der  Gegenstand  zahlreicher 
und  lebhafter  Erörterungen  in  der  Tagespresse  und  im  ungar. 
Abgeordnetenhause  geworden  ist,  während  die  Darstellung  der 
Terfassungs-  und  Verwaltungszustände  Ungarns  in  diesen  Er- 
öi'teningen  weniger  Beachtung  gefunden  hat. 

Jener  Darstellung  ist  ein  namhafter  Teil  der  Schrift  ge- 
widmet (Abschnitt  III,  V,  VII,  YIII,  IX,  XI— XIII).  Nach  Hin- 
weis auf  den  Ausgleich  von  1867,  durch  welchen  den  Ländern 
der  Stephanskrone  die  beanspruchte  Rechtsstellung  mit  einer  in 
Pest  nicht  erwarteten  Freigebigkeit  zurückgegeben  und  insbeson- 
dere Siebenbürgens  Vereinigung  mit  Ungarn  zu  einem  einheit- 
lichen Gesetzgebungs-  und  Verwaltungsgebiet  anerkannt  wurde, 
gibt  H.  eine  Darstellung  des  Grundgesetzes  über  „die  Gleich- 
berechtigung der  Nationalitäten",  des  ,44.  Gesetzesartikels  vom 
J.  1868"  (in  der  ungar.  Gesetzessprache  bedeutet , Gesetzesartikel" 
das  Gesetz  als  Ganzes).  Im  §.  1  des  Gesetzes  ist  der  Grundsatz 
formuliert,  dass  die  Staatssprache  Ungarns  die  .ungarische", 
d.  h.  die  , magyarische"  sei  (die  magyarische  Sprache  kennt,  wie 
der  Verf.  ausführt,  für  „ungarisch"  und  .magyarisch"  nicht 
zwei  verschiedene  Worte).  Magyarisch  ist  die  Amtssprache  der 
Regierung,  die  Beratungssprache  des  Reichstages,  auch  die  Ge- 
setze werden  in  dieser  Sprache  „geschaffen",  jedoch  sind  sie  auch 
in  authentischen  Uebersetzungen  herauszugeben.  Von  dieser 
Regel  werden  viele  Ausnahmen  gemacht,  in  15  Fällen  soll  der 
Gebrauch  der  Muttersprache  gestattet,  in  5  den  Behörden  die 
"Wahl  gelassen  sein.  Das  Gesamturteil,  zu  welchem  H.  auf 
Grand  der  im  III.  Abschnitt  erfolgenden  Kritik  dieser  elastischen 
Einzelbestimmungen  gelangt,  ist,  —  abgesehen  von  der  that- 
sächlichen  Handhabung  (Abschn.  IV)  —  dass  sie  für  die  magya- 
rische Sprache  eine  ex-drückende  Uebermacht  mit  sich  gebracht 
haben.  Der  V.  Abschn.  (.Misshandlung  der  Sachsen")  beschäftigt 
sich  mit  den  Wirkungen,  welche  die  Vereinigung  Siebenbürgens 
mit  Ungarn  auf  den  Rechtszustand  der  Siebenbürger-Sachsen 
geübt  hat  (43.  Ges.-Ai-t.  v.  1868:  12.  33.  v.  1876)  und  schildert 
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jene  als  äusserst  verderbliche  (Zerreissung  des  Königsbodens, 
Vernichtung  der  Autonomie,  Preisgebung  an  die  sprichwörtlich 
verrottete  Komitatswirtschaft  etc.  S.  34).  Der  VII.  Abschnitt 
gibt  eine  Uebersicht  über  die  Zusammensetzung  des  ungarischen 
Reichstages,  Wahlrechts,  Wahlergebnisse ;  hier  gewinnt  man  den 
Eindruck  einer  systematischen  Bevorzugung  des  magyarischen 
Teils  der  ungar.  Bevölkerung. 

Hervorragendes  juristisches  Interesse  bietet  der  Ueberblick 
über  die  kirchenstaatsrechtlichen  Verhältnisse  in  Ungarn, 
über  welche  in  kurzer,  klarer  Zusammenfassung  Aufschlüsse  ge- 
geben werden  (VIII,  IX).  Die  Konfessionsverbände  haben  dort 
nach  dem  Verf.  ungleich  höhere  Bedeutung,  als  z.  B.  in  Deutsch- 
land, weil  grossenteils  Errichtung  und  Erhaltung  der  Volks- 
und Mittelschulen  in  ihrer  Hand.  Für  Ungarn  hat  die  Auto- 
nomie der  Kirche  und  Schule  die  Konfessionen  vermöge  ihres 
spezifischen  Zusammenhangs  mit  den  Nationalitäten  zugleich  zu 
unersetzlichen  Bechützern  und  Garanten  der  nicht  magyarischen 
Nationalität  gemacht.  Die  Stellung  der  Bekenntnisse  seit  1848 
wird  erläutert;  die  geschichtlichen  Grundlagen  und  grundgesetz- 
lichen Bürgschaften  der  sog.  rezipierten  Konsistorien  Sieben- 
bürgens werden  dai'gestellt  und  die  Verlegungen  dieses  Rechts- 
zustandes kritisch  beleuchtet  (XII,  XIII).  Nach  den  gegebenen 
Nachweisen  scheint  nicht  zu  bezweifeln,  dass  in  den  Rechts- 
zustand der  Siebenbürger-Sachsen  schon  das  Volksschulgesetz  vom 
22.  Mai  1879  aufs  tiefste  eingegriffen  hat;  noch  schwerere  Ver- 
letzungen drohen  demselben  nach  der  Erörterung  der  Gesetzes- 
entwürfe von  1880  und  1881  über  Gymnasial-  und  Realschul- 
unterricht, welche  mit  der  Frage  schliesst,  wann  den  nicht- 
magyarischen Ungarn  die  Morgenröte  einer  besseren  Zeit  auf- 
dämmern werde.  Aus  dieser  Frage  erhellt  zugleich  die  politische 
Gesamttendenz  der  Schrift,  welche  sich  selbst  als  Anklage-  also 
Parteischrift  bezeichnet.  K.*) 

■"■)  Bemerkt  sei,  dass  obige  Besprechung,  obwohl  unter  dem  Namen 
des  Herausgebers  erscheinend,  nicht  von  ihm  verfasst  ist.  Dieselbe 
ging  der  Redaktion  von  einem  hohen  Beamten  zii,  dessen  -politische 
Stellung  Namensverschweigung  selbst  hier  gebietet,  um  jeden  An- 
schein der  Beteiligung  am  gegenwärtigen  Kampfe  zu  vermeiden. 
Seinen  Wunsch  (bezw.  Bedingung  der  Aufnahme) ,  aus  diesem  rein 
äusseren  Grunde  nicht  genannt  zu  werden,  mussten  wir  bei  der 
Eigenart  der  Broschüre  als  berechtigt  anerkennen;  bei  der  ausser- 
ordentlichen Objektivität  der  Besprechung  konnten  Be- 
denken nicht  obwalten,  hier  eine,  keine  Präzedenz  bildende  Ausnahme 
zuzulassen.  D.  Red. 
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VIII.  Verwaltiingsrecht. 

Eeger,  A.     Entscheidungen  der  Gerichte  und  Verwal- 
tungsbehörden  aus   dem  Gebiete  des  auf  reichs- 
gesetzlichen     und      gemeinrechtlichen     Bestim- 
mungen   beruhenden   Verwaltungs-    und    Polizei- 
straf-R.     I.  Bd.    Xördlingen,  Beck.     1881.     VI  u.  469  S. 
6  M.  50  Pf. 
Die  Zeitschrift  hat   sich   zuvörderst  zur   Aufgabe  gesetzt,    die 
Entscheidungen    der   Gerichte   (insbesondere    des   Reichsgerichtes 
und  der  in  Deutschland  bestehenden  obersten  Verwaltungsgerichte), 
sowie  die  Erlasse  der  einzelnen  Centi'alverwaltungsst eilen ,   inso- 
weit dieselben   mit   Intei*pretation   der   mehreren   oder   sämt- 
lichen deutschen  Bundesstaaten    gemeinsamen  Verwal- 
tungs- und  Polizeistraf-Gesetzgebung  sich  befassen,  in  handlicher 
Sammlung  mit  Ausschluss  kritischer  Bemerkungen  oder  selbstän- 
diger theoretischer  Abhandlungen  zur  Veröffentlichung  zu  bi'ingen. 
Die   Zeitschrift   hofft    hiedurch,    nach    ihrem   ganzen  Inhalte   in 
sämtlichen   deutschen  Bundesstaaten  gleichmässig  benutzbar  zu 
werden    und    insbesondere  den  Bedürfnissen  jener  Beamten  des 
Justiz-  und   höheren  Verwaltungsdienstes  zu  entsprechen,  welche 
die  Ausbildung  und  Anwendung  des  gemeinsamen  Verwaltungs- 
und Polizeistraf-R.    über   die  Grenzen    des   einzelnen  Partikulai'- 
staates  hinaus  zu  verfolgen  ^vünschen. 

Nach  Ausweis  des  vorliegenden  I.  Bandes  teilt  der  Heraus- 
geber den  Stoff  innerhalb  jedes  einzelnen  Heftes  in  5  Hauptgruppen : 
1)  zur  Reichsgewerbeordnung  nebst  den  Novellen  hiezu ;  2)  zum 
Gesetze  über  den  Unterstützungswohnsitz ;  3)  zum  Ges.  über  die 
Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  Eheschliessung: 
4)  zum  R.Str.G.B.  nebst  Reichs-Einführ.-Ges. ;  5)  zu  verschiedenen 
Reichsgesetzen  und  allgemeinen  Rechtsnormen.  Jedem  Hefte  sind 
weiterhin  „Notizen  aus  der  Reichsgesetzgebung  und  aktiven  Ver- 
waltung" beigegeben;  diese  Notizen  teilen  einerseits  Gesetze,  deren 
gesonderte  Beschaffung  wegen  ihres  geringen  Umfanges  mit 
unverhältnismässigen  Umständlichkeiten  verknüpft  ist,  andrer- 
seits solche  Erlasse  aus  dem  Gebiete  der  aktiven  Verwaltung 
mit,  welche  zugleich  für  die  Rechtsanwendung  dienlich  und  welche 
deshalb  oder  aus  sonstigen  Gründen  für  die  Abonnenten  in 
sämtlichen  Bundestaaten  in  gleicher  Weise  von  besonderem  In- 
teresse sind.     Das   einzelne    Heft   schliesst  jeweilig    mit   kurzen 
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Besprechungen  solcher  neuen  litterarischen  Erscheinungen,  welche 
für  den  praktischen  Dienst  des  Verwaltungs-  und  Polizei-Beamten 
vorzugsweise  in  Betracht  kommen,  und  mit  einer  (unter  Quellen- 
angabe) nach  ünserm  „Centralblatt"  bearbeiteten  üebersicht 
über  verwaltungsrechtlich  wichtigere  Zeitschriftenaufsätze. 

Die  „  Entscheidungen "  erscheinen  in  vierteljährlichen  Lieferungen 
von  5 — 7  Bogen  Oktav;  je  4  Lieferungen  bilden  einen  Band. 
Das  Unternehmen  hat  seiner  ganzen  Anlage  nach  überwiegend 
praktische  Bedeutung  und  begegnet  in  dieser  Beziehung  einem 
in  den  sachlich  beteiligten  Beamtenkreisen  längst  gefühlten  Be- 
dürfnisse. V.  Müller. 

Seydel,  F.  DasGesetzüberdieEnteignung  von  Grund- 
eigentum vom  11.  Juni  1874.  Für  den  praktischen  Ge- 
brauch erläutert.  Berlin,  Heymann.  1882.  184  S.  4  M. 
Der  vorliegende  Kommentar  des  preuss.  Euteignungsgesetzes 
v.  J.  1874  bringt  im  Anschlüsse  an  den  Gesetzestext  eine  Reihe 
Eiiäuterungen ,  welche  jedem,  der  dieses  Gesetz  praktisch  anzu- 
wenden in  die  Lage  kommt,  ein  gutes  Hilfsmittel  bieten.  Der 
Verf.  hat  mit  Recht  von  dem  vollständigen  Abdrucke  der 
Materialien  abgesehen;  dagegen  das,  was  aus  denselben  für  die 
Auslegung  des  Gesetzes  verwertet  werden  kann ,  gewissenhaft 
berücksichtigt.  Da  das  Buch  vor  allem  den  Bedürfnissen,  der 
Praxis  zu  dienen  bestimmt  ist,  hat  Verf.  sein  Hauptaugenmerk 
darauf  gerichtet,  die  bisher  in  Enteignungssachen  ergangenen 
Entscheidungen  und  zwar  sowohl  jene  des  vormaligen  preuss. 
Obertribunals  und  des  deutschen  Reichsgerichtes  als  auch  die  in 
der  Ministerialinstanz  ergangenen  Entscheidungen  dem  Leser 
vorzuführen.  Was  die  letzteren,  bisher  noch  nirgends  veröffent- 
lichten Entscheidungen  anbelangt,  so  war  es  dem  Verf.  in  seiner 
Eigenschaft  als  Hilfsarbeiter  im  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten  möglich  selbige  verlässlich  aus  den  Original-Akten 
zusammenzustellen.  Es  erscheint  die  in  der  Vorrede  ausgesprochene 
Hoffnung  nicht  unbegründet,  diese  Publikation  möge  zur  Ver- 
mindei'ung  der  Klagen  über  Verzögerung  des  Enteignungsver- 
fahrens beitragen.  Bekanntlich  werden  solche  Klagen  vielfach 
erhoben  und  haben  in  neuerer  Zeit  auch  bereits  zu  Vorschlägen 
gefühi't,  welche  (vgl.  Eger:  Notwendigkeit  einer  Revision  des 
Enteignungsgesetzes,  oben  S.  140),  eine  legislative  Reform  des 
Enteignungsverfahrens  zum  Gegenstande  haben.  Prazak. 
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Bottger,     H.       Die     reichsgesetzlichen     Bestimmungen 
über    den    Verkehr    mit  Arzneimitteln.     Unter    Be- 
nützung der  Entscheidungen  der  deutschen  Gerichtshöfe  er- 
läutert.    Berlin,  Springer.     1882.     Yl  u    110  S.     2  M. 
Die    Schrift   gibt    in    ihrem   Hauptabschnitte    (S.   1—33)   die 
kaiserliche    Verordnung    betr.    den    Verkehr   mit    Arzneimitteln 
vom  4.  Januar  1875,  in  acht  weiteren  Kapiteln  aber  die  sonstigen 
den    Arzneiverkehr    berührenden    Normen    des    Reichs    (St.G.B. 
§.  367,   3;   Gew.O.    §§.   34  u.  55;    kais.   Verordnung  über   den 
Verkehr  mit  Mineralwässern  vom  9.  Febr.  1880)  und  deutscher 
Einzelstaaten  (Handverkauf  der  Apotheker,  Dispensierrecht   der 
Tierärzte)  und  erläutert  dieselben  aus  der  Rechtssprechung,  aus 
den  Verfügungen  der  Medizinalbehörden,  sowie  aus  der  pharma- 
zeutischen Wissenschaft.  Leu  t  hold. 

Danbelmann,  B.  Gemeindewald  und  Genossenwald. 
Ein  Beitrag  zur  Beurteilung  des  preuss.  Gesetzes  über  die 
gemeinschaftlichen  Holzungen  vom  14.  März  1881.  Berlin, 
Springer.  1882.  VIH  u.  83  S.  1  M.  60  Pf. 
Die  Rechtsgeschichte  des  deutschen  Gemeinde-  und  Genossen- 
walds wird  prägnant  skizziert  und  sodann  die  preuss.  Gemeinde- 
waldgesetzgebung der  einzelnen  Gebietsteile  nach  den  drei  Haupt- 
systemen der  staatlichen  Beförsterung ,  der  staatlichen  Betriebs- 
aufsicht und  der  staatlichen  Vermögensaufsicht  eingehender  dar- 
gestellt. Der  SchwerjDunkt  der  Schrift  liegt  in  der  ausführlichen 
Darstellung  der  preuss.  Gesetzgebung  über  die  Genossenwaldungen, 
welche  im  Gesetz  über  die  gemeinen  Holzungen  einen  Abschluss 
gefunden  hat.  Nicht  bloss  als  Kenner  der  einschlägigen  Rechts- 
geschichte und  Rechtsnormen,  sondern  auch  als  Forstwirt  kriti- 
siert der  Verfasser  die  Gesetzgebung  unter  Schildening  der  Folgen, 
die  sie  für  die  Wald\virtschaft  der  einzelnen  Gebietsteile  gehabt 
hat  und  xrnter  Angabe  der  statistischen  Daten,  von  denen  die 
Beilagen  I  und  II  (Uebersichten  der  preuss.  Genossenwaldungen) 
besonders  wertvoll  sind.  Er  befürwortet  Weiterbildung  der 
preuss.  Gemeinde-  und  Genossen waldgesetzgebung  im  Sinne  einer 
verstärkten  Staatsaufsicht  und  einer  Anschliessung  kleinerer  und 
vermengt  gelegener  Gemeinde-  und  Genossenwälder  an  die  Ver- 
waltung der  Staatsforsten.  Auch  die  Gesetzgebung  der  andern 
deutschen  Staaten  wird  vergleichend  herangezogen,  das  preus.«. 
Gesetz  vom  6.  Juli  1875  über  Schutzwaldungen  und  Wald- 
genossenschaften dagegen  nur  beiläufig  beiührt.      Schenkel. 
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Bojanowski,    v.      Das    engl.    Fabrik-    und    Werkstätten- 
gesetz von  1878,  in  Uebersetzung  mitgeteilt.     (Sep.-Abdr. 
aus  dem  Jahrb.  f.  Nationalökonomie  u.  Statistik,  Suppl.VIII.) 
Jena,  Fischer.     1881.     XII  u.  69  S.     2  M.  80  Pf. 
Eine  Uebersetzung  der  Factories  and  Workshops  Act.  v.  27.  Mai 
1878  (41  Vict.  eh.  16),  durch  welche  bekanntlich  die  grosse  An- 
zahl der  älteren,  in  den  Schriften  von  Dronke  (1877)  und  Boja- 
nowski  (1876)  behandelten  Fabrikgesetze  —  mit  Ausnahme  der 
Hosiery  Manufacture  (Wag es)  Act.    von  1874   - —    ausser   Kraft 
gesetzt  wurden.     Die  Vorschriften  des  Gesetzes  betreffen  vorwie- 
gend den  Schutz  der  Gesundheit,   Sicherheit    und  Sonntagsruhe 
der  Arbeiter ,    sowie   die  Verwendung   jugendlicher  Personen  in 
der  Industrie.    Weggelassen  in  der  Uebersetzung  ist  nur  sect.  89 
bis  92  (vom  gerichtlichen  Verfahren)  und  103 — 106  (Anwendung 
des  Gesetzes  auf  Schottland  und  Irland),  welche  ausserhalb  des 
vereinigten  Königreichs    kein   allgemeines  Interesse  in  Anspruch 
nehmen.     Eine  Charakteristik    des  Gesetzes   gab   derselbe  Autor 
im  3.  Bande    der    angez.  Jahrbücher,    N.  F.      Das  vorliegende 
Heft  enthält  keine  erläutei-nden  Noten.  Leuthold. 


IX.   Internationales  Recht. 

Field,   David   Dudley.     Projet   d'un    Code   International. 
Traduit   de    l'anglais    par    Alberic  Rolin.     Paris ,    Pedone- 
Lauriel,  Gand  Hoste.     1881.     800  S.     15  fr. 
Das    grosse    und    tief   angelegte  Werk  des  Verf.  der  Outlines 
of  an  International  code  hat  in  Alberic  Rolin,  Sekretär  des  In- 
stituts für  Völker-R.    einen   fachkundigen  Uebersetzer  gefunden. 
Die  Arbeit   ist   dadurch   zweifellos    einem   grösseren  Kreise   von 
Zeitgenossen  und  somit  auch  jenem  Ziele  näher  gebracht  worden, 
dem  zu  dienen  es  vollen  Beruf  in  sich  trägt.     Der  Stoff  ist  wie 
in  den  früheren  Ausgaben  nach  traditioneller  Systematik  derart 
gruppiert,  dass  von  den  1008  Artikeln  702  das  R.  des  Friedens, 
und  die  übrigen  die   Fragen   des   völkerrechtlichen   Krieges   be- 
handeln. 

Das  I.  Buch  selbst  erörtert  unter  der  Abteilung  des  Droit 
international  public:  die  sog.  Staatenrechte,  die  konstitutiven 
Momente  des  Staatsbegriffes,  die  Wirksamkeit  des  Staates  jenseits 
der  Grenzen  seines  Territoriums.    Unter  dieser  sinnreichen  Kate- 
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gorie  einer  „Action  extraterritoriale'  behandelt  das  Rechtsbuch 
in  ausführlicher  und  übersichtlicher  Form  die  wichtigen  Kapitel 
über:  Navigation,  Decouverte,  Exploration  et  Colonisation,  Pecheries 
und  Piraterie.  Folgen:  Gesandtschafts-,  Konsular-  und  inter- 
nationales Vertrags-R.  mit  ihrem  breiten* Material  von  Detail- 
fragen. Einigermassen  unorganisch  werden  hier  Asyl-R.  und 
Auslieferung  angeführt,  und  stellen  so  die  Endpunkte  des  recht- 
lichen Verkehrs  der  Staaten  dar.  Innerhalb  der  „Relations  d'une 
nation  avec  les  personnes  et  les  proprietes  des  membres  d'autres 
nations"  unterscheidet  Verf.  die  Normen,  welche  sich  auf  die 
staatliche  Pertinenz  des  Individuums  beziehen  und  das  Fremden-R. 
von  dem  eigentlichen  internationalen  Pi"ivat-R.,  bei  welchem  das 
richterliche  Entscheidungsmaterial,  wie  immer  bei  Arbeiten  englisch- 
amerikanischer Hei'kunft  umfassende  Berücksichtigung  und  Vei- 
wertung  findet.  Mustergültig  erscheint  die  hier  eingeschobene  Ent- 
wickelung  des  internationalen  Verkehrs-R.,  welches  von  S.  206  bis 
410  der  Wichtigkeit  des  Stoffes  entsprechend  erörtei't  wird. 

Das  Recht  des  Krieges  gruppiert  das  Material  unter:  , Krieg- 
führende", , Verbündete"  und  , Neutrale".  Unter  der  ersteren 
üeberschrift  wird  nach  der  Darstellung  der  aktiven  und  passiven 
Kriegslegitimation  der  Versuch  gemacht,  auf  Grund  der  in  den 
letzten  Jahrzehnten  geschaffenen  Vorarbeiten  die  Gebräuche  und 
Rechtsüberzeugungen,  welche  sich  in  Ansehung  des  Krieges  bei 
Völkern  unsrer  Kultursphäre  entwickelt  haben,  kodifiziert  zu 
formulieren.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  europäische  Rechts- 
entwickelung in  diesem  Punkte  der  jenseits  des  Weltmeeres 
überlegen  ist.  Die  staatliche  Mannigfaltigkeit  unsres  Kontinents 
ist  eine  weit  grössere  als  die  Nord-Amerikas,  wir  leben  daher 
unter  dem  Privilegium  odiosum  eines  häufigeren  •  Auftretens  der 
gewaltigen  Kriegserscheinung.  Daraus  fliesst  aber  auch  natur- 
gemäss  eine  grössere  Entwicklung  und  reichere  Gliederung  unsres 
Kriegs-R.,  dessen  Darstellung  bei  dem  Amerikaner  Dudley  Field 
daher  an  einzelnen  Stellen  lückenhaft  erscheint.  —  Der  gelehrte 
üebersetzer  hat  dennoch  der  Versuchung  zu  widerstehen  gewusst, 
durch  vereinzelte  Retouchen  den  einheitlichen  Eindruck  des 
Originals  zu  alterieren.  •  Stoerk. 

Leeder,  M.  Die  englische  Kaperei  und  die  Thätig- 
keit  des  Admiralitäts-Gerichts.  Ein  Beitrag  zur 
englischen  maritimen  Politik.  Berlin,  Mayer  u.  Müller. 
1882.     47  S.     1  M. 

Die  Prof.  Droysen  gewidmete  Schrift  behandelt  bezeichneten 
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(Gegenstand  in  Beziehung  auf  die  Vorgänge,  welche  in  den 
Kriegen  Englands  mit  Frankreich  und  Spanien  bis  zu  den 
Friedensschlüssen  zu  Utrecht  (1713),  Aachen  (1748)  und  Paris 
(1763)  stattgefunden  haben.  Eine  Weiterführung  seiner  Arbeit 
hat  Verf.  in  Aussicht  gestellt.  Er  hat  es  sich  zur  Aufgabe  ge- 
macht, „von  Jahr  zu  Jahr  an  der  Hand  von  Erlassen,  Gesandt- 
schaftsberichten u.  dergl.  fortschreitend  Entstehen,  Wachstum 
und  Resultate  der  Kaperei  darzustellen  und  zu  zeigen,  wie  die 
englische  Regierung  die  Privaten  zur  Teilnahme  an  den  Kriegen 
ermuntert  und  auch  die  Gerichte  kontrolliert  habe". 

Er  gedenkt  zuerst  der  Prisenacte  (1708),  welche,  abwei- 
chend vom  früheren  englischen  R.,  den  Kaperei-Unternehmern 
den  Ertrag  des  vom  Feind  Erlangten  unverkürzt  überlässt.  Der 
Zweck  dieses  Gesetzes  und  dessen  späterer  Handhabung  war, 
Abenteuerlust  und  Gewinnsucht  aufzustacheln,  um  dadurch  der 
maritimen  Wehrkraft  des  Feindes  möglichst  Abbruch  zu  thun 
und  seinem  Seehandel  auch  für  die  Zukunft  zu  schaden.  Bei- 
läufig konnte  die  Kaperei  auch  dazu  dienen,  den  Neutralen  Ver- 
lust zuzufügen  und  ihnen  den  Seehandel  mittelbar  zum  Vorteil 
Englands  zu  verleiden  und  zu  erschweren.  In  2  Abschnitten 
(1.  1739—48,  2.  175G— 62)  wird  hierauf  die  engl.  Kaperei  be- 
handelt. Da  bis  174-L  die  Ergebnisse  derselben  unerheblich, 
suchte  die  Regierung  durch  neue  die  Unternehmungslust  be- 
lebende Verfügungen  mit  Erfolg  auf  die  Vermehrung  der  Kaper- 
schiffe hinzuwirken.  Von  diesen  wurden  viele  Prisen  aufgebracht 
(1744—48  177  Schiffe  im  Werte  von  6^/2  Mill.  /),  daher  Be- 
schwerden Hollands  und  Preussens  hervorgerufen ,  worüber  L. 
Einzelheiten  mitteilt.  —  Den  Mittelpunkt  der  engl.  Prisen-Juris  - 
diktion  bildete,  das  High  Court  of  Admiralty  von  London,  doch 
wurden  in  14  englischen  Hafenplätzen  Vice -Admiralty -Prize- 
Courts  errichtet. 

Der  2.  Zeitraum  umfasst  die  Begebenheiten  des  Krieges 
Englands  mit  Frankreich,  bei  dessen  Anfange  seitens  der  engl. 
Regierung  (Pitt)  alles  geschah,  was  dazu  dienen  konnte,  die 
Kaperei  möglichst  wirksam  zu  machen.  Die  Zahl  der  Kaper 
vervielfältigte  sich  ausserordentlich,  und  es  wurden  jetzt  Kapei- 
briefe  auch  an  sehr  kleine,  mit  nur  wenigen  Leuten  besetzte 
und  dürftig  armierte  Schiffe  erteilt.  Dies  führte  zu  den  gröbsten 
Missbräuchen,  zur  Piraterie.  Im  hohen  Grade  litt  darunter  ins- 
besondere der  holländische  Seehandel.  Die  holländische  Regierung 
erhob  nachdrücklich  Beschwerde,  anfänglich  mit  geringem  Erfolg ; 
später    wurden     die     an    kleine    Kaperschiffe    erteilten    Autoi'i- 
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sationen  zurückgezogen  und  kein  Kaperbrief  einero  Schiffe  erteilt, 
welches  nicht  wenigstens  10  Lafettenkanonen  und  40  Mann  an 
Bord  hatte.  Das  Court  of  Appeal  schritt  energisch  ein  und  wirkte 
dadurch  auf  die  Prisengerichte  erster  Instanz,  welche  bis  dahin 
die  Kaptoren  geschützt  hatten.  Verf.  verbreitet  sich  über  diese 
Wandelung  und  über  die  im  Schosse  der  englischen  Regierung 
in  betreff  derselben,  namentlich  Pitt  gegenüber,  stattgehabten 
Verhandlungen.  Nach  1 759  bis  zum  Ende  des  Seekrieges  hatten 
die  Neutralen  nichts  oder  doch  niu'  wenig  von  der  englischen 
Kaperei  zu  leiden.  Voigt. 


B.   Zeitschriftenüljerschau. 


Krit.  Yierteljahrsschr.  f.  fresetzgebnng  ete.  N.  F.  IV.  4.  Grössere 
Besprechungen  über:  Seaffert.  obligator.  Verträge  (Stintzing); 
Schlossmann,  Besitzerwerb  (Baron):  Stintzing,  Geschichte 
d.  deutschen  R.-Wissenschaft  I.  (Böhlau):  Meyer,  Königsbann 
(Dahni:  Tissot,  droit  penal  (Geyer);  Xaver  Gretner.  Begün- 
stigung (Harburger):  Geyer,  Strafprozess-R.  (üllmann). 

Gegenwart.  XTX.  8.  E.  v.Hartmann,  üb.  Lassons  Rechtsphilosophie. 

Zeitschr.  f.  Geschichte  d.  Oberrheins  (Karlsruhe).  XXIQV.  2.  Hall- 
felder. Kirchenvisitation  d.  Stadt  Heidelberg  1582. 

Nourelle  Revue  historique  de  droit  francais  et  etranger.  V^I.  1. 
Maynz,  esquisse  historique  du  droit  criminel  dans  lancienne 
Rome.  Esmein,  etudes  sur  les  contrats  dans  le  tres  ancien 
droit  francais.  Chassaing,  chartes  de  coutümes  seigneuriales 
de  Chapteuil  et  de  Leontoing.  Rivier,  de  quelques  ouvrages 
publies  recemment  en  Allemagne  concemant  Thistoire  d.  la  science 
du  droit. 

Jurist.  Blätter  (Wien).  XI.  Nr.  8,  Tänzerle,  Rechtssubjektivität 
d.  österr.-ungar.  Monarchie.  Wochenschau  (Prozess  Duverdy  c/a 
Zola).  Die  Enquete  üb.  Einführung  e.  Höfe-R.  in  Oesterreich. 
Nr.  9.  10.  Zur  Reform  d.  Aktien.-R. 

Allgem.  österr.  Gerichtsztg.  XIX.  Nr.  1  —  11.  Bärnreither, 
Vermögens-R.  geistl.  Orden.  Nr.  12.  Zur  Anwendung  der  St.P.O. 
Nr.  13  —  17.  Rosenblatt,  die  Sicherheitsleistung  im  Strafver- 
fahren u.  die  hiedurch  begründeten  Rechtsverhältnisse. 

Westermanns  Monatshefte.  Nr.  307  (April).  R.  v.  I herin g, 
d.  Trinkgeld  (berührt  die  Jurist.  Seite  nur  im  Vorübergehen, 
hauptsächlich  sozialwissenschaftl.)  • 

Unsere  Zeit.    1882.3.    Gareis,  Haftpflicht  und  Unfallversicherung. 

Patentblatt.  1882.  2.  Klostermann,  Rechtsschutz  d.  Erfindungs- 
patente. 

Rechtsgeleerd  Magazijn.  I.  2.  Verkouteren,  eene  bijdrage  tot 
de  kennis  van  het  Engeische  publieke  recht.  K.  J.  Seitz,  die 
Wiederentdeckung  der  antiken  possessio  und  die  freie  Entfaltung 
des  von  ihr  unabhängigen  nationalen  und  internationalen  Besitz- 
rechts. F.  Laurent,  des  projets  de  revision  du  Code  Civil  en 
Belgique  et  dans  les  Pays-Bas. 

Bevne  critiqne   de  legislation.    XI.   1.    Desj ardin s,  jurispru- 
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dence  criminelle.  Faustin  Helie,  le  droit  penal  dans  la  legis- 
lation  romaine.  P 1  a  n  i  o  1 ,  hereditier  beneficiaire. 
Archivio  ginridico.  XXVII.  5  &6.  Negri  di  Lamporo,  de 
lege  Khodia  de  jactu  (dig.  14,  2).  Daran te,  la  libertä  di 
scrivere  e  di  stampare  in  Italia.  Chiappelli,  le  idee  poli- 
tiche  del  Bartolo.  Brugi,  Tazione  popolare  romana  in  materia 
di  opere  pie.  Vadalä-Papale,  il  diritto  civile  nell'  insegna- 
mento  universitario.  Luparia,  l'anno  utile  per  agire  in  manu- 
tenzione  nel  possesso  annale  decorre  dal  primo  atto  di  mole- 
stia,  oppure  dalF  ultimo? 

Baltische  Monatsschr.  (Riga,  Deubner.)  XXIX.  Nr.  1.  Erzäh- 
lungen eines  Augenzeugen  aus  der  Geschichte  der  Kodifikation 
des  Provinzial-R.  Nr.  2.  A.  Tobien,  Beiträge  zur  Geschichte 
der  livländischen  Agrargesetzgebung  III.  F.  Luther,  der  Na- 
tionalismus ein  Feind  unsrer  kirchlichen  und  staatlichen  Ord- 
nung. Einleitung  zur  Rückschau  auf  unsre  kommunale  Ent- 
wickelung. 

Warszawskija  unirersitetskijaiswestija  (Warschauer  Universitäts- 
Anzeigen).  1882.  Nr.  1.  Die  Teilnahme  des  Volkes  an  der  Re- 
gierung in  den  slawischen  Staaten  bis  zur  Abänderung  ihrer  Ver- 
lassungen im  XIV.  u.  XV.  Jahrhundert  (Fortsetzung). 

Juridiczeski  Westnik,  isdanije  Moskowskago  Juridiczeskago  Obsz- 
czestwa.  (Moskwa.)  1882.  Nr.  1  u.  2.  Alexejew,  Rousseaus 
•  Weltanschauung  und  seine  Lehre  von  der  Sittlichkeit.  Mensbir, 
Tiergesellschaften.  Swoi,  unsre  Ziviljustiz.  Werblowski, 
zur  Frage  über  das  Hypothekensystem.  Timanowski,  die  all- 
gemeinen Gerichte  im  Königreich  Polen.  Fürst  Meszczevski, 
die  Pläne  und  Vermessungsurkunden  für  Kirchenländereien. 
W.  G.,  zar  Frage  über  Emeritalkassen  für  Justizbeamte.  D.  T., 
Uebersicht  der  Kassationsentscheidungen  in  den  Jahren  1878 — 79. 
—  Project  der  Grundsätze  einer  Fabrikordnung.  N.  S.,  die  antro- 
pologische Richtung  in  den  Untersuchungen  über  Verbrechen  u. 
Strafen.  Graf  Komorowski,  dem  Andenken  Bluntschlis.  Maine, 
das  System  der  ältesten  Codices.  (Uebersetz.  aus  d.  Engl.).  Die 
Verfassung  der  europäischen  Grossmächte.  Falk,  die  Vertei- 
digung in  der  Voruntersuchung.    (In  russ.  Sprache.) 

The  American  law  Review.  XVL  1.  (Jan.  1882.)  Reynolds,  a 
national  codification  of  the  law  of  evidence:  its  advantages  and 
practicability.  Darling,  is  a  sublease  for  the  residue  of  a 
lessee's  term  in  effect  an  assignement?  Nr.2.Folsom,  the  respon- 
sibility  of  Guiteau.  Whit taker,  liability  of  subscribers  as  affected 
by  amendments  to  Charters  of  corporations.  Sedgwick,  issues 
involving  the  fact  of  insanity.  The  bürden  of  proof.  M'Murtrie, 
can  damages  for  causing  death  be  recovered  independent  of  any 
Statute. 

The  Albany  Law  Joarnal.  (Dec.  1881,  Jan.  1882.)  Obstruction  of 
streets  anfl  sidewalks.  Whittaker,  professional  etiquette  and  pro- 
fessional Mi.scoiiduct.     Lash:  „maritime  law"  what  is  it? 

American  Law  Record.  (Cincinnati,  Dez.  1881.)  F.  Pollock,  the 
history  of  Law  as  a  brauch  of  politics  (aus  der  Fortnigtly 
Review). 

Central  Law  Joarnal.  (St.  Louis,  16/23.  Dez.  81.)  M"  Kean, 
the  right  of  prisonner  tobe  present  at  his  trial.  Murfee,  the 
eflfect  of  coverture  upon  the  torts  and  crimes  committed  by  the 
wife. 

Archiv  f.  Str.R.  XXIX.  5u.  6.  Kronecker,  Bemerkungen  aus 
d.  Praxis    üb.  d.    richterl.   Vorbereitungsverfahren    d.  R.Str.Pr.O. 
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Wald  hausen,  Begünstigung.  Fuchs,  für  das  neue  Prozess- 
verfahren ;  krit.  Erörterungen  v.  Entscheidungen  d.  Reichsgerichts. 
Zimmermann,  zu§.  216  Str.G.B.  (volenti  non  fit  iniuria). 
Schultzens  t  ein,  zur  Auslegung  der  §§.  451,  Abs.  1,  452,  Abs.  1, 
•      456,  Abs.  2  u.  462,  Abs.  2  d    R.Str.Pr  0. 

Auf  der  Hohe.  II.  3.  Lievin,  Listen-  u.  Arrondissementsskruti- 
nium  in  Frankreich. 

Orenzboteu.     1882.  11,  12.     Zur  Verwaltungsreform  in  Preussen. 

Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft.  38.  Jahrg.  1.  Heft. 
Wolf,  die  Zuckersteuer.    Dehn,  die  deutsche  Fabrikinspektion. 

Blätter  f.  administratire  Praxis  in  Bayern.  (Luthardt.)  XXXI. 
Xr.  23.  Das  Ordenswesen  in  Bayern. 

Oesterreichische  Zeitschr.  f.  Terwaltiingr.  15.  Jahrg.  Nr.  5  flF. 
Korb,  die  Grundzüge  des  österr.  Heiroats-R.  III.  Der  historische 
Entwickelungsgang  und  die  Prinzipien,  sowie  die  Notwendigkeit 
einer  Reform.  Nr.  8.  Hugelmann,  Beiträge  zur  Geschichte  u. 
Statistik  der  polit.  Vereine  in  Oesterreich,  II.  (1868—72). 

Forstwissenschaftliches  Centralblatt.  IV.  3.  Ulrich,  Wild- 
schaden v.  Dachsen  u.  das  grossh.  hess.  Wildschadengesetz  vom 
6./Vm.  1810.  —  Revision   d.  bayr.  Forstgesetzes  v.  28.  III.  1852. 

Jonrnal  de  droit  international  prire.  II.  12.  Picard,  de  la 
valeur  et  de  l'effet  des  actes  passes  en  pays  etranger  d'apres  la 
legislation  beige.  Alexandre,  de  la  filiation  legitime  en  dr.  i. 
pr.  devant  les  tribunaux  anglais.  —  Protection  des  marques  de 
fabrique  dans  les  Pays-Bas. 

Berista  de  Espana.  335.  Marcos,  regimen  parlamentario  de 
Espana  en  el  siglo  XIX.  —  de  Villa-Ürrutia,  la  literature 
del  derecho  internacionale  en  Espana  durante  siglo  XVII. 


C.   Neue  Erschemimgen. 

Vom  16.  Febr.  bis  15.  März  1882  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Bficher  nnd  Broschfiren. 

Anders,  R.  u.  Pflichten  d.  Schöffen  etc.    Wüstegiersdorf,  Jacob.  50  Pf. 

Baernreither,*  üb.  d.  Vermögens  -  R.  d.  geistl.  Orden.  Wien, 
Manz.     80  Pf. 

Baron,  Pandekten.  4.  Aufl.  (in  6  Liefgn.).  Leipzig.  Duncker  und 
Humblot.     1.  u.  2.  Lief    ä  2  M.  20  Pf. 

Brauchitsch,  die  Organisationsgesetze  der  inneren  Verwaltung  in 
Preussen.  Materialien.  Bd.  I  (zur  Kreisordnung)  Lief.  10. 
Berlin,  Heymann.     3  M. 

Caesar.*  Julius,  Handbuch  d.  deutschen  Reichsgesetzgebung  betr. 
die  Seeunfälle,  deren  Untersuchung  und  Verhütung.  Bremen, 
Schünemann.     4  M. 

Caspar,  F.,  d.  Innungen  f.  Gewerbetreibende.  Mit  Statut.  Berlin, 
Kortkampf.     1  M.  60  Pf. 

Gas p er s  Handbuch  d.  gerichtl.  Medizin.  Bearb.  v.  Liman.  U.  (thana- 
tolog.  Teil).     Berlin,  Hirschwald.     20  M. 

Danckelmann,*  Gemeindewald  u.  Genossenwald.  Beitrag  z.  Beur- 
teil, d.  preuss.  Ges.  v.  U./UI.  1881.    Berlin.  Springer.    1  M.  60  Pf. 

Fidler,  d.  Amtsrichter  in  Preussen.  4.  Lief.  Grundbuchwesen,  Vor- 
mundschaft, gerichtl.  Notariat.    Paderborn,  Schöningh.     5  M. 
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Förster,*  Theorie  ii.  Praxis  d.  heutigen  gem.  preuss.  Priv.-R.  4.  Aufl. 
V.  Eccius.     Bd.  II.     Berlin,  Reimer.     9  M. 

Fuchs,*  Entscheidungen  in  Grundbuchsachen  (vgl.  S.  179).  2  Lief. 
2  M.  40  Pf. 

Francke,  d.  Nebenparteien  d.  deutsch.  Z.Pr.O.  Göttingen,  Vanden- 
hoeck.     2  M.  80  Pf. 

Frensdorff,  F.,  K.  Fr.  Eichhorn.  Rede.  4".  Göttingen.  Pepp- 
müller.     1  M.  20  Pf. 

Gemeinheits-  u.  Forstenteilungs- ,  sowie  Servituten-  und  Fischerei- 
Ablösungsverfahren,  das  preussische.  Von  einem  höhern  Regie- 
rungsbeamten.    Neuwied,  Heuser.     3  M. 

Glaser,  Unger  u.  v.  Walther,  Sammlung  v.  Entscheidungen  des 
k.  k.  Obersten  Gerichtshofes.    14.  Bd.  2.  Aufl.    Wien,  Gerold.  9  M. 

Goldfeld,*  üb.  d.  Versuch  mit  untaugl.  Mitteln  u.  am  untaugl. 
Objekt.     I.     Berlin,  Puttkammer.     1  M.  20  Pf. 

Grabow,  Anleitung  zur  selbständigen  Pi-ozessführung  vor  d.  Amts- 
gerichten etc.     Neumünstei",  Brumby.     1  M.  50  Pf. 

Hecht,*  zur  Reform  d.  Aktiengesellschaft-R.  (H.  25  d.  Volkswirt- 
schaft!. Zeitfragen).     Berlin,  Simion.     1  M. 

Heffter,  d.  europäische  Völker -R.  7.  Ausg.  Bearb.  v.  Geffcken. 
Berlin,  Müller.     12  M. 

Hensel,  d.  kgl.  Erlass  v.  4.  Jan.  1882  u.  d.  preuss.  Staats-R.  (Sep.- 
Abdr.  aus  d.  Chemnitzer  Zeitung.)     20  Pf. 

Heusing,  d.  Rechtsrat  insbes.  vor  d.  Amtsgerichte  (pop.)  2.  Aufl. 
Berlin  SW,  Baensch.     4  M. 

Hertel,  G  ,  Geschichtsquellen  der  Prov.  Sachsen.    T.  I.     „Hallische 
'     SchöfTenbücher"  T.  14(1266-1400).    Halle,  Hendel.    16  M.  50  Pf. 

Jahrbuch  f.  Entscheidungen  d.  Kammergerichte  (lohow  u.  Künzel). 
Bd.  II.     Berlin,  Vahlen.     6  M. 

Illing,  Handbuch  f.  Verwaltungsbeamte.     3.  Lief.     1  M.  60  Pf. 

Keller,*  Straf-Proz.-O.  (vgl.  S.  261.)  4.  (Schluss-)Lief.  Lahr,  Schauen- 
burg.     4  M. 

Knoblauch,*  Paten tges.  f.  d.  deutsche  Reich  erläutert.  Schluss- 
heft.    Berlin,  Grosser.     1  M. 

Kopetzk}',  F.,  Josef  u.  Franz  v.  Sonnenfels.     Wien,  Perles.     6  M. 

Lenz,  Katechismus  d.  deutschen  Reichspost.  Leipzig,  Weber.  17  Bog. 
geb.  2  M.  50  Pf. 

Lydtin,  Mitteilungen  über  das  badische  Veterinärwesen  1874—80. 
Karlsruhe,  Braun. 

Im  Anfang  die  Organisation  des  Veterinärwesens  und   die  Gesetzgebung  be- 
handelnd. 

Meyer,*  H.,Lehrb.d.Straf-R.  3.  Aufl.  3.  Lief.  Erlangen. Deichert.  3M. 
Mosel,    Repertorium    d.   kgl.   sächs.  Verwaltungs-R.  (alphabetisch). 

4.  Aufl.  (In  ca.  7  Lief.).     Berlin,  Rossberg.     1.  Lief.  1  M.  20  Pf. 
Müller,  Ph.,  Normalien  u.  Gesetzes -Nachschlagebuch  (1848  —  1881). 

Wien,  Perles.     3  M. 
Parey,*   d.  behördl.  Polizeistrafverordnungs-R.  in  Preussen.    Berlin, 

Müller.     1  M.  80  Pf. 
Posseidt.*    d.  preuss    Gesinde -R.    im  Geltungsbereiche  d.  A.L.R. 

Berlin,  Müller.     1  M.  80  Pf. 
Rönne,   Staats-R.  d.  preuss.  Monarchie.     4.  Aufl.     Lief.  8.     Leipzig, 

Brockhaus.     2  M. 
Rulf,  F.,   Kaiser  Josef  IL,   der  Reformator  d.  Str.R.  in  Oesterreich. 

(Sammlung  gemeinnütziger  Vorträge  Nr.  73.)     Prag. 
Ruten  berg,  Willensfreiheit,  Moralität  u.  Strafjustiz.     Leipzig,  Wi- 

gand.     60  Pf. 
Schellwien,*    d.  Arbeit   und   ihr  R.     Rechtl.   volkswirtschaftliche 

Studien.     Berlin,  Puttkammer.     274  S.     6  M. 


Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    7.  Heft.       279 

Scholl  er.  E.  (u.  J.  Mayer),  d.  bayr.  Gemeindeordnung  f.  d.  Landes- 
teile diesseits  d.  Rheins,  mit  Erläuterungen  etc.  3.  Aufl.  Er- 
langen, Palm  u.  Enke.     3  M. 

Stokar  v.  Neuforn.     i.  Lief.     2  M.     (vgl.  S.  196.) 

T  h  u  1  e  s  i  u  s,*^"  Berechnung  d.  Gebühren  nach  d.  Gerichtskostengesetz. 
Versuch  d.  Richtigstellung  einiger  Vorschriften.  Berlin^  Putt- 
kammer.    1  M.  20  Pf. 

Turn  au,  W.,  d.  .Justizverfassung  in  Preussen  nach  Reichs-  u.  Landes- 
recht.    LT.     Berlin,  Guttentag.     10  M. 

W  i  1 1  e  n  b  ü  c  h  e  r.*  d.  preuss.  Grundbuch-R.  Gesetzestext  m.  erläut. 
An  merk.     Berlin,  Müller.     6  M.  50  Pf. 

Winiker,  Steuerkatechismus,  vollst.  Darstellung  d.  direkten  Staats- 
steuern in  Preussen.     Berlin,  Decker.     2  M.  80  Pf. 

2.  Ansgaben  ron  Gesetzen. 

Deutsches    Reich.     Reichsgesetze    VUL    11  —  14.    (Schluss.)     Bam- 
berg, Buchner.     4  M. 
Gerichtsverfassungsges.    (spez.    f.   Bayern    erl.  von   Gschw^endner). 

Kempten,  Wenger.     2  M. 
Gerichtskostenges.    u.    Gebührenordnung  f.   Gerichtsvollzieher,    nebst 

Novelle  etc.     (Sydow.)     Berlin.  Guttentag. 
Gebührenordnung   f.    Zeugen   etc.     (Scherbauer.)     Landshat,   Tho- 

mann.     1  M. 
Gew^erbeordnung.     (Siegel.)     Warburg,  Schilf.     1  M. 
Innungsgesetz.     (Rasp.)     Nördlingen,  Beck.     1  M.  20  Pf. 
Entwurf  eines  Innungsstatuts.     Strehlen.  Gemeinhardt.     50  Pf. 
Die  gesetzl.  Bestimmungen   üb.  d.  medizin.  Staatsprüfungen.     Berlin. 

Hirschvk'ald.     60  Pf. 
Preussen.     Subhastationsordnung.     (Haenschke.)     Berlin,    Kort- 

kampf.     1  M.  20  Pf. 
•Finanzministerialreskripte   z.  Reichsstempelgesetz.     (Brackenhausen.) 

68  S.     Berlin,  Müller.     1    M. 

Systematische  Sammlung  der  in  Ausführung  u.  Erläuterung  d.  0«s.  vom 
preus«.  Finanzministerium  erlassenen  Vorschriften  (formelle  Vorschriften,  Be- 
schlüsse der  Sschverständigenkommisalon  der  Fondsbörsen,  materielle  Ent- 
scheidimgen). 

Regulativ  f.  d.  bauliche  Unterhaltung  der  Dienstetablissements  der 
Staatsforstverwaltung.     Berlin,  Stegmann.     40  Pf. 

Bayern.     Gesetze  XVIIL    11-14.     Bamberg.  Buchner.     4  M. 

Gewerbesteuerges.     3.  Lief.     Würzburg.  Stahel.     40  Pf. 

Schweiz.  Bundesges.  üb.  Obligationen -R.  (deutsch,  französ.,  ital. 
Bern,  Dalp.     4  M.  20  Pf.) 

Oesterreich.  Gesetze.  (Keller.)  L  4.  2  M.  40  Pf.  III.  Abteil. 
Steuergesetze  5  M.  40  Pf.  —  Prachtausgabe.  I.  (Verfassungs- 
und Grundgesetze :  allgem.  bürgerl.  G.B.).     14  M. 

Gesetze  f.  Böhmen.  Nr.  151.  (1.  Jan.  bis  15.  Okt.  1881).  Prag, 
Mercy.     1  M.  20  Pf. 

Codex  iuris  bohemici  IV.  1.  I.  Jura  et  constitutiones  regni  Bohemiae 
seculi  XVI.  (Jirecek.)  708  S.  (in  böhmischer  Sprache.)  Prag, 
Tempsky.     16  M 

Wasserrechtsgesetze,  d.  kärtnerischen,  samt  Verordnungen.  Klagen- 
fnrt,  Heyn.     1  M    20  Pf. 

Sammlung  der   für  Bosnien  u.  Herzegowina  erlassenen  Gesetze. 
1870—80.     2    Bd.     Wien.  Staatsdruckerei,     geb.  14  M. 
Inhalt :  1.  allgem.  Teil,  polit.  Verwaltung.    2.  .Justizrerwaltung. 

Legge  d'immigrazione  e  colonizzazione  della  Republica  Argen tina 
(ital.  üebersetzung).     Stradella.     32  S. 
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3.    Wichtige  ausländische  Werke. 

ß  ige  low,  on  the  law  of  estoppel.     3.  Aufl.    Boston.     6   f 
Bishop,  criminal  law.     7.  Ausg.    2  Bd.     Boston.     12   / 
Browne,    narratives   of   State    Trials    in   the    nineteenth    Century. 

London.     2  Bd.     26  sh. 
Dickinson,   summary  of  the  rules  and  procedure  of  foreign  par- 

liaments.     London.     8  sh. 
Mackay,  concise  treatise  on  law  of  property.     London.     8,25  sh. 
May,  Insurance,  2.  Ausg.     980  S.     Boston.     6   Jf 
Morawetz,   V.,     a    treatise    on   the    law    of  private    corporations. 

Ebenda.  6  sh. 
Story,  commentaries  on  the  law  of  agency.    9.  Autl.    Boston.   6  sh. 
Sweet,  dictionary  of  Englisch  laws.     London.     40  sh. 

Bertrand,   Alphonse,    l'organisation   frangaise.     Le  Gouvernement. 

L'Administration.     Guide   du   citoyen    et   Manuel    ä    Tusage    des 

ecoles.     12°.     Quantin.     3  fr. 
Brocher,  etude  sur  le  traite  de  droit  civil  international  public  par 

M.  Laurent  etc.     Basel,  Georg.     1  M.  60  Pf. 
Carnazza-Amari,    traite  du  droit  international  public  en  temps 

de    paix.      Traduit    en    frangais    par    Montanari-Rovest.     T.   II. 

Larose.     (2  Bde.  16  fr.) 
Gösse,  E.,  du  principe  de  souverainete ;  essai  sur  les  causes  de  l'in- 

stabilite    des  institutions    politiques   de    la  France  depuis    1789. 

12".  Rousseau.     4  fr. 
Couvreux,  Gustav,  annuaire  du  citoyen.    1882.    Institutions  de  la 

France.    Constitutions  des  peuples  libres.    Marpon  et  Flamraarion. 

3  fr.  50  ct. 

Dubarry,  le  secretaire  de  mairie.    12.  Aufl.    VIII  u.  584  S.  Fedone- 

Lauriel.     7  fr.  50  ct. 
Fe  rot,   etude    sur  les  assurances  ä  prime  contre  lincendie.     XII  u. 

418  S.     Paris,  Angers.     8  fr. 
Flach,   le   barreau  allemand,  etude  sur  les  Rechtsanwälte.     Nancy, 

Berger-Levrault.     1  M.  92  Pf. 
Garsonnet,  E.,  cours  de  procedure;  Organisation  judiciaire ;  compe- 

tence  et  procedure  en  matiere  civile  et  commerciale.  Larose.  10  fr. 
Glasson,    E.,   histoire  du  dr.  et  des  institutions  politiques,    civiles 

judiciaires  de  l'Angleterre  compar^s  au  dr.  et  aux  institutions  de 

la  France  depuis  leur  origine  jusqu'ä  nos  jours.     T.  I.     Epoque 

anglo-saxonne.     T.  IL   La  Conquete  normande.     2  Bd.     Pedone- 

Lauriel.     16  fr. 
Gouraincourt,  traite  du  droit  de  gräce  sous  la  republique.   Rousseau, 

4  fr. 

Läget    et    Laget-Valdesson,    theorie    du    code  penal    espagnol, 

corapare  avec  la  legislation  frangaise.  2.  Autl.  Marchai,  Billard.  9  fr. 
Mermet,   la  presse,  l'affichage   et    le   colportage,  Histoire  et  juris- 

prudence,    comprenant   la   nouvelle  loi.     18".  488  S.  m.  Abbild. 

Marpon  &  Flammarion.     3  fr.  50  ct. 
Nyssens  etdeBaets,  Commentaire  legislatif  du  code  de  commerce 

beige.     II.  1.  (3.  fasc.)     152  S.     Brüssel,  Larcier.     5  fr. 
Picard  et  Larcier,  Bibliographie  generale  et  raisonnee  du  droit 

beige  (seit  1814).     Livr.  I.     300  S.  Brüssel,  Larcier.     6  fr. 
Seigneux,*  commentaire  du  projet  de  Convention  internationales  des 

transports    de    marchandises     par    chemin    de    fer.      Neuchätel, 

Sandoz.    1  fr.  50  ct. 
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Acque,   (delle)    publiche    e    private    nella  provincia  di  Mantova,   a 

seconda    delle    legislazioni    passate    e    vigenti.     46    S.     Mantua, 

Segna. 
Ferraris,  le  elezioni  anministrative:  giurisprndenza.    Mantua,  Botto. 

373  S.     7  1.  50  ct. 
De  Geronimo,   sulT   interpretazione   dell'   art  571   del  Cod.  civile. 

Palermo,  Virzi.     61  S.  (Nicht  im  Handel.) 
La  Mantia,  codici  di  leggi  romane  sotto  i  barbari.    Palermo,  Virzi. 

21  S.     (Nicht  im  Handel.) 
Lanza,  analogie  e  divergenze  tra  il  pegno  navale,  il  cambio  marit- 

timo   volontario    e    il    camb.    mar.  necessario,    studio    storico    e 

giuridico.     Napoli. 
Lombroso.  genio  e  follia  in  rapporto  alla  medicina  legale.   4.  Aufl. 

368  S.  (10  Tafeln).     Turin,  Bocca.     6  M.  40  Pf. 
Marinuzzi,    dell"  azione   civile  nei   giudizii   di  bancarotta  (art.  713 

d.  cod.  d.  comm.)     Palermo.     50  S.     (Nicht  im  Handel.) 
Missale  Romanum    ex    decreto    S.  Concilii    Tr.  Accuratissima    editio. 

Venetiis.     4".     XXXV  u.  700  S.     30  1. 
Sangiorgi,  prelezione  al  corso  di  filosofia  di  diritto.    Palermo.    32  S. 
Scialoja,  quistioni  di  proprietä  e  di  servitü.    Milano.  Civelli.    23  S. 
Turrisi  e  Lopresti,  studii  sulla  nova  legislazione  forestale.     59  S. 

Palermo.     (Nicht  im  Handel.) 


4.  Slayiscfae  Litteratar. 

(Korrespondent :  Hr.  Professor  Dr.  P  r  a  z  a  k  in  Prag.) 

a)    Selbständige    Werke. 
Böhmlgch : 

Heller,  Dr.  J.,  plispevky  k  nauce  o  narovnäni.   (Beiträge  zur  Lehre 
vom  Vergleiche.     [Dogmatische  Abhandlung  aus  dem  Österreich. 
Zivil-R.  auf  Grundlage  des  gemeinen  R.].)    Prag,  Otto.    1881. 
Ci'zek,    Karl,    trestni    prävo    policejni,     (Oesterreichisches    Polizei- 
straf-R.)     Prag,  Otto.     1882. 
Als  Quellenpnblikation: 
Jirecek,  Josef,  Hermenegild  Jirecek :    Sbirka  zfizeni  zemskych   kra- 
lovstvi  Ceskeho ,   markrabstvi  Moravskeho   a  Slezskych  kni'zectvi. 
Prag  1879  —  1882.    Verlag  des  Juristenvereins  „Vsehrd".     Druck 
bei  Simäcek. 

Sammlung  der  Landesordnnngen  des  Königreichs  Böhmen,  der  Markgraf- 
sehaft  Mähren  iind  cier  schlesisehen  Fürstentümer.  Bd.  I.  Landesordnungen 
des  Königreiches  Böhmen  aus  dem  16.  Jahrhundert.  (Enthält  die  Landes- 
ordnimgen  vom  J.  1530  mit  dem  St.  Weuzelsvertrage ,  vom  J.  1549  mit  dem 
Bergwerkavergleictae  von  1534  und  die  L.O.  vom  J.  1564.) 

PolniMh : 

Lozihski,  B.,  wieczna  wojna.  (Der  ewige  Krieg.  [Bespricht  an- 
knüpfend an  Moltkes  Brief  die  Möglichkeit  eines  ewigen  Friedens.]) 
Lemberg  1882. 

Koczynski,  M.,  ustawa  Sadowa  dla  Galicyi  Zachodniej.  (Die  west- 
galizische  Gerichtsordnung  mit  Erläuterungen.)  Krakau  1881. 
Selbstverlag. 

Serbisch: 

Gjorgjevic,  Andr.,  nauka  o  menicnom  pravu.  (Lehrbuch  des 
Wechsel-R.)     Belgrad  1881. 
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b)   Zeitschriften. 
Böhmisch ; 

Pravnik    (Der  Jurist),     Prag.     Jälirlich  24  Hefte  zu  2'/«  Druckbogen. 

Nr.  21  —  25   d.   J.  1881:     Preissler,    über    Mängel    der    Waare 

beim  Gattungskaufe  nach  r.  R.     Nr.  1  d.  J.  1882:  Celakovsky, 
■     das  Heimfalls-R.  an  frei  vererblichen  Gütern  in  Böhmen. 
Samosprävn^    obzor  (Autonomistische  Rundschau).     Prag.      Jährlich 

12  Hefte  zu  2  Druckbogen.     Nr.  12  d.  J.  1881:  Cizek,  positive 

Vorschläge  zur  Verwaltungsreform. 
Sekretär   (Der  Sekretär).     Brunn.     Jährlich  24  Hefte  zu  1  Bogen. 

Polnisch : 

Przeglad  sadowy  i  administracyjny  (Gerichtliche  und  administrative 
Rundschau).     Lemberg.     Wöchentlich  zu  1  Druckbogen. 

Urzednik  (Der  Beamte).  Lemberg.  Monatlich  2  Nummern  zu  1  Druck- 
bogen. 

Samorzad  (Autonomie).  Lemberg.  Organ  für  Angelegenheiten  der 
Selbstverwaltung. 

Kroatisch: 

Mjesecnik  pravnickoga  druztva  u  Zagrebu  (Monatsschrift  des  Juristen- 
vereins zu  Agram).  Agram.  Jährlich  12  Hefte  zu  2  Druck- 
bogen. 

Prdvo  (Das  Recht).  Spalato.  Jährlich  12  Hefte  zu  2  Druckbogen. 
Dezemberheft  1881:  Jovanovic,  die  Codifikation  des  bürger- 
lichen R.  in  Montenegro. 

Serbisch : 
Porota  (Das  Gericht).     Belgrad.     Monatlich  3  Hefte. 

Sloreiiisch : 
Slovenski  Pravnik  (Der  slovenische  Jurist)  Laibach. 

5.  Antiquarische  Anzeiger. 

Bahr,  Berlin,  Nr.  13  (Staats-R.,  Klrch.-R.),  Nr.  14  (Verwaltungs-R.  etc.).  Prager. 
Berlin,  Nr.  63  (Staats-  u.  Volkswirtschaft  etc.).  Schelble,  Stuttgart,  Nr.  112  (Staats- 
u.  Kameralwissenschaften).  v.  Maack ,  Kiel ,  Nr.  1  (bes.  Straf- R.).  Völker ,  Frank- 
furt a.  M.,  Nr.  91.    Weiss  u.  Scback,  Leipzig,    Nr.  16  (u.  a.  Dochows   Bibliothek). 

(5.  In  Torbereitnng. 

Gneist,  zusammenfassendes  Werk  über  englisches  Verwaltnnga-R  Berlin,  Springer. 
Olshausen,  Kommentar  zum  Str.G.B.  II.  Bd.  2.  Lfg.  Berlin,  Vahleu.  (a.  3  M.) 
Stein,    L.   v.,   Bauerngut  u.   Hufen  R.      Gutachten.     6    Bogen.    Stuttgart,    Cotta. 

1  M.  80  Pf. 
Wlassak  (Graz),  Edikt  u.  Klageform.    Jena,  Fischer. 
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A.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines,  Rechtsgeschichte. 

Rechtslexikon,  herausgegeben  von  F.  t.  Holtzendorff.  3.  Aufl. 

3  Bde.     Leipzig,  Duncker  u.  Humblot.     1880—82.     S.  VI, 

925,  975,  1584.  52  M.  80  Pf. 
Die  nunmehr  vollendete  3.  Auflage  des  rasch  zu  grosser  Ver- 
breitung und  vielfacher  Benutzung  gelangten  Sammelwerks  hat 
fast  den  doppelten  Umfang  der  in  den  Jahren  1875  und  76  ver- 
öffentlichten 2.  Auflage.  Neben  der  erheblichen  Vermehrung 
des  Stoffes  tritt  eine  sorgfältige  Umarbeitung  zahlreicher  Einzel- 
heiten hervor.  In  erster  Linie  war  es  die  neue  deutsche  Justiz- 
gesetzgebung, welche  eine  eingreifende  Umgestaltung  notwendig 
machte,  und  eine  in  der  That  sehr  vollständige  Berücksichtigung 
erhalten  hat;  daneben  haben  namentlich  auf  den  Gebieten  des 
Handels-E.  und  des  Verwaltungs-R.  umfassende  und  wertvolle 
Ergänzungen  stattgefunden.  Auch  die  zum  grössten  Theile  von 
Prof.  Teichmann  in  Basel  verfassten  biographischen  Artikel  sind 
vervollständigt,  so  dass  das  Rechtslexikon  in  dieser  Beziehung 
nur  noch  selten  den  Nachschlagenden  im  Stich  lassen  wird.  Viel- 
fach ist  es  (wie  die  Vorrede  des  Herausgebers  hervorhebt,  ins- 
besondere durch  die  Bemühungen  seines  zeitweiligen  Stellvertreters, 
des  kürzlich  verstorbenen  Prof.  Dochow  in  Halle)  gelungen,  neue 
tüchtige  Mitarbeiter  für  das  Werk  zu  gewinnen. 

Mit  der  Vermehrung  und  grösseren  Spezialisierung  des  Inhalts 
sind  freilich  naturgemäss  auch  gewisse  Nachteile  verbunden :  Zer- 
splitterung des  Zusammengehörigen  und  Wiederholungen  sind 
nicht  immer  vermieden;  auch  stehen  manche  ältere,   nur  wenig 
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umgearbeitete  Artikel,  insbesondere  über  Gegenstände  des  r.  R., 
hinter  den  meisten  neuhinzugekommenen  in  bezug  auf  Umfang 
und  detailliertes  Eingehen  zurück.  Jedenfalls  aber  gereicht  das 
"Werk  in  der  vorliegenden  Gestalt  dem  Herausgeber  und  den 
Mitarbeitern  zur  hohen  Ehre  und  gibt  ein  sehr  gutes  Bild  von 
dem  heutigen  Stande  der  deutschen  Rechtswissenschaft.    Brie. 

Schellwien,  R.    Die  Arbeit  und  ihr  Recht.    Rechtlich  volks- 
wirtschaftliche Studien  zur   sozialen   Frage.     Berlin,    Putt- 
kammer u.  Mühlbrecht.     1882.     IX  u.  274  S.     6  M. 
Ein  Versuch,    dem  Uebelstande,  dass  der  Mehrwert  der  wirt- 
schaftlichen Produktion   dem   arbeitenden  Volke  selbst  nicht  zu 
gute  kommt,    ohne   sozialdemokratische  oder  staatssozialistische 
Ausschreitungen    auf  dem  Boden   der  persönlichen  Freiheit  und 
der  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  des  Individuums  abzuhelfen. 
Rechtsphilosophische   Ableitung,    Analyse    der  hauptsächlichsten 
volkswirtschaftlichen  und  juristischen  Begriffe,  historische  Hinweise 
auf  den  zusammenhängenden  Entwickelungsgang  beider  sind  in- 
einander gearbeitet.     Angeknüpft   wird   an   eine   sozialpolitische 
Abhandlung  des  Verf.  in  den  Philos.  Monatsheften  (1868),  wovon 
im  „Anhang"    (unter  dem  Titel   ,der  Besitz"   und  „die  Sozietät 
und  die  juristische  Person")  S.  253  ff.  zwei  Abschnitte  reprodu- 
ziert werden,  und  an  seine  Schrift  „der  Wille  die  Lebensgrund- 
macht" (1879).    In  den  drei  ersten  Kapiteln  wird  herausgestellt, 
dass  das  R.   „die  von  innen  her  aus  dem  Wesen  des  Menschen 
fliessende   gesetzmässige  Form   für   das  soziale  Leben  ist".     Das 
Rechtsgrundgesetz  lautet:    „Die   menschlich   soziale  Ordnung  ist 
ein    auf  Freiheit    beruhendes    universales   Gleichheitsverhältnis, 
welches  das  Naturgesetzlich-Partikulare  sich  unter-  und  einordnet, 
und   sie   besteht   in   der   beständigen  lebendigen  Erzeugung  der 
sozialen  Freiheit  durch  die  persönliche  und  der  Verwirklichung 
der  persönlichen   durch   die   soziale."     Im  4.  Kapitel  wird  u.  a. 
das  Verhältnis   des   Privat-   und   öffentlichen  R.  in   Anwendung 
auf  die  Volkswirtschaft  erörtert:  „Der  Grundcharakter  der  privat- 
rechtlichen Gesellschaft  ist  die  Sozietät;  die  Lebens-  und  Bethä- 
tigungsform  des  Staates  ist  die  der  juristischen  Person."     „Für 
reine  Privatunternehmungen  ist  die  Gestalt  der  Aktiengesellschaft 
eine  durchaus  schädliche  Usurpation    der  Form   des  öffentlichen 
R."    Und  der  Sozialismus  nimmt  dem  Privat-R.  „sein  Bestes  die 
Ehre,    die    produktive  Selbständigkeit".     „Bismarcksche  Steuer- 
politik ist  ein  Kinderspiel  dagegen."    Der  „dialektische  Prozess, 
durch  den  in  einer  kontinuierlichen  Bewegung  der  Staat  aus  der 
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Einzelfreiheit  und  die  Einzelfreiheit  aus  dem  Staate  hervorgeht, 
ist  allein  die  politische>Preiheit ;  das  Gleichgewicht  des  Privat-R. 
und  des  öffentlichen  R.  ist  ihr  Wesen."     ,Nach  diesem  Ziele  hin 
bewegt  sich  die  gesamte  geschichtliche  Entwickelung. "    Folgt  ein 
historischer   Rückblick  unter  Opposition    gegen   die    „Hegeische 
Denkweise"  von   K.  Marx   und  Lassalle;   Resultat:    die   Lösung 
des  sozialen  Problems  ist  ,nur  zu  erwarten  von  einer  Vollendung 
der  persönlichen  Freiheit  und  Rechtsgleichheit  durch  privatrecht- 
liche  Befreiung   der   Arbeit   von   der   Herrschaft   des   Besitzes". 
Auch   das   5.  und  6.  Kap.  enthalten  vorbereitende   Studien    zur 
Lösung.     Das  5.  ist  vorzugsweise  historischer  Natur ;  S.  149  bis 
163:    die    Malthussche    Lehre.      Im    6.   Kap.    werden    u.  a.    die 
ökonomischen  Begriffe:  Kapital,  Wert,  Zins,  Mehrwert  u.  s.  w. 
erörtert.     Das  7.  Kap.  (S.  236  ff.)  bringt  die  Lösung.    Das  gel- 
tende, seinem  Geiste  nach  röm.  (auf  Sklaverei  gegründete)  Privat-R. 
macht  das  Eigentum  und  das  Forderungs-R.  zu  alleinherrschenden 
Mächten   und   die   Arbeitskraft   zu  einer  Ware,    die    am  Markt 
für  den  möglichen  Mindestpreis  gekauft  werden  kann.    Dieses  R. 
muss  dahin  reformiert  werden,  dass  der  arbeitende  Mensch  immer 
„Subjekt"   ist,    niemals   aber    „Objekt"  sein   darf;    dass    die    bis 
dahin   bloss    „formelle"  Freiheit   eine    „substantielle"  wird:    die 
der  materiellen   Produktion    dienende   Arbeit    muss   auf  Grund 
periodischer    Abrechnung     und     unter     oberinstanzlicher     Mit- 
wirkung gewerblicher  Schiedsämter  mindestens  ein  gesetzlich  be- 
stimmtes Minimum  als  Lohn  ans  dem  jeweiligen  Geschäft  ziehen 
und  es  muss  darauf  mit  Rechtswirkung  ebensowenig   verzichtet 
werden  können,  wie  auf  die  persönliche  Freiheit  überhaupt.    Ist 
der  materiellen  Arbeit  erst  ihr  Lohn  gesichert,  so  kann  der  Lohn 
aller  andern  Arbeit  der  freien  Vereinbarung  überlassen  werden. 
„Die  Arbeit  würde  in  der  Lage  sein,   selbst  Kapital  an  sich  zu 
ziehen,   wodurch    eine  Quelle   für   die  Entstehung  lebensfähiger 
Produktivassoziationen  von  Arbeitern  gegeben  sein  würde. "    Die 
vorgeschlagene  Reform  bewegt  sich  in  der  bis  vor  kurzem  inne- 
gehaltenen Richtung  der  Gesetzgebung:   „Die  Bestimmungen  über 
den  Normalarbeitstag,  die  Weiber-  und  Kinderarbeit,  die  Haft- 
pflicht und  die  Fabrikinspektion  gehen  offenbar  auch  darauf  aus, 
ein  R.  der  Arbeit  zu  schaffen,  reichen  nur  nicht  bis  zu  der  Quelle 
des  Uebels."  Laas. 
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Baron,  J.  Abhandlungen  aus  dem  römischen  Zivil- 
prozess.  II.  Die  adjektizischen  Klagen.  Berlin,  Leonhard 
Simion.  1882.  224  S.  5  M.  40  Pf. 
B.  geht  davon  aus,  dass  in  den  Quellen  —  Gai.  III,  74;  §.4 
J.  quod  cum  eo  (4,  7)  —  mit  bezug  auf  die  act.  de  peculio  und 
de  in  rem  verso  von  una  actio  (eadem  formula)  quae  duas  habet 
condemnationes  die  Rede  sei,  und  nimmt  nun  im  Gegensatze  zur 
herrschenden  Lehre  an,  dass  hiermit  nicht  eine  Klagenhäufung, 
nicht  eine  Verbindung  der  beiden  Kondemnationen  durch  den 
Willen  des  Klägers  gemeint  sei,  sondern  dass  der  Prätor  in  seinem 
Edikte  derselben  Klage  bald  diese  (de  peculio),  bald  jene  (de 
in  rem  verso)  Kondemnation  gegeben  habe.  Dies  habe  indessen 
nicht  ausgeschlossen,  dass  beide  Kondemnationen  auch  konjunktiv 
hätten  gebraucht  werden  können.  Für  den  Fall  des  alternativen, 
wie  den  des  konjunktiven  Verhältnisses  der  Kondemnationen  gelte 
aber  gleichmässig  der  Quellenausspruch :  una  actio ,  eadem  for- 
mula. Die  Existenz  einer  act.  de  peculio  ohne  den  Zusatz  de 
in  rem  verso  sei  nicht  zu  leugnen,  aber  wo  sich  der  Formelteil 
de  in  rem  verso  finde,  handle  es  sich  um  die  Forderung  eines 
Pekuliengläubigers,  daher  hier  una  actio  mit  duae  condemnationes. 
Umgekehrt  sei  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  es  eine  act.  de 
in  rem  verso  ohne  den  Zusatz  de  peculio  gebe,  aber  auch  diese 
setze  das  Vorhandensein,  und  zwar  das  frühere  Vorhandensein 
eines  Pekulium  voraus,  und  deshalb  gelte  auch  von  ihr,  dass  sie 
mit  der  früheren  act.  de  peculio  una  actio  sei.  Dementsprechend 
findet  dann  B.  die  innere  Rechtfertigung,  den  gesetzgeberischen 
Grund  der  act.  de  in  rem  verso,  eben  weil  sie  ihm  nur  als  eine 
Abai't  der  act.  de  peculio  erscheint,  lediglich  in  dem  eigenen 
Willen  des  Gewalthabers  (S.  34  ff.).  Hinsichtlich  der  act.  de  in 
rem  verso  utilis  kommt  dann  B.  konsequent  zu  dem  Resultat, 
dass  die  act.  de  in  rem  verso ,  da  sie  zur  Zeit  der  Verwendung 
ein  Pekulium  voraussetze,  unmöglich  auf  Verhältnisse  übertragen 
worden  sein  könne ,  in  welchen  keine  patria  potestas  und  also 
auch  kein  Pekulium  vorhanden  sei  (S.  40  ff.).  B.  wendet  sich 
nunmehr  (S.  47  ff.)  zur  Darstellung  des'  prozessualischen  Ver- 
hältnisses der  act.  de  peculio  und  de  in  rem  verso.  Er  führt 
hier  insbesondere  aus,  dass  der  Kläger  vermöge  der  Identität  der 
Formel,  auch  wenn  in  derselben  nur  eine  Kondemnation  ge- 
schrieben gewesen ,  dennoch  mitten  im  Prozesse  zu  der  andern 
habe  übergehen  dürfen.  Sodann  (S.  67  ff.)  prüft  B.  eingehend 
die  Konsumtionsverhältnisse  bei  den  adjektizischen  Klagen  und 
gelangt  auch  hier  auf  Grund  neu  herangezogenen  Quellenmaterials 
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wie  auf  Grund  neuer  Interpretation  des  schon  früher  benutzten, 
vielfach  zu  neuen,  von  der  bisherigen  Lehre  wesentlich  ver- 
schiedenen Resultaten.  Dasselbe  gilt  von  seinen  Ausführungen 
über  die  Formeln  der  adjektizischen  Klagen  (S.  127  ff.).  B.  kon- 
statiert hier  insbesondere  eine  neue  Art  der  intentio  in  ius  con- 
cepta,  die  intentio  iuris  honorarii  (auf  praestare  opor- 
tere),  welche  er  bei  der  act.  de  peculio,  de  in  rem  verso  und 
tributoria  quellenmässig  nachzuweisen  unternimmt,  bei  den 
übrigen  adjektizischen  Klagen  dagegen  wenigstens  als  höchst 
wahrscheinlich  hinstellt.  In  einem  Anhange  (S.  183  ff.)  handelt 
B.  von  den  handeis-  und  gewerbrechtlichen  Bestimmungen  bei 
den  actt.  exercitoria ,  institoria  und  tributoria ,  vgl.  dazu  den 
von  ihm  gleichzeitig  in  der  Zeitschr.  f.  Handels-R.  XXVII  über 
denselben  Gegenstand  veröffentlichten  Aufsatz.  Pescatore. 

Domke,  W.  Die  Viril-Stimmen  im  Reichs-Fürstenrat 
von  1495 — 1654.  Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  u. 
Rechtsgeschichte,  herausg.  von  0.  Gierke.  Heft  XL  Breslau, 
Köbner.     1882.     139  S.     3  M.  60  Pf. 

Seit  J.  J.  Moser  ist  von  den  deutschen  Publizisten  und  Rechts- 
historikern allgemein  angenommen  worden,  dass  für  die  Zahl  der 
Stimmen,  welche  die  sog.  alten  weltlichen  Fürstenhäuser  auf  den 
Reichstagen  des  früheren  Deutschen  Reiches  führten,  der  Augs- 
burger Reichstag  von  1582  massgebend  geworden  sei.  Verf.  der 
vorliegenden  Erstlingsarbeit'  hat  es,  auf  Grund  einer  von  Prof. 
Bresslau  in  dessen  historischen  Uebungen  gegebenen  Anregung, 
unternommen,  die  Haltbarkeit  dieser  Theorie  zu  prüfen,  bezw. 
ein  richtigeres  Bild  der  Entwickelung  der  Stimmenverhältnisse  im 
Reichsfürstenrate  zu  entwerfen.  Nachdem  er  die  Beweisführung 
Mosers  (Teutsches  Staats-R.,  Bd.  34,  S.  278—305)  analysiert  und 
die  gegen  dieselbe  sich  erhebenden  Bedenken ,  insbesondere  die 
von  Moser  selbst  zugegebenen  und  nicht  genügend  erklärten  Aus- 
nahmen bezeichnet  hat  (S.  5 — 15),  geht  er  an  die  Begründung 
seiner  eigenen  abweichenden  Ansicht.  Zu  diesem  Zwecke  gibt 
er  (S.  25 — 120)  eine  eingehende  Erörterung  der  Gestaltung  des 
Stimm-R.  der  einzelnen  (21)  Fürstenhäuser  von  dem  1495  zu 
Worms  gehaltenen  Reichstage  bis  zu  dem  Regensburger  Reichs- 
tage von  1653/54.  Hauptquelle  für  diese  Untersuchung  sind 
die  Subskriptionen  der  Reichsabschiede,  wie  dieselben  sich  in  der 
1747  erschienenen  , neuen  und  vollständigeren  Sammlung  der 
Reichsabschiede "  finden;  daneben  aber  hat  D.  nicht  nur  die 
Reichsmatrikeln  von  1495,  1507  und  1521  benutzt,  sondern  auch 
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zur  Beleuchtung  und  Ergänzung  des  so  gewonnenen  Materials 
die  Hausgeschichten  der  einzelnen  Fürstenhäuser  sorgfältig  ver- 
wertet (vgl.  die  „Vorbemerkungen"  S.  17  ff.);  eine  Gesamtüber- 
sicht der  auf  den  einzelnen  Reichstagen  der  betreffenden  Zeit 
von  den  einzelnen  Häusern  abgegebenen,  bezw.  nicht  ausgeübten 
Stimmen  ist  als  Tabelle  am  Schlüsse  der  Abhandlung  hinzugefügt. 
Als  "Resultat  ergibt  sich  (S.  120—139),  dass  hinsichtlich  des 
Stimm-E.  im  Fürstenrate  nicht  „ein  plötzliches,  bewusstes  Ein- 
treten eines  neuen  Prinzips,  wie  es  Moser  mit  dem  Jahre  1582 
statuieren  will",  stattgefunden  hat,  sondern  vielmehr  eine  langsame 
gewohnheitsrechtliche  Umgestaltung,  welche  ihren  definitiven  Ab- 
schluss  erst  auf  dem  Reichstage  von  1653/54  erhielt.  Neben  dem 
früheren  Prinzip,  dass  jeder  regierende  Fürst  eine  Stimme  im 
Fürstenrat  als  personelles  R.  besitze,  brach  sich  allmählich  der 
Grundsatz  Bahn,  dass  bei  dem  Aussterben  einer  Fürstenlinie  die 
Stimme  auf  den  neuen  Erwerber  (wenn  derselbe  auch  bereits  im 
Kurfürstenrat,  bezw.  Fürstenrat  eine  Stimme  hatte)  überging; 
auf  der  andern  Seite  aber  führte  das  fortschreitende  und  auch 
vom  Reiche  begünstigte  Bestreben ,  die  Fürstentümer  zu  fest- 
geschlossenem Ganzen  zu  gestalten,  wenngleich  nur  sehr  langsam, 
dahin ,  dass  auch  bei  einer  Teilung  des  Landes  unter  mehrere 
Erben  dasselbe  als  eine  Einheit  betrachtet  wurde,  und  daher 
insbesondere  die  Erbteilung  keine  Vermehrung  der  Stimmen  auf 
dem  Reichstag  bewirkte.  Besonders  interessant  ist  die  Ausführung 
(S.  137—138),  wie  der  zwischen  der  geistlichen  und  weltlichen  Bank 
des  Fürstenrats  bestehende  und  seit  1570  besonders  stark  sich 
geltend  machende  Antagonismus  die  weltlichen  Fürstenhäuser 
nicht  nur  zur  Festhaltung  der  alten  Stimmen,  sondern  auch  zur 
Vermehrung  ihrer  Stimmenz'ahl  trieb,  bis  endlich  seit  der  Resti- 
tution des  Reiches  durch  den  Westfälischen  Frieden  und  den 
jüngsten  Reichsabschied  das  Prinzip,  dass  die  Stimme  dauernd 
auf  dem  Lande  hafte,  in  allen  Konsequenzen  zur  Durchführung 
gelangte.  Brie. 

Sablotzki-Dessätowski,  A.  Graf  Kisselew  und  seine  Zeit. 
(Genauen  Titel  vgl.  S.  242  unten.) 
Graf  P.  Kisselew  gehörte  zu  den  Vertrauten  der  Kaiser 
Alexanders  I,  und  Nikolaus.  Im  I.  Bande  wird  seine  Erziehung 
und  der  Beginn  seines  Dienstes,  der  ihn  bald  in  die  Nähe  Kaiser 
Alexanders  I.  brachte,  geschildert  (1788-1819),  sodann  seine 
Thätigkeit  als  Generalstabschef  der  H.  Armee  von  1819  —  1828, 
seine  Thätigkeit  im  Türkenkriege  und  seine  organisatorische  und 
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Verwaltungsthätigkeit  in  den  Donaufiirstentümern  1828—1834. 
Der  II.  Band  schildert  seine  Organisation  des  Ministeriums  der 
Eeichsdomänen  und  seine  Thätigkeit  zu  gunsten  der  Leibeigenen 
in  den  Jahren  1834 — 1856.  Vor  ihm  \vurden  die  Reichsdomänen 
von  einem  Departement  des  Finanzministeriums  verwaltet  und 
die  Domänenbauern,  dem  Namen  nach  frei,  befanden  sich  that- 
sächlich  unter  die  Willkür  der  Beamten  gestellt.  Die  Organi- 
sation und  die  verhältnismässig  günstige  Lage  der  auf  den 
Domänen  angesiedelten  freien  Bauern  war  Kisselews  Werk. 
Er  ist  es  gewesen,  der  beständig  an  den  Bestrebungen  des 
Kaisers  Nikolaus  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Leibeigenen 
und  allmählicher  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  teilnahm  und 
diese  Frage  immer  wieder  anregte.  Im  vorliegenden  Werke 
wird  viel  neues  Material  in  Beziehung  auf  beide  Angelegenheiten 
veröflFentlicht  und  manches  Dunkel  aufgehellt.  Band  III  be- 
handelt K.'s  Thätigkeit  in  Paris  als  russischer  Botschafter  1856 
bis  1862,  endlich  seine  letzten  Lebensjahre  1863 — 1872.  Auch 
hier  findet  der  Historiker  viel  wichtiges  Material.  Der  IV.  und 
letzte  Band  enthält  Aktenstücke:  K.'s  kurze  Selbstbiographie,  eine 
Reihe  Briefe  in  französischer  Sprache,  seinen  Bericht  über  die 
Organisation  und  Verwaltung  der  Donaufiirstentümer,  eine  Reihe 
Denkschi-iften  und  offizieller  Papiere  und  ein  von  Sablotzki 
verfasstes,  von  K.  im  Jahre  1841  dem  Kaiser  vorgelegtes  Me- 
morial über  die  Lage  der  Leibeigenen  in  Russland. 

Engrelmann. 


II.    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Holland.    The  Institutes  of  Justinian  edited  as  a  recen- 
sion    of   the    Institutes    of   Gajus.      Second    Edition. 
Oxford,  Clarendon  Press.     1881.     geb.  5  M. 
Der  Zweck   der  vorliegenden   Ausgabe  ist,    die    Institutionen 
Justinians  als  »recension"  der  Institutionen  des  Gajus  erscheinen 
zu  lassen,  d.  h.  zu  zeigen,  dass  viele  Stellen  wörtlich  aus  letzteren 
in  erstere  herübergenommen  sind.    Es  geschieht  das  in  der  Weise, 
dass  die   Gajus   entnommenen  Stellen  mit  fetteren  Lettern   ge- 
druckt sind.     Kritische  Leistungen  strebt  der  Herausgeber  nicht 
an;    er  bemerkt  in  der  Vorrede:    the    editor  has  also  abstained 
from  textual  eriticism;    having  been  content,    except  where  the 
contrary  is  stated,   to   follow   the   text  adopted  by  Huschke  in 
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his   admirable   editions   of  the  Institutes   of  Gajus   and  of  Jus- 
tinian  (?)  Rümelin. 

Willenbücher.  Das  preussische  Grundbuch-R.  in  seiner 
gegenwärtigen  Geltung.  Gesetzestext  mit  erläuternden 
Anmerkungen.    Berlin,  Müller.    VIII  u.  362  S.    6  M.  50  Pf. 

Der  Verf.  gibt  einen  Kommentar  zu  den  vier  Gesetzen  vom 
5.  Mai  1872:  dem  Gesetz  über  den  Eigentumserwerb  und  die 
dingliche  Belastung  der  Grundstücke  etc.,  der  Grundbuchordnung, 
dem  Gesetz  über  die  Form  der  Verträge,  durch  welche  Grund- 
stücke zerteilt  werden,  und  dem  Gesetz,  betr.  die  Stempelabgaben 
von  gewissen,  bei  dem  Grundbuchamt  anzubringenden  Anträgen. 
Die  Schwierigkeiten,  welchen  die  Anwendung  dieser  Gesetze, 
wenigstens  der  beiden  zuerst  genannten,  vor  Jahren  begegnete, 
dürften  jetzt  im  wesentlichen  überwunden  sein.  Zahlreiche  Streit- 
fragen sind  teils  in  Prozessen,  welche  in  die  höchste  Instanz 
gelangten,  von  dem  vormaligen  Obertribunal  und  dem  Reichs- 
gericht, teils  im  Beschwerdewege  von  dem  Kammergericht  ent- 
schieden. Neben  den  systematischen  Bearbeitungen  des  Grund- 
buch-R.  von  Förster,  von  Dernburg  und  Hinrichs  bieten  die 
Kommentare  von  Turnau,  von  Bahlmann  und  von  Achilles 
den  Praktikern  das  reichhaltige  Material  zur  Auslegung  der 
Gesetze  in  grosser  Ausführlichkeit.  Die  Kommentatoren  haben 
sämtlich  den  Wortlaut  der  Gesetze  mitgeteilt  und  bei  jedem 
Paragraphen  die  Ergebnisse  ihrer  Studien  der  Gesetzesmotive  etc., 
der  gerichtlichen  Entscheidungen  und  der  wissenschaftlichen  Ar- 
beiten, unter  Darlegung  ihrer  eigenen  Ansichten,  zusammen- 
gestellt. 

Dies  musste  vorausgeschickt  werden,  um  die  Tendenz  des 
Kommentars,  der  in  der  Anlage  seinen  Vorgängern  folgt  und 
inhaltlich  auf  dieselben  sich  stützt,  zu  würdigen  und  zu  ver- 
stehen. Der  Verf.  geht  davon  aus,  dass  das  Material,  welches 
dem  Grundbuch-R.  seit  zehn  Jahren  zugeführt  worden,  so  um- 
fangreich ist,  ,dass  sich  die  Fülle  des  Stoffes  nur  mühsam  über- 
sehen, nur  unsicher  handhaben  lässt",  und  dass  ,sich  deshalb  in 
der  Praxis  sowohl  wie  beim  Studium  der  Gesetze  das  Bedürfnis 
nach  einer  knappen,  übersichtlichen  Darstellung  fühlbar  gemacht 
hat.  Diesem  Bedürfnisse  abzuhelfen,  will  die  vorliegende  Be- 
arbeitung versuchen".  Der  Verf.  verfährt  dabei  in  der  Regel  so, 
dass  er,  ohne  selbständige  Untersuchungen  über  das  Wesen  der 
verschiedenen  Institute  des  Grundbuch-R.  und  über  die  daran 
sich  knüpfenden  Streitfragen  anzustellen,  von  den  Ansichten  seiner 
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Vorgänger  diejenige  auswählt,  welche  nach  seiner  Beobachtung 
den  meisten  Anklang  in  dei*  Praxis  gefanden  hat,  und  daneben 
die  abweichenden  Meinungen  kurz  erwähnt,  überall  unter  An- 
führung seiner  Quellen,  namentlich  der  oben  genannten  Kommen- 
tare und  der  veröffentlichten  Entscheidungen. 

Wer  das  vorausgesetzte  Bedürfnis  bei  sich  empfunden  hat, 
wird  dasselbe  ohne  Zweifel  in  dem  Willenbücher  sehen  Kom- 
mentar befriedigt  finden,  denn  die  Erläuterungen,  welche  Verf. 
den  einzelnen  Gesetzesparagraphen  beigefügt  hat,  entbehren  weder 
der  Knappheit  noch  der  Uebersichtlichkeit.  Achilles. 

Posseidt,  H.  Das  preussische  Gesinde-E.  im  Geltungs- 
bereiche des  A.  L.R.  Berlin,  MüUer.  1882.  129  S. 
1  M.  80  Pf. 
S.  1 — 78  wird  die  Gesindeordnung  vom  8.  Nov.  1810  in  ihrer 
gegenwärtigen  Fassung  wiedergegeben,  durch  Reskripte  etc.  er- 
gänzt und  durch  zahlreiche  Entscheidungen  oberster  Gerichts- 
höfe (bes.  d.  Ob.-Trib.)  erläutert.  In  den  Anlagen  wird  eine 
gemeinverständliche,  sehr  übersichtliche  Darstellung  der  neuen 
Verwaltungsorganisation  (Behörden,  Verfahren,  Zwangsverfü- 
gungen, Polizei-R.,  Verwaltungsgerichte,  S.  79 — 109),  wie  der 
Gerichtsverfassung  geboten.  Das  Werkchen  will  zunächst  dem 
Laien  in  klarer  Sprache  die  Kenntnis  des  Gesetzes  vermitteln, 
wird  zugleich  aber  den  Polizeibehörden  wie  —  durch  die  voll- 
ständige Berücksichtigung  der  wichtigen  Entscheidungen  —  dem 
Prozessrichter  dienen.  K. 


III.    Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Code   de    commerce    allemand    et   loi    allemande   sur  le 
change,     Traduits  et  annotes  par  P.  Gide,    J.  Flach,   Ch, 
Lyon-Caen,   J.  Dietz,     Paris,  Imprimerie  nationale.     15  fr. 
Dieses  Werk  bildet  den  ersten  Band  einer  Sammlung,  welche 
die  bedeutendsten  auswärtigen,  d.  h.  nichtfranzösischen,  Gesetz- 
bücher umfassen  soll.     Von  derselben   ist  bereits  erschienen  der 
Code    d' Instruction    criminelle    autrichien    de    1873;    unter    der 
Presse  befinden  sich:  Code  d'organisation  judiciaire  russe  de  1865; 
Code   d'org.  jud.   allemand  de   1877  und  Code  de  Proc.  penale 
allemand  de  1877;    in  Vorbereitung  die  österr.  und  ungarischen 
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H.G.B.  und  Wechselordnungen,  die  deutsche  Z.Pr.O.,  die  deutsche 
Konkursordnung  von  1877,  das  ungarische  und  holländische 
Str.G.B.  von  1879  und  1881  und  die  Verfassungen  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika. 

Der  vorliegende  Band  enthält  das  ganze  Handels-R.  mit 
Inbegriff  des  See-R.  und  die  W.O.  Eine  Einleitung  gibt  die 
Entstehungsgeschichte  dieser  Kodifikationen,  eine  Darstellung  der 
Gerichtsorganisation  und  eine  Erörterung  über  die  wesentlichen 
Diiferenzpunkte  mit  dem  code  de  commerce  und  den  Einfluss  der 
deutschen  Gesetze  auf  die  seitherigen  Kodifikationen  andrer 
Länder.  Dem  Texte  sind  erläuternde  Noten  beigefügt  unter  Be- 
nutzung der  deutschen  Litter atur  und  der  Rechtsprechung  des 
O.H.G.  und  des  Reichsgerichtes ,  und  überall  werden  die  Ver- 
schiedenheiten der  deutschen  und  französischen  Gesetzgebung 
scharf  und  klar  hervorgehoben,  so  dass  das  Werk  ein  wertvoller 
Beitrag  zur  vergleichenden  Rechtswissenschaft  ist.  Dem  Ganzen 
ist  ein  ausführliches  Register  beigegeben. 

Für  das  Interesse,  welches  die  Franzosen  an  derartigen  Ar- 
beiten nehmen,  zeugt  der  Umstand,  dass  der  Druck  auf  Staats- 
kosten erfolgt.  Prof.  König  (Bern). 

Aubert,  L.  M.  B.    Den  nordiske  Vexelret,  fremstillet  paa 
Grundlag  af  de  danske,    norske  og  svenske  Love  af 
7.    Mai    1880.     (Das   nordische   Wechsel-R.  auf  Grundlage 
der  dänischen,  norwegischen  und  schwedischen  Gesetze  vom 
7.   Mai   1880   dargestellt.)     Kopenhagen.      1880—82.     409 
u.  LXXXIV  S.     8  Kr.  (9  M.) 
Die  wesentlichste  Grundlage  der  nordischen  Wechselgesetze  ist 
die  deutsche  W.O.  gewesen  (vgl.  Polaczek  in  Goldschm.  Zeitschr. 
f.  Handels-R.  Bd.  XXVII,  S.  31—59).  Eine  Vergleichung  zwischen 
dieser  und   jenen  wird  grosse   Uebereinstimmung   zeigen.     Der 
deutsche  Jurist  wird  daher  beim  Studium  des  nordischen  Wechsel-R. 
wesentlich  Bekanntes  finden,  und  speziell  wird  dies  auch  der  Fall 
sein,  wenn  er  das  vorliegende  Buch  in  die  Hand  nimmt,  indem 
der  Verf.  vielfach  die  deutsche  Litteratur   und   Rechtsprechung 
benutzt  hat.    Der  Verf.,  Professor  der  R.  in  Christiania,  ist  Mit- 
glied  der   nordischen   Kommission    zur  Beratung    des  Entwnirfs 
eines  nordischen  Wechsel-R.  gewesen,  sowie  auch  Verf.  der  Motive 
des  Entwurfs,   und   diese  Umstände   machen  es  erklärlich,   dass 
er  binnen  einer  so  kurzen  Zeit  eine  so  weitläufige  systematische 
Darstellung  des  nordischen  Wechsel-R.  hat  herausgeben  können. 
Das  vorliegende  Buch  gibt  eine  zuverlässige  Darstellung  des 


Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    8.  Heft.       293 

neuen  Wechsel-R.,  wesentlich  für  die  älteren  Praktiker  bestimmt. 
Es  wird  in  der  Einleitung  nach  einem  kurzen  Paragraphen  über 
die  Geschichte  deä  Wechsels  eine  üebersicht  über  Quellen  und 
Litteratur  des  ausländischen  und  nordischen  Wechsel-R.  gegeben, 
besonders  über  das  Verhältnis  der  neuen  nordischen  Gesetze  zu 
deren  Vorbildern,  und  die  ausländische  Litteratur,  speziell  die 
deutsche,  ist  in  der  dogmatischen  Darstellung  stets  berücksich- 
tigt worden.  Als  Beilagen  sind  nebeneinander  abgedruckt  das 
dänische  und  norwegische  Gesetz  (Text  identisch),  das  schwe- 
dische Gesetz,  die  deutsche  W.O.  und  das  ältere  schwedische 
W.-Gesetz  von  1851  (auch  der  deutschen  W.O.  nachgebildet). 
Ausserdem  findet  man  in  den  Beilagen  die  neuen  Wechselprozess- 
ordnungen der  drei  Länder,  welche  nicht  wie  die  Wechselgesetze 
übereinstimmen,  sondern  wegen  der  Verschiedenheiten  der  Prozess- 
gesetze der  drei  Länder  mehrere  Differenzen  aufweisen.  —  Aus- 
führliches Sachregister.  Platou. 

Kuoblanch,  H.  Das  Patentgesetz  für  das  Deutsche  Reich 
vom  25.  Mai  1877.  Berlin,  Grosser.  3  M. 
Dieser  Kommentar  enthält  im  Anschluss  an  die  §§.  des  Patent, 
gesetzes  einen  wörtlichen  Abdruck  aller  durch  das  Patentblatt 
veröffentlichten  Verordnungen,  Instruktionen,  Verfügungen  und 
Entscheidungen  und  der  meisten  in  dem  amtlichen  Blatte  ver- 
öffentlichten Abhandlungen.  Es  scheinen  nach  einer  Bemerkung 
auf  S.  243  nur  diejenigen  Abhandlungen  nicht  wörtlich  wieder- 
gegeben zu  sein,  deren  Verfasser  nicht  den  unverkürzten  Abdruck 
gestattet  haben.  Auch  die  Entscheidungen  des  Patentamts  und 
des  Reichsgerichts  werden  ihrem  ganzen  Inhalte  nach  zum  Ab- 
druck gebracht.  So  findet  sich  z.  B.  als  Erläuterung  zu  §.  20 
des  Patentgesetzes  eine  Entscheidung  des  Patentamtes  auf  S.  271 
bis  282  abgedruckt,  während  derjenige  Teil  der  Entscheidungs- 
gründe, welche  sich  auf  §.  20  und  die  behauptete  Undeutlichkeit 
der  Patentansprüche  bezieht,  wenig  mehr  als  eine  Seite  füllt. 
Die  Mehrzahl  der  Entscheidungen  betrifft  die  Frage  der  Neuheit 
der  Erfindung.  Infolge  dessen  füllen  die  zu  §.  2  abgedruckten 
Entscheidungen  und  Abhandlungen  92  Seiten  (S.  61  bis  152) 
und  wenn  dieselben  auch  nach  einer  systematischen  Anordnung 
aneinander  gereiht  sind,  so  fehlt  es  doch  an  jedem  äusseren 
Hilfsmittel,  um  sich  in  der  Fülle  dieser  Mitteilungen  zurecht  zu 
finden.  Alles  Hess  sich  gleichwohl  nicht  an  diesem  Platze  ein- 
reihen, sonst  hätte  ein  gutes  Drittel  des  Stoffes  unter  die  Rubrik 
des  §.  2  gestellt   werden   müssen.     Der  Verf.  bringt   also   einen 
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Teil  des  Materials  an  andern  Orten  unter.  So  wird  auf  S.  41 
bis  60  eine  Anzahl  von  Entscheidungen  über  Kolbes  Salicylsäure- 
patent  als  Anhang  zu  §.  1  mitgeteilt,  welche  sämtlich  die  Frage 
betreffen,  ob  die  Neuheit  der  Erfindung  durch  frühere  wissenschaft- 
liche Untersuchungen,  welche  kein  bestimmtes  Resultat  ergeben 
haben,  ausgeschlossen  wird.  Auch  das  sehr  knappe  Sachregister 
(S.  365 — 368),  welches  allein  zum  Führer  in  diesem  Labyrinth 
dienen  könnte,  ist  für  diesen  Zweck  durchaus  nicht  ausreichend. 

Ausser  dem  wissenschaftlichen  Inhalt  des  Patentblattes  sind 
noch  Mitteilungen  aus  andern  technischen  und  industriellen 
Fachblättern  entlehnt;  ferner  die  Motive  der  Gesetzesvorlage 
und  die  gangbarsten  Kommentare  zu  dem  Patentgesetz  benutzt 
worden.  Die  übrige  Litteratur  des  Patent-R.  ist  nicht  verwertet 
worden.  So  lässt  Verf.  in  den  kurzen  Bemerkungen  über  die 
Priorität  der  Anmeldung  (S.  161)  die  Erörterungen  von  Rosen- 
thal, Erläuterungen  (S.  97)  und  Kohler,  Patent-R.  Nr.  40  unbe- 
rücksichtigt, ebenso  in  den  unmittelbar  folgenden  Erläuterungen, 
betreffend  die  Patent-R.  der  Angestellten  und  der  Arbeiter,  die 
Monographie  von  Gareis  über  diesen  Gegenstand. 

Die  sparsam  eingestreuten  eigenen  Bemerkungen  des  Verf. 
beweisen  übrigens,  dass  derselbe  mehr  hätte  leisten  können,  wenn 
er  sich  dem  verarbeiteten  Stoffe  selbständiger  und  mehr  form- 
gebend gegenüber  gestellt  hätte.  Klostermann. 


IV.    Zivilprozess. 

Bülow,  V.  Die  Zivilprozess-Ordnung  und  ihre  Neben- 
gesetze, mit  einem  Anhang  und  ausführlichen  Sachregister. 
2.  Aufl.     Hannover,  Hahn.     1882.     XH  u.   870  S.     12  M. 

Unter  diesem  Titel  vereinigt  das  in  seiner  ersten  Auflage 
wohlbekannte  Werk  einen  Kommentar  zur  Zivilprozessordnung 
(S.  1 — 640),  zum  Gerichtsverfassungsgesetz  (S.  645 — 705)  und 
einen  Abdruck  der  auf  die  Zivilrechtspflege  bezüglichen  Reichs- 
gesetze (S.  706 — 768)  und  einiger  preussischer  der  Ausführung 
und  Ergänzung  des  gemeinen  P.R.  dienender  Gesetze. 

Der  Vorzug  der  Kürze  und  Klarheit,  mit  welcher  sich  das 
erfolgreiche  Streben  nach  begrifflichem  Erfassen  des  Stoffes  und 
beherrschender  Uebersicht  über  denselben  verbindet,  ist  dieser 
zweiten  Auflage  bewahrt.  Der  Kommentar  ist  nicht  so  sehr 
auf  aphoristische  Wortinterpretation   und  Kasuistik   als  auf  die 
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nahe  ans  Dogmatische  streifende  Vorlegung  des  Gesamtinhalts 
der  einzelnen  Gesetzesbestimmung  und  ihres  Zusammenhangs  mit 
dem  Ganzen  angelegt.  Freilich  ist  die  Methode  keine  gleich- 
massige.  Mitunter  artet  der  Kommentar  in  den  Lehrbuchstil 
aus  und  verliert  sich  in  historischen  und  lehrhaften  Erörterungen 
(man  vergl.  z.  B.  §§.  387,  388,  S.  292  f.),  nicht  selten  begnügt 
er  sich  mit  magerer  Exegese. 

Das  "wichtigste  Interpretationsmittel  sind  die  Materialien. 
Eine  sehr  enge,  wenn  auch  nicht  sklavische  Anlehnung  an  die- 
selben ist  unverkennbar  (vergl.  S.  IX,  X). 

Die  Judikatur  des  Reichsgerichts  ist  mit  Beschränkung  auf 
die  offizielle  Publikation  benutzt.  Die  Eechtssprechung  der 
Landesgerichte  ist  unbeachtet  geblieben.  Die  Litteratur  hat 
nicht  vollständige  Berücksichtigung  gefunden.  Ob  hier  Voll- 
ständigkeit erstrebenswert,  ist  eine  andre  Frage. 

Auch  diese  zweite  Auflage  kann  als  ein  brauchbares  Hilfs- 
mittel für  das  Verständnis  des  Gesetzes  auf  die  Gunst  der 
Praxis  Anspruch  erheben.  Wach. 

Meili;  Fr.  Der  Zivil-  und  Strafprozess  des  Kantons 
Zürich  und  des  Bundes.  Ein  Kommentar  auf  Grund- 
lage der  Praxis.  I.  Bd.  Zürich,  Orell  Füssli  u.  Co.  1882. 
332  S.  geb.  6  M. 
Dieser  Band  bildet  den  Anfang  einer  Sammlung  schweizerischer 
Rechtsbücher,  welche  die  Verlagshandlung  zu  veröffentlichen  ge- 
denkt, insofern  der  Erfolg  ihres  Versuches  den  gehegten  Er- 
wartungen entspricht,  und  in  den  verschiedenen  Kantonen  sich 
die  erforderlichen  Arbeitskräfte  finden.  Von  einer  einheitlichen 
Prozessgesetzgebung  sind  wir  in  der  Schweiz  noch  weit  entfernt, 
haben  wir  ja  doch  das  Pferd  beim  Schwänze  gezäumt,  und  ein 
Obligationen-R.  eingeführt,  ohne  durch  eine  Gerichtsorganisation 
und  eine  bürgerliche  P.O.  eine  übereinstimmende  Gesetzes- 
anwendung gesichert  zu  haben.  Lange  wird  es  dauern,  bis  unsere 
Behörden  sich  von  den  Anstrengungen  ihrer  bis  jetzt  bedeutendsten 
gesetzgeberischen  Leistung  werden  erholt  haben,  und  inzwischen 
bleibt  das  vom  Bunde  vernachlässigte  Feld  den  Kantonen  zum 
Anbau  und  Ausbau  überlassen,  und  man  darf  erwarten,  dass  die 
daherigen  Arbeiten  sich  als  brauchbare  Vorarbeiten  für  eine 
eidgenössische  Kodifikation  erweisen  werden.  In  diesem  Sinne 
ist  M.'s  Kommentar  geschrieben.  Das  kantonale  R.  erlahme  und 
vereinsame,  sagt  er,  und  der  alte  Zustand  müsse  sich  auf  dem 
gemeineidgenössischen   Boden    in   verbesserter   Gestalt   erneuern. 
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Einen  Beitrag  zu  liefern  zur  Ausarbeitung  eines  gemeinsamen 
und  in  allen  schweizerischen  Kantonen  gültigen  Z.St.P.G.  ist 
seine  Absicht,  und  die  Juristen  andrer  Kantone  zu  veranlassen, 
das  kantonale  Prozess-R.  ebenfalls  zur  Darstellung  zu  bringen, 
sein  Wunsch.  • 

Der  vorliegende  I.  Band  zerfällt  in  zwei  Abteilungen,  von 
denen  die  1.  die  Gerichtsverfassung  und  das  Z.P.G.  des  Kantons 
Zürich,  und  die  2.  die  Gerichtsverfassung  und  das  Z.P.G.  des 
Bundes  zum  Gegenstande  hat.  Die  Anmerkungen  enthalten  teils 
Erläuterungen  der  einzelnen  Bestimmungen,  gestützt  auf  die 
Praxis  des  zürcherischen  Obergerichtes  und  des  schweizerischen 
Bundesgerichtes,  teils  dagegen  handeln  sie  kritisch  de- lege  ferenda, 
und  da  der  Verf.  von  dem  modernen  Liberalismus  nicht  angekränkelt 
ist,  so  mag  seine  Stimme  hier  und  da  diejenige  eines  Predigers 
in  der  Wüste  sein.  Das  Schwurgericht  erfreut  sich  seiner 
Sympathieen  nicht  und  er  teilt  die  Ansicht  Iherings,  dass  eine 
Zeit  kommen  werde,  die  im  sicheren  Besitz  der  gewonnenen 
Rechtssicherheit  den  Geschworenen  zurufen  werde :  Der  Mohr  hat 
seine  Schuldigkeit  gethan,  der  Mohr  kann  gehen.  Gegen  die 
Formlosigkeit  und  Würdelosigkeit  des  Verfahrens  richtet  Verf. 
ebenfalls  scharfen  Tadel;  mit  Recht.  Die  Formen  sind  die  Wächter 
des  R.,  sie  zwingen  den  Richter,  sich  innerhalb  der  Schranken  des 
Gesetzes  zu  halten,  und  erschweren  ihm  das  Irrlichter ieren.  Wir 
machen  oft  genug  in  nächster  Nähe  die  leidige  Erfahrung,  dass 
gerade  die  geistlosesten  und  unwissendsten  Richter  sich  am  liebsten 
über  Form,  R.  und  Gesetz  hinwegsetzen,  um  ihre  eigene  falsche 
Ansicht  als  „Natur  der  Sache"  oder  „Geist  des  Gesetzes"  an  Mann 
zubringen.  Auch  die  öffentliche  Beratung  des  Gerichtshofes 
findet  an  M.  keinen  Verteidiger  und  kann  er  sich  für  seine  abwei- 
sende Haltung  auch  auf  Stooss  berufen,  der  in  seinem  Gutachten 
über  die  Revision  der  bernischen  Gerichtsorganisation  sich  in  gleicher 
Weise  ausspricht.  So  belehrend  und  interessant  auch  die  öffent- 
liche Diskussion  eines  gut  besetzten  Gerichtshofes  ist,  so  peinlich 
berührt  dagegen  die  öffentliche  Schaustellung  von  Willkür  dnd 
Ignoranz.  Auch  die  schmackhafteste  Speise  kann  eklig  werden, 
wenn  man  ihre  stufenweise  Entstehung  verfolgt,  geschweige  denn 
ein  Urteil,  dem  eine  öffentliche  Diskussion  vorausgegangen  ist, 
welche  das  Gefühl  erweckt,  dass  einem  tanzenden  Tische  mit 
gleicher  Sicherheit  die  Rechtsfindung  anvertraut  werden  könnte. 
Die  freie  Advokatur  findet  in  M.  ebenfalls  keinen  Lobredner. 
Jeder  Hufschmied,  jeder  Zahnarzt  bedarf  eines  Patentes,  kein 
Hühnerauge  dai-f  von  ungeprüfter  Hand  operiert  werden,  nur  die 
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Rechtswissenschaft  gibt  der  Herr  den  Seinen  im  Schlafe.  Der 
namentlich  in  Zürich  eingerissene  ünfag  findet  in  Verf.  einen 
scharfen  Kritiker,"  und  es  ist  zu  wünschen,  dass  seine  Stimme 
nicht  überhört  werde. 

Vielleicht  kann  man  sagen,  das  Buch  habe  les  defauts  de 
ses  qualites,  indem  das  kritische  Element  oft  etwas  zu  stark 
hervortritt,  und  eine  eingehendere  Darstellung  der  Praxis,  nament- 
lich derjenigen  des  Bundesgerichtes,  und  eine  ausgiebigere  Ver- 
wertung seiner  Entscheidungen  vermisst  wird. 

Prof.  König  (Bern). 

Brootne.  Allmänna  Civilprozessen  enligt  svensk  gäl- 
lande  rätt.  Lund  1882.  356  S.  6  Kr.  50  Ö.  (TVa  M.) 
Das  gerichtliche  Verfahren  ist  in  Schweden  durch  das  noch 
geltende  Gesetzbuch  von  1734  geregelt;  einige  neuere  Verord- 
nungen sind  wohl  hinzugekommen,  aber  diese  Veränderungen 
haben  nicht  an  der  alten  Grundlage  zu  rütteln  beabsichtigt. 
Dass  es  möglich  gewesen  ist,  mit  einer  so  alten  Gesetzgebung 
den  veränderten  Bedürfiiissen  des  Lebens  gegenüber  auszukommen» 
hat  —  abgesehen  von  der  für  ihre  Zeit  ganz  trefflichen  Be- 
schaffenheit des  Gesetzbuches  —  vor  allen  Dingen  darin  seinen 
Grund,  dass  der  Gesetzgeber  nicht  sehr  detaillierte  Bestimmungen 
gegeben,  sondern  dem  Richter  eine  überaus  grosse  Freiheit  ge- 
lassen hat,  sich  nach  den  vorliegenden  Umständen  einzurichten, 
infolge  dessen  das  Verfahren  im  Laufe  der  Zeit  sich  in  der 
Praxis  nicht  unbedeutend  geändert  hat. 

Es  ist  darum  keine  leichte  Aufgabe,  eine  systematische  Dar- 
stellung des  schwedischen  Zivilprozessrechtes  zu  geben,  beson- 
ders, weil  sehr  wenige  Vorarbeiten  die  Mühe  erleichtem.  Ab- 
gesehen von  ein  paar  neueren  Spezialarbeiten  ist  auf  dem  Ge- 
biete des  Zivilprozesses  nur  das  kurz  nach  dem  Gesetzbuche 
veröffentlichte  Werk  von  N  ehr  man,  ,Inledning  tili  den 
svenske  processem  civilem"  und  das  im  Jahre  1853  er- 
schienene Lehrbuch  von  Schrevelius  zu  nennen ,  und  von 
diesen  beiden  Werken  ist  jenes  veraltet,  dieses  aber  hat  die 
Praxis  allzu  wenig  beachtet.  Es  ist  somit  eine  beachtens- 
werte Leistung,  welche  der  Verfasser  —  Professor  an  der  Uni- 
versität Lund  —  dem  schwedischen  Publikum  gegeben  hat.  Die 
erste  Abteilung  seines  Werkes  handelt  von  der  Gerichtsorgani- 
sation, von  der  Kompetenz  der  Gerichte  und  von  den  allge- 
meinen Grundsätzen  des  Verfahrens ;  in  der  zweiten  findet  man 
die  Normen   für   das  Verfahren   in  den  verschiedenen  Listanzen, 
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in  der  dritten  Abteilung  behandelt  der  Verf.  —  was,  wie  er 
selbst  zugibt,  nicht  ganz  mit  dem  Titel  des  Buches  stimmt  — 
einige  besondere  Arten  gerichtlichen  Verfahrens.  Der  Verf.  ver- 
folgt an  erster  Stelle  den  Zweck,  eine  treue  und  erschöpfende 
Darstellung  des  positiven  R.  zu  geben;  er  stellt  sich  ganz  auf 
positiven  Boden,  ohne  eine  prinzipielle  Kritik  zu  beabsichtigen. 
Als  praktisches  Handbuch  wird  die  Arbeit  von  grossem  Nutzen 
werden,  weil  Verf.  nicht  nur  das  gesetzgeberische  Material  ge- 
sammelt und  erläutert,  sondern  auch  überall  die  Judikatur  des 
höchsten  Gerichtshofes  berücksichtigt  hat.  Afzelius. 

Fischer,  0.  Termin  und  Ladung  im  deutschen  Zivil- 
prozess.  Gruchots  Beiträge  B.  25,  S.  620  f.,  802  f.  und  in 
besonderem  Abdrucke.  Berlin,  Vahlen.  119  S.  2  M. 
Die  Vorschriften  der  Z.P.O.  über  den  Parteibetrieb  und  die 
Gerichtsthätigkeit  bei  der  Bestimmung  und  Bekanntmachung  der 
Termine  sind  äusserst  knapp  und  werden  ergänzt  durch  eine 
viel  erörterte  Stelle  der  Motive  (S.  158  f.  der  oif.  Ausg.).  Unter 
prinzipieller  Nichtberücksichtigung  der  letzteren  und  der  andern 
Materialien,  lediglich  auf  Grund  des  Gesetzes  sucht  nun  der 
Verf.  die  Grundsätze  für  den  Parteibetrieb  und  den  Offizialbetrieb 
bei  der  Terminsbestimmung  aufzufinden ,  indem  er  damit  eine 
Darstellung  aller  Vorschriften  der  Z.P.O. ,  welche  überhaupt  mit 
den  Terminen  im  Zusammenhang  stehen,  so  z."B.  der  Lehre  von 
der  Unterbrechung  und  Aussetzung  des  Verfahrens  verbindet, 
auch  hierbei  gelegentlich  die  Spezialfragen  erörtert,  welche  in 
den  verschiedenen  Kommentaren  —  die  übrigens  der  Verf.  nicht 
citiert  —  zu  den  betreffenden  Paragraphen  der  Z.P.O.  behandelt 
sind.  In  der  Hauptsache  kommt  F.  zu  folgendem  Resultat : 
1)  „In  denjenigen  Arten  des  Verfahrens,  welche  ausnahmsweise  in 
ihrem  ganzem  Umfang  von  Amts  wegen  betrieben  werden, 
sind  alle  Termine  von  Amts  wegen  zu  bestimmen;  2)  in  allen 
übrigen  Ai-ten  des  Verfahrens  hat-  der  Vorsitzende  kraft  der 
ihm  oblifegenden  Leitung  der  Verhandlung  die  Termine, 
welche  zur  unmittelbaren  Fortsetzung  einer  nicht  unterbrochenen 
Verhandlung  vor  dem  Prozessgericht,  Vornahme  eines  Sühne- 
versuchs, Veranstaltung  eines  vorbereitenden  Verfahrens  oder 
einer  Beweisaufnahme  dienen  sollen,  ferner  Termine,  welche  zum 
Ersatz  bereits  bestimmter  Termine  jeder  Art  —  auch  vor  Be- 
ginn der  Verhandlung  (§§.  202 — 207) !  —  erforderlich  werden,  von 
Amts  wegen  zu  bestimmen ;  3)  sämtliche  übrigen  Termine,  d.  h. 
die  Termine,   welche   als  erste   zur  Eröffnung  eines  selb- 
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ständigen  Verfahrens  oder  zur  Fortsetzung  eines  solchen 
nach  stattgehabter  Unterbrechung  der  Prozessleitung 
des  Vorsitzenden-  bestimmt  sind,  werden  nur  auf  Antrag  der 
Partei  —  nach  §.191  —  bestimmt."  —  Bei  der  Frage  von 
der  sog.  fakultativen  mündlichen  Verhandlung  nimmt 
der  Verf.  die  Bestimmungen  der  Z.P.O.  über  das  Verfahren  bei 
Arresten  und  einstweiligen  Verfügungen  zum  Ausgangspunkt,  ohne 
zu  berücksichtigen,  dass  gerade  hier  die  ausdrückliche  Vorschi-ift 
der  Entscheidung  durch  Endurteil  im  Fall  einer  bloss  fakul- 
tativen mündlichen  Verhandlung  einen  exceptionellen  Charakter 
hat  und  daher  nicht  wohl  als  Grundlage  für  die  Behandlung  aller 
Fälle  einer  fakultativen  mündlichen  Verhandlung  im  Sinne  einer 
vorgängigen  richterlichen  Anordnung  (§.  294,  3)  und  nachfolgender 
Parteiladung  (§.  191)  benützt  werden  kann.  —  In  denjenigen  Fällen, 
in  welchen  ein  nicht  verkündeter  oder  zur  Verkündung  nicht 
geeigneter  (Z.P.O.  §§.  317,  831,  335,  G.V.G.  §.  107)  Termin  der 
Partei  von  Amts  wegen  bekannt  zu  machen  ist,  will  F.  in  direktem 
Gegensatz  zu  den  Motiven  die  Terminsbestimmung  zwar  von 
Amts  wegen,  aber  ohne  Beobachtung  der  Vorschriften  über  die 
Ladung  zustellen  lassen.  Den  Vorschriften  in  §.  300,  Abs.  2  u.  3 
wird  deshalb  gegen  den  Wortlaut  des  Gesetzes  nur  hypothetische 
Bedeutung  beigelegt.  Gaupp. 

Archiv  für  zivilistische  Praxis.     65.  Band,  1.  Heft. 

Ausser  dem  S.  254  besprochenen  Aufsatz  Bülows  bringt  dies 
Heft  zwei  das  Ziv.-Pr.-K.  berührende  Abhandlungen,  v.  Arnsberg 
, prorogatio  fori  und  contumacia",  legt  unter  zusammenhängender 
Darstellung  aller  Vorverhandlungen,  von  der  Hann.  Proz.-Ord. 
ab,  dar,  dass  die  gesetzgebenden  Faktoren  in  den  §§.  39  und 
296  Z.P.O.  folgende  Gedanken  zum  Ausdruck  bringen  wollten: 
1)  durch  die  Kontumaz  des  Bekl.  wird  eine  stillschweigende 
Vereinbarung  über  die  Zuständigkeit  begründet;  2)  das  Gericht 
müsse  im  Falle  der  Kontumaz  von  Amts  wegen  prüfen,  ob  es 
sachlich  und  örtlich  zuständig  sei;  3)  diese  Prüfung  habe  auf 
Grund  der  vom  Kl.  mündlich  vorgetragenen,  mittels  Schriftsatzes 
dem  Bekl.  mitgeteilten  Thatsachen  zu  erfolgen.  —  Die  Verhand- 
lung zur  Hauptsache  übe  neben  der  durch  §.  247  ausgesprochenen 
negativen  Wirkung  der  Präklusion  der  Einrede  der  Unzuständig- 
keit zufolge  §.  39  die  positive  Wirkung  aus,  dass  die  Zuständig- 
keit des  unzuständigen  Richters  begründet  werde.  Die  Annahme 
einer  Defensionspflicht  (Wach)  sei  gegenüber  den  Bestimmungen 
der  Z.P.O.  unhaltbar :  doch  kenne  dieselbe  eine  Erklärungspflicht, 
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welche  durch  die  Realisierung  des  besonderen  Kontumazialnach- 
teils,  dass  die  Erklärung  als  in  dem  der  Partei  nachteiligen 
Sinne  abgegeben  gelte,  erzwungen  werde.  —  Mandry,  „die 
Prozessfähigkeit  der  Ehefrau  nach  der  E.Z.P.O."  erörtert  die 
Komplikationen,  welche  sich  daraus  ergeben,  dass  die  Ehefrau 
für  prozessfähig  erklärt  wurde,  aber  in  die  materiellen  Eechte 
des  Ehemanns  nicht  eingegriffen  werden  sollte.  Sydow. 

Ascher,  L.     lieber  Repression    des  Parteimutwillens   im 

mündlichen  Zivilprozesse.     Juristische  Blätter  (Burian 

u.  Johanny).     Wien.    1882.     Nr.  5,  6.     S.  49—51,  61—63. 

In  dem  österr.  Entwurf  einer  Z.P.O.  §.  268  sind  in  Beseitigung 

der    Eventualmaxime    zur    Verhinderung    von    Verschleppungen 

Strafen    vorgeschlagen :    statt    derselben    werden    Geldbussen    zu 

Gunsten  des  Prozessgegners  in  Anregung  gebracht.    (Vgl.  deutsche 

Z.P.O.  §.  251,  252,  502,  503.)  Keyssner. 


V.    Strafrechtswissenschaft. 

Pessina,  E.  Elementi  di  diritto  penale.  Vol.  I.  parte  ge- 
nerale. Napoli,  Marghieri.  1882.  TV.  ediz.  8  1. 
Unter  den  italienischen  Handbüchern  des  Str.-R.  ist  das  vor- 
liegende vielleicht  dasjenige,  das  den-  Bedürfnissen  der  Praxis 
wie  Theorie  am  gleichmässigsten  Rechnung  getragen,  weil  es 
weniger  philosophisch,  wie  das  berühmte  Werk  Carraras,  aber 
wissenschaftlicher,  wie  die  meisten  übrigen  Lehrbücher.  Den 
grössten  Teil  (S.  135 — 328)  nimmt  die  Lehre  vom  Verbrechen 
ein;  nur  wenige  Seiten  (17 — 86)  sind  den  philosophischen  und 
historischen  Grundlagen,  der  Wirksamkeit  des  Strafgesetzes,  der 
Begiündung  der  Strafe  (329 — 355)  gewidmet;  der  Schluss  (356 
bis  413)  behandelt  das  Strafverfahren. 

Zwei  Aenderungen  sind  gegenüber  der  letzten  Auflage  (1872) 
hervorzuheben.  Die  rechtsphilosophische  Begründung  des  Str.-R. 
durch  das  göttliche  und  Sittengesetz  ist  durch  das  Prinzip  des 
„lotta  per  il  diritto"  ersetzt  (vgl.  Zeitschr.  f  Strafrechtswissensch. 
I,  143).  Doch  ist  diese  Aenderung  mehr  eine  scheinbare,  denn 
die  Prinzipien  bei  der  Begründung  der  Strafe,  welche  aufs  engste 
mit  jenem  Grundprinzip  zusammenhängen,  sind  in  keiner  Hin- 
sicht anders  vorgetragen.  Die  zweite  Aenderung  ist  die  Beseiti- 
gung eines  Anhangs  über  die  Gefängnissysteme  und  somit  die 
völlige  Ausscheidung   der  Erörterung   über    die   wichtige   Frage 
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des  Strafvollzuges.  Im  übrigen  stellt  sich  die  neue  Auflage 
mehr  als  ein  Neudruck  dar.  Der  Verfasser,  durch  seinen  Beruf 
als  Anwalt  wie  dvtrch  seine  politische  Thätigkeit  sehr  in  Anspruch 
genommen,  hat  über  die  wichtigsten  schwebenden  Fragen  nichts 
hinzugefügt  und  die  von  der  neueren  anthropologischen  Schule 
(Lombroso,  Ferri,  Garofalo  u.  a.)  gegebenen  Anregungen-  über 
die  Willensfreiheit,  die  Zurechnungsfähigkeit,  die  untauglichen 
Versuchshandlungen,  die  Rückfälligkeit,  die  Unwirksamkeit  der 
Strafen  nicht  berührt.  Auch  ist  die  diesbezügliche  Litteratur 
nicht  berücksichtigt :  nur  hier  und  da  ist  die  Bibliographie  durch 
Einschaltung  rein  juristischer  Werke  ergänzt. 

Für  denjenigen,  welcher  den  gegenwärtigen  Zustand  der 
kriminalistischen  Wissenschaft  in  Italien  kennen  lernen  will,  ist 
vorliegendes  Werk  nichtsdestoweniger  die  beste  Anleitung. 

Ferri. 

Ullmann,  E.  Das  heutige  Strafensystem  und  der  Staats- 
zweck. (Vortrag  in  d.  Jurist.  Gesellschaft  in  Wien.  Jurist. 
Blätter  XI.  S.  123—25,  135-37.) 

Wenn  in  Rücksicht  auf  das  Wesen  der  Strafe  als  reiner  Ver- 
geltung (vgl.  oben  S.  25,  146)  die  Frage,  ob  der  Besserungszweck 
ein  konstitutives  Element  im  Strafbegriffe  sei,  verneint  wird,  so 
ist  damit  aus  dem  Bereiche  der  Bekämpfung  des  Unrechts  keines- 
wegs der  Besserungsgedanke  überhaupt  ausgeschlossen.  Viel- 
mehr gilt  es  fiii-  ihn  den  juristischen  Titel  zu  finden.  Derselbe 
liegt  in  der  positiven  Aufgabe  des  heutigen  Staates.  Dieser 
bekämpft  das  Verbrechertum  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Ge- 
rechtigkeit, wie  der  Pflege  des  Gemeinwohles.  Steht  die  Strafe, 
als  formale  Repression,  mit  dem  negativen  Staatszwecke  (Erhal- 
tung der  Rechtsordnung)  im  Zusammenhang,  so  findet  der  beim 
Strafvollzuge  berücksichtigte  Besserungszweck  in  der  positiven 
Aufgabe  (Kulturstaat)  seine  Erklärung.  K. 

Mitterbacher,  J.  Die  Strafprozessordnung  für  die  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
der  österr.-ungar.  Monarchie  vom  23.  Mai  1873  und 
deren  Einführungsgesetz.  Wien,  Manz.  1882.  XXXV 
u.  786  S.     12  M. 

Verf.  des  vorliegenden,  dem  Präsidenten  des  Oberlandesgerichts 
in  Graz,  Dr.  v.  Waser,  gewidmeten  Kommentars  hatte  bald 
nach  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  der  neuen  österr.  Str.P.O. 
gemeinschaftlich  mit' Dr.  Neumaier  Erläuterungen  dieses  Gesetzes 
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publiziert,  welchen  im  Gegensatze  zu  den  Zwecken  eines  Kommen- 
tars die  Aufgabe  gesetzt  war,  die  Grrundprinzipien,  auf  welchen 
das  neue  Gesetz  beruht,  sowie  deren  Durchführung  in  den  Detail- 
bestimmungen zu  erläutern,  während  der  vorliegende  Kommentar 
das  Gesetz  von  dem  festen  Boden  aus  zu  kommentieren  sucht, 
welchen  dasselbe  in  der  Praxis  gewonnen  hat  und  jeder  theo- 
retischen Erörterung  absichtlich  aus  dem  Wege  geht.  Das  Ma- 
terial für  diesen  ausschliesslich  praktischen  Zwecken  dienenden 
Kommentar  entnimmt  Verf.  den  in  Mayers  Handb.,  Bd.  I,  publi- 
zierten Entwürfen,  Motiven  und  Beratungen  der  Kammern,  den 
Publikationen  von  Praktikern,  wobei  vornehmlich  auf  die  be- 
kannten, in  der  österr.  Ger.-Ztg.  erschienenen  Aufsätze  v.  Wasers: 
Zur  Anwendung  der  Str.P.O.  Rücksicht  genommen  wird,  ferner 
der  Rechtsprechung  des  Kassationshofs  und  den  derselben  zu 
Grunde  liegenden  Ausführungen  der  Generalprokuratur.  Die 
Verwertung  dieses  überaus  reichen  Materials  für  die  Kommen- 
tierung des  Gesetzes  soll  nach  des  Verf.  ausgesprochener  Absicht 
den  Kommentar  zu  einem  Hilfsbuch  für  den  Praktiker  ge- 
stalten, mit  der  Hauptaufgabe,  „die  in  der  Praxis  über  den 
Sinn  und  Bedeutung  einzelner  Vorschriften  zu  Tage  getretenen 
Zweifel  und  Bedenken,  sowie  die  in  Ausführung  derselben  sich 
ergebenden  Schwierigkeiten  hervorzuheben,  das  für  und  wider 
der  geltend  gemachten  differierenden  Meinungen  anzuführen  und 
selbe  an  der  Hand  der  Grundsätze  des  dem  Gesetze  im  ganzen, 
sowie  in  dem  einzelnen  zu  Grunde  liegenden  Systems  zu  lösen." 
Der  hier  betonte  ausschliesslich  praktische  Gesichtspunkt  be- 
herrscht nun  in  der  That  konsequent  die  Kommentierung  der  ein- 
zelnen Paragraphen  des  Gesetzes,  und  Verf.  ist  seinem  Vorhaben, 
den  theoretischen  Fragen  aus  dem  Wege  zu  gehen,  jedenfalls 
treu  geblieben.  Sehen  wir  aber  näher  zu,  wie  Verf.  die  wesent- 
lich praktische  Aufgabe  des  Buches  formuliert  hat,  so  scheint  er 
bezüglich  der  Praxis  dem  Grundsatze  zu  huldigen,  dem  zufolge 
eine  gründliche  und  korrekte  Erkenntnis  der  Bestimmungen  des 
Gesetzes  nur  auf  der  sicheren  Grundlage  der  das  Gesetz  im  ganzen 
wie  in  den  Details  beherrschenden  Prinzipien  möglich  ist. 
Damit  ist  aber  die  Notwendigkeit,  auch  in  einem  wesentlich 
praktischen  Zwecken  dienenden  Kommentar  den  theoretischen 
Fragen  näher  zu  treten,  von  selbst  gegeben.  Der  richtigen  An- 
sicht über  das  Verhältnis  von  Doktrin  und  Praxis  entspricht  es 
vielmehr,  beide  in  einer  konstanten  Wechselbeziehung  zu  einander 
zu  erhalten ;  so  wenig  die  Doktrin  den  praktischen  Bedürfnissen 
sich  entfremden  darf,    so  wenig   darf  die  Praxis   im   vornhinein 
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auf  die  Ergebnisse  der  Doktrin  verzichten.  Unsere  heutige  Ge- 
setzgebung ist  wesentlich  Juristenarbeit,  die  auf  das  engste  mit 
den  Ergebnissen  der  Wissenschaft  in  Zusammenhang  steht,  und 
diesen  Umstand  hat  man  sich  ganz  vorzüglich  auf  jenen  Ge- 
bieten des  geltenden  R.  vor  Augen  zu  halten,  deren  Neugestaltung 
in  unsren  Tagen  zum  grössten  Teil  ihre  innere  Anregung  in  der 
kritischen  Verarbeitung  des  alten  Rechtsstoffs  und  dem  wissen- 
schaftlichen Aufbau  des  neuen  R.  gefunden  hat.  Verf.  ist,  ob- 
wohl warmer  Anhänger  der  Prinzipien  des  neuen  Prozess-R., 
den  theoretischen  Fragen  aus  dem  Wege  gegangen. 

Ullmann. 

Voitus,  C.  A.  Kontroversen,  betr.  die  Strafprozess- 
ordnung und  das  Gerichtsverfassungsgesetz.  II.Bd., 
2.  Heft.  Berlin,  Puttkammer  u.  Mühlbrecht.  1882.  S.  161 
bis  315.     3  M. 

Die  in  diesem  Heft  behandelten  Streitfragen  betreffen  die  §§.125, 
126,  209,  Abs.  1,  95,  69,  99,  208,  Abs.  1,  184,  183,  415,  102  bis 
104,  lt32,  65  und  253  der  Str.P.O.  Die  Frage,  ob  der  Amts- 
richter befugt  sei,  einen  von  ihm  erlassenen  Haftbefehl  ohne 
Zustimmung  und  selbst  gegen  den  Widerspruch  der  Staats- 
anwaltschaft aufzuheben ,  wenn  er  der  Meinung  ist ,  dass  der 
Grund  der  Verhaftung  weggefallen  sei?  verneint  V.  Neuestens 
hat  jedoch  Kronecker  in  Goltd.  Arch.  1881,  S.  365  wieder  da- 
rauf hingewiesen,  dass  die  von  V.  (Komment.  S.  171,  N.  2) 
vermisste  ausdrückliche  Vorschrift  in  dieser  Hinsicht  in  den 
Worten  des  §.  115  der  Str.P.O.  enthalten  ist,  nach  welchen  der 
Amtsrichter  „  zum  Erlass  der  auf  die  Untersuchungshaft  bezüg- 
lichen Entscheidungen'  befugt  ist.  Dieser  Auffassung  steht  nicht, 
wie  Voitus  (Kontrov.  II,  S.  167)  meint,  der  1.  Abs.  des  §.  126 
entgegen,  nach  welchem  der  Amtsrichter  den  Verhafteten  auf 
den  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  entlassen  muss,  weil  diese 
Vorschrift  eben  nur  eine  Ausnahme  von  dem  der  Regel  nach 
im  §.  125  eingeräumten  freien  Ermessen  des  Amtsrichters  auf- 
stellt. S.  183  ff.  führt  V.  aus,  dass  dem  Angeklagten  gegen 
den  nach  §.  205,  Abs.  2  gefassten  Beschluss  über  die  Unter- 
suchungshaft die  Beschwerde  zusteht*).  Beachtenswert  ist  die 
Ausführung  S.  193  ff.,  dass,  um  die  Vorlegung  und  Auslieferung 
eines  Gegenstandes,   der  als  Beweismittel  für  die  Untersuchung 


*)  Dies    ist    richtig   und  nehme    ich   die  in    meinem   Lehrbuch 
S.  658  aufgestellte  Ansicht  gern  zurück.  G. 
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von  Bedeutung  sein  kann  oder  der  Einziehung  unterliegt,  zu  er- 
zwingen, von  der  in  Abs.  1  des  §.  69  bezeichneten  Geldstrafe  Ge- 
brauch gemacht  werden  kann.  —  Ausserdem  wären  noch  besonders 
zu  nennen:  die  Begründung  der  Ansicht,  dass  nach  §.  99  die 
Zulässigkeit  der  Beschlagnahme  aller  an  den  Beschuldigten  ge- 
richteten Briefe,  Sendungen  und  Telegramme  ohne  weitere 
Voraussetzung  betreffs  ihres  mutmasslichen  Inhalts  geschehen  kann, 
S.  211  ff.;  die  Erörterung  über  die  §§.  183  (wozu  Seeger  im 
Gerichtss.  1881,  S.  241  ff.  zu  vergleichen  ist,  welcher  ebenfalls 
ausführt,  dass  dem  Amtsrichter  auch  die  Eröffnung  der  Vor- 
untersuchung zustehe)  und  184,  S.  237  ff. ;  die  Ausführung  über 
§.  103,  S.  272  ff.,  über  §.  162,  S.  282  ff.,  über  die  Frage,  in- 
wieweit es  zulässig  sei,  den  Staatsanwalt  über  ein  zu  Protokoll 
desselben  vom  Angeklagten  abgelegtes  Geständnis  in  der  Haupt- 
verhandlung als  Zeugen  zu  vernehmen,  S.  300  ff".  Eingehend 
werden  S.  247  ff.  die  Reichsgerichtserkenntnisse  bekämpft,  welche 
erklärt  haben,  dass  §.  415  auch  dann  anzuwenden  sei,  wenn 
durch  dieselbe  strafbare  Handlung  mehrei'e  Personen  verletzt 
und  zur  Privatklage  berechtigt  sind ,  und  dass  selbst  die  nach- 
trägliche Erhebung  der  öffentlichen  Klage  durch  die  Staatsanwalt- 
schaft ausgeschlossen  sei.  S.  292  ff.  bestreitet  V.,  dass  der  Grund, 
warum  die  Beeidigung  eines  Zeugen  im  Vorverfahren  erfolgt  ist, 
im  Protokoll  angegeben  werden  müsse.  Geyer. 


VI.  Kirchenrecht  (einschl.  Eherecht). 

Vering,    F.    H.     Lehrbuch    des    katholischen,    orientali- 
schen und   protestantischen   Kirchen-R.     2,  umgear- 
beitete  und   vermehrte  Auflage.     Freiburg,  Herder.     1881. 
XIX  u.  1002  S.     14  M. 
Die  erste  Auflage   des    vorliegenden  Buchs  (1876)  wurde  bei 
ihrem  Erscheinen  von  der  Kritik  als  ein  „Hand-  und  Hilfsbuch" 
bezeichnet,    „um  junge  katholische  Geistliche  von  vornherein  in 
eine   animose  Stimmung   gegen   die    Anforderungen  der    Staats- 
gesetze hineinzutreiben  und  ultramontane  Journalisten  und  Cen- 
trumsmitglieder mit  einem  staatskirchenrechtlichen  Vademekum 
für  ihre  publizistische  Thätigkeit  auszustatten".   Dieser  Charakter 
des  Werks,  welcher  namentlich  den  als  äussere  Geschichte  des  K.R. 
ausgegebenen  kirch.-polit.  Expektorationen  des  Verfassers  anhaftet, 
ist  in  der  2.  Aufl.  unverändert  geblieben.    Dagegen  hat  der  Stoff 
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einerseits  eine  bessere  Verteilung,  anderseits  eine  erhebliche 
Vermehrung  erfahren.  Das  Staatskirchen-R.  berücksichtigt  jetzt 
auch  Italien,  Spanien  und  Mexiko,  Portugal  und  Brasilien,  Eng- 
land, Schottland  und  Irland,  Schweden,  Norwegen,  Russland, 
Griechenland,  Türkei  und  Amerika.  Sodann  ist  das  R.  der 
orientalischen  (unirten  und  nicht  unirten)  Kirche  mit  in  den 
Bereich  der  Darstellung  gezogen.  Hier  gibt  V.  mehr,  als  sonst 
in  Handbüchern  des  gemeinen  K.R.  zu  finden  ist.  Endlich  wird 
der  kanonische  Zivil-  und  Kriminalprozess  eingehender  als  früher 
behandelt  und  damit  eine  wesentliche  Lücke  ausgefüllt. 

Der  Verf.  gebietet  über  eine  grosse  Summe  von  Kennt- 
nissen. Seine  Belesenheit  in  der  Litteratur  von  Tagesfragen 
sticht  überall  hervor.  Auch  das  kircheni-echtliche  Detail  findet 
breite  Pflege.  Diese  Vorzüge  machen  sein  Werk  zu  einem  relativ 
brauchbaren  Kompendium.  Ein  ^vissenschaftliches  Lehrbuch  ist 
es  weder  in  der  1.,  noch  in  der  2.  Auflage.  Hüb  1er. 


Vn.  Staats-  und  Yerwaltungsrecht. 

Bitzer.  Regierung  und  Stände  in  Württemberg,  ihre 
Organisation  und  ihr  R.  Stuttgart,  Bonz.  1882.  402  S. 
5  M. 
Die  vorliegende  Schrift  bietet  nach  der  einen  Seite  mehr,  nach 
der  andern  Seite  weniger,  als  ihr  Titel  verspricht.  Man  darf 
von  derselben  nicht  eine  Darstellung  der  historischen  Entwicke- 
lung  des  Verhältnisses  der  Regierung  und  der  Stände  in  W., 
ebensowenig  eine  prinzipielle  Erörterung  des  eben  jetzt  wieder 
lebhaft  erörterten  Streits  über  eines  der  Grundprinzipien  des 
deutschen  Verfassungsstaats,  über  die  Frage,  ob  Parlamentaris- 
mus oder  Konstitutionalismus,  erwarten.  Dagegen  enthält  sie 
einen  bestimmt  abgegrenzten  Teil  des  positiven  württember- 
gischen Verfassungs-R.  Im  genauen  Anschluss  an  die  Gesetze 
und  die  über  deren  Entstehung  und  Anwendung  in  den  ständi- 
schen Verhandlungen  gebotenen  Materialien  werden  diejenigen 
Teile  des  württ.  Staats -R.  dargestellt,  welche  Mohl  (Württ. 
Staats-R.,  2.  Aufl.,  1840)  unter  den  Titeln  „Die  Handhabung 
der  Staatsgewalt  im  Innern",  und  „Die  Leitung  des  Staates  in 
seinen  auswärtigen  Angelegenheiten",  „Von  der  Verteidigung 
der  Volksrechte  durch  die  Ständeversammlung "  und  „Von  der 
Verteilung  der   Geschäftemasse"    behandelt    hat.      Das    auf   der 
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Verfassungsurkunde  von  1819  beruhende  R.  hat  durch  die  Landes- 
gesetzgebung seit  dem  Erscheinen  der  neuesten  Auflage  von  Mohls 
St.-R.  so  zahlreiche  Veränderungen  erfahren,  dass  schon  des- 
halb bei  aller  Anerkennung  der  Vorzüge  dieses  bahnbrechenden 
Werkes  eine  neue  Bearbeitung  des  württ.  St.-R.  als  ein  offen- 
bares Bedürfnis  bezeichnet  werden  muss.  Ohnehin  kann  hier- 
über nach  der  mit  der  Errichtung  des  Deutschen  Reichs  ver- 
bundenen fundamentalen  Umgestaltung  auch  des  St.-R.  jedes 
Bundesstaates  kein  Zweifel  sein,  und  es  darf  daher  die  vor- 
liegende Schrift  als  die  erste  Arbeit,  welche  diesem  Bedürfnis 
in  einem  begrenzten  Umfang  entgegenkommt,  bezeichnet  werden. 
Nach  einer  kurzen  geschichtlichen  Einleitung,  welche  die  Re- 
sultate der  bisherigen  Untersuchungen  der  interessanten  älteren 
Verfassungsgeschichte  W.  und  die  seit  dem  Bestehen  der  Verf. 
eingetretenen  Aenderungen  übersichtlich  zusammenfasst,  folgt  das 
geltende  R.  in  3  Teilen  (1.  T.  die  Regierung,  2.  T.  die  Stände, 
3.  T.  der  Beruf  der  Stände).  Der  1.  Teil  handelt  von  dem 
König  als  Regenten,  dem  König  und  den  Ministem^  dem  Ge- 
heimerat  (Geschichte  desselben),  der  Bildung  des  Staatsmini- 
steriums, den  obersten  Organen  der  Regierung,  nämlich  den 
Chefs  der  Verwaltungsdepartements,  dem  Staatsministerium,  dem 
Geheimerat,  endlich  von  der  staatsrechtlichen  Verantwortlichkeit 
der  Minister  und  übrigen  Staatsbeamten.  Unter  der  letzteren 
versteht  der  Verf.  die  Verantwortlichkeit  vor  dem  Staatsgerichts- 
hof im  Gegensatz  zur  strafrechtlichen.  Die  politische  Verant- 
wortlichkeit, auf  welche  sich  die  von  ihm  angeführten  §§.  51  u.  52 
der  Verf.-Urk.  gleichfalls  beziehen,  und  die  zivilrechtliche  wird 
nicht  erörtert.  Im  2.  Teil  werden  die  Grundsätze  über  Ein- 
berufung, Eröffnung,  Vertagung,  Entlassung,  Auflösung  der 
Ständeversammlung,  über  die  Landtags-  und  Wahlperioden,  über 
die  Zusammensetzung  und  Bildung  der  beiden  Kammern,  Legi- 
timation und  Austritt,  die  Rechte  der  einzelnen  Mitglieder  der 
Ständeversammlung,  ihre  Geschäftsordnung,  endlich  die  Bildung 
und  Geschäftsaufgabe  des  ständischen  Ausschusses  dargestellt. 
Im  3.  Abschnitt  wird  nach  einigen  allgemeinen  Bemerkungen 
über  den  Beruf  der  Stände  ihre  Aufgabe  im  einzelnen  unter 
folgende,  je  besonders  behandelte  Gesichtspunkte  gestellt.  1)  Zu- 
stimmung zur  Erlassung,  Aufhebung,  Abänderung  oder  authenti- 
schen Auslegung  von  Gesetzen.  2)  Einwilligung  in  Verträge 
mit  auswärtigen  Regierungen.  3)  Einwirkung  auf  den  Staats- 
haushalt nach  den  verschiedenen  in  der  Verfassung  bezeichneten 
Richtungen.      4)   Leitung    der   StaUsschuld,     5)    Annahme   von 
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Beschwerden  einzelner  und  Vorbringung  von  Wünschen,  Vor- 
stellungen und  Beschwerden  über  Mängel  und  Missstände  in  der 
Staatsverwaltung. "  6)  Abnahme  und  Beratung  des  Rechenschafls- 
bei'ichts  des  ständischen  Ausschusses.  7)  Anklage  der  Minister 
und  andrer  Staatsbeamter  vor  dem  Staatsgerichtshof.  8)  Stel- 
lung der  Stände  zum  Deutschen  Reich. 

Infolge  der  Beschränkung  der  Aufgabe  der  Schrift  auf  die 
Beziehungen  der  Regierung  und  Stände  lässt  in  einzelnen  Teilen 
die  Darstellung  eine  Lücke  erkennen,  welche  sodann  auch  in 
der  Behandlung  der  in  den  Rahmen  der  Aufgabe  fallenden 
Materien  nicht  ganz  unbemerkt  bleibt.  Wenn  z.  B.  in  dem 
Kapitel  von  der  ständischen  Zustimmung  zu  den  Staatsverträgen 
der  Inhalt  des  §,  85  der  Verf.-Ürkunde,  nach  welcher  der  König 
den  Staat  in  allen  seinen  Verhältnissen  gegen  auswärtige  Staaten 
vertritt,  angeführt  wird,  so  wäre  wenigstens  eine  kurife  Hinwei- 
sung auf  die  hierin  durch  den  Art.  11  der  Reichsverfassung 
herbeigeführte  Aenderung  nicht  überflüssig  gewesen.  Wenn  ferner 
aus  dem  angeführten  §.  85  das  R.  des  Königs  auf  Ernennung, 
Abberufung  und  lustruierung  der  Bevollmächtigten  zum  Bundesrat 
gefolgert  wird,  „soweit  nicht  nach  der  Bestimmung  des  Grund- 
gesetzes (d.  h.  doch  wohl  der  württ.  Verf.-Urk.)  für  einzelne 
Akte  die  Einwilligung  der  Stände  erfordert"  werde,  so  wäre 
es,  ganz  abgesehen  von  der  Frage,  ob  die  Beziehungen  der  Einzel- 
staaten zum  Reiche  unter  den  Gesichtspunkt  ihrer  Beziehungen 
zu  auswärtigen  Staaten  zu  stellen  sind,  hiermit  nicht  wohl 
vereinbar,  dass  auch  in  Gesetzgebungsfragen  und  bei  Beschlüssen 
nach  Massgabe  des  Art.  78  der  Reichsverfassung  den  Regierungen 
der  Einzelstaaten  die  Instruierung  der  Bundesbevollmächtigten 
ohne  ständische  Mitwirkung  zusteht,  wie  S.  394,  nur  mit  einer 
auf  §.  85  der  Verf.-Urk.  gestützten,  übrigens  in  dieser  Begrün- 
dung zweifelhaften  und  beispielsweise  bei  Erlassung  des  Reichs- 
gesetzes vom  25,  Mai  1873  über  die  Gegenstände  der  Militär- 
verwaltung nicht  anerkannten  Ausnahme  gelehrt  wird.  Die  zeit- 
gemässe  Schrift  des  Verf.,  einer  längst  bewährten  und  anerkannten 
Kraft  in  der  Verwaltung  und  als  Abgeordneter,  empfiehlt  sich 
durch  die  klare  und  allgemeinverständliche  Darstellung  nicht  allein 
den  Fachgenosseu,  sondern  auch  den  Nichtjuristen  als  Führer  durch 
das  württ.  Verf.-R.  in  seiner  heutigen  Gestaltung,     v.  Sarwey. 

Meissner,    H.      Preussische   Verwaltungskunde.     Band  1. 
Grüneberg  i.  Schi.,  Weiss  Nachfolger.     5  M. 
Der  Verf.  hat  bereits  in  seinem  Handbuch  für  die  preussischen 
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Verwaltungs-,  Kassen-  und  Reclimingsbeamten  (Berlin  1878  u. 
1879,  2  Bde.)  eine  zuverlässige  und  bequeme  Zusammenstellung 
der  gegenwärtig  für  das  Rechnungswesen  des  preussischen  Staates 
geltenden  Gesetze  und  Verordnungen  geliefert.  Das  vorliegende 
Werk  behandelt  denselben  Gegenstand  in  einer  systematischen 
Darstellung,  welche  für  die  Aus-  und  Fortbildung  der  Verwal- 
tungsbeamten ,  insbesondere  der  Kassen-  und  ßechnungsbeamten 
bestimmt  ist  und  wegen  der  kurzen  leichtfasslichen  Darstellung 
als  recht  geeignet  bezeichnet  werden  kann.  Der  vorliegende 
Band  umfasst  das  Etatswesen  und  die  Baufonds  und  behandelt 
im  ersten  Teile:  Zweck,  Einteilung  und  Einrichtung  des  Etats, 
sowie  das  Verfahren  bei  Aufstellung  der  Etatsentwürfe,  bei 
Prüfung  und  Feststellung  der  Etats  und  in  besonderem  Anhang 
speziell  das  Etatswesen  der  Staatseisenbahnverwaltung.  Im  2.  Teil 
sind  in  gleicher  Weise  die  Vorschriften  über  Etatierung  und 
Verwendung  des  Fonds  für  die  öffentlichen  Bauten,  über  Kassen- 
und  Buchführung  bei  den  Baukassen,  über  Legung  und  Revision 
der  Baurechnungen,  sowie  die  Bestimmungen  über  Entreprise- 
bauten zusammengestellt.  Die  einschlagenden  Vorschriften,  so- 
wohl die  allgemeinen  als  die  für  einzelne  Verwaltungszweige 
geltenden  sind  entweder  nach  dem  Wortlaut,  oder  doch  nach 
dem  wesentlichen  Inhalt  mitgeteilt.  Im  letztern  Fall  ist  neben 
dem  Datum  auch  meistens  der  Ort  angeführt,  an  welchem  die 
Bestimmung  zum  Abdruck  gekommen  ist.  Ein  ausführliches 
Sachregister  ist  dem  Bande  angehängt.  In  dem  zweiten  Bande 
sollen  grössere  Darstellungen  über  die  Organisation  der  Staats- 
bauverwaltung und  über  das  preussische  Staatskassenwesen  folgen. 

Klostermann. 

Erais,  W.     Handbuch  der  inneren  Verwaltung  im  dies- 
rheinischen  Bayern.    2.  Aufl.  3  Bde.   Würzburg,  Stuber. 
1881-1882.     1.  Bd.  XII  u.  377,   2.  Bd.  II  u.  278,   3.  Bd. 
II  u.  366  S.     (3.  Bd.  4  M.) 
Das   Handbuch   erschien   in   erster   Auflage    im    Jahre    1875. 
Dasselbe  hat  sich  die  Aufgabe  gesetzt,  einen  vollständigen  Ueber- 
blick  über    das   gesamte,    für    die    innere  Verwaltung  im   dies- 
rheinischen  Bayern  geltende  R.  zu  geben.     Bei   der  Darstellung 
ist  die  den  Behörden  in  Bayern  geläufige  Einteilung  der  inneren 
Verwaltung  beibehalten.    Diese  Einteilung  gliedert  sich  in  einen 
allgemeinen  und  einen  besonderen  Teil.    Der  allgemeine  Teil  be- 
schäftigt  sich   in  3  Abschnitten   mit  dem  Begriff  und   der  Ein- 
teilung der  inneren  Verwaltung,  mit  den  Verwaltungsbehörden, 


Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.  I.  Band.  8.  Heft.       309 

mit  dem  Verfahren  und  Geschäftsgang  in  Verwaltungssachen. 
Der  besondere  Teil  behandelt  einzelne  staatsrechtliche  Angelegen- 
heiten, —  Militär-Angelegenheiten,  —  Religions-Angelegenheiten, 

—  Erziehung,  Bildung  und  Unterricht,  —  allgemeine  Landes- 
polizei (mit  den  besonderen  Unterabteilungen:  Sicherheitspolizei, 
Medizinal wesen ,  Massregeln  gegen  sonstige  Gefährdungen  der 
öffentlichen  Ordnung),  —  Nahrungs-  und  Kreditwesen  (Land- 
wirtschaft, Bergbau,  Gewerbe  und  Handel,  allgemeine  Anstalten 
zur  Hebung  der  Produktion  und  des  Handels),  —  Armenwesen, 

—  Gemeindewesen.  Die  Darstellung  im  einzelnen  ist  wissen- 
schaftlich gehalten  und  hat  vorzugsweise  das  Bedürfnis  des  Prak- 
tikers im  Auge,  der  sich  rasch  und  sicher  über  den  Stand  des 
geltenden  R.  informieren  will.  Ueberall  ist  den  einzelnen  Sätzen 
die  Verweisung  auf  einschlägige  Gesetze  und  Verordnungen, 
Vollzugsvorschriften,  prinzipielle  Erlasse  der  Administrativstellen, 
oberstrichterliche  Entscheidungen  u.  dgl.  und  zwar,  soweit  diese 
Quellen  gedruckt  sind,   unter  Angabe  des  Fundortes  beigefügt. 

Zwischen  dem  Erscheinen  der  1.  und  2.  Auflage  des  Hand- 
buchs liegen  vielfache,  zum  Teile  tiefeingreifende  Veränderungen 
in  der  Gesetzgebung;  insbesondere  ist  desfalls  auf  das  Gesetz 
vom  8.  August  1878  über  die  Errichtung  eines  Verwaltungs- 
gerichtshofes und  das  Verfahren  in  Verwaltungsrechtssachen  Be- 
zug zu  nehmen.  v.  Müller. 

Bndwinski,     A.       Verwaltungsgerichtshofs-Erkenntnisse 
nach  §.  6  des  Gesetzes  vom  22.  Okt.  1875,  geschöpft 
ohne     vorausgegangene     mündliche     Verhandlung. 
2.  Heft.  Wien,  Manz.     1882.     136  S.     2  M. 
Ausser   den   nach   gepflogener  mündlicher  Verhandlung  ge- 
schöpften   Erkenntnissen    des    Osten-.    Verwaltungsgerichtshofes, 
welche    durch    eine,    auch    weiteren    Kreisen    bereits    bekannte 
Sammlung    desselben    Herausgebers   bald   nach   ihrer   Verkündi- 
gung dem  juristischen  Lesepublikum  zugänglich  werden,  bergen 
auch    die    ohne    vorangegangene    mündliche    Verhandlung    ge- 
schöpften Erkenntnisse  des  gedachten  Geiüchtshofes  ein  sehr  reich- 
haltiges  Material,   welches  jedoch   seit   dem  Eingehen   der   von 
weil.    Prof.   Samitsch    redigierten    „österr.    Zeitschr.    f.   Gesetzg. 
u.  Rechtsprech.  auf  d.  Geb.  d.  Verwaltungsrechtspflege "  nirgends 
veröffentlicht  worden  ist.    Diesem  üebelstande  wird  zum  grossen 
Teile  durch  die  vorliegende  Sammlung   abgeholfen,    welche  jene 
Erkenntnisse     bringt,     durch    welche    vor     dem    Verwaltungs- 
gerichtshofe angefochtene  Entscheidungen  oder  Verfügungen  der 
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Administrativbehörden  wegen  mangelhaften  Verfahrens  auf- 
gehoben und  die  betreffenden  Angelegenheiten  an  die  Verwal- 
tungsbehörden zurückgeleitet  wurden.  Das  soeben  erschienene 
zweite  Heft  der  Sammlung  umfasst  die  in  den  Jahren  1879 
und  1880  gefällten  einschlägigen  Judikate.  Es  wäre  zu  wünschen, 
dass  die  Sammlung  in  der  Zukunft  dahin  erweitert  werden  möge, 
dass  in  dieselbe  auch  die  übrigen,  ohne  vorausgegangene  münd- 
liche Verhandlung  geschöpften  Erkenntnisse  des  «sterr.  Verw.- 
Gr.-Hofes,  insbesondere  aber  jene,  inhaltlich  deren  sich  der  V.G.H. 
zur  Verhandlung  über  bei  ihm  angebrachte  Beschwerden  für 
inkompetent    erklärte   (§.  21   d.  Ges.),   aufgenommen  werden. 

Prazak. 


VIII.   Internationales  Recht. 

Nys,  E,     Le    droit    de    la  guerre   et   les   precurseurs   de 

Grotius.     Bruxelles   et   Leipzig,    Muquardt,    Merzbach  et 

Falk.     187  S. 

Der  vom  Verf.  herausgegebenen  Schrift:   „La  guerre  maritime" 

(1881)  ist  bald  die  obengenannte  gefolgt.    Sie  behandelt  sowohl 

das  mittelalterliche  Kriegs-R.  als  die  Vorläufer  des  Hugo  Grotius. 

In   beiden   Beziehungen   hat   der   Verf.  Vorgänger.     In    ersterer 

Ward:  An  enquiry  into  the  foundation  and  history  of  the  law 

of    nations   in   Europe    etc.    (London    1795,    2.    Vol.),    Pütt  er: 

Beiträge   zur  Völkerrechts-Geschichte   und  Wissenschaft  (Leipzig 

1843)  und  Laurent:    Histoire  du   droit   des   gens  (Paris  1851) 

und  in  letztei'er  v.  Kaltenborn:   die  Vorläufer  des  H.  G.  auf 

dem  Gebiete  des  Jus  naturae  et  gentium  sowie  der  Politik  (Leipzig 

1848),  I.  Bd.:  Das  Reformationszeitalter  vor  Hugo  Grotius. 

Gegenüber  Ward  und  Pütter  hat  der  Verf.  durch  Be- 
schränkung seiner  Aufgabe  auf  das  Kriegs-R.  mehr  leisten  können, 
gegenüber  v.  Kaltenborn  hat  er  nur  das  Völker-R.,  nicht  das 
Natur-R.  berücksichtigt,  wenn  überhaupt  eine  solche  Unterschei- 
dung für  jene  Zeit  fast  unlöslicher  Verbindung  beider  Diszi- 
plinen möglich  scheint,  ganz  abgesehen  davon,  ob  das  Mittel- 
alter überhaupt  ein  Völker-R.  im  modernen  Sinne  hatte,  welche 
Frage  wie  für  das  Altertum,  so  auch  für  das  Mittelalter  mit 
V.  Kaltenborns  Ausspruch:  „Das  internationale  Leben  ist  alt, 
das  Völker-R.  ist  ein  Produkt  der  Neuzeit",  am  treffendsten  be- 
antwortet wurde. 
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Was  die  vom  Verf.  im  Kriegs völker-R.  behandelten  Gegen- 
stände anbetrifft,  so  beginnt  er  mit  dem  Begriff  und  der  Wissen- 
schaft des  Völker-'R.  im  Mittelalter,  mit  Gegenüberstellung  des 
Kaiserreichs  und  Papsttums,  geht  dann  über  zum  Kriegs-E., 
Krieg  und  Christentum,  zur  Regelung  internationaler  Differenzen, 
dabei  den  Krieg  in  Kürze  als  äusserstes  Mittel,  in  weiterer  Aus- 
führung aber  die  gütlichen  Versuche,  sodann  die  Repressalien, 
den  sog.  Privatkrieg,  die  Kriegsgründe,  die  Kriegserkläning,  end- 
lich den  Krieg  selbst,  wesentlich  unter  Verwertung  der  älteren, 
von  neueren  Schriftstellern  weniger  benutzten  Litteratur,  dar- 
stellend. 

Der  weit  geringere  Teil  der  Schrift  ist  dann  den  Vorläufern 
des  Hugo  Grotius  gewidmet,  von  Seite  154 — 187,  während 
V.  Kaltenborn  S.  97 — 246  nur  mit  ihnen  sich  beschäftigt  und  in 
der  2.  Abt.  seines  Werkes  eine  kritische  Ausgabe  der  Werke 
von  Joh.  Oldendorp:  Iuris  naturalis  gentium  et  civilis  üza.'fut'fy 
(1539);  Nicolaus  Hemming:  De  lege  naturae  apodictica  me- 
thodus  concinnata  per  Nicolaum  Hemmingium  (1562);  Benedikt 
Winkler:  Principiorum  iuris  libri  quinque  (1675)  veranstaltet 
hat.  N.  beschränkt  sich  dagegen  auf  Biographieen  von  Joh. 
V.  Lignano  (f  1383),  Honore  Bonnor  (2.  Hälfte  des  XTV.  Jahrh.) 
Henricus  Gorrichem  (XV.  Jahrb.),  Martinus  Garatus  (1.  Hälfte 
des  XV.  Jahrb.),  Paris  a  Puteo  (f  1493),  Lopez  (f  1496),  Fran- 
ciscus  Arias  de  Valderas  (I.  Hälfte  des  XVI.  Jahrb.),  Franciscus 
de  Victoria  (f  1546),  Conrad  Brunus  (1491 — 1563),  Dominicus 
Soto  (1494-1560),  P.  BelH  (1502—1575),  Didacus  de  Covarruvias 
y  Leyva  (1511—1577),  Balthazar  de  Ayala  (1548—1584),  Pierre 
du  Faur  de  Saint- Jorri  (1540—1600),  Albericus  GentiUs  (1552 
bis  1608),  J.  d.  Carthagena  (f  1617),  Franc.  Suarez  (1548—1617). 
Durch  V.  Kaltenborn  werden  auch  Politiker,  die  Autoreti  des 
röm,  und  canonischen  R.,  unter  ihnen  auch  die  von  N. erwähnten: 
Didacus  Covarruvias,  Franc.  Suarez  und  Dom.  Soto  sehr  ein- 
gehend behandelt,  als  Autoren  über  Kriegs-R.  aber  nur  Balt- 
hasar Ayala  eingehender,  von  allen  übrigen  zwanzig  Autoren 
aber  nur  die  Titel  ihrer  Schriften  angegeben.  In  dieser  -Be- 
ziehung hat  nun  N.  eine  Vervollständigung  geliefert,  ausführ- 
licher aber  nur  behandelt  Honore  Bonnor  und  Ayala,  wenn  er 
auch  von  den  übrigen  weit  mehr  als  v.  Kaltenborn  gegeben  hat. 

Die  Nyssche  Schrift  wird  in  Bezug  auf  den  ersten  von 
ihm  behandelten  Gegenstand:  das  mittelalterliche  IWegs-R.,  diese 
bisher  zu  kurz  oder  zu  ausführlich  behandelte  Materie  einem 
weiteren  Kreis  zugänglich  machen  und  diesen  darüber  aufklären, 
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während  die  Art  der  Behandlung  des  zweiten  Gegenstandes: 
der  Vorläufer  des  Hugo  Grotius,  der  internationalen  Bio-  und 
Bibliographie  zu  gute  kommt,  zu  welcher  ja  die  Beiträge  seit 
Meister  und  v.  Ompteda,  sowie  Wheaton  (Hist.  d.  progr.  d. 
droit  des  gens)  sehr  geringe  sind.  In  dem  Verf.  wendet  sich 
abermals  ein  Belgier  dem  internationalen  R.  zu,  sich  Laurent  und 
den  Gebrüdern  Rolin,  sowie  dem  in  Belgien  seit  Jahrzehnten 
das  Völker-R.  dozierenden  Arntz  und  dem  als  Redakteur  der 
Revue  du  droit  international  und  des  Annuaire  des  Institut  du 
droit  international ,  sowie  als  Generalsekretär  des  letzteren 
fungierenden  Alphonse  Rivier  anreihend.        v.  Bulmerincq. 

Pereis,  F.     Das  internationale   öffentliche  Seerecht  der 
Gegenwart.  Berlin,Mittleru.Sohn.  1882.  XXIIu.245S.  8M. 

Seit  Nau,  Pohls  und  v.  Kaltenborn  hatte  die  Lehre  des 
europäischen  Seerechts  von  selten  deutscher  Autoren  nicht  mehr 
jene  Pflege  gefunden,  welche  dieser  wichtigen  Materie  zukommt. 
Die  verdienstvollen  Arbeiten  L,  Gessners  deckten  hier  wohl 
manche  Lücke,  Hessen  aber  als  Bruchstücke  eine  einheitliche 
Darstellung  um  so  wünschenswerter  erscheinen.  Diese  ist  der 
publizistischen  Litteratur  Deutschlands  nunmehr  in  dem  über- 
schriftlichen Werke  zu  teil  geworden.  Dasselbe  umfasst  den 
ganzen  Komplex  von  Rechtsnormen,  welche  für  die  ausserhalb 
der  Sphäre  des  Privat-R.  liegenden  Wechselbeziehungen  im  inter- 
nationalen Seeverkehr  gelten.  Als  Teil  des  internationalen  R. 
schliesst  es  sich  der  dort  bisher  üblichen  Systematik  an,  welche 
den  zu  behandelnden  Stoff  nach  den  äusserlichen  Momenten  des 
Friedens-  und  Kriegsstandes  gruppiert.  Im  ersten  Teil  gibt  uns 
demgemäss  der  Verf.  ein  lichtvolles  Bild  des  Entwickelungsganges, 
den  der  Begriff  der  Souveränität  über  das  Meer  mühsam  zurück- 
gelegt hat.  Die  Meeresfreiheit  und  ihre  Beschränkungen  von 
den  ältesten  Tagen  bis  auf  die  englische  Territorial  Waters 
Jurisdiction  Act  (1878)  finden  quellenmässig  genaue  Dar- 
stellung. Ebenso  die  Normen  über  die  Nationalität  der  See- 
schiffe, welcher  Abschnitt  jedoch  (S.  50 — 65)  durch  die  fast 
ausschliessliche  Verarbeitung  des  Gesetzmaterials  des  Deutschen 
Reiches  der  internationalen  Tendenz  des  Buches  einigen  Ab- 
brach thut.  Die  Seejurisdiktionsverhältnisse  untersucht  Per  eis 
zunächst  in  Ansehung  der  Schiffe  auf  freiem  Meer  und  so- 
dann in  Ansehung  der  Kauffahrtei-  und  Kriegsschiffe  in  den  Ge- 
wässern fremder  Staatshoheit.  .  Verfasser  weist  dabei  auch  auf 
die  in  neuester  Zeit  angeregte  Frage  über  den  Schutz  submariner 
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Kabel  hin  oder  auf  den  Mangel  ausreichender  Schutzvorschriften 
gegen  ihre  dolose  und  culpose  Beschädigung  (S.  70).  Sehr  wert- 
voll erscheint  dieser  Abschnitt  durch  die  Illustrierung  mittels 
zahlreicher,  für  einzelne  Rechtssätze  prägnanter  Fälle  der  See- 
jurisdiktion einzelner  Staaten.  Solche  prinzipielle  Lösungen  bietet 
uns  die  in  der  Litteratur  bisher  wenig  besprochene  Entscheidung 
des  japanischen  Gerichtshofes  von  Kanagawa  vom  27.  Sept.  1872 
über  die  Frage  des  Asylrechts,  über  die  Freiheit  flüchtiger 
Sklaven;  der  Franconiafall  und  die  demselben  folgende  legis- 
lative Bewegung  in  England  etc.  Die  Litteratur  ist  hier  überall 
sorgfältig  herangezogen  und  für  den  Praktiker  nutzvolles  Ma- 
terial, wie  Dienstinstruktionen,  Marineverordnungen  und  Ver- 
tragsartikel an  geeigneter  Stelle  verwertet. 

Der  Abschnitt  über  Piraterie  bildet  den  Uebergang  zur 
Untersuchung  seepolizeilicher  Verhältnisse  und  der  Hilfeleistung 
in  Seenot  (S.  132 — 149).  Verf.  bleibt  dem  juristischen  Charakter 
seiner  umsichtigen  Arbeit  getreu  dadurch,  dass  er  uns  hier  mit 
den  prinzipiellen  Grundlagen  und  nicht  auch  mit  dem  rein  tech- 
nischen Verwaltungsdetail  vertraut  macht.  Seezeremoniell,  Re- 
pressalien, Embargo  und  Friedensblockade  umfassen  ein  Gebiet, 
welchem   kaum   mehr   neue  Seiten  abgewonnen   werden  können. 

Der  zweite  Teil  des  Buches  ist  dem  Seekriegs-R.  gewidmet. 
Nach  einer  knapp  gehaltenen  Charakteristik  des  Krieges  im  all- 
gemeinen geht  die  Behandlung  über  zu  .den  kriegführenden 
Mächten  und  fasst  das  Kriegsgebiet  mit  der  der  Wichtigkeit 
dieses  Punktes  gebührenden  Sorgfalt  ins  Auge.  Besonderes  Inter- 
esse bieten  hierbei  die  Exemtionen  auf  dem  maritimen  Kriegs- 
gebiet. Die  Neutralisierung  der  Ostsee  im  Falle  eines  Krieges 
glaubt  P.  —  das  Einvernehmen  der  neutralen  Adjazenten  vor- 
ausgesetzt —  als  unbestreitbar  ansehen  zu  können.  „Nach  Lage 
der  Sache  wird  es  in  künftigen  Kriegen  von  dem  politischen 
Ermessen  der  neutralen  Ostseemächte  abhängen,  ob  sie  von  ihrem 
R.,  dieses  Meer  den  Kriegsoperationen  zu  verschliessen,  Gebrauch 
machen  wollen"  (S.  177).  Seestreitkräfte,  Mittel  und  Massregeln 
der  Kriegsführung  geben  den  Uebergang  zur  Seebeute  und  zur 
Betonung  des  kontinentalen  Standpunktes  gegenüber  der  ver- 
werflichen Haltung  Englands  in  der  Frage  des  Schutzes  des 
feindlichen  Privatguts  zur  See.  Der  zweite  Abschnitt  (S.  220 
bis  253)  handelt  von  den  Verhältnissen  der  Neutralen,  vom 
Prisenrechte  gegen  Neutrale  und  von  den  besonderen  Arten 
ihres  maritimen  Handelsverkehrs.  Das  Kapitel  von  der  mari- 
timen Kriegskonterbande  ist  mit  grosser  Fachkenntnis  und  pole- 
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miscli  scharf  geschrieben,  während  das  Blockaderecht  (IV.  Ab- 
schnitt) und  Visitationsrecht  (V.  Abschnitt)  durch  die  eingehende 
Spezialbehandlung  der  Materien  dem  Theoretiker  erst  recht  ein 
helles  Bild  von  der  praktischen  und  aktuellen  Bedeutung 
dieser  Rechtsinstitute  geben.  Mit  dem  Verfahren  in  Prisensachen, 
bei  welchem  eine  breitere,  rechtsvergleichende  Darstellung  vor- 
teilhafter erschiene,  schliesst  Pereis  seine  Arbeit,  die  in  der  see- 
rechtlichen Litteratur  eine  dauernde  und  hervorragende  Stelle 
einzunehmen  berufen  ist.  Stoerk. 


IX.  Hilfswissenschaften. 

Krafft-Ebing,    R.    v.      Grundzüge     der     Kriminalpsycho- 
logie   auf   Grundlage     der    deutschen    und    österr. 
Strafgesetzgebung  für  Juristen.    2.  gänzlich  umgearb. 
Aufl.     Stuttgart,  Enke.     1882.     190  S.     4  M. 
Das  1872  erschienene  Werk,  ursprünglich  für  Aerzte  und  Juristen 
bestimmt,  liegt  in  2.  Aufl.,   nur  für  Juristen  bearbeitet,  vor, 
da  ein  inzwischen  erschienenes  Lehrbuch  der  gerichtlichen  Psycho- 
pathologie,  lediglich   für  Aerzte  bestimmt,    die  Rücksichtnahme 
auf   letztere    in    diesem    Werke    unnötig    machte.      Nichtsdesto- 
weniger  ist   diese   Au.flage   um   30  S.    gewachsen.      Der   Zweck 
dieses  Werkes  ist,  „die  Mangelhaftigkeit  des  prozessualischen  Ver- 
fahrens gegenüber  möglicherweise  geisteskranken  Angeschuldigten 
zu  kennzeichnen,    die  Notwendigkeit   psychiatrischer  Kenntnisse 
für  den  Juristen  nachzuweisen   und  den  zweifelhaften  Wert  der 
sog.  Kriterien   des   gesunden  Menschenverstandes   behufs   Erken- 
nung geistiger  Krankheit  in  foro  darzuthun". 

Nach  einer  Einleitung,  welche  die  Grundbedingungen  der 
Zurechnungsfähigkeit,  die  Häufigkeit  der  Verkennung  geistig  un- 
freier Zustände,  die  Vorurteile  und  Unkenntnis  seitens  der  Ju- 
risten und  die  Fehlerhaftigkeit  des  gerichtlichen  Verfahrens  be- 
spricht, wendet  sich  Verf.  zu  einer  Erörterung  der  Kriterien  des 
gesunden  Menschenverstandes  in  ihrer  Verwertung  zur  Beurtei- 
lung eines  zweifelhaften  Geisteszustandes  und  thut  deren  Un- 
zulänglichkeit dar.  Er  hält  es  für  notwendig,  dass  der  Jurist 
„einen  Unterricht  in  Psychiatrie  erhalte",  wenngleich  „die  Ent- 
scheidung nur  die  ärztliche  Wissenschaft  zu  geben  vermöge, 
indem  sie  einen  fraglichen  Wahn  auf  seine  Entstehungsweise 
prüft ,    sein  Verhalten   zum   historischen  und  gegenwärtigen  Be- 
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wusstsein  des  fraglichen  Kranken  ermittelt".  Verf.  bespricht  als 
Kriterien  das  Motiv  zior  That,  die  Isoliertheit  der  That,  die  Leu- 
mundsfrage, Prämeditation,  Straf barkeitsbewusstsein,  verständiges 
Reden.  „Wenngleich  in  allen  Kulturländern  alljährl.  noch  Unzurech- 
nungsfähige zu  entehrenden  Freiheitsstrafen  verurteilt  werden", 
so  seien  doch  „Justizmorde  von  Jahr  zu  Jahr  seltener  geworden". 
Auf  dem  bedauerlichen  Standpunkt,  die  Zurechnungsfähigkeit 
nur  dann  als  fehlend  gelten  zu  lassen,  wenn  der  Thäter  an  Wahn- 
ideen oder  Sinnestäuschungen  litt,  R.  von  Unrecht  nicht  zu  unter- 
scheiden vermochte,  stehe  nur  noch  die  englische  Rechtsanschauung, 
welche  die  rein  intellektuellen  Funktionen  des  Seelenlebens  zum 
Massstab  geistiger  Unfreiheit  mache. 

„Das  juristische  Publikum  ist  den  Fortschritten  der  gericht- 
lich-psychologischen Wissenschaft  nicht  gefolgt,  es  beurtheilt  sie 
vielfach  noch  mit  dem  Massstab  von  ehedem." 

Um  zu  der  Erkenntnis  der  Geisteskrankheit  den  Richtern  zu 
verhelfen,  begleitet  Verf.  den  Angeklagten  vor  den  Untersuchungs- 
richter, vor  den  erkennenden  Richter  und  nach  dem  Urteil,  und 
hebt,  was  ersteren  betrifft,  die  Momente  hervor,  auf  welche  er 
zu  achten  hat.  Er  dringt  auf  psychiatrisch  gebildete  Gefängnis- 
ärzte (wie  Ref.  bereits  vor  ihm),  die  eventuell  den  Exploranden 
täglich  beobachten,  auf  geschulte  Wärter  und  (neu!)  Frage- 
bogen, welche  bestimmte  Antezedenzien  des  Exploranden  zu 
beantworten  haben,  deren  Inhalt  er  (S.  33)  spezifiziert  und  deren 
Wichtigkeit  er  erläutert.  Er  macht  ferner  als  Zustände ,  bei 
denen  unter  allen  Umständen  eine  ärztliche  Expertise  erforderlich 
ist,  namhaft:  1.  erbliche  Belastung,  2.  Trunksucht,  Epilepsie, 
Hysterie,  3.  Reeidive  von  Geisteskrankheiten,  4.  Mordthaten  mit 
auffälliger  Grausamkeit,  5.  Sittlichkeitsverbrechen  von  Greisen 
oder  in  perverser  Weise,  oder  mit  Mord  verknüpft,  6.  Gewohn- 
heitsverbrechen, sofern  der  sittliche  Defekt  aus  Fehlern  oder 
Mangel  der  Erziehung  nicht  erklärbar  ist,  7.  wenn  Mangel  der 
Erinnerung  an  die  Strafthat  behauptet  wird  und  aus  den 
Umständen  und  Vernehmungen  sich  ergibt  und  unter  allen 
solchen  Umständen ,  wo  sich  dem  Richter  eine  Vermutung  für 
das  Bestehen  eines  geistig  abnormen  Zustandes  ergibt.  Vor  dem 
erkennenden  Richter  wird  die  Verhandlungsfähigkeit  der  Ange- 
schuldigten, der  Wert  des  Geständnisses,  der  Zeugenaussagen  etc. 
besprochen. 

In  dem  speziellen  oder  klinischen  Teil  wendet  sich  Verf.  zu 
den  einzelnen  Zuständen  krankhafter  Störung  der  Geistesthätig- 
keit  und  denen  krankhafter  Be\vusstlosigkeit. 
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In  ersterem  Abschnitt  bespricht  er:  1.  die  psychischen  Ent- 
wickelungshemmungen  (Blödsinn,  Schwachsinn,  Taubstummheit), 

2.  die  psychischen  Entartungen  (moralisches  und  impulsives  Irre- 
sein), 3.  die  Geisteskrankheiten  (Melancholie,  Manie,  Wahnsinn, 
Veri'ücktheit),  4.  erworbene  geistige  Schwächezustände,  5.  Irre- 
sein durch  Ausschreitungen  im  Trunk  (Alcoholisraus  chronicus), 
6.  Irresein  der  Epileptiker,  7.  Irresein  Hysterischer.  Die  Zustände 
krankhafter  Be^vusstlosigkeit  betreffend,  so  hebt  Verf.  hervor, 
dass  der  gesetzliche  Begriff  der  Bewusstlosigkeit  nicht  gleich  zu 
setzen  ist  dem  alltäglichen,  in  welchem  eine  Aufhebung  der 
geistigen  Thätigkeit  und  damit  auch  der  Fähigkeit,  Bewegungs- 
akte zu  vollbringen ,  gedacht  wird ,  sondern  darin  besteht ,  dass 
ein  Zustand  von  Verdunkelung  des  Bewusstseins  bis  zu  dem 
Grade  gesetzt  ist,  dass  das  Bewusstsein  der  eigenen  Persönlich- 
keit und  der  Aussenwelt  getrübt  bis  aufgehoben  ist.  In  diesem 
Sinne  werden  besprochen:  1.  Traumzustände  (Schlaftrunkenheit 
und     Schlafwandeln) ,     2.     Fieber-     und     Erschöpfungsdelirien, 

3.  Mania  transitoria,  4.  Raptus  melancholicus,  5.  Intoxikations- 
zustände  (Rausch  und  pathologische  Alkoholzustände,  Vergiftungs- 
zustände),  6.  die  Affektzustände.       Geh  .-Rat  Lim  an  (Berlin). 


B.   Zeitschriftenüberschau. 


Neue    Zeitschrift: 

Leggi  ,  le,  organiche,  periodicamente  commentate,  ovvero  Annali  di 
legislazione  ^e  giurisprudenza  costituzionale ,  amministrativa  e 
finanziaria  etc.  Diretti  da  prof.  Bufalini.  Turin,  Selbstverlag. 
(Erscheinen  am  1.  u.  15.  jeden  Monats  in  Heften  von  48  S.  gr.  8". 
16  lire  p.  Jalir.) 


Jiistizministerial- Blatt  (preuss.).  1882.  Nr.  11.  Stölzel,  Ent- 
stehung d.  Jurist.  Prüfungen  u.  d.  Jurist.  Vorbereitungsdienstes 
in  Preussen. 

Atti  e  memorie  delle  RR.  Depntazioni  dl  storia  patria  per  le 
provincie  dell'  Erailia.  VII.  1.  Modena  (XLVII  257  S.  1.  G). 
Salvioli,  la  scuola  nonantolana  di  Diritto  e  un  frammento  di 
un  manuale  giuridico  del  secolo  XL  (contribuzione  alle  studio 
del  dir.  rem.  nel  medio  evo). 

Jahrbücher  f.  d.  Dogmatik  d.  Privat.R.  (Ihering.)  XX.  (VIII.) 
o  u.  4.  Scherer,  unterliegt  die  Lebensversicherungssumme  dem 
Zugriff  der  Gläubiger?  Riesser,  rechtl.  Natur  d.  Geldwechsel- 
geschäfts. Schwalbach,  gesetzl.  Befristung  u.  Verjährung. 
Ühnsorge,  Aufrechnung. 

Magazin  f.  d.  deutsche  R.  IL  1.  Münchmeyer,  d.  grundbesitz- 
gleichen   Gerechtigkeiten.      Stegemann,    Veräusserung  d.    All- 
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mendeberechtigung.  Rudorff,  Frage  aus  d.  hannov.  Hypothe- 
ken-R.  (Wiederherstellung  gelöschter  Hypothek).  Zimmermann, 
ünanwendbarkeit  der  Vermutung  in  c.  7.  C.  5,  11.  Schneider, 
Perklusions-R.  d.  Vermieters  an  den  vom  Mieter  eingebrachten 
Sachen,  v.  Kräwel,  d.  rechtl.  Folgen  d.  Unfallversicherung  etc.; 
dasKlage-R.  d.  Arbeiter.  Voss,  gleichzeitige  Zustellung  u.  Voll- 
ziehung d.  Arrestbefehls.  Franke,  §§.  808,  809,  810  Z.P.O. 
geben    mit    §§.  671  u.    730  Z.P.O.  keinen    unentwirrbaren  Kreis. 

Zeitschr.  f.  schweizer.  K.  (Heusler,  Orelli,  Schnell  u.  v.  Wyss.) 
XXII.  2  u.  3.  Wyss,  Gutachten  über  die  Kollision  u.  Wandel- 
barkeit der  ehelichen  Güter-R.  etc.  Heusler,  Rechtsgesetzgebung 
der  Jahre  1878 — 1880.  Generalregister  der  bisher  erschienenen 
22  Bände.  [Die  Zeitschrift  veird  in  Zukunft  unter  gleichem  Namen 
(Neue  Folge)  von  Heusler,  Huber  u.  Speiser  fortgesetzt.  Die 
übrigen  Mitarbeiter  treten  zurück.] 

Zeitschr.  d.  bernischen  Juristenrereins.  (Zeerleder.)  XVIII.  1. 
Rechtsprechung  des  Appellations-  u.  Kassationshofes  des  Kantons 
Bern,  des  Obergerichtes  des  Kantons  Luzern.  der  Kantone  Aargau 
und  öolothurn,  strafrechtl.  Entscheidungen  von  Bern. 

Jurist.  Blätter.  XL  11.  Ullmann  (s.  S.  301).  13,  14.  Wahlberg, 
strafrechtl.  Fahrlässigkeit.  15,  16.  Stoerk,  zur  Kritik  d.  Parla- 
mentarismus. 15  —  17.  v.  Anders,  das  R.  der  Unehelichen  in 
Oesterreich  u.  Gedanken  zu  einer  Reform  desselben. 

Oesterr.  Gerichtsztg.  XXXIII.  18.  Zucker,  zur  Auslegung  von 
§.  167a  Str.G.B.  (Brandstiftung).  19,  20,  23.  J.  v.  W.,  z.  Str.Pr.O. 
21,  22.  Gernerth.  Strafgerichtspraxis.  24 — 27.  Schuster,  zur 
Lehre  v.  Bergwerkseigentum  nach  österr.  R.  (Nachbarverhältnisse). 
27.  Vor-R.  rückständiger  Kapitalzinsen  bei  Meistbotsverteilungen. 
(Bericht  d.  Herrenhauskommission.) 

Revne  critique  de  legislation.  XL  3.  Pascaud,  jurisprudence 
civile.  Terton,  revne  des  travaux  legislatifs.  Guillouard, 
de  la  sous-location  et  de  la  cession  de  bail. 

Prenss.  Jahrb.     49.  3.  Bahr,  L^nfallversicherungsgesetz. 

Zeitschr.  f.  deutschen  Zivilprozess.  (Busch.)  V.  1.  (1  Bd. 
k  4  Hefte  =  12  M.)  Renaud,  gerichtl.  Zuständigkeit.  Vier- 
haus, Praxis  d.  Reichsgerichts  auf  d.  Gebiete  d.  Z.P.O.  Birk- 
meyer,  noch  einmal  zu  §.  39  R.Z.P.O. 

Gerichtssaal.  XXXIII.  8.  Stenglein,  zur  Revision  d.  deutschen 
Str.Pr.O.  Kronecker,  d.  Rechtshilfe  d.  Gerichte  gegenüber  d. 
Disziplinarbehörden.  Zimmermann,  zur  Auslegung  d  §§.  240, 
41  R.Str.G.B.  Waag,  zur  Auslegung  d.  §.  210  Str.P.O.  -  Mis- 
Zellen:   Brandlegung  ohne  Motiv.     AngrilY  auf  d.  eigenen  Vater. 

Kivista  penale.  XV.  4  u.  5.  Holtzendorff.  della  estradizione. 
Brusa,  sul  giuri  ad  occasione  delle  recenti  discussioni  dei  giu- 
risti  svizzeri.  Legge  elettorale  politica  (disposizioni  penali). 
Codice  penale  olandese  (art.  189—281  Uebersetzung). 

Rendiconti  del  R.  Istitnto  Lombarde.  XV.  3.  Ruccellati,  re- 
centi riforme  del  processo  penale. 

Blätter  f.  gerichtl.  Medizin.  (Friedreich.)  1882.  X.  1.  Majer, 
Statistik  d.  Strafrechtspflege  in  Bayern.  L  ö  c  h  e  r  e  r ,  fahrlässige 
Tötung  infolge  Aetzung  eines  Nasenpolypen.  Lokhart-Robe- 
shon,  Englands  Irrenwesen.  1,  2.  Hermann,  Kropf,  Kretinis- 
mus etc.  mit  besond.  Berücksichtigung  d.  pfälz.  Rheinebene. 
2.  Sc  hm i edel,  tötl.  Vergiftung  mit  Kleesalz. 

Arohiv  f.  kathol.  Kirchen-R.  1882.  2.  Sdralek,  handschriftl. 
kritische  Untersuchungen  üb.  eine  Gruppe  von  Briefen  Papst 
Nikolaus  I.     Silbernagl,  Gegenbemerkungen  z.  Interpretation 
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d.  Trienter   Konzils-Dekrets :    „Tametsi"     v.  Mittermüller.    Ueber 

d.  Klausur  d.  Nonnen. 
Nnova  Antologia.     5.  Palma,  il  voto  limitato  nella  nostra  riforma 

elettorale. 
Annnics  des  ponts  et  des    chaussees.     (Janvier,)    L'expropriation 

en  matiere  de  dessechement. 
Eevue   de   droit  international.     XIV.  2.    Brecher   de   la    Fle- 

chere,  la  guerre  et  le  droit  constitutionnel.    v.  Bulmerincq, 

droits  nationaux  et  projet  de  reglement  des  prises  maritimes. 
Rivista  Europea.     XXVII.  6.     Di  Castelmola,    del  principio    di 
non  intervento  in  diritto  internazionale. 


C    Neue  Erscheinungen. 

Vom  16.  März  bis  15.  April  1882  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Bücher  und  Broschüren. 

Bitzer,*   Regierung  und  Stände  in  Württemberg,  ihre  Organisation 

und  ihr  R.     Stuttgart,  Bonz.     402  S.     5  M. 
Erkenntnisse  d.  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofs  (v.  Budwinski).  Bd.  V. 

Wien,  Manz.     6  M.  80  Pf. 
Fle'sch,  Untersuchungen  über  Verbrechergehirne.    I.  T.    Würzburg, 

Stuber.     4  M.  50  Pf. 
Freudenstein,*  Reichswuchergesetz  etc.    Gemeinverständlich  dar- 
gestellt.    239  S.     Minden,  Bruns.     3  M.  50  Pf. 
Grotefend,  Kommentar  zu  d.  preuss.  u.  deutschen  Gesetzen.   LT. 

Lief.  6.     Düsseldorf,  Schwann.     2  M.  50  Pf. 
Hahn,   die    gesamten    Materialien  zu  d.  Reichs]  astizgesetzen.     I.  Bd. 

Zum  Gerichtsverf.-Ges.     1.  Lief  2.  Aufl.     v.  Stegemann.     Berlin, 

Decker.     6  M. 
Harburger,   der    strafrecht].  Begriff  Inland   u.   seine   Beziehungen 

zum  V.R.  u.  Str.R.   3  Beiträge  zum  internat.  Str.R.     Nördlingen, 

Beck.     4  M.  80  Pf. 
Heink,   P.  F.,   Einfluss    d.   Bestimmungen   d.  Z.P.O.    §.  798  fg.  auf 

die  der  §.  218  u.  19  d.  sächs.  Vero.  v.  9.  Jan.  1865.     (Reichs-R. 

u.  Landes-R.     Abhaudlgu.  I.~)     Leipzig,  Fleischer.     75  Pf. 
^Jahrbuch  f.  Entscheidungen  d.  Karamergerichts.    (Johow  u.  Küntzel.) 

2.  Bd.     348  S.     Berlin,  Vahlen.     5  M. 
Jäkel,   das  Kassen-  u.  Rechnungswesen  bei  d.  preuss.  Staats-  u.  d. 

unter  Staatsverwaltung  stehenden  Eisenbahnen.    5.  Aufl.  Breslau, 

Leukart.     5  M. 
Jellinek,    G.,*   d.  Lebi*e  v.  d.  Staatenverbindungen.     VIII  u.  320  S. 

Wien,  Holder.     7  M.  20  Pf. 
Korn,    Anfechtung   von   Rechtshandlungen    der   Schuldner.     Berlin, 

Hempel.     4  M. 
Krafft-Ebing,    R.    v.,*    Grundzüge   der   Kriminalpsychologie    für 

Juristen.     2.  Aufl.     Stuttgart,  Enke.     190  S.     4  M. 
Kupffer,""  d.  Gesetze  üb.  d.  Ziv.-Proz.   v.  d.  Friedensgerichten  der 

Ostseeprovinzen.     Dorpat,  Karow.     4  M. 
Liebreich,  U.,  kritische  Bemerkungen  üb.  d.  Materialien  zur  techn. 

Begründung    eines  Gesetzentwurfs  gegen  d.  Verfälschung  etc.  v. 

12.  Febr.  1879.     Kassel,  Fischer.     1  M.  50  Pf. 
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Materialien   zur  Reichsjastizgesetzgebung.     Bd.   I— III.     Neue   Ausg. 
Berlin,  Kortkampf."    22  M.  50  Pf. 

Inhalt :    1.  Verhandlungen   üb.  die  Entw.  e.   Str.P.O.      10  M.     2.  Desgl. 
üb.  Z.P.O.  4  M.'50  Pf.    3.  Desgl.  Gerlchtsverfassungsges.    8  M. 

Puchelt,*  Kommentar  zum  allgem.  deutschen  H.G.B.    3.  Autl.  1  u. 

2.  Lfg.     Leipzig,  Rossberg,     ä  1  M.  50. 
Raschke,  die  Genossenschaften  im  M.A.  und  die  heut  anzustrebenden 

Innungen.     Oldenburg,  Bültmann.     1  M. 
Riehl,  die  Konkursordnung   erläut.  durch  die  Spruchpraxis.     Wien, 

Manz.     Lfg.  8.     1  M. 
Rössler,  R.,  wie  erwarb  Sprottau  seinen  Grundbesitz?     Beitrag  z. 

Entwickelungsgeschichte  e.  deutschen  Gemeinwesens  (1263  — 1810). 

(Osterprogramm  d.  Realschule  i,  Sprottau.) 
Scheurl,  A.  v.,*   d.  gem.  deutsche  Ehe-R.  u.  s.  Umbildung.  II.  Heft. 

Ehetrennung  u.  Verlöbnis.    S.  267—393.   Erlangen,  Deichert.  2  M. 
Siegel,   das    Güter-R.  d.  Ehegatten    i.  Stiftslande  Salzburg.     Wien, 

Gerold.     60  Pf. 
Violet,  Juristenbibliothek.     I.  Abt.:  D.  röm.  Rechtsquellen  in  sinn- 
getreuer Uebersetzung.     Bg.  1—5.  (Institut.  I  1 — II  1.)     Leipzig, 

Violet.     75  Pf. 
Weinheime r,  Instruktion  zur  Abhaltung  der  Ruggerichte  v.  15.  Nov. 

1844  m.  Aenderungen  etc.    Nebst  Ruggerichtslegende.     Stuttgart, 

Metzler.     1  M.  60  Pf. 
Wyss,   das  irische  Landgesetz   (volkswirtschaftl.    Zeitfragen  Nr.  26). 

Berlin,  Simion.     1  M. 
Fortsetzungen:     Baron,    Pandekten     (vgl.    S.    277).     3.   Lfg.    — 

Franke,*  Gesetzgebung  (8.134).  2.  Lfg.  —  Mosel,  Repertorium 

(S.  278).  2.  u.  3.  Lfg.  -  Reger,*  Entscheidungen  (S.  269).  IL  2. 

—  Stokar  v.  Neuforn,  Finanzverwaltung  (S.  196).  5.  Lfg.  — 

—  ül  brich,*  Staats-R.  (S.  229).     3.  Lfg. 

2.  Ausgaben  von  Gesetzen. 

Z.P.O.  (Becker).    2.  Autl.     1  M.   60  Pf.    Z.P.O.  2.  Autl.     1  M.  20  Pt. 

Entwurf  e.  Gerichtsverf.-Ges.  mit  Motiven  etc.   3.  Autl.  2  M.  40  Pf. 

Entw.  e.  St.Pr.0.    2.  Aufl.    4  M.  60  Pf.    Gerichtsverf.-Ges.    2.  Aufl. 

60  Pf.     Desgl.  (mit  Einleitung  v.  Gneist).     2.  Aufl.     1  M.60Pf. 

Konk.-0.  60  Pf.     Desgl.  (mit  Einl.  v.  Meisner).     2.  Aufl.  1  AI. 

Str.Pr.O.     2.  Aufl.    80  Pf.    Desgl.  (mit  EinL  v.  Gneist).  2.  Aufl. 

1  M.  60  Pf.     Berlin,  Kortkampf. 
Gesetze    u.   Verordnungen    f.  Preussen    u.    d.    Reich    (Grotefend). 

1881.     7.  Lfg.  (Schluss).     Düsseldorf,  Schwann.     1  M.  25  Pf. 
Sammlung  d.  Gesetze  etc.  betr.  die  Justizverwaltung  f.  Elsass-Lothringen. 

6.  Bd.     Strassburg.  Schultz.     8  M. 
Str.G.B.     4.  Aufl.     Berlin,  Burmester.     50  Pf. 

Reichsstempelgesetz   (Rottmann).      12.  Aufl.     Bremen,    Rühle.     1  M. 
Reichsgesetze  etc.  (Riedel).    1882.    Nr.  1.  25  Pf.   Nr.  2.  60  Pf.     Berlin, 

Heymann. 
Jagdgesetze,  sämtl.  d.  preuss.     Ebenda.     4.  Aufl.     2  M. 
Gesetze  u.  Verordnungen  üb.  d.  evang.  Kirchenverfassung  i.  d.  älteren 

Provinzen  Preussens  (Lilge).     Berlin,  Heinecke.     1  M. 
Obduktionsprotokollformulare  (Lindow).     Berlin,  Grosser.     27  Pf. 
Justizgesetze  f.  Sachsen.     VIL  Bd.     1881.     Leipzig,  Rossberg.  7  M. 
Neue  Gesetz-  u.  Verordnungssammlg.  f.  Bayern  (Weber).  19.,  20.  Lfg. 

Nördlingen,  Beck,     ä  1  M.  25  Pf. 
Schulgesetze   d.   Pfalz.     Kaiserslautern,   Gotthold.     fol.     15  Pf.  (auf- 
gezogen 50  Pf.;. 
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Gebühren-  ii.  Steuerwesen.     7.  (Schluss-)Lfg.     Steuerwesen  kplt.  7  M. 

Bamberg,  Bucliner. 
Nachträglich    erlassene  Vollzugsvorschriften    z.  d.    Gesetzen    üb.  Ein- 
kommens- etc.  Steuer.     Augsburg,  Schmidt.     75  Pf. 
"Sammlung  d.  Ziv.-Proz. -Gesetze    d.  Kantons  Bern  (Niggler  u.  Vogt). 

Bern,  Jenni.    7.  Autl.  1  Lfg.  80  S.    1  M.    (In  10  Lfgn.  bis  1.  Okt. 

vollständig.) 
Oesterr.  Gesetze.    I.  Abt.  5.  Lfg.  (Geller.)    Wien,  Perles.    2  M.  40  Pf. 
Reichsgesetze    f.    Oesterreich.     Nr.  117.    2  M.  40  Pf.     Nr.    118.    1  M. 

(Gesetze    f.  Böhmen,  Nr.  153,  154.)    Neue  österr.  Gesetze  Nr.  15 

(Apothekergesetz)  2  M.  Nr.  28  (Einquartierungsgesetz)  1 M.  60  Pf. 

Str.Pr.O.  etc.  2.  Aufl.     4  M.     Prag,  Mercy. 
Landesgesetze  u.  Verordnungen  etc.  f,  Mähren,   v.  1857 — 1881.  Brunn, 

Winkler.     1  M.  80  Pf. 
Dienstvorschriften  f.  d.  Betriebsdienst  auf  engl.  Eisenbahnen.  (Uebers. 

V.  Textor.)     Berlin,  Springer.     2  M.  60  Pf. 
Raccolta  delle  leggi  etc.     XXII.  (1880.)  Milano,  Perseveranza.  743  S. 

6  M.  50  Pf. 
Legge  (nuova)  elettorale  politica  (22./I.  82),  tabella  delle  circoscrizioni 

dei  collegi  etc.    Milano,  Sonzogno.     115  S.     1  1. 


3.    Wichtige  ansländisclie  Werke. 

Diephuis,   6  Deel.    3.  Stuk.    S.  433-622.    3  fr.  50  ct.   Groningen, 

Wolters. 
M  e  1 1  i  n  k ,  vorst  en  volk.     Een  overzicht   van  de  tegenwoordige  en 

vroegere  staatsinrichting  van  Nederland  en  zijne  kolonien.    VIII 

u.  191  S.     Haag,  Stemberg.     1  fr. 
Snijder  v.   Wissenkerke,  Neerlands    staatsinrichting  en    die  zijner 

kolonien.    IV  u.  237.    Ebenda.    1  fr.  50  ct. 

Broome,  G.,   Allmänna  civilprocessen    enligt   svensk  gällande  rätt. 

356  S.    Lund,  Gleerup.    6  kr.  50  ö. 
D  ahl ström,  den  svenska  pi-ivata  sjörätten.    XII,    471  S.    Stockholm, 

Haegström.     6  kr. 
Afzelius,  J. ,*    Grunddragen  af  rättegangsförfarandet    i    tvistemal. 

195  S.     Stockholm.     Kgl.  Druckerei. 

C  0  0  k  e's   G.  W. ,   treatise   on  the   law   and   practice   of   agricultural 

tenancies  (neue  Autl.  von  Gredne)^-     21  sh. 
Lees,  the  constable  pocket  book,   a    concise  raanual  of  police  duty 

and  criminal  law.     18°.     2  sh. 
Macleod,  textbook  of  the  constitutional   history  of  England.   160  S. 

London,  Stewart.     3  sh.  6  p. 
Woolsey,   Th. ,    divorce   and   divorce  legislation   especially   in    the 

U.  S.     328  S.    New  York.     1882.     7  M. 

Agnel  et  Carre,   code-manuel  des  proprietaires  et  locataires  des 

maisons  etc.     6.  Ausg.     18".     XII   u.    710    S.     Marchai,    Billard. 

6  fr.  50  ct. 
Angeri,   l'impuissance  au  congres.     Doctrine   et  jurisprudence  an- 

ciennes  sur  cette  cause  de  dissolution  du  mariage.    184  S.    Paris, 

Ghio.     2  fr. 
Annuaire   de   legislation    etrangfere  public  p.  1.  societe  de  legislation 

comparee.    (f.    1880).    X.  Jahrg.    XX  u.   779  S.    Cotillon.    12  fr. 
Archives  parlementaires  de  1787  a  1880.    Recueil  complet  des  debats 
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legislatifs   etc.    (dir.  p.   Mavidal   et   Laurent).    2.  Serie,    T.   50. 

(27.  F^br.  bis  4.  April  1827.)    784  S.    Dupont.    20  fr. 
Au  gier,   des  brevets    dinvention    etc.   consideres   au  point   de  vue 

international.    "Hl  S.     Laros.     3  fr. 
Boeck,    Charles  de,   de   la   propriete   privee  ennemie  sous   pavillon 

ennenii.     8°.     Pedone-Lauriel.     15  fr. 
Boeuf,    F.,    resume    de    repetitions    ecrites  sur    le   dr.   commercial. 

6.  Aufl.     537  S.    Paris,  Dauvin.     6  fr. 
C  a  u  w  e  s  ,*  precis  du  cours  d'6conomie  politique.  2.  Bd.   751  u.  347  S. 

Larose.     20  fr. 
Colfavru,  J.  C,    de   Torganisation  du  pouvoir  judiciaire  sous  le 

regime   de  la  souverainete  nationale  et   de  la  Republique.     Cha- 

ravay.     2  fr. 
Constant,  code  des  theatres,  ä  Tusage  des  directeurs,  des  artistes, 

des  auteurs,    des   maires  et   adjoints,   de  la  magistrature  et  du 

barreau.     2e  ed.    Pedone-Lauriel.     3  fr.  50  ct. 
Crisenoy.   J.    de,   la  loi   concemant    les   alienes.     Memoire  adresse 

a   la  commission   chargee  d'elaborer  un   nouveau  projet   de  loi. 

Berger- Levrault.     2  fr.  50  ct. 
Delacroix,   commentaire " de   la  loi  du    27  juillet   1880  portant  ä 

la    revision    de    la    loi  du  21  avril   1810   concemant  les   mines. 

Suivi    d'une   etude   sur    les    chemins    de    fer    dun    branchement 

des  mines  en  France  et  en  Belgique.    260  S.    Chevalier-Marescq. 

7  fr. 
Deloume,  A.,  Principes  generaux  du  droit  international  en  matiere 

criminelle.     E.  Thorin.     3  fr. 
Des t rem,  Hippolyte,   la   fnture   Constitution   de   la  France,   ou   les 

lois  morales  de  l'ordre  politique.    2  vol  in-8.    Dentu.    15  fr. 
Essai  sur  le  principe  des  nationalites  par  un  diplomate.     12°.     Plön. 

4  fr. 
Favre,  J.,  plaidoyers  politiques  et  judiciaires,  pnblies  par  Mme  Ve 

Jules  Favre,  nee  Veiten.     2  vol.     Plön.     15  fr. 
Ferot,    G.,   etude    sur    les   assurances    ä   prime    contre    Tincendie. 

Anger.     8  fr. 
Greffier,  E.,  code  electoral.  2e  edition.   12".    Pedone-Lauriel.   3  fr. 

50  ct. 
G  r  i  V  e  1 .  etude  sur  la  complicite  en  matiere  de  chasse.   44  S.   Pedone. 

2  fr. 
Laurent,   P.  A.,   des    stipulations   pour  autrui,   en  dr.  rora.   et  dr. 

francais.     214  S.     Larose.     4  fr. 
M  i  k  o  n  i  o  s ,   les   consuls   en  Orient  et  les  tribunaux  mixtes  (these). 

123  S.     Genf,  Schuchhardt.     3  fr. 
Mighem,  U.  v.,  notice  sur  la  police  des  etrangers  sous   le  rapport 

des  droits  et  des  devoirs  et  administration^  communales.     57  S. 

Brüssel,  Decq  u.  Duhent.     2  fr. 
Nys,*   le   droit  de  la  guerre  et  les  precurseurs  de  Grotius.     187  S. 

Brüssel  u.  Leipzig,  Merzbach  u.  Falk.     (Vgl.  S.  310.) 
Payenneville,  essai  sur  la  reforme  des  justices  des  paix  en  France. 

XI  u.  290  S.     Pedone-Lauriel.     5  fr. 
Rousseau,  questions  nouvelles  sur  les  sociales  commerciales.  310  S. 

Rousseau.     6  fr. 
Segeral,  code  international,  ou  traite  .  .  des  attributions  des  juges 

de  paix  et  des  consuls  apres  le  decis   des  etrangers.     Bordeaux 

Lamarque,     162  S.     8  fr.  ' 

Arcabassi,  filosofia  del  diritto.     Sciacca.     58  S. 
Bartoccini,  i  diritti  e  i  doveri  degli  autori  delle  opere  d'ingegno 
in  relazione  all'  arte  della  pittura.    Rom,  Pallotta.    4°.    80  S. 
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Bosio,  E.,  della  bancarotta  secondo  la  dottrina  e  la  giurisprudenza 
col  confronto  delle  disposizioni  contenute  nel  nuovo  codice  di 
comm.  ital.     244  S.     Neapel,  Marghieri.     4  fr.  50  ct. 

Carmignani,  eleraenti  di  diritto  criminale.  Traduzione  italiana. 
(Ambrosali.)     2.  Aufl.  479  S.     Milano.     5  1. 

Cattaneo,  storia  del  diritto  romano.  Milano.  26  S.  (Nicht  im 
Handel). 

De  Crescenzio,  il  papato  nel  dir.  internationale;  prolegomeni. 
Rom  (tip.  Roman).     8  S. 

—  Herbert   Spencer   e  i  giuristi   e    moralisti   italiani.     Rom ,   Monte- 

garro.     1.  Lfg.     1  1.     (20  Lfg.) 
Ferraris,  le  elezioui  amministrative  giurisprudenza.    373  S.  Mantua, 

Botto.     7V2  1. 
Levi,   de  restitutione  in  integrum   dissertatio.    VII   u.  120.     Turin, 

Loescher.     3.  50.     (Gekrönte  Preisschrift.) 
Marghieri,    A.,*    il  diritto    commerciale    italiano.     1.    Lfg.    112   S. 

Napoli,  Marghieri.     (7.  Lfg.  a  2  1.) 
Padiglione,    come   il    titolo   di   duca  del  Sasso  sia  devoluto   alla 

Corona  per  mancanza  della  linea  chiamata  a  succedere  all'  ultimo 

intestatario.    4".    Neapel,  Dura.    20  1. 
Pessina,*    la    scuola  storica  napoletana    nella    scienza    del    diritto. 

(Rede  v.  5.  März  1882.)     40  S.     Napoli,  Marghieri.     80  Pf. 
Poletti,   di    una    legge    empirica  della   criminalitä.     üdine.     40  S. 

50  ct. 
Ruggenini,  Tipoteca  legale  della  dote  in  antinomia  coli.  arl.  1400 

del  cod.  civ.     Bologna.     55  S.     (Nicht  im  Handel.) 
Zani,  il  diritto  secondo  la  legge  di  evoluzione.    Mantua.    48  S.    1  1. 

Guimera,  manual  präctico  del  impuesto  de  derechos  reales  y  tras- 

mision  de  bienes,     160  S.     Moi'eno.    8  r. 
Ley    de    enjuiciamiento    civil    de    3.   feb.    1881  (Kommentar).     T.  II. 

631  S.     Murillo.     40  r. 
Melgares,  novi'sima  legislacion  del  impuesto  de  derechos  reales  y 

trasmision  de  bienes.     XII  u.  110  S.     Villaverde.     4  r. 

—  nov.  legisl.  del  timbre  del  estado.     108  S.     Ebenda.     4  r. 
Vasquez  y  Lopez-Amor,  examen  historico  legal  del  derecho  del 

patronato    de   la   corona    de  Espaha   sobre   los    Lugares   pios  de 
Tierra  Santa.     XV  u.  214  S.     Revista  d.  legislacion.     14  r. 

4.  In  Vorbereitung. 

Arndts,  Pandekten,  I.  Bd.  4.  Aufl.  in  ital.  Uebersetzimg.  (Dieser  Teil  wird  die 
allgem.  Lehren  enthalten,  ca.  500  S.,  während  das  Original  180  S.  2/3  des  Werkes 
sind  Zusätze  des  Bearb.,  Prof.  S  e  r  a  f  i  n  i.  In  keinem  Werke  ist  die  Litteratur 
so  vollständig  nachgetragen.) 

V.  Bar,    Handbuch    d.  Straf-R.  I.     Berlin,  Weidmann. 

Bericht  über  den  Stand  der  Justizverwaltung  u.  Rechtspflege ;  S.  M.  dem  Könige 
durch  d.  preuss.  Justizminister  erstattet.     Berlin. 

B  r  u  n  i  a  1 1  i ,  legge  elettorale  politica.     (500  S.)     Turin,     Unione  Editrice. 

Gabba,  teoria  della   retroattivitä  delle  leggi.     2.  Ausg.  i.  Bd.  ä  7  1.  50  ct.    Ebda. 

Gumplowicz,  Verwaltimgslehre  u.  österr.  Verw.-R.  ca.  30  Bogen.  Innsbruck, 
Wagner. 

v.  M  a  n  d  r  y  ,  zivilrechtl.  Inhalt  der  Reichsgesetze.    2.  Aufl.    Freiburg,  Mohr. 

Handbuch  d.  polit.  Oekonomie.  Unter  Mitwirkung  vieler  Spezialisten  herausgegeb. 
V.  Schön  b  erg.    2.  Bde.     Tübingen,  Laupp. 
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A.   BesprecliuiigeE. 


I.  Allgemeines.  Rechtsgeschichte. 

Wlassak,    M.     Edikt  und  Klag  form.     Jena,   Gustav  Fischer. 

1882.  137  S.  2  M.  80  Pf. 
In  dem  Album  des  römischen  Prätors  sind  Edikte  und  For- 
meln zu  Klagen,  Interdikten,  Exzeptionen  und  Stipulationen  ent- 
halten. Zwischen  diesen  beiden  Teilen  des  Album,  namentlich 
zwischen  Edikten  und  Klagformeln  wird  in  der  Litteratur  nicht 
genügend  unterschieden.  Es  ist  eine  allerdings  schon  bei  den 
Römern  vorkommende,  aber  trotzdem  zu  tadelnde  Ausdrucks- 
weise, wenn  edictum  praetoris  gleichbedeutend  mit  album  prae- 
toris  gebraucht  wird.  Mit  dem  Worte  Edikt  sollte  nur  die 
Ediktsklausel,  d.  h.  die  vom  Prätor  aufgestellte  gesetzesähnliche 
Norm  oder  die  Gesamtheit  dieser  Normen  bezeichnet  werden. 

Das  prätorische  Edikt  ist  neben  Gesetz  und  Gewohnheits-R. 
zu  stellen ;  dasselbe  enthält  stets  materielle  Neuerungen,  auch  da, 
wo  von  adjuvare  jus  civile  die  Rede  ist.  Alles  in  den  Edikten 
enthaltene  R.  ist  jus  honorarium;  das  album  praetoris  enthält 
wohl  die  Formeln  der  Zivilklagen,  aber  keine  auf  diese  bezüg- 
lichen Edikte. 

Das  Edikt  ist  die  Quelle  der  prätorischen  actio,  wie 
Gesetz  und  Gewohnheits-R.  die  Quelle  der  zivib-echtlichen 
Klage  bilden.  Die  Klagformel ,  welche  nicht  bei  den  übrigen 
Formeln,  sondern  bei  dem  entsprechenden  Edikt  stand,  an  welche 
Stelle  sie  vermutlich  erst  durch  Julian  gebracht  wurde,  ist 
nur  Vollzugsverordnung,  sie  bildet  das  Schema  für  die  im  kon- 
kreten Fall  zu  bildende  Formel.     Es  gibt  auch  Edikte,  welche 
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gar  keine  Klage  versprechen,  sowie  Edikte,  an  die  sich  kein 
Klagschema  von  entsprechendem  Umfang  anschliesst. 

Bei  diesem  Verhältnis  von  Edikt  und  Klagformel  ist  es 
nicht  richtig,  wenn  Rudorflf  die  letztere  als  den  eigentlichen 
Kern  des  obrigkeitlichen  R.,  die  Edikte  nur  als  Fassung  und 
Einleitung  bezeichnet.  Vielmehr  bilden  die  Edikte  den  wichtig- 
sten Teil  in  dem  album  praetoris.  Das  war  auch  die  Anschau- 
ung der  klassischen  Juristen.  In  den  Kommentaren  zum  prä- 
torischen  Album  wurden  in  erster  Linie  die  Edikte  behandelt;: 
eine  besondere  Besprechung  der  Formeln  war  vielfach  deshalb 
überflüssig,  weil  sich  die  Formelfassung  an  den  Wortlaut  der 
Edikte  anschloss. 

Das  geschilderte  Verhältnis  zwischen  Klagformel  und  Edikt 
ist  erst  später,  etwa  vom  Zeitalter  Ciceros  an  vorhanden.  Im  ersten 
Entwickelungsstadium  der  prätorischen  Gesetzgebung  wurden 
noch  keine  Edikte  aufgestellt,  sondern  nur  Klagformulare  in  das 
album  aufgenommen ,  so  dass  die  Formel  die  Funktion  hatte, 
die  später  dem  Edikt  zukam.  Bei  einzelnen  Klagen,  z.  B.  bei 
der  actio  hypothecaria  hat  sich  dieses  Verhältnis  erhalten ,  so 
dass  auch  die  julianische  Redaktion  nur  die  Formel  enthält, 
kein  Edikt,  auf  welchem  dieselbe  bei'uht. 

Sind  diese  Sätze  richtig,  so  hat  sich  die  historische  Untei-- 
suchung  in  erster  Linie  den  Edikten  zuzuwenden  und  es  er- 
scheint als  verfehlt,  wenn  die  k.  bayrische  Akademie  der  Wissen- 
schaften durch  Stellung  einer  Preisaufgabe  die  Arbeit  auf  die 
Formeln  lenkt.  ]?.ümelin. 

Chiappelli,  L.  Le  idee  politiche  del  Bartolo.  Saggio  sto- 
rico.  Bologna,  tipogr.  Fava  e  Garagni.  1882.  (Sepai-at- 
abdi-uck  aus  Archivio  giurid.  XXVIL,  f.  5  e  6,  p.  387— 439.)' 
Verf.  lässt  seinem  „Cino  da  Pistoja"  (vgl.  S.  207)  rasch  eine 
Abhandlung  über  dessen  grossen  Schüler  Bartolus  folgen,  welche 
nach  einer  Einleitung  über  die  Teilnahme  der  Juristen  des  M.A. 
an  den  politischen  Diskussionen  ihrer  Zeit  und  über  die  von  ihm 
angenommenen  Abschnitte  der  Entwickelung  des  politischen  Sy- 
stems der  Theorie  und  nach  einem  Rückblick  auf  die  Zeitverhält- 
nisse, insbesondere  die  Stellung  des  Kaisers  und  Papstes,  eine  Dar- 
stellung des  politischen  Systems  gibt,  das  sich  in  des  B.  Werken 
ausprägt.  Die  Untersuchung  ist  eine  durchaus  auf  die  Schriften 
des  B.  gestützte,  wobei  Verf.  fortlaufend  auf  die  Litteratur, 
namentlich  die  deutsche,  Rücksicht  nimmt.  Er  stellt  dar  die 
Anschauungen  B.s  über   die  Grundlage  der  staatlichen  Gewalt^ 
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die  Stellung  des  Kaisei-s,  Papstes,  die  Geltung  des  kirchl.  und 
weltl.  R.,  die  beste  Form  des  Regiments.  B.  zeigt  sich  einer- 
seits als  strammer  Anhänger  des  Kurialsystems,  in  dessen  Geiste 
als  Verteidiger  der  universalen  Gewalt  des  Kaisers,  zugleich  als 
Verfechter  der  Prävalenz  der  Kirchengesetze,  gleichwohl  aber 
erkennt  er  die  thatsächlich  bestehenden  kleinen  Gemeinwesen  in 
Italien  an.  Seine  Deduktionen  sind  beherrscht  durch  die  Theorie 
des  M.Ä.,  wie  sie  in  der  Scholastik  sich  ausprägt,  die  Ideen 
des  r.  R.,  das  seinen  Einfluss  insbesondere  in  der  privatrecht- 
lichen Demonstration  und  im  Einflüsse  der  Uebertragung  antiker 
Gedanken  zeigt;  damit  verbindet  sich  ein  Nachgeben  an  die 
taktischen  Zustände.  So  entstehen  Inkonsequenzen  und  Wider- 
sprüche, die  ihre  Erklärung  darin  finden,  dass  der  grosse  Prak- 
tiker mit  dem  Kaiser,  Papste,  Städten  u.  s.  w.  in  Geschäftsver- 
bindung stand.  Die  Abhandlung  geht  nicht  darauf  ein,  inwie- 
weit B.  seine  Gedanken  andern  direkt  entlehnt,  hebt  jedoch  den 
Mangel  der  Originalität  einzelner  hervor  und  stellt  ebenso  heraus, 
dass  B.  der  erste  Zivilist  ist ,  der  sich  mit  politischen ,  bezw. 
staatsrechtlichen  Fragen  systematisch  befasste.  B.  gehört  zu 
jenen,  die  es  verstanden,  Ghibelline  und  Weife  zu  sein.  Chiap- 
pelli  gelangt  zu  dem  Schlüsse,  dass  B.  kein  selbständiger  tiefer 
politischer  Denker  war,  seine  politische  Doktrin  wissenschaftlich 
nicht  hoch  steht,  sondern  ihre  Bedeutung  darin  liegt,  dass  sie 
uns  die  Ansichten  und  Absichten  der  Rechtsschule  lehrt,  dass 
B.  aber  vom  patriotisch-italienischen  Standpunkte  aus  das  grosse 
Verdienst  hat ,  mit  Dante  die  tiefste  Wunde  des  damaligen 
Italien  in  den  Schlussworten  seiner  Schrift  ,De  regimine  civi- 
tatis" :  Hodie  Italia  est  tota  plena  tyrannis,  bezeichnet  zu  haben. 

V.  Schulte. 
Carderas,  F.  Essays  sobra  la  hissoria  de  la  propriedad 
territorial  en  Espafla.  2  Bde.  in  4o.  15  fr. 
Nach  einer  Einleitung  über  Entstehung  und  mannigfaltige 
Entwickelung  des  Eigentums  bei  den  antiken  Völkern  wie  im 
modernen  Europa  prüft  Verf.  das  R.  des  Grundeigentums  in 
Spanien:  1)  unter  Herrschaft  der  Westgoten  und  Araber,  2)  in 
den  Königreichen  Leon  und  Kastilien,  3)  in  Navarra,  4)  in  Ara- 
gonien,  5)  in  Katalonien,  6)  in  Valenzia  und  Mallorca.  Die 
folgenden  3  Bücher  sind  dem  R.  der  Substitution  und  der  main 
morte  nach  dem  Mittelalter  gewidmet,  femer  den  Belastungen  etc. 
des  Grundeigentums  und  dem  Grundbesitz  der  Kirche. 

Carreras  y  Gonzalez. 
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IL    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Gerber,  C.  T.  v.  System  des  deutschen  Privat-R.  14.  ver- 
besserte Auflage.  Jena,  Gust.  Fischer.  1882.  12  M.  50  Pf. 
Binnen  weniger  als  10  Jahren  sind  mit  Einrechnung  der  vor- 
liegenden drei  neue  Auflagen  des  bekannten  Lehrbuches  er- 
schienen, und  es  ist  diese  14.  Auflage  wohl  die  höchste  Zahl, 
die  je  eine  Darstellung  des  deutschen  Piivat-E.  eiTeicht  hat. 
Der  Standpunkt  dieses  Buches,  seine  Vorzüge  und  seine  Ein- 
seitigkeiten sind  vermöge  der  grossen  Verbreitung  desselben  so 
bekannt,  dass  es  wahrlich  Eulen  nach  Athen  tragen  hiesse,  wenn 
man  das  System  neu  darlegen  würde.  Nur  zu  der  Vorrede, 
nach  welcher  auch  bei  dieser  Auflage  das  Buch  eine  eingehende 
Revision  unter  Berücksichtigung  der  neueren  Litteratur  und  mehr- 
fache Zusätze  erhalten  hat,  sei  bemerkt,  dass  sich  doch  manches 
aus  der  neueren  Litteratur  nicht  zitiert  findet,  was  wohl  diese 
Ehre  verdient  hätte.  So  z.  B.  Zitelmanns  Abhandlung  über  die 
juristischen  Personen,  Val  de  Lievi'es  Launegild  und  wadia  (Inns- 
bruck 1877),  noch  mehr  wird  aber  die  Anführung  von  Quellenwerken 
vermisst,  wie  z.  B.  der  bereits  vor  10  Jahren  begonnenen  und  schon 
3  Bände  starken  Ausgabe  österreichischer  Weistümer  der  Wiener 
Akademie,  der  Wiener  Stadtrechte  von  Weiss  und  Tomaschek, 
des  Augsburger  von  Meyer,  und  insbesondere  des  für  das  Stu- 
dium des  deutschen  Privat-R.  so  wichtigen  Urkundenbuches  von 
Lorsch  und  Schröder.     (Vergl.  S.  207.)  Schuster. 

Müuclimeyer.     Die    grundbesitzgleichen  Gerechtigkeiten, 
insbesondere  die  Gemeindegerechtigkeiten  und  ihre 
Behandlung  zum  Grundbuch.  (Magazin  für  das  deutsche 
R.  der  Gegenwart.   IL  1.   S.  1 — 68.)   Sep.-Abdr.    Hannover, 
Helwing.     1  M. 
Nach  der  preuss.  Grundbuch-Ordnung  vom  5.  Mai  1872,  §.  3^ 
gelten   die   für   Grundstücke   gegebenen  Vorschriften   dieses   Ge- 
setzes auch  für  Bergwerke  und  Gerechtigkeiten ;  und  das  Gesetz 
über    den  Eigentumserwerb   etc.  von    demselben  Tage   bestimmt 
unter   §.    69,    dass,    „wenn    für    selbständige    Gerechtigkeiten 
Grundbuchblätter   eingerichtet  sind  ,    die  Veräusserung   und  der 
Erwerb   des  Eigentums   an  ihnen,   ihre  Belastung  und  Verpfän- 
dung nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  beurteilt  wird".    Die 
Praxis  nimmt  deshalb  an,  dass  solche  Gerechtigkeiten,  auch  wenn 
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für  die  einzelne  Berechtigung  nicht  bereits  in  dem  bisherigen 
Hypothekenbuche  ein  Folium  angelegt  war,  ein  Blatt  im  Grund- 
buche erhalten  können  und  resp.  erb  alten  müssen ;  sie  ist  aber 
in  nicht  geringer  Verlegenheit,  wenn  ein  solcher  Fall  an  sie 
herantritt,  weil  für  seine  Behandlung  fast  jeder  gesetzliche  An- 
halt fehlt.  In  dieser  -Notlage"  hat  M.,  der  als  Grundbuch- 
richter in  der  Provinz  Hannover  thätig  ist,  die  Frage  der  selbstän- 
digen Gerechtigkeiten,  die  er  als  „grundbesitzgleiche"  bezeichnet, 
eingehend  untersucht  und  das  Ergebnis  seiner  Untersuchungen 
in  der  vorliegenden  Abhandlung  niedergelegt. 

Verf.  hält  in  den  §§.  1  und  2  seiner  Arbeit  zunächst  eine 
ilusterung  über  die  dürftigen  Vorschriften  des  Grundbuch-E. 
in  dieser  Materie.  Sodann  macht  er  sich  an  die  Lösung  der 
Zweifel,  zu  welchen  dieselben  Anlass  geben.  Er  sucht  unter 
§.  3  mit  Hilfe  des  „allgemeinen  Sprach-  und  Rechtsgebrauches" 
den  Begriff  der  fraglichen  Berechtigungen  festzustellen.  Nach 
seiner  Ansicht  können  nur  „grundbesitzgleiche,  d.  h.  subjektiv 
unbewegliche  Vermögensstücke  wie  Grundstücke  be- 
handelt werden".  Es  scheiden  deshalb,  wie  unter  §.  4  ausge- 
führt wird,  die  „nicht grundbesitzgleichen"  sowohl,  wie  die  zwar 
„grundbesitzgleichen,  aber  unselbständigen  Gerechtigkeiten"  hier 
aus.  Im  §.  5  geht  M.  zur  Kennzeichnung  der  Stellung  der  selb- 
ständigen Gerechtigkeiten  über.  Er  verweist  dieselben  in  das 
für  Grundstücke  angelegte  Grundbuch  und  legt  in  §.  6  dar,  dass 
die  Einrichtung  des  Blattes  für  eine  bestimmte  Gerechtigkeit, 
die  auch  bei  dem  belasteten  Grundstücke  eingetragen  werden 
kann,  von  dieser  Eintragung  unabhängig  ist.  unter  §.  7  werden 
die  Voraussetzungen  für  die  Anlegung  des  Blattes  dargelegt- 
Der  §.  8  zieht  aus  den  bisherigen  Erörterungen  die  Ergebnisse 
für  das  ursprüngliche  Geltungsgebiet  der  Grundbuchordnung, 
welche  nach  §.  9  von  den  in  der  Litter atur  bisher  hervorge- 
tretenen Ansichten  nicht  erheblich  abweichen.  Im  §.10  geht 
Verf.  auf  den  Eechtszustand  in  denjenigen  Gebieten  ein,  in 
welchen  die  Gr.B.O.  im  Jahre  1873  eingeführt  ist.  Die  §§.  11 
bis  20  handeln  insbesondere  von  den  Verhältnissen  in  der  Provinz 
Hannover,  wo  die  selbständigen  Gerechtigkeiten  von  hervor- 
ragender Bedeutung  sind.  Der  §.12  führt  eine  ganze  Reihe 
solcher  Berechtigungen  auf;  in  dem  §.13  werden  die  Einzel- 
berechtigungen an  Bergwerken,  Salinen  etc.  und  in  dem  §.  14 
die  Holzberechtigungen  erörtert.  Die  §§.  15  ff.  endlich  sind  den 
Realgemeinden  und  den  an  dem  Grundbesitz  derselben  vor- 
kommenden selbständigen  Gerechtigkeiten  der  Mitglieder  gewid- 
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met.  In  dem  Schlussparagraphen  (§.  20)  ist  ein  in  verschiedenen 
Gemeinden  des  Amtsgerichtsbezirks  Eeinhausen  eingeführtes 
Statut  abgedruckt.  Achilles. 

Stegemanii.  Die  Veräusserung  der  Allmende-Berech- 
tigung.'  (Ebenda.  S.  69—76.) 
In  der  Provinz  Hannover  wird  darüber  gestritten,  ob  die 
Einzelberechtigung  an  dem  Grundbesitz  der  Realgemeinde,  die 
sogen.  Allmende-Berechtigung ,  frei  veräusserlich  ist,  d.  h.  ob 
sie  von  dem  Hofe ,  zu  welchem  sie  gehört ,  abgetrennt  werden 
kann  und  ob,  wo  dies  zulässig  ist,  die  Veräusserung  nur  an  ein 
anderes  Mitglied  der  Realgemeinde  oder  an  jede  beliebige  Person 
erfolgen  darf.  Für  die  freie  Veräusserlichkeit  beruft  man  sich 
neuerdings  nicht  selten  auf  den  §.  8  des  Gesetzes  über  das 
Grundbuchwesen  in  der  Provinz  Hannover  vom  28.  Mai  1873. 
Diesem  Argument  ti'itt  St.  in  dem  vorliegenden  Aufsatze  ent- 
gegen, indem  er  nachzuweisen  sucht,  dass  die  Parzellierungs- 
verbote, welche  durch  den  §.  8  cit.  aufgehoben  sind,  mit  der 
Unveräusserlichkeit  der  Allmende-Berechtigung  nichts  zu  thun 
haben,  diese  Berechtigung  vielmehr  ihrer  juristischen  Natur  nach 
unveräusserlich  sei.  Seine  Auffassung  wird  wesentlich  unter- 
stützt durch  vier  Urteile  des  O.L.Ger,  zu  Celle,  deren  bezügliche 
Begründung  von  ihm  mitgeteilt  wird. 

Auch  Münchmeyer  hat  diese  Entscheidungen  in  der  oben 
angezeigten  Abhandlung  §.19  berührt,  denselben  gegenüber  je- 
doch ausgeführt,  dass  als  Regel  von  der  Trennbarkeit  der  All- 
mende-Berechtigung auszugehen  und  jedenfalls  den  Mitgliedern 
der  Realgemeinde  die  Befugnis  einzuräumen  sei ,  durch  Statut 
die -freie  Veräusserlichkeit  der  Allmende-Berechtigung  festzusetzen 
und  dieselbe  zu  einer  selbständigen  Gerechtigkeit  zu  erheben. 

Achilles. 

Schneider.     Das    Perklusions-R.  des  Vermieters    an    den 
vom  Mieter  eingebrachten  Sachen.     (Ebenda.    S.  101 
bis  115.) 
Das  hannoversehe   Pfandgesetz  vom    14.   Dezember    1864   hat 
das  gesetzliche  Pfand-R.  des  Vermieters  an  den  von  dem  Mieter 
in    das  Miethaus   eingebrachten    Sachen  beseitigt.     Das  Reten- 
tions-R.,   welches    gemeinrechtlich    dem   Vermieter    zusteht,  ist 
nicht  besonders  erwähnt.     Das  vormalige  Appellationsgericht  zu 
Celle  hat  indessen  auch   dieses  R.  dem  Vermieter   in   einer  Ent- 
scheidung  vom    30.  März   1871    abgesprochen,    weil   es  dasselbe 
lediglich    als    ein   Mittel    zum    Schutze    des   Pfand-R.   auffasste. 
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Hiergegen  richtet  sich  die  vorliegende  Abhandlung.  Verf.  prüft 
zunächst,  ob  die  Reichsjustizgesetze  oder  das  preussische  Aus- 
führungsgesetz zur  Konkursordnung  ein  Perklusions-E.  (Zu- 
rückbehaltungs-R.)  da  eingefühi-t  haben,  wo  ein  solches  nicht 
bereits  bestand.  Da  er  zur  Verneinung  dieser  Frage  gelangt, 
so  greift  er  auf  die  römischen  Rechtsqaellen  zurück.  Aus  ihrem 
von  ihm  dargelegten  Inhalt  begründet  er  die  Ansicht,  dass  das 
Retentions-R.  selbständig,  d.  h.  unabhängig  von  dem  Pfand- 
rechte, dem  Vermieter  zustehe,  die  Entscheidung  des  Celler  Ge- 
richts daher  unrichtig  sei.  Achilles. 


in.    Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Marghieri,  A.  II  diritto  commerciale  italiano  esposto 
sistematicamente.  Napoli,  Riccardo  Marghieri.  1882. 
1.  Lfg.  2  1. 
Verf.,  welcher  sich  um  die  Wissenschaft  des  H.R.  bereits  durch 
«ine  Uebersetzung  des  Thölschen  H.R.  —  Thöl,  Trattato  di  diritto 
commerciale.  Prima  versione  italiana  di  A.  Marghieri,  Napoli  1881 
—  verdient  gemacht  hat,  unternimmt  es,  ein  System  des  italienischen 
H.R.  (in  ca.  7  Liefg.  ä  112  S.)  herauszugeben,  welches  auf  der 
ganzen  Höhe  der  handelsrechtlichen  Wissenschaft  steht,  wie  sie 
zur  Zeit  in  Deutschland  blüht.  Die  vorliegende  1.  Liefg.  bringt 
eine  die  Geschichte  des  H.R.  und  seiner  Quellen  skizzierende  Ein- 
leitung, welche  auch  einen  Ueberblick  über  die  Handelsgesetz- 
gebung der  verschiedenen  europ.  und  amerik.  Staaten  und  einen 
ueberblick  über  die  Litteratur  des  H.R.  der  verschiedenen  Staaten 
bietet  (S.  1 — 97).  Der  l.  Teil  stellt  den  Begriff  und  Umfang  des 
Handels  und  der  Handelsgeschäfte  fest  (il  commercio,  le  cose  e  gli 
atti  in  quanto  ne  sono  obbietto),  das  1.  Kap.  erörtert  die  Be- 
griffe Handel  und  Handelsgewerbe,  es  folgen  die  Abschnitte 
Ware,  bewegliche  Sache  u.  s.  w.  Allerorten  ist  die  deutsche 
Handelsrechtslitteratur  gebührend  beiücksichtigt.  Gar  eis. 

Biesser,  J.,  Die  rechtliche  Natur  des  Geldwechsler- 
geschäfts. (Iherings  Jahrbücher  für  Dogmatik  etc.  XX. 
S.  201—264.) 

Nach  Kennzeichnung  des  Geldwechslers  als  Kaufmann  und 
zwar  als  Vollkaufmann  (Ztschi-ft.  f  d.  ges.  Handelsr.  XXIII. 
S.  485   ff.)  werden   die   verschiedenen   Ansichten,    ob   das  Geld- 
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wechseln  Kauf  oder  Tausch  sei,  gegenübergestellt;  es  sei  bisher 
(S.  224)  der  Weg  eingeschlagen  für  jeden  Fall  besondere,  aber 
rein  äusserliche  Kriterien  zur  Entscheidung  der  Frage  aufzustellen 
und  hierdurch  die  letzteren  aus  einer  Rechtsfrage  zu  einer  That- 
frage  zu  machen.  Richtig  sei  es  (S.  217),  dass  Geld  auch  Ware 
sein  könne;  das  genüge  nicht,  Geld  müsse  Ware  sein,  um  Geld 
sein  zu  können.  Nur  ein  wirklicher  Wertgegenstand,  ein  Tausch- 
gut könne  als  Tauschgut,  als  allgemeines  Tauschmittel  und  all- 
gemeiner Wertmesser  fungieren.  Hiemit  wird  zum  Edelmetall 
gelangt  (S.  227 — 229).  „Das  Geld  kann  Kaufpreis,  pretium  nur 
sein,  wenn  es  als  ein  besonderes  dem  andern  Tauschgut  im  Um- 
satz gegenübertritt.  Die  Besonderheit  besteht  aber  darin,  dass 
es  und  nur  es,  nichts  Drittes  zur  Messung  jenes  andern  Tausch- 
guts verwendet  wird ;  wenn  das  Geld  nicht  selbst  allgemeiner  Wert- 
nlesser  sein  kann,  so  kann  es  unmöglich  Preis  sein.  Als  Preis 
aber  kann  das  Geld  dann  nicht  fungieren,  wenn  es  noch  erst 
selbst  an  anderm  Gelde  gemessen  werden  muss"  (S.  230).  „Nur 
Währung  kann  Kaufpreis  sein"  (S.  230)  mit  Ausschluss  der 
Papierwährung.  Hierauf  gründen  sich  die  Ausführungen,  nachdem 
die  Aufmerksamkeit  auf  das  Papiergeld  (Sache),  Banknote  (Forde- 
rung) gerichtet  ist;  dieselben  sind  S.  246  verzeichnet.  Der  letzte 
Abschnitt  S.  247 — 264  enthält  drei  Rechtsfragen.     Keyssner. 

Scherer,  M.  Unterliegt  die  Lebensversicherungssumme 
dem  Zugriff  der  Gläubiger?  (Iherings  Jahrb.  für  Dog- 
matik  etc.  XX.  S.  149-200.) 
Verf.  erörtert  die  praktisch  ebenso  wichtige  als  theoretisch 
interessante  Frage  zunächst  vom  Standpunkt  der  französischen, 
deutschen,  österreichischen  und  italienischen  Gerichtspraxis  aus, 
reiht  daran  die  Darstellung  der  einzelnen  Theorien  und  Be- 
gründungsversuche und  die  Stellung  der  Nationalökonomie,  um 
die  Frage  dann  direkt  und  in  Verbindung  mit  der  juristi- 
schen Konstruktion  der  Vei-träge  zu  gunsten  Dritter  zu  beant- 
worten und  für  die  bevorstehende  deutsche  Zivilgesetzgebung 
Richtpunkte  anzugeben.  Verf.  verneint  die  im  Titel  gestellte 
Frage;  seiner  Ansicht  nach  geht  die  Versicherungssumme  gai- 
nicht  durch  das  Vermögen  des  Vei'sicherers  (so  nennt  Seh.  den  Ver- 
sicherungsnehmer, den  Empfänger  des  Versicherungsversprechens) 
hindurch,  sondern  befindet  sich  von  Anfang  an  im  Vermögen 
des  Dritten;  denn  letzterer  werde  durch  die  Versicherungsgesell- 
schaft als  seine  Vermögensverwalterin  vertreten.  Dieser  Auf- 
fassung wegen  schlägt  Seh.  die  Aenderung  der  Terminologie  vor: 


Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    1.  Band.    9.  Heft.       331 

Versicherter  ist  der  Dritte,  Versicherer  der  angebliche  Ver- 
sprechensempfänger,  nicht  die  Versicherungsgesellschaft;  letztere 
ist  einzig  und  allein  die  Verwalterin  der  eingezahlten  Prämien 
und  einer  Sparkasse  insofern  nicht  unähnlich.  Gar  eis. 

Sei^nenx.     Commentaire  du  projet  de    Convention  inter- 
nationale    des     transports     de     marchandises     par 
chemin    de    fer,    redige     par    la   Conference    inter- 
nationale (1880).     Neuchätel,  Sandoz.    1882.    1  fr.  50  ct. 
Der   Vei'f.  ist  einer  der  Urheber  jener  Bestrebungen,    welche 
ein  internationales  Eisenbahn-R.  ei'zielen  wollen.    Von  ihm  (und 
Dr.   Christ  in  Basel)  rührt  die  erste  Arbeit   über  diese  Materie 
her  (1875),  ebenso   ein  Bericht   an   den  „Congres  international" 
(1878).     Auch  an   den  beiden  internationalen  Konferenzen,    die 
1878  und  1881  in  Bern  abgehalten  wurden,  war  der  Verf.  thätig. 
In  der   vorliegenden    Arbeit   stellt   S.    die  beiden   Entwürfe 
gegenüber  und  kommentiert  dieselben  wesentlich  von  praktischen 
Gesichtspunkten    aus.      Den  Erörterungen    ist  eine    ganz   kurze 
historische  Einleitung  vorausgeschickt.  Meili. 

Freudenstein,  G.  Wechselklagen  und  VVechseleinreden 
nach  der  W.O.  und  dem  bürgerl.  R.  leichtfasslich  dar- 
gestellt unter  besonderer  Rücksichtnahme  auf  die  Praxis 
des  R.O.H.G.  u.  R.Ger.  (Blätter  f.  populäre  Rechtswissen- 
schaft.    I.  2.)     Minden,  Bruns.     1882.     1  M.  40  Pf. 

Die  Verbreitung  der  Kenntnis  des  geltenden  R.  muss  in  einer 
Anzahl  von  Richtungen  noch  sehr  gefördert  werden ;  populari- 
sierende Darstellungen  sind  in  eben  denselben  deshalb  nur  er- 
wünscht; das  Wechsel-R.  ist  immernoch  nicht  hinreichend  allen 
denjenigen  bekannt,  welche  mit  Wechselbriefen  in  geschäftliche 
Berührung  kommen ;  darum  wird  das  vorliegende  Heftchen  durch 
seine  Formulare  (der  verschiedenen  Arten  des  Wechsels,  der 
Wechselproteste,  der  Wechselklagen  u.  s.  w.)  wie  durch  die  auf 
die  Spruchpraxis  gegiündete  Zusammenstellung  der  wichtigeren 
Einreden,  welche  Wechselklagen  entgegengesetzt  werden  können, 
im  grossen  Publikum  nützlich  wirken.  Gar  eis. 


IV.    Zivilprozess. 

Renand,  A.     Zur  Lehre  von  der  gerichtlichen  Zuständig- 
keit.    (Zeitschrift  für  deutschen  Zivilprozess.    V.  S.  1—56.) 
Der  Streit,    welcher  in  Folge  der  Konstruktionsversuche  von 
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Wach,  Bülow,  Fitting  und  Birkmeyer  über  das  Prinzip  der 
stillschweigenden  Prorogatio  fori  in  Anknüpfung  an  die  §§.  39, 
247,  296,  der  Z.P.O.  entstanden,  dürfte,  nachdem  das  Reichs- 
gericht und  neuerdings  v.  Arnsberg  im  ziv.  Archiv  Bd.  LXV., 
S.  94  ff.  (vgl.  ob.  S.  G8,  299)  sich  für  die  herrschende,  durch  den  Ge- 
setzestext, die  Motive  und  Kommissionsverhandlungen  getragene 
Lehre  ausgesprochen  haben,  durch  den  vorliegenden,  denselben 
Standpunkt  einnehmenden  Aufsatz  einen  passenden  Abschluss  finden. 
E.  gibt  zunächst  eine  Kritik  der  vorerwähnten  Deduktionen.  Er 
hält  fest,  dass  auch  nach  der  Z.PO,  das  Gericht  seine  Zu- 
ständigkeit, beruhe  diese  nun  auf  Gesetz  oder  Vereinbarung, 
stets  von  Amts  wegen  zu  pi*üfen  habe.  Im  Fall  des  §  39  ist 
es  die  Vereinbarung  der  Parteien,  welche  die  Kompetenz  be- 
gründet, nicht  die  Unterlassung  des  Widerspruchs  und  nicht, 
die  Präklusion.  Kraft  einer  praesumtio  juris  et  de  jure  wird 
bei  Einlassung  der  Beklagten  zur  Hauptsache  ohne  Geltend- 
machung der  Unzuständigkeit  angenommen,  dass  beide  Theile 
sich  auf  das  an  sich  unzuständige  Gericht  vereinbart  haben 
(im  Gegensatze  zu  einer  blossen  Einwilligung  des  Bekl.  in  das 
vom  Kläger  gewählte  Gericht).  Diese  Annahme  soll  jedoch  nicht 
Platz  greifen,  wo  ausdrückliche  Erklärungen  der  Parteien  einer 
solchen  widerspi-echen ,  was  nicht  ganz  folgerichtig  sein  dürfte, 
denn  die  praesumtio  juris  et  de  jure  soll  nur  an  die  Anrufung  des 
Gerichts  durch  den  Kläger  und  die  Verhandlung  des  Bekl.  zur 
Hauptsache  geknüpft  sein,  diese  Voraussetzung  liegt  aber  auch 
vor,  wenn  ein  Irrthum  des  einen  oder  des  andern  über  die  Zu- 
ständigkeit aus  den  Parteierklärungen  selbst  hervorgeht.  Der 
§.  247  bezieht  sich  nicht  auf  die  Kompetenzbegründung  selbst, 
schliesst  also  auch  an  sich  die  Rüge  der  Unzuständigkeit  durch 
den  in  Irrtum  befindlichen  Kläger  oder  die  Offizialprüfung  nicht 
aus,  soweit  nicht  aus  anderen  Gründen —  wie  z.B.  nach  §.  39  — 
die  Zuständigkeit  sich  ergibt.  Abs.  2  gestattet  das  Nachbringen 
jeder  prozesshindernden  Einrede,  also  auch  der  Unzuständigkeit, 
dies  ist  aber  nur  eine  prozessualische  Restitution,  welche  die 
Folge  hat,  dass  die  durch  §.  39  verlangten  Bedingungen  der 
Kompetenzbegründung  als  nicht  gegeben  zu  betrachten  sind. 
Zu  §.  296  stimmt  R.  ganz  mit  dem  Reichsgericht  und  den  Aus- 
führungen von  Amsbergs  zusammen.  Bei  dem  Vortrag  prozess- 
hindernder  Einreden  ohne  Geltendmachung  der  Unzuständigkeit 
soll  Offizialprüfung  der  Kompetenz  stattfinden,  wobei  jedoch  an 
der  Stelle  des  nicht  anwendbaren  §.  39  der  §.  129  bezüglich  der 
kompetenzbegründenden  Thatsachen  Platz  greift.  Gaupp. 
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Thulesins,  C.  H.  Die  Berechnung  der  Gebühren  nach 
(^em  Gerichtskostengesetze,  ein  Versuch  der  Richtig- 
stellung einiger  für  die  Berechnung  der  Gebühren  mass- 
gebenden Vorschriften  etc.  Berlin,  Puttkammer  u.  Mühl- 
brecht. 1882.  68  S.  1  M.  20  Pf. 
Die  in  den  Schriften  „die  Zurücknahmegebühr  des  ^.  46'"  und 
„der  §.  90  des  G.K.G."  (Heft  5  S.  184  d.  C.Bl.)  unternommene 
Erörterung  einzelner  Vorschriften  des  G.K.G.  wird  fortgesetzt: 
hauptsächlich  sind  es  §.  12  und  §.  24,  welche  zur  Besprechung 
gelangen.  Als  Konsequenz  des  durch  §.  12,  Abs.  2  zum  Ausdruck 
gebrachten  Prinzips  der  Einzelberechnnng  wird  eine  Abänderung 
dieser  Bestimmung  dahin  gefordert,  dass  als  Maximum  der 
Einzelgebühren  nicht  die  Gebühr  vom  Gesamtbetrag  der 
einzelnen  Wertteile,  sondern  diejenige  vom  Gesamtwertbetrag 
des  Streitgegenstandes  anzusehen  sei.  Der  Unterschied  erhellt, 
wenn  die  einzelnen  Teile  zusammen  nicht  den  ganzen  Streit- 
gegenstand erschöpfen.  Ferner  wird  die  Unanwendbarkeit  des 
§.  12,  Abs.  2  auf  andre  als  die  Verhandlungs-,  Beweis-  und 
Entscheidungsgebühr  (§§.  18,  25—27)  betont  und  bei  der  Kosten- 
festsetzung nach  Quoten  die  Summe  der  beiderseits  berechneten 
Kosten  als  massgebender  Wertbetrag  hingestellt.  Endlich  wird 
die  Anwendung  des  §.  24,  Abs.  2  auf  den  Fall  beschränkt, 
dass  die  Fälligkeit  der  Gebühren  zufolge  §.  94.  Nr.  1  eintritt: 
für  die  Fälligkeit  aus  §.  93  wird  sie  verworfen.  In  einer  Anlage 
verteidigt  der  Verf.  seine  in  ,,der  §.  90"  niedergelegte  Ansicht 
gegen  neuerliche  Angriffe  Pfafferoths.  Sydow. 

Yog't,  E.  Sammlung  der  Zivil-  und  Zivilprozessgesetze 
des  Kantons  Bern  mit  Beifügung  aller  einschlagenden 
kantonalen  und  eidgenössischen  Gesetze  und  Abänderungen, 
sowie  der  Bundes-  und  Kantonalverfassung  und  der  zivil- 
rechtlichen Staatsverträge.  7.  Aufl.  1.  Liefg.  Bern,  Jenni. 
1882.     ä  1  fr. 

Diese  Publikation  befasst  sich  mit  dem  Abdnick  von  Gesetzen 
und  Verordnungen  auf  dem  zitierten  Rechtsgebiete.  In  Anmer- 
kungen finden  sich  einzelne  erläuternde  Bemerkungen  und  nament- 
lich Verweisungen  auf  neuere  Erlasse.  Das  Werk  hat  lediglich 
für  die  bernischen  Juristen  Bedeutung.  Meili. 

Afzelias,    J.     Grunddragen    af    rättegangsförfarandet    i 
tvistemäl.     Stockholm.     1882.     195  S. 
Verf.  hat  den  Auftrag  gehabt,  in  der  Gesetzentwurfs-Kommis- 
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sion  (,Nya  Lagberedningen")  in  Stockholm  eine  Darstellung 
der  ausländischen  Zivilprozess  -  Gesetzgebung  mündlich  vorzu- 
tragen. Den  Inhalt  jener  Vorträge  hat  er  in  die  vorliegende 
Schrift  zusammengefasst  als  „Grundzüge  des  Prozessverfahrens 
in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten " .  Diese  Arbeit  ist  eine 
kurzgefasste  vergleichende  Darstellung  der  leitenden  Haupt- 
gedanken der  heutigen  französischen,  deutschen  und  schwedischen 
Z.P.O. ,  der  Gesetzentwürfe  für  Frankreich,  Oesterreich,  Däne- 
mark und  Schweden,  sowie,  in  Fragen  von  hervorragender  Bedeu- 
tung, der  Z.P.O.  für  den  Kanton  Genf  und  des  Entwurfes  eines 
Handelsgerichts-Verfassungsgesetzes  für  Christiania.  —  In  einer 
Einleitung  behandelt  Verf.  die  Aufgaben  der  Rechtspflege- 
Sicherheit,  Schnelligkeit  und  Billigkeit;  weiter:  proviso- 
risches Entscheiden  des  Rechtsstreits,  Zweckmässigkeit  und  Zulässig- 
keit  des  Bagatellverfahrens  u.  s.  w.  Darnach,  in  getrennten  Ab- 
teilungen :  Dispositions-R.  der  Parteien  im  Prozesse,  Verhandlungs- 
und Untersuchungs-Methode,  prozessuale  Vex'pflichtungen  der  Par- 
teien, Beweis  und  Beweisprüfung,  OeflFentlichkeit  und  Mündlich- 
keit, Rechtsmittel.  —  Die  Darstellung  ist  durchaus  zuver- 
lässig, klar  und  übersichtlich  und  gibt  den  Standpunkt  des 
Verf.  in  allen  von  ihm  berührten  Fragen  deutlich  an.  Nicht 
nur  für  den  schwedischen  Juristen  sondern  auch  für  andre  ist 
die  Schrift  von  bedeutendem  Interes.se.         Poignant  (Lund). 

Hnsberg.  Om  domens  materiella  rättskraft  enligt 
svensk  ordinär  civilp  rocess.  üpsala  1882. 
Es  gibt  im  schwedischen  Rechte  keine  positive  Bestimmung 
über  den  Umfang  der  Rechtskraft.  Der  Verf.  war  darum  ge- 
nötigt, die  Lösung  der  Aufgabe  aus  „der  Natur  der  Sache"  zu 
schöpfen.  Um  die  Begrenzung  der  Rechtskraft  zu  finden,  unter- 
sucht er  zuerst,  was  Gegenstand  eines  Rechtsstreits  sein  kann; 
von  dem  Inhalte  des  Urteils  kann  nur  dasjenige,  was  selbständig 
in  Judicium  deduziert  werden  konnte,  die  Rechtskraft  erreichen, 
dasjenige  aber  nicht,  was  nur  als  Voraussetzung  beurteilt  wird. 
Gegenstand  eines  Rechtsstreits  ist  aber  immer  ein  Anspruch, 
dessen  Begriff  näher  untersucht  wird,  und  es  ist  somit  nur  der 
vor  Gericht  gezogene  Anspruch,  welcher  rechtskräftig  beurteilt 
wird.  Nach  dieser  positiven  Grundlegung  unterwirft  der  Verf. 
die  Lehre  von  der  Rechtskraft  der  Gründe  einer  näheren  Kritik, 
und  findet  eine  solche  Erstreckung  der  Rechtskraft  weder  vom 
logischen,  noch  vom  praktischen  Standpunkte  begründet.  In  der 
folgenden  Darstellung  gibt  der  Verf.  nähere  Bestimmungen  über 
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die  Identität  /.\\  eier  Ansprüche  und  untersucht,  welche  Umstände 
solche  Identität  ausschliessen.  Endlich  beantwortet  er  die  Frage, 
wie  die  Rechtskraft  in  prozessualischer  Beziehung  geltend  ge- 
macht wird  und  deduziert,  unter  Berufung  auf  die  Strafdrohung 
gegen  Erneuerung  einer  rechtskräftig  abgeurteilten  Klage,  dass 
die  Einrede  der  Rechtskraft  als  prozesshindernde  aufzufassen 
sei,  und  dass  sie  vom  Richter  von  Amts  wegen  berücksichtigt 
werden  müsse.  Die  Schrift  gibt  zwar  wenig  Neues,  aber  der 
Verf.  zeigt  offenen  Blick  für  die  praktischen  Probleme  der  Frage 
und  reiche  Kenntnis  der  einschlägigen  Litteratur.     Afzelius. 

Levy,  J.  A.  Eeds-en  Staats-geknutsel.  s'Gravenhage.  153  S. 
Verf.,  Advokat  zu  Amsterdam,  befürwortet  gegen  die  S.  200 
des  C.Bl.  erwähnte  Schrift  des  evangelischen  Predigers  v.  Leeuwen 
in  Zütphen  die  Abschaffung  des  Eides  und  zeigt  klar,  gründlich 
und  überzeugend,  dass  der  Zweck  jener  Schrift :  Verteidigung  des 
Eides  verfehlt  sei.  v.  Swin deren. 


V.  Staatsrecht. 

Jelliuek,  G.  Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen. 
Wien,  Holder.     1882.     VIII  u.  319  S.     7  M.  20  Pf. 

Ungeachtet  ihrer  eminenten  Wichtigkeit  für  die  gesamte 
Staatswissenschaft  und  insbesondere  für  das  Staats-  und  Völkei--R. 
ist  die  Lehre  von  den  St.-Verb.  seit  Pufendorff  nicht  in  ausführ- 
licher und  zusammenhängender  Weise  behandelt  worden.  Geleitet 
von  der  Ueberzeugung ,  dass  nur  eine  solche,  alle  historisch  ge- 
gebenen Arten  der  St.-Verb.  umfassende  Untersuchung  zu  sicheren, 
der  Wirklichkeit  entsprechenden  Resultaten  führen  könne,  hat 
der  durch  seine  bisherigen  rechtsphilosophischen  Arbeiten  bekannte 
Verf.  die  Ausfüllung  dieser  Lücke  durch  die  vorliegende  Mono- 
graphie unternommen. 

Der  Erörterung  der  verschiedenen  Arten  von  St.-Verb.  hat  er 
einleitende  Untersuchungen  (S.  3 — 60)  vorausgeschickt, 
welche  insbesondere  teils  die  zu  befolgende  Methode,  teils  die 
massgebenden  Grundlehren  feststellen  sollen.  Als  die  allein 
richtige  Methode  der  Bearbeitung  des  öffentlichen  R.  und  daher 
auch  seiner  Aufgabe  betrachtet  er  die  juristische  und  induktive ; 
jedoch  verkennt  er  nicht,  dass  auch  die  wissenschaftliche  Be- 
handlung des  Staats-  und  Völker-R.  von  ,. nicht  weiter  reduzier- 
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baren"  Hypothesen  über  die  Natur  des  Staates  ausgehen  muss, 
und  dass  die  juristische  Betrachtung  von  der  historisch-politischen 
nicht  völlig  abgetrennt  werden  darf,  da  erst  durch  diese  vielfach 
ein  tieferes  Verständnis  der  abstrakten  Sätze  des  öffentlichen  R. 
herbeigeführt  wird.  Als  sachlich  für  die  gesamte  Auffassung 
der  St.-Verb.  grundlegend  erörtert  er  Begriff  und  Bedeutung 
der  Souveränität.  Den  Begriff  der  S.  bestimmt  er,  nach  einer 
kritischen  Ueberschau  über  die  bisher  aufgestellten  (neueren) 
Theorien,  als  ,die  Eigenschaft  eines  Staates,  kraft  welcher  er 
nur  durch  eigenen  Willen  rechtlich  gebunden  werden  kann" 
(S.  34);  die  S.  ist  aber  nach  seiner  Ansicht  kein  wesentliches 
Merkmal  des  Staates,  sondern  ein  Staat  ist  vorhanden,  wenn 
einer  öffentlichen  Korporation  in  ii'gend  einer  Richtung  Herr- 
schafts-R.  als  eigenes  R.  zusteht.  Das  Wesen  des  eigenen  R. 
und  somit  der  Staatsgewalt  besteht  nach  J.s  Auffassung  in  der 
Unkontrollierbarkeit  der  Ausübung;  Originalität  und  ün- 
entziehbarkeit  dagegen  gehören  nicht  zum  Begriff  des  eigenen  R., 
vielmehr  fordert  die  Einheit  der  S.,  dass  die  R.  des  untergeoi'd- 
neten  (nicht  souveränen)  Staates  von  dem  souveränen  Staate 
verliehen  seien  und  dass  sie  von  demselben  eventuell  entzogen 
werden  können  (S.  44  ff.,  vgl.  mit  S.  140  ff.  u.  S.  294  ff.). 
Durch  Vertrag  kann  niemals  ein  nicht  souveräner  Staat  entstehen, 
beziehungsweise  ein  Verhältnis  der  Ueberordnung  und  Unterord- 
nung zwischen  Staaten  begründet  werden  —  und  dieser  Punkt 
ist  für  die  ganze  Lehre  J.s  von  eingreifendster  Bedeutung  — 
der  Vertrag  erzeugt  keine  Abhängigkeit,  der  nur  durch  Vertrag 
verpflichtete  Staat  folgt  nur  dem  eigenen  Willen. 

Die  aus  diesen  grundlegenden  Erörterungen  sich  ergebende 
Haupteinteilung  der  St.-Verb.  ist  diejenige  in  völkerrecht- 
liche (vertragsmässige ,  mit  Koordination  der  Glieder)  und  in 
staatsrechtliche  (mit  Ueber-  und  Unterordmmg  der  Glieder). 
Vei'f.  -legt  aber,  um  den  Resultaten  seiner  speziellen  Unter- 
suchungen nicht  vorzugreifen  ,  den  letzteren  nicht  diese  Unter- 
scheidung zu  Grunde,  sondern  die  mehr  in  die  Augen  fallende 
von  nicht  organisierten  und  organisierten  Verbindungen. 
Bevor  er  auf  diese  eigentlichen  St.-Verb.  („Verbindungen  mit 
juristischem  Charakter")  eingeht,  unterzieht  er  jedoch  eine  Reihe 
von  historisch-politischen  Erscheinungen,  welche  eine  gewisse 
Verwandtschaft  mit  diesen  haben,  einer  näheren  Betrachtung 
(S.  61—88). 

Als  historisch-politische  Verbindungen  führt  J.  auf:  das 
Verhältnis    von   Nebenländern   und    Kolonien   zum   Haupt-   und 
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Mutterlande;  die  Inkorporation;  die  Personalunion.  Insbesondere 
wird  ausgeführt  dass  die  britischen  Kolonien  keine  Staaten,  son- 
dern rechtlich  nur  Teile  des  Mutterlandes  seien  (S.  65  ff.)  und 
dass  ebenso  die  österreichischen  Kronländer  nicht  als  Staaten 
angesehen  werden  dürften,  sondern  Oesterreich  (Cisleithanien) 
ein  dezentralisieiier  Einheitsstaat  sei  (S.  76  ff.). 

In  dem  Abschnitt  über  die  nicht  organisierten  St.- Verb, 
mit  juristischem  Charakter  (S.  89 — 157)  erörtert  J. :  Die  (allge- 
meine) Staatengemeinschaft  und  die  (spezielleren)  Staatensysteme; 
die  Staatenverträge  überhaupt,  welche  er  nach  der  Art  der 
Verbindung  in  Verwaltungs-  und  politische  Verträge,  nach  dem 
Grade  der  Verbindung  in  Verträge  im  engeren  Sinne  und 
Bündnisse  einteilt  (8.  105  ff.).  Die  vertragsmässige  Okkupation 
und  üebemahme  eines  Staates  in  Verwaltung,  für  welche  irre- 
gulären Verhältnisse  erst  die  neueste  Zeit  Beispiele  biete;  die 
Allianz,  als  welche  auch  das  Lehnsband,  wenn  dasselbe  keine 
Gehorsamspflicht  begründe,  und  der  Tributvertrag  zu  betrachten 
sei ;  die  Protektion  nebst  Garantie  und  ewiger  Neutralität,  welche 
Verhältnisse,  weil  vertragsmässig  entstehend,  keine  Unterordnung 
begründen  könnten;  endlich  den  Staatenstaat,  als  dessen  Wesen 
J.  (S.  137  ff.)  indirekte  Herrschaft  der  souveränen  Staatsgewalt 
über  das  Volk  (des  untergeordneten  Staates)  bezeichnet,  und 
unter  den  er  insbesondere  auch  (S.  142  ff.)  das  alte  deutsche 
Reich  eim-eihen  will. 

Besonders  eingehend  sind  die  organisirten  St.- Verb,  (mit 
juristischem  Charakter)  behandelt  (S.  158—314),  zuerst  die  inter- 
nationalen Verwaltungs  vereine,  sodann  die  organisierten  politischen 
Verbindungen  (Bündnisse) :  Staatenbund,  Eealunion  und  Bundes- 
staat. Die  Erörtei-ung  der  internationalen  Verwaltungs- 
vereine (S.  158—172)  ist  sehr  bemerkenswert  als  Versuch 
einer  juristischen  Konstruktion  der  im  19.  Jahrhundert  hervor- 
getretenen und  in  den  letzten  Jahrzehnten  zu  grösserer  Aus. 
dehnung  gelangten  Anfänge  einer  internationalen  Organisation 
für  gemeinsame  nicht  spezifisch  politische  Zwecke.  Den  Staaten- 
bund fasst  J.  als  eine  organisierte  Societät  souveräner  Staaten 
(zunächst  für  gemeinsame  Verteidigung)  auf;  er  leugnet  daher 
jede  Rechtssubjektivität  und  jede  Herrschaft  desselben  über  die 
Bundesglieder,  wogegen  er  (S.  187  ff.)  —  im  Anschluss  an 
Calhoun  —  eine  direkte  Unterordnung  der  einzelnen  Bürger 
unter  die  Bundesorgane  für  dem  Wesen  des  Staatenbundes  nicht 
mderstreitend  erachtet.  Die  Realunion  erklärt  er  für  eine 
Unterart   des   Staatenbundes,   deren  Besonderheit   darin  bestehe, 
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dass  eine  und  dieselbe  physische  Person  zur  Trägerschaft  der 
Staatsgewalten  der  verbundenen  Staaten  rechtlich  berufen  sei ; 
hervorzuheben  ist  namentlich  die  Ausführung  (S.  197  ff.),  dass 
die  Kealunion  nicht  durch  Gesetz,  sondern  durch  Vertrag  ent- 
stehe, sowie  der  Nachweis  (S.  226 — 53),  dass  die  Verbindung 
zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  nach  den  gegenwärtig  gelten- 
den Normen  als  Realunion  zu  betrachten  sei.  —  Für  den  Be- 
griff des  Bundesstaats  ist  nach  J.'s  Ansicht  durchaus  mass- 
gebend die  Entstehung  desselben ;  diese  darf,  wie  er  in  lebhafter 
Polemik  gegen  die  Vertragstheorie  darzuthun  sucht  {S.  253  ff.), 
nur  als  Selbstorganisierung  einer  Nation  aufgefasst  werden ; 
daraus  folgert  er  insbesondere ,  dass  die  Glieder  des  Bundes- 
staates, wenngleich  wirkliche  Staaten  (S.  306  ff.) ,  doch  von  der 
Zentralgewalt  geschaffen  und  mit  staatlicher  Macht  ausgerüstet 
würden  (S.  271  ff.,  280  ff.).  Wesentliche  Merkmale  des  Bundes- 
staatsbegriffes seien  nur  die  Existenz  von  Gliedstaaten,  die 
Souveränität  der  Zentralgewalt  und  die  direkte  Unterordnung 
des  Volkes  unter  dieselbe  (s.  bes.  S.  291);  durch  das  erstere 
Moment  unterscheide  sich  der  Bundesstaat  spezifisch  vom  Ein- 
heitsstaate, durch  das  zweite  vom  Staatenbunde,  durch  das  dritte 
vom  Staatenstaate ;  föderale  Organisation  sei  kein  essentiale, 
sondern  höchstens  ein  naturale  des  Bundesstaatsbegriffs  (S.  289). 
Neben  dem  Staatenstaat  und  dem  Bundesstaat  gibt  es  nach  J. 
keine  andei-e  Form  staatsrechtlicher  St.-Verb.  (S.  314  u.  316). 
Die  von  ausgedehnten  Studien  und  scharfer  Dialektik 
zeugende  Arbeit  bietet  reiche  Belehrung  und  vielfache  Anregung. 

Brie. 

GradoTVski.  Naczala  russkago  gossudarstwennago  prawa. 
(Die  Gi'undsätze   des   russischen   Staats-R.)     St.   Petersburg. 
1882.     T.  I.     XI  u.  436  S.     T.  II.     459  S. 
G.,  Professor   der  St.  Petersburger  Universität,   gibt  hier   ein 
Lehrbuch   des  russischen  St.R.     Der   I.  Teil   enthält   die  Staats- 
verfassung, der  IL  die  Organisation  der  Zentralverwaltung,  der 
III.  noch   nicht    erschienene   wird   die  Provinzialverwaltung  ent- 
halten.    Bei    der    Darstellung    der    Hauptgrundsätze    des    russ. 
St.R.    sucht  G.   dieselben   durch   Vergleichung   mit   den   Bestim- 
mungen   des  St.R.    anderer   europäischer   Staaten   in   das   rechte 
Licht  zu  stellen.    Einzelnen  grösseren  Abschnitten  ist  eine  kurze 
historische  Entwickelung  des  betreffenden  Instituts  vorangeschickt. 
Die  Lehre  von  der  Staatsverfassung  beginnt  Verf.  mit  der  Lehre 
vom  Gesetze  und  erörtert  hier  die  Abfassung  und  Publikation  der 
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Gesetze,  das  Verhältnis  der  Gesetze  zu  Verordnungen  (des  Staats- 
oberhauptes wie  der  Organe  der  Staats-  und  Selbstverwaltung) 
und  zu  richterlichen  Urteilen. 

Das  2.  Buch  des  I.  T.  enthält  die  Lehre  von  der  Staats- 
gewalt, welche  in  Russland,  als  einer  unbeschränkten  Monarchie, 
mit  der  Lehre  von  den  R.  und  Prärogativen  des  Kaisers 
(Majestäts-R.)  zusammenfällt.  Unter  den  Rechten  versteht  der 
Verf.  die  Gesamtheit  aller  der  Befugnisse,  welche  aus  dem 
Wesen  der  Souveränität  fliessen  und  daher  stets  dem  Träger 
derselben  zustehen  müssen,  unter  „Prärogativen"  die  persön- 
lichen Privilegien,  welche  dem  Kaiser  zustehen.  Bei  der  Dar- 
stellung der  ersteren  erörtert  der  Verf.,  wie  weit  bei  der  Gesetz- 
gebung, Administration  und  Justiz  der  Kaiser  unmittelbar  oder 
durch  besondere  gewöhnliche  oder  notwendige  (letztere  bei 
der  Handhabung  der  Justiz)  Organe  thätig  wird.  Es  folgt  die 
Behandlung  der  Prärogative  des  Kaisers:  Unverantwortlichkeit, 
besonderer  Schutz  seiner  Person,  Anspruch  auf  Unterhalt  für 
sich  und  seinen  Hof;  ferner  Titel  und  Wappen,  wobei  eine  Ge- 
schiebte der  allmählichen  Entstehung  des  Titels  und  des  Wappens 
gegeben  wird.  Der  Darstellung  der  Thronfolge  (IL  Abt.)  ist  eine 
kurze  Darstellung  der  verschiedenartigen  Grundprinzipien  dei'- 
selben  und  eine  historische  Einleitung  vorausgeschickt.  Es  folgen 
die  Bestimmungen  über  Thronbesteigung  und  Krönung,  über  die 
Minderjährigkeit,  Vormundschaft  und  Regentschaft,  endlich  das 
Familienstatut  des  Kaiserhauses. 

Das  3.  Buch  behandelt  die  Unterthanenschaft  und  dasStände-R. 
Der  Ausdruck  Unterthanenschaft  bezeichnet  in  Russland  das 
Staatsbürger-R.:  die  Unterthanenschaft  überhaupt,  Wesen,  Ervverb 
derselben,  historische  Ausbildung  der  Stände  in  Russland  (Adel, 
Bürger,  Bauern  und  Geistlichkeit),  den  Erwerb  und  Verlust 
der  Standes-R.,  die  Rechte  der  russischen  Unterthanen  und  der 
einzelnen  Stände,  Sicherstellung  der  persönlichen  Freiheit  und 
des  Vermögens,  Freizügigkeit,  Auswanderung,  Handel  und  Ge- 
werbefreiheit,  die  Gesetze  über  die  Presse  und  über  die  Ge- 
wissensfreiheit, ferner  die  Pflichten  der  Unterthanen :  Wehrpflicht 
und  Geschworenendienst  und  endlich  die  Rechte  und  Pflichten 
der  einzelnen  Stände,  die  Stellung  der  Ausländer  (inostranzy)  und 
der  auf  einer  niedrigen  Kulturstufe  stehenden  Stämme  und 
Völkerschaften  (inorodzy). 

T.  II,  die  Organisation  der  Verwaltung,  behandelt  im 
I.  Buch  das  Wesen  der  Staatsämter  und  den  Staatsdienst,  die 
allmähliche  Entwickelung  der  Staatsämter  im  westlichen  Europa 
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und  in  Russland  und  das  R.  der  Staatsdiener  in  Russland 
(Eintritt  und  Verantwortlichkeit  etc.).  11.  Buch:  Organisation 
der  Reichs-  und  Kontrollbehörden,  Organe  der  Gesetzgebung 
und  obersten  Verwaltung,  der  Reichsrat,  das  Ministerkomitee, 
der  Ministerrat  und  das  kaukasische  Komitee,  die  Ober- 
behörden der  (vom  Gesetze)  abhängigen  Verwaltung.  G.  unter- 
scheidet bei  der  Verwaltung  1)  diejenigen  Befugnisse,  welche 
nur  unmittelbar  vom  Kaiser  ausgeübt  werden  können  (oberste 
Verwaltung),  für  welche  Angelegenheiten  besondere,  obenerwähnte, 
beratende  Körperschaften  organisiert  sind,  deren  Beschlüsse  nur 
ganz  ausnahmsweise  selbständige  Bedeutung  haben,  in  der  Regel 
nur  dann  Kraft  erlangen,  wenn  selbige  vom  Kaiser  bestätigt 
worden  sind.  2)  Alle  übrigen  Angelegenheiten,  welche  auf  Grund 
der  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen  von  Behörden  im 
Namen  des  Kaisers  erledigt  werden  können.  Diese  Angelegenheiten 
bezeichnet  er  als  solche  der  abhängigen  Verwaltung.  Die  (nomi- 
nellen) Oberbehörden  innerhalb  der  letzteren  sind :  der  Senat  und 
die  Synode,  die  (nominellen)  Unterbehörden  die  Ministerien. 
Diese  letzteren  sind  aber,  wenn  die  geeigneten  Persönlichkeiten 
an  ihrer  Spitze  stehen,  thatsächlich  vom  Senat  ganz  unabhängig, 
schon  dadurch,  dass  die  Minister  Mitglieder  der  Kollegien  der 
, obersten  Verwaltung"  sind.  Jene  Einteilung  des  Verf.  hat  daher 
bloss  eine  schematische  Bedeutung.  G.  behandelt  die  Geschichte, 
die  jetzige  Organisation  und  Bedeutung  des  Senats,  der  Synode  und 
der  Ministerien:  1)  Min.  des  Auswärtigen,  2  u.  3)  des  Kriegs 
und  der  Marine,  4)  der  Finanzen,  5)  der  Reichsdomänen,  6)  die 
Reichskontrolle,  7)  Min.  des  Innern,  das  vor  kurzem  wieder- 
hergestellte, seitdem  aber  wieder  aufgehobene  Minist,  der 
Posten ,  Telegraphen  und  der  geistlichen  Angelegenheiten  aus- 
ländischer Konfessionen  (so  werden  in  Remiszenz  an  die  Zeit  des 
russischen  Zartums,  wo  Staat  und  Kirche  vollständig  mit  ein- 
ander verquickt  waren,  alle  nicht  zur  russischen  Kirche  gehören- 
den Konfessionen,  auch  die  der  armenischen  Kirche,  obwohl  sie 
eine  morgenländische  ist,  bezeichne!;),  8)  das  Min.  der  Volksauf- 
klärung (des  Unterrichts),  9)  Min.  der  Wege  (und  Kanäle), 
10)  Justizmin.,  11)  Min.  des  kaiserlichen  Hofes,  12)  die  Kanzlei 
des  Kaisers,  die  Bittschriftenkommission.  Engelmann. 
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"VI.  Verwaltungsrecht. 

Rosin,  H.  Das  Polizeiverordnungs-R.  in  Preussen.  Ver- 
waltungsrechtlich entwickelt  und  dai'gestellt.  Breslau, 
Köbner.   1882.     202  S.     4  M.  50  Pf. 

Der  Begriff  der  Polizeistraf-V.  wird  in  den  §§.  1  u.  3  im  An- 
schluss  an  die  Unterscheidung  von  Gesetz,  Verfügung  und  Ver- 
ordnung entwickelt.  Das  Gesetz  knüpft  an  einen  abstrakt  nor- 
mierten Thatbestand  eine  Rechtsfolge  —  im  Verwaltungs-K.  eine 
Verpflichtung  der  Staatsbürger  gegenüber  der  Staatsverwaltung ; 
die  Verfügung  ordnet  einen  konkreten  im  Gesetz  abstrakt  vor- 
gesehenen Fall  nach  Massgabe  des  Gesetzes.  Die  Gesetze  machen 
zum  Teil  den  Eintritt  der  von  ihnen  festgestellten  Verpflichtungen 
von  einem  Willensakt  der  Verwaltung  abhängig,  welche  die  Er- 
füllung der  im  Gesetz  abstrakt  normierten  Handlungen  fordert; 
es  bedai-f  in  diesem  Falle,  um  wirksam  zu  werden,  der  Ercränzunor 
durch  die  Verfügung.  Letztere  unterscheidet  sich  von  dem  Ge- 
setze dadurch,  dass  sie  sich  stets  auf  einen  konkreten  Fall  be- 
zieht und  mit  demselben  sich  erschöpft,  und  dass  dieser  konkrete 
Thatbestand  in  dem  abstrakten  Thatbestande  des  Gesetzes  ^ent- 
halten sein  muss.  Dagegen  kann  auch  die  auf  einen  konkreten 
Fall  bezügliche  Verfügung  allgemein  verbindlich  sein,  ebenso 
wie  umgekehrt  auch  ein  Gesetz  einen  individuellen  Thatbestand 
in  individueller  Weise  regeln  kann.  Die  Verfügung  entnimrtit 
ihre  Kraft  nicht  sich  selbst,  sondern  dem  Gesetze,  sie  bildet  einen 
Thatbestand,  dessen  Voraussetzung  der  abstrakte  Thatbestand 
des  Gesetzes  ist  und  dessen  üebertretung  (bei  Strafgesetzen)  die 
im  Gesetz  angedrohte  Strafe  zur  Folge  hat.  Die  Verwaltungs- 
verordnung enthält  wie  das  Gesetz  eine  einheitliche  Normierung 
einer  Thatbestandseinheit,  jedoch  nicht  eine  rechtliche.  Sie  regelt 
die  Thätigkeit  der  Verwaltungsbehörden  innerhalb  der  Gesetze; 
sie  kann  dagegen  nicht  den  Einzelnen  zu  einer  Handlung  oder 
Unterlassung  verbinden,  zu  welcher  ihn  nicht  schon  das  Gesetz 
verpflichtet. 

Zwischen  der  Verwaltungs-V.  und  dem  Gesetze  steht  die 
Rechts-V. ,  welche  nur  formell  Verordnung  ist,  insofern  sie  von 
der  Verwaltung  ausgeht,  materiell  dagegen  Gesetz  ist  und  wie 
das  Gesetz  Pflichten  gegenüber  der  Staatsverwaltung  begiündet. 
Die  Rechts-V,,  insbesondere  die  Polizeistraf-V.  leiten  ihre  gesetzliche 
Kraft    aus   einer  Delegation    der   gesetzgebenden  Gewalt   an  die 


342       Centralblatt  für  Rechtswissenscliai't.    I.  Band.    9.  Heft. 

Polizeibehörden  ab.  „Der  Charakter  der  gesetzgebenden  Gewalt, 
von  welcher  die  Delegation  ausgeht,  bestimmt  auch  denjenigen 
der  pol.  V.  „So  sind  die  auf  Grund  der  Gew.O.  ergangenen  orts- 
polizeilichen Verordnungen  Reichs-R.  und  schliessen  die  Landes- 
gesetzgebung, sowie  auch  die  auf  Grund  der  letzteren  etwa  zu- 
lässig gewesenen  Pol.V.  der  Landesbehörden  aus.  Anders  wenn 
das  Reichsgesetz  die  Landesgesetzgebung  und  das  auf  ihr  be- 
ruhende delegierte  Yerordnungs-R.  zur  Voraussetzung  seiner  Straf- 
bestimmungen macht,  wie  z.  B.  die  sogenannten  Blankett-Straf- 
gesetze  der  §§.  360  ff.  des  R.St.G.B.  Die  entsprechenden  Ver- 
ordnungen sind  nicht  Reichs-R.  sondern  Landes-R.  Die  Dele- 
gation kann  bloss  zur  Normfeststellung  oder  zugleich  zur  Straf- 
androhung erfolgen.  Eine  allgemeine  Delegation  liegt  vor,  wenn 
die  Behörde  im  Gesamtumfang  der  ihr-  zustehenden  Polizeigewalt 
zum  Erlass  von  Verordnungen  ermächtigt  ist.  Das  delegierende 
Gesetz  kann,  soweit  seine  eigene  Kraft  reicht,  auch  der  auf 
seinem  Grunde  erlassenen  Polizei-Straf-V.  derogierende  Kraft 
gegenüber  andern  bereits  bestehenden  Gesetzen  beilegen,  so  dass 
also  in  diesem  Falle  Rechtsvorschriften  nicht  bloss  praeter  legem, 
sondern  in  diesem  Sinne  contra  legem  durch  Verordnung  sanktio- 
niert werden  (Feld-  und  Forstpolizeigesetz  vom  1.  April  1880 
§.  13,  §.  96).  Soweit  dies  nicht  ausdrücklich  geschehen  ist, 
können  durch  Pol.-V.  die  Gesetze  als  Rechtsnormen  einer  höheren 
Ordnung  nicht  abgeändert  werden.  Ist  eine  polizeiliche  Materie 
durch  ein  Gesetz  (z.  B.  das  Impfgesetz)  vollständig  geregelt,  so 
können  nicht  durch  Pol.V.  weiter  gehende  Vei'pflichtungen  gültig 
aufgelegt  werden.  Mit  der  polizeilichen  Verfügung  konkurriert 
die  Strafverordnung  in  dei'selben  Weise  wie  das  Strafgesetz.  Die 
Befugniss  der  Behörden,  die  Beseitigung  eines  normwidrigen 
Zustandes  durch  die  gesetzlichen  Mittel  zu  erzwingen,  besteht 
unabhängig  von  der  Bestrafung  der  stattgefundenen  Uebertretung. 
Soweit  jedoch  diese  Zwangsmittel  mit  den  Strafmitteln  identisch 
sind,  ist  ihre  Anwendung  in  Konkurrenz  mit  den  letzteren  un- 
zulässig. Daher  kann  zwar  die  nachträgliche  Erfüllung  einer 
polizeilich  gebotenen  Handlung  nach  erfolgter  Bestrafung  der 
Polizeiübertretung  noch  durch  exekutivische  Strafbefehle  erzwungen 
werden,  nicht  aber  die  rechtzeitige  Erfüllung  in  dem  künftigen 
Zeitpunkt. 

Die  übrigen  Abschnitte  handeln  von  den  geschichtlichen 
Grundlagen  (§.  2),  von  Gegenstand  und  Inhalt,  den  Bei-eichen 
(und  den  berechtigten  Behörden),  dem  Erlass  und  der  Aufhebung 
der  Polizeistrafverordnungen  (§§.  4 — 7)  endlich  von  den  Kontrollen 
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des  Polizeiverordnungs-R.  Die  Darstellung  zeichnet  sich  in  allen 
Teilen  durch  gründliche  Beherrschung  des  Stoffes,  durch  Gedanken- 
reichtum und  durch  Klarheit  aus.  Kl(Wtermann. 

Heerordnung.  III.  T.  56  S.  50  Pf.  Wehr  Ordnung.  223 
u.  70  S.  2.  Aufl.  2  M.  Berlin,  Grosser. 
Der  „ni.  Teil"  der  Heerordnung  enthält  die  sämtlichen  bis 
Ende  1881  zur  Heerordnung  (T.  I.  Rekrutierungsordnung:  T.  Tl. 
Landwehrordnung)  ergangenen  Deklarationen,  Ergänzungen,  Aen- 
derungen  und  Anmerkungen,  übersichtlich  zusammengestellt, 
nebst  Inhaltsverzeichnis  und  alphabetischem  Sachregister. 

Die  Deutsche  Wehrordnung.  Dem  unveränderten 
Text  derselben  (T.  I.  Ersatzordnung,  T.  11.  Kontrollordnung) 
sind  das  Landstunngesetz,  die  Disziplinarstrafordnung,  die  Uebei-- 
sicht  der  Landwehrbezirks-Einteilung,  die  Prüfungsordnung  zum 
einjährig-freiwilligen  Dienst  und  das  Verzeichnis  der  höheren 
Lehranstalten,  welche  die  Berechtigung  zur  Ausstellung  gültiger 
Zeugnisse  über  die  Befähigung  zum  einjährigen  Dienst  haben 
und  ein  ausführliches  Sachregister  beigefügt.  Ein  Nachtrag  mit 
selbständigem  alijhabetischem  Sachregister  enthält  die  Ergänzun- 
gen und  Aenderungen  der  Wehmrdnung  in  übersichtlicher  Zu- 
sammenstellung, die  Aenderungen  in  der  Landwehrbezirks-Ein- 
teilung f.  d.  D.  R.  sowie  das  Gesetz  v.  6.  Mai  1880  betr.  Ei-- 
gänzungen  und  Aenderungen  des  R.  Mil.  G.  v.  2.  Mai  1874. 

Hecker. 

Frendenstein,  G.  Die  Gebrechen  und  die  Reform  der 
Bauverträge.  Minden,  W.  Bruns.  1882.  LV^  u.  59  S.  80  Pf. 
Vei'f.  empfiehlt  dem  Bauübernehmer ,  mit  dem  Bauherrn  zur 
Vermeidung  der  jetzt  häufig  aus  dem  beiderseitigen  Vertragsver- 
hältnisse entspringenden  Zweifel  und  der  zu  Ungunsten  des  Üeber- 
nehmers  ausfallenden  Prozesse  künftig  nicht  mghr  einen  Werks- 
verdingungsvertrag ,  sondern  ein  Auftrags-  (Vollmachts-)  Ver- 
hältnis einzugehen,  welches  ihn  wesentlich  günstiger  stellen 
würde,  da  er  alsdann  weder  den  den  Bau  treffenden  Zufall  zu 
tragen,  noch  für  die  Versehen  der  Bauarbeiter  einzustehen  noch 
den  letzteren  und  den  Lieferanten  aus  den  namens  des  Mandanten 
geschlossenen  Verträgen  zu  haften  hat,  auch  den  Auftrag  zuiück- 
geben  kann.  Ob  sich  viele  Bauherren  auf  einen  solchen  Vertrag 
einlassen  werden ?  Leuthold. 

Cäsar,    J.      Handbuch    der    deutschen    Reichsgesetz- 
gebung   betreffend    die    Seeunfälle,    deren    Unter- 
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suchung  und  Verhütung.  Mit  Ergänzungen  und  Er- 
läuterungen aus  den  Materialien,  den  Ausführungsbestim- 
mungen «nd  den  Entscheidungen  der  Seeämter  und  des  Ober- 
Seeamts.  Bremen,  Schünemann.  1882.  VIII  u.  192  S.  4  M. 
Der  Vei'f.  hat  durch  die  Herausgabe  dieser  Schrift  den  Prak- 
tikern, welche  in  maritimen  Angelegenheiten  zu  wirken  haben, 
sowie  auch  den  Nautikern,  welche  sich  über  die  bei  der  Schiffs- 
leitung zu  befolgenden  gesetzlichen  Vorschriften  zu  unterrichten 
wünschen,  einen  Dienst  geleistet.  Die  deutsche  Gesetzgebung 
hat  seit  1866  in  Beziehung  auf  die  Verhältnisse  der  Kauffartei- 
Schiflfahrt,  insbesondere  für  den  Zweck  der  Sicherstellung  der 
Schiffe  und  deren  Besatzungen  gegen  Unfälle  zahlreiche  Be- 
stimmungen erlassen.  Von  bedeutendem  Einfluss  auf  die  Praxis 
ist  vornehmlich  die  durch  das  Gesetz  vom  27.  Juli  1877  bewirkte 
Einsetzung  von  Seeämtern  und  des  Oberseeamts  gewesen,  infolge 
welcher  alle  erheblicheren  Seeunfälle,  durch  welche  deutsche 
Kauffarteischiffe,  oder  durch  deutsche  Küstengewässer  passierende 
Schiffe  des  Auslandes  betroffen  werden,  einer  zugleich  auf  Rechts- 
kenntnis und  nautischer  Rechtskunde  zu  stützenden  Beurtheilung 
unterzogen  werden.  Jene  Gesetze  sind  aber  bisher  nur  in  zer- 
streuten Publikationen  des  R.G.Bl.  und  des  C.Bl.  f.  d.  D.  Reich 
veröffentlicht  worden.  Dem  hierin  liegenden  Mangel  hat  der 
Verf.  abgeholfen,  indem  er  diese  Gesetze  und  Regulative  zu- 
sammengestellt und  ihnen  überall  wo  es  nöthig  oder  nützlich 
schien,  Erläuterungen  hinzugefügt  hat.  Das  Werk  zerfällt  in 
vier  Teile. 

Der  I.  Teil  beschäftigt  sich  mit  dem  oben  erwähnten  Ge- 
setze über  die  Seeämter.  Der  Entstehungsgeschichte  desselben 
folgt  der  Text  und  ein  an  die  einzelnen  Paragraphen  sich  an- 
schliessender Kommentar.  Dieser  ist  überall  auf  das  Einzelne 
eingehend  und  bei  mehreren  Paragraphen  umfangreich.  Wo  es 
zum  bessern  Verständnis  dienlich  erschien,  ist  auf  die  Motive 
des  Gesetzes  und  die  demselben  vorangegangenen  Kommissions- 
verhandlungen zurückgegangen  worden.  Von  besonderem  Werte 
sind  die  zahlreichen  Verweisungen  auf  Entscheidungen  der  See- 
ämter und  resp.  des  Ober-Seeamtes,  in  welchen  Paragraphen  des 
Gesetzes  zur  Anwendung  gebracht  worden  sind.  (Bis  jetzt  sind 
Bd.  I,  II  u.  III,  Heft  1,  2  der  von  dem  Reichsamt  des  Innern 
herausgegebenen  Entscheidungen  bei  L.  Friedrichsen  in  Ham- 
burg erschienen.) 

Der  IL  Teil  stellt  die  zur  Ausführung  des  Gesetzes  über 
die  Seeämter    erlassenen   Bestimmungen  zusammen.      Diese  be- 
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treffen  die  Geschäftsordnung  der  Seeämter,  die  Eintheilung  des 
deutschen  Küstengebiets  in  gewisse  Seeamts-Bezirke  und  die  Art 
der  Mitwirkung  der  Kaiserlich  Deutschen  Konsulate  in  Häfen  des 
Auslandes  für  den  Zweck  der  Feststellung  des  Thatbestandes 
nach  vorgekommenen  schwereren  Seeunfällen. 

Der  ni.  Teil  enthält  die  derzeit  in  Gültigkeit  befindlichen 
Verordnungen  über  das  sogenannte  See-Strassenrecht,  über 
die  zur  Nachtzeit,  sowie  bei  nebeliger  oder  dicker  Luft  zu  führen- 
den Lichterund  zu  benutzenden  Schallsignale,  endlich  über 
die  auf  See-  und  auf  den  Küstengewässem  anzuwendenden  Noth- 
und Lootsen-Signale.  Die  wichtigste  Stelle  unter  diesen 
Verordnungen  nehmen  die  sogenannt«  Kollisions- Verordnung 
vom  7.  .Jan.  1880  mit  einem  Nachtrage  von  1881,  und  das 
Gesetz  über  das  Verhalten  der  Schiffer  nach  einem  auf  See 
stattgehabten  Zusammenstosse  (vom  15.  August  1876)  ein.  Der 
Kommentar  des  Verf.  erstreckt  sich  auch  auf  diese  Verordnungen. 
Insbesondere  hat  derselbe  zu  mehreren  Artikeln  der  Kollisions- 
Verordnung  auf  Grund  von  Seeamts-Entscheidungen  beachtungs- 
werte Erläuterungen  geliefert.  Auch  der  §  145  des  deutschen 
Str.G.B.  ist  in  dem  III.  Teile  des  Werks  mitgeteilt  und  kom- 
mentiert. 

Den  IV.  Teil  bilden  „Beilagen".  Hier  sind  zusammenge- 
stellt: 1)  Die  reichsgerichtlichen  Vorschriften  über  den  Nach- 
weis der  Befähigung  der  bei  Seefahrten  zu  verwendenden  Schiffer, 
Steuerleute  und  Maschinisten  (Prüfungsvorschriften,  Attestatio- 
nen etc.):  2)  die  Bestimmungen  über  die  Führung  des  Schiffs- 
journals. —  In  den  übrigen  Abschnitten  des  IV.  Teils  sind  Artikel 
anderer  Reichsgesetze  (der  Strandungsordnung,  des  Gerichts- 
verfassungsgesetzes und  Str.Pr.O.,  auf  welche  die  Seeamts- 
Ordnung  verwiesen  hat)  mitgeteilt.  Den  Schluss  bilden  Angaben 
über  den  Personalstand  und  die  Geschäftsthätigkeit  der  Seeämter. 

Voigt. 


Vn.   Internationales  Recht. 

Lorimef;  J.     The  institutes  of  the  law  of  nations.    Edin- 
burgh and  London,  Blackwood  «fc  Sons.     1882.     16  S. 
Verf.,  Professor  in  Edinburgh,  definiert  das  V.R.  als   auf  die 
Beziehungen  für  sich  bestehender  Völker  angewandtes  Natui'-R. 
oder  als  die  Verwirklichung    der   Freiheit    solcher  Völker   oder 
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als  diese  Verwirklichung  durch  die  gegenseitige  Anerkennung 
ihrer  realen  Machtverhältnisse.  Das  V.R.  wird  demgemäss  ein- ' 
geteilt  in  1)  die  Lehre  v.  d.  Anerkennung,  2)  der  sich  aus  dieser 
ergebenden  normalen  und  3)  der  anormalen  Beziehungen.  Alt  ist 
in  diesem  Grundrisse  einer  Systematik  die  Einteilung  in  Friedens- 
und Kriegs-R. ,  neu  die  Erhebung  der  Anerkennungslehre  zur 
Grundlehre  des  V.R.  A.  Bulmerincq. 

Biilmeriucq,    A.     Les    droits  nationaux   et   un  projet  de 
Reglement    international     des    Prises    maritimes. 
(Revue  de   droit   intern.     T.  XI.  S.  561.     XII.  187.     XIII. 
•  447.    XIV.  114.) 

Die  umfassende  Arbeit,  welche  unter  diesem  Titel  in  dem 
jüngst  ausgegebenen  Heft  2  der  Revue  de  droit  international 
zum  Abschlüsse  gelangte,  bildet  einen  systematischen  Bestand- 
teil der  vom  Verf.  veröffentlichten  Gesammtstudien  über  die 
ebenso  wichtige  als  bisher  nur  fragmentarisch  behandelte  Materie 
des  Prisen-R.  In  „Le  droit  des  Prises  maritimes"  und 
„Theorie  du  droit  des  Prises"  sind  bereits  die  reformatorischen 
Züge  angegeben,  denen  B.  im  3.  Theile  seines  dem  Institut 
de  droit  international  vorgelegten  Berichtes  präzisen  Ausdruck 
gab.  Die  geschichtliche  und  rechtsvergleichende  Basis,  auf  welcher 
Verf.  seine  Untersuchungen  aufführte,  gaben  diesen  Klarheit  im 
Ganzen  und  Verlässlichkeit  im  Detail. 

Besonders  die  Darstellung  des  prisenrechtlichen  Verfahrens 
deckt  eine  breite  Lücke  in  den  Lehrbüchern  dieser  Disziplin. 
Verf.  gibt  da  ein  genaues  Bild,  wie  sich  dieser  eigentümliche 
Prozess  in  England,  Frankreich,  Oesterreich  u.  s.  w.  abspielt 
und  auf  welchen  gesetzlichen  Grundlagen  derselbe  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  ruht.  Im  V.  Abschnitte:  „L'organisation 
et  la  procedure  des  tribunaux  des  prises"  zeigt  B.  wie 
mannigfaltig  und  abweichend  die  einschlägigen  Einrichtungen 
der  europäischen  Seemächte  sind  und  wo  die  Ansatzstellen  künf- 
tiger Reformen  auf  diesem  Gebiete  zu  suchen  wären.  Nach  der 
Darstellung  des  Verfahrens  in  erster  und  zweiter  Instanz  folgt 
unter  VI:  Le  jugement  des  proces  de  prise  u.  s.  w.  1"  Le  droit 
tel  qu'il  resulte  des  declarations  et  des  traites  des  Etats 
maritimes,  und  2"  Le  droit  des  prises  base  sur  les  lois  et  regle- 
ments  les  plus  recents  des  Etats  maritimes.  —  Nach  einer  kurzen 
Betrachtung  über  Reprisen  fasst  Verf.  die  Tendenz  seiner  mühe- 
vollen Arbeit  in  dem  Wunsche  zusammen:  ,,  .  .  que  les  Etats 
maritimes  s'entendent  pour  etablir  un  reglement  des  prises  inter- 
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national  en  remplacement  des  differents  reglements  nationaux, 
et  que  l'incerlitude  actuelle  du  droit  de  guerre  maritime  vienne 
ä  cesser  completem^nt."  B.  gibt  auch  zugleich  den  Entwurf  eines 
solchen  Reglements,  welches  in  131  §§  den  ganzen  Fragenkreis 
mit  einem  Netz  klarer  Bestimmungen  umspannt.         Stoerk. 


k 


VII.  Hilfswissenschaften. 

Canwes,  P.     Precis   du    cours   d'economie    politique  pro- 
fesse    ä    la    faculte    de    droit   de  Paris    contenant 
avec  l'expose  des  principes  Vanalyse  des  questions 
de    legislation  economique,      Deuxieme    ed.   i-evue  et 
augmentee.     Paris,   Larose.     1881    et   1882.     Tome  I.     XI 
und  751  S.     Tome  11.  347  S.     20  fr. 
Das  obige  Werk,  das  in  2.,  stark  vermehrter  Auflage  vorliegt 
(das  Vorwort   zur  1.  Auflage  ist   vom  März  1878  datiert),    zer- 
fällt in  2  grössere  Abteilungen.    In  der  1.  (Economic  politique) 
entwickelt  der  Verf.  das   sozial-ökonomische   Leben   der   Gesell- 
schaft im  allgemeinen.     Er  geht  davon  aus,    dass  in  der  Wirt- 
schaft der  Völker  zwei  verschiedenartige  Kräfte  vereint  wirksam 
sind  und  wirksam  sein  müssen,  die  privaten  nnd  die  öffentlichen, 
les  privees  et  les  publiques  (forces) ;  ersucht  zu  zeigen,  dass  der 
nackte  Individualismus  ebenso  schädlich  ist,  wie  der  ausschliess- 
liche Sozialismus,  dass  nur  auf  dem  Boden  des  Individualismus 
und  Sozialismus,  nur  da,  wo  die  individuellen  und  gesellschaft- 
lichen Kräfte  als  gleichberechtigte  Mächte  sich  konstruiren,    die 
gesellschaftlichen  Institutionen  nutzbringend  sich  aufbauen  können 
(S.  105).     Diese  erste  Abteilung  ist  in  3  Bücher  eingeteilt,  von 
denen  das  1.  die   Gesellschaft,   das   2.   die  Natur,   den  Einfluss 
derselben  behandelt,  während  das  3.  Buch  sich  mit  den  wichtigsten 
Gi-undbegriffen  der  Volkswirthschaftslehre  und  mit  den  „Folgen 
der  wirtschaftlichen  Thätigkeit"  befasst,  Bedürfnisse  und  Güter, 
Wert  und  Preis,  Tausch  und  Kauf,  Kapital  und  Arbeit  etc.  er- 
örtert. 

Weit  umfangreicher  als  diese  I.  Abteilung  ist  die  II.  Sie 
umfasst  den  1.  Band  von  S.  201  an  und  den  ganzen  2.  Band. 
Während  dort  der  Verf.  nach  den  Ursachen  und  Bedingungen, 
von  denen  der  gegenseitige  Ernährungs-  und  Lebensprozess  der 
Völker  in  der  Wirklichkeit  abhängt,  forscht,  gleichsam  die  Grund- 
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läge  für  seine  weiteren  Untersuchungen  legt,  sucht  er  hier  nach 
den  Regeln  und  Grundsätzen  für  menschliche  Handlungen,  be- 
spricht die  Gesetzgebung,  entwickelt  die  Motive,  weshalb  die 
eine  Massregel  oder  Institution  in  der  Gegenwart  verderblich, 
die  andre  heilsam  ist.  Es  sind  vorwiegend  praktische  Fragen, 
die  einer  eingehenden  wissenschaftlichen  Erörterung  unterworfen 
werden,  wie  solches  schon  der  Titel  der  II.  Abteilung  „economie 
industrielle  et  sociale  ou  economic  des  richesses"  ergibt.  In  dem 
1.  Buche  derselben  behandelt  C.  die  an  die  Produktion  und  Kon- 
sumtion sich  anschliessenden  Fragen,  in  dem  2.  jene  der  Be- 
völkerung, an  welche  sich  kurze  Betrachtungen  über  Auswande- 
rung und  Kolonisation  anreihen ;  das  3.  Buch  erörtert  den  Tausch, 
Geld  und  Kredit,  das  Bank-  und  Börsenwesen,  das  4.  den  inter- 
nationalen Handel,  Schutzzoll  und  Freihandel,  während  das  5,  Buch 
mit  einer  Untersuchung  über  die  Verteilung  der  Güter  und  mit 
dem  Hinweis  auf  die  sozialen  Ungleichheiten  und  deren  Be- 
kämpfung, mit  einer  Erörterung  des  Armenwesens  das  ganze 
Werk  beschliesst. 

An  eine  jede  Frage,  die  C.  behandelt,  legt  er  die  ki'itische 
Sonde;  nichts  nimmt  er  ohne  Prüfung  auf.  Vielfach  weicht  er 
dabei  von  den  Anschauungen  der  orthodoxen  Volkswirte  der  eng- 
lischen Schule  ab,  weil  er  die  mannigfachen  bedeutsamen  Vei*- 
schiebungen,  die  das  wii'tschaftliche  Leben  der  Völker  zu  den 
verschiedenen  Zeiten  erfahren  hat,  wahrnimmt.  C.  betrachtet 
die  Gesetze  der  Volkswirtschaft  nicht  als  feststehend,  als  erhaben 
über  Raum  und  Zeit,  sondern  erkennt  sehr  wohl,  dass  auch  der 
Mensch  als  soziales  Wesen  mit  der  gesamten  Kultur  in  allen 
Beziehungen  fortschreitet,  und  dass  innerhalb  der  naturgesetz- 
lichen Grenzen  die  menschliche  Wirtschaft  ein  Produkt  des  mensch- 
lichen Geistes  ist,  dass  daher  auch  die  Wissenschaft  der  National- 
ökonomie es  nicht  mit  solch  unumstösslichen  Gesetzen  zu  thun 
habe,  wie  beispielsweise  die  Physik. 

Bezeichnend  aber  ist  es,  dass  während  wir  in  Deutschland 
längst  diese  Bahnen  gehen,  unbekümmert  um  die  alte  englische 
Schule  mit  ihrer  aprioristischen  und  deduktiven  Methode,  und 
niemand  in  der  deutschen  Wissenschaft  die  Berechtigung  eines 
solchen  Standpunktes  anzugreifen  ernstlich  gewillt  sein  dürfte, 
der  französische  Gelehrte  sich  veranlasst  sieht,  eine  solche  Stellung- 
nahme der  Wissenschaft  gegenüber  gleichsam  zu  rechtfertigen. 
(Vgl.  Ende  des  Vorworts  zur  2.  Aufl.)  Elster  (Halle.) 
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B.   Zeitschriftenüb erschau. 


Neue    Zeitschrift: 

II  Diritto.  Rivista  mensile  di  giurisprudenza.  (Red.  E.  Lai.)  Cag- 
liari.  Timon.  (12  Hefte  ä  64  S.  10  1.)  Heft  1.  2.  Lai,  sull  efifi- 
cacia  della  vendita  di  un  immobile  fatta.  ma  non  trascritta  prima 
della  trascrizione  del  precetto.  Fadda,  della  quistione  posses- 
soria  in  dir.  romano  (Bekker:  R.  d.  Besitzes).  Appunti  e  qui- 
stioni  di  diritto  ipotecario.  Cipolla.  sal  progetto  di  codifica- 
zione  in  materia  di  «societa  commerciali.  —  Giurisprudenza  pra- 
tica. 


Zeitschr.  d.  SaTignj«Stiftuiig.  III.  1.  (Romanist.  Abt.  1.)  Bekker, 
recipere  u.  perrautare  bei  Cicero.  Huber.  Beleuchtung  der 
Schicksale  d.  sog.  syr.-röm.  Rechtsbuchs.  S  ach  an,  Nachtrag  dazu. 
Schirmer,  noch  einmal  d.  Jagd-R.  d.  röm.  Grundeigentümer. 
Ruhstrat,  Prozess  gegen  d.  Schauspieler  Roscius.  Per  nie  e, 
Parerga,  1.  Z.  röm.  Gesellschaftsvertrag.  Lenel,  Quellen- 
forschungen. Roth,  d.  Lehre  v.  d.  legis  actio  sacramento  in 
rem.     Bruns.  kleine  Schriften. 

Gesehichtsblätter  f.  Stadt  n.  Land  Magdeburg.  XVII.  1.  Hage- 
dorn, z.  Verfassungsgesch.  Magdeburgs  (Fortsetzung;  1125  —  92). 
Wolter,  Auszüge  a.  d.  Kopialbuche  v.  Burg.  (Weistum  d. 
Schoppen  in  Magdeburg  über  Vererbung  v.  Heergerate  u.  Gerade 
i.  Burg  V.  J.  1.529.) 

Stodii  e  Documentl  di  Storia  e  Diritto.  (Rom,  Spitthöver.)  III. 
1.  u.  2.  Ruggieri.  sugli  uffici  degLi  agrimensori  e  degli  archi- 
tetti,  specialmente  in  rapporto  alle  senitü  prediali.  Alibrandi, 
.Frammenti  greci  di  annotazioni  ai  libri  di  Dlpiano.  De  Rossi, 
note  di  topografia  romana  raccolte  dalla  bocca  di  Pomponio 
Leto.  —  Appendice:  Tomasetti.  due  manifest!  del  secolo  XVI. 
Re.  statnti  della  cittä  di  Roma.  Gatti,  statuti  dei  mercanti 
di  Roma. 

Jurist.  Blätter.  XI.  17.  u.  18.  Schuster:  Schmidt,  jus  primae 
noctis  (vgl.  eben  S.  94).     17.  R.  d.   Unehelichen   in    Oesterreich. 

Archiv  f.  Post  u.  Telegraphie.  1882.  8.  Das  Eigentums-R.  an 
Postsendungen.  (Nach  der  Revista  de  CJorreos.) 

Patentblatt.  1882.  13.  Hart  ig,  E.,  das  Erfindungspatent  als  tech- 
nologische Einheit. 

Zeitschrift  f.  Berg-R.  XXHI.  2.  Brassert,  einige  Bem.  zum 
bosnischen  Berggesetze  v.  14.  Mai  1881.  Lhotsky  (Wien),  der 
Bergbau  und  die  bergrechtlichen  V^erhältnisse  in  Bosnien  und 
Herzegowina. 

Polit.   Wochenschrift.      (Delbrück:  Berlin,    Walther  u.  Apolant.) 

1.  6.     Laband.  d.  Verbot  d.  DitTerenzgeschäfte. 

Beitrage    z.    Erläntemng    d.    deutschen   B.     (Gruchot.)    XXVI. 

2.  u.  3.  (169—488.)  Z.  Erinnerung  an  Eichhorn.  Schwalbach, 
Streitgegenstand  u.  Beschwerdegegensland.  Möller.  Bemer- 
kungen z.  Z.P.O.  (Zurücknahme  der  Berufung:  Versäumnis  des 
Berufungsklägers:  Tliatbestand  d.  Berufungsurteils.)  Nessel, 
wie  weit  unterliegen  im  Geltungsbereiche  d.  A.  LR.  unter  der 
Herrschaft  d.  deutschen  Z.P.O.  bewegliche  Pertinenzstücke  unbe- 


350       Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    9.  Heft. 

weglicher  Sache  der  Mobiliarpfändung  im  Wege  d.  Zwangsvoll- 
streckung oder  d.  Arrestschlags?  Krech,  Offenbarungseid  i. 
Zwangsvollstreckungsverfahren.  Mugdan,  §.  780—83  Z.P.O. 
Voss,  Herbeischaffung  d.  Urkunden  behufs  Eintragung  d.  Pfän- 
dungspfand-R.  an  Grundbuchforderungen.  Droop,  Zuständig- 
keit d.  inländ.  Gerichte  f.  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Inländern 
und  fremden  Staaten,  insbes.  für  Anordnung  von  Arresten  gegen 
fremde  Staaten.  Seligsohn,  Succession  i.  d.  Besitz  nach 
preuss.  R.  Herbst,  sog.  Kündigungsklage  d.  Tit.  28  d.  A.  Ger.O. 
f.  d.  preuss.  Staaten  unter  der  Herrschaft  d.  deutschen  Z.P.O. 
Cwiklinski,  Sprache  der  Firmen.  —  Klage  aus  d.  nützl.  Ver- 
wendung nach  §,  262  ff.  I,  13  A.  L.R.  Aus  d.  Praxis.  Litteratur. 
Mecklenburg.  Zeitschr.  f.  Rechtspflege.  H.  1.  Bimsen,  Auf- 
gebotsverfahren. Altvater,  zur  Auslegung  der  §.  52  d.  meck- 
lenburg.  Ausführungsverordnung  z.  Z.P»0.  u.  d.  §§.  3,  18—23  d. 
Ausführungsverordnung  zur  K.O. 

NieuweBijdragen  YoorRechtsgeleerdheid  en  Wetgewing.  VID.  1. 
Hingst,  S.  J.,  het  rechtskarakter  der  vennootschap  onder  firma 
in  haar  faillissement.  Marez  Oyens,  J.  C.  de,  mededeelingen 
van  Engelsch  procesrecht.  Weve,  A.  A.,  jets  naar  aanleiding 
van  artikel  457  Wetboek  van  Koophandel.  Ittersum,  Fr.  A. 
R.  A.  van,  artikel  137  van  het  Wetboek  van  strafrecht.  B  o  n  e- 
val  France,  R.  A^an,  over  het  begrip  van  persoonlyke  en  van 
zakelyke  rechtsvordering. 

Temis.  XLIII.  2.  Polenaar,  B.  J.,  artikel  1858  b.en  1884  b.  B.  W. 
Watt  ei,  H.  M.  J.,  een  verkeerd  advies?  Heemskerk,  A., 
de  uitlevering  wegens  moord  of  moordaanslag  op  het  hoofd  van 
een  Staat. 

American  Law  Review.  XVI.  Nr.  3.  Goodwin,  some  features 
of  maritime  liens.  Merriam,  objections  to  grand  Jurors. 
Nr,  4.  Taylor,  rights  and  liabilities  arising  through  the  prorao- 
tion  and  formation  of  a  corporalion.  Lewis  M.  Hosea,  reis- 
sued  patents.  Nathaniel  A.  Prentiss,  unificalion  of  the  law. 

Archirio  ginridico.  XXVIII.  1.  Loria,  la  teoria  del  valore  negli 
ecnnomisti  italiani.  Supino,  il  codice  di  commercio  alla 
Camera  dei  deputati.  Scialoja,  a  proposito  del  fr.  2.  De 
lege  Rhodia  14,  2.  —  Fondazione  Bluntschli. 

Allgem.  Gerichtsztg  v.  Dr.  v.  Schwarze.  N.  F.  II.  6.  Sieben- 
haar, ist  eine  Beschränkung  der  Wechselfähigkeit  auf  Kauf- 
leute, welche  im  Handelsregister  eingetragen  sind,  statthaft 
oder  durch  die  Verhältnisse  geboten?  [Die  Zeitschrift  hört  auf 
zu  erscheinen.] 

Annalen  des  K.  sächs.  Oherlandesgerichts  von  Klemm  u.  Lamm. 
III.  3.  Klemm,  Bemerkungen  über  die  Zustellung  von  An- 
walt zu  Anwalt,  §.  181  Z.P.O. 

Archiv  f.  zivilrechtliche  Entscheidungen  der  sächs.  Justiz- 
behörden. N.  F.  III.  Jahrg.  15.  Wähle,  F.,  die  Eideszu- 
schiebung  in  der  Z.P.O. 

Jurist.  Zeitschr.  f.  Elsass-Lothringen.  VIL  3.  Scher  er,  Ver- 
schiedenheit des  deutschen  u.  französ.  Prozesses. 

Arcliiv  f.  Strafrecht.  XXX.  1.  Lombroso,  Geschlechtstrieb  u. 
Verbrechen.     Ma5'er,  Str.Ges.  u.  Str.P.O.  f.  Japan. 

Nordwestdeutscher  Verein  f.  Gefängniswesen.  Vereinsschr.  Nr.  9. 
(Oldenburg.)  Dochow,  üb.  d.  abschreckende  Moment  im 
Strafvollzug.  Galli,  über  d.  kleineren  Gefängnisse.  Fö  bring, 
Anstalten    f.  Jugendliche.     Aus    d.  Statistik  d.  education  correc- 
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tionelle  1878.  Hansen.  Erziehung  verwahrloster  Kinder  in 
Schleswigholstein.     Nekrolog  f.  Dochow. 

Jahrb.  f.  Psychiatrie.  III.  3.  Schuster.  Aberglauben.  Zurech- 
nungsfähigkeit.  Mongeri,  gerichtsärztlicher  Bericht  üb.  Dely 
Mehemed,  beschuldigt  d.  Mordes  an  Ob.-Lieut.  Kummerow. 

Jahrb.  f.  Gesetzgebuug,  Verwaltnng  und  Volkswirtschaft  im 
Deatschen  Keich.  VI.  Jahrg.  2.  S  t  e  i  n .  L.  v..  einige  Bemer- 
kungen über  das  internationale  Verwaltungs-R.  Bulmerincq, 
Jahresbericht  über  die  neueste  V'ölkerrechtslitteratur  aller  Na- 
tionen. 

Petermanns  Mitteilungen  aus  J.  Perthes  Geographischer  Anstalt 
V.  F.  Behm.  28.  Bd.  I.  Heft.  S.  14.  Das  Leben  der  nach  Si-. 
birien  Verbannten,  nach  russischen  Blättern  geschildert. 

Zeitschr.  d.  Gesellschaft  f.  Erdkunde  zu  Berlin.  XVII.  1.  S.  70  f. 
Fischer,  über  den  augenblicklichen  Stand  der  Sklaverei  in  Ost- 
afrika. 

Sitzungsberichte  d.  k.  preuss.  Akademie  d.  Wissenschaften  zu 
Berlin.  1882.  Nr.  XI.  Drovsen.  zum  Finanzwesen  der  Ptole- 
mäer  (S.  207-286). 

Zeitschr.  f.  badische  Verwaltung  u.  Verwaltungsrechtspttege. 
XIV'.  5.     Zur  Organisation  unseres  höheren  Verwaltungsgerichts. 

Annalen  des  Deutschen  Reichs.  1882.  Nr.  2/3.  Zorn,  Ph..  das 
deutsche  Gesandtschafts-.  Konsular-  und  See-R.  I. 

Oesterr.  Zeitschr.  f.  Verwaltung.  XV.  Jahrg.  Nr.  910.  Hugel- 
mann,  Beiträge  zur  Geschichte  und  Statistik  der  politischen 
Vereine  in  Oesterreich.  U.  (Schlnss.)  Nr.  11/16.  Eglauer,  Bei- 
träge zur  Reform  des  österreichischen  Strafgesetzes  über  Gefälls- 
übertretungen. VI — IX. 

Blätter  f.  adniinistratire  Praxis  (in  Bayern).  XXXII.  (1882.) 
Nr.  2.  Das  öffentlich  mündliche  Verfahren  bei  den  Kreisregie- 
rungen. Nr.  3.  Das  Reichsgesetz  v.  20.  Juli  1881  (Schankgefäss- 
eichung  betr.).  Nr.  5,  6.  Erläuterungen  zum  Reichsgesetze  vom 
1.  Juni  1870  (Staatsangehörigkeit  betr.). 

Forstliche  Blätter.  4.  Braun,  Staats-  und  standesherrliche  Forst- 
wirtschaft. 

Revista  de  Espana.     337—339.    Marcos,  regimen  parlamentario. 

Deutsche  Rerue.  (Berlin,  Janke.)  VH.  Nr.  3—5.  v.  Stein,  ein 
preuss.  Staatsmann  (Altenstein).  Nr.  3.  Neutralisierung  d.  Suez- 
kanals. Nr.  4.  V.  Schulte,  preuss.  Kirchengesetzentwürfe  1838 
bis  1840.  Gessner,  internat.  Schutz  submariner  Kabel.  Hol tz en- 
do r  ff,  Justizmorde. 


C.   Neue  Erscheinungen. 

Vom  16.  April  bis  14.  Mai   1882  erschienen   oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Bficher  und  Broschüren. 

Auerbach.  Glossen  zum  Urkunden- u.  Wechselprozess  d.  deutschen 

Z.P.O.     Berlin.  Auerbach.     1  M. 
*Bar,  V.,  Handbuch  d.  deutschen  Str.R.  I.  Bd.  Berlin,  Weidmann.  8M. 
Barazetti.    das  Rechtsmittel    der  Berufung   und  Beschwerde    nach 

der  R.Z.P.O.     Berlin.  Vahlen.     4  M. 
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Berner,  Lehrbuch  des  deutschen  Str.R.     12.  Aiitl.    Leipzig,  Tauch- 

nitz.     9  M. 
Brandt,    das  Reichsgesetz  gegen  die  Bestrebungen  der  Sozialdemo- 
kratie etc.     Berlin,  Hej'mann.     4  M. 
Codex    diplomaticus     Silesiae.      IL    Bd.      Breslauer    Stadtbuch.     4^ 

Breslau,  Max.     7  M. 
Conard,  Bedeutung  der  Generalkirchenvisitationen.    Berlin,  Rotter. 

60  Pf. 
Curti,  Geschichte  der  Schweiz.  Volksgesetzgebung.    Bern,  Dalp.  4M. 
Dan^elmaier,  E.,  Militär-Privat-R.  d.  k.  k.  österr.  Armee   mit  Be- 
rücksichtigung d.  röm.  R.     Innsbruck,  Wagner.     80  Pf. 
Dultz,   sind    die  Besitzinterdikte  unter  Mitbesitzern  zulässig?    nach 

röm.  und  gem.  R.     Königsberg,  Bej'er.     1  M.  20  Pf. 
»Ergebnisse   der'  Zivil-    u.    Strafrech tsptlege    bei    den   Gerichten    des 

Königreichs  Bayern  i.  J.  1881.  13  Bgn.  4".  München,  Kayser.  3  M. 
Fagiewicz,  Selbstanwalt  bei  Amtsgerichten  etc.  ol.  Aufl.  Wiesbaden, 

Gestewitz.     1  M. 
Freudenstein,*   Gebrechen    u.    Reform    d.    Bauverträge.     Minden, 

Bruns.     57  S.     80  Pf. 
—  ■•'   Blätter  f.   populäre    Rechtswissenschaft   (vgl.    S.   331).     1.    Das 

Amt  d.  Geschworenen   u.  Schöffen.     60  S.     2.  Wechselklagen   u. 

Wechseleinreden.     78  S. 
Fuchsb erger,    die   Entscheidungen    des  Reichsoberhandelsger.  und 

Reichsgerichts  in  1  Bde.  ausführlich  dargestellt  und  nach  Materien 

geordnet.     3.  Teil.  Das  Str.R.     Giessen,  Roth.     10  M. 
Geller,  Sicherstellung  des  Heiratsgutes.     Wien,  Perles.    1  M.  20  Pf. 
Grünewald,  Rechtsgrundsätze  d.  Entscheidungen  d.  Reichsgerichts. 

V.  mit  Register  von  Bd.  I — V.     Berlin,  Heymann.     3  M. 
Gumplowicz,  L.,*    Verwaltungslehre   mit  bes.  Berücksichtigung  d. 

österr.  Verwaltungs-R.     Innsbruck,  Wagner.     7  M.  60  Pf. 
Handelsarchiv,    neues    Hamburger.     Sammlung   der   auf  Handel    und 

SchifTfahrt  bezügl.  Verordnungen   des  J.  1881.     Hamburg,  Nolte. 

287  S.     3  M. 
Hartmann,*  d.  allg.  deutsche  Wechsel-Ordg.    Berlin,  Heymann.  4M. 
Helm  rieh,  Ortsverzeichnis  d.  b.  dem  O.L.Ger.  Jena  beteiligten  Staaten 

und  Kreise.     Jena,  Deistung.     1  M.  20  Pf. 
Huschke,*    die  Lehre  d.  r.  R.  vom  Darlehen  u.  d.  dazu  gehörigen 

Materien.     Stuttgart,  Enke.     244  S.     8  M. 
Hoppe.    Formularbncli   f.    Amtsvorsteher    etc.      4.   Autl.     Colberg, 

Post.     1  M.  50  Pf. 
Jäschke,*  d.  preuss.  Baupolizeigesetze.  5.  Autl.  (v.  Seydel).    Berlin, 

Heymann.     geb.  5  M. 
Klein  fei  der.    G.,    der   Gerichtsstand    der   Widerklage.     München, 

Rieger.     3  M. 
Kopp,  Wörterbuch  z.  Nachschlagen  der  f.  d.  Grossherzogtum  Baden 

wichtigen   Gesetze,   Staatsverträge  etc.     2.  Aufl.    Tauberbischofs- 
heim, Lang.     10  M. 
Kräwel,*    Anleitung    f.   d.    Referendarien   z.    Anfertigung    der   dei 

mündl.  Verhandlung  vorbereitenden  Berichte.     Berlin,  Heymann. 

1  M.  20  Pf. 
Matthias,  B.,*    die  röm.  Grundsteuer  u.  d.  Vectigal-R.    84  S.     Er- 
langen, Deichert.     2  M. 
Merklinghaus,  Repertorium  d.  Reichsgesetze  u.  Verordnungen  etc. 

Cassel,  Selbstverlag.     60  Pf. 

In  Partieen  50  Pf.    Erlös  z.  Besten  d.  König-Wilhelmstiftung  f.  Beamten- 
töchter. 
Nippold,  Wegweiser  durch  d.  Entscheidungen  d.  Reichsgerichts  in 
Strafsachen.     Leipzig,  Fues.     3  M. 


Centralblatt  für  Rechtswissenschaft,    I.  Band.    9.  Heft.       353 

Pf  äff  u.  Hof  mann,  Kommentar  z.  österr.  allgem.  bürgerl.  Gesetz- 
buch.      I.  Bd.  2.  Lfg.     Wien,  Manz.     2  M.  40  Pf. 
*Plenarbeschlüsse  u.  Entscheidungen  d.  k.  k.  Kassationshofes.    IV.  Bd. 

Nr.  301-410.     324  S.     Wien,  Manz.     3  M. 
Preusser,  die  im  vormaligen  Herzogtum  Nassau  neben  d.  R.Str.G.B. 

geltenden     Strafgesetze    und     Verordnungen.      Ergänzungsband. 

Wiesbaden,  Limberth.     2  M.  50  Pf. 
Repetitorium  d.  preuss.  Privat-R.     2.  Aufl.     Berlin,  Heymann.     2  M. 
R  h  a  m  m ,  H.,  Hexenglaube  und  Hexenprozesse ,   vornämlich  in   den 

braunschvreig.  Landen.     Braunschweig,  Zwissler.     1  M.  50  Pf. 
Rudorff,  0.,*  Vorschriften  über  d.  Führung  d.  Handelsregisters,  sowie 

der  Schiffs-,  Genossenschafts-Muster-   und    Zeichenregister     I.  T. 

Handelsregister.     375  S.     Hannover,  C.  Meyer.     5  M. 
Schmidt,    die  Geschäftsrevisionen  bei  den  Amtsgerichten.     Berlin, 

Vahlen.     2  M. 
St  aas,    die  Apothekergesetze   nach   Deutschem  Reichs-    und  preuss. 

Landes-R.     4.  Aufl.  (v.  Zander.)     Berlin,  Gaertner.     3  M, 
Statistik  der  zum  Ressort  d.  kgl.  preuss.  Ministerium  des  Innern  ge- 
hörenden   Straf-    und  Gefangnen-Anstalten  pi-o  1.   April  1880/81. 

4°.  39  V2  Bogen.     Berlin,  Decker.     16  M. 
Stein,  L.  V.,  das  Gesundheitswesen,  (1.  Hauptgebiet,  2.  T.  d.  inneren 

Vei-w.)     2.  Aufl.     Stuttgart,  Cotta.     8  M. 
Stobbe.    0.-*    Handbuch    des    deutschen    Privat-R.     I.  Bd.     2.  Aufl. 

Berlin,  Hertz.     XI  u.  608  S.     UM. 
Tinsch,  H.,*  das  R.  d.  deutschen  Einzelstaaten  bezügl.  d.  Abschlusses 

völkerrechtlicher  Verträge.     56  S.     Erlangen,  Deichert.     1  M. 
Wlassak,  M.,*  Edikt  u.  Klagform.    Romanist.  Studie.   VIU  u.  1.36  S. 

Jena,  Fischer.     2  M.  80  Pf. 
Verhandlungen   über  d.  Entw.  z.  Gerichtsverfassungsges.     3.  Lesung. 

Berlin,  Kortkampf.     2  M. 
Desgl.  z.  Str.P.O.     Ebenda.     2  M. 
Waitz,  die  Verfassung  d.  fränk.  Reiches.    I.  Bd.  Merovingische  Zeit. 

1  Abt.     X  u.  431  S.     Kiel  Homann.     10  M. 
Fortsetzungen:  Baron,  Pandekten  (S. 234).  Schluss,  vollst.  13.  20.  M. 

Dove,  Kirchen-R.  8.  Aufl.  5.  Lfg.  Leipzig,  Tauchnitz.  1  M.  20  Pf. 

Düberg.   Register   (S.  47).     8.  Lfg.    Geller,   (S.  320).   1.  Abt. 

6.  Lfg.  grosse  Ausgabe;  2.  3.  Abt.     Kah,  Z.P.O.  (S.  159)  Lfg.  4. 

u.  5.     Mühlbauer,    (S.  47).      Thesaurus  fasc.    12.      Materialien 

(S.   197).     L    2.    Lfg.     6    M.      Riehl,    Konkurs-Ordg.,    erläutert. 

Wien,  Manz.  4.  Lfg.    IM.     Violets  Bibliothek  (S.  319).  Heft  2. 


2.  Ausgaben  tou  Gesetzen. 

Entwurf  e.  Ges.  betr.  Unfallversicherung  d.  Arbeiter  nebst  Begrün- 
dung, Tabellen  etc.     30  Bg.  iol.     Berlin,  Heymann.     3  M.  -SO"  Pf. 

R.Str.G.B.  (Universalbibliothek  1590).     Leipzig,  Reklam.     60  Pf. 

Ges.  üb.  d.  Presse  etc.     Berlin,  Decker.    15  Pf. 

Eisenbahnpostgesetz  (20./X1I,  75)  etc.  etc.     Berlin,  Decker.    25  Pf. 

Justizgesetze,  preuss.,  zu  d.  Reichsjustizgesetzen.  Neuwied,  Heuser. 
1  M.  80  Pf. 

Ges.  betr.  Handelskammern  u.  Verordg.  betr.  Volkswirtschaftsrat. 
2.  Aufl.     Berlin,  Kortkampf.     80  Pf. 

Cirkularverfügung  d.  k.  preuss.  Ministers  d.  geistl.,  Unterrichts-  etc. 
Angelegenheiten  v.  31.111.  82  betr.  Einführung  d.  revid.  Lehr- 
pläne.    (Sep.-Abdr.)     Berlin,  Hertz.     60  Pf. 

Baupolizei^esetze,  preuss..  etc.     Neuwied,  Heuser.     1  M.  80  Pf. 


354       Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.    9.  Heft. 

Baupolizeiordnung  f.  d.  Städte  d.  Reg.-Bez.  Liegnitz.  Liegnitz.  Kriimb- 
haar.    30  Pf. 

Vormundschaftsordnung  (Kurlbaum).  28.  Abdruck.  Berlin,  Vahlen. 
35  Pf. 

Jagdgesetze,  preuss.     4.  Aufl.     Berlin,  Hej-mann.    "2  M. 

Gemeinde-Ordg.  f.  d.  Rheinprovinz  v.  25.  Juli  1845  u.  Gesetz  v. 
15.  Mai  1856.  3.  Autl.  50  Pf.  Städte-Ordg.  f.  d.  Rheinprovinz 
u.  Gesetz  v.  1856,     3.  Aufl.     50  Pf.     Elberfeld,  Bädeker. 

Dienstboten-Ordnungen,  die  hannoverschen.    Hannover,  Mej^er.  80  Pf. 

Gesetzl.  Bestimmungen  üb.  Einrichtung  d.  Schulhäuser  in  Württem- 
berg.    Stuttgart,  Grüninger.     1  M. 

Vorschrift  über  das  ehrenrätliche  Verl'ahren  in  d.  k.  k.  Landw^ehr. 
Wien,  Staatsdruckerei.     40  Pf. 

Gesetze ,  Verordnungen  u.  Kundmachungen  aus  d.  Dienstbereiche  d. 
k.  k.  Ackerbauministei'iums,  1.  Heft.  Jahrg.  1881.  Wien,  Staats- 
druckerei.    1  M.  60  Pf. 

Ges.  üb.  d.  Verwaltung  d.  Gemeindeeigentums  in  Tirol  v.  18./I.  82. 
Innsbruck,  Wagner.     16  Pf. 

Feuerpolizei  u.  Feuerwehrordg.  f.  Tirol  v.  28.  Nov.  1881.  Ebda.    16  Pf. 

Landesgesetze  f.  Salzburg.     (Schweinbach.)     Salzburg,   Dieter.     2  M. 

« 

3.    Wichtige  ausländische  Werke. 

Bailliere,  du  domaine  public  de  l'etat  ä  Rome  dans  Tancien  droit 

frangais  et  sous  le  regime  du  code  civil.     Rousseau.     4  fr. 
Delaperriere,    manuel    de   legislation    et  administration    militaire. 

Baudoin.     12  fr. 
Fellens,  les  droits  du  seigneur  sous  la  ieodalite.  2  vol.  Lambert.  6  fr. 
Janoly,  da  jeu  et  du  pari.     Larose.     4  fr. 
Proces-vei'baux    des    deliberations   de  la  IL  confei'ence  internationale 

ä  Berne   au   sujet  d'une  Convention   en  matiere  de  transports  p. 

cherain  de  fer.     4".     Bern,  Wyss.     3  fr.  20  ct. 
Roquette,  le  concordat  de  1801  et  les  articles  organiques  en  1882. 

Rousseau.     4  fr. 

Ferri,*  il  diritto  di  punire  come  funzione  sociale.    Loescher.     37  p. 
Garofalo,*  cid  che  dovrebbe  essere  un  giudizio  penale  17  p.    Turin, 

Loescher.  (Sep.-Abdr.  a.  d.  Archivio  etc.) 
Leoni,*  G.,  dell  azione  PauUana.     2.  Aufl.  71  S.     Padua.  1879.  2  1. 
— """,  sugli  articoli  536  e  591  del  codice  civile  italiano.    2.  Aufl.  27  S. 

Padua. 
Pappafava,"  V.,  suUa  condizione  degli  sti'anieri.  Triest  (Gazetta    dei 

Tribunali).     25  S. 
Sani,  legge  elettorale  etc.     Kommentar.     231  S.     Firenze.     3V2  L 
Serafini,*  parere  nella  causa  Trafford  contro  Blanc.  Pisa,  Vannucchi. 

78  S. 
Vigliarolo,*    F.,    dell'   ordine   unico    del   diritto  universale  (prolu- 

sione),    40  S.     Napoli,  Accantoncelli. 


Verantwortlicher  Kedakteur:  Dr.  v.  Kirchenheim  in  Heidelberg. 
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Monatlich  ein  Heft  von  21.2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  10  Mark.  —  Zn  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


A.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 


'O 


Jahrbuch  der  Entscheidungen    des  Kammergerichts  in 
Sachen    der    nicht    streitigen    Gerichtsbarkeit    und 
in    Strafsachen.     Hrsgb.    v.    R.    Johow    u.    0.    KSntzel. 
Berlin,  Yahlen.     1882.     348  S.     5  M. 
Das  preuss.  Ausführungsgesetz  v.  24./IV.  78  hat  in  Abweichung 
von    dem   prozessrechtlichen  Instanzenzuge   dem  Kammergerieht 
die  ausschliessliche  Zuständigkeit  für  das  Rechtsmittel  der  weiteren 
Beschwerde  in  den  Sachen  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  und 
für  die  Revision  in  denjenigen  Strafsachen  zugewiesen,  in  welchen 
eine  Zuwiderhandlung  gegen  ein  preuss.  Landesgesetz  Gegenstand 
der  Strafverfolgung  ist.     Der  Gesetzgeber  hat  dabei  die  Absicht 
verfolgt,  in  den  nur  für  den  preuss.  Staat  wesentlichen  Rechts- 
angelegenheiten   die    Einheit    der   Rechtsgrundsätze   zu  wahren. 
Dieser  Absicht  entspricht  es,   die  vom  Kammergericht  in  dieser 
seiner   Ausnahmestellung    erlassenen   Entscheidungen    zu    publi- 
zieren und  den  mit  der  Bearbeitung  dieser  Rechtsangelegenheiten 
befassten  Richtern  zugänglich  zu  machen. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  geht  das  vorliegende  Buch  aus. 
verlässt  ihn  jedoch,  wenn  es  in  die  Sammlung  Urteile  des 
Kammergerichts  aufnimmt,  welche  sich  auf  das  Reichs-Straf-R. 
beziehen,  die  also  höchstens  flir  die  Richter  des  Kammergerichts, 
bezirks  von  einer  andern  als  wissenschaftlichen  Bedeutung  sind, 
und  sogar  Entscheidungen  von  Landgerichten  mitteilt,  obschon 
die   in   denselben    behandelten  Materien  ein  ausnahmsweises  In- 
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teresse  oder  die  Art  ihrer  Bearbeitung  eine  hervorragende  Be- 
deutung nicht  beanspruchen  können. 

Die  mitgeteilten  Entscheidungen  beschäftigen  sich  bis  S.  197 
mit  Angelegenheiten  der  nicht  streitigen  Gerichtsbarkeit  und  von 
da  bis  S.  301  mit  Gegenständen  aus  dem  Straf-R.  Sie  sind  nicht 
chronologisch,  sondern  nach  Materien  geordnet,  von  welchen  jede 
durch  eine  besondere  Ueberschrift  eingefüht  wird.  Diese  Ordnung 
des  Stoffs  erleichtert  wesentlich  die  Auffindung  der  einzelnen 
Entscheidung.  Der  hervorragendste  Abschnitt  ist  den  Entschei- 
dungen in  Grundbuchsachen  gewidmet.  Es  sind  60  Entschei- 
dungen mitgeteilt,  von  welchen  33  die  Entscheidungen  der  Vor- 
instahzen  verwerfen  und  abändern.  Die  einzelnen  Entscheidungen 
sind  fast  durchweg  in  der  Form  klar  und  präzis  gefasst  und 
sehr  wohl  geeignet,  den  Richter  zu  selbständiger  Prüfung  anzu- 
regen und  ihm  eine  Handhabe  bei  der  Auslegung  und  Anwen- 
dung der  betr.  Gesetze  zu  bieten.  Ein  etwas  Mehreres  darf  die 
Sammlung  nicht  beanspruchen ,  zumal  nicht  immer  die  geltend 
gemachten  Rechtsgrundsätze  und  ihre  Begründung  jedes  Bedenken 
gegen  ihre  Richtigkeit  ausschliessen.  So  geben  zu  Zweifeln  z.  B. 
Anlass  die  Nr.  59,  S.  110,  welche  die  Bedeutung  der  dort  gedachten 
Vormerkung  zu  verkennen  scheint,  die  Nr.  64,  S.  118,  deren 
Begründung  ein  näheres  Eingehen  auf  die  Sache  vermissen  lässt, 
die  Nr.  67,  S.  123,  welche  selbst  zugibt,  dass  die  entwickelte 
Ansicht  zu  praktischen  Missständen  führt,  die  Nr.  112,  S.  207, 
welche  aus  der  Verletzung  einer  Rechtsnorm  über  das  Verfahren 
in  gezwungener  Weise  die  Verletzung  einer  materiellen  Rechts- 
norm herleitet. 

Das  Buch  schliesst  mit  einer  Abhandlung  „über  die  Ein- 
tragungsfähigkeit vollstreckbarer  Urkunden  im  Grundbuche. " 
Sie  behandelt  die  Frage,  ob  die  Erklärung  eines  eingetragenen 
Besitzers  in  einer  Schuldurkunde,  dass  er  sich  gegebenen  Falles 
der  sofortigen  Zwangsvollstreckung  unterwerfe,  eintragungsfähig 
sei,  und  verneint  dieselbe  trotz  des  §.  43,  Abs.  3  Gi'.B.O.,  zumal 
ihre  Eintragung  eine  besondere  Wirkung  nicht  habe  und  be- 
deutungslose Eintragungen  zu  vermeiden  seien.  Meves. 

Ergebnisse    der    Zivil-    und   Strafrechtspflege    bei    den 
Gerichten  des  Königreichs  Bayern   im   Jahre  1880. 
München,  Kayser.     1882.     3  M. 
Die  neuesten  statistischen  Veröffentlichungen  des  k.  b.  Justiz- 
ministeriums gewähren    umfassende   Aufschlüsse   über   die  Wir- 
kungen  der   mit   dem    l./X.    1879   in   Kraft   getretenen  Reichs- 
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Justizgesetze,  erschweren  aber  eine  Vergleichung  mit  der  Statistik 
der  Vorjahre,  namentlich  der  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten, 
da  neben  der  Z.P.Ö.  für  das  Deutsche  Reich  noch  vielfach  die 
iilteren  Prozessvorschriften  zur  Anwendung  kommen.  Die  Volks- 
zählung vom  l./XII.  1880  ergab  für  Bayern  eine  Bevölkerung 
von  5,284,778  Seelen.  Auf  je  1000  Einwohner  fallen  1880: 
•37  Zahlungsbefehle,  17  Einträge  in  den  Prozessregistem  der 
Amtsgerichte,  4  Einträge  in  den  Prozessregistem  der  Landgerichte, 
■Jl  Zwangsvollstreckungen  in  das  bewegliche,  2,2  Zwangsvoll- 
streckungen in  das  unbewegliche  Vermögen  und  0,1  neu  eröfiF- 
nete  Konkurse.  Von  Ehesachen  gemäss  Buch  VI  der  Z.P.O. 
triflft  je  eine  auf  12434  Köpfe  der  Bevölkerung. 

Die  Ergebnisse  der  Strafrechtspflege  sind  günstig  und  zeigen 
eine  Abnahme  der  abgeurteilten  Verbrechen  und  Vergehen  um 
22  °/o  gegenüber  dem  Vorjahr.  Erheblich  ist  der  Rückgang  der 
abgeurteilten  Vergehen  der  Körperverletzung,  welche  von  27,979 
i.  J.  1877  auf  13,050  gefallen  sind.  Unverhältnismässig  hoch 
sind  noch  die  Aburteilungen  wegen  Uebertretung  des  §.  361  des 
R.St.G.B.;  dieselben  betrugen  1873  nur  36,831,  waren  1877  auf 
110,050  gestiegen  und  sind  1880  nur  um  weniges  auf  104,049 
zurückgegangen.  Streng. 

Kräwel,  R.  v.  Anleitung  für  die  Referendarien  zur  An- 
fertigung der  die  mündliche  Verhandlung  vorberei- 
tenden Berichte.  Berlin,  Heymann.  1882.  68  S.  IM.  20  Pf. 

In  dem  preuss.  J.  M.R.  v.  20. /HI.  1880  ist  angeordnet,  dass 
der  Ausbildung  der  Referendare  in  schriftlichen  Arbeiten  die 
möglichste  Sorgfalt  zugewendet  werden  soll.  Zur  Erreichung 
dieses  Zieles  werden  auch  Prozess-Sachen  verwendet ,  und  wird 
dem  Referendar  eine  schriftliche  Berichterstattung  aufgegeben. 
Da  jedoch  das  durch  die  Z.P.O.  geregelte  Verfahren  sich  von 
dem  früheren  preuss.  wesentlich  unterscheidet,  hat  es  K.  unter- 
nommen ,  eine  Reihe  von  Regeln  aufzustellen ,  welche  bei  einer 
solchen  Arbeit  zu  befolgen  seien.  Einleitungsweise  wird  die 
praktische  Nützlichkeit  einer  schriftlichen  Berichterstattung  nach- 
zuweisen gesucht.  Dieser  Nachweis,  welcher  eine  Vorliebe  des 
Verf.  für  das  schriftliche  Verfahren  erkennen  lässt,  ruht  darauf, 
dass  den  von  den  Parteien  eingereichten  Schriftsätzen  eine  Be- 
deutung "beigemessen  und  den  §§.  127,  130  Z.P.O.  eine  Aus- 
legung gegeben  wird,  welche  mit  den  Prinzipien  der  Z.P.O  kaum 
vereinbar  erscheinen  dürfte,  auch  mit  den  Ansichten  des  Reichs- 
gerichts, wie  Verf.  selbst  hervorhebt,  in  Widerspruch  tritt. 
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Die  für  die  Anfertigung  des  Berichts  und  des  Gutachtens 
aufgestellten  Regeln  sind  im  allgemeinen  praktisch,  und  hat  der 
Referendar  bei  ihrer  Anwendung  von  der  Voraussetzung  auszu- 
gehen, dass  die  in  den  Schriftsätzen  enthaltenen  Erklärungen  in 
der  mündlichen  Verhandlung  vorgetragen  werden  würden.  Eigen- 
tümlich ist  die  Anweisung,  die  Darstellung  der  Sachlage  und 
das  Gutachten  durch  üeberschriften  in  einzelne  Abschnitte  zu 
trennen  (cf.  das  S.  54  if.  gegebene  Beispiel).  Meves. 

Yig-liarolo,  F.  Dell'  ordine  unico  del  dritto  universale. 
Prolusione  a  un  corso  di  filosofia  del  dritto,  letta  nella  R, 
Universitä  degli  studii  di  Napoli  (3./XII.  1881).  Napoli, 
Accattoncelli.     1882.     40  S. 

Verf.,  welcher  1880  eine  beachtenswerte  Schrift  über  die 
juristischen  Personen  vom  Standpunkte  der  Rechtsphilosophie 
veröffentlicht  hat ,  gibt  hier  einen  Abriss  seines  rechtsphiloso- 
phischen Systemes  im  ganzen.  Dasselbe  ist  auf  dem  Grunde 
der  Geschichtsphilosophie  Vicos  unter  dem  Einfluss  Hegelscher 
Methode  und  unter  Aufnahme  stofflicher  Elemente  aus  neueren 
Versuchen  einer  einheitlichen  Konzeption  des  gesellschaftlichen 
Organismus  (Ahrens,  Spencer  u.  s.  w.)  erwachsen.  Für  das  Ziel 
aller  Rechtsentwickelung  hält  er  ein  universelles  menschliches  R., 
das  die  Staaten  und  Völker  ohne  Aufhebung  der  Souveränität 
und  Besonderheit  zu  einer  einzigen  bürgerlichen  Gesellschaft  ver- 
binden soll.  Als  den  hierzu  führenden  Weg  betrachtet  er  die 
Anei'kennung  der  christlichen  Moral  als  einer  die  Nationen  auch 
äusserlich  verpflichtenden  Ordnung.  Den  Beruf  zur  Durchführung 
seines  Programms  vindiziert  er  nach  Anlage  und  Geschichte  — 
seinem  eignen  Volke  als  „Principe  delle  Nazioni".       Gierke. 


II.  Rechtsgeschichte. 

Bernhöft,   Fr.     Staat   und    Recht   der  röm.  Königszeit 
im  Verhältnis  zu  verwandten  Rechten.     Stuttgart, 
Enke.     1882.     252  S.     8  M. 
Die  Tendenz  des  Buches  ist  die  Bedeutung  der  vergleichenden 
Rechtswissenschaft   speziell   für  die  Geschichte  der  röm.  Königs- 
zeit darzuthun,  indem  auf  dem  Weg  der  Rechtsvergleichung  das 
diese  Zeit  umgebende  Dunkel  zu  lichten  versucht  wird.    Von  den 
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t>  Abschnitten  des  Buches  sind  die  beiden  ersten  (die  Quellen, 
die  Faktoren  der  röm.  Rechtsentwickelung)  einleitend  und  grund- 
legend ;  der  3.  und  4.  geben  Staatsrechtliches  Tdas  Staatsober- 
haupt; das  Volk);  die  beiden  letzten  behandeln  das  Privat-R. 
und  den  Rechtsschutz.  In  einer  Anlage  findet  sich  für  eine 
Reihe  einzelner  Punkte  (Notwehr,  Rache  auf  frischer  That  und 
nachträgliche  Rache,  Selbsthilfe  bei  Eintreibung  von  Schulden  u.  a.) 
eine  Zusammenstellung  verschiedener  R.  (griechisch,  gälisch,  ger- 
manisch, russisch,  ägyptisch,  indisch,  slavisch). 

Die  in  den  beiden  ersten  Abschnitten  entwickelten  Grund- 
gedanken sind  folgende.  Die  Glaubwürdigkeit  dessen,  was  sich  als 
alte  Ueberlieferung  herstellen  lässt  durch  Vergleichung  insbes.  von 
Livius  und  Dionysius  unterliegt  erheblichen  Bedenken,  indem  wir 
es  dabei  häufig  mit  einer  von  dem  R.  der  spätem  Republik  aus- 
gehenden Spekulation  zu  thun  haben.  Damit  wir,  die  wir  jeden- 
falls für  das  Studium  der  alten  Geschichte  ein  geringeres  Ver- 
ständnis mitbringen  als  die  Alten  selbst,  einen  Anhaltspunkt  für 
die  Kritik  finden,  bedürfen  wir  an  Stelle  unserer  einseitigen  sub- 
jektiven Anschauungen  eines  aus  der  Beobachtung  urwüchsiger 
Völker  sich  ergebenden  objektiven  Massstabes.  Nur  dadurch 
können  wir  lernen,  was  im  Volksleben  als  natürlich  anzusehen 
ist :  der  Gedanke,  dass  das  R.  seinen  Ursprung  aus  gewissen  allen 
Menschen  gemeinsamen  Eigenschaften  nehme,  ist  falsch,  das  Ur- 
teil über  Natürlichkeit  oder  Unnaturlichkeit  der  Rechtsformen 
ist  stets  ein  subjektives.  Die  Entwickelung  des  altröm.  R.  knüpft 
nun  ebenso  wie  das  R.  verwandter  Völker  an  die  indogermanischen 
Anschauungen  an,  neben  denen  aber  schon  früh  in  den  ältesten 
und  bekannten  R.  neue  Ideen  sich  finden,  welche  allmählich  teil- 
weis sogar  zu  den  herrschenden  werden.  Letzterer  Satz  wird 
speziell  an  der  Art  und  Weise  der  Auffassung  des  Mords  aus- 
geführt :  die  Entstehung  der  Sage  von  der  Ermordung  des  Remus 
fällt  in  eine  Zeit,  die  den  Begriff  des  Frevels  noch  nicht  in  seiner 
Schärfe  kannte ,  während  der  in  einer  lex  regia  des  Numa  sich 
aussprechende  Abscheu  vor  dem  Mord  auf  alteinheimischer,  ur- 
sprünglich von  dem  herrschenden  Stamm  zurückgedrängter  An- 
schauung beruht,  durch  deren  Sieg  eine  vollständige  Umgestal- 
tung der  inneren  politischen  Verhältnisse  veranlasst  wird. 

Im  3.  Abschnitt  wird  ausgeführt,  dass,  wenn  auch  die  Mon- 
archie der  älteren  indogermanischen  Völker  zwischen  Erb-  und 
Wahlmonarchie  schwanke,  doch  die  regelmässige  Entwickelung 
auf  Erbmonarchie  gehe,  während  nach  der  in  den  römischen 
Königssagen   angedeuteten  Entwickelung   in  Rom  an  Stelle   des 
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erblichen  altitalischen  Königtums  ein  Wahlkönigtum  getreten  sei. 
Die  herrschende  Meinung,  die  republikanische  Wahlordnung  auf 
die  Königszeit  zurückzuübertragen,  sei  unbegründet:  Erb-R.,  Senats- 
wahl, Volkswahl,  Auspizien  seien  bei  der  Uebernahme  der  Königs- 
würde von  Bedeutung,  keines  von  allen  aber  erforderlieh  ge- 
wesen, es  habe  vielmehr  an  jeder  bindenden  verfassungsmässigen 
Bestimmung  über  die  Thronfolge  gefehlt.  —  Noch  weniger  be- 
stimmt als  die  Voraussetzungen  des  Erwerbs  sei  ursprünglich 
der  Inhalt  der  königlichen  Gewalt  gewesen  und  diesen  Charakter 
habe  sie  auch  in  Rom  behalten. 

Der  4.  Abschnitt  handelt  zunächst  von  dem  Verhältnis  der 
Patres  und  des  Senats,  d.  h.  von  der  Frage,  ob  jene  mit  den 
Senatoren  identisch,  also  alle  Geschlechtshäupter  Senatoren  ge- 
wesen; dabei  wird  hervorgehoben,  dass  der  Senat  nicht  bloss 
Staatsrat ,  sondern  zugleich  Geschlechtsvertretung  sei ;  die  pa- 
tricii  werden  als  „ Vaterssöhne ",  d.  h.  Erstgeborne  bezeichnet, 
im  Gegensatz  zum  niedern  Volk,  bei  dem  nicht  das  agnatische 
Prinzip  galt,  sondern  es  nur  Verwandtschaft  im  Weiberstamme 
gab.  Dann  von  den  Volksversammlungen,  über  deren  Form  und 
R.  sich  nichts  sicheres  nachweisen  lasse;  dabei  tritt  der  Verf. 
entschieden  auf  die  Seite  derjenigen,  welche  patrizische  Sonder- 
versammlungen leugnen. 

In  den  beiden  letzten  Abschnitten  tritt  die  Rechtsvergleichung 
besonders  hervor.  Der  5.  (Privat-R.)  erörtert  Vermögens-R.,  Ehe, 
Verwandtschaft;  der  letzte  (Rechtsschutz)  führt  aus,  dass  das, 
was  uns  vom  modernen  Standpunkt  aus  am  alten  Prozess  als 
seltsam  erscheine ,  auf  ein  schon  in  der  Urzeit  entwickeltes  im 
wesentlichen  auf  der  reinen  Selbsthilfe  beruhendes  Verfahren 
zurückgehe;  neben  der  Selbsthilfe  (deren  Formen  im  Völker-R. 
und  im  Privat-R.  besprochen  werden)  sei  das  zweitwichtigste 
Moment  im  röm.  Zivilprozess  das  Schiedsverfahren  gewesen :  die 
legis  actiones  seien  aus  einer  Vermischung  von  Selbsthilfe  und 
Schiedsverfahren  unter  dem  Einfluss   griechischen  R.  erwachsen. 

Burckhard. 

Matthias,  B.  Die  röm.  Grundsteuer  und  das  Vectigal-R. 
Erlangen,  Deichert.  84  S.  2  M. 
Der  Verf.  unterscheidet  für  die  Entwickelung  der  röm.  Steuern 
drei  Perioden.  Die  erste  geht  bis  zixr  Erteilung  des  allgemeinen 
Bürger-R.  unter  Caracalla,  die  zweite  bis  auf  Diocletian,  die  dritte 
bis  auf  Justinian.  In  der  ersten  Periode  ist  das  allgemeine 
Bürerertribut    und  das  tributum  soll  der  Provinzialen  zu  unter- 
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scheiden.  Das  erstelle  ist  eine  allgemeine  Vermögenssteuer,  das 
tributum  soli  lastet  auf  dem  Grundbesitz;  es  besteht  in  einem 
Teil  des  Ertrages  des  Grundbesitzes  mit  Einschluss  des  darin  ar- 
beitenden Kapitals. 

Der  zivilrechtliche  Yerpflichtungsgrund  zur  Zahlung  des 
Bürgertributs  liegt  in  der  Angabe  des  Steuerpflichtigen,  der 
professio,  während  der  Ausgangspunkt  der  Verpflichtung  der 
Provinzialen  zur  Zahlung  des  tributum  soli  in  dem  Eigentum 
des  Staats  an    dem   gesamten  provinzialen  Boden  zu  suchen  ist. 

In  der  zweiten  Periode  wird  das  tributum  des  Bürgers  auf 
die  Provinzen  ausgedehnt.  In  der  di'itten  Periode  spaltet  sich 
diese  Abgabe  in  die  Steuer  von  Grund  und  Boden  (jugatio)  und 
die  von  Sklaven  und  Vieh  (capitatio).  Das  Steuersystem  dieser 
Periode  knüpft  auch  in  der  rechtlichen  Normierung  an  das 
System  des  Bürgertributs  an.  Es  wird  ausgegangen  von  einem 
durch  Generalpfand  gesicherten  Forderungs-R.  des  Staates,  das 
auf  der  Professio  des  Steuerpflichtigen  bemht.  Diese  Auffassung 
wird  aber  modifiziert  durch  eine  Anzahl  von  Sätzen,  die  sich 
nur  aus  dem  Gedanken  des  Staatseigentums  an  allem  Grund 
und  Boden  erklären  lassen.  Es  ist  das  der  Gedanke,  der  dem 
tributum  soli  des  Provinzialen  zu  Grunde  lag  und  es  treten  so 
in  der  dritten  Periode  die  beiden  Grundgedanken  der  ersten 
Periode  praktisch  wirksam  auf,  ohne  dass  es  zu  einem  einheit- 
lich durchgebildeten  Systeme  des  Steuer-R.  gekommen  wäre.-  Die 
ausführliche  Begründung  hievon  findet  sich  auf  S.  46 — 57 ;  es 
kann  jedoch  auf  dieselbe,  sowie  auf  die  Ausführungen  über  das 
Verhältnis  der  Grundsteuer  zu  den  weiteren  röm.  Grundlast^n 
(S.  62 — 84)  hier  nur  verwiesen  werden.  Bümelin. 

Oaillemer,  E.  Notices  et  extraits  de  manuscrits  de  la 
bibliotheque  de  Lyon.  Lyon.  1881.  80  S. 
Teilt  zuerst  mit  zwei  Fragmente  der  Hispana,  beschreibt  dann 
einen  Kodex  der  System.  Hispana  mit  Fragmenten  aus  einem 
andern  der  Hispana,  referiert  über  andere  finihere  Codd.  Lug- 
dunenses ,  den  Cod.  der  Lex  Salica ,  des  Digestum  infortiatum 
und  einiges  andere.  Die  Arbeit  ist  durchaus  exakt,  teilt  Ab- 
weichungen bezüglich  früherer  Untersuchungen  (so  einige  durch 
Y.  Schulte)  von  den  Drucken  und  dergl.  mit,  und  liefert  nicht 
bloss  den  Beweis  der  Liebe  und  Genauigkeit,  womit  der  Herr 
Verf.  die  alten  Hss.  untersucht,  sondern  überhaupt  von  dem 
steigenden  Interesse,  das  auch  Juristen  in  Frankreich  trockenen, 
aber    notwendigen  historischen  Forschungen    entgegen   bringen. 

v.  Schulte. 
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Stammler,  C.  Das  R.  des  Breidenbacher  Grrundes.  Mit 
ungedruckten  Urkunden  und  Schöffensprüchen.  (Unter- 
suchungen zur  deutschen  Staats-  u.  Rechtsgeschichte,  hrsg. 
von  0.  Gierke,  Heft  XII.)  Breslau,  Köbner.  1882.  VI  u. 
143  S.     3  M.  60  Pf. 

Die  eigentümlichen  Rechtsgestaltungen,  welche  in  dem  zum 
hessischen  Hinterlande  gehörigen  Breidenbacher  Grunde  bis  in 
das  19.  Jahrhundert  bestanden,  haben  vielfach  das  Interesse  der 
Rechtsgelehrten  erregt ;  in  neuester  Zeit  haben*  besonders  Thu- 
dichum  (Rechtsgeschichte  der  Wetterau,  Bd.  2)  und  Stölzel  (die 
Entwickelung  des  gelehrten  Richtertums)  dieselben  berührt.  Bisher 
fehlte  aber  eine  zuverlässige  und  vollständige  Sammlung  und 
Bearbeitung  des  einschlägigen  zerstreuten  Materials.  Eine  solche 
zu  geben,  hat  der  Verf.  der  vorliegenden  Schrift  (Landgerichts- 
direktor in  Giessen)  den  Versuch  unternommen.  Auf  eine  Ein- 
leitung (S.  1  — 10),  welche  hauptsächlich  über  die  sehr  verwickelten 
Jurisdiktionsverhältnisse  des  Breidenbacher  Grundes  orientiert,, 
lässt  er  eine  Uebersicht  der  benutzten  Quellen  (S.  II — 13)  folgen: 
^er  Hauptteil  der  Arbeit  (S.  14 — 57)  behandelt  in  4  Abschnitten 
(Leibeigenschaft,  Ganerbschaft,  eheliches  Güter-R.  und  Erbschaft, 
Verhältnisse  prozessualer  Natur)  die  Rechtsbesonderheiten  des 
Thaies;  im  Anhang  (S.  58 — 143)  sind  die  wichtigsten  Quellen 
abgedruckt. 

Als  die  bemerkenswerteste  rechtliche  Eigentümlichkeit  des 
Breidenb,  Grundes  erscheint  der  ganerbschaftliche  Vei'band,  in 
welchem  die  Güter  der  (nach  St.s  Annahme  fast  die  ganze  Be- 
völkerung des  Grundes  bildenden)  Leibeigenen  standen:  Aus- 
flüsse desselben  waren  insbes.  ein  Retrakt-R.  des  ,  nächsten  Ge- 
blüts" in  allen  Fällen,  in  denen  ein  zur  Ganerbschaft  gehöriges 
Grundstück  an  einen  fremden  nicht  zur  Sippe  Gehörigen ,  fiel : 
das  Institut  der  sog.  Pfandgüter,  indem  ein  aus  dem  Dorfe  weg- 
ziehendes Kind  seinen  Erbteil  an  den  ganerbschaftlichen  Grund- 
stücken den  im  Ort  verbleibenden  Geschwistern  gegen  Empfang 
des  sog.  Pfandgelds  zu  Besitz  und  Nutzung  überlassen  musste; 
die  Ausschliessung  der  ganerbschaftlichen  Grundstücke  von  der 
ehelichen  Gütergemeinschaft;  endlich  die  weite  Ausdehnung  des 
Begriffs  der  Fahrnis  auf  alles,  was  nicht  zum  ganerbschaftlichen 
Verbände  gehörte,  selbst  Waldungen  und  steinerne  Häuser.  Die 
Besonderheiten  des  im  Breidenb.  Grunde  geltenden  materiellen 
R.  hatten  aber  auch  die  wichtige  Folge,  dass  eine  Mitwirkung 
der  ungelehrten  Schöffen  bei  der  Rechtsprechung  sich  hier  fort- 
dauernd erhielt.      Die   Rechtsprechung   ging    freilich   mehr  und 
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mehr  auf  einen  landgräflichen  Beamten  über ;  dieser  aber  grün- 
dete seine  Entscheidung  auf  eine  von  einer  Partei  eingeholte, 
resp.  von  ihm  selbst  befohlene  Mitteilung  der  Schöffen  über  den 
,  Landbrauch ".  Solcher  Schöffensprüche  sind  222  (freilich  grössten- 
teils nicht  in  den  Originalen,  aber  in  zuverlässigen  Abschriften) 
erhalten  und  in  Anlage  E  der  Schrift  abgedi'uckt,  bezw.,  soweit 
sie  nur  einen    älteren  Spruch  von  neuem  eröffneten,  verzeichnet. 

Brie. 

Pessina,  E.    La  Scuola  Storica  Napoletana  nella  scienza 
del  diritto.     Discorso  letto  nella  grande  aula  della  Corte 
di  Appello   di  Napoli  (S./III.  1882).     Napoli,  Marghieri  di 
Gius.     1882.     40  S.     80  Pf. 
Dieser   lebendige   und  fesselnde    Vortrag    entwirft   in   grossen 
Zügen   ein  Bild  des  Entwickelungsganges   der  , historischen"  — 
richtiger  vielleicht  „geschichts-philosophischen"  —  Rechtsschule, 
welche   in  Neapel   aus   der   Wiederbelebung  der   Ideen   des   un- 
sterblichen Giambattista  Vico   emporgeblüht   ist.     Näher  einge- 
gangen wird   auf  die  Bedeutung  von  fünf  hervorragenden  Ver- 
tretern dieser  Richtung :  Mario  Pagano  (1748 — 1800),  Domenico 
Capitelli   (1794—1854),  Nicola   Nicolini  (1774—1857),    Ro- 
berto Savarese  (1805 — 1875),   Giuseppe   Pisanelli  (1812    bis 
1879).     Am  Schlüsse  wendet  sich  Redner  zu  Betrachtungen  über 
Gegenwart  und  Zukunft  der  neapolitanischen  Jurisprudenz.     In 
warm  empfundenen  Worten  mahnt  er  die  Jugend,    an   dem    in 
den  Zeiten  der  Unterdrückung  von  der  idealistischen  Schule  ge- 
legten Fundamente  auch  in  dem  nunmehr  errungenen  freien  und 
nationalen  Staate  festzuhalten.  Gierke. 

Pappafava,  V.  Sulla  condizione  civile  degli  stranieri. 
Cenni  storico-giuridici.  Trieste,  G.  Caprin.  1882.  25  S. 
Eine  ziemlich  äusserliche,  sehr  unvollständige,  an  Unrichtig- 
keiten reiche ,  an  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten  arme  Zu- 
sammenstellung von  Notizen  über  die  rechtliche  Lage  der  Fremden 
bei  Griechen,  Römern  und  Germanen,  nach  den  Gesetzen  und 
Statuten  des  späteren  Mittelalters,  nach  der  Theorie  der  Legisten 
und  nach  den  modernen  Gesetzbüchern.  Gierke. 

Bobrowski.  Das  Kriegs-R.  im  westlichen  Europa  in  der 
Epoche  der  Errichtung  stehender  Heere  im  XVI., 
XVn.  und  dem  Anfange  des  XVIII.  Jahrh.  (Ssosto- 
janije    wojennago    prawa  w    sapadnoi  Jewrope   w    epochu 
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uczreshdenija  postojannych  woisk,  XVI.,  XVII.  u  rearavo 
XVIII.  weka.)  St.  Petersburg.  1881.  III.  S.  169—464. 
(S.  1—168  erschienen  1880  unter  dem  Titel:  Die  Reformen 
Peters  d.  Gr.:  die  Errichtung  kollegialischer  Ki-iegsgerichte 
und  die  Entstehung  des  Auditoriats.) 
Bobrowski.  Proischoshdenije  artikula  woinskago  i  iso- 
brashenija  prozessow  Petra  Wilikago  po  ustawu 
wo'inskomu  1716.  (Die  Entstehung  der  Kriegsartikel  und 
Prozesse  Peters  d.  Gr.  nach  dem  Kriegsreglement  von  1716.) 
St.  Petersburg.     1881.     46  S. 

In  ersterer  Schrift  schildert  B.  nach  einigen  einleitenden  Bemer- 
kungen über  die  Ursachen  der  Errichtung  stehender  Heei-e  das  ältere 
Kriegs-R.,  wie  es  im  XVI.  und  Anfange  des  XVII.  Jahrh.  im  heil, 
röm.  Reiche  bestand,  den  Einfluss,  welchen  das  schwedische 
Kriegs-R.  Gustav  Adolfs  auf  dasselbe  übte  und  die  Verbreitung 
des  Inquisitionsprozesses  während  des  30jährigen  Krieges.  Dann 
folgt  eine  Darstellung  des  französischen  Kriegs-R.  im  XVI.  bis 
XVIII.  Jahrb.,  des  brandenburg-preussischen  und  eine  Charak- 
teristik des  Kriegs-R.  im  XVII.  und  Anfang  des  XVIII.  Jahrh. 
im  röm.  Reiche,  in  Schweden,  Dänemark,  Sachsen  und  Holland. 
Das  zweite  Schriftchen  sucht  nachzuweisen,  dass  Peters  d.  Gr. 
„Kriegsartikul",  welches  bekanntlich  deutsch  abgefasst  und  dann 
ins  Russische  übersetzt  wurde  (während  der  Verf.  den  russischen 
Text  für  das  Original  und  den  deutschen  für  die  Uebersetzung 
hält),  auf  dem  schwedischen  Gesetze  beruht,  und  dass  die  deut- 
schen Gesetze  und  Kommentare  keinen  direkten  Einfluss  auf 
dasselbe  ausgeübt  haben.  Engel  mann. 

Esmein,    A.      Histoire    de    la    procedure    criminelle    en 
France    et    specialement    de    la    procedure  inquisi- 
toire    depuis    le    XIIP     siede    jusqu'ä    nos    jours. 
Ouvrage   couronne    par  l'Academie  des   sciences  morales  et 
politiques.     Paris,  Larose.     1882.     XI  u.  596  S.    10  fr. 
Das  Werk  von  E,,   Professor    an  der   Pariser   Rechtsfakultät, 
hatte  in  der  Gestalt,    in  welcher    es  der  Pariser  Akademie  vor- 
gelegt und   von    dieser    mit    dem  Bordin-Preise   gekrönt  wurde, 
den  Titel:  Histoii'e  de  1'  Ordonnance  de  1670  et  de  la  procedui'e 
inquisitoire   en  France.    Die  Preisfrage  selbst  lautete:   „Exposer 
l'Histoire  de  l'Ordonnance  de  1670;  rechei'cher  quelle  a  ete  son 
influence  sur  Tadministration   de  la  justice  et  sur  la  legislation 
qui  lui  a  succede  ä  la  fin  du  X VHI®  siede. "    Die  Ai't  und  Weise, 
wie  E.  diese  Frage  aufgefasst    und    deren  Lösung    durchgeführt 
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hat,  brachte  die  Aenderung  des  Titels  mit  sich.  Das  Werk  ist 
in  der  That  eine  vollständige  Geschichte  des  franz.  Strafver- 
fahrens seit  dem  "XIII.  Jahrh.  bis  in  die  Gegenwart.  In  jener 
Zeit  wurde  der  alte  mündliche,  öffentliche  Anklageprozess  durch 
das  Eindringen  inquisitorischer  Elemente  wesentlich  modifiziert. 
Die  mit  dem  XIIT.  Jahrh.  beginnende  Entwickelung  des  Inqui- 
sitionsprozesses in  Frankreich  findet  im  X\T^.  Jahrh.  ihren  Ab- 
schluss ;  insbesondere  hatte  die  Ordonnanz  von  1539  das  herrschende 
Verfahren  in  seineu  Hauptpunkten  in  grossen  Zügen  fixiert.  Die 
Ordonnanz  von  1670  bildet  den  foi'mellen  Abschluss  der  Ent- 
wickelung; sie  ist  eine  vollständige  Kodifikation,  in  welcher  das, 
was  in  den  früheren  Ordonnanzen  oft  nur  in  Grundsätzen  nor- 
miert war,  bis  in  die  kleinsten  Details  konsequent  durchgeführt 
ist.  Eine  innere  Geschichte  dieser  Epoche  zu  geben,  in  welcher 
die  treibenden  Kräfte  des  franz.  Staats-  und  Rechtslebens  jener 
Zeit  eine  so  gründliche  Umgestaltung  der  Strafrechtspflege  zur 
Folge  hatten,  ist  die  Aufgabe  des  I.  Teils,  innerhalb  dessen  das 
2.  Kapitel  des  2.  Titels  (welcher  von  dem  Verfahren  handelt) 
die  wichtigst«  Seite  der  Geschichte  des  französischen  Inquisitions- 
prozesses, nämlich  Ursprung  und  Entwickelung  desselben  in  der 
Zeit  vom  XIII.  bis  ins  XV.  Jahrh.  behandelt.  Hier  sind  auch 
die  bekannten  deutschen  Forschungen,  insbesondere  jene  von 
Brunner  verwertet.  —  Den  Ordonnanzen  von  1498  und  1539 
ist  ein  besonderes  Kap.  gewidmet.  Sie  bezeichnen  eine  Periode 
des  Uebergangs  und  der  weiteren  Umbildung  des  Prozesses, 
wobei  vornehmlich  die  Praxis  der  königlichen  R.  bestimmend  ge- 
wirkt hat.  Unter  diesem  Einfluss  gelangt  der  Unterschied  von 
ordentlichem  und  ausserordentlichem  Verfahren  zur  Geltung. 
Wichtige  Ordonnanzen  aus  dem  Ende  des  XV.  und  dem  Anfang 
des  XVI.  Jahrh.  hatten  die  teilweise  sehr  verschiedenartige  Praxis 
einheitlich  gestaltet  und  formell  fixiert.  Für  die  Ausbildung  des 
Unterschiedes  von  ordentlichem  und  ausserordentlichem  Ver- 
fahren war  die  Ord.  von  14:89  von  grösster  Bedeutung  (p.  136 
seq.).  Bemerkenswert  ist,  dass  die  Anwendung  der  Tortur  durch 
dieses  Ges.  eine  wesentliche  Milderung  erfahren  hat.  Ungleich 
wichtiger  für  die  Gestaltung  des  Verfahrens  im  ganzen  war  die 
Ord.  von  1 539 ,  in  welcher  die  Regeln  des  inquisitorischen  Pro- 
zesses definitiv  festgestellt  wurden  (ein  Umstand ,  der  fiir  die 
Würdigung  der  Ordonnanz  von  1670  besonders  massgebend  er- 
scheint). An  der  Hand  der  Bestimmungen  jener  Ord.  gibt  E. 
ein  detailliertes  Bild  des  damaligen  Verfahrens  und  zeigt,  wie 
allmählich  alle  Garantien  der  Verteidigung  aus  dem  franz.  Prozess 
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vei'schwinden ,  absolute  Heimlichkeit  des  Verfahrens  zur  Herr- 
schaft gelangt  und  der  Beschuldigte  zum  rechtlosen  Objekt  der 
Inquisition  herabsinkt.  Hatte  die  Strenge  und  Härte  des  Vor- 
gebens des  Inquisitionsrichters  schon  in  der  Zeit  von  1498  bis 
1539  Fortschritte  gemacht,  so  wurde  in  der  Ord.  von  1539  in 
dieser  Richtung  noch  viel  weiter  gegangen.  —  Der'  IL  Teil 
handelt  von  der  Ordonnanz  von  1670  und  der  Praxis  derselben. 
Das  1.  Kap.  gibt  die  Geschichte  der  Redaktion  dieses  Gesetzes, 
das  mit  R.  der  Code  d'instruction  criminelle  de  l'ancien  regime 
genannt  wird.  Die  Idee  der  Kodifikation  wurde  gewöhnlich 
Ludwig  XIV.  zugeschrieben;  in  Wahrheit  gebührt  dieses  Ver- 
dienst neben  dem  König  C o  1  b e r t  und  dessen  Onkel  Pussort (p. 177 
seq.).  lieber  Colberts  Plan  finden  sich  Aufschlüsse  in:  Lettres, 
papiers  et  documents  de  Colbert,  publies  par  Pierre  Clement, 
tome  VI,  App.,  p.  362  ein  Memoire  an  den  König,  welches  sich 
als  eine  rechtsgeschichtliche  Arbeit  über  das  R.  in  Frank- 
reich seit  Karl  d.  Grossen  bis  1626  darstellt  und  für  die  Idee 
der  einheitlichen  Gestaltung  des  R.  eintritt.  Die  Ausführung 
der  Idee  übernahm  Pussort.  (Entstehungszeit  des  Memoire 
ca.  1661;  die  Vorlage  des  Plans  an  den  König  erfolgte  1664 
oder  1665.)  Die  Kodifikation  wurde  in  Angriff  genommen,  bez. 
vorbereitet  durch  Einholung  von  Gutachten  verschiedener  Mit- 
glieder des  Staatsrats.  Die  Darstellung  dieser  vorbereitenden 
Akte  wie  der  weiteren  Behandlung  der  Entwürfe  stützt  sich 
durchaus  auf  die  Originalquellen,  aus  welchen  (wie  dies  über- 
haupt in  dem  ganzen  Wei-ke  der  Fall  ist)  die  entscheidenden 
Stellen  nicht  bloss  allegiert,  sondern  in  entsprechender  Verbindung 
mit  dem  Text  der  Darstellung  in  diesen  aufgenommen  sind.  — 
Es  folgt  sodann  (im  2.  Kap.)  eine  dogmatische  Darstellung  des 
Verfahrens  und  eine  Geschichte  der  gesetzlichen  Beweistheorie 
(o.  Kap.),  worin  die  Umbildung  des  alten  Beweis-R.  durch  das 
Eindringen  des  r.  R,  und  den  Einfluss  der  romanistischen  Juris- 
pinidenz  von  ganz  besonderem  Interesse  ist.  Den  Abschluss 
des  I.  Tit.  dieses  Teils  bildet  eine  kurze  Uebersicht  des  gleich- 
zeitigen Verfahrens  in  Italien ,  Spanien ,  Deutschland ,  in  den 
Niederlanden  und  in  England  (4.  Kap.).  Der  IL  Titel  prüft 
zunächst  den  Einfluss  der  Ordonnanz  von  1670  auf  die  Strafrechts- 
pflege; ihr  Einfluss  äusserte  sich  aber  auch  bezüglich  der  Doktrin, 
der  nunmehr  eine  einheitliche  und  feste,  positive  Basis  gegeben 
War,  welche  der  älteren  Doktrin  vollkommen  fehlte.  Freilich 
war  der  Autor  der  Ordonnanz,  Pussort,  bezüglich  des  Werts 
der  Kommentare  des  Gesetzes  und  ihres  Ansehens  in  der  Praxis 
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einer  dem  Gang  der  Dinge  ganz  entgegengesetzten  Ansicht.  Er 
riet  dem  König,  die  Kommentierung  der  Ordonnanzen  bei  Strafe 
(10,000  Livres  Geldstrafe  und  Konfiskation  der  Exemplare)  zu 
verbieten,  weil  die  Autorität  des  Gesetzes  durch,  die  von  der 
Doktrin  vertretenen  Rücksichten  der  Billigkeit  und  die  Betonung 
der  Bedeutung  der  Präjudizien  leide.  Indessen  die  Tendenz  der 
Doktrin  und  ihr  Einfluss  auf  die  Praxis  war  nicht  zu  hemmen. 
Der  Verf.  charakterisiert  dieses  Verhältnis  mit  folgenden  zu- 
treffenden Worten:  „Les  ouvrages  des  criminalistes,  en  parti- 
culier  ceux  de  Jousse  et  de  Muyart  de  Vouglans,  s'incor- 
porerent  bientöt  pour  ainsi  dire  ä  l'Ordonnance ;  ils  furent  obeis 
par  les  tribunaux  non  moins  que  la  loi  elle-meme.''  —  Das 
2.  Kap.  des  II.  T.  zeigt  das  Verhältnis  des  Inquisitionsprozesses 
zu  den  herrschenden  Ideen  und  der  öffentlichen  Meinung  in 
Frankreich  im  17.  und  18.  Jahrh.  Diese  Ausführungen  haben 
einen  wesentlich  kulturgeschichtlichen  Hintergrund.  Die  öffent- 
liche Meinung  des  17.  Jahrh.  acceptierte  die  Strenge  und  un- 
mässige  Härte  des  damaligen  R.  fast  instinktmässig  als  die  selbst- 
verständliche Konsequenz  der  absoluten  Königsgewalt  und  der 
herrschenden  religiösen  Intoleranz.  Selbst  die  Tortur  hatte  in 
den  Augen  der  damaligen  Generation  nichts  Anstössiges.  E.  bringt 
diese  servile  Indolenz  der  damaligen  Generation  auf  Grund  von 
beglaubigten  Thatsachen  und  der  Litteratur  der  damaligen  Zeit 
zu  voller  Evidenz.  Indessen  fehlt  es  doch  selbst  damals  nicht 
an  erleuchteten  Geistern,  welche  den  Mut  haben,  dem  Könige 
selbst  Voi-stellungen  zu  machen  (Augustin  Nicolas).  Energischer 
trat  dagegen  die  Reaktion  der  Geister  im  Jahrhundert  der  Auf- 
klärung gegen  das  bestehende  R.  und  die  Missbräuche  in  die 
Schranken.  E.  verfolgt  bis  in  die  Details  die  mächtige  Wirkung 
der  philosophischen  Ideen  des  Jahrh.  und  tritt  dann  auf  dieser 
Grundlage  in  die  geschichtliche  Darstellung  der  offiziellen  Re- 
formversuche ein.  —  Im  HI.  T.  wird  eine  detaillierte  Geschichte 
der  sehr  wechselvollen  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  und 
des  geltenden  Code  d'instr.  crim.  gegeben.  Hier  ist  die  Ge- 
schichte der  Einführung  der  Jury  und  ihrer  Praxis  von  grösstem 
Interesse.  In  diesem  Teil  gewinnen  wir  zugleich  ein  klares 
Bild  von  den  Umständen ,  welche  in  der  neueren  franz.  Gesetz- 
gebung ein  Zurückgreifen  auf  die  Ideen  der  Kodifikation  von 
1670  bewirkt  haben.  —  Wenn  man  den  Wert  der  Arbeit  kurz  be- 
zeichnen will,  so  kann  man  sagen,  dass  sich  diese  neueste  geschicht- 
liche Arbeit  über  franz.  Straf-R.  den  anerkannt  tüchtigen  neueren 
Leisttmgen  von  Allard  (1868)  und   Du  Boys  (1874)  würdig 
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zur  Seite  stellt  und  in  manchen  Punkten  zugleich  einen  Fort- 
schritt der  strafrechtsgeschichtlichen  Forschungen  in  Frankreich 
bedeutet.  Uli  mann. 


III.    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Hnschke;  Ph.  E.  Die  Lehre  des  r.  R.  vom  Darlehn  und 
den  dazu  gehörigen  Materien.  Stuttgart,  Enke.  1882. 
VI  u.  244  S.  8  M. 
H.  führt  im  Vorworte  aus,  man  habe  den  Darlehnskontrakt 
bisher,  indem  man  zu  überwiegend  nur  von  seiner  äusseren  Erschei- 
nung ausgegangen  sei,  als  zu  einfach  und  zu  leicht  angesehen,  um 
ihn  eines  Eingehens  auf  seine  tieferen  Grundlagen  zu  würdigen. 
Indem  man  nun  diese  Behandlungsweise  auch  auf  die  Nebenpartien 
des  Kontrakts  mit  zum  Teil  eigenen,  hauptsächlich  historischen 
Grundlagen  erstreckt  habe,  sei  schliesslich  eine  grosse  Zahl  von 
traditionellen  Kontroversen  entstanden,  die  ungeachtet  alles  auf- 
gewendeten Scharfsinnes  bei  blosser  Verfolgung  des  bisherigen 
Weges  kaum  Aussicht  auf  eine  allgemein  befriedigende  Bei- 
legung haben.  H.  will  das  hier  Versäumte  nachholen  und  durch 
tieferes  Eindringen  in  die  Natur  des  Darlehenskontraktes  und 
der  bei  ihm  in  Betracht  kommenden  Rechtssätze  oder  geschicht- 
lichen Vorgänge,  sowie  durch  genauere  oder  umfänglichere  Be- 
handlung der  Quellen  sicherere  und  befriedigende  Resultate  zu 
gewinnen  suchen. 

Die  Abhandlung  selbst  zerfällt  in  14  Abschnitte.  Abschn.  I. 
beschäftigt  sich  mit  dem  Mutuum  und  Creditum  nach  ihrer  Ety- 
mologie und  historischen  Bedeutung  im  Kontraktssysteme.  H.  ge- 
langt zu  dem  Resultate,  dass  alle  strikten  Kontrakte  des  r,  R. 
auf  das  Mutuum  als  den  ursprünglichen  hinweisen,  dass  sich 
ihnen  aber  auch  die  quasikontraktlichen  strikten  Obligationen, 
welche  aus  dem  Gesichtspunkte  der  grundlosen  iure  gentium 
nach  dem  bonum  et  aequum  verpflichtenden  Vermögensbereiche- 
rung stammen  und  die  gesetzlichen  Geld-  und  ähnliche  Strafen 
anschliessen.  Im  Abschn.  II:  „das  Mutuum  Vermögensgeschäft 
und  stricti  iuris",  hebt  H.  insbesondere  hervor,  dass  das  Mu- 
tuum der  einzige  unter  den  benannten  Realkontrakten  sei,  welcher 
als  ein  Vermögensgeschäft  und  nicht,  wie  die  übrigen,  als 
ein  Sachgeschäft  erscheine,  m.  a,  W.  dass,  während  bei  den 
übrigen   Realkontrakten   die    Obligation   des  Hingebers  auf  die 
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weder  aus  seinem  Vermögen  noch  in  das  Vermögen  des  Em- 
pt^ängers  hingegebene  Sache  gehe,  es  hier  beim  Mutuum  wesentlich 
sei,  dass  die  Sachen  als  generische,  zu  verbrauchende  nicht  sowohl 
aus  dem  Eigentume,  als  aus  dem  Vermögen  des  Darleihers 
hingegeben  werden  und  ebenso  andererseits  nicht  sowohl  in  das 
Eigentum  als  in  das  Vermögen  des  Empfängers  übergehen, 
und  somit  der  Darleiher  eine  nicht  auf  Rückgabe  der  gegebenen 
Sache  in  specie,  sondern  eine  abstrakt  gegen  das  Vermögen 
des  Empfängers  gerichtete  Obligation  auf  das  Geben  einer  gleichen 
Quantität  desselben  Genus  von  Sachen  erhalte.  Mit  dieser  Ver- 
schiedenheit hängt  es  insbesondere  auch  zusammen,  dass  die 
übrigen  Realkontrakte,  da  die  Person  des  Schuldners  in  ihnen 
in  das  mehr  oder  weniger  dauernde  sittliche  Verhältnis  der  Er- 
haltung und  Pflege  zu  der  individuellen  Sache  des  Hingebers 
trete,  bonae  fidei  seien,  das  Mutuum  aber,  bei  dem  dieses  weg- 
falle, stricti  iuris,  dass  es  eine  einseitige  condictio  erzeuge,  die 
auch  certi  sein  müsse,  weil  sie  in  ihrem  generischen  Inhalte  und 
Umfange  durch  das  obligatorisch  ins  Vermögen  hingegebene 
Eigentum,  das  als  solches  fest  abgegrenzt  sei,  bestimmt  werde. 
Die  Erkenntnis  und  scharfe  Durchführung  des  obigen,  in  seiner 
Natur  pnd  den  Folgerungen  daraus  bisher  wenigstens  nicht  ge- 
nügend hervorgehobenen  Unterschiedes  erkläre  viele  Eigentüm- 
lichkeiten unseres  Kontraktes  und  werfe  auf  manche  Kontro- 
versen über  Einzelheiten  oder  allgemein  behauptete  Unrichtig- 
keiten das  nötige  Licht.  In  der  That  erscheint  nun  auch  diese 
Unterscheidung  als  Fundamentalsatz  der  weiteren  Ausfüh- 
rungen H.s. 

Die  Abschnitte  III — VIII  widmet  H.  der  Lehre  von  der 
Begiündung  der  Darlehnsobligation ,  und  zwar  handelt  HI  von 
dem    Erfordernis   vertretbarer     und    verbrauchbarer   Sachen, 

IV  von   dem    des  Konsenses   und    der  Hingabe   im  allgemeinen, 

V  von  den  Erfordernissen  auf  Seiten  des  Darleihers  insbesondere, 

VI  von  dem  Erfordernis  der  Hingabe  in  das  Vermögen  des 
Darlehnsuchers ,  VH  von  dem  des  Empfanges  in  das  Vermögen 
von  auswärts  her,  VIII  von  dem  des  Konsenses  und  der  Ver- 
pflichtungsfähigkeit des  Darlehnempfängers. 

In  den  Abschnitten  IX  (historische  Begründung)  und  X  (dog- 
matische Erörterung)  wendet  sich  H.  alsdann  der  Beweissicherung 
des  Darlehns,  insbesondere  dem  chirographum  und  der  exceptio 
non  numeratae  pecuniae  zu.  Daran  schliesst  sich  in  den  Abschn.  XI 
(historische  Grundlegung)  und  XII  (dogmatische  Ausführung)  die 
Lehre  vom  Gelddarlehn  an  Hauskinder  (Sc.  Macedonianum). 


370     Centralblatt  lur  Reclitswissenschalt.  I.  Band.  10/11.  Heft. 

Hierauf  lässt  H.  im  Absclin.  XIII  wesentlich  seine  bis- 
herigen Ausfühi'ungen  zusammenfassend  eine  Erörterung  der 
Natur  der  Dahrlehnsobligation  und  der  aus  ihr  entspringenden 
Klage  folgen.  Den  Schluss  (Abschn.  XIV)  endlich  bildet  die 
Lehre  von  der  Gefahr  beim  Mutuum,  dem  nauticum  fenus  und 
dem  Untergang  des  Genus  der  Dahrlehnssachen. 

Ein  genaues  Quellenverzeichnis  folgt  der  inhaltsreichen 
Monographie.  Pescatore. 

Forster  -  Eccius.  Theorie  und  Praxis  des  heutigen  ge- 
meinen preussischen  Privat-R.  Bd.  I  u.  II.  1880  bis 
1882.  Berlin,  Reimer.  4.  veränderte  Aufl.  Bd.  IL  9  M. 
Das  Buch  von  F.,  vi^elches  sich  in  den  juristischen  Kreisen 
schnell  eingebürgert  hatte  und  jetzt  wohl  allen  Juristen  ver- 
traut ist,  erschien  zum  erstenmal  1864.  Die  beiden  folgenden 
1868  u.  1873  nötig  gewordenen  Auflagen  zeigten  durch  die  in 
Fluss  gekommene  preussische  und  deutsche  Gesetzgebung  in 
einzelnen  Lehren  nicht  unbedeutende  Veränderungen,  wie  sie 
insbesondere  durch  die  wichtigen  Gesetze  über  den  Eigentums- 
erwerb an  Immobilien  und  das  Grundbuch-R.  bedingt  waren. 
Immerhin  waren  die  grossen  Rechtsprinzipien,  von  denen  das 
Werk  getragen  wird,  im  wesentlichen  unverändert  geblieben. 
Ein  ganz  anderes  Gesicht  zeigt  die  vorliegende  4.,  nach  dem 
Tode  des  Verf.  von  dem  vortragenden  Rate  im  preuss.  Justiz- 
ministerium,  Dr.  Eccius,  bearbeitete  Auflage.  Der  Heraus- 
geber hat  sich  nicht  mit  der  Umarbeitung  der  durch  die  grossen 
Justizgesetze,  insbesondere  die  Z.P.O.  u.  Konk.O.  wesentlich  be- 
troflfenen  Rechtsmaterien  begnügt,  sondern  auch  ohne  diese 
zwingende  Notwendigkeit  Aenderungen  da  voi'genommen ,  wo 
er  den  F.schen  Standpunkt  nicht  einnehmen  zu  können  meinte, 
wenn  auch,  wie  er  selbst  in  der  Vorrede  zum  L  Bande  bemerkt, 
der  Anlass  neuer  gesetzlicher  Regulierung  nicht  dazu  drängte. 
Ueber  ein  solches  Verfahren  ist  viel  gesprochen  und  dasselbe 
nicht  selten  als  unzulässig  gegenüber  einem  fremden  Geistes- 
produkte, das  noch  unter  der  früheren  Flagge  segeln  soll,  ge- 
tadelt werden.  So  äussert  sich  Dernburg  in  den  Nachträgen  zum 
I.  Bande  seines  preuss.  Privat-R.  (3.  Aufl.)  dahin:  „Nicht  Er- 
haltung des  fremden  Geisteswerkes  in  seiner  Eigenart  und  Er- 
gänzung und  Fortbildung  desselben  im  Sinne  des  Verf.  ist  das 
Ziel  des  Herausgebers.  Vielmehr  ordnet  er  die  Ansichten  des 
herausgegebenen  Autors  den  seinen  durchweg  unter,  korrigiert 
und    streicht   hiernach   oder  bekämpft   stehen   gebliebene  Bruch- 
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stücke.  *  Dem  gegenübei*  ist  zuerst  zu  konstatieren,  dass  das  System 
des  verewigten  Verf.  in  seiner  äusseren  Anordnung  und  Gliede- 
i-ung  sowohl  in  den  Hauptabschnitten,  als  in  den  Einzelheiten 
unverändert  geblieben  ist ;  die  Ausführung  freilich,  wie  bemerkt, 
hat  hier  und  da  sogar  sehr  bedeutende  Umgestaltungen  erfahren. 
Dies  ist  z.  B.  im  I.  Bande  in  der  Darstellung  des  Klage-TJ.  der 
Fall  (S.  50  ff.),  sodann  in  dem  Abschnitt  über  Form  der  Rechts- 
geschäfte (§.  40);  ferner  —  notwendiger  Weise  gegenüber  der 
Eeichs-Konk.-O.  —  bei  der  Erörterung  über  das  Konk.-R.  (§.  111 
bis  116),  sowie  im  folgenden  Abschnitt  über  den  gerichtlichen 
Schutz.  In  der  Vorrede  zum  I.  Bande  hat  der  Herausgeber 
selbst  in  Folge  einer  äusseren  Anregung  diejenigen  Abschnitte 
hervorgehoben,  an  die  durchgreifend  die  ändernde  Hand  gelegt 
worden  ist.  Es  ist  dies  vornehmlich  §.  130:  „die  Versteigening 
und  der  gerichtliche  Verkauf,  §.  131  „der  Zwangsverkauf, 
das  Enteignungs-R. " ,  (S.  148  Lehre  von  der  nützlichen  Verwen- 
dung) „§.  134  Verlagsvertrag" ;  —  endlich  sind  in  Folge  der 
neuen  Konk.-O.  noch  bedeutende  Aenderungen  nötig  geworden 
in  den  Abschnitten  über  Dienstmiete  und  Werkverdingung,  über 
Vollmachtsvertrag,  Gesellschaftsvertrag,  Bürgschaft.  Der  Heraus- 
geber hat  sich  auch  veranlasst  gesehen,  die  Theorie  Fs.,  welche 
das  Dasein  von  Realverträgen  für  das  preuss.  R.  negierte,  nieder- 
zureissen. 

Unter  den  eingegangenen  Zeitschriften  ist  nickt  die  von 
Hinschius  (dem  Vater)  in  den  Jahren  1835 — 1847  herausgegebene 
„Juristische  Wochenschrift"  genannt,  vielleicht  die  bedeutendste, 
die  wir  gehabt  haben  und  jedenfalls  nicht  unbedeutender 
als  die  besonders  erwähnte  preussische  Anwaltszeitung.  Ent- 
.schiedener  Widerspruch  muss  schliesslich  noch  gegen  die  Förster- 
Ecciussche  Ansicht  (S.  24,  Band  I)  erhoben  werden,  dass  das 
System  des  A.  L.R.  untauglich  sei,  einer  wissenschaftlichen 
Darstellung  zu  Grunde  gelegt  zu  werden.  Heydemann  hat 
es  bekanntlich  in  seinen  Vorlesungen  hartnäckig  festgehalten. 
Freilich  das  System,  wie  es  hier  S.  23  in  wenigen  Zeilen  zum 
Vorschein  tritt,  ist  wissenschaftlich  nicht  verwertbar,  es  ist  aber 
auch  nicht  einmal  verständlich.  Das  Nähere  ist  hierüber  bereits 
bei  Besprechung  des  preuss.  Privat-R.  von  Dernburg  (C.BI. 
S.  58  ff.)  gesagt.  C.  Fuchs  (Jena). 

Allgemeines  Land-R.  für  die  preuss.  Staaten,  nebst 
den  ergänzenden  und  abändernden  Bestimmungen  der  Reichs- 
und Landesgesetzgebuüg.    Mit  Erläuterungen  von  Rehbein 
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und    Reincke.      2.    verb.    Aufl.     Bd.    I.      Berlin,    Müller, 
XV  u.  646  S. 

Diese  Ausgabe,  deren  1.  Auflage  vor  kaum  zwei  Jahren  er- 
schien, bat  sieb  ausserordentlich  schnell  eingebüi'gert.  Ziel  der 
Herausgeber  war,  im  systematischen  Zusammenhang  des  G.B.  den 
gesamten  Eechtsstoff  übersichtlich  zur  Anschauung  zu  bringen. 
Erreicht  ist  das  Ziel  dadurch,  dass  der  Text  des  A.  L.R.  korrekt 
wiedergegeben  ist,  die  ausdrücklich  aufgehobenen  Bestimmungen 
fortgelassen,  die  zweifellos  obsoleten  Vorschriften  durch  kleinen 
Druck  kenntlich  gemacht,  die  modifizierenden  Gesetze  —  und 
zwar  mit  lateinischen  Lettern  —  innerhalb  der  einzelnen  Titel 
systematisch  eingefügt  sind  (mit  Ausnahme  des  H.G.B.,  der  W.O, 
und  des  Str.G.B.).  Ohne  einen  eigentlichen  Kommentar  geben 
zu  wollen,  machen  die  Herausg.  durch  Hinweis  auf  Parallelstellen 
den  inneren  Zusammenhang  der  landrechtl.  Bestimmungen  er- 
sichtlich; zugleich  erfolgen  kurze  Erläuterungen  und  reichhal- 
tige Angabe  der  massgebenden  Entscheidungen  höchster  Gerichte. 
Die  2.  Auflage  soll  in  wenigen  Monaten  vollendet  sein  und 
4  handliche  Bände  (ä  7\,  geb.  ä  8'/4  M.)  umfassen.  Wesentliche 
Veränderungen  sind  im  I.  Bd.  nicht  vorgenommen.  Hinzuge- 
treten sind  zu  den  „  Einführungsbestimmungen "  die  Provinzial- 
gesetzbücher  für  Ost-  und  Westpreussen,  das  Ges.  v.  l./ni.  1869 
(G.S.  S.  377),  die  für  das  eheliche  Güter-R.  und  Erb-R.  bedeut- 
samen Gesetze  v.  ll./VII.  1845  (Schlesien)  und  16./IV.  18^0 
(Westfalen).  K. 

Rndorfif.  Wiederherstellung  einer  gelöschten  Hypothek. 
Eine  Frage  aus  dem  hannoverschen  Hypotheken-R.  (Maga- 
zin f.  d.  deutsche  R.  H.  1.  S.  76—82.) 
Nach  dem  Hypolhekengesetze  für  das  vormalige  Königreich 
Hannover  v.  14./Xn.  1864,  §.  33  erlischt  eine  Hypothek  durch 
Löschung  im  Hypothekenbuche,  „selbst  dann,  wenn  sie  auf 
erhobene  Beschwerde  wiederhergestellt  wird,  gegenüber 
allen  denjenigen  Personen,  die  seit  der  Löschung  oder  schon 
vorher,  mit  dem  in  dem  Hypothekenbuch  bemerkten  Beding  der 
zu  erwirkenden  Löschung,  bis  zu  der  etwa  erfolgenden  Wieder- 
herstellung eine  Hypothek  oder  ein  sonstiges  dingliches  R.  an 
dem  Pfandgegenstande  erworben  haben ,  ohne  zur  Anerkennung 
der  gelöschten  Hypothek  aus  einem  besonderen  Rechtsgrunde 
verpflichtet  zu  sein."  In  einem  neuerdings  entschiedenen  Falle 
hat  das  Beschwerdegericht  angenommen,  dass  dieWiedei'herstellung 
der  zu  Unrecht  gelöschten  Hypothek  ,auf  jeden  Antrag,  ja  von 
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Amts  wegen  bewirkt  werden  könne,  wie  beides  die  Grondbuch- 
ordnung  im  §.  118  zulasse".  Die  Widerlegung  dieser  Ansicht 
und  der  Nachweis,  dass  das  Gesetz  von  1864  die  Wiedereintra- 
gung der  gelöschten  Hypothek  nur  auf  erhobene  Beschwerde 
gestatte,  ist  der  Zweck  der  R. sehen  Abhandlung.     Achilles. 

Fachs.  Sammlung  von  Entscheidungen  in  Grundbuch- 
sachen. Wien,  Bloch  u.  Hasbach.  2.  u.  3.  Lfg.  S.  161 
bis  480.     (voUst.  7  M.  20  Pf.) 

Die  1.  Lieferung  dieser  Sammlung  ist  bereits  S.  180  des  C.Bl. 
besprochen  worden.  In  den  vorliegenden  abschliessenden  Liefe- 
rungen sind  170  Entscheidungen  des  obersten  Gerichtshofes  in 
Wien  (Nr.  115 — 385)  aus  dem  Gebiete  des  Grundbuch-,  resp. 
des  Subhastations-R.  mitgeteilt.  Sie  werden  nicht  verfehlen,  das- 
selbe Interesse  zu  erwecken,  wie  die  in  der  1.  Lieferung  darge- 
stellten Fälle.  Auswahl  und  Redaktion  lassen  die  gleiche  Sorg- 
falt erkennen.  Achilles. 

Leoni,  G,  Sugli  articoli  536  e  591  del  codice  civile 
italiano.  2.  ediz.  rived.  Padova  1882.  27  S. 
Der  Verf.  —  bereits  bekannt  durch  eine  Abhandlung  dell'azione 
Pauliana  nel  diritto  rom.  Päd.  1879  —  gibt  eine  Erklärung  der 
genannten  Art.  (536:  act.  aquae  pluviae  arcendae,  591:  stiUi- 
cidium ;  vgl.  cod.  civ.  fran9.  art.  640  u,  681)  unter  vorzugs- 
weiser Berücksichtigung  der  ital,  und  franz.  Rechtssprechung, 
der  Wissenschaft  des  ital.  und  franz.  R.  und  mit  gelegentlicher 
Bezugnahme  auf  r.  R,  Pescatore, 


IV.    Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Pnchelt,  S.  Kommentar  zum  Allgemeinen  deutschen 
Handelsgesetzbuch.  Mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  Rechtssprechung  des  Reichsgerichts  und  des  vormaligen 
Reichsoberhandelsgerichts.  3.  umgearbeitete  Auf  läge,  Leipzig, 
Rossberg,     1882,     Lfg,  1  u,  2,     ä  1  M,  50  Pf, 

Der  bekannte  Kommentar  zum  H.G,B,  erscheint  nunmehr  in 
der  3,  Auflage  (die  1.  erschien  1874,  die  2.  1875—76),  ver- 
ändeil  durch  den  Einfluss  der  Reichsjustizgesetze  und  der  neue- 
sten Rechtssprechung.    Die  Berücksichtigung  dieser  letzteren  und 
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die  umfassendere  Rücksichtnahme  auf  die  neueste  deutsche  Lit- 
teratur  des  Handels-R.  hat  bewirkt,  dass  in  den  beiden  jetzt  er- 
schienenen Lieferungen  auf  dem  nämlichen  Raum  die  nämliche 
Zahl  von  Artikeln  kommentiert  ist,  wie  in  der  vorhergehenden 
Auflage,  obwohl  auf  Grund  des  Einf.-Ges.  zur  Z.P.O.  die  Art.  34, 
35,  36,  77,  78,  79,  Abs.  2  zusamt  den  früher  beigefügten  aus- 
gedehnten Erläuterungen  nun  weggefallen  sind.  Die  Verlags- 
buchhandlung verspricht,  dass  die  sämtlichen  (ca.  11)  Liefe- 
rungen, welche  das  Werk  bilden,  in  rascher  Aufeinanderfolge 
erscheinen  werden.  Gar  eis. 

Carreras  j  Gonzalez.  Elementes  del  derecho  mercantil 
de  Espafta.  Madrid.  1  Bd.  300  S.  3.  Aufl.  9  fr. 
Einfache  lehrbuchartige  Erörterung  der  Bestimmungen  des 
spanischen  H.G.B.,  wie  der  dasselbe  ergänzenden  Gesetze.  Voraus- 
geschickt ist  eine  Einleitung  über  die  allgemeinen  Grundsätze 
des  Privat-R.,  wie  über  die  spanische  Gesetzgebung  hinsichtlich 
der  Verträge  und  des  Eigentums.  Carreras. 

Hartinann,  B.  Die  allgemeine  deutsche  Wechselordnung, 
nach  der  Rechtslehre  und  der  Rechtsprechung  erläutert. 
Berlin,  Heymann.     1882.     VL  u.  276  S.     Kart.  4  M. 

Indem  der  Verf.  anerkennt,  dass  nach  den  trefflichen  Arbeiten 
von  Borchardt,  Kowalzig,  Rehbein  und  Wächter  eine  neue 
kommentierende  Ausgabe  der  W.O.  neue  Aufgaben  wohl  kaum 
lösen  könne,  hielt  er  immerhin  einen  kurzgehaltenen  Führer  für 
angezeigt,  der  in  übersichtlicher  Gliederung  des  Stoffes  durch 
die  vielfach  überholten  Präjudizien  leitet  und  unter  Berück- 
sichtigung der  theoretischen  und  systematischen  Litteratur  auch 
an  das  kritische  Urteil  des  Lesers  appelliert.  Nach  einer  kurzen 
Einleitung  werden  die  Artikel  der  W.O.  in  der  Legalfolge  in 
der  Weise  erläutert,  dass  dem  Text  zunächst  eine  numerische 
Inhaltsangabe  folgt  und  sodann  unter  den  einzelnen  Num'mei'n 
die  Erläuterung  an  der  Hand  der  Doktrin  und  Praxis  mit 
Stellungnahme  des  Verf.  zu  den  erheblichen  Kontroversen  sich 
vollzieht.  Die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  hat  bis  auf 
die  neueste  Zeit  Berücksichtigung  gefunden,  ausserdem  sind 
neben  der  Rechtsprechung  des  R.O.H.G.  die  Entscheidungen  der 
Gerichte  in  den  Einzelstaaten  verwertet ,  während  man  in  dem 
knappen  Rahmen  des  Buches  auch  allen  bedeutenden  Autoren 
über  das  deutsche  Wechsel-R.  begegnet. 

Heinsheime r  (Karlsruhe). 
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Relibeiu,  H.    Allgemeine  deutsche  Wechsel-Ordnung  mit 
Kommentar  in  Anmerkungen  und   der  Wechsel-Prozess 
nach  den  ReichS-Justizgesetzen.    2.  verb.  Aufl.  Berlin,  Müller. 
1882.     174  S.    3  M. 
Nach    noch    nicht  dreijähriger   Frist    seit    dem    Erscheinen   der 
ersten  ist  eine  zweite  Auflage  dieses  Kommentars  notwendig  ge- 
worden.    Materielles  R.  und  der  Wechsel-Prozess   sindg  etrennt 
behandelt,  die  Uebersichtlichkeit   wird  bei  jedem   Artikel  durch 
alphabetisch   kurze    Inhaltsangabe   vergrössert.     Gegenüber   der 
ersten    ist   die   vorliegende    Auflage    nicht    nur    durch   die   in- 
zwischen  ergangenen  Urteile  des  Reichsgerichts  ergänzt,  sondeni 
es  ist  auch  dem  ausländischen  R.  grössere  Berücksichtigung  ge- 
worden und  namentlich  bei  den  einzelnen  Abschnitten  auch  auf 
die  einschlagende  Litteratui*  verwiesen.  Kays  er. 

Dahlström.     Den    svenska    privata  sjorätten.     Stockholm. 
1882.     XII  u.  471  S.     6  kr. 

Hambw.  Den  privata  sjorätten  enligt  svensk  lagstift- 
ning.  (2.  Aufl.)  Stockholm  1881. 
Diese  Darstellungen  des  schwedischen  See-R.  verfolgen  beide 
einen  hauptsächlich  praktischen  Zweck;  sie  beschränken  sich 
aber  nicht  auf  Mitteilung  nackter  Resultate,  suchen  vielmehr 
die  ausgesprochenen  Ansichten  durch  Gründe  und  durch  Ver- 
gleichungen  vei'wandter  R.  —  besonders  des  deutschen  See-R.  — 
zu  stützen.  In  dem  Werke  von  D.  ist  auch  die  Judikatur  be- 
rücksichtigt, was  in  der  Arbeit  von  H.  nicht  der  Fall  ist ;  diese 
letztere  gibt  dagegen  auch  eine  Darstellung  der  Seeversicherung, 
weiche  Lehre  D.  nicht  behandelt  hat.  Afzelius. 


V.    Zivilprozess. 

Kah.  Die  deutsche  Z.P.O.  erläutert  nach  den  Motiven, 
den  Protokollen  der  Justizkommission  des  Reichs- 
tages, den  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  und 
der  Doktrin.  Lief.  I  — V.  Mannheim,  Bensheimer.  1881 
u.  1882.  400  S.  (ä  Lief.  1  M.) 
Die  ersten  5  Lieferungen  umfassen  das  E.G.  und  die  §§.  1  bis 
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398  Z.P.O.  Soweit  dieselben  einen  Schluss  auf  den  Plan  des 
ganzen  Werkes  gestatten,  bezweckt  dasselbe  in  Form  eines  Kommen- 
tars das  Wissenswerteste  aus  dem  Bereich  der  Z.P.O.  für  den 
HandgebraucTi  zusammenzutragen.  Die  Anmerkungen  enthalten 
Parallelstellen ,  Auszüge  aus  den  Materialien  und  den  Reichs- 
gerichtsentscheidungen,  Exzerpte  aus  einigen  der  gangbarsten 
Kommentare.  Aus  letzteren  ist  über  die  erheblicheren  Streit- 
fragen in  Kürze  referiert.  Die  selbständigen  Zuthaten  des  Verf. 
fallen  weniger  ins  Gewicht.  Die  in  Monographien  und  Zeit- 
schriften niedergelegten  wissenschaftlichen  Erörterungen  sind  ganz 
unberücksichtigt  geblieben.  SydoAV. 

Birkineyer.  Noch  einmal  zur  Interpretation  des  §.  39 
R.Z.P.O.  Erwiderung.  In  Buschs  Zeitschr.  für  D.  Z.P. 
Bd.  V.     S.  124-172. 

Der  litterarische  Streit  über  das  dem  §.  39  Z.P.O.  zu  Grunde 
liegende  Prinzip  dauert  mit  unverminderter  Lebhaftigkeit  fort. 
Die  in  dem  neuesten  Heft  von  Buschs  Zeitschr.  enthaltenen  drei 
Aufsätze  behandeln  sämtlich  diese  Frage,  zwei  (Renaud  und 
BirkmeyeV)  ex  professo,  der  dritte  (Vierhaus)  beiläufig  (vgl.  oben 
S.  331).  Birkmeyer  verteidigt  seine  oben  S.  68  angezeigte  Schrift 
gegen  die  Angriffe  Arnsbergs  und  Leonhards.  Er  wirft  beiden 
vor,  dass  sie  über  die  Fiktion  einer  Vereinbarung  der  Zustän- 
digkeit nicht  hinauskommen  und  also  die  wissenschaftliche  Lösung 
des  Problems,  weshalb  das  Gericht  in  Folge  der  nackten  That- 
sache  vorbehaltloser  Einlassung  des  Beklagten  auf  die  Verhand- 
lung und  Entscheidung  des  Rechtsstreits  einzugehen  habe,  nicht 
fördern.  Er  sieht  als  treibenden  Gedanken  lediglich  die  aus  der 
Lage  des  konkreten  Rechtsstreits  entnommene  Zweckmässigkeits- 
rücksicht  und  führt  seinen  früher  entwickelten  Gedanken,  dass 
der  auf  Grund  hiervon  zur  Erledigung  berufene  Richter  dennoch 
nicht  die  Zuständigkeit  im  Sinne  der  Z.P.O.  erlange,  weiter  aus. 

Sydow. 

Francke.     Die  Nebenparteien  der  deutschen  Z.P.O.  nebst 

der  Rechtskraft  Dritten  gegenüber.  Göttingen, Vanden- 

hoeck  u.  Ruprecht.     1882.     136  S.     2  M.  80  Pf. 

Der  Beitritt   einer  Nebenpartei  setzt   einen   zwischen    anderen 

Personen  anhängigen  Rechtsstreit  voraus.  Personenvereine,  welche 

ohne  juristische  Personen  zu  sein,   klagen   und  verklagt  werden 

können,    sind  einheitliche  Prozessparteien,   denen  die  Mitglieder 

als  Dritte   gegenüberstehen,  desgleichen  die   in  Prozessen  durch 
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den  Verwalter  vertretenen  Konk.-Gläubiger  nebst  dem  Gemein- 
schuldner im  Verhältnis  zu  den  einzelnen  Konk.-Gläubigern.  Ein 
R.  zum  Beitritt  als-  Nebenpartei  wider  den  Willen  der  Haupt- 
parteien besteht  —  auch  im  Falle  der  Streitverkündung  — 
der  Kegel  nach  nur,  wenn  die  rechtskräftige  Entscheidung  des 
zwischen  den  letzteren  anhängigen  Rechtsstreits  auch  ohne  Bei- 
tritt des  Dritten  für  den  Bestand  oder  die  Klarstellung  von 
Rechten  oder  Rechtspflichten  desselben  \rirksam  ist^  Eine  Ent- 
scheidung erlangt  Dritten  gegenüber  nicht  deshalb  Rechtskraft, 
weil  dieselben  „näher  zu  dem  Rechtsstreit"  waren,  als  die  Partei. 
L.  43  D.  42,  1  behandelt  den  Fall  der  stillschweigenden  Ge- 
nehmigung einer  auftraglosen  Prozessfuhrung.  In  dem  Prozesse 
auf  Feststellung  bestrittener  Konkui'sforderungen  kann  jeder 
Konk.-Gläubiger  beitreten,  weil  das  die  Fordening  aberkennende 
Urteil  zu  Gunsten  jedes  Gläubigers  wirkt.  Ist  die  streitige  Last, 
wenn  sie  besteht,  einem  Dritten  mit  einer  der  Hauptparteien 
gemeinsam,  oder  ist  das  R.  des  Dritten  (Legatar)  von  dem  strei- 
tigen R.  oder  die  Pflicht  des  Dritten  (Gewährleistung)  von  der 
streitigen  Pflicht  abhängig,  so  wirkt  die  Entscheidung  ebenfalls 
nur  zu  Gunsten  des  Dritten.  —  Die  Beitrittserklärung  ist  erst 
durch  Zustellung  an  sämtliche  Parteien  vollendet.  Ueber  den 
im  Falle  des  Widerspruchs  sich  erhebenden  Zwischenstreit,  in 
welchem  der  Dritte  und  die  widersprechende  Hauptpartei  die 
Gegner  sind,  wird  vom  Gericht  des  Hauptstreits  (in  erster  In- 
stanz mündlich)  verhandelt,  ohne  dass  aber  ein  Versäumnis- 
verfahren gemäss  §.  295  fi".  Z.P.O.  statt  hätte.  Der  Gegner  des 
Dritten  darf  den  Beitritt  mit  den  für  die  Glaubhaftmachung  zu- 
lässigen Beweismitteln  bekämpfen.  Die  Entscheidung  ergeht  nur 
über  die  Zulassung,  nicht  darüber,  gb  sie  gemäss  §.  64  oder 
§.  66  erfolgt.  Der  Beitritt  hat  die  Wirkung  des  §.  66,  wenn 
zwischen  dem  Beitretenden  und  der  gegnei'ischen  Hauptpartei 
rechtliche  Beziehungen  bestehen,  ferner  die  besondere  Wirkung 
des  §.  59,  wenn  die  Entscheidungen  auch  ohne  Beitritt  des 
Dritten  für  und  gegen  denselben  Rechtskraft  erlangen  würden. 
Die  Xebenpartei  des  §.  66  steht  der  Hauptpartei  gleich,  nur 
dass  sie  —  ausser  im  Kostenpunkt  —  keine  Verurteilung  er- 
langen oder  erdulden  und  die  Grenzen  des  Rechtsstreits  nicht 
durch  Widerklage  oder  sonst  erweitern  kann.  Die  Xebenpartei 
des  §.  64  ist  abhängiger  Gehilfe  der  Hauptpaiiei ;  sie  kann  neben 
ihr  und  ohne  sie  alle  Prozesshandlungen  mit  Ausnahme  der 
Eidesleistung  vornehmen,  insbes.  statt  der  ausbleibenden  Haupt- 
partei verhandeln.     Der  beizuladende  Dritte    des  §.  607  ist  von 
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der  Zeit  des  Beitritts    an    eine   nur   dem   Namen    nach  von   der 
Hauptpartei  unterschiedene  Nebenpartei.  Sydow. 

Krech.    Der  Offenbarungseid  im  Zwangsvollstreckungs- 
verfahren.    Gruchots  Beiträge,  Bd.  26,  S.  218—273. 

Der  Schwerpunkt  dieser  Abhandlung  liegt  in  dem  Versuch, 
die  in  den  Kommentaren  von  Wilmowski-Levy  und  von  Bülow 
aus  praktischen  Rücksichten  verteidigte,  sonst  aber  —  als  mit 
dem  Wortlaut  und  Zusammenhang  des  Gesetzes  unvereinbar  — 
verworfene  Auslegung  der  §§.  781  u.  782  der  Z.P.O.  neuer- 
dings zu  begründen.  Zu  diesem  Zwecke  wird  mit  der  Termino- 
logie des  Gesetzes  gebrochen.  Die  Worte  „auf  Antrag"  in  §§.  711,^ 
769  sollen  überflüssig  sein  und  sich  nicht  auf  einen  förmlichen 
Antrag  an  das  Gericht  beziehen.  Die  nach  Massgabe  des  §.  191 
erfolgende  , Ladung  des  Schuldners"  ist  —  auch  nicht  eventuell  — 
als  Ladung  zur  Verhandlung  über  den  Antrag,  sondern  vielmehr 
als  ein  „Exekutionsakt  des  Gläubigers"  (S.  260),  dennoch  aber 
zugleich  als  „Gesuch"  an  das  Gericht  aufzufassen,  dessen 
Zurückweisung  die  einfache  Beschwerde  begründet  (S.  244); 
gleichwohl  soll  von  dieser  „Ladung"  keine  Abschrift  bei  Gericht 
hinterlegt  werden  (S.  241).  Aus  der  vorgeschriebenen  Entschei- 
dung durch  ein  der  Rechtskraft  fähiges  Urteil  folgt  nach  K, 
nicht  die  Notwendigkeit  vorgängiger  mündlicher  Verhandlung; 
ihm  gilt  dieses  ,, Urteil"  nur  als  Beschluss,  gegen  welchen  die 
sofortige  Beschwerde  nach  §.  701  stattfindet.  Diese  hat  aber 
hier  Suspensiveffekt,  ungeachtet  des  §.  702,  Nr.  3  und  entgegen 
dem  §.  535,  Abs.  1.  Indem  K,  auf  diese  Weise  den  Wortlaut 
des  Gesetzes  und  den  Zusammenhang  der  §§.  781  u.  782  besei- 
tigt, konstruiert  er  für  den  Fall  des  Widerspruchs  des  Schuld- 
ners gegen  den  Antrag  ein  eigentümliches  Verfahren  auf  der  Basis 
einer  besonderen  Anrufung  der  Thätigkeit  des  Vollstreckungs- 
gerichts, wobei  —  als  ob  der  IV.  Abschnitt,  bezw.  die  §§.  781,. 
782  nicht  vorhanden  wären  —  die  Grundsätze  der  §§.  684,  685, 
701  auf  dieses  „Zwischenverfahren  in  der  Zwangsvollstreckung" 
oder  „die  Fortsetzung  des  mit  dem  Ladungsakt  begonnenen 
Zwangsvollstreckungsverfahrens"  zur  Anwendung  gebracht  werden. 

Gaupp. 
Gruchots  Beiträge.     26.  Bd.     2.  u.  3.  Heft. 

Neben  den  S.  378  u.  401  besprochenen  Aufsätzen  von  Krech 
u.  Droop  enthalten  diese  Hefte  u.  a.  eine  Abhandlung  von  Nessel 
über  die  Pfändbarkeit  beweglicher  Pertinenzen  von  unbeweglichen 
Sachen,    eine   ungeachtet   ihrer    grossen    Wichtigkeit    für  hypo- 
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thekarischen  Kredit  in  den  Ausf.-Gesetzen  zur  Z.P.O.  (so  z.  B. 
dem  pi-euss.  u.  dem  wüi-ttemb.)  nicht  berücksichtigte  Frage, 
wobei  sich  der  Verf.  nach  dem  preuss.  Land.R.,  abweichend  von 
Kurlbaum,  aber  im  Anschluss  an  die  Entscheidungen  des  Ber- 
liner Kammergerichts  und  des  vormaligen  preuss.  Obertribunals 
gegen  die  Zulässigkeit  der  Pfändung  ausspricht.  —  Herbst 
liefert  —  in  üebereinstimmung  mit  Eccius  zu  Försters  Theorie  etc. 
—  den  Nachweis,  dass  die  sog.  Kündigungsklage  der  preuss. 
A.G.O.  durch  die  Z.P.O.  nicht  beseitigt  sei,  da  diese  an  den 
materiellen  Voraussetzungen  des  Klage-R.  (z.  B.  in  Beziehung 
auf  Rechtsverletzung,  Fälligkeit,  nachträgliche  Entstehung  des 
Anspruchs)  nichts  geändert  hat.  Cwiklinski  führt  (gegen  Hilse 
und  V.  Völdemdorff)  überzeugend  aus,  dass  sowohl  nach  dem 
H.G.B.  und  dem  Genossensch.-Ges.  v.  4.  Juli  1868,  als  nach  dem 
Einf.-Ges.  z.  G.V.G.  und  dem  preuss.  Ges.  über  die  Geschäfts- 
sprache etc.  v.  28.  August  1876  die  Führung  nichtdeutscher 
Firmen,  wie  deren  Eintragung  —  jedoch  mit  Ausschluss  der 
Schriftzeichen  einer  todten  Sprache  —  gestattet  sei.    Gaupp. 

Korn,  L.  Anfechtung  von  Rechtshandlungen  der 
Schuldner  in  und  ausser  dem  Konkurse.  Berlin, 
Hempel.  1882.  IV  u.  224  S.  4  M. 
Die  Lehre  von  der  Anfechtung  der  die  Gläubiger  benachteili- 
genden Rechtshandlungen  wird  unter  paralleler  Behandlung  der 
im  Konkurse  und  ausserhalb  desselben  geltenden  Vorschriften  im 
Anschluss  sowohl  an  das  gemeine  als  an  das  frühere  preuss.  R. 
ausführlich  dargestellt.  Die  Litteratur  ist  —  mit  Ausnahme 
des  Fittingschen  Lehrb.  d.  Konk.-R.  —  im  wesentlichen  voll- 
ständig berücksichtigt.  Den  Ansichten  der  Motive  räumt  der 
Verf.  da  massgebende  Bedeutung  ein,  wo  dieselben  nach  seiner 
Meinung  im  Gesetze  selbst  Ausdruck  gefunden  haben.  Sonst 
steht  er  ihnen  selbständig  prüfend  gegenüber.  —  Nach  K.  ist  die 
Anfechtungsklage  stets  Deliktsklage,  auch  wo  sie  auf  die  An- 
fechtung unentgeltlicher  Verfügungen  gerichtet  ist.  Bei  unent- 
geltlichen Verfügungen  ist  der  Anfechtende  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Fristen  des  Beweises  der  Bereicherung  und  der  Arglist 
enthoben  und  kann  volle  Rückgewähr  des  Weggegebenen  fordern : 
will  der  Beklagte  nur  die  Bereicherung  herausgeben,  so  muss 
er  den  Beweis  führen,  dass  er  die  Absicht  des  Schenkgebers  seine 
Gläubiger  zu  benachteiligen  nicht  gekannt  hat.  Auch  die  Ab- 
lehnung unentgeltlicher  Zuwendungen  hält  K.  entgegen  den 
Motiven  für  anfechtbar.    Richterliche  Erkenntnisse,  durch  welche 
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Vermögens-R.  begründet,  verändert  oder  aufgehoben  sind,  unter- 
liegen der  Anfechtung,  soweit  ihre  von  den  Parteien  gebildete 
thatsächliche  Grundlage  nach  allgemeinen  Grundsätzen  durch 
Anfechtung  erschüttert  werden  kann.  Ausserhalb  des  Konk.  kann 
die  Befriedigung  oder  Sicherung  eines  Gläubigers  wegen  einer 
giltigen  und  unanfechtbaren  Forderung  nie  angefochten  werden. 
Bewusstsein  und  Absicht  des  Schuldners,  die  Gläubiger  zu  be- 
nachteiligen, sind  dem  Verf.  gleichbedeutend.  Bezüglich  der 
Arglist  des  Stellvertreters  pflichtet  er  den  Ansichten  Meischeiders 
bei.  Scheingeschäfte  des  Schuldners  soll  ohne  üeberweisung  des 
RevokationS'R.  nur  derjenige  Gläubiger  aufrufen  dürfen,  der  an 
den  betroffenen  Gegenständen  ein  Pfand-  oder  Hj'potheken-R. 
hat.  Ob  durch  Yeijährung  des  Anfechtungs-R.  auch  die  Einrede 
verloren  geht,  bestimmt  nach  K.  das  Landes-R.  Sydow. 

Kupfler,  V.  Die  Gesetze  über  den  Zivilprozess  vor  den 
Friedensgerichten  der  Ostseeprovinzen.  Dorpat, 
E.  J.  Karow.     1882.     187  S.     4  M. 

In  den  russischen  Ostseeprovinzen  gilt  für  den  Ziv.-Pr.  pro- 
vinzielles R.  und  subsidiarisch  die  Theorie  des  gemeinen  deutschen 
Ziv.-Pr.  Die  von  der  Regierung  beabsichtigte  Reform  des  Proz. 
soll  in  der  Weise  ins  Werk  gesetzt  werden ,  dass  zunächst  zur 
Verhandlung  und  Entscheidung  der  geringeren  Zivil-  (bis  500  R. 
an  Wert  und  nicht  das  Eigentum  an  Immobilien  betreffend) 
und  Kriminalsachen  (bis  1  Jahr  Gefängnis)  Friedensgerichte,  ein 
System  von  zwei  Instanzen  enthaltend,  eingeführt  werden  sollen, 
während  alle  wichtigeren  Sachen  den  bisherigen  Gerichten  ver- 
bleiben. Diese  Friedensgei'ichte  stehen  zu  den  Gerichten,  welche 
die  wichtigeren  Sachen  verhandeln  und  entscheiden,  in  gar  keiner 
Beziehung,  sondern  rangieren  direkt  unter  die  Kassationsdepar- 
tements des  Senats.  Das  Verfahren  der  Friedensgerichte  soll 
durch  die  neuen  russischen  Gerichtsordnungen  vom  20./XI.  1864 
geregelt  werden.  Die  russische  Z.P.O.,  speziell  der  aus  derselben 
für  das  Verfahren  vor  den  Friedensgerichten  gemachte  Auszug, 
unterscheidet  sich  von  anderen  modernen  Ziv.-Proz.  durch  die 
grosse  Armut  an  Bestimmungen  des  materiellen  Prozess-R.  und 
enthält  eigentlich  nur  Regeln  des  formellen  Verfahrens,  wobei 
sie  sich  oft  in  unglaublicher  Breite  in  gleichgiltigen  Detail- 
bestimmungen ergeht.  Bei  ihrer  Anwendung  auf  das  auf 
deutschem  und  röm.  R.  beruhende,  ausgebildete  Privat-R.  der 
Ostseeprovinzen  müssen  sich  erhebliche  Schwierigkeiten,  Zweifel 
und  Kontroversen,  ja  bedeutende  Lücken   ergeben.     Die  provin- 
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ziellen  Friedensgerichte  werden  daher  vei-pflichtet  sein,  die  gegen- 
wärtig in  den  Provinzen  geltenden  Prozessnormen,  sie  mögen  in 
«in  provinzielles  Gesetzbuch  aufgenommen  sein  oder  nicht,  überall 
da  zur  Anwendung  zu  bringen,  wo  sie  weder  mit  den  allge- 
meinen Prinzipien  noch  den  besonderen  Bestimmungen  des  neuen 
Friedensrichter-Prozesses  in  Widerspruch  stehen.  Nur  in  solchem 
Falle  werden  sie  ihr  Amt  zu  Nutz  und  Frommen  der  Recht- 
suchenden verwalten,  während  dasselbe  sonst  in  Bethätigung  sub- 
jektiver Willkür  ausarten  würde.  Verf.  geht  in  seiner  Schrift 
die  einzelnen  Bestimmungen  der  Friedensrichterordnung  durch, 
analysiert  dieselben  auf  ihren  Inhalt  und  ihre  Bedeutung  für  das 
geltende  provinzielle  R.  und  konstatiert,  auf  welche  Weise  und 
durch  welche  Regeln  des  Provinzial-R.  die  hervortretenden  Zweifel 
zu  lösen  und  die  Lücken  auszufüllen  sind.  Die  Arbeit  beweist 
die  vollständige  Beherrschung  des  provinziellen  Rechtsstoffes 
seitens  des  Verfassers  und  wird  für  die  zukünftigen  Friedens- 
richter von  eminenter  Bedeutung  sein.  Engelmann. 


YI.   Strafrechtswissenschaft. 

Bar,  L.  v.  Handbuch  des  deutschen  Straf-R.  I.  Band. 
Geschichte  des  deutschen  Str.-R.  und  der  Strafrechts- 
theorien.    Berlin,  Weidmann.     361  S.     8  M. 

Verf.  glaubt,  dass  neben  den  vorhandenen  Lehrbüchern  wie 
dem  aus  Einzelbeiträgen  gebildeten  Hand  buche  ein  einheitliches 
Handbuch  Berechtigung  habe.  Dasselbe  vnW  unser  Str.G.B.  als 
Ergebnis  einer  stetigen  Entwicklung  und  einer  langen  Vergangen- 
heit darstellen,  deren  Erkenntnis  oft  mehr  den  Sinn  eines  §. 
deute,  als  die  leichtere  glänzende  Dialektik.  In  5  Abschnitten 
der  I.  Abt.  schildert  B.  das  römische,  altgermanische  Str.R.,  wie 
das  der  christlichen  Kirche,  des  späteren  M.A.,  seit  der  Rezeption. 
Dargelegt  wird,  wie  das  röm.  Str.R.,  trotz  mancher  Willkürlich- 
keit, reich  an  vortrefflichen  Sätzen,  wie  diese  am  Ende  des  M.A., 
nachdem  im  kirchl.  R.  die  Idee  absolut  erhabener  objektiver 
Ordnung  zum  Ausdruck  gelangte,  mit  dem  germanischen  R.  in 
Berührung  traten  und  so  zum  Besitztum  der  zivilisierten  Welt 
\vurden,  wie  endlich  nach  langem  Stillstande  das  R.Str.G.B.  ge- 
schaffen wurde,  dessen  Bedeutung  nicht  reformatorisch ,  sondern 
lediglich  Rechtseinheit  begründend.  Verf.  vereinigt  auf  200  S. 
die  Ergebnisse  der  neueren  historischen  Detailforschungen,  damit 
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sie  ,für  die  allgemeine  Anschauung  nicht  ungenutzt  bleiben" 
zu  einem  Gesamtbilde,  die  gewonnenen  Eesultate  andrer  selb- 
ständig verwertend:  in  797  Anmerkungen  werden  angenommene 
Meinungen  gerechtfertigt,  abweichende  begründet. 

Im  II.  Teil  gibt  B.  nach  kurzem  Hinweis  auf  die  Straf- 
rechtsphilosophie des  Altertums  und  M.A.  und  nach  erschöpfender 
Aufzählung  der  neueren  Theorien  seine  eigene  Strafrechtstheorie 
der  sittlichen  Missbilligung  (Reprobation),  aus  welcher  am  Schlüsse 
die  Konsequenzen  für  einzelne  allgemeine  Fragen  (Zivilunrecht, 
Polizeidelikte,  Disziplinarstrafe)  gezogen  werden.  Diese  Theorie  ist 
im  wesentlichen  die  von  B.  in  seinen  „Grundlagen  d.  Str.R." 
(Lpzg.  1869)  vorgetragene:  den  absoluten  Theorien  fehlt  das 
Zweckpi-inzip ,  die  relativen  verleugnen  die  Gerechtigkeit.  Die 
Strafe  ist  nicht  Zwang ,  nicht  Leistung ,  nicht  Leiden ,  sondern 
„Missbilligung",  zunächst  der  That,  dadurch  eo  ipso  des  Thäters: 
konkrete  Ausdrucksweise  dieser  aktiven  Missbilligung  (Strafmittel) 
ist  historisch  verschieden.  Stets  aber  gründet  sich  diese  Missbilli- 
gung auf  die  Moral :  das  Gemeinwesen  bekennt  sich  zu  ihr ; 
Handlungen,  welche  gegen  gewisse  als  unverbrüchlich  hingestellte 
Grundsätze  derselben  Verstössen,  werden  mit  einem  Zeichen  öffent- 
licher Missbilligung  versehen,  und  zwar  vom  Staate,  dem  das 
R.  missbilligenden  Urteils  von  der  Gesellschaft  übertragen  ist, 
und  der  dieses  R.  als  R.  und  Pflicht  übt.  Der  Begriff  der  „Ge- 
i-echtigkeit "  aber  ist  dem  Str.R.  an  sich  fremd:  er  ergibt  sich 
nur,  wenn  wir  mehrere  St  raff  alle  aburteilen  oder  unbewusst 
die  Strafe  an  der  geschichtlichen  Tradition  messen.  K. 

Plenarbeschlüsse  und  Entscheidungen  des  k.  k.  Kassa- 
tionshofs, veröffentlicht  im  Auftrage  k.  k.  obersten 
Gerichts-    als   Kassationshofs   von    der  Redaktion  der 
allgemeinen    Österreich.   Gerichtszeitung.     IV.  Band.    Wien, 
Manz.     324  S.     3  M. 
Seit  der  Wirksamkeit  der  geltenden  Str.Pr.O.  werden  diejenigen 
ins  strafrechtliche  Judicatenbuch  eingetragenen  Plenarbeschlüsse 
des  Kassationshofes,  welche  über  die  Grenzen  der  inneren  Amts- 
gebahrung  hinausreichen,  sowie  diejenigen  Entscheidungen,  denen 
eine  prinzipielle  Bedeutung  zukommt,    nach   amtlichem  Auftrag 
durch   die  Redaktion   der  allgem.   österr.  Gerichtsztg.    (Dr.  Ru- 
dolph Nowak)  veröffentlicht.    Jeder  Band  der  vorliegenden  Samm- 
lung umfasst  je  100  Entscheidungen,    so  dass  bisher  im  ganzen 
400  Entscheidungen   in  die  Sammlung  aufgenommen  sind.     Die 
beiden  Register  (ein  alphabetisches  Sachregister  und  ein  Register, 
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geordnet  nach  den  einschlägigen  Gesetzesstellen),  welche  jedem 
Bande  beigegeben  sind,  umfassen  von  Bd.  II  an  immer  auch 
zugleich  die  Entscheidungen  der  früheren  Bände.  Der  Ueber- 
blick  des  Stoffs  ist  im  Sachregister  dadurch  wesentlich  erleichtert, 
dass  die  einzelnen  Entscheidungen  nicht  bloss  nach  Schlagworten 
geordnet  sind ,  sondern  innerhalb  der  einzelnen  Schlagworte  zu- 
gleich die  betreffenden  Rechtsfragen,  für  welche  die  Entschei- 
dungen aufgenommen  sind,  bezeichnet  werden.         ÜUmann. 

Laas,  E.     Vergeltung   und  Zurechnung.     (Vierteljahrsschr. 

f.  wiss.  Philos.  Yl,    2,  S.  187—233,   vgl.  oben   S.  25,   53.) 

4.  Artikel. 
12.  Die  Fahrlässigkeit  und  die  nicht  bedachten  Folgen ;  actiones 
liberae  in  causa:  noch  einmal  ignorantia  legis.  13.  Zurechnungs- 
fähigkeit, Zurechnungsunfähigkeit  (Unzurechnungsfähigkeit). 
14.  Die  Anwendung  der  Unzurechnungsfähigkeitsmerkmale  auf  das 
jugendliche  Alter,  die  Geisteskranken  u.  s.  w.  Die  Bemühung 
rechts-  u.  moralphilosophische  Beurteilung  in  Verbindung  zu  bringen 
und  an  die  Stelle  fixer  Attribute  und  absoluter  Grössen  kontinuier- 
lich sich  entwickelnde  Unterschiede  einzuführen  (so  dass  alle  spezi- 
fischen und  graduellen  Abgrenzungen  als  praktisch  notwendige  [oder 
launenhafte]  Willkürlichkeiten  erscheinen)  wird  fortgesetzt.  Die 
subjektive  Schuld  jeder  That  summiert  sich  aus  demjenigen,  was 
jetzt  unter  dem  „Können"  rechts-  und  pflichtwidrig  geschieht  und 
denjenigen  früheren  (wenn  auch  da  nur  infinitesimalen)  Hand- 
lungen (actiones  liberae  in  causa),  welche  es  bewirkt  haben, 
dass  das  jetzige  Können  unternormal  ward.  Der  Unterschied 
von  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit  kommt  auch  bei  dem  2.  Posten 
in  Betracht.     Schluss  folgt.  Laas. 

Goldfeld,  J.  Ueber  den  Versuch  mit  untauglichen  Mitteln 
und    am     untauglichen    Objekte.      I.     Berlin,     Putt- 
kammer u.  Mühlbrecht.     43  S.     1  M.  20  Pf. 
Verf.  bringt  in  2  §§.  die  prinzipiellen  Erörterungen.    §.  1:  »Der 
Erfolg  und  sein  Einfluss  auf  unser  Urteil,  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Versuchshandlungen;"   §.  2:  „Hat  der  Gesetzgeber  ein 
R.  und  Interesse,  untaugliche  Versuchshandlungen  zu  strafen?" 
G.   schliesst    sich    im  wesentlichen  der  sog.   subjektiven  Theorie 
in  Bezug  auf  die  Bestrafung  des  qu.  Versuches  an  und  gelangt 
zu  dem  Resultate,  dass  der  Schuldige  kein  R.  darauf  hat,  dass 
der  noch   nicht   irgendwie   in  That    umgesetzte   verbrecherische 
Entschluss  nicht  gestraft  werde,  und  dass  nur  Opportunitätsgründe 
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den  Gesetzgeber  davon  zm-ückhalten.  Neue  Gesichtspunkte  werden 
in  dieser  Erstlingsarbeit  (Dissertation,  Berlin)  nicht  beigebracht, 
von  der  Litteratur  ist  die  ausländische  einigermassen,  die  deutsche 
sehr  stiefmütterlich  berücksichtigt.  Die  oben  erwähnte  Eintei- 
lung entspricht  weder  materiell  noch  formell  der  Logik. 

Fuchs  (Jena). 

Freudenstein,  G.  Das  Reichswuchergesetz  v.  24./V.  1880 
nebst  dem  preuss.  Gesetz  betr.  dasPfandleihgewerbe 
V.  17./V.  1881,  sowie  den  Vorschriften  über  'das  un- 
erlaubte Kreditgeben  an  Minderjährige.  Minden, 
Bruns  1882.     XII  u.  239  S.     3  M.  50  Pf. 

Im  Vorworte  erklärt  F.  die  bisherigen  Bearbeitungen  des 
Reichswucherges.  für  ungenügend;  die  einzige  monographische 
von  Dr.  v.  Schwarze  stehe  vielfach  auf  einem  Standpunkte, 
welchen  man  einem  „werdenden"  Gesetze  gegenüber  einzunehmen 
pflege,  da  sie,  wenn  nicht  vor,  so  doch  unmittelbar  nach 
Inkrafttreten  des  Ges.  verfasst  sei ;  die  übrigen  im  Zusammen- 
hange mit  dem  R.Str.G.B.  unternommenen  kommentatorischen 
Bearbeitungen  behandelten  den  zivilrechtlichen  Teil  des  Ges.  ent- 
weder gar  nicht  oder  unzureichend,  könnten  aber  auch  den  straf- 
rechtlichen Bestimmungen  nicht  gerecht  werden,  weil  es  sich  um 
eine  „ganz  neue,  bisher  dem  R.Str.G.B.  fremde  Vergehensart" 
handle.  Verf.  unternimmt  deshalb  seinerseits  eine  neue  mono- 
graphische Darstellung  des  Wucherges.  „auf  Grund  der  Ge- 
setzesmotive, des  Berichts  der  Reichstagskomm.,  der  Rechtslehre 
und  der  Urteile  der  Gerichte",  und  zwar,  im  Gegensatze  zu  dem 
Schwarzeschen  Werke,  eine  „gemeinverständliche."  Ausser  dem, 
was  der  Titel  des  Buches  andeutet,  behandelt  der  Verf.  noch  in 
einem  Anhange:  den  Urspi-ung  der  Wucherverbote  nebst  den 
Grundideen  des  kan.  und  älteren  Reichs-R. :  das  Wucherverbot 
nach  den  früheren  deutschen  Strafgesetzbüchern,  die  Rechtsgrund- 
sätze aus  den  während  des  Drucks  erschienenen  reichsgerichtl. 
Entscheidungen. 

Die  Behandlung  des  Stoffs  selbst  ist  eine  populäre;  dem- 
entsprechend geht  der  Verf.  vielfach  von  der  Betrachtung  prak- 
tischer Fälle  aus,  die  er  nicht  bloss  den  Sammlungen  der  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts,  sondern  auch  den  Tagesblättern 
entnimmt.  Daneben  fehlt  es  nicht  an  kritischen  Bemerkungen 
und  längeren  Ausführungen ,  die  zum  Teil  keineswegs  günstig 
lauten.  Den  zivilrechtlichen  Folgen  des  Wuchers  ist  übrigens 
nur   ein   verhältnismässig   kleiner   Teil  des  Werkes   (§.    12   ent- 
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haltend  25  S.)  gewidmet,   während  der  ganze  übrige  Teil  straf- 
rechtlichen Inhalts  ist.  Olshausen. 

Silrela;  Luis.  El  derecho  penal,  estudiado  en  principios 
y  en  la  legislacion  vigente  en  Espafla.  Madrid. 
1874—80.    2.  Bd.  ä  500  S.  ä  9  fr. 

Verf.,  Prof.  des  H.R.  nnd  Str.R.  in  Madrid,  gibt  hier  ein 
äusserst  vollständiges  und  methodisches  Lehrbuch  der  Straf- 
wissenschaften. Der  I.  Bd.  gibt  die  Erörterung  der  Hauptgrund- 
sätze  für  die  philosophische  Begiündung  des  staatlichen  Str.R. 
Nach  einer  Darlegung  über  die  encyklopädische  Stellung  der 
Strafwissenschaften  und  ihrer  Beziehungen  zur  Rechts-,  Staats-  u. 
Sittenlehre  werden  nacheinander  gründlich  behandelt :  das  staat- 
liche Str.R.,  das  Verbrechen,  die  Strafe,  die  Anwendung, 
die  Vollstreckung  ders.  Der  IL  Bd.  gibt  eine  kritische  Unter- 
suchung der  gegenwärtigen  spanischen  Strafgesetzgebung  an  der 
Hand  der  im  Bd.  I  vorgetragenen  Prinzipien.  Carreras. 


VIL  Kirchenrecht  (einschl.  Eherecht). 

Bärnreither.  Ueber  das  Vermögens-R.  der  geistlichen 
Orden  und  ihrer  Mitglieder.  (Separatabdruck  a.  d. 
allgem.  österr.  Gerichtszeitung.)  Wien,  Manz.  1882.  58  S. 
80  Pf. 

Sind  die  einzelnen  Klöster  oder  Orden  vermögensfähig V 
Welche  Wirkung  hat  das  feierliche  Gelübde  auf  die  Vermögens- 
fähigkeit der  einzelnen  Ordensperson?  Was  geschieht  mit  dem 
Vermögen,  welches  eine  Ordensperson  bei  ihrem  Eintritt  in  das 
Kloster  besass?  Was  wird  aus  dem  Vermögen,  welches  einer 
Ordensperson  nach  Ablegung  der  Gelübde  zufällt?  Diese  vier 
Fragen  bilden  das  Direktiv  der  Abhandlung,  welche  die  ver- 
mögensrechtliche Stellung  der  klösterlichen  Korporationen  und 
Regulai-en  einerseits  nach  den  alten  Ordensregeln,  andrerseits 
nach  römischem ,  kanonischem ,  deutschem  und  österreichischem 
R.  zum  Gegenstande  hat. 

In  eingehender  Weise  ist  der  Widerstreit  der  ursprünglichen 
Ideen  des  christlichen  Mönchtums  mit  der  späteren  Gestaltung, 
der  Gegensatz  zwischen  der  römisch-kanonischen  mit  der  deutschen 
Auffassung,  der  Kampf  dieses  Gegensatzes  im  österr.  Landes-E. 
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und  der  Ausgleich  dei"  verschiedenen  (namentlich  staatlichen) 
Interessen  vermittelst  der  Amortisationsgesetze  entwickelt,  nach- 
gewiesen und  erklärt. 

Als  Resultat  ergibt  sich  folgendes:  Nach  römisch-kano- 
nischem R.  ging  die  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  des 
Mönchs  an  das  Kloster  über.  Nach  der  deutschen  Auffassung 
ging  diese  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  durch  Ableguug 
des  Gelübdes  unter.  Nach  dem  heutigen  österr.  R.  wird  sie 
durch  das  Gelübde  von  der  physischen  Person  getrennt,  d.  h. 
die  Vermögensrechte  des  Professen  gehen  nicht  unter,  sie  gehen 
auch  auf  das  Kloster  nicht  über,  sondern  sie  werden  von  einem 
Kurator  bis  zum  physischen  Tode  der  Person  oder  bis  zu  dem 
Zeitpunkt  verwaltet,  wo  diese  Person  wieder  die  Fähigkeit  er- 
langt, ihre  Geschäfte  selbst  zu  besorgen.  Hübler. 

Scheurl,  A.  v.    Das  gemeine  deutsche  Ehe-R.  und  seine 

Umbildung  durch  das  Reichsgesetz  v.  6.  Febr.  1875. 

Erlangen,  Deichert.  1882.  II.  Heft.  267—393  S.  2  M. 
Das  vorliegende  Heft  bringt  den  Schluss  des  Werkes,  dessen 
erste  Hälfte  oben  S.  35  zur  Besprechung  gelangt  ist.  Es  um- 
fasst  neben  dem  Verlöbnis  die  Lehre  von  der  Ehetrennung. 
Letztere  zerfällt  in  5  Abschnitte :  Arten  der  Ehetrennung ,  Ehe- 
trennung durch  den  Tod,  Ehescheidung,  zeitweilige  Trennung 
von  Tisch  und  Bett,  Ehetrennung  durch  Nichtigkeits-  oder  Un- 
gültigkeitserklärung. 

Als  die  erstere  grössere  Schrift,  welche  das  dualistische 
Ehe-R.  in  Deutschland  systematisch  darstellt,  hilft  das  Buch 
einem  fühlbaren  Bedürfnis  ab.  Der  Verf.  hat  auf  eigentliche 
Vollständigkeit  verzichtet  und,  statt  eines  kompleten  Lehi'buchs 
mit  dem  hergebrachten  Apparat,  ein  den  zweifelhaften,  brüchigen 
und  streitigen  Stellen  gewidmetes  Handbuch  des  Ehe-R,  ge- 
liefert. Zu  einem  glatten  Kompendium  ist  die  Zeit  noch  nicht 
gekommen.  Es  bedarf  vorerst  noch  reger  und  reicher  Arbeit 
im  Detail. 

Der  Schwerpunkt  des  Werkes  liegt  in  der  Darstellung  der 
Umbildung  des  gemeinen  deutschen  Ehe-R.  durch  das  Reichs- 
Gesetz  V.  1875,  bezw.  des  Einflusses,  welchen  diese  Umbildung 
auf  die  kirchliche  Eheordnung  geäussert  hat.  Nach  Seh.  hat  die 
protestantische  Kirche  jetzt  sorgfältig  zu  erwägen,  inwieweit  der 
Inhalt  der  staatsgesetzlichen  Abändei'ungen  des  bisherigen  Ehe-R. 
als  notwendig  oder  wenigstens  rätlich  erscheinen  lasse ,  sie  für 
die  kirchliche  Lebensordnung  nicht  gelten  zu  lassen.  Wo  es  das 
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christlich  sittliche  Gesamtbewusstsein  fordert,  dass  eine  staatlich 
abgeänderte  Vorschrift  des  bisherigen  protestantischen  Ehe-R.  als 
Norm  der  kirchlichen  Eheordnung  unverändert  in  Geltung  bleibe, 
ist  sie  noch  als  geltend  zu  behandeln,  sei  es  durch  ausdiückliche 
kirchliche  Festsetzung  oder  durch  freie  kirchliche  üebung.  Von 
diesem  Gesichtspunkt  aus  hat  der  Verf.  Schritt  für  Schritt  zu 
«rmitteln  gesucht,  was  heut  als  protestantische  Kirchen-Eheord- 
nung zu  gelten  habe.  Hü  hier. 

Crolnbinski.    Istorija  ruskoi  zerkwi.    T.  1.   Period  kijewski 
ili  domongolski.  (Geschichte  der  russischen  Kirche.   Kiewsche 
oder  vormongolische  Periode.)     1.  Moskwa  1880.    XXIII  u. 
792  S.     2.  Moskwa  1881.     791  u.  XI  S. 
Die  bisherigen  Werke   über   die  Geschichte    der  russischen 
Kirche  (vom  Metropoliten  Philaret,  ebenso  das  noch  unvollendete 
des  Metropoliten  Makarius,  f  21  ./VI.  82.)  waren  trotz  grosser  Gelehr- 
samkeit der  Verfasser  nach  einer  bestimmten  Schablone  gearbeitet. 
Da  die  Rechtgläubigkeit  der  russischen  Kirche  darin  besteht,  dass 
sie  das  kirchliche  Dogma  und  den  kirchlichen  Kultus,  wie  er  im 
X.  Jahrhundert  von  Byzanz  überkommen  war,  unverändert  und 
unangetastet  erhalten  habe,  so  durfte  eine  Geschichte  der  Kirche 
nur  die  Aufgabe  haben ,   nachzuweisen ,   dass   der  Zustand   der 
russischen   Kirche   von   Anfang   an  bis   heute   derselbe   gewesen 
und  geblieben  sei,   sowie  dass  die  russische  Kirche  allen  Anfor- 
deningen,    welche   an    eine    Kirche   überhaupt   gemacht  werden 
konnten,  von  jeher  und  stets  in  umfassendster  Weise  entsprochen 
habe.    Die  russische  Kirche  hatte  nach  dieser  Auffassung  eigent- 
lich keine  Geschichte,   sondern    stand  unveränderlich   und  unbe- 
wegt während  der  Jahrhunderte  inmitten  der  Geschichte  und  er- 
duldete dieselbe.    Mit  dieser  Auffassung  hat  Verf.  des  vorliegen- 
den   von    umfassenden   Kenntnissen    zeugenden  Werkes    ein   für 
allemal  gebrochen:  er  sucht  die  Kirche  zu  schildern,  wie  dieselbe 
in   der  That  gewesen  ist.     Wir   erhalten  zum  erstenmale  eine 
■wirkliche  Geschichte  der  russischen  Kirche,  und  sein  orthodoxer 
Standpunkt  hindert  ihn  nicht,  objektiv  zu  untersuchen.    Für  die 
russische  Rechts-  und  Staatsgeschichte  ist  ein  solches  Werk  von 
der  grössten  Wichtigkeit. 

Verf.,  ord.  Professor  an  der  geistlichen  Akademie  zu  Moskau, 
behandelt  in  den  vorliegenden  Bänden  die  älteste  Periode  der 
russischen  Kirchengeschichte  und  zwar  zunächst  in  der  Einleitung 
die  Quellen ,  die  Einteilung  der  Kirchengeschichte  in  Perioden 
und  die  Art,   wie  er  die  Geschichte  zu  behandeln  gedenkt.     Er 
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konstatiert,  dass  die  Geschichte  der  russischen  Kirche  auf  keinem 
sehr  hohen  Standpunkte  stehe  und  dass  dieselbe  in  Folge  der 
inneren  Armut  ihrer  Quellen  auch  kaum  je  auf  einen  solchen 
gelangen  werde. 

Kap.  I.  behandelt  die  Legenden  über  die  Vei'breitung  des 
Christentums  in  Russland  vor  Wladimir  und  den  Zustand  des 
Christentums  in  dieser  Zeit.  Kap.  II.  Einführung  des  Christen- 
tums durch  Wladimir  und  Befestigung  desselben  unter  seinen 
Nachfolgern,  wobei  die  einzelnen  Legenden  und  sonstigen  Quellen 
sorgfältig  analysiert  und  auf  ihren  wirklichen  historischen  Inhalt 
geprüft  werden.  Kap.  III.  Die  Verwaltung  der  Kirche.  Hier 
schildert  der  Verfasser  die  ursprüngliche  Organisation  der  Metro- 
pole und  der  einzelnen  Bistümer;  die  Ausdehnung  der  Gerichts- 
barkeit der  Bischöfe  und  die  kirchlichen  Gesetze ,  ferner  die 
Pfarrgeistlichkeit  und  die  kirchlichen  Gemeinden,  die  Stellung 
der  höheren  und  niederen  Geistlichkeit  und  die  Stellung  der 
Kirche  zum  Staat,  das  Leben  und  die  soziale  Stellung  der  Geist- 
lichkeit, die  Kleidung  derselben.  In  Beilagen  folgen  verschiedene 
kommentierte  Quellen ,  insbesondere  die  geistlichen  Ordnungen 
Wladimirs  und  Jaroslaws,  endlich  die  Geschichte  der  einzelnen 
Eparchien.  In  Kap.  IV,  „Die  Bildung"  schildert  Verf.  Wladimirs 
vergeblichen  Versuch,  die  Bildung  in  Russland  einzuführen  und 
stellt  fest,  dass  das  einzige  Resultat  desselben  die  Einführung 
einiger  ABC-Schulen  war,  sowie  dass  die  damalige  Litteratur 
ha,uptsächlich  in  Uebersetzungen  u.  Entlehnungen  bestand.  Kap.V. 
, Gottesdienst"  behandelt  die  Kii'chen  und  den  Kirchenbau  und 
sodann  den  Gottesdienst.  Kap.  VI.  ,Das  Mönchtum",  das  erste 
Auftreten  der  Mönche  und  Anachoreten,  die  eigentlichen  Klöster, 
die  Klosteri'egel  und  das  Mönchsleben,  Missbräuche,  endlich  die 
Häresieen,  die  Bedeutung  der  Mönche  im  Leben  des  Volkes. 
Kap.  VII.  Die  Beziehungen  zur  römischen  Kirche,  die  römische 
Propaganda  in  Russland,  die  damalige  religiöse  Duldung  gegenüber 
solchen,  die  nicht  zur  rechtgläubigen  Kirche  gehörten  und  Kap.  VIII, 
Glaube,  Moral  und  Religiosität  des  Volkes.         Engelmann. 


VIII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Instituciones  de  los  pueblos  de  Europa.   Madrid.    I.Heft. 
126  S.     2  72  fr. 
Das  Werk  erscheint  in  Heften  ä  16  zweispaltigen  Seiten  in  4". 


I 
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Die  erste  Lieferung  enthält  die  Grundgesetze  des  Königreichs 
Belgien  und  zwar:  die  Verfassung  mit  Ergänzungen  und  An- 
merkungen; die  Hauptgesetze  über  die  Presse;  die  Wahlgesetze 
von  1878,  Provinzial-  und  Städteordnung,  die  Gesetze  über  die 
Ortspolizei,  die  Verwaltung  von  Strassen,  Eisenbahnen,  das  Ge- 
sundheitswesen. Die  zweite  Lieferung  wird  die  Militär-  und 
Unterrichtsgesetze  und  die  Berggesetzgebung,  die  dritte  und  vierte 
das  bürgerliche  G.-B.  u.  d.  Z.P.O. ,  die  fünfte  das  Str.G.B.,  die 
sechste  das  H.G.B.,  die  siebente  d.  Str.P.O.  enthalten.  Die  fol- 
genden Hefte  werden  die  deutsche  Gesetzgebung  bringen. 

Carreras  y  Gonzalez. 

Paredes,  .Vicente  Santamaria  de,  Curso  de  derecho 
politico.  Valencia.  1.  Bd.  700  S.  12  fr. 
Nach  einer  Vorrede  von  E.  Perez  Pujol  und  einer  Einleitung 
über  das  R.  im  allgemeinen  und  über  das  Staats-R.  im  besonderen 
gibt  Verf.  eine  Erörterung  über  Grundprinzipien,  Geschichte  des 
Staats-R.,   wie   über   das  gegenwärtige  spanische  Verfassungs-R. 

Carreras  y  Gonzalez. 

Beurs  e  Bahamonde.  Teoria  organica  del  estado.  Ma- 
drid. 100  S.  6  fi-. 
Eine  anlässlich  mehrfacher  Erörterungen  in  der  Rechtsakademie 
zu  Madrid  entstandene  Monographie,  welche  die  verschiedenen 
in  Altertum  und  Neuzeit  über  Entstehung,  Begriff  und  Zweck 
des  Staates  aufgestellten  Theorien  kritisch  erörtert  (insbesondere 
die  Theorie  von  Kant,  Krause  und  dessen  Anhängern).  Verf. 
schwankt  zwischen  den  Ansichten  von  Kant  und  Krause,  neigt 
jedoch  mehr  zu  letzterer.  Carreras  y  Gonzalez. 

Besobrasow.  Gossudarstwo  i  obszczestwo.  üprawlenije, 
ssamouprawlenije  i  ssudebnaja  wlast.  (Staat  und  Gesell- 
schaft. Verwaltung,  Selbstverwaltung  und  Justiz.)  Stptbg. 
1882.     XXVni  u.  737  S. 

Der  Verf.,  ordentliches  Mitglied  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften in  St.  Petersburg,  gibt  hier  eine  Sammlung  seiner  staats- 
wissenschaftlichen Abhandlimgen  heraus,  welche  er  von  1859 
bis  1880  in  verschiedenen  Zeitschriften  veröffentlichte.  Die  meisten 
sind  vor  1867  erschienen.  Die  wichtigsten  sind  folgende:  »Die 
Aristokratie  und  die  Interessen  des  Adels."  Hier  gibt 
B.  eine  historische  üebersicht  über  die  Ausbildung  der  Aristo- 
kratie in  Europa,  erörtert  die  wirklichen  Bedingungen  u.  Element« 
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der  Gleichheit  und  Ungleichheit  in  der  Gesellschaft,  die  künst- 
liche Aristokratie  und  Demokratie,  die  Bedingungen  der  büx-ger- 
lichen  Freiheit  und  deren  Sicherstellung,  die  allgemeinen  Grund- 
lagen der  Selbstverwaltung.  —  „Die  Thätigkeit  der-  neuen 
Bauerbehörden"  und  „die  Friedensvermittler",  welchen 
die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  die  Durchführung  der 
Bauerverordnung  von  1861  übertragen  worden  war.  „Die  Zu- 
kunft der  Organisation  der  Bauergemeinden. "  „Gedanken 
über  die  bestehende  Provinzialverfassung  und  ihre  bevorstehende 
Reorganisation."  „Das  Friedensgericht."  „Die  Landschafts- 
institutionen und  die  Selbstverwaltung."  „lieber  das  staatliche 
Leben  in  England  und  Frankreich."  Engelmann. 

Guinplowicz,  L.  Verwaltungslehre  mit  bes.  Berücksich- 
tigung des  österreichischen  Verwaltungs-R.  Inns- 
bruck, Wagner.     472  S,     7  M. 

Abweichend  von  anderen  (L.  v.  Stein  etc.)  schildert  G.  in 
192  §§.  nicht  nur  die  innere,  sondern  die  gesamte  staatliche 
Verwaltungsthätigkeit,  und  zwar  A.  (Zweck  der  Selbsterhaltung) 
1.  Wehr-,  2.  Finanz-,  3.  auswärtige  Verw.  B.  (Aufrechterhaltung 
der  inneren  Ordnung)  1.  Bevölkerungs-,  2.  Justiz-,  3.  Territorial- 
und  Organisationspolitik  [Darstellung  der  Verwaltungsrechts- 
pflege fehlt],  4.  Kommunikationsverw.  C.  (WohlfahrtsbefÖrderung) 
1.  Förderung  des  materiellen  Wohlstandes,  2.  Kultus-  u.  Unter- 
richtsverw.,  3.  Sanitätswesen  u.  Armenpflege.  Verf.  durchwan- 
dert alle  diese  Gebiete  „etwas  eiligen  Schrittes",  dabei  gelegent- 
lich zahlreiche  mit  dem  Verw.-R.  in  lockerstem  Zusammenhange 
stehende  Fragen  (z.  B.  geistiges  Eigentum,  Zivilehe,  Schwurgericht) 
durch  Gedankenblitze  erleuchtend.  Bei  jedem  Gegenstande  legt 
G,  als  selbständig  urteilender  Realpolitiker  die  allgemeinen  Grund- 
sätze dar,  oft  unter  verständnisvollem  geschichtlichem  Hinweis, 
wie  unter  Einstreuung  geistreicher ,  zuweilen  auch  über  wissen- 
schaftliche Bestrebungen  und  Persönlichkeiten  (z.  B.  Str.-R., 
Bluntschli)  herb  absprechender  Bemerkungen;  darauf  folgt  stets 
eine  knappe  Erörterung  des  österr.  R. ;  fremdes  R.  ist  fast  gar 
nicht  berücksichtigt.  Da  jedoch  jene  wissenschaftliche  Grund- 
lage das  Essentiale,  ist  der  Wirkungskreis  des  Werkes,  sei  es 
als  eine  auffassungsreiche  Encyklopädie  für  den  Anfänger,  sei  es 
als  eigenartige  Lektüre,  nicht  auf  Oesterreich  beschränkt.  Die 
Ergebnisse  notwendiger  Hilfswissenschaften  sind  fast  durchweg 
verwertet :  die  Darstellung  der  Wehrverw.  gi-ündet  sich  auf  die 
neuesten  militärwissenschaftlichen  Schriften ;  bei  der  Bevölkerungs- 
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Politik  findet  die  statistische  Wissenschaft  vielseitige  Berück- 
sichtigung. 

Seinen  Standpunkt  hat  G.  einleitungsweise  (S.  1 — 59)  be- 
zeichnet und  durchweg  mit  grosser  Wärme  verteidigt.  Es  wird 
Verwaltungswissenschaft  geboten,  die  mehr  ist  als  Verwal- 
tungsgesetzkunde: erstere,  ein  Teil  der  Staatswissenschaft,  be- 
greift letztere  in  sich:  „was  für  den  Soldaten  Schiessfertigkeit 
ohne  Intelligenz,  das  ist  für  den  politischen  Beamten  Verw.- 
Gesetzkunde  ohne  Verw.-Wissenschaft."  Die  Methode  des  Verf. 
ist  die  staatswissenschaftliche,  welche  er  bereits  in  seinem  ,  Rechts- 
staat und  Sozialismus"  (1881)  gegen  die  trügerische  Dialektik 
Labands  (Professor  in  Strassburg,  Verf.  des  ,St.-ß.  d.  deutschen 
Reichs")  mit  Schärfe  vertreten  hatte;  nach  G.  ist  die  privat- 
rechtliche Methode  im  öffentlichen  R.  nicht^ohne  weiteres  anwend- 
bar, weil  Individuum  und  Staat  sich  nicht  wie  Partei  und 
Partei  gegenüber  stehen ;  vielmehr  ist  der  Staat  stets  privilegierte 
Partei!  G.'s  Staatstheorie  ist  eine  verfeinerte  Theorie  der  Ge- 
walt ;  unerschütterlich  vertritt  G.  die  Gnindanschauung :  wo  es 
sich  um  Selbsterhaltung  des  Staates  handelt,  soll  das  Prinzip 
des  unvermeidlichen  Zwanges  hen'schen,  wo  um  innere  Ordnung, 
das  R.,  wo  um  (materielle  oder  ideelle)  Wohlfahrtsbeförderung,  die 
Freiheit,  sofern  nicht  auch  da  (z.  B.  Sanitätswesen)  dringende 
Selbsterhaltungs Interessen  in  Frage  kommen;  „Macht  ist  die  Seele 
des  Staates."  K. 

Parey.     Das  behördliche  Polizei-Straf-Verordnungs-R. 

in  Preussen.     Gleichzeitig  als  Anleitung  zur  Prüfung  der 

Rechtsgültigkeit  älterer  u.  neuerer  Polizei-Strafverordnungen. 

BerHn,  Müller.  1882.  1  M.  80  Pf.  (vgl.  S.  341.) 
Die  Rechtsgültigkeit  der  Pol.V.  ist  nach  den  Gesetzen  zu  be- 
ui-teilen,  welche  z.  Z.  ihrer  Verkündigung  die  Zuständigkeit  der 
verordnenden  Behörde,  die  Form  und  die  sonstigen  Bedingungen 
der  Verkündung  regelten.  Der  Richter,  insbesondere  das  Ver- 
waltungsgericht muss  also  die  Gültigkeit  der  anzuwendenden 
altern  Verordnungen  oft  nach  längst  aufgehobenen  Gesetzen  prüfen 
und  dieselbe  Aufgabe  ergibt  sich  für  den  Privatmann,  auf  welchen 
eine  solche  Verordnung  angewendet  wird. 

Um  diese  Aufgabe  zu  erleichtern,  stellt  Verf.  in  dem  all- 
gemeinen Teil  den  Begriff  des  PoUzeiverordnungs-R.,  in  dem 
speziellen  Teil  die  seit  1808  in  Preussen  nacheinander  in  Gel- 
tung gewesenen  Vorschriften  über  das  Strafverordnungs-R.  der 
Provinzialbehörden,  der  Minister  und  der  Lokalbehörden  dar. 


392     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.  I.  Band.  10/11.  Heft. 

Das  Verordnungs-R.  der  Behörden  beruht  auf  der  letztern 
durch  das  Gesetz  eingeräumter  Autonomie,  welche  an  die  Stelle 
der  ehemaligen  autonomischen  Befugnisse  der  Gemeinden  etc.  ge- 
treten ist.  Von  den  Zwangsbefugnissen,  welche  jeder  Obrigkeit 
zur  Vollstreckung  ihrer  Gebote  im  einzelnen  Fall  zustehen,  ist 
dieses  Gebots-R.  zu  unterscheiden.  Es  bildet  den  Uebergang  von 
den  polizeilichen  Zwangsverfügungen  zu  den  staatlichen  Straf- 
gesetzen. Diese  Stellung  ist  zugleich  entscheidend  für  die  Kon- 
kurrenz der  Pol.V.  mit  den  Strafgesetzen  einerseits  und  den  poli- 
zeilichen Zwangsmitteln  anderseits.  So  wenig  durch  Pol.V.  eine 
in  den  staatlichen  Gesetzen  mit  Strafe  bedrohte  Handlung  noch- 
mals unter  Strafe  gestellt  werden  kann,  ebensowenig  kann  nach 
dem  Grundsatze  ne  bis  in  idem  eine  Exekutivstrafe  polizeilich 
angedroht  werden,  wenn  die  betreffende  Handlung  oder  Unter- 
lassung bereits  durch  ein  allgemeines  polizeiliches  Verbot  unter 
Strafe  gestellt  ist;  es  sei  denn,  dass  die  Zwangsverfügung  die 
Ergänzung  der  Strafverordnung  bildet. 

In  dem  besondern  Teil  ist  in  6  Abschnitten  das  Verord- 
nungs-R. der  Regierungen  und  Regierungspräsidenten ,  der  Mi- 
nister, der  Oberpräsidenten,  der  Lokalbehörden  und  der  Land- 
räte, sowie  die  Ausserkraftsetzung  behördlicher  Strafverordnungen 
dargestellt,  wobei  jedesmal  das  in  den  verschiedenen  Perioden 
geltende  R.  in  historischer  Folge  erläutert  wird.  Jedem  Ab- 
schnitt schliesst  sich  eine  kurze  Rekapitulation  an,  welcher  am 
Schlüsse  des  Werkes  eine  tabellarische  Gesamtübersicht  entspricht, 
deren  gedrängte  Einrichtung  den  praktischen  Gebrauch  wesent- 
lich erleichtert. 

Der  Verf.  empfiehlt  in  der  Einleitung  dringend  die  Kodi- 
fikation der  noch  in  Geltung  befindlichen  poliz.  Straf  Verordnungen, 
oder  doch  die  Veranstaltung  von  Privatsammlungen  für  die  ein- 
zelnen Bezirke,  welche  in  angemessenen  Zwischenräumen  zu  er- 
gänzen sind.  Auch '  für  diesen  Zweck  hat  der  Verf.  des  vor- 
liegenden Werkchens  eine  Vorarbeit  geliefert.  Bis  derselbe  er- 
reicht ist,  wird  die  vorliegende  Schrift  ein  unentbehrliches  Hilfs- 
mittel für  die  Rechtspx'echung  in  polizeilichen  und  Verwaltungs- 
sachen bleiben.  Klostermann. 


Brandt;  L.  Das  Reichsgesetz  gegen  die  gemeingefähr- 
lichen Bestrebungen  der  Sozialdemokratie  nebst 
den  auf  Grund  desselben  erlassenen  Anordnungen 
und   einem   Verzeichnis    der   verbotenen    Druck- 
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Schriften    und    Vereine.      Berlin,    Heymann.      144  S. 

eleg.  geb.  4  M. 
Das  im  amtlichen  Auftrage  bearbeitete  Werk  soll  als  Hand- 
buch für  alle  bei  der  Ausführung  des  Sozialistengesetzes  thätigen 
Behörden  (Polizei-,  Zoll-,  Steuer-  und  Postbehörden,  Gericht«  und 
Staatsanwaltschaften)  dienen.  Dasselbe  enthält  ausser  dem  Text 
der  Gesetze  vom  21.  Oktober  1878  und  vom  31.  Mai  1880,  dem 
Geschäftsregulativ  für  die  Reichskommission,  den  auf  Grund  des 
■§.  28  des  Ges.  erlassenen  Anordnungen,  dem  Verzeichnis  der  als 
, Polizeibehörden"  geltenden  Behörden,  sowie  einer  Anzahl  be- 
merkenswerter Entscheidungen  des  Reichsgerichts  ein  vollstän- 
diges (S.  23 — 133  umfassendes)  alphabetisches  Verzeichnis  der 
bis  zum  1.  März  d.  J.  verbotenen  Druckschriften  und  Vereine 
und  der  wieder  aufgehobenen  Verbote.  K. 

Delacroix,  E.  Commentaire  de  la  loi  du  27  Juillet  1880 
portant  revision  de  la  loi  du  21  Avril  1810  con- 
cernant  les  mines  suivi  d'une  etude  sur  les  chemins 
de  fer  d'embranchement  des  mines  en  France  et  en 
Belgique.  Paris  und  Brüssel.  1882.  260  S.  7  fr. 
Die  Schrift  zerfällt  in  2  selbständige  Teile.  S.  5—69  findet 
die  wichtige  Novelle  v.  27.  Juli  1881  (Text  S.  256)  zum  fran- 
zösischen Berggesetze  v.  21.  Aprü  1810,  durch  welche  nament- 
lich der  Schutzrayon  für  Wohnplätze  gegenüber  bergmännischen 
Anlagen  angemessen  beschränkt,  die  Expropriationsbefugnis  des 
Bergwerkseigentümers  neu  geregelt  und  das  seither  schwankende 
Verhältnis  zwischen  dem  Grundeigentümer  und  dem  Bergbau- 
untemehmer  hinsichtlich  der  Eisenerzgewinnung  auf  eine  festere 
Basis  gestellt  wird,  eingehende  Erläuterung.  Besondere  Be- 
achtung auch  über  die  bergjuristischen  Kreise  hinaus  verdient 
der2.Teil(S.  71 — 255),  in  welchem  das  R.  der  Eisenbahnen  in 
ihren  Beziehungen  zum  Bergbaue  auf  der  Grundlage  der  französ. 
und  belgischen  Gesetzgebung  monographisch  erörtert  wird.  D.  be- 
handelt hier  zunächst  die  auch  in  Deutschland  viel  besprochene 
(vergl.  Leuthold  in  der  sächsischen  Zeitschr.  für  Praxis  u.  s.  w.  der 
Verwaltung  I,  289  und  in  der  Zeitschr.  für  Berg-R.  XXH,  296) 
Stellung  des  Konzessionärs  der  öffentlichen  Eisenbahn  gegen- 
über dem  Betriebe  von  Gruben  (mines)  und  Steinbrüchen 
(carrieres),  und  sodann  das  Rechtsverhältnis  der  vom  Be rg- 
wer kskonzessionär  errichteten  Eisenbahnen,  welche  in 
Frankreich  entweder  als  selbständige  Eisenbahnen  auf  Grund 
des  allgemeinen  Eisenbahn-Expropriationsrechts  oder  als  Zweig- 
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linien  öffentlicher  Verkehrsbahnen  nach  Art.  62  des  Lastenhefts 
der  Eisenbahngesellschaften  oder  an  der  Hand  des  Grundokku- 
pations-  und  bez.  Enteignungs-R.  nach  Art.  43  und  44  des  Berg- 
gesetzes (der  Novelle)  angelegt  werden  können.       Leuthold. 

Jäschke,  C.  Die  preussischen  Baupolizeigesetze  und 
Verordnungen,  mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Berlin  und 
in  der  Provinz  Brandenburg  geltenden  baupolizei- 
lichen Vorschriften.  5.  Aufl.  von  F.  Seydel,  Reg.-Ass. 
Berlin,  Heymann.  1882.  XI  u.  338  S.  geb.  5  M. 
Während  die  bekannte  Rönnesche  Sammlung  der  preussischen 
Baupolizeinormen  im  wesentlichen  nur  das  für  die  ganze  Mon- 
archie gültige  Material  gibt,  von  der  Aufnahme  der  freilich 
ungemein  zahlreichen  provinziellen  und  lokalen  Baupolizeiord- 
nungen oder  doch  der  wichtigeren  derselben  aber  ganz  abgesehen 
hat,  besitzen  wir  für  eine  Anzahl  der  preuss.  Provinzen  — 
namentlich  für  Schlesien  und  Brandenburg  —  Sammlungen,  in 
denen  auch  die  provinziellen  und  bedeutenderen  lokalen  Normen 
mit  abgedruckt  sind.  In  Brandenburg  hat  von  jeher  die  J.sche 
Sammlung,  welche  gegenwärtig  in  wesentlich  umgestalteter  und 
bis  in  das  laufende  Jahr  sorgfältig  nachgetragener  Auflage  vor- 
liegt, weite  Verbreitung  genommen.  Die  I.  Abt.  (allgem.  Normen) 
führt  in  systematischer  Ordnung  und  mit  sehr  eingehender  Er- 
läuterung aus  der  Behördenpraxis  namentlich  die  einschlagenden 
Vorschriften  des  Land-R.,  der  Ansiedelungs- ,  Alignements-  und 
Rayongesetzgebung,  sowie  des  Reichsgewerbe-R.  vor.  Die  II.  Abt. 
(S.  187  ff.)  enthält  den  Abdruck  der  im  Regierungsbezirke  Pots- 
dam für  Städte  und  Land  gültigen  beiden  B.P.O.  vom  Jahre  1872 
mit  Angabe  der  Varianten  in  den  entsprechenden  Normen  für 
den  Bezirk  Frankfurt  a.  0.,  die  III.  Abt.  (S.  235  ff.)  die  wichtige,. 
in  zahlreichen  Punkten  zum  Gregenstande  präjudizieller  Fest- 
stellung gewordene,  Baupolizeiordnung  für  Berlin  v.  21.  April 
1853  mit  den  Ergänzungen  (Strassenanlagenstatut,  Kanalisierung, 
Theaterfeuerpolizeiverordnung  vom  29.  Juni  1881). 

Leuthold. 

Reiz,   H.  0.     Reichs-Gewerbe-Ordnung  v.  21.  Juni  1869, 
Nebst  den  sie  ergänzenden  Gesetzen,  Novellen  und  Bestim- 
mungen.    3.  Aufl.     Berlin,  Grosser.     1882.     XII  u.  272  S. 
2  M. 
Erläuterungen  und  alphabetisches  Sachregister  der  2.  Auflage 
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(1878),  dazu  S.  241 — 272  Textabdruck  der  einschlagenden  reichs- 
rechtlichen Bestimmungen  aus  den  Jahren  1879 — 81  nebst  einigen 
preuss.  und  einer  württemb.  Ausführungsnorm.      Leuthold. 

Het  Rapport  der  Heeren  Prof.  G.  van  Overbeek  de  Meyer,  Prof. 
A.  P.  Fokker    en  Dr.  J.  Menno  Huizingo   van   der  Neder- 
landsche  Maatschappij  tot  bevordering  der  geneeskunst,  be- 
oordeeld  door  Mr.  Dr.  W.  van  den  Bergh,  Prof.  Dr.  J.  W. 
Gunning ,    Dr.  S.  R.  Hermanides,    Dr.  H.  Pierson    en    Mr. 
0.  G.  van  Swinderen.    s'Gravenhage,  W.  A.  Beschoor.    1S82. 
86  S. 
Diese  sich  auf  die  Prostitutionsfrage  beziehende  Schrift  enthält 
eine    von    verschiedenen    wissenschaftlichen    Standpunkten    aus- 
gehende Besprechung    der  genannten  Frage  und  eine  bestimmte 
Verurteilung    des    im    erwähnten   Rapporte    gehandhabten,    auf 
diesem  Gebiete  in  einigen  Städten  Englands  und  auf  dem  euro- 
päischen   Kontinent    geltenden    Systems.      Namentlich   tritt    sie 
jenen  Aei-zten  entgegen,  welche  das  geltende  System:  „Die  Pro- 
stitution gesetzlich  oder  verordnungsmässig  zu  regeln",  heutzutage 
noch  verteidigen.    Auch  für  das  Ausland  hat  dieselbe  eine  grosse 
Wichtigkeit  (vgl.  oben  S.  80).  v.  Swinderen, 


IX.   Internationales  Recht. 

Martens,  F.  Das  Völker-R.  der  Gegenwart  der  zivili- 
sierten Völker.  (Sowremennoe  Meschdunarodnoe  Prawo 
ziwilisowannich  narodow.)  St.  Petersburg.  1882.  XIX  u. 
418  S. 

Der  soeben  erschienene  I.  Teil  dieser  auf  2  Bände  angelegten 
systematischen  Darstellung  des  Völker-R.,  wie  eine  solche  die  bis- 
herige russ.  Litteratur  nicht  aufweist,  behandelt  das  sog.  materielle 
Völker-R.  mit  Rücksichtnahme  auf  die  sich  stetig  entwickelnden 
internationalen  Beziehungen.  Schon  in  der  von  dem  Verf.  heraus- 
gegebenen Sammlung  von  internationalen  Akten  Russlands  sind 
viele  zum  erstenmal  an  die  OeflFentlichkeit  getreten,  in  dem  vor- 
liegenden Werk  sind  zahlreiche  andere,  auf  die  diplomatischen 
Beziehungen  Russlands  bezügliche  hinzugekommen.  Die  dem 
Verf.  eigentümliche   Systematik   hat   er   den   seit  11  Jahren  an 
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der  St.  Petersburger  Universität  von  ihm  gehaltenen  Vorträgen 
zu  Grunde  gelegt  und  bewährt  gefunden. 

Auf  eine  Einleitung  folgt  ein  allgemeiner  Teil.  In  der  1. 
werden  Grundbegriffe  erörtert  und  gibt  der  Verf.  sowohl  einen 
ausführlichem  geschichtlichen  Ueberblick  der  internationalen  Be- 
ziehungen vom  Altertum  bis  auf  die  Gegenwart,  als  auch  die 
Entwickelung  der  Völkerrechtswissenschaft.  Im  allgemeinen 
Teil  wendet  M.,  nach  einer  Erörterung  des  R.  des  internationalen 
Verkehrs,  sich  den  Subjekten  des  V.B.,  sodann  den  Territorien  der 
Staaten  und  den  Wegen  des  internationalen  Verkehrs,  endlich  den 
Völkerverträgen  zu. 

M.  nimmt  einen  durchaus  selbständigen  Standpunkt  ein,  be- 
währt eine  sehr  umfassende  Litteraturkenntnis  und  verwertet 
praktisches  Material  und  historische  Ergebnisse  in  ausgiebiger 
und  instruktiver  Weise.  Seine  Darstellung  wird  sowohl  Stu- 
dierenden als  Praktikern  nutzbringend  sein. 

Hat  Verf.  auch  sein  Werk  zunächst  den  Juristen  Russlands 
und  den  sich  für  die  internationalen  Beziehungen  interessierenden 
Russen  bestimmt,  damit  diese  vom  Völker-R.  und  der  Entwicke- 
lung jener  Beziehungen  eingehendere  Kenntnis  erlangen,  so  regen 
doch  die  Eigentümlichkeiten  und  theoretischen  wie  praktischen 
Vorzüge  des  in  russischer  Sprache  erschienenen  Werkes  den 
Wunsch  an,  dass  der  Verf.  zu  möglichst  weiter  Verbreitung  der 
Ergebnisse  seiner  jahrelangen  und  gewissenhaften  Studien  das- 
selbe auch  in  französischer  Sprache  erscheinen  lasse. 

A.  Bulmerincq. 

Tinsch,  H.     Das  R.  der   deutschen  Einzelstaaten    bezüg- 
lich   des  Abschlusses    völkerrechtlicher  Verträge 
mit  bes.  Berücksichtigung  ihrer  Stellung  im  Reich. 
Erlangen,  Deichert.     56  S.     1  M. 
Der  Verf.  von  der  Ansicht  ausgehend,    dass   eine  Darstellung 
des  Vertragschliessungs-R.  der  Einzelstaaten  nur  im  engsten  Zu- 
sammenhalte mit  den  für  das  Reich  geltenden  Rechtssätzen  sich 
ejitwickeln  lasse,  gliedert  seine  Materie  in  die  Darstellung  1)  des 
abschlussberechtigten  Staatsorgans,  2)  des  Umfanges  des  Vertrags- 
schliessungs-R.,  3)  der  formellen  Behandlung  der  Staatsverträge 
vor  und  nach  dem  Abschluss  und  knüpft  daran  eine  Erörterung 
über  das  Verhältnis  zwischen   den  von   den  Einzelstaaten    abge- 
schlossenen Verträgen  und  dem  Reichs-R. 

Bei   vorgängiger   Aufstellung   des    Begriffes    eines    völker- 
rechtlichen Vertrages  wird  als  Kontrahent  ein  souveräner  Staat 
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gefordert,  ausserdem  aber  sei  er  nur  dann  ein  völkerrecht- 
licher, wenn  sein  Inhalt  nicht  lediglich  nach  dem  Privat-R.  zu 
beurteilen  ist.  In  "bezug  auf  das  zum  Abschluss  kompetente 
Organ  wird  anerkannt,  dass  das  Staatsgrundgesetz  die  Ver- 
tragsschliessungs-Kompetenz  des  Herrschers  bestimme.  Wenn 
daher  ein  Vertrag  ohne  Beachtung  der  im  Staatsgmndgesetz 
enthaltenen  Beschränkungen  vom  Staatsoberhaupt  geschlossen 
werde,  so  fehle  ein  wesentliches  Moment,  und  sei  der  Vertrag 
nichtig. 

Dies  Ergebnis  wird  auf  die  deutschen  Einzelstaat^n  an- 
gewandt ;  denselben  wird  ein  ziemlich  beträchtliches  und  wichtiges 
R.  zum  Abschluss  völkerrechtlicher  Verträge  zuerkannt.  Es 
werden  die  bezüglichen  Befugnisse  des  Reichs  nur  als  Be- 
schränkungen der  Macht  der  Einzelstaaten  aufgefasst,  da  bei 
der  Gründung  des  Reichs  die  ganze  Machtvollkommenheit  der 
Einzelstaaten  für  die  Kompetenzvertheilung  zwischen  ihnen  und 
dem  Reich  den  Ausgangspunkt  gebildet  habe.  Bei  einem  Kom- 
petenzstreite spreche  daher  die  Vermutung  für  die  Berechtigung 
der  Einzelstaaten,  gegen  welche  nur  der  Beweis  des  Gegenteils 
wirkungsvoll  erhoben  werden  könne.  In  rein  auswärtigen  An- 
gelegenheiten wird  die  ausschliessliche  Kompetenz  des 
Reichs  aus  der  Natur  des  Bundesverhältnisses  und  dem  aus- 
schliesslichen Kriegsführungs-R.  des  Reichs  abgeleitet.  Bezüglich 
aller  übrigen  Angelegenheiten  wird  dem  Reich  die  Kompetenz 
zum  Abschluss  völkerrechtlicher  Verträge  abgesprochen.  Der 
Verf.  erörtert  sodann  die  R,  der  Einzelstaaten  überhaupt 
und  der  Privilegien  derselben  in  bezug  auf  Vertragsschliessung 
insbesondere. 

Die  formelle  Behandlung  völkerrechtlicher  Verträge  wird 
vor  und  nach  dem  Abschluss  in  Kürze  dargelegt.  Im  Gegen- 
satze zur  Vertragsabschliessung  durch  Monarchien  wird  bei 
der  durch  Republiken  die  Notwendigkeit  des  Zusammenwirkens 
beider  Regierungsorgane  angenommen.  A.  Bulmerincq, 

Boeck,    Ch.    de.     De   la    propriete    privee   ennemie   sous 
pavillon  ennemi.   Paris,  Durand  et  Pedone-Lauriel.  1882. 
764  S.     15  fr. 
Der  Verf.  stellt,  nach  historischer  Entwickelung  seines  Gegen- 
standes  in    6  Perioden,    von  welchen   eine  dem    Altertum,  eine 
dem  M.A.  und  4  der  modernen  Zeit  gewidmet  sind,  der  aktuellen 
Praxis  ein  Zukunfts-R.  gegenüber.     Es  werden  im  dogmatischen 
Teile  des  Werkes  behandelt  das  Objekt,  das  berechtigte  Subjekt, 
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der  Ort,  Anfang  und  die  Fortdauer,  die  Art  und  Konstatierung 
der  Beschlagnahme  (saisie),  die  Prisengerichte  und  das  Verfahren, 
unter  steter  Berücksichtigung  der  Hauptfrage.  Im  Prinzip  für 
die  ünverletzlichkeit  des  feindlichen  Eigentums  auch  unter  feind- 
licher Flagge  eintretend,  fügt  der  Verf.  zu  den  gewöhnlichen 
Ausnahmen  der  Kriegskontrebandezufuhr  und  des  Blockadebruchs 
noch  die  Gewährung  eines  Vorkaufs- R.  und  Requisitions-R., 
resp.  an  Ladung  und  Schiff  begegnender  feindlicher  Handels- 
schiffe, welche  R.  dem  gegnerischen  Kriegsschiffe  im  Notfalle 
und  im  Interesse  der  Kriegsführung  zustehen  sollen.  Die  von 
dem  Verf.  verlangten  Reformen  sind  aber:  Unverletzlichkeit  des 
feindlichen  Privateigentums  auch  unter  feindlicher  Flagge,  mit 
den  von  ihm  geforderten  vier  Beschränkungen,  die  Organisation 
wahrhaft  internationaler  Prisengerichte  und  eines  entsprechenden 
Verfahrens. 

Im  einzelnen  spricht  sich  der  Verf.  aus  für  Gleichstellung 
nationalen,  neutralen  und  feindlichen  Privateigentums  vor  dem 
Prisen-R.  und  -Gericht,  für  judiciäres  Verfahren ,  unter  Verwer- 
fung des  administrativen  und  gegen  die  Rechtsprechung  des 
Kaptorstaates  in  Prisensachen.  Mit  Ausnahme  der  gefoi'derten 
Beschränkungen  durch  das  Vorkaufs-R.  und  Requisitions-R., 
welche  einer  weiteren  Erwägung  hinsichtlich  einer  anzustrebenden 
Reform  bedürftig  erscheinen,  steht  B.  ganz  auf  dem  von  Bul- 
merincq  in  seinem  dem  Institut  de  droit  international  vorge- 
stellten Rapport  über  Prisen-R.  und  in  seinem  früheren  Rapport 
hinsichtlich  der  Reform  der  Pariser  Seesechtsdeklaration  (Jahres- 
versammlung des  Instituts  in  Zürich  1877)  eingenommenen  Stand- 
punkt (vgl.  C.Bl.  S.  340).  Zum  Schluss  spricht  der  Verf.  den 
Wunsch  aus ,  dass  die  Staatsregierungen  auf  einem  Kongress 
das  von  dem  Institut  de  droit  international  ausgearbeitete  Re- 
formprojekt eines  internationalen  Prisenreglements  annehmen.  Es 
ist  indess  zu  bemerken,  dass  dem  Verf.  die  in  Wiesbaden  von 
der  Institutskommissionsmajorität  beschlossenen  Abänderungen 
noch  nicht  vorlagen ,  sondern  nur  das  von  Bulmerincq  ausge- 
arbeitete Reglement. 

Der  Verf.  hat  ferner  sich  ausgesprochen  gegen  die  sog.  relative 
Kontrebande  (S.  611),  gegen  die  Zurückführung  der  Blockade  auf 
die  occupatio  (S.  659)  und  gegen  die  Ausübung  der  Blockade  durch 
Landbatterien  (S.  644).  Der  Verf.  hat  nicht  nur  die  umfassendste 
Monographie  über  seinen  Gegenstand  geliefert,  nicht  nur  die  An- 
sichten der  Anhänger  und  Widersacher  der  geforderten  Unverletz- 
lichkeit in  bisher  nicht  erreichter  Vollständigkeit  dargelegt  und 
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massvoll  beurteilt,  sondern  auch  durch  eingehendere  Behandlung 
bisher  weniger  eingehend  behandelten  Fragen :  wie  des  feindlichen 
Charakters  der  Ladung,  des  Lösegeldes,  der  Vernichtung  einer 
Prise  und  der  Reprisen  die  bezüglichen  Forschungen  wesentlich 
ergänzt.  A.  Bulmerincq. 

Fauchille,  Paul.  Du  Blocus  Maritime.  Paiäs.  1882.  406 S. 
Diese  bisher  umfassendste  Monographie  über  die  Seeblockade 
handelt  von  deren  Gesetzmässigkeit,  Begründung,  Bedingungen, 
Wirkungen  und  Verletzungen  unter  eingehender  Berücksichti- 
gung des  Rechts  und  der  Litteratur. 

Der  Verf.  bekämpft  die  Friedensblockade.  Die  Kriegs- 
blockade ergibt  sich  ihm  aus  der  Pflicht  der  Neutralen,  sich 
der  Anteilnahme  am  Kriege  zu  enthalten.  Es  ist  aber  doch 
unthunlich,  ein  Kriegsmittel  aus  einer  Pflicht  der  Neutralen  ab- 
zuleiten. —  Wenn  der  Verf.  ferner  nur  kriegführenden  Staaten 
das  Blockade-R.  einräumt  und  es  dennoch  den  Südstaaten  der 
V.  St.  V.  N.A.  im  Sezessionskriege  zuspricht,  welche  doch  für 
sich  keinen  Staat  bilden,  so  ist  das  ein  latenter  Widerspruch. 
Verf.  vindiziert  auch  dem  Befehlshaber  eines  von  seinem  Staats- 
territoriura  weit  entfernten  Flottenescadre  die  Blockadeerklärung, 
ohne  dass  dieser  von  seinem  Staat  allgemein  dazu  autorisiert 
ist.  Der  vom  Verf.  vorgeschlagene  Modus  einer  effektiven 
Blockade,  wonach  die  verschiedenen  Blockadeschiffe  einer  und  der- 
selben Station  nur  auf  Kanonenschuss weite  von  einander  entfernt 
sein  dürfen  und  zwischen  ihnen  noch  ein  fliegendes  Blockade- 
Geschwader  den  Dienst  versehen  soll,  ist  zu  minutiös  und  er- 
fordert für  jeden  einzelnen  zu  blockierenden  Hafen  eine  zu  grosse 
Zahl  von  Kriegsschiffen,  als  dass  er  für  praktisch  gelten  könnte. 
Zu  weit  geht  endlich  der  Verf.,  wenn  er  die  Blockade  durch 
Kreuzer  verwirft,  jede  thatsächliche  Unterbrechung  der  Blockade 
für  eine  Aufhebung  derselben  erklärt,  und  eine  spezielle  Notifi- 
kation der  Blockade  statt  der  bloss  diplomatischen,  worin  übrigens 
kein  Gegensatz  liegt,  als  notwendig  verlangt. 

Im  allgemeinen  haben  die  Gegenstände  der  wohlbegründeten 
Ausführungen  des  Verf.  noch  heute  praktische  Bedeutung,  die 
auf  den  Blocus  sur  papier  bezüglichen  können  aber  nur  histo- 
risches Literesse  beanspruchen.  Die  Widerlegung  fremder  An- 
sichten ist  dem  Verf.  besser  gelungen  als  die  Ersetzung  derselben 
durch  begiündetere  eigene.  A.  Bulmerincq. 
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Harbnrger,  H.  Der  strafrechtliche  Begriff  Inland  und 
seine  Beziehungen  zum  Völker-R.  und  Staats-ß. 
Drei  Beiträge  zum  sog.  internationalen  Straf-R.  Nördlingen. 
Beck.     1882.     IV  u.  208  S.     4  M.  80  Pf. 

Bei  genauerer  Prüfung  der  Begriife  Inland  und  Ausland  in 
strafrechtlicher  Beziehung  gelangte  H.  zu  dem  Resultat,  dass 
nicht  einmal  die  natürlichen  Grenzen  des  Inlandes  unbe- 
stritten feststehen,  geschweige  denn,  dass  über  den  Einfluss  der 
staatsrechtlichen  Verhältnisse  oder  der  Regeln  des  Völker-R. 
auf  diesen  Begriff  vollkommene  Klarheit  bestände. 

In  dem  1.  Beitrage:  , Rechtliche  Stellung  und  Ausdehnung 
der  Küstengewässer "  wird  das  Herrschaftsgebiet  der  Strafgesetze 
•für  den  Fall  fixiert,  dass  eine  Angrenzung  an  das  Meer  statt- 
findet. In  dem  2.  Beitrage  soll ,  vorzüglich  in  Anwendung  auf 
die  modernen  deutschen  Verhältnisse,  die  Bedeutung  der  Grund- 
begriffe des  Staats-R.  für  den  strafrechtlichen  Begriff  In- 
land bestimmt  werden.  Der  letztere  soll  unter  umständen  ein 
kleineres  oder  grösseres  als  das  jeweilig  von  einer  Staatsgewalt 
beherrschte  Gebiet  erfassen.  Im  3.  Beitrage  tritt  H.  für  das 
Exterritorialitätsprinzip  ein,  wonach,  weil  fingiert  wird,  dass  ex- 
zeptionell in  der  Fremde  situierte  ünterthanen,  sowie  die  ihnen 
gleichgestellten  und  gleichbehandelten  Angehörigen  anderer 
Staaten  sich  innerhalb  des  eigenen  Staatsgebiets  befinden,  wenn- 
gleich sie  dasselbe  verlassen  haben,  sie  nach  wie  vor  den  Straf- 
gesetzen ihres  Heimatsortes  unterworfen  bleiben  sollen.  Eine 
Ausnahme  von  dieser  Regel  wird  nur  im  Falle  einer  ausdrück- 
lichen Bestimmung  des  Gesetzgebers,  oder  falls  sich  aus  Inhalt 
oder  Natur  einer  Vorschrift  ein  besonderer  Grund  dafür  ableiten 
lasse,  statuiert.  H.  behandelt  in  diesem  Beitrage  Delikte  1)  auf 
Seeschiffen,  2)  von  und  an  Angehörigen  der  ausser  Landes  be- 
findlichen bewaffneten  Macht,  3)  von  Schutzbefohlenen  der  Kon- 
sularbehörden ,  4)  von  Konsularbeamten,  5)  von  Angehörigen 
einer  Gesandtschaft,  6)  von  Souveränen  oder  ihren  Begleitern. 
H.  hat  Gesetzgebungen,  Verträge  und  Litteratur  in  seiner  Schrift 
ausgiebig  und  kritisch  verwertet.  Zuzugeben  ist ,  dass  der 
bloss  staatsrechtliche  Begriff  im  Interesse  internationaler  Straf- 
verfolgung modifiziert  werden  muss  und  dass  das  territoriale 
Prinzip  für  diese  nicht  ausreicht.  Indes  kann  das  Personalitäts- 
prinzip auch  ohne  Fiktion  zur  Geltung  gelangen.  Fiktionen 
können  zwar  zur  Erklärung  dienen,  die  Rechtsanwendung  ent- 
behrt aber  besser  ihrer  Vermittelung.  A.  Bulmerincq. 
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Seraflni,  Filippo.  Parere  nella  causa  Trafford  contro 
Blanc.  Pisa.  1882.  78  S. 
Verf.  erstattet  ein  Rechtsgutachten  in  einer  dem  Schweizer 
Bundesgericht  vorliegenden  Streitsache,  welche  eine  Erbschafts- 
klage  betrifft,  die  mit  verschiedenen  Fragen  des  internationalen 
Privat-R.  verknüpft  ist.  Kläger,  in  Neapel  aus  der  Verbindung 
eines  Engländers  mit  einer  Neapolitanerin  im  Jahre  1821  geboren, 
beantragt  die  Ungültigkeit  eines  von  dem  Erblasser,  der  in  Frank- 
reich verstorben  war,  errichteten  Testaments.  Gegen  den  Ein- 
wand des  als  Erben  eingesetzten  Amerikaners,  dass  Kläger  nicht 
der  Sohn  des  "Erblassers  sei,  stützte  sich  die  Klage  auf  den  fak- 
tischen Besitzstand  der  Sohnschaft  und  berief  sich  für  die  Legi- 
timität selbst  auf  verschiedene  Urkunden,  welche  von  den  beiden 
oberen  Instanzen  (Zürich)  verworfen  wurden.  Verf.  untersucht 
zunächst  die  Frage,  ob  die  Verbindung  zwischen  den  natürlichen 
Eltern  des  Klägers  eine  Ehe  war,  bezüglich  der  Form  und  der 
Beweise.  Es  wird  begonnen  mit  der  Erörtemng  des  Satzes: 
locus  regit  actum  und  durchgeführt,  dass  die  forma  loci  höch- 
stens von  den  Gerichten  des  Staates,  dem  die  Eheschliessendea 
angehören,  angezweifelt  werden  könnte,  nicht  aber  von  den  Ge- 
richten eines  fremden  Staates."  Sodann  wird  die  Frage  in  Betracht 
gezogen,  nach  welchem  Gesetz  die  Beweismittel  des  Klägers  über 
die  erfolgte  Eheschliessung  zu  beurteilen '  sind  und  das  z.  Z.  und 
am  Ort.  derselben  geltende  für  massgebend  erachtet.  Hierbei 
richtet  sich  die  Polemik  namentlich  gegen  die  Annahme,  dass 
die  Beweismittel  als  eine  Würdigung  im  Prozess  nach  dem  Ge- 
setz des  Prozessgerichts  zu  beurteilen  seien.  In  einem  2.  Ab- 
schnitt wird  nachgewiesen,  dass  z.  Z.  der  Verbindung  der 
klägerischen  Eltern  in  Neapel  die  Gewissensehe  nach  der  BuUe 
Benedikts  XIV.  vom  17.  Novbr.  1741  (satis  vobis)  zu  R.  be- 
stand. Der  3.  Abschnitt  erörtert  an  verschiedenen  Urkunden 
und  Thatsachen  den  Besitzstand  der  Legitimität  und  erläutert 
namentlich  Nov.  117c.  2,  in  welcher  nicht  eine  legit^  per  nuncu- 
pationem  filii,  noch  eine  praesumptio  juris  et  de  jure  (Schirmer), 
sondern  eine  einfache  Vermutung  über  die  Legitimität  gesehen 
wird,  welche  nicht  bloss  durch  den  Trauschein  der  Eltern,  son- 
dern auch  durch  einen  indirekten  Beweis  erbracht  werden  könne. 
Die  Ansicht  des  Verf.  wird  durch  eine  erschöpfende  Anführung 
der  zahlreichen  Litteratur  u.  Judikatur  der  kanonischen,  deutschen, 
französischen  und  italienischen  (4.  Abschnitt)  Theorie  und  Praxis 
untei"stützt.  In  einem  5.  Abschnitt  zieht  der  Verf.  Urkunden 
Schweizer  Behörden    an,    um    aus    ihnen  im   Hinblick  auf  das 


402      Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.  I.  Band.  10/11.  Heft. 

Schweizer  Personenstandgesetz  vom  24,  Dezember  1874  nachzu- 
weisen, dass  auch  nach  den  Bestimmungen  des  letzteren  Kläger 
als  ehelicher  Sohn  des  Erblassers  zu  betrachten  ist.  Gerade  die 
behauptete  Verletzung  dieses  Gesetzes  ist  es,  welche  dem  Kläger 
die  Möglichkeit  eröffnet,  nach  Erschöpfung  sämtlicher  Kantonal- 
instanzen die  Instanz  des  Bundesgerichts  zu  beschreiten. 

Die  Bestimmung  der  Schrift  als  Eechtsgutachten  für  eine 
oberste  Instanz  bringt  es  mit  sich,  dass  verschiedene  Thatsachen 
und  Fragen  als  bekannt  vorausgesetzt  werden,  welche  der  Leser, 
um  sich  selbst  ein  Urteil  zu  bilden,  genauer  und  in  einem 
besseren  Zusammenhang  kennen  möchte.  Im  einzelnen  sind  aber 
die  Fragen  mit  grosser  Schärfe  und  unter  Zuhilfenahme  der 
internationalen  Wissenschaft  und  Praxis  mit  Gründlichkeit  be- 
handelt. K  a  y  s  e  r. 

Droop.  Ueber  die  Zuständigkeit  der  inländ.  Gerichte 
für  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Inländern  und 
fremden  Staaten,  insbesondere  für  Anordnung  von 
Arresten  gegen  fremde  Staaten.  (Gruchots  Beitr. 
B.  26,  S.  289—316.) 
Aus  Anlass  einer  von  einem  Besitzer  rumän.  Staatsobligationen 
gegen  die  rumän.  Regierung  im  Wohnsitz  der  Drittschuldner  zu 
Berlin  erhobenen  Arrestklage  hat  der  preuss.  Gerichtshof  zur 
Entsch.  von  Kompetenzkonflikten  durch  Urteil  v.  14.  Jan.  1882 
,in  Uebereinstimmung  mit  früheren  Entsch.  der  k.  preuss.  Staats- 
regierung aus  den  Jahren  1819,  1832,  1834,  sowie  mit  der  fran- 
zösischen und  belgischen,  neuerdings  auch  der  österreichischen 
und  englischen  Jurisdiktion  ausgesprochen,  dass  nach  feststehen- 
dem völkerrechtlichem  Grundsatz  Gerichtsbarkeit  von  einem  Staat 
über  einen  andern  nicht  ausgeübt  werde,  und  dass  daher  ge- 
richtliche Klagen  —  jedoch  mit  Ausnahme  der  dinglichen  Klagen 
wegen  Immobiliarbesitzes  im  Inland  und  der  Widerklage  gegen 
eine  vom  ausländischen  Staat  im  Inland  erhobene  Klage  —  gegen 
ausserdeutsche  Staaten  oder  deren  Fiskus  unzulässig  seien,  ins- 
besondere Zwangsvollstreckung  im  Inland ,  einschliesslich  des 
Arrestes  nicht  stattfinde.  —  Der  Verf.  gibt  nun  im  Anschluss 
an  diese  samt  Gründen  mitgeteilte  Entscheidung  eine  höchst 
reichhaltige  Zusammenstellung  sowohl  der  Litteratur  als  der 
preuss.,  österr.,  franz.,  belg.  und  engl.  Rechtssprechung  über  die 
Frage.  Gaupp. 
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B.   Zeitschriftenüber schau. 


Neue    Zeitschrift: 

Fnnzionarlo   (il)    gindlziario.     (Red.   Urbano.)     2raonatlich.    4°. 

8  1.  jährli     Rom,  Capaccini. 
Nnntias   romanns.     Rom.    typ.    societatis  Apostolicae  instructivae. 
(Seit  März,  monatlich,  enthält  d.  Erlasse  d.  Papstes  u.  d.  Kurial- 
behörden.     3  1.  jährl.) 


Erit.  Yierteljahrsschr.  V.  1.  Grössere  Kritiken  über  Byk,  Rechts- 
philosophie (Geyer).  Eisele,  Kognitur  (Flölder).  Lenel, 
prätor.  Edikt  (Cohn).  Justiniani  Novellae  ed.  Zachariae  (Krüger). 
H  e  1 1  m  a  n  n  ,  Stellvertretung  (Baron).  B  e  k  k  e  r ,  Konponsprozesse 
(Czyhlarz).  Chiappelli,  Cino  da  Pistoia;  la  polemica  contro 
i  legisti  (Landsberg).     Seydel,  Gewerbepolizei-R. 

ArchiT  f.  Geschichte  des  deutschen  Buchhandels.  (Leipzig.  VIL  Bd. 
4  M.)  U.  a.:  Kirchhoff.  Streitigkeiten  üb.  d.  Gewerbsbefug- 
nisse in  Leipzig  1598;  z.  älteren  Geschichte  d.  kursächs.  Privi- 
legien gegen  Nachdruck. 

Forstwissenschaf tl.  Central-Blatt.  1882.5.  Schwappach,  forst- 
geschichtl.  Bedeutung  d.  lex  Salica. 

Nouvelle  Rerne  historique.  VL  2.  Prost,  l'immunite.  Girard, 
actio  auctoritatis.     Hauriou.   Torigine  de  la  correalite. 

Rendiconti  del  Istitnto  Lombardo  di  scienze  etc.  XIV.  Nr.  17  — 19. 
Buccellati,  ricerche  sperimentali  e  morali  sulla  genesi  del 
reato.    Vidari,  di  due  nuove  opere  di  legislazione  commerciale. 

ArchiT  f.  prakt.  Rechtswissenschaft.  (Darmstadt.)  U.  1.  Hefke, 
Beweis  d.  Culpa  bei  Kontraktsklagen.  Scher  er,  d.  Aufsteckung 
(Zwangsvollstreckung  i.  d.  unbewegl.  Vermögen). 

Zeitschr.  f.  d.  Prirat-  u.  öfTentl.  R.  LX.  3.  v.  Canstein,  Kon- 
struktion d.  Konkursrechtsverhältnisse.  Zucker,  Zivil-  u.  Kri- 
minal-R.  Schlossmann,  d.  Darlehn  auf  fremden  Namen:  die 
condictio  indebiti  bei  Zahlung  für  einen  Dritten. 

Oesterr.  Gerichtszti?.  XXXHL  Nr.  28-31.  Schuster,  z.  Lehre 
vom  Bergwerkseigentum  nach  österr.  R.  Nr.  32 — 35.  Nowak, 
österr.-deutsche  Währungsprozesse. 

Jnrist.  Blätter.  Nr.l9.  Z.  BegriflF  d.  Mitbürgschaft.  Nr.  20,  21. 
V.  Gerl,  Sicherungsmittel  d.  neuen  Entwurfes  zur  Z.P.O.  Nr.  22. 
Fanderlik,  Reformfrage  d.  Advokatur.  Nr.  23.  Eine  schwer- 
wiegende Meinung  (desgl.  über  d.  Reformfrage). 

Zeitschr.  f.  franz.  Ziril-B.  XIII.  3.  Dämm  ig,  Schreibgebühren 
der  Rechtsanwälte.  Waag,  Art.  2180  Z.  2.  C.  c.  bad.  L.R.  S. 
2180.  a. 

Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handels-R.  XII.  3  u.  4.  Wiener,  Umwand- 
lung u.  Fusion  V.  Gesellschaften.  Wagner,  z.  Geschichte  des 
See-R.  u.  d.  Seerechtsquellen  (Wisbysches  See-R.).  Oppenheim, 
Prospekt  d.  Aktiengesellschaften  nach  engl.  R. 

Rechts^eleerd  Magazijn.  I.  3.  Seitz,  Schluss  d.  S.  275  aufgef. 
.Vrt.  Katz.  het  auteursrecht,  Drucker,  H.  L.,  eenige  binnen 
en  buitenlandsche  rechterlijke  beslissingen  omtrent  papier  aan 
toonder.  Dramard,  E.,  Fransche  jurispendentie.  Litterarische 
Anzeigen,  Bemerkungen  u.  Mitteilungen.  Korrespondenz.  Inlialt 
ausländischer  rechtsgelehrter  Zeitschriften. 
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Stemmen  Toor  Waarheid  en  vreede.  XIX.  6.  v.  Swinderen, 
recht  voor  allen. 

Tidskrift  ntgifren  af  jnridiska  föreningen  i  Finnland.  (Hels- 
ingfors,  Edlunds  Bokhandel.  6  Mk.  jährl.)  II.  (1881).  Tegen- 
gren,  om  sytning.  A.  W.,  en  bit  Kriminalstatistik.  Grotenfelt, 
nordiska  penitentiär  föreningens.  F.,  en  fraga  om  behörig  dom- 
stol  i  fragan  om  guvernör  eger  i  stöd  af  lag  straffa  kronoläno- 
man  met  transport  (2.  art.).  Hermanson,  om  begreppet  rättig- 
het.  Serlachius,  om  borgenärernes  rätt  öfver  güldenärens 
konkursto.  F.,  om  egostyckning  och  jordafsöndring.  Tegen- 
gren,  andledning  af  keys.  Montgomery,  i  fragan  om  husvärds 
rätt  tili  hyresgästs  gods.  III.  Nr.  1.  Fellmann,  a  fall  af 
kollision  mellan  vara  hamnordningar  oct  sjölagen;  ytterligare 
om  retentionsrätten  och  husrräds  rätt  til  hyresgästs  gods.  Mont- 
gomery, anmärkning  dertill.  Lille,  försäkringsaftales  föremal 
särskildt  med  hänsyn  tili  finska  sjölagen  af  ar  1873. 

Zeitschr.  f.  d.  Zivil-Proz.  (Busch.)  V.  2.  Fakultät  Halle, 
Aktenversendung  f.  d.  anhängigen  Sachen  nicht  beseitigt  (vgl. 
oben  S.  254).  Bolgiano,  Folgen  d.  Mangels  d.  Prozessfähig- 
keit; üb.  angebliche  Redaktionsfehler  u.  Mängel  d.  R.Z.P.O. ; 
Versäumungsurteil.  Francke,  Widerspruch  Dritter  gegen 
Zwangsvollstreckungen;  bezieht  sich  §.  559  Z.P.O.  nur  aur  auf 
die  I.  Instanz?  Bunsen,  Wiedereinsetzung  (§.  213  Z.P.O.). 
Mugdan,  Verfahren  b.  Abnahme  des  Offenbarungseides. 

Zeitschr.  f.  Strafrechtswissenschaft.  (Red.:  v.  Lilienthal  und 
V.  Liszt.)  II.  2.  Wahlberg,  üb.  Handlung  u.  Zufall  im  Sinne 
d.  Reichs. -Str.-R.  Streng,  Beitrag  zur  Entwickelung  d.  Freiheits- 
strafe. Buri,  Kausalität  u.  Teilnahme.  Geyer,  Bemerkungen 
z,  Entscheidungen  d.  Reichsgerichts.  Ausländische  Rundschau 
(Brusa:  Italien;  Drucker:  Niederlande).  Litteraturbericht. 
Chronologie  d.  Strafgesetzgebung.     Internationale  Chronik. 

Oerichtssaal.  XXXIV.  1.  Hälse  hner,  Thatbestand  d.  Zweikampfes 
u.  d.  studentische  Schlägerduell.  Uli  mann,  Lehre  von  der 
Strafe  (Grundgedanke  übereinstimmend  mit  der  S.  301  besproche- 
nen Schrift).  Kärcher,  Thatbestand  des  Versuchs.  Schwarze, 
der  Kompromisseid  u.  die  Thatbestandsbestimmung  in  §.  153 
R.Str.G.B.     Katz,  Form  d.  Privatklage. 

Magyar  Jg'asägngy  logtudomänyi  hary  folyöirat.  (Red.:  Janos.) 
1882,  Febr.  Mehrere  Artikel  und  Korrespondenzen  gegen  die 
Jury. 

Archivio  di  psichiatria  scienze  penali  etc.  III.  1.  u.  2.  L  o  m- 
broso,  sulla  pellagra  nella  provincia  di  Torino.  Errori  giu- 
diziari  per  colpa  di  periti  alienisti.  A  proposito  dell'  ultima 
discussione  sul  sale  e  sul  alcool.  Delitto  e  pazzia  da  trauma. 
Ferri,  Garofalo  (vgl.  S.  354).  Garofalo,  l'assassinio  nelle 
Romagne.  Cougnet  e  Depaoli,  studio  di  26  cranii  criminali. 
Lombroso  e  Ferri,  su  A.  Faella  e  sugli  osteomi  e  le  cardio- 
patie  negli  alienati. 

ArchiT  if.  kathol.  Kirchen-E.  1882.  3.  Die  kathol.  Parochial- 
verhältnisse  in  Sachsen-Gotha  u.  Schwarzburg-Sondershausen. 
Die  Kirche  in  Frankreich  n.  d.  Plänen  Paul  Berts.  Dien  dorfer, 
Baupflicht  bei  bayr.  Pfarreien.  Rechtslage  d.  Kronstädter  Griechen. 

Histor.-polit.  Blätter.  89.  10.  Funk,  älteste  Zeugnisse  f.  d. 
Primat  des  Papstes. 

Zeitschr.  f.  die  gesamte  Staatswissenschaft.  38.  2.  Stengel, 
Begriff,  Umfang  und  System  des  Verwaltungs-R. 

inualen  des  Deutschen  Reichs.     1882.  Nr.  4.    Probst,   der  Ab- 
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schlnss  völkerrechtlicher  Verträge  durch  das  Deutsche  Reich   n. 
dessen  Einzelstaaten. 

Zeitschr.  f.  Praxis  -u.  CJesetzgebnng  der  Verwaltung ,  zunächst 
in  Sachsen.  III.  3.  ▼.  Loben,  Herabsetzung  der  Knappschafts- 
kassenpensionen ,  auch  bereits  in  Pension  getretenen  Kassenmit- 
gliedern gegenüber. 

Blätter  f.  administratiTe  Praxis  (in  Bayern).  XXXU.  Nr.  7.  Die 
Beglaubigung  von  Urkunden.  Kr.  8.  Die  amtliche  Korrespon- 
denz.    Nr.  9.  Namensdifferenzen,  Namensführung. 

Oesterr.  Zeitschr.  f.  Verwaltmig.    15.  Nr.  17.  Globocnik,  zum 
Schutze  der  aufHubenbeständen  haftenden  öffentlichen  Leistungen. 
Nr.  18  ff.  V.  Korn,  zur  Reform  der  Erbfolge  in  landwirtschafl- . 
liehe  Besitzungen.  (Sehr  beachtenswerter  Aufsatz.  Tendenz:   im- 
perative Bindung  des  mittleren  bäuerlichen  Besitzes.) 

ArchiT  f.  Eisenbahnwesen.  1882.  Nr.  3.  Die  Organisation  des 
Staats-Eisenbahnbetriebes  in  Oesterreich. 

Oesterr.  Zeitselir.  f.  Bergr-  n.  HBttenwesen.  30.  Nr.  20.  Ols- 
zewski.  Projekt  zur  Regelung  der  berggesetzlichen  Verhält- 
nisse der  Naphtha-Industrie  in  Galizien. 

Forstliehe  Blätter.  1882.  2.  Heiss,  das  Enteignungsprinzip  und 
die  Schiitzwaldfrage. 

Annales  des  ponts  et  ehanssees.  1882.  Avril.  Bechmann,  etude 
sur  le  domaine  public  maritime  et  les  attributions  de  l'admini- 
stration  des  travaux  publics  en  matiere  de  conservation  des  ri- 
vages  et  de  police  des  ports.  (Eingehende  Abhandlung  [61  S.] 
über  das  französ.  R.) 

Terhandlnngen  des  Vereins  znr  Beförderung  des  Oewerbfleisses 
in  Preussen.  1882.  Ergänzungsheft.  Dr.  F.  Grothe.  die  tech- 
nischen Fachschulen  in  Europa  und  Amerika  (151  S.). 

Jnridiezeski  Westnikisdanije  Moskowskago  jnridiezeskago  obsz- 
ezestwa.  (Der  juristische  Bote,  herausg.  v.  d.  Mosk.  Jurist.  Ge- 
sellschaft.) 1882.  Nr.  3u.  4.  Danewski,  historische  Skizze 
des  Legitimitätsprinzips  u.  seine  Kritik.  Karyschew,  die  Grund- 
rente. Wulfert,  das  Reform projekt  des  italienischen  Strafproz. 
Puschkin,  die  bevorstehende  Reform  der  Untersuchung.  Swoi, 
unsere  Ziviljustiz,  3.  Art.  Koczubey,  die  Gerichte  im  König- 
reich Polen.  Filippow,  die  Revision  des  (russischen)  Privat-R. 
Radin,  das  Gouvemementsvermessungswesen,  Werblowski, 
die  Kassationsentscheidungen  im  Zivil-R.  und  Prozess  im  Jahre 
1880.  T.  Die  wichtigsten  Entscheidungen  des  Kriminalkassations- 
Departements  (Russisch). 

SnOTa  Antologia.  XVII.  10-  Cadorna,  la  politica  del  conte  Ca- 
vour  nelle  relazioni  tra  la  chiesa  e  la  stato.  Hai  mann,  la  ri- 
forma  giudiziaria  in  Egitto  (enthält  S.  306 — 343  in  8  Abschnitten 
ausführliche  Darstellung  über  Entstehung,  Zusammensetzung,  Zu- 
ständig- U.Wirksamkeit  der  am  28./VL  1875  in  Aegypten  ein- 
gesetzten gemischten  Gerichtshöfe). 

Kerne  de  droit  international.  XIV.  3.  Martin,  le  dr.  i.  dans 
lancienne  Chine.  Märten  s,  le  fondement  du  dr.  i.  Holen- 
graaff,  sur  le  contrat  d'affretement.  Westlake,  la  doctrine 
anglaise  en  matiere  de  dr.  i.  prive.  Renault,  revue  de  la 
jurisprudence  frangaise  en  matiere  de  dr.  i. 
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C.   Neue  Erscheinungen. 


Vom  15.  Mai  bis  15.   Juni   1882  erschienen   oder   bei   der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeiclinet). 

1.  Bücher  und  Broschüren. 

■■^Bernhöft,   F.,   Staat   u.  R.    der   röm.  Königszeit  im  Verhältnis  zu 

verwandten  Rechten.     Stuttgart,  Enke.     252  S.     8  M. 
*I)aude,  P.,    das  Entmündigungsverfahren  gegen  Geisteskranke  etc. 

Berlin,  Müller.     179  S.     3  M.  50  Pf. 
Focht,  Ringtheaterprozess.     Wien,  Hartleben.     60  Pf. 
Friedberg,   E.,    d.  Grundlagen   d.  preuss.  Kirchenpolitik    unter  Fr. 

Wilh.  IV.     Leipzig,  Grunow.     2  M. 
*Gneist,  englische  Verfassungsgeschichte.     Berlin,  Springer.    731  S. 

14  M.  (geb.  15  M.  20  Pf.) 
Hauptmann,  F.,    das  Wappen-R.  der  Bürgerlichen   (histor.  u.  dog- 
matisch).    Görlitz,  Starke.     1  M. 
Heller,  E.,  Simulationen  u.  ihre  Behandlung.   Für  Militär-,  Gerichts- 
und Anstaltsärzte.     Fürstenwalde,  Geelhaar.     3  M. 
Hol  tzendorff,  v.  F.,  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft.    4.  Aull. 

Leipzig,  Duncker  u.  Humblot.    1.  Lfg.    (ca.  18  Lfg.  ä  1  M.  20  Pf.) 

Veränderungen   gegen  die   früheren  Auflagen:  Philosophische  Einleitung, 

i.  d.  Rechtswissenschaft  v.  Geyer  (an  Stelle  d.  Ahrensschen    Artikels).    Neu  : 

Mandry,  Keichszivil-R. ;  v.  B  a  r  ,  internationales  Privat-R.;  Gneist,  engl. 

Verfassungs-R. ;  H.  Schulze,  deutsches  Fürsten-R. 

*Kärger,  die  Theorie  über    die  Jurist.  Natur  d.  Ürheber-R.     Berlin, 

Puttkammer.     1  M.  20  Pf. 
Kaserer,   Handbuch   der  österr.  Justizverwaltung.     1.  Bd.  1.  Hälfte. 

Wien,  Holder.     6  M. 
'■'Ki  rchstet  ter,  L.  v.,  Kommentar  z.  österr.  allg.  bürgerl.  G.B.  mit 

Berücksichtigung   d.   gem.  deutschen    Privat-R.     4.  Aufl.   v.  Mai- 
fisch.    Leipzig,  Brockhaus.     10  M. 
Klöppel,  Einrede  d.  Rechtskraft  nach  der  Z.P.O.     10  Bgn.     Berlin, 

Puttkammer.     4  M. 
Löwe,  E.,  die  Str.P.O.  f.  d.  deutsche  Reich.    3.  Aull.    Berlin,  Gutten- 

tag.     18  M. 
Schmidt,  Jos.,  Lehrb.  d.  preuss.  R.  u.  Prozesses.    Supplementheft  IV. 

Die  Str.P.O.,  bearb.  v.  Meves.     Breslau,  Maruschke  u.  Berendt. 

6  M. 
Madvig,    J.    N.,    die  Verfassung   u.  Verwaltung    des    röm.    Staates. 

IL  (Schluss-)Bd.     Leipzig,  Teubner.     16  M. 
Müller,    L.  A.  v.,    Beurkundung   d.    Personenstandes    etc.     2.   Aufl. 

Nördlingen,  Beck.     2  M.  25  Pf. 
Mü  nehme 3' er,  vgl.  S.  326. 
Neubauer,  das  eheliche  Güter-R.  d.  Auslandes.    14 V2  Bg.     Berlin, 

Decker.     2  M.  70  Pf. 
Niemeczek,   H.,  Anwendung  d.    Gebührengesetze    auf  d.  gei-ichtl. 

Verfahren  in  Streitsachen  im  Konkurse.    Troppau,  Rochlitz.    2  M. 
Otto,  F.,  das  Merkbuch  der  Stadt  Wiesbaden.     Wiesbaden,  Riecker. 

2  M.  50  Pf. 
Pfafferoth,  üb.  d.  Begriff  amtsgerichtl.  u.  schötfengerichtl.  Sachen 

im  Sinne  d.  §.  2  d.  Reichsgebührenordg.  etc.    Berlin,  Moser.  ,50  Pf. 
""'Rehbein,   H.,  allgem.  deutsche  Wechselordnung.     2.  Aufl.    Berlin, 

Müller.     174  S.     3  M. 
*Rehbein    u.  Reincke,    allgemeines  Land-R.   f.  d.  preuss.  Staaten. 

J.  Bd.    2.  Aufl.    Berlin.  Müllev.    7  M-  50  Pf. 
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Sammlung  grundsätzl.  Entscheide  etc.  des  Obergerichts  d.  Kantons 
Luzern.  (Vor  Juni  1881)  besorgt  v.  Sigrist.    Luzern,  Räber.  12  M. 

Sauer,  die  ältesten  Lehnsbiicher  d.  Herrschaft  Bolanden.  Wiesbaden, 
Riecker.     3  M. 

Schmidt-Reder,  Otia  lusatica.  Enth.  Bergwerksverleihungs- 
urkunde V.  3.  Dez.  1497  mit  d.  Facsimile  derselben.  Görlitz, 
Starke.     2  M. 

*S  tarn  ml  er,  C,  das  R.  d.  Breidenbacher  Grundes.  (Gierke,  Unter- 
suchungen XII.)     Breslau,  Köbner.     3  M.  60  Pf. 

*Sturm,  A.,  das  Grundprinzip  der  negotiorum  gestio  u.  das  R.  d. 
positiven  Institute.  Abwehr  gegen  Ruhstrat  etc.  Berlin,  Putt- 
kammer.    47  S.     1  M.  20  Pf. 

T  h  e  1  e  n ,  H.,  zur  Lösung  der  Streitfrage  über  die  Verhandlungen 
König  Pippins  mit  Papst  Stephan  H.  und  der  Schenkungsver- 
sprechen Pippins  u.  Karl  d.  Gr.     Bonn,   Behrendt.     1  M.  20  Pf. 

Thiilesius.  Erhebung  d.  Gerichtskosten  etc.  (Ergänzung  des  S.  184 
besprochenen.)     Bremen,  Noltenius.     80  Pf. 

Walcker,  Handbuch  der  Nationalökonomie.  I.  Bd.  Leipzig,  Ross- 
berg.    9  M. 

Weber,  Fr.,  welches  System  d.  ehelichen  Güter-R.  empfiehlt  sich  als 
Prinzipalsystem  f.  d.  bevorstehende  deutsche  Reichszivilgesetz- 
buch?    Gutachten.     160  S.     Nördlingen,  Beck.     2  M. 

Zeiss.  der  Prozess  über  die  Ringtheaterkatastrophe  vor  dem  k.  k. 
Landesgericht  zu  Wien.  Nach  Stenograph.  Aufnahme  bearbeitet. 
Wien,  Perles.     4  M. 

Fortsetzungen:  Düberg  (S.  47)  9.  Lfg.  *Fuchs,  Entscheidungen 
(S.  179)  3.  Lfg.  2  M.  40  Pf.  Geller,  (S.  320)  grosse  Ausgabe. 
7.  Lfg.  *Mosel,  (S.  278)  5.  u.  6.  Lfg.  Olshausen,  Kommentar  z. 
Str.G.B.  IL  2.  Berlin,  Vahlen.  4M.  »Petersen,  (S.  225).  2  Lfg. 
Reger,*  (S.  269)  H.  3.  Schneider  u.  Fick,  (S.  102)  l.Lfg. 
2.  Abt.  u.  2.  u.  3.  Lfg,  Stokar  v.  Neuforn.  (S.  196)  6.  Lfg. 
3  M.     ülbrich,  (S.  229)  4.  Lfg. 

2.  Ausgaben  ron  Gesetzen. 

Grotefend,    Gesetze   etc.   (S.  319)    1882.     2.    Lfg.    ä    1    M.    50   Pf. 

Kommentar  I.  8. 
Verfassung  d.  Deutschen  Reiches  (Rönne).     4.  Aufl.     Berlin,  Gutten- 

tag.     1  M. 
*Reich8gewerbeordnung    nebst    sächs.    Landesgesetzen    etc.    (Krug). 

Leipzig,  Rossberg.     479  S.     3  M.  60  Pf. 
Entwurf  eines   Ges.    betr.    Abänderung   d.  Gew.-Ordg.     2    M.  40   Pf. 

Desgl.   betr.    Krankenversicherung.      2  M.      Desgl.    betr.  Unfall- 
versicherung.  3  M.  60  Pf.    Desgl.  betr.  Tabakmonopol.    2  M.  40  Pf. 

Berlin,  Heymann. 
Verordnung,   kaiserl..   üb.  Verkauf   etc.  v.  Petroleum   nebst   Anlage, 

Berlin,  Heymann.     1  M.  60  Pf. 
R.Str.G.B.  etc.     Berlin,  Decker.     1  M.  30  Pf. 
Wuchergesetz  u.  Gesetz  betr.  Pfandleihgewerbe  (Reinwald).    Leipzig, 

Rossberg.     1  M. 
Schiedsmannsordnung   v.    29./IIL    79.    (Florschütz).     9.  Autl.     Berlin, 

Heymann.     1  M. 
Gesinde-Ordnung    f.  d.  kgl.    preuss.  Staaten    mit    dem   neuen    Gesetz 

V.  1882  (Höinghaus).     Berlin,  Hempel.     75  S.     1  M. 
Desgl.  (schleswigholsteinische).     Heide.  Pauly.     30  Pf. 
Ges.    betr.   Besteuerung  d.   Branntweins   v.   8./VII.  1868    (Stemmler). 

2.  Aufl.     Berlin,  Springer.     4  M.  60  Pf. 
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Baupolizeiordnung   nebst   Feuerpolizeiordnung  f.  Merseburg.     Merse- 
burg, Stolberg.     30  Pf. 
Bayerns  Gesetze  XIX.  1.  u.  2.  Lfg.  (deutsche  Reichsgesetze  IX.    1. 

u.    2.)   ä    1  M.     Gerichtsvollzieherdienst   i.    Bayern.     II.     1.  Lfg. 

ä  1  M.  60  Pf. 
Subhastations-Ordnung  f.  Bayern  (Volk).    3.  Aufl.    Nördlingen,  Beck. 

2  M. 
Ergänzungsband  II.  z.  Wehr-  u.  Heer-Ordg.  f.  Bayern.     Ebda.     2  M. 
Oesterr.   Ges.   u.    Verordnungen.     Heft  70.     Wien,  Staatsdruckerei. 

(Ges.  etc.  über  Dampfkessel).     1  M. 
Militärvorschriften.     I.  3.  2.  Aufl.  Ebenda.  1  M.  80  Pf.     Regulativ  etc. 

f.  Sparkassen.     Ebenda.     40  Pf. 
Exekutionsverfahren.    G.-A.    1881,    LX  u.  hierauf  bezügl.  Ministerial- 

verordnung.     1  Heft.     Budapest,  Räth.     3  M. 
Handels-  und  Wechselgesetze,  ungarische.     Ebda.     1  M.  20  Pf. 
Die  neue  Gebäudesteuer  (Wintersperger).     Wien,  Stechler.     1  M. 
Gesetze  f.  Böhmen.  Taschenausgabe.  Nr.  2.  (Bauordnung).  1  M.  60  Pf. 

Reichsges.  f.  Oesterreich.     Taschenausgabe.  Nr.  119.    1  M.  20  Pf. 

Prag,  Mercy. 
Sammlung  d.  f.  Bosnien  u.  Hercegowina  erlassenen  Gesetze.    HI.  Bd. 

Finanzverwaltung  (2  Bde.).    Wien,  Staatsdruckerei.    24  M.  60  Pf. 
Legge  sui  lavori  publici  (24./III.  1865).     Rom,  Civelli.     2  1. 
Leggi  etc.  per  la  conservazione  dei  monumenti  e  la  esportazione  delle 

opere  d'arte.     Rom.     VII  u.  205  S. 

3.    Wichtige  ansländisclie  Werke. 

d'Ablaing  van  Giesenburg,  algemeene  dienstplicht.  Amster- 
dam.    1882. 

Schumbeque  Boeye,  de  openbare  school  of  de  school  met  dem 
bybel?     Utrecht.     1882. 

Goeman  Borgesius,  drankbestryding  en  drankvvet.  Haarlem.  1882. 

Genitsen,  eenige  bezwaaren  tegen  het  reglementeeren  der  prosti- 
tutie.     Annsford.     1882. 

Jansen,  handleiding  voor  de  pakketpost  met  het  buitenland.  Arn- 
hem.     1882. 

De  zondagsrust.     Leeuwarden.     1882. 

De  aanhongige  militie  —  en  schutterij  w^et,  getvetst  aan  onze 
militaire  en  finantieele  belangen  door  een  Infanterist.  Haai'lem. 
1882. 

Overmeer,  de  arbeid,  in  bescherming  genomen  tegen  de  heden- 
daagsche  genotzucht.     Amsterdam.     1882. 

den  Beer  Poortugael,  het  oorlogsrecht.     2.  Druk.    Breda.  1882. 

van  Jasinga,  de  eedsquaestie.     s'Gravenhage.     1882. 

de  Pinto,  handleiding  tot  het  Wetboek  van  Strafvordering.  Tweede 
herziene  en  veel  vermeerderde  druk  door  Mr.  A.  A.  de  Pinto. 
2  Deelen.     Zwolle.  1882. 

Capadose,  het  begige  van  poging  (Diss.).     Utrecht. 

Hirsch,  hulp  en  aanzetting  to  zelfmoord  (gute  Diss.).     Leiden. 

F.  van  der  Funk,  jets  over  avery -grosse  en  hare  internationale  re- 
geling (Inauguralschrift).     Groningen.     1882. 

Tjarda  van  Starkenborgh  S  tach  hou  w^er,  eenige  punten  nit 
de  leer  de  overneming  van  schuld  door  overeenkomst  (Inaugural- 
schrift).    Groningen.    1882. 

AI  lies,  church  and  state  as  seen  in  the  formation  of  christendom, 
Bums  &  Oater.     13  sh, 
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Hewitts   exposition   of  the   conveyancing   and  law  of  property  act. 

Vit  sh. 
James^  cariosities  Qf  law  and  lawyers.     7'/»  sh. 
Pollock,    F.,     essays   in   jurisprudence    and     ethics.      Macmlllan. 

10  sh.  6  p. 
Spencer,   political  institutions   (T.  5  der  „Principles  of  sociology.) 

Williams  &  Norgate.     15  sh. 

Celliez  k  le  Senne,  loi  de  1881  sur  la  presse,  accompagnee  des 
travaux  de  redaction.     Chevalier-Marescq.     12  fr. 

Fauchille,  du  Blocus  maritime.  Etüde  de  droit  international  et 
de  droit  compare.     Rousseau.     9  fr. 

Freitas,  Freitas  contre  Grotius  sur  la  question  de  la  liberte  des 
mers.  Justification  de  la  domination  portugaise  en  Asie.  Tra- 
duit  par  A.  Guichon  de  Grandpont.     Chevalier-Marescq.     3  fr. 

Ihering,  etudes  complementaires  de  Tesprit  du  droit  romain.  II. 
Fondement  des  interdits  possessoires.  Critique  de  la  theorie  de 
Savigny.  Traduit  par  O.  de  Meulenaere.  2®  edition.  Chevalier- 
Marescq.     6  fr. 

Laurent,  le  droit  civil  international.  Tome  8.  (demier).  8" 
Bruxelles.     Chevalier-Marescq.     9  fr. 

Legrin,  de  la  suppression  de  la  surveUlance  de  la  haute  police. 
Fedone-Lauriel.     1  fr. 

Mettetal,   H.,   les  Jeux  de  bourse  et  la  legislation.     Dentu.     2  fr. 

Touzaud,  des  Effets  de  commerce;  etude  de  legislation  comparee. 
Larose  et  Forcel.     6  fr. 

Borsari,  codice  ital.  della  procedura  civile.    Bd.  IV.  328  S.    Turin, 

Unione.     6  1. 
Brunialti,   libertä  e  democrazia:  studii  sulla  rappresentanza  delle 

minoritä.    2.  ed.     Mailand,  Treves.     LVI  u.  512  S.     2  1.  50  ct. 
Bufalini,  opuscoli  di  dir.  penale  e  civile.  Cesena.  XCIV  u.  281  S. 
Castagnola  (e.  Gianzana),   nuovo   codice  di  commercio    (berechnet 

auf  6  Bde.  ä  700  S.  ä  ca.  10  1.).     Turin,  ünione. 
Celano,  giurisprudenza  dei  bilanci  comunaU.    P.  L    178  S.   Neapel, 

Furchheim.     3  1. 
Chironi,    il    dir.    civile    nella    sua   ultima  evolnzione;    prolusione. 

Siena.     31  S. 
F  e  r  r  e  r  o ,  E.,    Giovanni  Caspare    Bluntschli.    Turin,  Loescher.  13  S. 

(Aus  vol.  17.  degli  atti  della  R.  Academia.) 
Gabba,  quistioni  di  diritto  civile.     Turin,  Mascarelli.     7  1.  50  ct. 
Mantellini,    lo   stato   e   il    codice   civile.     V  u.  705  S.      Florenz, 

Barbera.    21  1. 
Morrone.  Mauro,  il  diritto  maritimo  del  regno  dltalia.     I.     XXX 

u.  294  S.     5  1. 
Riberi,   L.,    dizionario   di  amministrazione  italiana  (erscheint  in  18 

bis  20  Lfg.,  vollständig  ca.  2000  S.  32  1.)    Turin,  Roux  <fe  Favole. 
Trotta,   compendio  delle  discipline  amministrative ,   giuridiche  etc. 

ad  uso  dei  funzionarii,  delle  deputazioni  provinciali  etc.    Siena. 

3.  vol.  ca.  1000  S.     15  1. 
Vidari,   corso  di  diritto  commerciale  V.  3.  (dei  contratti).     VII  u. 

663  S.    Mailand,  Hoepli.     12  1. 

4.  Rassische  Werke. 

(Korrespondent:  Hr.  Professor  Engelmann  in  Dorpat.) 
Alyschewski,  czto  takoje  istinno   russkaja  gossudarstwennaja  pro- 
gramma?    Oczerk  ssowremennage  sozialnago  polosheuija  Rossii. 
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(Was  ist  ein  echt-russisches  Staats-Programm?  Skizze  der  jetzigen 
sozialen  Lage  Russlands.)     Stptbg.  1882. 

Bazeticz,  narod  i  knäsheskaja  wlast  w  Serbii.  (Das  Volk  und  die 
fürstliche  Gewalt  in  Serbien.)    Moskwa  1882. 

Golubinski,  istorija  rouskoi  zerkwi.  I.  Period  perwy,  kijewski  ili 
domongolski.  (Geschichte  der  russischen  Kirche.  I.  Erste, 
kiewsche  oder  vormongolische  Periode.)  Erste  Hälfte  des  Bandes. 
Moskwa  1880.  XXXIII  u.  792  S.  Zweite  Hälfte  des  Bandes. 
Moskwa  1881.     791  u.  XI  S.     8".    (vgl.  S.  387.) 

Iwanowski,  opyt  issledowanija  dejatelnosti  organow  semskago 
ssamouprawlenija  w  Rossii.  (Versuch  einer  Untersuchung  der 
Thätigkeit  der  Organe  der  landschaftlichen  Selbstverwaltung  in 
Russland).     Kasan  1882. 

Kocznew  (Pseudonym),  protiw  teczenija.  Bessedy  o  rewoluzii.  Na- 
broski  i  oczerki  w  rasgoworach  dwuch  prijatelei.  Wyp.  1.  2. 
(Gegen  den  Strom.  Unterhaltungen  über  die  Revolution.  Skizzen 
und  Umrisse  in  Gesprächen  zweier  Freunde.)    Moskwa  1882.   8". 

Spassowicz,  shisn  i  politika  Markisa  Wielepolskago.  Episod  is 
istorii  russko-polskago  konflikta  i  woprossa.  (Das  Leben  und 
die  Politik  des  Marquis  Wielopolski.  Eine  Episode  aus  der  Ge- 
schichte des  russisch-polnischen  Konflikts  und  der  r.  p.  Frage.) 
Stptbg.  1882.    II  u.  332  S.    8". 

Ausgaben  und  Kommentare  von  Gesetzen. 

Borowikowski,  sakony  grashdanskije.  Swod  sakonow  t.  X.  cz.  1. 
s  objasnenijami  po  reschenijam  grashdanskago  kassazionnago 
departamenta  Prawitelstwujuszczago  Senata.  (Das  Privat-R. 
Gesetzbuch  Bd.  X,  T.  1  mit  Erläuterungen  aus  den  Kassations- 
entscheidungen des  Dirigierenden  Senates.)     Stptbg.  1882. 

Taganzew,  uloshenije  o  nakasanijach  ugolownj'^ch  i  isprawitelnych 
1866  goda,  s  dopolnenijami  po  1  dekabrä  1881.  Isd.  4.  dop. 
(Das  Gesetzbuch  der  Kriminal-  und  Korrektionsstrafen  vom  Jahre 
1866,  mit  Ergänzungen  bis  zum  1.  Dec.  1881.  4.  vermehrte  Aus- 
gabe.)    Stptbg.  1882. 

Weschnäkow,  dopolnenije  k  Sborniku  sakonow  i  postanowleni  dlä 
semlewladelzew  i  sselskich  chosäjew  s  iswleczenijami  is  grasli- 
danskich  kassazionnych  rescheni  Pr.  Senata.  (Ergänzung  zur 
Sammlung  von  Gesetzen  und  Verordnungen  für  Grundbesitzer 
und  Landwirte  mit  Auszügen  aus  den  Zivilkassationsentschei- 
dungen des  Dir.  Senates.)     Stptbg.  1882. 

Die  Gerichtsordnungen  vom  20.  Nov.  1864  und  die  in  Ergänzung  der- 
selben erlassenen  allgemeinen  Gesetzesbestimmungen.  Aus  der 
russischen  Urschrift  auf  Anordnung  des  Justizministeriums  über- 
setzt. Stptbg.  1882.  gr.  8».  33,  21,  32,  13,  92,  VII,  246,  VII, 
229  u.  50  S. 

Diese  für  die  Ostseeprovinzen  Busslands  herausgegebene  Uebersetzung 
enthält:  Den  namentlichen  Ukas  über  Einführung  der  Friedensgerichte  in 
Liv-,  Est-  und  Kurland,  das  Beichsratsgutachten  über  Abänderung  des 
Verfahrens  in  den  alten  Gerichten,  das  Einführungsgesetz,  die  Organisation 
des  Kassatioushofes,  die  Gerichtsverfassung ,  die  Zivilprozessordnung ,  die 
Kriminalprozessordnung,  das  Strafgesetz  für  Friedensrichter. 

Uebersetzungen. 
Herbert  Spencer,   raswitije   politiczeskich  uczreshdeni  s  predislo- 
wijem     Obolenskago.       (Uebersetzung    der  S.  409     aufgeführten 
Schrift  mit  Vorwort  von  Obolenski.)     Stptbg.  1882. 


Verantwortlicher  Redakteur:  Dr.  v.  Kirchenheim  In  Heidelberg. 
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I.  Band-  [  September  1882.  Nr.  12. 

Monatlich  ein  Heft  von  2^2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  10  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Fostanstalten. 


A.   Besprechungen. 


I.  Rechtsgeschichte. 

Mispoulet,  J.B.   Les  Institutions  Folitiqaes  des  Bomains, 

ou  Expose  historique  des  regles  de  la  Constitution 
et  de  Tadministration  romaines  depuis  la  fonda- 
tion  de  Rome  jusqu'au  regne  de  Justinian.  Tomel. 
La  Constitution.  Paris,  Pedone-Lauriel.  390  S. 
Das  Werk  von  Mispoulet  ist  auf  zwei  Bände  berechnet ,  von 
welchen  der  bis  jetzt  einzig  erschienene  I.  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung  der  römischen  Verfassung  enthält,  während  der  IT. 
der  Verwaltung  gewidmet  sein  soll,  der  Organisation  des  Landes, 
der  Finanzen ,  der  Armee ,  der  Religion  und  der  Rechtspflege. 
Der  I.  Band  beniht  in  seinen  beiden  ersten  Abteilungen  haupt- 
sächlich auf  den  Forschungen  und  Resultaten  von  Marquardt, 
Mommsen,  Bethmann  -  Hollweg  und  Madvig.  Der  1.  Abschnitt 
behandelt  die  Verfassungsgeschichte  Roms  von  der  Gründung 
bis  zur  servianischen  Verfassung,  der  2.  die  fünf  Jahrhunderte 
der  Republik  und  der  3.  die  Kaiserzeit  bis  auf  Justinian.  Letz- 
terer zerfällt  wieder  in  zwei  Abteilungen,  von  denen  die  1.  mit 
Diokletian  abschliesst.  Hierfür  Hessen  den  Verf.  seine  deutschen 
Vorbilder  im  Stich,  und  er  war  daher  weit  mehr  auf  eigne 
Forschungen  und  Quellenstudien  angewiesen,  als  in  den  früheren 
Abteilungen.  M.  beherrscht  seinen  Stoff  vollkommen  und  sucht 
mit  Geist  und  Gelehrsamkeit  die  Verfassung  des  römischen 
Staates  in  den  drei  verschiedenen  Perioden  möglichst  genau  und 
vollständig   darzustellen    und    die  allmählichen  Uebergänge  und 
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Umwandlungen  nachzuweisen.  Den  Schluss  des  I.  Bandes 
bildet  die  lex  regia,  lateinischer  Text,  französische  üebersetzung 
und  Erklärung.  Von  einem  Juristen  herrührend,  ist  das  Buch 
nicht  nur  für  Historiker,  sondern  auch  für  Juristen  vom  Fach 
geschrieben  und  die  nüchterne  und  doch  elegante  Behandlung 
des  Stoffes,  wodurch  Mispoulet  sich  auszeichnet,  ist  ganz  geeignet, 
ihm  auch  unter  dem  deutschen  Publikum  zahlreiche  Freunde 
zu  gewinnen,  König. 

Gabba^  C,  F.  Della  condizione  giuridica  delle  donne. 
2.  ediz.  rifusa  ed  ampliata.  Torino.  1880.  716  S. 
Die  1.  Auflage  dieses  Werkes  erschien  im  Jahre  1861,  zu  einer 
Zeit,  in  welcher  zwar  in  andern  Ländern  die  Frauenfrage  bereits 
lebhaft  verhandelt  wurde,  sie  aber  in  Italien  noch  so  gut  wie 
gar  keine  Beachtung  gefunden  hatte.  Zur  Zeit  ist  die  Frauen- 
frage auch  in  Italien  Gegenstand  des  lebhaftesten  Interesses,  ein 
Umschwung  der  Dinge,  welchen  G.  einmal  dem  Einflüsse  der 
ausländischen  Litteratur,  insbesondere  dem  des  Werkes  von  John 
Stuart  Mill  („Subjection  of  woman"  1869),  sodann  der  prak- 
tischen Veranlassung  zuschreibt,  die  dem  Nachdenken  über  die 
rechtliche  Stellung  der  Frauen  durch  das  im  Jahre  1866  zustande- 
gekommene, gerade  bezüglich  dieser  Materie  in  den  früheren 
Rechtszustand  tief  einschneidende  italienische  Zivilgesetzbuch  ge- 
boten wurde.  Nach  alledem  konnte  G.  sein  Werk  in  neuer 
Auflage  nicht  als  eine  einfache  Reproduktion  der  alten  erscheinen 
lassen  ;  was  er  liefern  wollte  und  auch  wirklich  geliefert  hat,  ist 
ein  vollkommen  neues  Werk  über  denselben  Gegenstand.  Den 
Inhalt  des  Werkes  im  einzelnen  anlangend,  widmet  G.  sein  1.  Kap. 
der  heutzutage  herrschenden  Ansicht,  das  2.  der  Bedeutung  der 
Untersuchung,  das  3.,  ungleich  längere,  den  verschiedenen  Lehren 
über  den  Beruf  und  die  R.  der  Frauen.  —  Ein  Anhang  zu 
diesem  Kap.  beschäftigt  sich  eingehend  mit  den  französischen, 
spanischen,  englischen,  deutschen  und  italienischen  Schriftstellern 
über  unseren  Gegenstand.  —  Kap.  4  endlich  handelt  von  der 
juristischen  und  sozialen  Stellung  der  Frauen  in  den  verschie- 
denen Perioden  der  geschichtlichen  Entwickelung ,  in  der  bar- 
barischen Urzeit,  in  der  orientalischen  Zivilisation  (bei  den  He- 
bräern, Indern,  Chinesen,  Japanen,  Assyriern,  Egyptern,  Persern 
und  Mohammedanern),  sodann  bei  den  Griechen  und  Römern, 
unter  dem  Einflüsse  des  Christentums  und  endlich  in  der  mo- 
dernen Welt.  Anhangsweise  gibt  G.  einmal  ein  Verzeichnis  der 
italienischen  wie  fremden  Litteratur  über  die  vorliegende  Materie, 
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sodann  ein  höchst  interessantes,  von  kurzen  Bemerkungen  be- 
gleitetes Namensverzeichnis  berühmter  Frauen  von  der  assyrischen 
Königin  Semiramis  bis  auf  Lina  Morgenstern.        Pescatore. 

Wacker,  C.  Der  Reichstag  unter  den  Hohenstaufen.  Ein 
Beitrag  zur  deutschen  Verfassungsgeschichte.  Leipzig,  Veit. 
1882.  112  S.  (Historische  Studien.  Herausgegeben  von  W. 
Arndt  u.  s.  w.     6.  Heft.)     3  M. 

Auf  eine  Einleitung  vorzugsweise  über  Bezeichnungen  des 
Reichstags  folgt  die  Darstellung  der  Einberufung,  über  Ort 
und  Zeit,  äusseren  Verlauf  und  Form  der  Verhandlung. 
Ueberall  wird  an  der  Hand  der  einschlägigen  Beispiele  der  ein- 
zelne Punkt  erörtert,  eine  allzu  generelle  Angabe  einer  Quelle, 
z.  B.  des  Sachsenspiegels ,  auf  das  richtige  Mass  zurückgeführt, 
die  Ausnahme  besonders  festgestellt.  In  dem  4.  Kap.  „Staats- 
rechtliche Fragen"  werden  die  zur  Teilnahme  berechtigten  und 
ihre  Stellung  auf  dem  Reichstage  untersucht:  Zustimmung  zu 
den  Vorschlägen  des  Kaisers ;  das  Resultat  ist  ziemlich  mager, 
wie  denn  überhaupt  diese  wenigen  Seiten  kaum  als  eigenes 
Kapitel  unter  diese  Ueberschrift  passen,  da  viele  andre  Punkte 
auch  „staatsrechtliche  Fragen"  darbieten.  Das  5.  Kap.  „Materie 
der  Reichstagsverhandlungen"  beschreibt:  Verhältnis  zu  fremden 
Staaten,  Akte  der  Reichsgesetzgebung,  der  Reichsverwaltung. 
Ein  Anhang  von  S.  86  an  stellt  chronologisch  die  von  1125 
Ende  Dezember  oder  Anfang  Januar  1126  bis  August  1246  ge- 
haltenen Reichstage  mit  Anführung  der  sie  behandelnden  Quellen 
zusammen.  —  Die  Arbeit  ist  eine  durchaus  quellenmässige,  bietet 
manches  Neue  und  wird  daher  von  W.  Arndt  in  dem  kurzen 
Vorworte  mit  Recht  als  gründliche  bezeichnet.  Als  erschöpfende 
dürfte  sie  aber  mit  demselben  kaum  zu  bezeichnen  sein,  da  doch 
noch  manche  Punkte  nicht  dergestalt  erschöpft  sind,  dass  sie  ein 
abschliessendes  Urteil,  ganz  besonders  für  die  staatsrechtliche 
Seite  gestatten.     Das  aber  thut  deren  Werte  keinen  Eintrag. 

V.  Schulte. 

Muther,  Th.     Johannes  Urbach.     Nach  dessen  hinterlassenen 
.  Papieren  bearbeitet   und  herausgegeben  von  Ernst  Lands- 
berg  (Untersuchungen   zur  Deutschen   Staats-  und  Rechts- 
geschichte,  herausg.    von  0.  Gierke,  Heft  XIII).     Breslau, 
Köbner.     1882.     VI  u.  63  S.     1  M.  80  Pf. 

Als  das  bedeutendste  prozessualische  Lehr-  und  Handbuch  des 
ausgehenden   Mittelalters    bezeichnet    Stintzing   (Geschichte    der 
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deutschen  Rechtswissenschaft,  I,  S.  32)  den  früher  vielfach  dem 
berühmten  italienischen  Romanisten  Nicolaus  de  Tudeschis  (Pa- 
normitanus)  zugeschriebenen  Processus  iudicii  des  Johannes  Urbach. 
Eine  sehr  verdienstliche  kritische  Ausgabe  dieses  Werkes  ver- 
öffentlichte Th.  Muther  im  Jahre  1873.  Die  Einleitung  der 
M.schen  Edition  beschränkt  sich  auf  Nachweisungen  über  Hand- 
schriften und  frühere  Ausgaben.  In  Muthers  Nachlass  fand 
sich  aber  eine  umfangreiche,  mit  „ürbach"  bezeichnete  Abhand- 
lung, welche  auch  über  Abfassungszeit,  Entstehungsort,  Verf., 
Quellen ,  sow^e  endlich  über  Inhalt  und  Wert  des  Buches 
sich  verbreitet.  Schon  vor  der  Veröffentlichung  der  Ausgabe 
verfasst,  bedurfte  diese  Arbeit  einerseits  bedeutender  Kürzungen, 
andrerseits  auch  mancher  Ergänzungen ;  die  so  erforderliche 
Ueberarbeitung  hat,  auf  den  Wunsch  Stintzings  und  nach  einem 
mit  diesem  vereinbarten  Plane,  ein  jüngerer  Gelehrter,  Ernst 
Landsberg,  besorgt.  Wesentlich  neue ,  für  die  Wissenschaft  be- 
deutsame Resultate  enthält  die  Abhandlung  nicht ;  wohl  aber  sind 
durch  die  darin  gegebenen  gründlichen  Nachweise  und  freien 
Erörterungen  die  auf  Urbachs  Processus  iudicii  bezüglichen  Haupt- 
fragen zu  einem  sicheren  Abschluss  gebracht.  Insbesondere  steht 
es  nunmehr  unzweifelhaft  fest,  dass  das  Werk  nicht  italienischen, 
sondern  deutschen  Ursprungs  ist,  dass  dasselbe  von  Urbach  zu 
Erfurt  im  Jahre  1405  verfasst  und  dort  alsbald  (wahrscheinlich 
wenig  später  auch  in  Leipzig)  als  Grundlage  zu  Vorlesungen 
benutzt  worden ;  dass  Johannes  Urbach  nicht  identisch  ist  mit  dem 
Bamberger  Vicarius  Johann  von  Aurbach,  dem  Verfasser  einer 
Summa  de  Sacramentis  und  eines  Directorium  curatorum.  Die 
Untersuchung  über  die  Quellen  U.s  (S.  49  ff.)  ergaben,  dass  der- 
selbe ausser  dem  corpus  iuris  civilis  und  den  kanonischen  Rechts- 
büchern mit  den  betreffenden  Glossen  sicher  Durantis  Speculum 
iudiciale  und  verschiedene  Werke  des  Joannes  Andreae,  wahr- 
scheinlich auch  Innocenz  IV.  Apparatus  in  Decretrales  und  die 
Summa  Decretalium  des  Hostiensis  benutzt ,  einen  Teil  seiner 
Formulare  aber  unmittelbar  wirklichen  Prozessakten  entnommen 
hat.  Den  Wert  des  Processus  iudicii  veranschlagt  M.  sehr  hoch ; 
„auf  die  Gefahr  hin,  miss verstanden  oder  verspottet  zu  werden", 
vergleicht  er  (S.  62)  das  mittelalterliche  Prozesswerk  mit  'den 
Institutionen  des  Gaius.  Brie. 


Salrioli,    Giuseppe.     I    titoli    al    portatore    nel     diritto 
Longobardo,    studiati    in    rapporto   alla    cessione, 
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al  mandato  e  alla   rappresentanza.     Roma,  Ariero  e 

Comp.  1882.  46  S. 
Unter  vollständiger  Benützung  der  neueren  deutschen  german. 
Litteratur  und  reichlicher  Heranziehung  des  in  Italien  publizierten 
ürkundenmaterials  handelt  der  Verf.  von  der  Cession ,  von  der 
Stellvertretung  und  von  den  Wertpapieren  im  longobardischen  R. 
Er  gelangt  zu  dem  Resultat ,  dass  die  Cession  dem  german.  R. 
ursprünglich  ebenso  fremd  wie  dem  r.  R.  gewesen  sei,  der  Ge- 
danke einer  Singularsuccession  in  Forderungen  vielmehr  erst  den 
Glossatoren  angehöre.  Ebensowenig  habe  das  german.  R.  eine 
Stellvertretung  bei  obligatorischen  Verhältnissen  gekannt,  das 
Prinzip  der  freien  Stellvertretung  entstamme  vielmehr  dem  ka- 
nonischen R.  Als  Ersatzinstitute  seien  die  Orderklauseln  und 
alternativen  Inhaberklauseln  ausgebildet  worden.  Verf.  bespricht 
die  Formen  und  Wirkungen  dieser  Klauseln  vom  8.  bis  zum 
11.  Jahrhundert,  lässt  aber  auffallenderweise  die  reinen  Inhaber- 
papiere ,  wie  sie  bekanntlich  schon  im  9.  Jahrhundert  im  Gebiet 
von  Salerno  vorkommen,  unerwähnt.  In  die  Lehre  von  der  Stell- 
vertretung und  dem  Vollmachtsauftrage  sind  Erörterungen  über 
die  Frage,  ob  das  ältere  german.  R.Verträge  zu  gunsten  Dritter 
kennt,  ohne  klare  Scheidung  der  hierbei  waltenden  sehr  ungleich- 
artigen Gesichtspunkte  eingeflochten,  ünerwogen  bleibt,  ob  denn 
nicht  das  Auftreten  der  dem  r.  R.  fremden  Gedanken  bei  den 
Glossatoren  und  im  kanon.  R.  unter  allen  Umständen  auf  eine 
inzwischen  in  der  betreffenden  Richtung  vollzogene  Fortbildung 
des  german.  R.  schliessen  lässt.  Gierke. 


II.    Privatrecht  (im  Allgemeinen). 

Storni.  Das  Grundprinzip  der  negotiorum  gestio  und 
das  R.  der  positiven  Institute.  Eine  Abwehr  gegen 
E.  Ruhst  rat  und  ein  Reform  Vorschlag  für  Lehr-  und 
Gesetzbücher.     47  S.     1  M.  20  Pf. 

Ueber  die  Polemik  gegen  Ruhstrat,  die  den  grössten  Teil  der 
Schrift  einnimmt,  kann  an  dieser  Stelle  nicht  berichtet  werden. 
Der  Reformvorschlag  des  Verf.  besteht  darin,  dass  er  in  den 
Fallen,  in  denen  ein  Forderungs-R.  nicht  aus  einem  Vertrag, 
sondern  aus  einem  andern  Thatbestand  entsteht,  von  einem  po- 


416        Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    I.  Band.  12.  Heft. 

sitiven  Institut  redet   und  demgemäss  das  Obligations-R.  in  Yer- 
trags-R.  und  R.  der  positiven  Institute  spaltet.        Eümelin. 

Radolph.  Zur  Lehre  vom  richterlichen  Pfand- R.  (Jahr- 
bücher für  Dogmatik,  Bd.  20,  S.  311—410.) 
Der  Verf.  schildert  zunächst  das  Exekutionsverfahren  des  älteren 
r.  R. ;  er  bespricht  die  manus  injectio ,  die  pignoris  capio  und 
die  missio  in  bona  und  sucht  nachzuweisen ,  dass  weder  durch 
die  manus  injectio,  noch  durch  die  pignoris  capio  ein  dingliches 
R.  des  Gläubigers  an  dem  Exekutionsobjekt  begründet  worden 
sei;  ebensowenig  habe  ursprünglich  die  missio  in  bona  zur  Ent- 
stehung eines  dinglichen  R.  geführt;  die  Annahme  eines  durch 
dieselbe  entstehenden  Pfand-R.  sei  das  Resultat  späterer  juri- 
stischer Reflexion.  Hieraus  wird  gefolgert,  dass  das  ältere  röm. 
Exekutions-R.  kein  Argument  für  die  herrschende  Ansicht  ab- 
gibt, die  beim  pignus  in  causa  judicati  captum  ein  Pfand-R. 
annimmt. 

Der  Verf.  wendet  sich  nun  zu  dem  pignus  in  causa  judicati 
captum ;  er  stellt  die  positiven ,  dasselbe  regulierenden  Rechts- 
sätze zusammen ,  wobei  er  besonders  hervorhebt ,  dass  bei  dem 
Verfahren  ausschliesslich  der  Magistrat  als  handelnde  Person  auf- 
tritt ;  die  Betrachtung  der  das  pignus  in  causa  judicati  captum 
behandelnden  Quellenstellen  ergibt,  dass  die  röm.  Juristen  ein 
Pfand-R.  des  Gläubigers  an  der  mit  Beschlag  belegten  Sache  an- 
nehmen. 

Der  Verf.  vergleicht  hierauf  das  richterliche  Pfand-R.  mit 
dem  auf  Vertrag  beruhenden,  und  findet,  dass  sich  das  pignus 
in  causa  judicati  captum  in  verschiedener  Richtung  von  dem 
Konventionalpfand  unterscheidet ;  dies  ist  der  Fall  in  bezug  auf 
Gründe  und  Voraussetzungen  des  Pfand-R.,  in  bezug  auf  die 
Statthaftigkeit  der  actio  hypothecaria,  der  actiones  pigneraticiae 
in  personam,  der  possessorischen  Interdikte  ;  ebenso  sind  die  Vor- . 
aussetzungen  und  Formen  wie  die  Wirkungen  des  Pfandver- 
kaufs in  beiden  Fällen  verschieden.  Es  wird  ferner  gezeigt,  dass 
der  Magistrat,  der  die  Beschlagnahme  und  die  Veräusserung  vor- 
nimmt, nicht  etwa  als  Stellvertreter  des  Gläubigers  auftritt,  was 
angenommen  werden  müsste,  wenn  ein  Pfand-R.  des  letzteren 
geltend  gemacht  wird,  sondern  dass  er  kraft  seiner  obrigkeit- 
lichen Gewalt  handelt. 

Bei  dieser  Sachlage  erhebt  sich  die  Frage,  wie  die  Römer 
dazu  gekommen  sind,  trotz  der  vorhandenen  Verschiedenheiten 
beim  pignus  in  causa  judicati  captum  ein  Pfand-R.  anzunehmen. 
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Nach  der  Ansicht  des  Verf.  zeigt  sich  das  richterliche  Pfand-R. 
nur  in  zwei  Richtungen  wirksam  und  diese  Wirkungen  bilden 
zugleich  den  einzigen  Grund  für  seine  Annahme.  Das  Pfand-R. 
schützt  den  Gläubiger  gegen  R.  Dritter,  welche  in  der  Zeit 
zwischen  der  Beschlagnahme  und  der  Versteigerung  zur  Ent- 
stehung kommen  und  es  bestimmt  die  Priorität  unter  mehreren 
Gläubigern,  für  welche  dieselbe  Sache  mit  Beschlag  belegt 
worden  ist. 

In  derselben  Weise  ist  die  Annahme  des  Pfand-R.  bei  der 
missio  in  bona  zu  erklären,  nur  dass  bei  derselben  nur  die  erste, 
nicht  auch  die  zweite  der  angeführten  Wirkungen  in  Betracht 
kommt. 

Am  Schluss  der  Arbeit  wendet  sich  der  Verf.  zu  der  Zivil- 
prozessordnung, er  berichtet  ausführlich  (S.  399 — 406)  über  die 
Entstehung  des  §.  709  der  Z.P.O.;  er  vergleicht  das  jetzt  geltende 
R.  mit  dem  römischen  (S.  407 — 409)  und  schliesst  mit  einer 
ganz  kurzen  Rechtfertigung  der  Annahme  eines  richterlichen 
Pfand-R.  Rümelin. 

Schmidt,  K.  Erklärung  der  Rechtsregel  über  das  Zu- 
sammentreffen zweier  causae  lucrativae.  (Jahr- 
bücher für  Dogmatik,  Bd.  20,  S.  411—451.) 

Veif.,  der  über  das  gleiche  Thema  bereits  im  Jahr  1858  eine 
(Berliner)  Inaugural-Dissertation  veröffentlicht  hat,  führt  beson- 
ders gegen  G.  Hartmann  und  in  Üebereinstimmung  mit  der  u.  A. 
von  Arndts  (Glücks  Pand.,  Bd.  46,  S.  249,  257),  Rümelin 
(Göttingische  gel.  Anz.  1876,  S.  946  fg.,  959  fg.)  und  Wind- 
scheid (Pand.  5.  Aufl.  §.  343  a)  vertretenen  Ansicht,  aus,  dass 
der  Satz  über  das  Erlöschen  der  Obligation  beim  concursus  dua- 
rum  causarum  lucrativarum  nicht  aus  der  Lehre  über  Klagen- 
konkurrenz und  Klagenkonsumption  (Huschke)  und  nicht  aus 
der  Lehre  von  der  Unmöglichkeit  (Mommsen)  zu  erklären  sei, 
dass  er  weder  auf  blosser  Billigkeit  (Krafft)  noch  auf  blosser 
Ausnahmebestimmung  (Rosshirt  u.  A.)  beruhe,  endlich,  dass  er 
nicht  aus  dem  Begriff  der  Obligation  hergeleitet  werden  könne 
(G.  Hartmann,  Scheurl),  dass  die  genannte  Regel  vielmehr  ledig- 
lich eine  Auslegungsregel  sei  und  demnach  auf  dem  Parteiwillen 
beruhe.  Demnach  empfehle  es  sich  nicht,  diese  Regel  in  das 
neue  Zivilgesetzbuch  aufzunehmen ;  die  Auslegung  der  Willens- 
erklärungen sei  der  freien  Beurteilung  des  Richters  zu  über- 
lassen. Zittelmann. 
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Leoni,  G.  Sülle  obbligazioni  divisibili  ed  indivisibili 
del  diritto  romano.  Palermo.  1882.  89  S. 
Nacb  einer  kurzen  historischen  Einleitung  erörtert  L.  I.  die 
Lehre  von  der  Teilbarkeit  der  Sachen  und  R.  im  allgemeinen; 
IT.  die  Einteilung  der  Obligationen  in  obl.  dandi  et  faciendi; 
III.  die  Teilbarkeit  der  obl.  dandi,  sowie  IV.  die  der  obl.  fa- 
ciendi im  einzelnen;  V.  Exekution  der  Obligationen,  Strafverab- 
redung und  Solidarobligationen;  VI.  die  obl.  bonae  fidei,  über 
deren  Teilbarkeit  sich  nach  Ansicht  L.s  durchgreifende  Regeln 
nicht  aufstellen-  lassen.  Den  Schluss  bildet  eine  Uebersicht  der 
Resultate.  Pescatore. 

l)rey,  E.     Die    utilis    actio    ad    rem   vindicandam   des 
Pfleglings.  München,  Ackermann.  1882.  75  S.  IM.  50Pf. 
Der  Verf.  berichtet  ausführlich   über  die  verschiedenen  aufge- 
stellten Theorien ;  nach  seiner  Ansicht  ist  die  actio  auf  fingiertes 
Eigentum  zurückzuführen.  .  Rümelin. 

Stobbe,  Otto.   Handbuch  des  deutschen  Privat-R.   I.  Bd. 
2.  Aufl.    Berlin,  Wilhelm  Hertz.    1882.  X  u.  608  S.    UM. 

Noch  vor  Vollendung  des  Schlussbandes  ist  eine  zweite  Auf- 
lage des  ersten  Bandes  des  Stobb eschen  Handbuches  erforder- 
lich geworden.  Ein  wohlverdienter  Erfolg  des  gross  angelegten 
und  musterhaft  durchgeführten  Werkes,  das  in  Theorie  und 
Praxis  sich  immer  allgemeinere  Anei'kennung  errungen  hat. 

Bei  der  Neubearbeitung  dieses  der  Einleitung  und  den  all- 
gemeinen Lehren  gewidmeten  Bandes  hat  der  Verf.  mit  ge- 
wohnter Sorgfalt  und  mit  der  oft  bewährten  Beherrschung  des 
überreichen  Stoffes  die  inzwischen  in  der  Forschung  und  im 
Leben  zu  Tage  getretenen  Erscheinungen  verwertet.  Schon  die 
trotz  einiger  Streichungen  erfolgte  Vermehrung  des  im  Plane 
völlig  unveränderten  Buches  um  114  Seiten  legt  ausser  lieh  dafür 
Zeugnis  ab.  Der  Einblick  in  das  Einzelne  zeigt,  dass  kaum  auf 
einer  Seite  die  Spuren  erneuter  Arbeit  fehlen.  In  grosser  Voll- 
ständigkeit ist  die  neue  Litteratur  verarbeitet :  es  sind  nicht  nur 
die  inzwischen  erschienenen  Werke  über  gemeines  und  partiku- 
läres deutsches  R.  (z.  B.  von  Roth,  Dernburg,  Böhlau),  die  zahl- 
reichen Monographien  über  einzelne  Teile  des  bürgerlichen  R. 
und  die  handelsrechtlichen  Schriften  benützt,  sondern  auch 
die  rechtshistorischen  Arbeiten  (z.  B.  von  Stintzing,  Sohm,  Planck, 
E.  Löning,  Gierke)  in  umfassender  Weise  zu  Rate  gezogen 
und    die    staatsrechtlichen   Untersuchungen   (z.   B.  von   Laband, 
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G.  Meyer,  v.  Martitz)  an  geeigneter  Stelle  berücksichtigt.  Die 
Quellenbelege  für  die  ältere  deutsche  Rechtsbildung  sind  vielfach 
aus  neuen  Publikationen  ergänzt.  Ueberall  sind  die  seither  er- 
gangenen Entscheidungen  deutscher  Gerichtshöfe,  vor  allem  des 
R.O.H.G.  und  des  R.G.,  verwertet.  Am  meisten  endlich  hat  die 
Gesetzgebung  des  letzten  Jahrzehnts,  und  zwar  in  erster  Linie 
die  Reichsgetzgebung ,  deren  mächtig  umgestaltende  Wirkungen 
für  unser  Privat.-R.  schon  der  in  §.  13  gegebene  üeberblick 
ahnen  lässt ,  den  Stoff  zu  erweiterten  Darstellungen  geliefert. 
Auch  das  neue  Schweiz.  Obligationen. -R.  ist  verglichen. 

Um  nur  einiges  hervorzuheben,  so  ist  in  der  Lehre  von  den 
Rechtsquellen  manche  neue  Erörterung  (z.  B.  über  die  Möglich- 
keit des  Gesetzes  für  einen  einzigen  Fall  und  über  den  Unter- 
schied von  Gesetzen  im  formellen  und  im  materiellen  Sinn  in 
§.  18,  über  Usualinterpretation  in  §.  23,  über  Rechtsirrthum  in 
§.  26)  eingeflochten,  die  Frage  des  richterlichen  Prüfungsrechts 
eingehender  besprochen  (in  §.  26  statt  wie  früher  in  §.  18),  ins- 
besondere aber  die  Kasuistik  des  internationalen  Privat-R. 
unter  Benützung  auch  der  ausländischen  Litteratur  stark  be- 
reichert (namentlich  in  §.  30,  33  und  3-!r).  In  dem  Abschnitt 
über  die  Persönlichkeit  des  einzelnen  Menschen  werden  der  Ge- 
setzgebung über  Beurkundung  des  Personenstandes  (§.  37  u.  38 j, 
über  Volljährigkeit  und  spezielle  Mündigkeitstermine  (§.  40),  über 
Reichsindigenat  und  Fremden. -R.  (§.  43),  über  Lösung  des  Pri- 
vat-R. vom  religiösen  Bekenntnis  (§.  45)  und  über  Verlust  und 
Minderung  der  bürgerlichen  Ehre  (§.  48)  wichtige  neue  Aus- 
führungen verdankt ;  auch  ist  die  Lehre  von  der  Verschollenheit 
und  Todeserklärung  erweitert  (§.  38)  und  eine  Darstellung  des 
bezüglich  der  Handlungsfähigkeit  der  Minderjährigen  und  der 
privilegia  minorum  geltenden  R.  eingeschoben  (S.  295 — 304). 
Die  grösste  Bereicherung  hat  der  Abschnitt  über  die  juristischen 
Personen  erfahren:  die  Erörterungen  über  ihren  Begriff  sind  re- 
vidiert (§.  49) ;  das  Geschichtliche  ist  vervollständigt  (§.  50  und 
62) :  die  allgemeine  Korporationstheorie  ist  hinsichtlich  der  Ent- 
stehung der  Korporation  ihrer  Rechtsverhältnisse  (insbesondere 
der  Sonder.-R.)  und  ihrer  Beendigung  ergänzt  (§.  52 — 54) ;  das 
besondere  R.  der  Gemeinden  (§.  55 — 56),  der  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften (§.  60)  und  der  Vereine  (§.  61)  ist  zum 
Teil  neu  bearbeitet;  die  Reichsgesetzgebung  über  Innungen  und 
eingeschriebene  Hilfskassen  ist  aufgenommen  (§.  57).  In  dem 
Kapitel  von  den  Sachen  ist  namentlich  der  §.  64  umgestaltet  und 
durch   eine   umfassende    Darlegung    des    Rechtsverhältnisses    an 
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öffentlichen  Gewässern  erweitert.  Auch  im  letzten  Kapitel  ist 
beispielsweise  über  die  Eintragung  in  Gerichtsbücher  manches 
Neue  gebracht  und  auf  die  Geschichte  der  Landtafeln  in  Böhmen 
und  Mähren  eingegangen  (§.  67). 

Unter  den  prinzipiellen  Abänderungen  der  ersten  Auflage 
ist  die  wichtigste,  dass  Stobbe  sich  von  der  Auffassung  der 
juristischen  Person  als  einer  Fiktion  losgesagt  hat  (S.  377).  Auch 
erklärt  er  die  Korporation  zwar  noch  für  handlungsunfähig,  aber 
nicht  mehr  für  willensunfähig  (§.  53).  Seine  frühere  Konstruktion 
der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  hat  er  modifiziert  (S.  478, 
N.  29).  Bei  der  Stiftung  hat  er  die  Ansicht,  dass  das  Vermögen 
als  solches  zum  Subjekt  erhoben  sei,  aufgegeben  (S.  515,  N.  11), 
wie  inzwischen  auch  das  Reichsgericht  im  Erk.  v.  27.  Juni  1881 
(Entsch.  in  Zivils.  Bd.  V,  S.  146)  diese  Ansicht  verworfen  hat. 
Unter  die  Rechtsobjekte  zählt  er  jetzt  in  Uebereinstimmung  mit 
den  im  3.  Bande  enthaltenen  Ausführungen  auch  immaterielle 
Güter  (§.  63).  Im  übrigen  dagegen  hat  er  im  ganzen,  wie  in  allen 
wesentlichen  Einzelnheiten  seinen  früheren  Standpunkt  festgehalten. 
So  bezüglich  des  Systems ;  der  Anwendung  römischer  Begriffs- 
kategorien (S.21);  der  praktischen  Bedeutung  des  gem.  deutschen 
Privat.-R.  (§.  7—10);  der  Bestreitung  der  Möglichkeit  eines  ge- 
meinen Gewohnheits.-R.  (S.  39  u.  158);  der  Unwesentlichkeit  der 
Uebung  für  die  Existenz  des  Gewohnheits.-R.  (§.  22) ;  der  Leug- 
nung des  notwendigen  Zusammenhanges  zwischen  den  Begriffen 
der  Autonomie  und  der  Korporation  (§.  19);  der  Behandlung 
der  Volljährigkeit  als  eines  erworbenen  R.  (§.  28) ;  der  Stellung 
zur  Genossenschaftstheorie  (S.  406);  des  Erfordnisses  staatlicher 
Mitwirkung  zur  Entstehung  einer  Korporation  (§.  52).  Auch 
einzelne  Lücken  finden  sich  wieder  (z.  B.  hinsichtlich  des  Ver- 
mögensbegriffes  und  des  Begriffes  der  Gesamtsachen  im  deutschen 
Recht).  Gierke. 


Stein,    L.  v.     Bauerngut  und   Hufen-R.     Stuttgart,  Cotta. 
1882.     VIII  u.  99  S.    1  M.  80  Pf. 

Der  Herausgeber  veröffentlicht  unter  diesem  Titel  zwei  Schriften, 
welche  beide,  von  dem  Niedergange  des  Bauernstandes  in  Folge 
der  wachsenden  Macht  des  Geldkapitals  und  den  damit  für  Staat 
und  Gesellschaft  verbundenen  Gefahren  ausgehend,  Vorschläge 
zur  Hebung  und  Befestigung  dieses  Standes  machen:  nämlich 
ein  von  ihm  den  österreichischen  Ministei'ien  des  Ackerbaues  und 
der  Justiz  erstattetes  Gutachten  und,  als  Anhang,  einen  Bericht 
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des  Landesausschusses   des  Herzogtums   Salzburg   über   die   Er- 
lassung eines  Agrar-R.  für  dieses  Kronland. 

1.  Das  Gutachten  (S.  1 — 49)  fordert,  nach  einer  abfälligen 
Kritik  des  hannoverschen  Höfe-R.  (vgl.  oben  S.  247)  in  dem  Vor- 
wort, als  unerlässliche  Grundlage  für  die  künftige  Ordnung  der 
bäuerlichen  Besitzvei'hältnisse  die  Scheidung  in  geschlossenen  Besitz, 
Hufengut  oder  Bauerngrund,  und  in  freien  Besitz,  walzende  Grund- 
stücke. Diese  Scheidung  soll  durch  ein  öflFentliches  Buch  vermittelt 
werden,  —  das  Hufenbuch  ,  in  welches  die  einzelnen  Bauerngründe 
einzutragen  sind.  Den  Mittelpunkt  des  Bauerngrundes  bildet  die 
Hofesstelle.  Die  Bemessung  des  mit  einer  Stelle  zu  verbindenden 
Areals  erfolgt  nach  den  lokalen  Bedürfnissen.  Durch  die  Ein- 
tragung in  das  Hufenbuch  wird  die  Teilbarkeit  und  mit  wenigen 
Ausnahmen  auch  die  Verschuldbarkeit  ausgeschlossen;  auch  soll 
niemand  Eigentümer  eines  Hufengutes  sein  dürfen,  welcher  das- 
selbe nicht  persönlich  bewirtschaftet  und  bewohnt  (nicht  «mit  dem 
Rücken  besitzt").  Ein  Zwang  zur  Eintragung  in  das  Hufenbuch 
findet  nur  im  Falle  des  Konkurses ,  resp.  der  Zwangsversteige- 
rung statt.  Die  nicht  eingetragenen  Gründe,  welche  nirgends 
mehr  als  die  Hälfte  und  nirgends  weniger  als  ein  Drittel  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes  betragen  sollen,  unterliegen  der  freien 
Verfügung  des  Eigentümers. 

Das  Gutachten  legt  im  einzelnen  dar,  wie  die  gemachten 
Vorschläge  durchgeführt  werden  können ;  es  behandelt :  A)  das 
Hufen-  oder  Bauernbuch,  und  zwar  1.  die  Grundlagen,  2.  die  An- 
lage und  die  Rechtsverhältnisse  des  Buches;  B)  das  Erb-R ;  C)  die 
künftige  Organisation  des  landwirtschaftlichen  Kreditwesens ; 
D)  das  Exekutions-  und  Pfändungs-R. 

2.  Der  Bericht  des  Landesausschusses  (S.  50 — 99)  gibt 
eine  kurze,  überaus  anziehend  geschriebene  Rechtsgeschichte 
des  Bauerngutes;  seinen  reichen  Inhalt  deuten  die  Ueber- 
schriften  der  einzelnen  Abschnitte  an:  1.  Einleitung;  2.  wesent- 
licher Inhalt  der  Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiete  des 
Agrar-R.;  3.  historische  Rückblicke  auf  die  deutsche  Rechts- 
entwiekelung ;  4.  ein  Blick  auf  das  salzburgische  Bauern-R. 
5.  ein  Blick  auf  die.  deutsch-österreichischen  Erblande  bis  zum 
Erscheinen  des  allgera.  bürgerlichen  Gesetzbuches;  6.  das  allgem. 
bürgerliche  Gesetzbuch  und  seine  Stellung  zum  Agrar-  und  zum 
bäuerlichen  Sonder-R. ;  Erschütterung  der  alten  A  grarordnung, 
Aufhebung  des  bäuerlichen  Sonder-R.  in  Oesterreich  und  deren 
Folgen ;  8.  Notwendigkeit  einer  legislativen  Reform  des  Agi-ar-R. 
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aus  der  Neubelebung  eines  bäuerlichen  Sonder-R. ;  9.  Beseitigung 
eines  Einwandes  (des  Pessimismus) ;  10.  Schlusswoi't. 

Achilles. 

Daubenspeck.  Die  Haftpflicht  des  Berg werksbesitzers 
aus  der  Beschädigung  des  Grundeigentums  nach 
preuss.  R.  Berlin,  Vahlen.  1882.  IV  u.  102  S.  2  M. 
Bekanntlich  macht  das  neuere  deutsche  Berg.-R.  den  ßerg- 
werksbesitzer  für  die  durch  seinen  Betrieb  dem  Grundeigentume 
zugefügte  Beschädigung  auch  dann  verantwortlich,  wenn  letztere 
nicht,  auf  doloses  oder  culposes  Handeln  zurückgeführt  werden 
kann.  Die  vorliegende  Schrift  erörtert  das  hiernach  sich  er- 
gebende besondere  Bergschäden. -R.  auf  der  Grundlage  des  preuss. 
allgemeinen  Bei-ggesetzes  (§§.  148  ff.)  zum  erstemnale  monogra- 
phisch nach  den  allgemeinen  juristischen  Kategorieen  der  Schäden- 
lehre. Rückblicke  auf  die  geschichtliche  Entwickelung  des  Insti- 
tuts sind  ebenso  wie  Seitenblicke  auf  das  ausserpreuss.  Berg.  R. 
—  einschliesslich  des  gemeinen  —  in  der  Hauptsache  ganz  unter- 
blieben. Dafür  nimmt  der  Verf.  nicht  nur  auf  die  bergrechtliche 
Spezi allitteratur  Preussens,  sondern  auch  —  woran  es  sonst  bei 
bergjuristischen  Monographieen  öfters  fehlt  —  auf  die  einschlä- 
gigen Schriftsteller  des  Privatrechts,  namentlich  des  gemeinen 
R.  und  des  preuss.  Partikular. -R.,  gleichmässige  Rücksicht.  Seine 
amtliche  Stellung  hat  ihm  die  Möglichkeit  gewährt,  eine  Reihe 
ungedruckter  Entscheidungsfälle  aus  dem  wichtigen  Bergbau- 
gebiete Westfalens  mit  zu  verwerten,  dessen  Besonderheiten  auch 
sonst  mehrfach  Besprechung  finden  (über  die  Traddeberechtigung 
beim  älteren  dortigen  Kohlenbergbaue  S.  64  f. ;  über  die  mo- 
dernen Bergschäden,  Regulierungskommissionen  zu  Isei'lohn  u.  s.  w. 
S.  100  flf.)  Leuthold. 

Wengler,    A.      Der    Mietvertrag    nach   königl.    sächs.    R. 
Unter  Berücksichtigung  der  Spruchpraxis  dai'gestellt.  Leipzig, 
Rossberg.     1882.     VIII  u.  256  S.     2.  M.  70  Pf. 
Eine    selbständige  Umarbeitung    der    gleichnamigen  Meissner- 
schen  Schrift  (1874),  welche  auf  der  Grundlage  des  sächs.  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  unter  eingehender  Berücksichtigung  der  sächs. 
Spruchpraxis  sowie  der  gesamten  Speziallitteratur  die  Sachniiete, 
hauptsächlich   das  Wohnungsmietverhältnis ,    zur   systematischen 
Darstellung   bringt  und    namentlich   in   den  Kapiteln   über  den 
Gegenstand    des   Mietvertrags   (§.  2),    die   kassatorische  Klausel 
(§.   15),  die  Endigung  des  Vertrags  (3.  Abschnitt)  und   das  Re- 
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tentions-.R.   (§.  25)  die   Aufmerksamkeit   auch   der   aussersächs. 
Zivilisten  beanspruchen  darf.  Leuthold. 

Kirchstetter.  Kommentar  zum  österr.  allgem.  bürgerl. 
Gesetzbuche.  4.  Aufl.  Herausgegeben  von  Dr.  Ferdi- 
nand Maitisch,  Hofgerichtsadvokat  in  Wien.  Leipzig  u. 
Wien,  Brockhaus.  1882.  XII.  u.  756  S.  10  M. 
Das  vorliegende  Buch  ist  keine  neue  Erscheinung ,  sondern 
bereits  vor  mehr  als  14  Jahren  erschienen  und  hat  dem  Anpralle 
der  Kritik,  wie  die  neuerlich  notwendig  gewordene  Auflage  be- 
weist ,  siegreichen  Widerstand  geleistet.  Bekanntlich  ist  ihm 
nämlich  die  Kritik  (vgl.  Harum  in  der  „Oesterr.  Ger.-Ztg.", 
Exner  in  der  krit.  Vierteljahrsschr.,  Pfaff  in  der  Zeitschr.  f.  priv. 
u.  öffentl.  R. ,  Bd.  I.  und  Schiffner,  ebd.,  Bd.  IV.)  keineswegs 
günstig  gewesen.  Wenn  dessenungeachtet  K.'s  Kommentar  seinen 
Weg  machte,  so  hat  dies  weniger  in  dem  Innern  Wert  desselben 
seinen  Grund ,  sondern  vielmehr  darin ,  dass  diejenigen ,  deren 
Aufgabe  es  vor  allen  wäre  und  die  infolge  ihres  Wissens  und 
der  genügenden  freien  Zeit  am  ehesten  hierzu  berufen  wären, 
zwar  scharf  mit  K.'s  Kommentar  ins  Gericht  gehen,  aber  selbst 
nichts  besseres  leisten,  sondern  verschmähen  Lehrbücher  zu 
schreiben  und  nur  Monographien  produzieren,  oder  wie  der 
Stifter  der  neuen  österr.  Rechtsschule  und  seine  beiden  fleissig- 
st«n  Schüler  ihre  Werke  so  grossartig  anlegen,  dass  sie  not- 
wendig Torsos  bleiben  müssen,  indem  im  günstigsten  Falle  unsere 
Enkel  ihre  Vollendung  erleben  können.  Dies  zur  Erklärung  für 
jene,  welche  es  auffallend  finden  mögen,  dass  der  vorliegende 
Kommentar  so  rasch  4  Auflagen  erlebt  hat. 

Die  neueste  Auflage  unterscheidet  sich  wenig  von  den  früheren. 
Die  Hauptsorgfalt  verwendete  der  Herausgeber  auf  die  Richtig- 
stellung der  zahlreichen  Belegstellen  und  die  Ergänzung  der  Lit- 
teraturangaben.  Die  neueste  Litteratur  ist  sehr  sorgfältig  be- 
nützt und  zitiert.  Freilich  gilt  dies  nur  von  der  österr.,  Ayährend 
die  gemeinrechtliche  Litteratur  unberücksichtigt  blieb.  Auch 
die  neuere  Judikatur  wurde  vom  Herausgeber  nicht  unbeleuchtet 
gelassen.  W.  Fuchs  (Wien). 

Nenbaner.  Das  eheliche  Güter- R.  des  Auslandes,  nebst 
Mittheilungen  über  das  in  den  vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  geltende  Erb-R.  Berlin,  v.  Decker.  1882. 
108  S.     2  M.  70  Pf. 

Der  Verf.  hat,    wie    im  Jahre  1879  das    in   Deutschland,    so 
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jetzt  das  ausserhalb  des  Deutschen  Reiches  geltende  eheliche 
Güter-R.  seinen  Grundzügen  nach  zusammengestellt.  Er  gibt 
auf  S.  1  —  7  die  Systeme  der  einzelnen  Kantone  der  Schweiz  an, 
behandelt  demnächst  auf  S.  8 — 25  die  übrigen  ausserdeutschen 
Staaten  in  Europa,  mit  Ausnahme  von  Frankreich,  dessen  R., 
da  es  auch  in  einem  Teile  des  Deutschen  Reichsgebietes  gilt, 
bereits  in  die  frühere  Zusammenstellung  aufgenommen  ist;  so- 
dann auf  S.  25—38  die  hispano-amerikanischen  Republiken  und 
in  einigen  kurzen  Notizen  Brasilien. 

Die  zweite,  grössere,  Hälfte  der  Publikation  befasst  sich  mit 
dem  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  geltenden  R. ; 
im  Hinblick  auf  die  praktische  Wichtigkeit,  welche  die  Bestim- 
mungen desselben  für  zahlreiche  Deutsche  haben,  teilt  der  Verf. 
mit,  was  er  in  Hubbell,  legal  dictionary,  über  das  eheliche  Güter-R. 
(S.  39-64)  und  über  das  Erb-R.  (S.  65  —  105)  der  einzelnen 
Staaten  gefunden  hat.  Systematische  Verarbeitung  des  Stoffes 
war,  wie  bei  ähnlichen  früheren  Publikationen  des  Verf.,  so  auch 
bei  dieser  nicht  beabsichtigt.  v.  Cuny. 


III.    Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Rndorif,  Otto.  Die  Vorschriften  über  die  Führung  des 
Handelsregisters.  Erster  Theil.  Hannover,  Carl  Meyer. 
1882.     5  M. 

Die  Zusammenstellung  zielt  dahin  ab ,  eine  Uebersicht  über 
die  Führung  der  Handelsregister  nach  den  in  Preussen  geltenden 
verschiedenen  Bestimmungen  zu  geben.  Mit  der  Zuständigkeit 
der  Amtsgerichte  beginnend,  schliesst  sich  daran  das  Ordnungs- 
Strafverfahren  und  der  Kostenansatz,  S.  1 — 36.  Form  der 
handel^erichtlichen  Anmeldungen,  S.  37—39.  Es  folgt  die  all- 
gemeine Verfügung  und  Instruktion  vom  12.  Dezember  1861, 
betreffend  die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1861  über 
die  Einführung  des  H.G.B.  in  Preussen,  wobei  die  Bestim- 
mungen für  Schleswig-Holstein  (31.  August  1867),  Lauenburg 
(14.  August  1867),  Nassau  (3.  Februar  1862)  in  ihren  Neben- 
bestimmungen und  Abweichungen  kenntlich  gemacht  sind  (S.  40 
bis  120).  Ferner  sind  zum  Abdruck  gelangt  die  Einführungs- 
gesetze zum  H.G.B.  für  Hannover  (5.  Oktober  1864),  Kurhessen 
(3.  Mai  1865),  Frankfurt  a.  M.   (17.  Oktober  1862).      Zur  Ver- 
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gleichung  sind  die  Einführungsgesetze  für  Hamburg ,  Bremen, 
Lübek  angeschlossen  (S.  202 — 233).  Den  Abschluss  macht  Buch 
1-3  des  H.G.B.  und  von  Buch .  4,  Art.  271—277,  360,  379, 
390,  421.  Zur  Erläuterung  und  Klarstellung  des  Verfahrens  bei 
Fuhrung  des  Handelsregisters,  sind  Anmerkungen  gegeben,  welche 
sich  un  wesentlichen  auf  die  dem  Verf.  bekannt  gewordene 
Rechtsprechung  stützen.  Als  bedenklich  sei  vermerkt  S.  243: 
,Von  wesentlichem  Einfluss  dagegen  sind  Sprachgebrauch  und 
allgemeine  Anschauung  bei  der  Unterscheidung  zwischen  Voll- 
und  Minderkaufleuten.''  Keyssner. 

Thöl;  H.  Handelsrechtliche  Erörterungen.  Eisenbähn-R. 
und  anderes  Fracht-R.  Insbesondere  die  23  Ungültigkeiten 
im  Betriebsreglement  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands. 
Zugleich  eine  Antikritik  gegen  Goldschmidt.  Göttingen, 
Dieterich.     48  S.     60  Pf. 

Der  3.  Band  des  Thölschen  Handels-R  (Das  Transportgewerbe. 
Leipzig  1880)  ist  von  Goldschmidt  in  der  Zeitschr.  f.  d.  ges. 
Handels-R.,  Bd.  26  (N.  F.  Bd.  11),  S.  606—613,  einer  Kritik 
unterzogen  worden,  welche  Thöl  in  obiger  Broschüre  beantwortet, 
bezw.  einer  Antikritik  unterzieht.  Gegenstand  der  letzteren  bildet 
zum  kleineren  Teile  eine  Auseinandersetzung  über  die  prinzi- 
pielle Frage,  ob  das  Mittel  für  die  Erkenntnis  des  positiven  R. 
mehr  in  der  historischen  (und  genetischen)  Entwickelung  der 
Rechtsbegriffe,  als  in  der  Anlehnung  an  den  Inhalt  des  publi- 
zierten Gesetzes  Wortes  zu  suchen  sei,  —  zum  grösseren  Teile  aber 
ein  näheres  Eingehen  auf  eine  Reihe  von  Bestimmungen  des 
geltenden  Eisenbahn-Betriebs-Reglements,  gegen  welche  Thöl  den 
von  Gold  Schmidt  nicht  überall  gebilligten  Vorwurf  der  Ungil- 
tigkeit  erhoben  hat.  Abgesehen  von  einigen  weniger  erheblichen 
Differenzen  (betr.  §.  48  B.  Ziff.  3,  §.  25,  §.  64  Abs.  4,  §.  6'J 
Abs.  2,  §.  68  Ziff.  2,  §.  44,  38,  70,  45  Abs.  2,  §.  29.  38,  31, 
39),  welche  im  wesentlichen  Formvorschriften  betreffen,  stimmen 
—  und  dies  dürfte  das  wichtigste  praktische  Resultat  der  Kritik 
und  Antikritik  sein  —  die  beiden  berühmten  Rechtslehrer  darin 
überein,  dass  im  Vergleich  mit  Art.  422 — 431  H.G.B.  der  Gil- 
tigkeit  folgender  materiellen  Bestimmungen  des  Reglements: 
§.  29  Abs.  1  Litt,  c,  §.  44  Abs.  2,  §.  64  Abs.  3  u.  5,  §.  67 
Abs.  1,  §.  69  Satz  3  gewichtige  Bedenken  entgegenstehen  (vgl. 
auch  von  Hahn,  Kommentar  z.  H.G.B.,  II,  S.  535  Anm.  15  und 
Puchelt,  Kommentar  II,  S.  428,  Nr.  8)  und  demgemäss  bei  einer 
Revision  des  Reglements  hierauf  gebührende  Rücksicht  zu  nehmen 
sein  wird.  '  Ecrer. 
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iiorchardt,  S.  Die  Allgemeine  Deutsche  Wechselordnung 
mit  Kommentar  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Ent- 
scheidungen der  Deutschen    und  Oesterreichischen  Gerichts- 
höfe.    Achte  Auflage,  umgearbeitet,  bis  auf  die  neueste  Zeit 
fortgeführt    und   mit    der    geltenden    ausländischen   Gesetz- 
gebung  summarisch   verglichen.     Berlin,  v.  Decker.     1882. 
VIII  u.  628  S.     10  M. 
Nachdem    die    siebente   Auflage    des   bekannten   Kommentars 
noch  durch  dessen  Schöpfer  (1878)  besorgt  worden  ist,  hat  nach 
dessen  Tode   sein  Sohn   die  Weiterführung  übernommen  und  in 
der  achten  Auflage  bewiesen,  dass,  wenn  er  auch  das  überkom- 
mene Vermächtniss  im  Sinne  und  Geiste  des  Vaters  zu  verwalten 
bemüht,  er  doch  zugleich  bestrebt  ist,  selbständig  vorzuschreiten 
auf  der  vorgefundenen  Bahn.     Zunächst  ist  hervorzuheben,  dass 
den   einzelnen  Artikeln   orientierende  Inhaltsverzeichnisse   voran- 
geschickt  sind,   welche   den  Gebrauch  des  Werks  wesentlich  er- 
leichtern.    Die   neueren  Ergebnisse  der  Judikatur   und  der  For- 
schung sind  vollständig  berücksichtigt  und  besondere  Beachtung 
ist  der  geltenden  ausländischen  Wechselgesetzgebung  zugewendet, 
um    einen    Beitrag    zur    Herbeiführung    eines    internationalen 
Wechsel- R.    zu   liefern,    welchem    Ziele    der    Verstorbene    seine 
ganze  Kraft   zugewendet   hatte.     Die  Präjudizien   zum  Wechsel- 
prozesse,   welche  früher  einen  erheblichen  Raum  beanspruchten, 
sind    mit    Rücksicht    auf  die    neue   Gestaltung    des    Prozess-R. 
weggelassen  worden.     Durch  sehr  ökonomischen  Druck,  der  bei- 
nahe  zu  wenig  Rücksicht   auf  die  Augen   der  Leser   nimmt,  ist 
es  trotz  der   vielfachen  Bereicherung   des  Stoffes  gelungen,   den 
Kommentar  zur  Wechselordnung   selbst   auf  5-18    (zuletzt   558) 
Seiten  wiederzugeben.      Das    Sachregister  ist    derart    erweitei't, 
dass  solches   von  25  auf  64  Seiten   angewachsen   ist,   wodurch, 
was  der  Bearbeiter  im  Auge  hatte,  einem  berechtigten  Wunsche 
der  Kritik  gemäss  die  üebersichtlichkeit  gefördert  und  schnelleres 
Nachschlagen    ermöglicht    wird.      Die     neue    Auflage    umfasst 
628  Seiten  gegen  654  der  vorhergehenden.        Heinsheime r. 

Entwurf    einer    Wechselordnung    für    das    Russische 

Reich.      Amtliche    üebersetzung.      St.    Petersburg,    1882. 

41  S.     1  M. 

Vorstehender  Entwurf   beruht  wesentlich   auf  den    moderneu 

Grundsätzen  des   Wechsel-R.,   wie   sie  zuerst   in   der    deutschen 

W.O.  ihren  vollen  Ausdruck  fanden.     Die  deutsche  W.O.  ist  dem 

Entwurf  zu  Grunde  gelegt,  doch  ist  derselbe  ergänzt  durch  Be- 
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Stimmungen,  welche  der  ungarischen  und  skandinavischen  W.O., 
sowie  dem  italienischen  und  dem  spanischen  Entwürfe  entnom- 
men sind.  Einige  Abweichungen  sind  mit  Rücksicht  auf  die 
besonderen  Verhältnisse  Russlands  für  notwendig  erachtet  worden. 
Jedenfalls  ist  dieses  neue  Projekt  ein  weiterer  Schritt  zur  Ver- 
wirklichung eines  internationalen  Wechsel-R.  Der  Entwurf  ent- 
hält in  19  Abschnitten  165  Artikel.  Engelmauu. 

Kaerger,  K.     Die  Theorieen  über  die  juristische  Natur 
des  Urheberrechts.     Eine  kritische  Studie.    Berlin,  Putt- 
kammer u.  Mühlbrecht.     1882.     1.  M.  20  Pf. 
Die  ersten  Versuche  einer  Konstruktion  des  Urheber-R.  gingen 
von  der  Absicht  aus,  das  fehlende  positive   Verbot   des   Nach- 
drucks   durch  Subsummierung   desselben   unter   die   Delikte    des 
Diebstahls,   des  Betrugs   oder  der   Injurie  zu   ersetzen    (Pütter, 
Grolmann,  Neustetel  etc.).  Seit  durch  die  gesetzliche  Anerkennung 
des   ürheber-R.    eine   neue   Basis  gewonnen  ist,   haben  sich  vier 
verschiedene    Theorieen   über   die  Natur   desselben  Geltung  ver- 
schafft. 

1.  Die  Existenz  eines  subjektiven  Urheber-R.  wird  ge- 
leugnet von  V.  Gerber  und  Laband;  der  Nachdrucker  verletzt 
nur  eine  zum  Schutze  des  Autors  gegebene  Norm  des  objektiven 
R.  Diese  Theorie  verkennt  den  Begriff  des  subjektiven  R. 
Letzteres  wird  zwar  von  Ihering  zu  weit  als  geschütztes  Inter- 
esse bezeichnet,  aber  die  wirklichen  Kriterien  des  subjektiven 
R. :  geschützte  Willensherrschaft  über  ein  bestimmtes  Objekt  und 
Ansprüche  an  andre  Personen  sind  beim  Urheber-R.  voi'handen. 
(S.  6-19). 

2.  Die  Theorieen  vom  persönlichen  Recht  (Kramer,  Lange, 
Harum,  Gareis,  Bluntschli  etc.)  bezeichnen  zum  Zweck  dieser 
Qualifikation  als  Inhalt  des  Urheber-R.  entweder  Befugnisse, 
welche  überhaupt  keine  R.  sind,  oder  doch  nicht  den  Inhalt  des 
Autor-R.  bilden ,  weil  sie  jedem  Schriftsteller  auch  ohne  das  Ur- 
heber-R. zustehen  (S.  20-27). 

3.  Die  Eigentumstheorie  ist  neuerdings  von  Kohler  durch 
die  Statuierung  der  Begriffe  der  Ausbeutung  eines  Immaterial- 
gutes und  des  Eigentumserwerbs  durch  Erarbeitung  gestützt. 
Dieser  Erwerbsgrund  ist  aber  kein  allgemein  gültiger  für  jedes 
Eigentum.  Das  Ausbeutungs-R.  ist  kein  juristischer,  sondern  ein 
wirtschaftlicher  Begriff.  Zum  Eigentum  fehlt  das  Objekt  und 
die  Ausschliesslichkeit  der  Herrschaft  (S.  28 — 39). 

4.  Die  Mehrzahl  der  neueren  Autoren  bezeichnet  das  Autor- 
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R.  als  eine  besondere  Art  von  Vermögens-R.  (JoUy,  Kloster- 
mann, Wächter,  Mandry  etc.).  Einige  finden  darin  die  Verbin- 
dung eines  Vermögens-R.  mit  dem  Schutz  des  persönlichen  Inter- 
esses. (Beseler,  Harum,  Bluntschli).  Jede  dieser  Theorieen  ent- 
hält in  Einzelnheiten  Richtiges;  keine  gibt  eine  einheitliche  Be- 
gründung der  einzelnen  Erscheinungen  unsres  R.-Instituts  (S.  40 
bis  47).  Diese  sucht  der  Verf.  in  theilweiser  Uebereinstimmung 
mit  Göpel  in  der  Aufstellung  einer  nexien  Kategorie  der  Zwangs- 
R.  (Jagd-,  Berg-,  Firmen-,  Marken-R.  etc.),  deren  Entwickelung 
ein  demnächst  erscheinendes  grösseres  Werk  gewidmet  sein  soll. 

Klostermann. 

Picard,  Ed.  et  Emile.  Code  general  des  Brevets  d'Inven. 
tions  contenant  le  texte  de  toutes  les  lois  et  de 
tous  les  Reglements  actuellement  envigueur  dansles 
divers  pays  du  Globe.  Paris,  Pedone-Lauriel.  1882.  875  S. 
Die  vergleichende  Rechtswissenschaft  hat  in  den  letzten  Jahren 
einen  bedeutenden  Aufschwung  genommen.  Gesellschaften,  wie 
das  Institut  de  droit  international,  der  Verein  für  Reform  und 
Kodifikation  des  Völker-R.,  die  Societe  de  Legislation  comparee, 
bemühen  sich  redlich  und  mit  gutem  Erfolg,  uns  mit  den  Grund- 
sätzen fremder  Gesetzgebungen  bekannt  und  ganze  Kodifikationen 
einem  weiteren  Publikum  zugänglich  zu  machen.  Wie  Bor- 
chardts  Sammlung  in  mustergültiger  Weise  die  sämmtlichen  zur 
Zeit  ihres  Erscheinens  geltenden  Wechselgesetze  mitteilt,  so  be- 
müht sich  die  Soc.  de  leg.  comp,  bei  dem  franz.  Publikum  eine 
ganze  Serie  umfassender  auswärtiger  Kodifikationen  in  trefflichen 
Uebersetzungen  einzubürgern.  Das  Werk  der  Herren  Picard, 
von  denen  der  eine  Advokat,  der  andere  dagegen  Ingenieur  ist, 
hat  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  alle  bestehenden  Gesetze  über 
den  Erfindungsschutz  zu  sammeln  und  in  alphabetischer  Reihen- 
folge zu  veröffentlichen.  Dies  geschieht  nur  in  französischer 
Uebersetzung  und  nicht  auch  im  Original,  wie  dies  bei  der 
Borchardtschen  Sammlung  der  Fall  ist.  Für  wissenschaft- 
liche Zwecke  macht  daher  die  Sammlung  das  Zurückgehen  auf 
den  ursprünglichen  Text  nicht  entbehrlich ;  für  den  gewöhnlichen 
praktischen  Gebrauch  leistet  dagegen  das  Buch  die  versprochenen 
Dienste.  Jedem  Gesetz  wird  eine  summarische  Inhaltsangabe 
vorausgeschickt,  und  mehrere  sorgfältig  ausgearbeitete  Tabellen 
ermöglichen  eine  leichte  Uebersicht  über  die  wesentlichen  Be- 
stimmungen und  Abweichungen  der  verschiedenen  Gesetzgebungen. 
•"  König. 
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IV.    Zivilprozess. 

Schmidt,  Die  Geschäftsrevisionen  bei  den  Amtsgerichten. 
Berlin,  Vahlen  1882.  102  S.  2  M. 
Das  Geschäft  der  Revision  eines  Amtsgerichts  ist  ein  so  um- 
fangreiches und  erfordert  eine  so  grosse  Aufmerksamkeit  des 
Revisors  auf  alle  Zweige  des  Justizdienstes,  dass  es  als  ein  dan- 
kenswerthes  unternehmen  bezeichnet  werden  muss,  wenn  dem 
Revisor  ein  Leitfaden  an  die  Hand  gegeben  wird,  der  ihn  auf 
alle  diejenigen  Punkte  aufmerksam  macht,  w^elchen  er  sein  Au- 
genmerk zuzuwenden  hat.  Der  Verf.  hat  diese  allerdings  schwierige 
Aufgabe  zu  lösen  versucht.  Er  ist  jedoch  hierbei  insofern  fehl- 
gegangen, als  er  die  nur  für  den  Oberlandesgerichtsbezirk  Hamm 
ergangenen  Ausführungsbestimmungen  des  Präsidenten  ohne  wei- 
teres als  massgebend  hingestellt  hat,  wiewohl  ihre  Angemessen- 
heit und  praktische  Brauchbarkeit  durchaus  nicht  unbedenklich 
ist,  und  in  andern  Bezirken  entgegenstehende  Anordnungen  er- 
lassen sind,  z.  B.  S.  32  X.  A.  2  ad  d.,  S.  55  XI.  A.  5  ad  b, 
S.  77  letzte  Spalte  ad  d,  S.  90  ad  29,  30  u.  a.  m.  Sodann  haben 
diejenigen  Materien,  auf  welche  sich  die  Geschäftsordnung  de 
1879  nicht  bezieht,  keine  eingehendere  Berücksichtigung  gefunden 
(cf.  S.  62,  63 ,  90) ,  so  dass  nicht  einmal  alle  in  der  J.M.V. 
vom  14.  Novemb.  1872  für  das  Grundbuchamt  vorgeschriebenen 
Register  erwähnt  sind.  Endlich  dürften  auch  mehrfach  Vor- 
schriften hervorgehoben  und  erörtert  sein,  z.  B.  S.  2,  27,  28, 
welche  fiir  die  Revision  eines  Amtsgerichts  von  keinem  Werte 
sind.  Meves. 

Ude.     Zur    Lehre    von    der    Sach-    und    Prozessleitung. 

(Zeitschr.  für  deutschen  Ziv.-Proz.,  Bd.  V,  S.  303—332.) 
Bfilow,    F.    V.      Sachleitung.       (Gruchots     Beiträge     XXVI, 

S.  582  ff.) 
ü.  gibt  eine  Erläuterung  der  §§.  127,  130—144  der  Z.P.O. 
Zu  §.  127  tritt  er  der  Ansicht  bei,  dass  im  Fall  der  Wort- 
entziehung die  Partei  zwar  als  erschienen,  aber  als  nicht  han- 
delnd anzusehen  sei.  Eine  Wiedereröffnung  der  Verhandlung 
(§.  142)  will  Verf.  auch  auf  Parteiantrag  zulassen,  ohne  sich 
aber  darüber  zu  äussern,  in  welcher  Form  sin  solcher  Antrag 
nach  Schluss  der  Verhandlung  gestellt  werden  soll  (Ladung 
auf   §.  191?    Gesuch?     Ein   solcher    Antrag    lässt   sich   prozes- 
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sualisch  gar  nicht  konstruiren,  ganz  abzusehen  von  den  Will- 
kürlichkeiten, namentlich  in  Beziehung  auf  Kontumazialfolgen, 
zu  welchen  ein  solches  Verfahren  führen  würde !).  Durch  das 
in  §.  130  dem  Vorsitzenden  eingeräumte  Frage-R.  wird  — 
hierin  stimmt  Verf.  mit  der  Mehrzahl  der  Ausleger  und  den  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts  überein  —  die  Abweisung  der 
Klage  angebr achte rmassen  grundsätzlich  beseitigt.  Die  Verwei- 
gerung besserer  Klagbegründung  ist  nach  §.  259  als  ,nicht- 
behauptenkönnen"  zu  deuten.  Die  Tragweite  einer  solchen  Ent- 
scheidung als  res  judicata  kommt  erst  für  den  späteren  Prozess 
in  Betracht.  Dass  übrigens  auch  bei  dieser  Auffassung  rein 
formelle,  der  alten  absol.  ab  instantia  sachlich  gleichstehende 
Urteile  ergehen  können,  wird  vom  Verf.  an  Beispielen  nachge- 
wiesen. Zu  §.  135  wird  das  Verhältnis  der  vom  Richter  an- 
geordneten Einnahme  des  Augenscheins  und  Begutach- 
tung durch  Sachverständige  zu  der  in  den  §§.  255,  257, 
336  ff.  festgehaltenen  Auffassung  beider  Erkenntnisquellen  als 
Beweismittel  erörtert.  Da  Verf.  die  Befugnis  des  Gerichts 
aus  §.  135,  1  zugleich  als  Pflicht  auffasst,  so  kommt  er 
zu  dem  Resultat,  dass  auch  die  Antretung  dieses  Beweises 
durch  die  Partei  in  Wirklichkeit  nur  ein  Anrufen  des 
Richters  sei,  um  etwas,  was  diesem  schon  von  Amtswegen  zu 
thun  obliege,  und  dass  die  Konsequenz  eigentlich  erfordert  hätte, 
Augenschein  und  Sachverständige  nicht  unter  den  Beweismitteln 
aufzuführen,  weil  eben  ihre  Benützung  durch  die  Antretung  des 
Beweises  in  der  That  nicht  bedingt  ist. 

Mit  der  Sachleitung  nach  §.  131  Z.P.O.  und  §§.  237,  2,  241 
der  St.P.O.  beschäftigt  sich  der  Aufsatz  von  v.  B.  Treffend  wird 
hier  nachgewiesen,  dass  einem  beisitzenden  Richter  die  Befugnis 
nicht  zusteht,  eine  auf  die  Sachleitung  bezügliche  Anordnung  des 
Vorsitzenden  oder  eine  von  diesem  gestellte  Frage  als  unzulässig 
zu  beanstanden,  indem  sich  aus  den  Verh.  der  Justizkommission 
zu  dem  von  ihr  berührenden  §.131  klar  ergibt,  dass  die  Worte 
,eine  bei  der  Verh.  beteiligte  Person"  als  gleichbedeutend  ange- 
sehen wurden  mit  der  ursprünglich  vorgeschlagenen  Fassung  „vor 
Gericht  handelnde  Person"  oder  Parteien,  Zeugen,  Sachverständige, 
wie  auch  in  §§.  178,  179  G.V.G.,  die  Worte  „bei  der  Verh. 
nicht  betheiligte  Person"  im  Gegensatze  einerseits  zum 
Gericht,  anderseits  zu  den  Parteien,  Zeugen  und  Sachverstän- 
digen gebraucht  wurden.  Der  §.  237  der  St.P.O.  aber  wurde 
nur  aufgenommen,  um  die  Uebereinstimmung  mit  der  Z.P.O. 
herzustellen,  hat  also  denselben  Sinn.  Gaupp. 
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Meyer,  Hermann.  Die  Zustellung  der  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen von  Amts  wegen.  Berlin,  Vahlen.  1882.  62S. 
1  M.  20  Pf.  • 
Der  durch  seine  Arbeiten  im  Prozessr.  bekannte  Verf.  behandelt 
in  dieser  Schrift  die  oft  zweifelhafte  und  verschieden  beantwortete 
Frage,  in  welchen  Fällen  die  Beschlüsse  des  Gerichts  und  die  Ver- 
fügungen des  Vorsitzenden  den  Parteien  von  Amts  wegen  zugestellt 
werden  müssen.  Er  teilt  seine  Arbeit  in  zwei  Teile,  einen  allge- 
meinen und  einen  besonderen,  und  untersucht  im  ersteren  den 
Sinn  und  die  Tragweite  der  Vorschrift  des  §.  294  Abs.  3  Z.P.O. 
Hierbei  gelangt  er  zu  dem  Satze,  dass  eine  Zustellung  an  beide 
Pai-teien  nicht  angeordnet  und  daher  nicht  in  jedem  Falle  erfor- 
derlich sei,  und  dass  der  §.  überhaupt  nur  gewisse  Stadien  des 
Prozesses  treffe,  und  deshalb  bei  den  anderen  seine  Anwendung 
nur  eine  entsprechende  sein  könne.  Für  die  letztere  stellt  er  als 
Kriterium  der  strikten  Anwendbarkeit  auf,  dass  der  Beschluss 
oder  die  Verfügung  eine  Ladung,  also  einen  Ausfluss  der  pro- 
zessleitenden Macht  des  Gerichts,  enthalten,  oder  die  Zulässigkeit 
der  sofortigen  Beschwerde  gegeben  sein  müsse.  Nachdem  er  so- 
dann noch  kurz  die  Fragen  beantwortet ,  ob  eine  Ausfertigung 
oder  nur  eine  beglaubigte  Abschrift  zuzustellen  sei,  an  wen  die 
Zustellung  zu  erfolgen  habe,  und  wie  sie  beschaffen  sein  müsse, 
wendet  er  sich  zum  besonderen  Teile,  in  welchem  er,  das  ganze 
Gebiet  der  Z.P.O.  durchgehend,  für  jeden  einzelnen  Fall  seine 
Ansicht  darüber  darlegt,  ob  förmlich  zuzustellen  sei,  und  wem 
zugestellt  werden  müsse.  Hierbei  scheint  der  Verf.  bisweilen  zu 
weit  zu  gehen,  z.  B.  wenn  er  S.  49  die  förmliche  Zustellung  der 
abweisenden  Verfügung  an  den  Ehescheidungskläger  und  S.  51 
die  des  erhobenen  Widerspruchs  gegen  den  Zahlungsbefehl  an 
den  Kläger  fordert ,  und  wenn  er  anderseits  S.  53 ,  54  die  Zu- 
stellung eines  die  Beschwerde  als  unbegründet  zurückweisenden 
Beschlusses  für  unnötig  erachtet,  somit  dem  Instanzrichter  die 
nur  dem  Besehwerderichter  zustehende  Prüfung  über  die  Zuläs- 
sigkeit der  weiteren  Beschwerde  vindiziert.  Seine  S.  38  aufge- 
stellte Ansicht  über  das  Verhalten  des  Kichterkommissärs  im  vor- 
bereitenden Verfahren  bei  dem  Ausbleiben  beider  Teile  im  Termin 
düi-fte  wohl  mit  seiner  S.  9  vertretenen  Auffassung  über  den 
Charakter  des  vorbereitenden  Verfahrens  nicht  übereinstimmen. 
Im  ganzen  aber  ist  die  Arbeit  eine  überaus  sorgsame. 

Meves. 

Barazetti,  C.     Das    Rechtsmittel  der   Berufunsr  und    der 
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Beschwerde  nach  der  deutschen  Eeichs-Z.P.O.  Berlin, 
Vahlen.     279  S.    5  M. 

Das  vorliegende  Werk  ist  aus  Abhandlungen  zusammengestellt, 
welche  der  Verfasser  im  Laufe  der  letzten  drei  Jahre  in  den  von 
Dr.  Fr.  Rosshirt  redigierten  „Annalen  der  Grossh.  badischen  Ge- 
richte" veröffentlicht  hat.  Daher  die  etwas  zwanglose,  von  Wie- 
derholungen nicht  freie  Form  der  Darstellung.  Im  ersten  Buch 
wird  die  Berufung,  im  zweiten  die  Beschwerde  erörtert.  Als 
Einleitung  dient  eine  Auseinandersetzung  über  den  Begriff  des 
Rechtsmittels  nach  der  Z.P.O.,  wobei  die  von  Bolgiano  versuchte 
Unterscheidung  zwischen  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Rechtsmitteln  unter  Wiederholung  der  hiergegen  von  allen  Seiten 
vorgebrachten  Gründe  nochmals  aufs  eingehendste  widerlegt  wird. 
In  jedem  Buch  wird  Begriff  und  Grundcharakter  des  einzelnen 
Rechtsmittels  im  Gegensatz  zu  den  verwandten  Instituten  des 
gemeinen  und  partikulären,  Rechts  nach  der  Z.P.O.  auseinander- 
gesetzt. Hieran  schliesst  sich  dann  eine  im  wesentlichen  der 
Anordnung  des  Gesetzes  folgende  Darstellung  des  geltenden  Rechts, 
wobei  der  Verfasser  alle  seit  Einführung  der  Z.P.O.  zu  Tage  getre- 
tenen Kontroversen  im  engsten  Anschluss  an  die  vorliegende  Littera- 
tur  erörtert,  so  dass  meistens  die  Ausführungen  desjenigen  Autors, 
welche  dem  Verfasser  besonders  treffend  erscheinen,  wörtlich  ab- 
gedruckt werden  und  dann  diese  Ansicht  als  die  richtige  be- 
zeichnet wird.  Wenn  daher  auch  der  Kenner  der  neueren  zivil- 
prozessualischen  Litteratur  in  dem  Buche  nicht  viel  Neues  finden 
wird,  so  dürfte  dasselbe  doch  wegen  der  gewissenhaften  und  tüch- 
tigen Zusammenstellung  der  bis  dahin  über  die  Berufung  und 
die  Beschwerde  erschienenen  Litteratur  für  alle  diejenigen  von  be- 
sonderem Werthe  sein,  welche  sich  nicht  in  der  Lage  befinden, 
aus  den  benützten  Werken  selbst  schöpfen  zu  können.  Der  An- 
walt insbesondere  findet  zu  jeder  einzelnen  Frage  die  Gründe 
pro  und  contra  ausführlich  erörtert,  und  die  Autoren  nach  Be- 
darf in  stattlicher  Reihe  aufgeführt.  Gaupp. 

Dande.     Das   Entmündigungsverfahren    gegen    Geistes- 
kranke, Verschwender   und  Gebrechliche  nach  der 
R.Z.P.O.   und  der  deutschen  Landesgesetzgebungen. 
Für  Juristen   und  Aerzte   bearbeitet.     Bei-lin,  Müller  1882. 
179  S.     3^2  M. 
Die  Z.P.O.  gibt  bezw.  der  Entmündigungen  Geisteskranker  und 
Verschwender  nur  die  notdürftigsten  Vorschriften  über  das  Ver- 
fahren;   sie   lässt  Voraussetzungen   und  Wirkungen    der  bürger- 
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liehen  R.  unberührt.  Letztere  üben  aber  auch  auf  das  Verfah- 
ren selbst,  namentlich  auf  den  Inhalt  der  Ermittelungen  und 
auf  die  Antragsberechtigung  einen  bedeutenden  Einfluss  aus,  nicht 
minder  auf  die  Thätigkeit  der  Vormundschaftsbehorde  und  der 
Staatsanwaltschaft.  Die  Entmündigung  der  Gebrechlichen  ist 
von  der  Z.P.O.  gänzlich  der  Landesgesetzgebung  überlassen.  Der 
Verfasser  hat  sich  an  der  Hand  des  ihm  yon  den  Landesjustiz- 
verwaltungen gewährten  Materials  der  Mühe  unterzogen,  eine  er- 
schöpfende Darstellung  des  Entmündigungsverfahrens  nach  Keichs- 
und  Landes-R.  zu  geben.  Der  Titel  markiert  die  einzelnen  Teile 
des  Buches,  von  denen  jeder  wiederum  in  besonderen  Abschnitten 
das  Entmündigungs-  und  Wiederaufhebungsvei*fahren  behandelt, 
indem  die  Bestimmungen  des  Reichs-R.  und  die  ergänzenden  Vor- 
schriften der  Landesgesetze  systematisch  entwickelt  werden.  Die 
Texte  der  Z.P.O.  und  Landes-R.  sind,  soweit  sie  in  Betracht  kom- 
men, wörtlich  abgedruckt  und  durch  Musterbeispiele  für  die  in 
der  Praxis  üblichen  Schriftsätze  erläutert.  Das  Ganze  wird  durch 
ein  sorgfältiges  Register  abgeschlossen.  Wie  bezüglich  des  preuss. 
R.  in  seinem  Aufgebotsverf.  (vgl.  oben  S.  72),  so  hat  hier  für 
den  Umfang  des  Reichs  der  Verf.  ein  vollständiges  Handbuch 
geliefert,  dessen  sich  die  Interessenten  niemals  werden  entschla- 
gen und  immer  werden  mit  Nutzen  bedienen  können. 

Kayser. 

Kiedieek.  Die  Arrestvormerkung  in  der  heutigen 
(preuss.)  Praxis.  (Gruchots  Beiträge  Bd.  XXVI,  S.  545 
bis  582). 

Die  Vollziehung  des  Immob.- Arrestes  bestimmt  sich  nach  den 
Landesgesetzen.  Die  altpreuss.  Gesetzgebung  kannte  denselben 
nicht.  Die  Anwendung  der  Vorschriften  der  A.  G.O.  über  den 
Mob.-Arrest  führte  zu  einer  Vormerkung  im  Grundbuch  mit  der 
"Wirkung  völliger  Dispositionsbeschränkung,  also  eines  Schlies- 
sungsvermerks der  Tabelle.  Dies  hätte  aber  den  Schuldner  an 
der  ferneren  Verwertung  des  Grundstückes  als  Kreditquelle  ge- 
hindert. Die  Praxis  des  III.  Sen.  des  früheren  Obertribunals, 
welche  nun  auch  das  Reichsgericht  adoptiert  hat,  Hess  deshalb, 
nachdem  durch  den  Plenarbeschluss  des  Obertribunals  vom 
30.  März  1842  die  Zulässigkeit  eines  Immob.-Arrestes  anerkannt 
worden,  im  Anschluss  an  Titel  29,  §.  83  der  A.  G.O.  eine  Dis- 
positionsbeschränkung, jedoch  nur  insoweit  eintreten,  dass  der 
Arrestant  Hypotheken,  welche  nach  der  Vormerkung  eingetragen 
worden,    sich    gegenüber   als  unwirksam   anfechten  kann,    ohne 
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übrigens  deshalb  Realgläubiger  zu  werden ;  wogegen  der  IV.  Senat 
des  Obertribunals  in  Anwendung  des  §.  22  der  V.O.  v.  4.  März 
1834  über  die  exekutorische  Beschlagnahme  in  das  unbewegliche 
Vermögen  der  Arrestvormerkung  eine,  wenn  auch  nur  bedingte 
hypothekarische  Wirkung  beilegte.  Verf.  zeigt  nun  die  logische 
Folgewidrigkeit  und  die  praktischen  Unzuträglichkeiten  der 
hen*schenden  Lehre  (welche  bei  Annahme  absoluter  Dispositions- 
beschränkung nicht  vorhanden  sind)  und  sucht  —  da  die  Z.P.O. 
den  Titel  29  der  A.  G.O.  aufgehoben  und  für  den  Mob. -Arrest 
das  Arrestpfand-R.  eingeführt  hat,  womit  für  das  preuss.  R. 
in  Ermangelung  positiver  Vorschriften  jede  Analogie  aus  dem 
gemeinrechtlichen  und  dem!  früheren  preuss.  Mob.-Arrest  hinweg- 
gefallen ist  — ■  für  das  geltende  R.  den  Satz  zu  rechtfertigen, 
dass  die  Arrestvormerkung  ein  reales  Vorzugs-R.,  ein  bedingtes 
Hypotheken-R.  begründe.  Gaupp. 

Kah,    K.     Die    Zwangsvollstreckung    wegen    Geldforde- 
rungen   in    das   unbewegliche  Vermögen    mit  Ein- 
schluss  des  Verfahrens  zum  Zwecke  des  Strichs  der  auf  den 
versteigerten  Liegenschaften  haftenden  Vorzugs-  und  Unter- 
pfandsrechte und  des  Aufgebotsverfahrens  bei  Liegenschaften. 
Karlsruhe,  Macklot.     1882.     VII  u.  88  S.     2  M. 
Die  vorliegende   Schrift    soll  dem  Mangel  einer   vollständigen 
und    leicht    übersichtlichen    Zusammenstellung    aller    in    dieses 
wichtige   Gebiet    des   Verkehrs-    und    Geschäftslebens    einschla- 
genden Bestimmungen   abhelfen.     Sie   enthält   unter   steter   Be- 
gleitung mit    erläuternden   Bemerkungen   die  §§.  755 — 757  der 
Zivilprozessordnung,    den   Titel   IV   (§§.  41 — 98)   des  badischen 
Einführungsgesetzes  zu  den  Reichsjustizgesetzen,   die  landesherr- 
liche Verordnung  über  das  Verfahren  bei  Zwangsvollstreckungen 
in  Liegenschaften  von  25.  Juli  1879,    die  Gebührenordnung  für 
Waisenrichter  und  Schätzer  bei  rechtspolizeilichen  Dienstverrich- 
tungen,   die   §§.   823—836    der    Zivilprozessordnung    nebst    den 
§§.  90 — 104  des   badischen   Einführungsgesetzes    über   das  Auf- 
gebotsverfahren bei  Liegenschaften.  Heinsheime r. 


V.  Strafrechtswissenschaft. 

Meyer,  Hugo.     Lehrbuch    des  deutschen  Straf-R.     3.  um- 

gearb.  Aufl.    Erlangen,  Deichert.  1882.    XII  u.  735  S.    12  M. 

Das  vorliegende  Werk  erschien  in  Lieferungen ;  Liefg.  1  wurde 
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schon  oben  S.  73  angezeigt.  Verf.  wollte  sich  ursprünglich  auf 
eine  , Durcharbeitung*  beschränken,  gelangte  aber  zu  einer  »Um- 
arbeitung", welche  teüs  in  Aenderungen  im  einzelnen,  teüs  in 
Modifikationen  des  Systems,  teils  in  einer  Ausdehnung  der  all- 
gemeinen Lehren  und  in  einer  gedrängteren,  jedoch  nicht  abge- 
küi-ztea,  Behandlung  des  besonderen  Teils  besteht.  In  der  Vor- 
rede betont  Verf.  seine  Grundanschauung  vom  Straf-R. ;  ent- 
gegen den  utilitarischen  Tendenzen  hält  er  an  dem  Grundsatz 
gerechter  Vergeltung  fest;  daneben  werden  Modifikationen 
dieses  Grundsatzes  durch  Rücksichten  äusserer  Zweckmässigkeit 
zugelassen.  Unter  allen  Umständen  sei  es  aber  die  wichtigste 
Aufgabe  der  Gesetzgebung,  „den  Ernst  und  die  Strenge  des 
Straf-R.  mit  einer  möglichst  genauen  und  gerechten  Durchfüh- 
rung im  einzelnen  zu  verbinden".  Diese  Gesichtspunkte  finden 
in  der  Lehre  von  der  Strafe  (S.  315  ff.)  konsequente  Verwertung, 
wobei  vornehmlich  auf  die  heute  so  vielfach  umstrittene  Frage 
der  Freiheitsstrafe  besonders  aufmerksam  gemacht  sei.  —  Das 
System  zerfällt  in  zwei  Teile  (die  allgemeinen  Grundsätze,  die 
einzelnen  Delikte) ;  dem  ersten  Teil  geht  vorauf  eine  Einleitung, 
in  deren  ersten  Abschnitt  die  Fragen  des  Strafrechtsproblems 
in  den  Hauptpunkten  vorgetragen  werden.  Die  Strafrechts- 
theorieen  werden  behandelt  und  richtig  in  die  Einleitung  gestellt. 
Der  zweite  Abschnitt  der  Einleitung  behandelt  die  Geschichte  des 
Straf-R.,  der  dritte  die  Quellen  und  Litteratur  des  heutigen 
deutschen  Straf-R.  Den  ersten  Teil  eröflöiet  die  Lehre  vom  Straf- 
gesetz (im  allgemeinen  und  von  dem  zeitlichen,  räumlichen  und 
persönlichen  "Wirkungskreis  desselben).  Auch  die  Auslegung  des 
Strafgesetzes  ist  hier  aufgenommen.  Die  Gegenstände  dieser 
ersten  Abteilung  der  allgemeinen  Grundsätze  waren  in  der  ersten 
Auflage  in  der  Einleitung  unter  der  Rubrik  , Quellen"  aufge- 
genommen.  Die  zweite  Abteilung  handelt  vom  Delikt.  In  der 
ersten  Auflage  umfasste  diese  Abteilung  drei  Abschnitte:  Die 
subjektive  Seit«,  die  objektive  Seite  der  strafbaren  Handlung 
und  die  Rechtswidrigkeit  der  Handlung.  Xeben  der  Unter- 
scheidung der  subjektiven  und  objektiven  Seite  der  Hand- 
lung hatte  ,die  Rechtswidrigkeit  der  Handlung"  als  selbstän- 
diger Abschnitt  keinen  Raum,  weil  die  Fälle  der  Rechtswidrig- 
keit des  Willens  der  subjektiven  Seite  des  Verbrechens  ange- 
hören. In  der  3.  Auflage  ist  dieser  Gegenstand  nicht  in  einem 
besonderen  Abschnitt,  sondern  als  viertes  Kapitel  des  Ab- 
schnittes: jDieThat  oder  die  objektive  Seite  des  Delikts"  unter 
der  Ueberschrift ;  ,Die  That  hinsichtlich  ihrer  Rechtswidrigkeit" 
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behandelt.  Die  dritte  Abtheilung  ist  der  Strafe  gewidmet.  Auch  hier 
ist  eine  Korrektur  der  Systematik  der  ersten  Auflage  hervorzuheben. 
Während  nämlich  in  der  ersten  Auflage  die  Lehre  von  der  Strafe 
(Strafarten,  Hauptstrafen,  Nebenstrafen)  und  die  Lehre  von  der 
Anwendung  der  Strafe  auf  das  Delikt  als  koordinierte  Teile  des 
Systems  in  besonderen  Abteilungen  behandelt  wurden,  ist  in  der 
dritten  Auflage  die  Abteilung  von  der  Strafe  beiden  auf  das 
engste  zusammenhängenden  Materien  gewidmet.  Damit  hat  auch 
die  Lehre  von  der  Strafausschliessung  in  der  vorliegenden  Auf- 
lage (im  Gegensätze  zur  ersten)  ihre  richtige  Stellung  im  System 
gewonnen.  Eine  Erweiterung  fand  die  Lehre  von  den  Straf  arten 
„im  Allgemeinen"  §.  50  (57).  Die  Todesstrafe  wird  als  eine 
isolierte  Erscheinung  „des  heutigen  Strafensystems "  erklärt.  Eine 
werthvolle  Vermehrung  findet  die  Lehre  von  den  Freiheitsstrafen, 
die  zunächst  im  allgemeinen  behandelt  werden,  worauf  die  Arten 
der  Freiheitsstrafe  zur  Erörterung  kommen  und  endlich  gemein- 
same Grundsätze  den  Abschluss  bilden.  Die  Lehre  von  den  Ne- 
benstrafen gewinnt  w^esentlich  an  Uebersichtlichkeit  durch  die 
Unterscheidung  von  N.  an  der  Freiheit,  an  der  Rechtsfähigkeit 
und  am  Vermögen,  wozu  dann  noch  die  Bekanntmachung  des 
Urteils  hinzutritt.  —  Eine  gründliche  Umarbeitung  fand  die  Syste- 
matik des  zweiten  Teils.  Die  Legalordnung  wird  (wie  auch 
schon  in  den  beiden  früheren  Auflagen)  verworfen.  Der  zweite 
Teil  zerfällt  in  vier  Abteilungen;  Delikte  gegen  die  Person 
(gegen  die  Person  als  solche,  gegen  die  Fi'eiheit,  die  Ehre ,  son- 
stige D.  gegen  die  Person),  gegen  das  Vermögen,  gegen  allge- 
meinere Rechtsgüter  und  gegen  den  Staat.  Ullmann. 

Schwarze.    Die  Entschädigung  für  unschuldig  erlittene 
Untersuchungshaft  u.  Strafhaft.  (Gerichtssaal XXXIV, 
S.  100-145.) 
Nach  einer  Einleitung,  welche  die  in  den  Verhandlungen  des 
11. — 13.    Juristentages   und    in    der    Litteratur    (Heinze    1865, 
Zucker  1879,  Ullmann  Ger.  S.  XXVII,  Geyer,  Nord  u.  Süd  XVIII) 
hervorgetretenen    gegensätzlichen   Anschauungen   andeutet,   und 
nach  Erledigung  einiger  Nebenfragen  sondert  S.  die  Erörterung 
für  die  Untersuchungs-  und  Strafhaft.    Wenn  letztere  unschuldig 
erlitten,  so  ist  (§.  18)  vollständige  Wiederherstellung  des  unge- 
recht Verurteilten,  Ehrenerklärung  (St.P.O.  411),  ev.  auch  Geld- 
entschädigung unbedingte  Rechtspflicht  des  Staates.    Hinsichtlich 
der  Untersuchungshaft  (§.  8 — 17)  widerlegt  S.  gegnerische  Beweis- 
gründe und  thut  dar ,    dass   dieselbe   ein   nicht  auf  irrtümlicher 
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Annahme  der  Schuld,  sondern  auf  dringenden  Verdachtsgründen 
(St.P.0. 112)  beruhendes  Mittel  zur  Sicherung  des  Untersuchungs- 
zweckes sei,  und  dies  gesetzliche  Mittel  nicht  dadurch,  dass  der 
Verdächtige  unschuldig,  nachträglich  unzulässig  werde.  Daher 
leugnet  S.  die  Rechtspflicht  des  Staates  zur  Entschädigung 
des  Freigesprochenen  für  gesetzmässig  verhängte  Haft,  gesteht 
jedoch  zu,  dass  in  einzelnen  Fällen  erhebliche  Billigkeit  für  die 
Entschädigung  (Ersatz  des  mateviellen  Schadens)  spricht,  wenn 
der  Unschuldbeweis  durch  Entscheidungsgründe  geliefert  ist.  Die 
Versagung  der  Entschädigung,  wenn  der  Angeschuldigte  die  Haft 
durch  prozessuales  Verschulden  veranlasst  oder  verlängert  hat, 
wird  nicht  gebilligt,  weil  die  Thatsache,  dass  der  Freigesprochene 
»unschuldig  gesessen",  höher  steht  als  die  prozessuale  Schuld.  K. 


VL  Kirchenrecht  (einschl.  Eherecht). 

Martens,  W.  Neue  Erörterungen  über  die  römische 
Frage  unter  Pippin  und  Karl  dem  Grossen.  Stutt- 
gart, Cotta.  1882.  VII  u.  31  S. 
Martens  gibt  in  diesem  Nachtrag  zu  der  S.  187  besprochenen 
Schrift  unter  Bezugnahme  auf  die  über  seine  Schrift  er- 
schienenen Besprechungen  und  einige  von  ihm  nicht  benutzte, 
weil  gleichzeitig  erschienene,  Abhandlungen  eine  erneute  Unter- 
suchung einzelner  Punkte:  der  drei  Kapitel  der  Vita  Hadriani, 
des  Fantuzzianum  und  Priv.  v.  817,  des  Verhältnisses  von 
Pippin  und  Stephan  IL,  Karl  d.  Gr.  und  Hadrian  I.  u.  s.  w. 
Diese  Erörterungen  bilden  eine  Ergänzung  der  früheren  Unter- 
suchungen und  stellen  für  die  einzelnen  Punkte  fest,  worin  jetzt 
eine  Uebereinstimmung  oder  noch  Divergenz  der  Ansichten  be- 
steht. Der  Besitzer  der  „Römischen  Frage*  wird  sie  willkommen 
heissen.  v.  Schulte. 

Zeitschrift  für  Kirchen-R.  v.  Dove  u.  Friedberg.  (Bd.  XVII, 
Heft  2  u.  3.  (S.  201— 3L.0.) 
In  dem  sehr  reichhaltigen  Doppelhefte  bespricht  v.  Scheurl 
den  Dispensationsbegriff  des  kanonischen  R.,  weist  denselben  als 
einen  weiteren,  als  den  sonst  üblichen  nach,  und  knüpft  daran 
Bemerkungen  über  die  rechtliche  Natur  und  Tragweite  der  Tran- 
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nung  nicht  konsummierter  Ehen  durch  den  Papst,  sowie  der  Ehe- 
scheidung durch  landesherrliches  Rescript. 

Märten  s  handelt  im  Anschluss  namentlich  an  die  Jaffeschen 
Monumenta  Gregoriana  von  den  Massnahmen  Gregors  VII.  gegen 
Heinrich  IV. 

Herrmann  macht  auf  Grund  eigener  Anschauung  der 
Heidelberger  Urschrift  der  Schmalkaldischen  Artikel  sehr  an- 
sprechende Vorschläge  zur  Textherstellung  des  in  der  Marheineke- 
schen  Ausgabe  zuerst  abgedruckten  kurzen  lateinischen  Vorworts, 
das  für  die  Auffassung  Luthers  von  den  Aufgaben  des  bevor- 
stehenden Mantuaner  Konzils  von  Interesse  ist. 

Mejer  erörtert  an  der  Hand  eines  der  jüngsten  Zeit  ange- 
hörigen  Rechtsstreites  zwischen  dem  katholischen  Kirchenvorstand 
zu  St.  Johann  in  Osnabrück  als  Kläger  und  der  Klosterkammer 
zu  Hannover  als  Verklagten  die  ^Kirchenbaupüicht  vom  säku- 
larisirten  Kirchenvermögen ".  Resultat:  Wenn  die  Pfarrkirche 
zu  St.  Johann  dem  gleichnamigen  Stifte  inkorporiert  gewesen 
wäre,  so  würde  eine  Kirchenbaupflicht  für  den  Inhaber  des  säku- 
larisierten Stiftsguts  vorliegen ;  sie  war  aber  jenes  nicht,  sondern 
selbst  die  Stiftskirche.  Zu  den  „alios,  qui  fructus  ex  dictis  ec- 
clesiis  pi'ovenientes  percipiunt"  (Trid.  sess.  21.  c.  7.)  kann  der 
Inhaber  säkularisierten  Gutes  nicht  gerechnet  werden.  Denn 
säkularisirtes  Gut,  die  Zehnten  nicht  ausgenommen,  ist  nach  der 
staatlichen  Rechtsordnung  Staatsgut,  nicht  Kirchengut  mehr. 
Die  entgegengesetzte  kurialistische  Ansicht  ist  zwar  vom  Stand- 
punkte des  „genossenschaftlichen  Kirchen-R. " ,  speziell  der  Grund- 
sätze über  Veräusserung  der  Kirchengüter,  begründet,  entbehrt 
aber  als  im  Widerspruch  mit  dem  staatlichen  R.  stehend  der 
Geltung  vor  den  Gerichten  des  Staats. 

Eine  interessante  grössere  Abhandlung  von  Th.  Braun  be- 
trifft die  Disziplinargewalt  über  Kirchendiener  nach  preussischem 
Landeskirchen-R.  Der  Verf.,  der  der  Ansicht  ist,  dass  über  die 
Frage,  ob  eine  Stellung  Staats-  oder  Kirchendienst  sei,  im  Zweifel 
die  Disziplinargewalt  entscheide,  führt  im  einzelnen  aus,  dass 
Geistliche  und  niedere  Kirchendiener,  sowie  von  kirchenregiment- 
lichen  Organen  die  Superintendenten  als  wahre  Kirchenbeamte 
ausschliesslich  kirchlicher  Disziplinargewalt  unterliegen,  dagegen 
nicht  die  Mitglieder  der  Kirchenbehörden,  einschliesslich  der 
Generalsuperintendenten ,  die  Militärkirchenbeaniten  und  Straf- 
anstaltsgeistlichen, sowie  alle  aus  dem  Dienste  der  Kirche  ausge- 
schiedenen Geistlichen,  denen  die  Kirche  nur  die  durch  die  Ordi- 
nation verliehenen  Befugnisse    absprechen   könne.     Wie  es  mög- 
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lieh  ist,  dass  die  Mitglieder  der  kirchenregim  entlichen  Behörden 
Schlechthin  unmittelbare  Staatsbeamte  und  nicht  Kirchen- 
beamte sind,  und  dennoch  ausschliesslich  kirchliche  Dis- 
ziplinargewalt üben  können,  hat  der  Verf.  freilich  nicht  erklärt. 
Es  folgen  Miszellen ,  voran  zwei  kleinere  Beiträge  von  K. 
Maurer  „zur  Geschichte  der  Eheschliessung,  insbes.  Entwicke- 
lung  der  Eheschliessung  durch  Trauung  in  Dänemark"  und  von 
K.  Burckhardt  „die  kath.  Landeskirche  des  Kantons  Basel"; 
Sodann  Mittheilungen  aus  der  kirchlichen  Rechtsprechung  und 
Verwaltung;  endlich  Kritiken,  unter  denen  namentlich  zwei  längere 
von  Dove  über  die  Ed.  II  der  J  äff  eschen  Regesten  und  über 
Franck,  das  Toleranzpatent  Josephs  II.  (vgl.  oben  S.  78.), 
sowie  die  sehr  eingehende  von  Weiland  über  Martens  (vgl. 
oben),  die  röm.  Frage  unter  Pippin  und  Karl  d.  Gr.  Beachtung 
verdienen.  Bierling. 

Wittken,  v.  Die  Verhältnisse  der  Kirchhöfe,  einschliess- 
lich der  erblichen  Familienbegräbnisse.  (Gnichots 
Beiträge.  Bd.  XXVI,  S.  662—676.) 
Während  im  ausserpreussischen  Deutschland  die  Begräbnis- 
plätze —  im  Anschluss  an  die  neuere  französische  Gesetzgebung  — 
regelmässig  der  politischen  Gemeinde  angehören  und  die  Beerdi- 
gungen ohne  Rücksicht  auf  die  Konfession  der  Verstorbenen  zu 
erfolgen  haben,  behandelt  dagegen  das  preuss.  Land-R.,  dem 
kanon.  R.  und  den  Vorschriften  des  conc.  Trid.  folgend,  die 
Kirchhöfe  noch  ganz  als  kirchliche  Sachen  und  unterwirft  die- 
selben der  Jurisdiktion  der  Konsistorien  und  der  Bischöfe.  Die 
sogen.  Maigesetze  haben  an  diesem  überlebten,  aber  die  Ver- 
mögensverhältnisse der  evang.  Kirche  Preussens  —  wegen  der 
Gebühren  —  aufs  engste  berührenden  Zustand  nichts  geändert. 
Verf.  gibt  nun  eine  ins  kleinste  Detail  eingehende  Darstellung  sämt- 
licher auf  die  Kirchhöfe  und  die  erblichen  Familienbegräbnisse 
bezüglichen  privatrechtlichen  und  administrativen  (polizeilichen, 
straf-  und  finanzrechtlichen)  Normen  der  preuss.  Gesetzgebung 
und  Verwaltung.  Dabei  werden  auch  konkrete  Verhältnisse  aus 
der  Provinz  Schlesien  behandelt  und  kulturhistorische  Notizen, 
z.  B.  über  die  Aufbewahrung  der  Leichenreste  in  den  Bein- 
häusem,  eingeflochten.  Gaupp. 
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VII.  Verwaltungsrecht. 

Wohlers.  Das  Reichsgesetz  über  die  Beurkundung  des 
PersonenstandesunddieEheschliessungvom6.  Febr. 
1875,  nebst  den  dazu  ergangenen  Ausführungsverordnungen, 
Instruktionen  und  Entscheidungen  des  Bundesrathes  und  der 
preuss.  Ministerien,  nach  den  Ministerialakten  bearbeitet  und 
herausgegeben.  Berlin,  Vahlen.  1882.  VIII  und  168  S. 
2  M.  80  Pf. 

Den  Verf.  leitete  die  Absicht,  insbesondere  für  preuss. 
Standesbeamte  eine  Darstellung  des,  durch  Entscheidungen 
der  Zentralbehörde  anerkannten  Rechtszustandes  in  handlicher, 
die  Anschaffung  erleichternder  Form  zu  liefern.  Bezüglich  aller 
solcher  Fragen,  die  bei  der  Anwendung  des  Reichsgesetzes  sonst 
entstehen  können  und  auch  wohl  schon  entstanden  sind,  die  aber 
noch  nicht  den  Gegenstand  einer  ausdrücklichen  Entscheidung 
des  Bundesrathes  oder  der  preuss.  Centralstellen  gebildet  haben, 
verweist  der  Verf.  ebenso ,  wie  hinsichtlich  der  von  den  Behör- 
den der  andern  deutschen  Staaten  erlassenen  Ausführungsver- 
ordnungen, generell  auf  die  erschienenen  grösseren  Kommentare 
des  Reichsgesetzes.  —  Bei  Ausgaben  solcher  Art  sind  spätere 
Auflagen  (die  erste  der  vorliegenden  wichtigen  Schrift  ist  aus 
dem  Jahre  1878)  schon  durch  die  bis  je  auf  die  nächste  Zeit 
vervollständigte  Anführung  der  einschlägig eji  Instruktionen  und 
Entscheidungen  für  den  Handgebrauch  sehr  erwünscht. 

V.  Müller. 

Bernewitz,   v.      Die    Reichsgewerbeordnung    nebst     den 
damit  in  Verbindung  stehenden  Reichs-   und  Säch- 
sischen Landesgesetzen  und  Verordnungen,  insbeson- 
dere  den  Bestimmungen   über  die  Besteuerung  des  Ge- 
werbebetriebs   im   Umherziehen.      Nach   der   Ausgabe 
von  P.  G.  Krug,  f  Greh.  Reg.-Rate,  neu  bearbeitet.    Leipzig, 
Rossberg.  1882.  VII  und  479.  S.     3  M.  60  Pf. 
Vollständig  nachgetragene  Neuauflage  der  in  Sachsen  verbrei- 
tetsten  Krugschen  Ausgabe,  gegen  die  dritte  Auflage  um  mehr 
als  das  doppelte   vermehrt,    u.  a.   durch  Mitaufnahme    weiterer 
Nebengesetze.     Abgesehen    von  Mitteilung   einzelner  Präjudizien 
kein  näheres  Eingehen  auf  die  reiche  aussersächsische  Litteratur 
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zur  Gewerbeordnung.     Dagegen  sorgfältigste  Wiedergabe  des  in 
der  sächsischen  Praxis  gebotenen  Auslegungsmaterials. 

Leuthold. 

Preussische  Beamtengesetzgebung,  enthaltend  die  wichtig- 
sten Beamtengesetze  in  Preussen.     224  S.  Berlin,  Guttentag. 
1  M.  80  Pf. 
Statt  des  durch  die  preuss.  Verf.  Art.  98  verheissenen  Staats- 
dienergesetzes  regelten   die   einzelnen   Beamtenverhältnisse   zahl- 
reiche  Erlasse,  Verordnungen  und  Gesetze.     Eine   übersichtliche 
Zusammenstellung  der    (45)  wesentlichsten    derselben  bietet  vor- 
liegende Taschenausgabe  in  12  Abtheilungen:  Anstellung,  Dienst- 
eid, Subalternstellen;   Nebenämter;    Militärverhältnisse;  Diszipli- 
nar-R. ;    Straf-R. ;    Einkommen ;    Dienstwohnungen ;    Tagegelder, 
Umzugskosten  etc. ;  Abgabenverhältnisse;  Kautionswesen ;  Pensions- 
wesen ;  Versorgung  der  Hinterbliebenen.  Beigefügt  ist  ein  chrono- 
logisches Verzeichnis   der  Gesetze  etc.  (schliessen  mit  20/V.  82). 
und  vollständiges  Sachregister.  K. 

Paris.  Beitrag  zur  Auslegung  des  §.  13  des  preuss. 
Bebauungsgesetzes  vom  2.  Juli  1875.  (Gruchots  Bei- 
träge. Bd,  XXVI,  S.  676  ff.) 

Nach  dieser  vielbestrittenen  Bestimmung  soll  für  die  einem 
bisher  unbebauten  Platz  auferlegte  Beschränkung  der  Bebaubar- 
keit  ausnahmsweise  Entschädigung  geleistet  werden:  ,wenn  die 
Strassenfluchtlinie  einer  neuanzulegenden  Strasse  ein  unbebautes, 
aber  zur  Bebauung  geeignetes  Grundstück  trifft,  welches  zur 
Zeit  der  Feststellung  dieser  Fluchtlinie  an  einer  bereits  be- 
stehenden und  für  den  öffentlichen  Verkehr  und  den  Anbau 
fertig  gestellten  anderen  Strasse  belegen  ist  und  die  Bebauung 
in  der  Fluchtlinie  der  neuen  Strasse  erfolgt."  Da  die  Fällig- 
keit des  Anspruchs  auf  Entschädigung  durch  die  blosse  Erklä- 
rung, bauen  zu  wollen,  als  möglicherweise  fiktiv,  nicht  begründet 
werden  soll,  das  wirkliche,  faktische  Bauen  aber  durch  vorgängige 
Einholung  des  Konsenses  bedingt  ist,  so  enthält  der  Wortlaut 
des  Gesetzes  einen  Zirkel,  eine  faktische  Unmöglichkeit.  Es  be- 
darf daher  einer  Berichtigung  des  Gesetzestextes  nach  dem  Sinne 
des  Gesetzgebers.  Dieser  geht  aber  dahin,  dass  zwar  die 
Fälligkeit  des  Entschädigungsanspruchs  nicht  schon  mit  der 
Publikation  des  Bebauungsplans,  sondern  erst  mit  der  Ver- 
sagung des  nachgesuchten  Baukonsenses  eintritt,  dass 
aber  der  Richter  den  Entschädigungsanspruch   zurückweisen 
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muss,  wenn  er  aus  den  Umständen  des  Falls  die  Ueberzeugung 
erlangt,  dass  der  den  Konsens  nachsuchende  Eigentümer 
auch  dann  nicht  bauen  würde,  wenn  ihm  der  Konsens 
erteilt  würde.  Die  abweichende  Auslegung  des  2.  Hilfsenats 
des  R.G.  wird  als  dem  Wortlaut  wie  dem  Sinn  des  Gesetzes 
widerstreitend  zurückgewiesen.  Gaupp. 

Schöller,  E.   und   Mayer,   J.     Die    (Bayer.)    Gern  ein  de  Ord- 
nung für  die  Landesteile  diesseits  des  Rheins  vom 
29.  April  1869,  mit  Erläuterungen,  dann  mit  Auslegungs- 
behelfen aus  den  Motiven  des  Regierungsentwurfes,  den  Vor- 
trägen der  Referenten,    den  Sitzungsprotokollen   der  Sozial- 
gesetzgebungsausschüsse und   der  Plenarverhandlungen    der 
beiden  Kammern.     In   dritter   verbesserter  Auflage  heraus- 
gegeben von  E.  Schöller.     Erlangen,  Palm  u.  Enke.     1882. 
XI  u.  236  S.     3  M. 
Es  ist  eine  auffallende  Erscheinung,  dass  die  bayer.  Gemeinde- 
ordnung für  die  rechtsrheinischen  Landesteile  vom  29.  April  1869, 
welche  vom  Standpunkte   der  Kuratel  zu  jenem   der   Selbstver- 
waltung unvermittelt  hinüberführte,  bis  zum  heutigen  Tage  noch 
keinen  Kommentar  gefunden   hat.     Und   doch  wäre   diese  Kom- 
mentirung   die   dankenswerteste  Arbeit,  welche   im  Gebiete    des 
bayer.  Verwaltungs.-R.    geleistet  werden   kann.     Abgesehen  von 
der  kleinen  erläuternden  Ausgabe,  welche,   bearbeitet  von   dem 
verstorbenen    Regierungsrate    G.    A.    Lacher,    im   Verlage    von 
Ackermann   in  München  zuletzt    (in    2.    Aufl.)    im   Jahre  1873 
erschien  und  jetzt  wohl  nur  wenig  mehr  im  Gebrauche  ist,  stehen 
die  weitverbreitete  Handausgabe  von  Bezirksamtmann  K.  Weber 
(Verlag  von  Beck  in  Nördlingen)  und  die  obenbezeichnete  Schrift 
in  Frage.     Diese  Schrift  ist  nach  Gestalt  und  Anlage   mehr  als 
eine  Handausgabe,  ohne  jedoch  den  Charakter  eines  Kommentars 
zu  beanspruchen  und  zu  erreichen.   Sie  bietet  Auslegungsbehelfe 
in  grosser  Anzahl,    aber  nicht  in  systematischer  Vollständigkeit 
und  Abgeschlossenheit.    Unpraktisch  ist  hierbei,  dass  die  zu  den 
einzelnen  Artikeln  bestimmten  Erläuterungen  nicht  bei  diesen  zu- 
sammengefasst,  sondern  dort  nur  zum  einen  Teile  und  zum  an- 
dern in  einem  Anhange  (II.)  gegeben  werden.  v.  Müller. 

Lewald,     F.       Handelsminister    und    Handelskammern. 
(„Polit.  Wochenschr."   1882.     Nr.  9,  11,   13,  14.) 
In  dieser  Ausführung  unterzieht  der  Verf.  die  Frage  nach  dem 
Verhältnisse  der  Staatsgewalt  zu  den  H.-Kn.,  eine  Frage,  welche 
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im  verflossenen  Winter  anlässlich  des  zwischen  dem  preuss. 
Handelsminister  und  einem  Teil  der  preuss.  H.-Kn.  aüsgebroche- 
nen  „Konfliktes"  brennend  geworden  ist,  einer  rein  juristischen 
Erörterung.  Denn  mit  vollem  Recht  dringt  er  darauf,  dass  aus 
den  der  öö"entlichen  Diskussion  unterliegenden  politischen  Fragen 
diejenigen,  welche  lediglich  Fragen  über  die  Auslegung  des  be- 
stehenden öffentlichen  R.  sind,  ausgesondert  und,  wenigstens  zu- 
nächst, lediglich  vom  Standpunkt  des  positiven  R.  beantwortet 
werden.  Er  untersucht  deshalb  zuerst  die  rechtliche  Natur  der 
H.-Kn.  gemäss  dem  Gesetz  vom  24.  Febr.  1870,  und  kommt  zu 
dem  Resultat,  dass  die  H.-Kn.  nicht  Korporationen,  sondern 
wesentlich  beratende  Behörden  und  zwar  unmittelbare  Staats- 
behörden sind,  mit  der  Eigentümlichkeit,  dass  ihre  Mitglieder 
weder  Beamte  sind,  noch  sein  dürfen,  aber  einem  bestimmten 
Berufsstande  angehören  müssen,  aus  dessen  allgemeinen,  geheimen 
und  direkten  Wahlen  sie  zugleich  hervorgehen.  Hieraus  ergibt 
sich  das  seltsam  Zwitterhafte  in  ihrem  Wesen.  Obgleich  sie 
ihrer  juristischen  Struktur  nach  Staatsbehörden  sind,  erscheinen 
sie  doch  der  Form  ihrer  Hervorbringung  nach  als  eine  Art, 
kaufmännischer  Provinzialparlamente.  Da  indes  rechtlich  nur 
ihre  Stellung  als  Staatsbehörde  entscheidend  ist,  so  erhellt, 
dass  das  Reskript  des  Handelsministers  vom  30.  November  1881 
in  allen  seinen  vier  Punkten  dem  Gesetz  durchaus  gemäss  ist. 
Dies  führt  Verf.  im  einzelnen  aus.  Was  endlich  die  vielbespro- 
chene „Auflösungsbefugnis"  des  Handelsministers  betrifft,  so  ist 
folgendermassen  zu  unterscheiden.  Nach  dem  Gesetz  vom  14.  Febr. 
1870  beruht  das  Institut  der  H.-Kn.  als  staatsrechtliche  Mög- 
lichkeit auf  dem  Gesetz,  die  einzelnen  H.-Kn.  selbst  aber  als 
staatsrechtlich  wirkliche  Individualitäten  beruhen  auf  einem 
Willensakte   des  Handelsministers.      Dieser   kann   deshalb   auch 

—  zwar  nicht  das  Personal  einer  einzelnen  H.-K.  beseitigen, 
während  diese  selbst  als  solche  rechtlich  fortbesteht ,   wohl  aber 

—  die  einzelne  H.-K.  selbst  als  solche  aufheben,  woraus  denn 
auch  das  Erlöschen  des  Amts  der  einzelnen  H.-K.-Mieglieder  folgt, 
und  wenn  er  will,  an  demselben  Ort  aufs  neue  eine  H.-K.  er- 
richten. Zitelmann. 
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VIII.   Internationales  Recht. 

HartmaiiD,  G.  Internationale  Geldschulden.  Beitr.  z. Rechts- 
lehre  v.  Gelde.  Freiburg  i.  B.  u.  Tübingen,  Mohr.  84  S.  2  M. 
Die  Abhandlung,  ein  erweiterter  Abdruck  aus  „Archiv  für 
Zivilist.  Praxis",  LXV,  Heft  2,  beginnt  mit  einer  kurzen  Dar- 
stellung der  sogen,  österreichischen  Kouponsprozesse  (die  gesamte 
Rechtsprechung  findet  sich  jetzt  abgedruckt  in  der  Zeitschr.  für 
das  ges.  Handels-R.  XXVII,  S.  512 — 589),  erweitert  den  Gegen- 
stand aber  im  Laufe  der  Untersuchung  durch  geeignete  Beispiele. 
Unter  besonderer  Beachtung  der  Schrift  Bekker's  „Ueber  die 
Kouponsprozesse  der  österreichischen  Eisenbahngesellschaften 
und  über  die  internationalen  Schuldverschreibungen"  (vgL 
Centralblatt  S.  153)  wird  der  Herleitung  der  Entscheidung  aus 
dem  internationalen  Privat-R.  (der  deutsche  Erfüllungsort  als 
Sitz  der  Obligation  S.  17,  33),  sowie  der  Entscheidung  Bekkers 
(S.  34)  entgegengetreten  und  im  Ergebnis  dem  Reichs-Oberhandels- 
Gericht,  bezw.  dem  Reichsgericht  beigepflichtet.  Die  Begründung 
wird  zunächst  aus  dem  Begriff  des  Geldes  entnommen.  „Da& 
Geld  ist  die  Materie,  welche  in  einer  bestimmten  gegebenen 
Rechtsordnung  rechtlich  die  ordentliche  Bestimmung  hat,  als  even- 
tuell letztes  zwangsweises  Solutionsmittel  von  Obligationen  und 
obligationsähnlichen  Verhältnissen  zu  dienen."  (S.  20.)  „Das 
Geld  im  Rechtssinne,  als  das  bestimmte  Quantum  zwingender 
Zahl  kraft,  welches  auf  metallischer  Basis  ruht,  in  Münzen  zur 
Erscheinung  kommt  und  mit  bestimmten  Münznamen  bezeichnet 
wird,  ist  begrifflich  und  praktisch  nicht  untrennbar  von  der 
konkreten  einzelnen  Stoffart  und  metallischen  Materie.  Das 
Geld  als  juristische  Grösse  i'uht  seinem  Wesen  nach  nicht  ge- 
rade auf  dieser  individuellen  Metallart,  so  dass  es  mit  ihr  steht 
und  fällt.  Es  kann  sich  vielmehr  von  ihr  ablösen  und  als  recht- 
lich identische  Grösse  mit  einem  andern  Substrat,  in  einer  ent- 
sprechend gewerteten  Einheit  anderen  Metalls  fortbestehen.  Das 
ist  gerade  die  Natur  und  Bedeutung  des  sogenannten  Währungs- 
wechsels. Das  Geld  als  juristische  Grösse  behält  dabei  durchaus 
seine  Kontinuität  und  Identität  trotz  des  ihm  untergelegten 
andersartigen  Substrats.  Geradezu  in  der  zwingenden  Konsequenz 
der  Geldinstitution  gelegen  ist  also  eine  feste  rechtliche  Bestim- 
mung, welches  gemünzte  Quantum  des  neuen  Währungsmaterials 
als    Aequivalent    gelten    soll    für    die     rechtlich    angenommene 
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Werteinheit  von  zwingender  Zahlkraft,  die  in  einer  bestimmten 
frühem  Münze  Darstellung  und  Bezeichnung  fand."  (S.  28.) 

Auf  diesem  Wege  wird  zu  dem  Ergebnis  gelangt  (S.  30), 
dass  den  ausländischen  Gläubigern  gegenüber  ebensogut  wie  den 
inländischen  in  der  Rechtsprechung  unserer  Gerichte  bei  Bemes- 
sung der  auf  einheimisches  Geld  abgestellten  Schulden,  nur  das 
einheimische  Münzgesetz  entscheidend  sein  könne. 

Wenn  für  den  ausländischen  Richter  das  inländische  Münz- 
gesetz nicht  zwingend  ist ,  so  wird  zu  dem  Nachweise  überge- 
gangen, dass  derselbe  trotzdem  nur  die  bestimmte  Wertsrelation 
zur  Anwendung  bringen  könne.  -  Es  sei  nicht  anzuerkennen, 
dass  der  Zeitpunkt  der  Entstehung  der  Obligation,  des 
Währungswechsels,  des  Fälligkeitstermins  als  allgemein  mass- 
gebend begründet  werden  könne  (S.  45);  es  müsse  vielmehr 
untersucht  werden,  was  durch  die  gute  Treue  geboten  er- 
scheine, wenn  ein  Schuldversprechen  auf  einen  festen  Betrag 
einer  ausländischen,  d.  h.  dem  Domizil  des  Schuldners  fremden 
Währung  laute,  und  sodann  die  ausländische  Gesetzgebung  einen 
Währungswechsel  und  die  hiermit  unzertrennlich  verbundene  recht- 
liche Wertung  vorgenommen  habe?  (S.  51.)  Es  wird  entwickelt, 
dass  in  der  vernünftigen  Idee  des  Kontrahenten  nur  die  Unter- 
werfung unter  das  fremde  Währungsgesetz  gelegen  haben  könne 
(S.  53).  Die  Schlussabteilung  ist  der  Erwägung  gewidmet,  wie 
die  zu  Tage  getretenen  Missstände  beseitigt  werden  könnten,  was 
mit  Sicherheit  von  einer  vertragsmässigen  internationalen  Doppel- 
währung zu  erwarten  sei.  Keyssner. 

Molengraaff.    Etüde  sur  le  contrat  d'affretement.     Prin- 
cipes    fondamentaux     d'une     loi    uniforme    inter- 
nationale.    52   S.     (Separatabdruck   aus   der  Revue*  de 
droit  international  et  de  legislation  comparee.  Bd.  13.  1882.) 
Diese  von  dem  Verfasser  in  holländischer  Sprache  geschriebene, 
von  Joseph  Jitta  in  das  Französische  übersetzte  Schrift  knüpft 
an  die  Bestrebungen    an,   welche  sich  neuerdings,  besonders  in 
England,   in   der   Richtung   auf  herbeizufübrende   Uebereinstim- 
mung  der  in  den  verschiedenen  Seestaaten  geltenden  Fracht -R. 
manifestirt  haben.  —  Der  erste  Abschnitt  behandelt  das  Histo- 
rische   dieser    aus    den    Verhandlungen    über    die    Reform    der 
Havarie  grosse  hervorgegangenen  Bestrebungen.     Die  erste  An- 
regung wurde   schon  1860  gegeben;    die  Sache   wurde  aber  auf 
den  Kongressen   zu  Glasgow,  London    und  York  nur  wenig  ge- 
fördert; erst  im  Jahre  1879  wurde  sie  neu  aufgenommen  unter 
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Zugrundelegung  von  Vorschlägen  einer  früheren  zu  Sheffield 
stattgehabten  Versammlung.  —  Der  zweite  Abschnitt  beschäftigt 
sich  mit  der  Natur  des  Frachtkontrakts.  Die  Ansichten  der 
Schriftsteller  werden  geprüft.  Der  Verfasser  nimmt  einen  mit 
bestimmten  Rechtsfolgen  ausgerüsteten  selbständigen  Transport- 
vertrag an  (wesentlich  locatio  conductio  operis).  Auch  die  üeber- 
lassung  des  Schiffes  zum  Verfrachten,  der  Unterfrachtvertrag, 
Frachtpränumeration,  Frachtversicherung  werden  behandelt.  — 
Der  dritte  Abschnitt  behandelt  einzelne  Fragen.  Der  gänzliche 
Ausschluss  der  Frachtvergütung  pro  rata  itineris,  der  Satz,  dass 
ein  Recht  auf  Fracht  dem  Schiffer  nur  zustehe,  wenn  das  Gut 
am  Destinationsplatze  geliefert  sei,  wird  gerechtfertigt  und 
das  Rechtsverhältnis  der  Kontrahenten  im  Falle  des  Unfähig- 
werdens des  Schiffes  zur  Vollendung  der  Reise,  resp.  des  Un- 
tauglichwerdens der  Güter  zum  weiteren  Transport ,  werden 
dargelegt.  Das  sogenannte  R.,  das  Gut  für  die  Fracht  stehen 
zu  lassen,  wird  bestritten.  Zwar  kann  der  Destinatar  nicht 
genötigt  werden,  mit  dem  Schiffer  in  Nexus  zu  treten,  allein  der 
Ablader  ist  für  die  verdiente  Fracht  mit  dem  Gute  selbst,  event. 
persönlich,  haftbar.  Zur  Havarie  grosse  kontribuiert  nur  die 
Fracht,  welche  dem  Schiffer  für  den  Transport  der  zur  Zeit  des 
Havariegrosse-Ereignisses  am  Bord  befindlicher  Güter  gebührt. 
Wegen  Fracht,  Havariegrosse  und  aller  andern  aus  dem  Fracht- 
kontrakt dem  Schiffer  zustehenden  Forderungen  steht  diesem  ein 
Pfand-  und  Retentionsrecht  zu. 

Am  Schlüsse  werden  die  Beschlüsse  der  oben  erwähnten 
Sheffield- Versammlung  mitgeteilt  und  der  neuerdings  gemachte 
Vorschlag  besprochen,  durch  die  Einführung  eines  bei  allen  Ab- 
ladungen zu  benützenden,  sämtliche  wesentliche  Punkte  des 
Frachtkontrakts  feststellenden  Konnossementsformulars,  Uni- 
forraität  des  Fracht -R.  herbeizuführen.  Der  Verfasser  erklärt 
sich  gegen  diesen  Vorschlag.  Voigt. 
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B.  "Zeitsckriftenüberschau. 


Neue    Zei  t  Schrift: 

La  Cassazione  di  Torino.  (Lediglich  Entscheidungen.  Redaktion 
Ferrari  s,  Gianzana,  Marangoni;  wöchentlich  24  zweispaltige 
S.  in  4  ^  jährl.  30  1.) 


Zeitschr.  f.  vergleichende  Bechts-Wissenschaft.  III.  3.  Neu- 
bauer, Gesetzgebungen  des  Auslandes  in  Betreff  des  Anspruches 
unehelicher  Kinder  gegen  den  Erzeuger.  Kohl  er,  rechtshistor. 
und  rechtsvergleichende  Forschungen  (Forts,  des  S.  135  be- 
sprochenen Artikels ,  enthält  S.  342 — 442  sehr  reiche  quellen- 
mässige  Darstellung  des  indischen  Ehe-  u.  Familien-R.)  Bern- 
höft, germanische  u.  moderne  Rechtsideen  im  rezipirten  r.  R. 

Jahrbücher  f.  d.  Dogmatik  des  r.  R.  etc.  XX.  5.  u.  6.  Rudolph, 
zur  Lehre  vom  richterl.  Pfand-R.  Schmidt,  Erklärung  der 
Rechtsregel  über  das  Zusammentreffen  zweier  causae  lucrativae. 
Francke,  d.Selbsthilfe-R.  d.  Wohnungsvermieters  setzt  keinerlei 
Pfand-R.,  wohl  aber  eine  gültige  Pfandobligation  oder  die  Pfänd- 
barkeit der  eingebrachten  Sachen  voraus. 

Beiträge  z.  Erläaterung  d.  dentschen  R.  (Gruchot.)  VI.  4. 
u.  5.  Heiden  fei  d.  Pfändung  u.  Ueberweisung  d.  Pacht-  u. 
Mietzinsen  als  Mittel  der  Zwangsvollstreckung  nach  preuss.  R. 
Schwalbach,  ist  mit  dem  geltend  gemachten  Teil  einer  For- 
derung die  ganze  Forderung  aberkannt?  Barkhausen,  Be- 
merkungen üb.  d.  Arrestpfand-R.  u.  d.  Voraussetzungen  d.  dingl. 
Arrestes.  Ni edi eck,  Arrestvormerkung,  v.  Bülow,  ist  nach  d. 
Reichsjustizgesetzen  ein  beisitzender  Richter  befugt,  eine  auf  die 
Sachleitung  bezügliche  Anordnung  des  Vorsitzenden  oder  eine 
von  d.  Vorsitzenden  gestellte  Frage  als  unzulässig  zu  beanstanden. 
(§.  131  Z.P.O.,  §§.  237,  Abs.  2  u.  241  der  Str.P.O.)  Seligsohn, 
die  Succession  in  den  Besitz  nach  preuss.  R.  (Schluss.)  Oppen- 
heim, gehört  es  nach  A.  L.R.  zum  Individual-R.  des  Miterben, 
vor  Teilung  des  Nachlasses  eine  ausstehende  Nachlassforderung 
zu  kündigen?  Zu  §.  39  des  preuss.  Gesetzes  über  den  Eigentums- 
erwerb. Munck,  gehen  R.  u.  Pflicht  aus  der  Feuerversicherung 
mit  der  Veräusserung  d.  versicherten  Sache  von  selbst  auf  d. 
Erwerber  der  Sache  über?  Wittken,  Rechtsverhältnisse  der 
Kirchhöfe,  einschliesslich  der  erblichen  Familienbegräbnisse. 
Paris,  Beitrag  zur  Auslegung  des  §.  13  Nr.  3  des  Bebauungs- 
gesetzes V.  2./VII.  1875. 

Magazin  f.  d.  deatsche  B.  II.  2.  Freudenstein,  Fragefeststel- 
lungsverfahren im  Schwurgerichtsprozess.  Koffka.  ist  nach 
dem  preuss.  A.  L.R.  die  Eiii^tzung  einer  incerta  persona  als 
Erbe  möglich?  Stegemann,  Bemerkungen  z.  preuss.  Pensions- 
gesetz V.  27./III.  72.  Francke,  Zinsverbindlichkeit  d.  Wechsel- 
hauptschuldners. Non  expressa  causa  nach  der  deutschen  Z.P.O. 
Einspruch  u.  Beschwerde  werden  nach  der  deutschen  Z.P.O.  wirk- 
sam vor  Zustellung  der  anzufechtenden  Entscheidung  erhoben. 
Seitz,  prozessualer  Erfolg  der  sog.  exceptio  plurium  litisconsor- 
tium.  Grisebach,  prozessualische  Stellung  des  zivilrechtl.  ge- 
botenen Offenbarungseides  nach  der  deutschen  Z.P.O. 
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Jurist.  Blätter.  XI.  24—28.  Pf  äff,  Episode  aus  der  Geschichte 
des  österr.  Papiergeldes.  24.  Stand,  der  ungar.  Kodifikation. 
25.  Der  ungar.  Juristentag  (1.— 4.  Okt.).  2S.  (S.  338)  XYI. 
deutscher  Juristentag.  29.  v.  Larcher ,  liegt  dem  Vater  die  Pflicht 
•  zur  Alimentation  des  Kindes  auch  dann  ob,  wenn  das  Kind  die 
Erwerbsfähigkeit  zwar  erlangt,  später  aber  wieder  verloren  hat. 
Oesterr.  Advokatentag  (Wien,  25-27.Sept.,  S.  348).  30.  Zucker, 
§.  281,  10.  der  österr.  Str.P.O. 

Allgem.  österr.  Grerichtszt^.  1882.  Nr.  3(i.  Nowak,  österr.-deutsche 
Währungsprozesse  (vgl.  S.  444).  37.  J.  v.  W.,  zur  Anwendung 
der  St.P.O.  38,  39.  Gernerth,  Irrtum  der  Geschwornen. 
40 — 47,  49 — 51.  Schuster,  z.  Lehre  v.  Bergwerkseigentum  nach 
österr.  R.  52,  53.  Schütze,  Kritik  d.  neuesten  österr.  Straf- 
gesetzentwurfs. 

Zeitschr.  f.  schweizer.  Gesetzgebung  u.  Rechtspflege.  (Ulrich.) 
V.  4.  Schneider,  Nachruf  an  Bluntschli.  Protokoll  über  die 
Verhandlungen  des  schweizer.  Juristenvereins  in  Zug.  Hirzel, 
über  die  Fortbildung  der  Bundesverfassung  von  1874.  Suher, 
ein  Beitrag  zum  eidgenössischen  Betreibungs-  u.  Konkursgesetz. 
M  e  i  1  i ,  Rechtsgutachten  über  die  Besteuerung  von  Aktiengesell- 
schaften. 

Zeitschr.  f.  schweizer.  R.  (Heusler,  Huber  u.  Speiser.)  N.  F.  I.  Bd. 
H  e  u  s  1  e  r ,  das  Weibergutprivileg  u.  das  schweizer.  Konkurs- 
gesetz.  Speiser,  zur  Lehre  vom  zivilen  Wechsel-R.  Sieg- 
mund, zur  Geschichte  der  Gesetzgebung  über  Wechsel-R.  in 
Basel. 

Rechtsgeleerd  Magazijn.  (Red.  fortan  MolengraafF,  Verlag  Haarlem, 
Bohn.)  I.  4.  u.  5.  Liebe,  eenige  opmerkingen  over  de  erva- 
ringen ,  in  de  practijk  opgedaan .  oratrent  de  Duitsche  R.Z.P.O. 
Molengraaff,  de  overeinkomst  van  verzekering  II.  Katz, 
d.  Vollstreckbarkeit  ausländ.  Urteile  in  Deutschland.  (§.  660,  61 
Z.P.O.) 

The  American  law  review.  XVI.  6.  High,  what  shall  be  done 
with  the  reports.  Hamilton,  extortionate  traffic  rates.  Pre- 
ferred  stock. 

The  Westininster  Reyiew.  Nr.  123.  S.  181—206.  Invention  and 
patent  law. 

Tidslcrift  utgifren  af  juridiska  föreningen  i  Finnland.  1882. 
2.  Tegengren,  den  nya  svenka  utsökningslagen.  Rättsfall. 
Hermanson,  om  ständernas  rätt  tili  deltagande  i  skollag- 
stiftningen. 

Archivio  giuridico.  XXVIII.  2.  u.  3.  A.  R.,  della  causa  dei  con- 
tratti.  Fusinato,  alcune  nuove  considerazioni  sopra  la  regola: 
Dies  interpellat  pro  homine  in  diritto  romano.  Parapaloni, 
interpretazione  della  1.  63  de  donationibus  inter  virum  et  uxorem. 
Scialoja,  le  azioni  populari  romane  per  C.  G.  Bruns. 

Zeitschr.  f.  deutschen  Zivil-Proz.  (Busch.)  V.  8.  Möller, 
aus  der  Praxis  (Z.P.O.  §§.  868-  865,  860.  §.  259.  §.  669.)  Ude, 
Sach-  u.  Prozessleitung,  v.  Kräwel,  unsere  Anfechtungsklagen 
u.  das  durch  die  Pfändung  bewirkte  Pfand-R.  Haase,  zwei 
Fragen  über  Zeugenbeeidigung.  Francke,  Zustellung  v.  An- 
walt zu  Anwalt  nach  der  deutschen  Z.P.O.  Kleinschmidt, 
Verhältnis  d.  §§.  111  —  114  Z.P.O.  zum  Gerichtskostengesetz  §.  93 
(Rechtsfall). 

Gerichtssaal.  XXXIV.  Nr.  2.  Herzog,  Anstiftung  und  Beihilfe. 
Schwarze,  Entschädigung  f.  unschuldig  erlittene  Haft.  Glaser, 
wann  ist  eine  strafbare  Unterlassung  vollendet.     2,  3.  Kärcher, 
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der  allgemeine  Thatbestand  des  Verbrechens.  3.  Stenglein, 
Bemerkungen  z.  Revision  d.  deutschen  St.P.O.  (§.  293,  §§.  309 
bis  311.)  Fuch^,  üb.  d.  Begriff  d.  ehrengerichtl.  Verfahrens. 
(Rechtsanwaltsordng.  4  Abschn.)  Rotering.  üb.  d.  Verbind- 
lichkeit d.  Handelnden  z.  Abwendung  eines  strafrechtl.  Erfolgs 
aus  einer  selbst  schuldlos  erzeugten  Gefahr. 

ßivista  penale.  XV.  6.  Süll  antico  progetto  del  nuovo  codice  pe- 
nale.  Giurisprudenza  contemporanea.  Leggi  stranieri  (holl. 
St.G.B.,  österr.  Wucherges.).  Medicina  legale  (trasmissione  della 
sifilida  nellallatamento).  Varietä  etc.  XVI.  1.  2.  Oliva,  del 
tentativo.     Giurisprudenza  critica  etc. 

Friedreichs  Blätter  f.  gericlitl.  Medizin.  XXXIII.  4.  Kranz, 
üb.  d.  Einfluss  d.  Heizung  mit  Füllöfen  auf  d.  Wassergehalt  der 
Luft  etc.  Emmert,  Kasuistik  (Opiumvergiftung:  Stichverletzung 
des  Schädels).  Eine  Vermengung  von  Bittersalz  mit  schwefel- 
saurem Zink  u.  deren  Folgen.  Mayr,  Statistik  d.  bayr,  Straf- 
anstalten u.  Arbeitshäuser.     Medizinisch-statist.  Studie. 

Archiv  f.  kathol.  Kirchen-R.  1882.  4.  Erler.  histor.-krit.  Ueber- 
sicht  d.  nationalökon.  etc.  Litteratur  (Judenverfolgungen  im  M.A.) 
Kohn,  bürgerl.  Todeserklärung  behufs  Wiederverehelichung. 
Böredy.  d.  ungarische  Episkopat  u.  die  kathol.  Autonomie. 
Kundgebungen  Leos  XIH  üb.  die  gegenwärtige  Lage.  Leonis  lit. 
V.  12./V.  82.  Decr.  v.  1.  II.  82  de  invalida  dispensatione  ob  copu- 
lam  incestuosam  sponsorum.  Französ.  Schulgesetze.  Kulturkampf 
in  Frankreich.  Rüdesheimer  Glockenprozess  u.  Rheinbrohler 
Glockenstreit.  Nicht  sanktionierter  ßeschlu^s  des  Reichstages. 
Serbisches  Taxenges,  v.  3./IV.  81. 

NnOTa  Antologia.  34.  Nr.  13.  Palma,  lodierno  regime  Parlamen- 
täre nelle  colonie  inglesi. 

Blätter  f.  administratiye  Praxis  u.  Polizeireehtspflege  (in  Bayern), 
(v.  Luthardt.)  XXXII.  10.  v.  Müller,  zur  Theorie  u.  Praxis 
des  baver.  Landtags- Wahlgesetzes. 

Oesterr.  Zeitschr.  f.  Verwaltung.  (Dr.  Ritter  v.  Jäger.)  XV.  23. 
Caspaar,  zur  Regelung  der  Vermögensgebahrung  der  Ge- 
meinden in  Steiermark.  24.  Pryscha,  Genehmigung  der  An- 
lage neuer  Stadtteile  auf  überlassenem  fortifikatorischen  Terrain. 
25.  Hu  gel  mann,  Beiträge  zur  Geschichte  und  Statistik  der  polit. 
Vereine. 

Polit.  Wochenschrift.  (Delbrück.)  Nr.  9,  11,  13,  14.  Lewald, 
Handelsminister  und  Handelskammern.  15  ff.  Bauerngut  und 
Hufen-R.     Hagedorn,  Versicherungsgesetze  der  Arbeiter. 

Polit.  Gesellsehaftsblätter.     Nr.  29.     Bauerngut  u.  Hufen-R. 

Deutsche  laudwirtschaftl.  Presse.  Nr.  49  ff.  Bauerngut  u.  Hufen-R. 
Nr.  59.  v.  Oesfeld,  Bedürfnis  d.  endgültigen  Regulierung  d. 
preuss.  Weggesetzgebung. 

Forstwissensehaftl.  Centralblatt.  Nr.  6.  Urich,  Ablösung  von 
Waldservituten. 

Zeitschr.  f.  Forst-  u.  Jagdwesen.  Nr.  7.  v.  d.  Reck,  Aphoris- 
men üb.  d.  preuss.  Staatsforstverwaltung. 

Preuss.  Jahrh.  6.  R.  S  c  h  1  e  i  d  e  n  ,  rechtl.  u.  polit.  Seite  der  Pa- 
namakanalfrage. 
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C.   Neue  Erscheimingen. 

Vom  16.  Juni  bis  10.  Aug.  1882   erschienen   oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Bücher  und  Broschüren. 

Arndts,  L.,  Lehrbuch  der  Pandekten.  11.  Aufl.  (bes.  v.  Pfaff  u. 
Hofmann).     1.  Hälfte.     Stuttgart,  Cotta.     7  M.  50  Pf. 

Ave-Lallemant,  Physiologie  der  deutschen  Polizei.  Leipzig,  Brock- 
haus.    6  M. 

*Barazetti,  C,  die  Rechtsmittel  der  Berufung  u.  Beschwerde. 
Berlin,  Vahlen.     1882.     279  S.     5  M. 

^Barchewitz,  d.  Königsgericht  z.  Z.  d.  Merovinger  u.  Karolinger. 
Leipzig,  Veit.     2  M.  80  Pf. 

Bläser,  H.  A.,  die  Rechtsmittel  u.  Fristen.  Zusammenstellung  der 
gesetzl.  Bestimmungen  etc.     Leipzig,  Rorsch.     1  M. 

Bleecker- Miller,  J.,  d.  engl.  R.  u.  d.  röm.  R.  als  Erzeugnisse 
indogermanischer  Völkef.  (Vorträge  Nr.  6.)  New  York,  Steiger. 
1  M.  20  Pf. 

Blonski,  J.,  d.  österr.  Zivilstaatsdienst.     Wien,  Manz.     7  M.  20  Pf. 

^'Böcker,  d.  Miet-R.  im  Bezirk  d.  rhein.  R.  Düsseldorf,  Mischel. 
75  Pf. 

■••'Borchardt,  allgem.  deutsche  Wechselordnung.  8.  Aull.  VIII  u. 
628  S.     Berlin,  Decker.     10  M. 

Breitling,  v.,  Grundzüge  d.  Konkurs-R.  nach  d.  K.O.  f.  d.  deutsche 
Reich  u.  den  württ.  Ausf.-Ges.     Stuttgart,  Kohlhammer.     4.M. 

Buff,  F.,  über  einige  Fragen  aus  dem  Gebiete  der  Lebensversiche- 
rung.    (Diss.)     Giessen,  Roth.     1  M.  60  Pf. 

^Celakovsky,  J.,  d.  Heimfalls-R.  auf  d.  frei  vererbliche  Vermögen  in 
Böhmen.     Prag,  Kytka.     1  M.  60  Pf. 

*Daubenspeck,  Haftpflicht  d.  Bergwerksbesitzers  a.  d.  Beschädigung 
d.  Grundeigentums  nach  preuss.  R.     Berlin,  Vahlen.     2  M. 

Diendorfer,  die  Baupflichtsfrage  bei  den  organisierten  Pfarreien  in 
Bayern.     Mainz,  Kirchheim.     75  Pf. 

Döbner,  R.,  die  Städteprivilegien  Otto  d.  Kindes  u.  d.  ältesten  Sta- 
tuten d.  Stadt  Hannover.     Hannover,  Hahn.     1  M.  60  Pf. 

■■^Drey,  E.,  die  utilis  actio  ad  rem  vindicandam  des  Pfleglings. 
München,  Ackermann.     75  S.     1  M.  60  Pf. 

Droste,  d.  kirchl.  Disziplinar-  u.  Kriminalverfahren  gegen  Geistliche. 
Paderborn,  Schöningh.     3  M. 

Freudenstein,  die  Zur-Dispositionsstellung  d.  Ware  im  Geschäfts- 
verkehr.    (Blätter  f.  populäre  R.- Wissen  seh.  H.  3,  4.) 

Freudenstein,  G.,  d.  Reichsstempelgesetz  nebst  Tarif.  Mit  Re- 
gister V.  M.  Silberstein,  Referendarius.  (Gemeinverständl.  Kom- 
mentar.)    23  Bg.     Minden,  Bruns.     7  M. 

Gen  gier,  deutsche  Stadtrechtsaltertümer.    Erlangen,  Deichert.  10  M. 

Globocnik,  allgemeines  Gesetzrepertorium.  2.  Aufl.  Laibach. 
V.  Kleinmayr.     8  M. 

Grimm,  Jakob,  kleinere  Schriften.     Bd.  6.     Berlin,  Dümmler.    9  M. 

Enthält  u.  a.  die  Abhandlgn.  über  eine  altgerman.  Weise  der  Mordsühne, 

über  die  Poesie  im  B.,  Litteratnr  der  altnordischen  Gesetze,  über  d.  Ueber- 

fall    d.  Früchte  etc.   (aus   d.  Zeitschr.   f.  geschichtl.  u.  R.-Wissensch.  I-lII, 

1815—17),  Low,  über  die  Markgenossenschaften. 
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Gürich,  der  Umlagebeschlnss  nach  d.  Kirchengemeinde-  u.  Synodal- 
Ordng.  V.  lO-AX.  1873  n.  n.  d.  Ges.  v.  20./VI.  1875.  Leipzig, 
Liegnitz,  Krumbhaar. 

*H  artmann,  G.,  internationale  Geldschulden.  Beitrag  z.  Rechts- 
lehre V.  Gelde.     Freiburg,  Mohr.     84  S.     2  M. 

Heiner,  F.,  die  kanon.  Obedienz  od.  d.  Diözesenklerus  a.  sein  Bischof. 
Kirchenrechtl.  asketische  Abhandlung.  Paderborn,  Bonifazius- 
Druckerei.     103  S.     1  M. 

Hertling,  d.  Verwaltung  bei  d.  Justizbehörde  in  Preussen.  II.  Abt. 
(T.  IlL  d.  Ganzen.)  13  M.    (Gesamtpreis  27  M.,  geb.  32  M.)    Berlin. 

Jhering,     gesammelte    Aufsätze.      Bd.    U.      Jena,    Fischer.      9    M. 

•Kärger,  K.,  Zwangs-R.,  ein  Beitrag  zur  Systematisierung  der  R. 
Berlin,  Puttkamer.     6  M. 

*Kah,  die  Zwangsvollstreckung  wegen  Geldforderungen  in  d.  unbe- 
wegliche Vermögen.     Karlsruhe,  Macklot.     VII  u.  86  S.     2  M. 

•Karsten,  d.  Lehre  v.  Vertrage  bei  d.  Italien.  Juristen  des  M.A. 
■  Rostock,  Werther.     6  M. 

Katalog  der  Bibliothek  d.  Deutschen  Reichstages,  bearb.  v.  Potthast. 
90  Bg.     Berlin,  Puttkamer.     20  M. 

Kleiner,   Kommentar  z.  Z.P.O.     16.  Lfg.     Würzburg,  Stuber.     2  M. 

Kuntze,  motivierter  Entwurf  eines  deutschen  Gesundheitsbaugesetzes. 
Leipzig,  Frohberg.     4  31. 

Lehmann,  K.,  Verlobung  u.  Hochzeit  nach  den  nordgermanischen 
R.  d.  früheren  Mittelalters.     München,  Kaiser.     3  M. 

*Levy,  J.  A..  Lehre  vom  Kontokorrent.  Uebers.  u.  herausg.  von 
J.  Riesser!    Freiburg,  Mohr.    1.  Lfg.   S.  1-64.  (4-5  Lfg.  ä  IM.) 

Löbner^  Lexikon  d.  Handels-  u.  Gewerbe-R.  (f.  d.  Kaufmann  u.  Ge- 
werbetreibenden). Leipzig  (Meyers  Fachlexika).  533  S.  geb. 
5  M.  50  Pf. 

*Meyer.  Herm.,  die  Zustellung  der  Beschlüsse  u.  Verfügungen  von 
Amtswegen.     Berlin,  Vahlen.     62  S.     1  M.  20. 

*Muther.  Th..  Johannes  Urbach.  Bearb.  v.  E.  Landsberg.  (Gierkes 
Untersuchungen,  XIII.)     Breslau,  Köbner.     63  S.     1  M.  80  Pf. 

*M  ü  n  c  h  m  e  y  e  r .  C.  F.,  unbefangene  Betrachtungen  über  d.  deutschen 
Gerichtskostengesetze  etc.     Grünberg.  Weiss.     60  Pf. 

Oettingen,  die  Moralstatistik  in  ihrer  Bedeutung  f.  e.  Sozialethik. 
3.  Aufl.     Erlangen,  Deichert.     15  M. 

P reger,  über  d.  Anfänge  d.  kirchenpolit.  Kampfes  unter  Ludwig  d. 
Bayer.     4°.     München,  Franz.     5  M. 

Reis,  Handbuch  f.  Gerichtsschreiber  im  Königreich  Bayern,  Kaisers- 
lautern, Crusius.     3  M.  50  Pf. 

Roskovany,  A.  de,  matrimonium  in  ecclesia  catholica  IV.  Wien, 
Braumüller.     10  M. 

—  de  matrimoniis  mixtis.     T.  VII.     Ebenda.     10  M. 

'Rundschau,  Jurist.,  f.  d.  kathol.  Deutschland.  Herausg.  durch  den 
kathol.  Juristenverein  in  Mainz.   Frankfurt,  Foesser.    1  Heft  75  Pf. 

Ruprecht,  W.,  d.  Erbpacht;  Beitrag  z.  Geschichte  u.  Reform  der- 
selben, insbes.  in  Deutschland.  Göttingen,  Vandenhöck.  3  M.  60  Pf. 

Scher  er,  M.,  d.  Wesen  d.  Aufsteckung  nach  franz.,  preuss.  u,  gem. 
R.     (Sep.-Abdr.)     Darmstadt,  Zemin.     1  M.  20  Pf. 

*Schmidt,  die  Geschäfts-Revisionen  bei  den  Amtsgerichten.  Berlin, 
Vahlen.     102  S.     2  M. 

Schvarcz,  die  Demokratie.  I.  Bd.  2.  Hälfte,  4.  Abt.  Leipzig, 
Duncker  u.  Humblot.     6  M.  40  Pf. 

Strützki  u.  Genzmer,  Leitfaden  z.  Studium  d.  preuss.  R.,  insbes. 
f.  Anwärter  d.  Gerichtsschreiberamts.  40  Bg.  1..  2.  Lfg.  (6  Bg.) 
ä  1  M.  50.     Berlin,  Vahlen. 
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Szekely,  J,  v.,  d.  Gefällsstrafverfahren.     Budapest,  Revai.     80  Pf. 

*Thöl,  handelsrechtl.  Erörterungen  (Eisenbahn-R.  und  anderes 
Fracht-R.).  Zugleich  eine  Antikritik  gegen  Goldschmidt.  48  S. 
Göttingen,  Dieterich.     60  Pf. 

Turnau,  Grundbuchordnung  v.  5./V.  72.  II.  T.  3.  Aufl.  462  S. 
Paderborn,  Schöningh.     8  M. 

Verhandlungen  d.  16.  deutschen  Juristenlages  I.  (22  Bg.)  Berlin, 
Guttentag.     6  M.  50  Pf. 

Verwaltungsbericht  des  kgl.  Polizeipräsidiums  zu  Berlin  f.  1871—80. 
Berlin,  Moser.     15  M. 

*Wacker,  C,  der  Reichstag  unter  den  Hohenstaufen.  (Histor.  Stu- 
dien, Heft  6.)     112  S.     Leipzig,  Veit.     3  M. 

Waitz,  Verfassungsgeschichte  d.  fränk.  Reiches.  I.  Bd.  1.  Abt.  3.  Aufl. 
Kiel,  Hom.ann.     10  Pf. 

Weber,  R.,  d.  österr.  Aichvorschriften  etc.  in  administrativer  Bezie- 
hung.    Innsbruck,  Wagner.     1  M.  20  Pf. 

Wengler,  E.,  Usancen-Codex  f.  Buchhändler  u.  Geschäftsverwandte. 
Mit  Berücksichtigung  der  Rechtsfragen  und  Rechtsverhältnisse 
alpiiabetisch  geordnet.  2.  Aufl.  (bearb.  v.  Pfau).  Leipzig,  Koch. 
1  M. 

*Wengler,  der  Mietvertrag  nach  kgl.  sächs,  R.  (Sachs.  Ges.  Bd.  38) 
256  S.     Leipzig,  Rossberg.     2  M.  70  Pf. 

Zimmermann,  D.  A.,  die  preuss.  Verwaltungsgesetzgebung  von 
1880.     (Kletke,  Kr.-  u.  Prov.-Ordg.  IX.)     Berlin,  Grosser.     8  M. 

Fortsetzungen:  Canstein,  (S.  225)  Schluss.  Dernburg,  3.  Aufl. 
2.  Bd.  15  M.  (S.  58).  Grotefend,  Gesetze.  3.  u.  4.  Heft. 
Kommentar  I.  9.     Holtzend  orf  f,  (S.  406)  3.— 18.  Lfg.     John, 

2.  Lfg.  6M.60Pf.  (S.  76).  Kah,  6.,  7.  Lfg.  (S.  375).  Kaserer, 
I.  2.  Wien,  Holder.    6  M.  (S.  406).     Materialien,    I.  Bd.    2.  Aufl. 

3.  Lfg.  Bg.  41— 60  (S.  319).  *M  o  s  e  1 ,  (S.  278)  6/7.  Lfg,  Puchelt, 
5;6.  Lfg.  (S.373).  Riehl,  (S.  353)  6.  Lfg.  Rönne,  10.  Lfg. 
(S.  278).     Ulbrich,  (S.  229)  6.  Lfg. 


2.  Ausgaben  von  Gesetzen. 

R.St.G.B.     3.  Aufl.     Berlin,  Decker.     1  M.  20  Pf. 

Z.Pr.O.    (Kommentar,   insbes.  f.  Bayern,    Sachsen    u.    Württemberg.) 

3  Bde.     Würzburg,  Stuber.     88  M. 
■"'Sammlung  deutscher  Reichsgesetze  zivilrechtl.  Inhalts.   Berlin,  Decker. 

143  S.     kart.  1  M.  50  Pf. 

Inhalt:  Ges.  v.  14.-XI.  67,  29./V.  4.(VII.  68,  21.,'VI.  {Dienstlohn),  3./vn. 
69,  ll.iVI.  70,  19./V.,  7.|VI.,  8./VI.  71,  4./XI.,  30./XI.  74,  6.iII..  17./II.,  16.;XII. 
15,  9.  10.  11. 'I.  76,  7.,'IV.  76,  25./V.  77,  l./V.  78,  21.,'Vir.  79,  24.jV.  80  u,  aiphabet. 
Register  (S.  117-143). 

Seegesetze  d.  deutschen  Reiches.  (Stegemann.)  Berlin  Decker.  177«  Bg- 
2  M.  20  Pf.  —  Das  deutsche  See-R.  (H.G.B.  etc.)  Leipzig,  Ross- 
berg.    1  M.  50  Pf. 

"'^Ges.  betr.  Beurkundung  d.  Personenstandes  etc.  (Wohlers.)  2.  Aufl. 
Berlin,  Vahlen.  168  S.  2  M.  80  Pf.  —  (Erichsen.)  4.  Aufl. 
Berlin,  Grosser.  2  M.  —  (Reger.)  Ansbach,  Brügel.    1  M.  50  Pf. 

Ges.  über  Pfandleihgewerbe,  Wucher  etc.  (Schwarze.)  Bautzen,  Rühl. 
IM.  —  Gewerbe-Ordg.  3.  Aufl.     Köln,  Warnitz.     1  M. 

Militärgesetze  des  Reichs  u.  der  Einzelstaaten.  (Walther.)  2.  Aufl. 
Berlin,  Bolnes.     8  M. 

Pensionsgesetze  etc.  Grünberg,  Weiss.  40  Pf.  —  (Marcinowski.) 
Berlin,  Decker.  1  M.  20.  Pf.  —  Landsberg,  Volger.  25  Pf.  — 
Berlin,  Moser.     50  Pf. 
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Entwurf  einer  Amtsanwaltsordnung.     Berlin,  Burmester.     50  Pf. 
Stöpel,  preuss.-deutscher  Gesetzeskodex.  5.  Bd.  1879—81.  6M.  .50Pf. 

6.  Bd.  Register..  12  M.  50  Pf.     Frankfurt  a./O..  Trowitsch. 
^Deutsche   Reichs-  u.  preuss.  Landesgesetze.     Herausg.  v.  Riedel.    II. 

Nr.  3,  4  u.  5. 

Nr.  3.  Fünf  Gesetze  u.  Erlasse  betr.  den  Erwerb  von  Privateisenbahnen 
für  den  Staat  (insbes.  Ges.  v.  27.  u.  28.  III.  82).  Nr.  i.  Zehn  Gesetze  u.  Er- 
lasse (u.  a.  über  Grundstückserwerb,  Ablösung  fiskalischer  Lasten  in  Berlin, 
evang.  Kirchenverfassung,  Grundbuchordnung,  Geriohtskosten  u.  Gebühren 
der  Gerichtsvollzieher).  Nr.  5.  Ges.  betr.  Fürsorge  für  die  Witwen  und 
Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  v.  20.  Y.  82,  sowie  Ges.,  betr.  Ab- 
änderung des  Pensiousgesetzes  v.  27.,III.  72,  v.  31.  III.  82. 

Preussen.     Vormundschafts-Ordg.    (Kurlbaum.)    24.   Aufl.     Berlin, 

Vahlen.     50  Pf. 
Ges.  u.  Reglements  betr.  Prüfung  d.  Justizsubalternbeamten,    Berlin. 

Heymann.     80  Pf. 
Anweisung  betr.  Behandlung   d.  bei  d.  Justizbehörden   entstehenden 

Einnahmen  etc.     Berlin,  Nauck.     1  M. 
*Beamtengesetzgebung.     Berlin,  Guttentag.     1  M.  80  Pf.    (S.  441.) 
Supplement  z.  allen  Ausgaben  d.  Kreis-  u.  Provinzialordgn.  65. — 67.Hft. 

ä  1  M.     Berlin.  Grosser. 
Feld-  u.  Forstpolize'igesetz  v.  l./IV.  1880.     25  Pf, 
Neuere  preuss.  Ges.  üb.  d.  bäuerliche  R.     Berlin,  Decker,     25  Pf.  — 

Landgüterordg.   f.  Westfalen.    (H.  Mever.)  Berlin,  Vahlen.     1  M. 

20  Pf.:  desgl.  (Hartmann.)     1  M.;   desgl.  (Schultz.)    16  S.  (pop.) 

20  Pf.     Paderborn,  Schöningh. 
Zusammenstellung  d.  seit  1878  im  Reich,  Preussen  u.  d.  Regierungs- 
bezirken  Erfurt,   Magdeburg,   Merseburg   ergangenen  Gesetze  u. 

Verordgn.  etc.  betr.  d.  üebertretungen  u.  die  f.  Schöffengerichte 

zuständigen  Vergehen.  (Rotte.)     Halle,  Strien.     2  M.  40  Pf. 
Ges.  etc.  f.  Magdeburg.  (Diedrich.)    Magdeburg,  Bänsch.    2  M.  50  Pf. 
Sammlung    d.    seit    1867    seitens    d.   Regierung   z.    Wiesbaden   u.    d. 

Oberbergamts  z.  Bonn  etc.  erl.  Verordgn.  f.  Wiesbaden  etc.  (Lang.) 

Wiesbaden,  Moriz.     2  M.  40  Ff. 
Bayern.     Steuergesetze.   4.  bezw.  2.  Lfg.  ä  25  Pf.  bezw.  75  Pf.    Würz- 

"burg.  Stahel.  —  Körordg.  25  Pf.     Ebenda. 
Vollstreckungsvorschriften.     Ansbach,  Schmid.     45  Pf, 
Wü  rttemberg.       Staatssteuergesetze.        Stuttgart ,      Kohlhammer. 

1.  Lfg.     2  M. 
Oester reich.     Ziviljustizgesetzgebung.  (Frühwald.)  Bd.  V.  1880/81. 

Wien.  Manz.     2  M. 
Steuergesetze.  (Roll.)  Ergänzungsheft.     Ebenda.     3  M. 
Ges.  f.  d.  Volks-  u.  Bürgerschulen.  (Böhm.)  Leipzig,  Sigisraund.  75  Pf. 
Zivil-  u.  Militärjurisdiktionsnorm.  9.  Aufl.  3  M.  Gerichtsordg.  9.  Aufl. 

3  M.     Hausiergesetz.  (Schaffer.)    2.  Aufl.    60  Pf.     Wien,  Manz. 
Geller,  Justizgesetze.  8.  Lfg.     Verwaltungsgesetze.  7.  Lfg.     Steuer- 
gesetze. 6.  Lfg. 
Reichsgesetz   f.   Oesterreich.     1882.     8.   u.   4.     (f.  Böhmen  151,  158.) 

Prag,  3Ierc3'.     ä  1  M.  80  Pf. 
Tabelle  z.  Bemessung   d.  Gebühren   bei  grundbücherl.  Eintragungen, 

Wien.  Manz.     40  Pf. 
Zolltarif  etc.  2  M.     Instruktionen.  60  Pf.     Erläuterungen.  1  M.  CO  Pf. 

Theaterordg.  40  Pf.     Zolltarif,  (russ.)  1  M.  60  Pf.    Legge  daziaria. 

2  M.     Wien,  Staatsdruckerei. 
Gesetze,  die  österreichischen.  Taschenausgabe.    1. — 5.,  7.— 9.,  11. — 13., 

18.— 20.  Bd.    Wien,  Manz.     57  M.  80  Pf-,  geb.  71  M.  80  Pf. 

Inhalt:  1.  Ges.  etc.  über  Gewerbe  etc.  9.  Aufl.  5  M.  2.  Allgem.  börgerl. 
G.B.  10.  Aufl.  4  M.  3.  Vorschriften  über  Rechtsgeschäfte.  7.  Aufl.  i  M. 
4.  Strafgesetz  etc.  13.  Aufl.  4  M.  GO  Pf.  5.  St.P.O.  5.  Aufl.  4  M.  60  Pf. 
7.  Berggesetz.   6.  Aufl.   4  M.    8.  Forstges.  etc.  7.  Aufl.  4  M.    9.  Gemeindege- 
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setze,  Heimatgesetze,  Gesetze  üb.  Auswanderung  etc.,  Volkszählung.  7.  Aufl. 
3  M.  60  Pf.  11.  H.G.B.  11.  Aufl.  3  M.  12.  Gebührengesetz  8.  Aufl.  5  M. 
13.  Aichvorschriften  4  M.  18.  Ges.  etc.  üb.  öflfentl.  Bücher  u.  Wasscr-R. 
2.  Aufl.  4  M.  40  Pf.  19.  Staatsgrundgesetze.  2.  Aufl.  4  M.  20.  Ges.  üb.  Tier- 
krankheiten etc.  3  M.  60  Pf. 

Gewerbe-Ordg.  v.  lO./XII.  59.  2.  Aufl.  1  M.  20  Pf.  Notariats-Ordg. 
V.  25./VII.  71.  7.  Aufl.  1  M.  Privilegiengesetz,  Marken  u.  Muster- 
schutz etc.  Handelskammern  etc.  9.  Aufl.  1  M.  80  Pf.  Verfahren 
nach  d.  Patent  v.  9./VIII.  54.  7.  Aufl.  2  M.  Verordgn.  in  Waisen- 
sachen. 8.  Aufl.  1  M.     Wien,  Manz. 

Gebäudesteuerges.  40  Pf.  Kirchenkonkurrenzges.  f.  Kärnten.  32  Pf. 
Klagenfurt,  Heyn. 

Landesgesetse  f.  Steiermark.  6.  Bd.  (Wasser-R.)  2.  Aufl.  Graz,  Leusch- 
ner.     2  M. 

Schweiz.  Niggeleru.  Vogt.  2.  u.  3  Lfg.  —  Sammlung  v.  Ges. 
betr.  Niederlassung  etc.    in    Bern.    Neue  Aufl.  (Jenni.)  2  M.  50  Pf. 

Russland.  *Entwurf  einer  Wechsel-Ordg.  (Amtl.  Uebers.)  Berlin. 
Puttkamer.  41  S.  1  M. 

3.    Wichtige  ansländische  Werke. 

Blunt,  the  reformation  of  the  church   of  England.     P.  II.    London, 

Rivingtons.     18  sh. 
Crawley,  the  law  oflife  Insurance.    London,  Clowes  &  Son.  12 '/«  sh. 
Dale,  A.  W.,  the  synod  of  Elvira.    London,  Macmüller.     10'/«  sh. 
Elliot,  the  State  and  the  church.     Ebenda.     3\'2  sh. 
Henrici  de  Bracton,  de  legibus  etc.     V.     10  sh.     (Offlziell.) 
Molesworth,  history  of  the  church  of  England  from  1660.    London, 

Trench.     7'/»  sh. 
Tidy,  legal  medicine.     P.  I,     London,  Smith.     25  sh. 

Brocher,  les  revolutions  du  droit.     T.  II.     Genf,  Gury.     4  fr. 
Buche  re,    commentaire    s.  1.  loi    du  27. ,11.  80  sur   Talienation    des 

Valeurs  mobilieres.     Chevalier  Marescq.     37«  fr. 
Chastenet,  etude  sur  les  cheques.     Larose.     4  fr. 
Chenon,  origines,  conditions  et  effets  de  la  Cassation.    Larose.  5  fr. 
Combier,  la  justice  criminelle  ä  Laon  pendant  la  revolution  1789 — 

1800.     2  Bde.     Paris,  Champion.     15  fr. 
Cresp,   cours    de  dr.  maritime  p.  Aug.  Laurin.     T.  3,  4.     Marescq. 

16  fr. 
Deschamps,    etude    sur  la  propriete  industrielle  litteraire  et  artis- 

tique.     Larose,     37«  fr. 
Dieudonne,     manuel     de     droit     administratif.     Paris,     Chevalier 

Marescq.     6  fr. 
Dordom,  transports  des  chemin  de  fer;  de  la  lettre  d'avis.  Chevalier 

Marescq.     2  fr.  50  ct. 
Feissal,  des  justices  seigneuriales  parlementaires.    Marpon.    2'/2  fr. 
Jeanvrot,  la  question  du  serment.     Chevalier.     2  fr. 
Laurent,    Avant-projet    de    revision    du    code    civil.     Art.  1  —  227. 

Brüssel,  Bruylant.     15  fr. 
*Molengraaff,  etude  sur  le  contrat  d'affrfetement  (extr.  de  la  Revue 

de  dr.  i.  1882).     52  S. 
Prache,  le  droit  de  marche.     Larose.     2  fr. 
—  etude    sur    la    condition    juridique    et    economique   des  fermiers. 

Larose.     4  fr. 
Roger,  delits  de  presse.     Larose.     4  fr. 
Martin  Sarzeau,  la  reforme  de  Tinstruction  criminelle.   Marchall. 

2  fr. 
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Vincent,    Tadministration     legale    des  Mens    des    enfant  mineurs. 
Larose.     3  fr, 

Berti,   la   leggi   della   guerra  terrestre:  commento  al  manuale  dell' 

Istitato  internazionale  ad  uso  dell  esercito  italiano.     Firenze,  XI 

119.     1^2  1. 
Brunialti,  A,  Guida  allo  studio  del  dir.  costituzionale ,  parte  ge- 
nerale.    Turin,  Löscher.     VIII  u.  293  S.     4  1. 
Bruno,  diss.  sul  regolamente  dei  torrenti.    4".    Neapel,  Furchheim. 

3  1.  50  c. 
Carrara,  F.,   lineamenti  di  pratica   legislativa   penale  esposti  me- 

diante  svariate  esemplificazioni.  2.  Ausg.  Turin,  Bocca.  442  S.  81. 
Castagnola.  delle  relazioni  giuridiche  fra  chiesa  e  stato.  ünione.41. 
E 1  e  z  i  0  n  i .  amministrative  e  politiche.  Raccolta  di  massime  di  giuris- 

prudenza.     171  S.     Turin,  Unione.     27^  1. 
*"G  a  b  b  a ,  C.  F.,  della  condizione  giuridica  delle  donne,  studio  storico. 

2.  Aufl.     716  S.     Turin,  Unione. 
*L  e  0  n  i ,  G.,  siille  obbligazioni  divisibili  ed  indivisibili  del  diritto  ro- 

mano  (estratto  dalla  Rivista:  il  circolo  ginridico  1882.  1 — 5.)  89  S. 

Palermo.  Virzi. 
Marchesini,  studii  di  diritto  civile  e  penale.    Bologna.  Zanichelli. 

376  S.     6  1. 
Piperno,    it  riconoscimonto   giuridico    delle   societä  di  mutuo  soc- 

corso.     Rom,  Löscher.     50  S.     1  1.  50  c. 
*Salvioli,   i  titoli    al  portatore  nel  diritto  longobardo.     Studiati  in 

rapporto  alla  cessione,  il  mandato  e  alla  rappressentanza.    Roma. 

45  S. 
Suarez,   F.,    tractatus    de  legibus  ac  Deo  legislatore.     Napoli,  tvp. 

Fibrenianis.     2  vol.     378.  680  S.     Firenze.  Manuelli.     16  1. 


SkandinaTische  Litteratnr. 

Anteckningar  efter  Prof.  Nordlings  föreläsningar  i  Svensk  Civilrätt. 
Allmänna  Delen.     üpsala.     S.  1—192. 

Betank  an  de,  Tullkomitens  underd.,  af  ar  1882  med  statistika  ta- 
beller.    Stockholm.     1  kr.  60  ö. 

Da  hl,  N.  A..  Kirke  og  stat.     192  S.     Bergen.     2  kr. 

Da  hl,  W.  S.  Xorges  Landnsringsret.  H.  3—7.  S.  161—527. 
(Kplt.  6  kr.  20  ö.) 

Deuntrer,  de  danske  familieret.     370  S.     4  kr.  50  ö. 

—  kort  fremstilling  af  d.  danske  Arveret,  3.  Ausg.  124  S.    1.  kr.  85  ö. 

Engeström,  J.  v..  de  forstliga  torhallandena  i  Frankrike,  Tysk- 
land  och  Österrike,     74  S,     Upsala,     75  ö. 

Fant,  J.  E ,  Vägledning  för  prester  i  äktenskapsmal,  102  S.  Stock- 
holm.    1  kr.  50  ö. 

Förhandlinger  pä  det  4 :  e  nordiske  Juristmode  i  Kjobenhavn  (25.  bis 
27,'Vm.  81).    520  S.     5  kr. 

Hjelt,  0.  E.  A.,  Finlands  medicinalförvaltning.  Helsingfors.  61  S. 
1  kr.  50  ö. 

H  ö  i j  e  r ,  Nils,  Norges  Storting.     198  S.     Stockholm.     2  kr.  75  ö. 

Lang,  den  nationalekonomiska  teoria  fbr  jord  brukskreditföreningars 
Organisation.     Helsingfors.     4  kr. 

Liljenstrand.  A.,  de  nordiska  byggningabalkarne .  deras  rätts- 
ordning  i  organisk  ut  veckling.     375  S.    Helsingfors.     6  kr.  6Q  ö, 

Lovsamling.  Alraindelig  Norsk  for  1871 — 1881  i.  Udtog  (Mejlaenda). 
Stockholm.  Kplt.  6  kr.  80  ö. 
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Lovtidende,  Norsk,  Sämling  af  Love  etc.  (Bcetzman)  1881.    Stock- 
holm.    2  kr.  50  ö. 
Madvig,  den  romerske  stats  forfattning  og  forvaltning.    Kbhvn.  9  kr. 
Nielsen,  Y.,  det  forste  overordentlige  Storthing.     64  S.     1  kr.  60ö, 
Nyblaeus,    an    statsmaktens    grund   och    väsende.      141    S.     Lund. 

2  kr.  50  ö. 
Riksdagsprotokoll ,    Sveriges  ridderskaps  och  adels,  fran  och  med  är 

1719.     561  S.     Stockholm.     5  kr.  50  ö. 
Sars,  historisk  indledning   tili  grundloven.     220  S.   (folkeskriftsels- 

kabets  Forlag.)     Christiania.     1  kr.  60  ö. 
Schlyter,  om  en  föregifven,  ännu  i  behäll  varande  äldre  redaktion 

af  Södermannalagen  (Lund). 
Secher,    Sämling    af   Kongens    Rettertings  Domme.     H.  .S.     Kbhvn. 

2  kr.  75  ö. 
Sjölay,  Sveriges  Rikes  (mit  Ergänzungen  bis  l./IV.  82)  af  Thurgren. 

IV  u.  365  S.     Stockholm.     3  kr.  50  ö. 
Storthingsförhandlingerne  fr.  1881.     Christiania.     34  kr. 
Svanljung,  J.  Kr,  Ny  juridisk  handbok.^,  För  medborgere  af  alla 

sarahällsklasser  i  Finnland.     2.  Aufl.     Abo.     7  kr. 
—  Uusi  käsikirja  Lainapissa  kaikille  kansaluokille  Suomessa.    Toinen 

lysätti  painos.     Turussa.     7  M. 

4,  Antiquarische  Anzeiger. 

Bahr,  Berlin,  Lagerkatalog  IV.  408  S.  12914  Nr.  in  systematischer  TJebersiclit. 
Carlebach,  Heidelberg,  Nr.  109.  Detlofif,  Basel,  Nr.  40  (S.  55  ff.).  Dietrich,  Göttingen. 
Kirchhoff  u.  Wiegand,  Leipzig,  Nr.  64041  (Bibliothek  v.  Pfeiffer).  Nr.  642  Staats- 
wissenschaft. Lehmann,  Berlin,  Nr.  22  (Bibl.  v.  Kanngiesser  u.  Colberg).  Prager, 
Berlin,  Nr.  65,  66.  Standinger,  Würzburg.  Weiss  u.  Schack,  Leipzig,  Nr.  18  (Bibl. 
Sanios)    Allgem.   Werke,  Geschichte  u.  Privat-B. 


M  i  1 1  h  e  i  1  u  n  g. 

Codex  Theresianns.  Die  Manzsche  Buchhandlung  in  Wien 
beabsichtigt  im  Herbst  d.  J.  unter  Leitung  v.  Min. -Rat.  v.  Harrasowsky 
die  Herausgabe  des  nur  in  einem  Manuskript-Exemplar  vorhandenen 
Codex  Theresianus  und  seiner  Umarbeitungen.  Dies  der  Wissen- 
schaft reiche  Ausbeute  versprechende  Unternehmen  der  allgemeinen 
Benützung  zu  erschliessen ,  verdient  die  lebhafteste  Unterstützung. 
Ausführliche  Prospekte  sind  von  der  Verlagshandlung  und  allen 
Buchhandlungen  des  In-  und  Auslandes  unentgeltlich  zu  beziehen. 
Das  bedeutende  Opfer  erheischende  Unternehmen  kann  nicht  zur 
Ausführung  gelangen,  ohne  dass  eine  genügende  Anzahl  Subskrip- 
tionen vorliegt.  Subskriptionspreis  pro  Bogen  12  kr.,  für  das  ganze 
Werk  (ca.  160  Bgn.)  nicht  über  19  fl.  ö.  W. 


Verantwortlicher  Redakteur:  Dr.  v.  Kirchenhelm  in  Heidelberg. 


Alphabetisches  Verzeichnis. 

(Die  Zahlen  geben  die  Seiten  an.    Mit  t  bezeichnete  Schriften  sind  fremdsprachige.) 


A. 

fAbbott,  law  relative  to  Ships  66. 
f  Accarias,  droit  romain  210. 
Achilles,  Grundbuchgesetze  61. 
f  Afzelius ,    rättegangsforfarandet 

333. 
Allgem.  L.R.  371. 
Arnsberg,  prorogatio  fori  299. 
Anemüller,  MailandsVerfassg.  173. 
Archiv  f.  zivil.  Praxis  299. 
fArntz,  droit  civil.  63. 
Ascher,  Parteimutwillen  300. 
fAubert,   nordiske   vexelret  292. 

B. 

Bärenbach,  Völker-R.  192. 

Bämreither.  Höfe-R.  247. 

—  Vermögens-R.  geistl.  Orden  385. 

Bar,  Straf-R.  I.  381. 

Barazetti,  Rechtsmittel  431. 

Baron,   adjekticische  Klagen  286. 

Bearatengesetzgebung.  preuss.441. 

Beiträge  (Gruchots)  222,  378. 

Bekker,  Kouponsprozesse  153. 

Berggesetz,  österr.  248. 

Berner,  Polizeiaufsicht  261. 

Bernewitz,  Gewerbeordnung  440. 

Bernhöft,  Staat  u.  R.  in  Rom  358. 

f Besobrassow ,  Staat  u.  Gesell- 
schaft (russ.)  389. 

fBeurs,  teoria  dell  estado  389. 

Binding.  Strafprozess  75. 

Birkmeyer,  Z.P.O.  §§.39,247:  68, 
376. 

Bit  zer,  Regierung  i.Württmbg.  305. 

Bluntschli,  congres  de  Berlin  229. 

fBobrowski,  Kjiegs-R.  363. 

fBöck,   propriete  privee  etc.  397. 


Böhlau,  Konsistorium  189. 
Böhm.  Nachlassbehandlung  123. 
Böttger,  Arzneimittelgesetze  271. 
Bojanowski,  Fabrikgesetz  272. 
Borchardt,  Wechsel-Ordg.  4. 
Brandt,  Sozialistengesetz  392. 
Branchitsch ,    Verwaltungsgesetze 

36,  319. 
Braun.      Disziplinargewalt     über 

Kirchendiener  438. 
f  Broome.  svensk  zivilprocess  297. 
Brülcke.  Reichsstandschaft  169. 
Brünneck,  Siziliens  Stadt-R.  170. 
fBrugi,  servitü  prediali  211. 
Brunuer,  R.  an  Leichen  etc.  185. 
Bruns.  kleine  Schriften  209. 
Budwinski,   Venvaltungsgerichts- 

hofs-Erkenntnisse  309. 
Bülow,  Z.P.O.  294. 

—  Aktenversendung  254. 

—  Sachleitung  429. 
Büttner.  Patent-R.  22. 
fBulmerincq.  droit  des  prises  346. 
Burckhard,  act.  aquae  pluviae  55. 
Buri,  Versuch  74,  Kausalität  144. 
Byk,  Rechtsphilosophie  131. 

c. 

Cäsar,  Seeunfälle  343. 
fCaillemer,  notices  361. 
Canstein,  öster.  Ziv.-Proz.-R.  255. 
fCarderas.  propriedad  325. 
fCarrard,  loi  federale  22./VI.  81. 

102. 
f  Carreras,  derecho  mercantil  374. 
fCauwes,  economic  politique  347. 
fChalmers,  law  of  bills  251. 
f  Chiappelli,  Cino  da  Pistoja  207. 
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-j-Chiappelli,  idee  del  Bartolo  324. 
-{■Code  de  commerce  allemand  291. 
Concurrence  deloyale  186. 
Crea,  Examinatorium  134. 
Cwiklinski,  Firmensprache  879. 

D. 

Dahn,  R.  v.  Augsburg  244. 
-hDahlström,  svenska  sjörätten375. 
Dalcke,   Gefängnisverwaltung  30. 
Dankelmann,  Gemeindewald  271. 
Daubenspeck,  Haftpflicht  422. 
Daude,  Aufgebotsverfahren  70. 

—  Entmündigungsverfahren  432. 
Degenkolb,  Bruns  4. 
tOelacroix,  loi  d.  27./VII.  80.  393. 
Dernburg,  preuss.  Privat-R.  58. 
Deutschmann,  argum.  a  contrario 

223. 
iDigesto  italiano  54. 
DocTiows  Zeitschrift  144. 
Domke,  Virilstimmen  287. 
Dorendorf,  St.P.O.  146. 
Doves  Zeitschrift  189,  437. 
Drej',  utilis  actio  418. 
Droop,  Zuständigkeit  402. 
-{-Duyl,  invrijheidstelling  31. 

£. 

Eberts,  forstliche  Rechtskunde  120. 
Eccius,  preuss.  Privat-R.  370. 
Eger,  Enteignung  140. 

—  Fracht-R.  20. 
Eichhorn,  Briefe  163. 

Eisele,  Kognitur  u.  Prokuratur  219. 
Eiben,  Warenfälschung  136. 
Ergebnisse  d.  baj^r.  R.-pflege  356. 
fEsmein,    bist.     d.    1.    procedure 

crim.  364. 
Exner,  Hypotheken-R.  163. 

F. 

-{■Fauchille,  blocus  maritime  399. 
fField,  D.,  code  international  272. 
Fischer,  0.,  Termin  u.  Ladung  298. 

—  W.,  Rechtsphilosophie  91. 
Fitting,  Konkurs-R.  106. 
Fleck,  Militär-Str.G.B.  27. 
T-Foard,   law   of   merchant    Ship- 

ping  etc.  105. 
Förster,  preuss.  Priv.R.  370. 
-}-Foinizki,  Deportation  (russ.)  257. 
•j-Folsom,  Guiteau  260. 
Francke,  sächs.  Gesetzgebung  134. 

—  Nebenparteien  376. 
Frank,  Toleranzpatent  78. 


Franken,  Romanisten  etc.  243. 
Freudenstein,  Bauverträge  343. 
Freudenstein,  Wechselklagen  331. 

—  Wuchergesetz  384. 
Friedbergs  Zeitschrift  189.  437. 
Friese,  Examinatorium  4. 
Fuchs,     W.,     Grundbuchentschei- 
dungen 373. 

G. 

Gabba,  condizione  delle  donne412. 
Gardeike,  Verträge  217. 
rGarofalo,  tentativo  74. 
Garraud,  französ.  Press-R.  145. 
Gaupp,  L.,  Z.P.O.  184. 

—  Zwangsvollstreckung  71. 

—  R.,  Viehseuchengesetzgeb.  191. 
Genzmer,  Haftpflichtgesetz  183. 

—  Strafvollstreckung  30. 
Gerber,  Privat-R.,    14.  Aufl.,  326. 
Gierke,  Genossenschafts-R.  111.  8. 
Götzinger,  Reallexikon  7. 
Goldfeld,  Versuch  383. 
Goldschmidt,  Genossenschftn.  182. 
fGolubinski ,    Geschichte  d.  russ. 

Kirche  387. 
fGradowsky,  russ.  St.R.  338. 
Gruchots  Beiträge  222,  378. 
fGuelle,  guerre  continentale  122. 
Gumplowicz,       Verwaltungslehre 

390. 
Gutachten  v.  Christiania  265. 

H. 

fHambw,  sjörätten  375. 
Harburger,  strafrechtl.  Begriff  In- 
land 400. 
Harnier,  Entscheidungen  189. 
Hartmann,  Anfechtung  111. 

—  Wechsel-0.  374. 

—  Wort  u.  Wille  174. 

—  internation.  Geldschulden  444. 
Hecht,  Aktien-R.  299. 

f  Heemskerk,  grondwet  36. 
Heerordnung  343. 
Heinze,  Hungarica  167. 
Heyrovsky,   leges  contractus  205. 
Hensel,  Reichskanzler  264. 
Herbst,  Kündigungsklage  379. 
Hermann,  Schöffengericht  168. 
Hermann,  schmalkald.  Artikel  438. 
Herzog,  Begünstigung  28. 
Hinschius,  Kirchen-R.  262. 
Hirschel,  Simultankirchen  226. 
Holder,  röm.  Erb-R.  176. 
Hönemann,  Eid  (Z.P.O.  432)  223. 
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Hohl,  württemb.  Erb-R.  99. 

THolland,  Institutes  of  Justinian 
289. 

Holtzendorff,  Rechtslexikon  283. 

fHooft  V.  Iddekinge,  Friesland  95. 

Hue  de  Grals.  Handbuch  d.  Ver- 
fassung u.  Verwaltung  79. 

-j-Husberg,  rättskraft  334. 

Huschke,  Darlehn  368. 

J. 

Jäckel.  Anfechtung  142. 
Jäschke,  Baupolizeigesetze  394. 
Jahrbuch  d.  Kammergerichts  3.5-5. 
Jellinek.  Staatenverbindungen  335. 
Jhering.  Aufsätze  12. 
flnstitutiones  de  los  pueblos  388 
John,  Str.P.O.  76. 
Johow,  Jahrbuch  355. 

E. 

Kärger,  Urheber-R,  427. 

Kah.  B..  Genossenschaften  103 

-  Z.P.O.  375. 

—  Zwangsvollstreckung  434. 
Kanther,  Subhastations-Orda    25 
Keller,  Str.P.O.  29. 
fKinghorn.  grand  juries  148. 
Kirberg,  Eisenbahnwörterbuch  22. 
Kirchstetter.  Kommentar  z.  österr 

B.G.B.  423. 

Knoblauch.  Patentgesetz  293. 

König,  Obligationen-R.  102. 

Kohler,    rechtsvergleichende  For- 
schungen 135. 

Kohli,  Jagdgesetze  150. 

Kohn,  Weihbischöfe  116. 

Korn,  Anfechtung  379. 

Kosub,   Eisenbahnver^altuntr  37 

Kowalzig.  Wechsel-Ordg.  104 

Krewel,  Anleitung  f.  Referendarien 

KrafftEbing.  Kriminalpsychologie 

Krais,  Bayerns  Verwaltung  308. 
Krause,  transmissio  97. 
Krech,  Offenbarungseid  378 
Kübel,  Erb-R.  99. 

Küntzel.Vorrechtseinräumung223 
-  Beiträge  222,  378.  Jahrbuch  355! 
Kuhlmann.  Hypothek  139, 
Kupffer,  Ziv.-Proz.-Ge8etze  380. 

L. 

Laas,  Vergeltung  25.  53.  .383. 
Lamm.  Revision  30.  Vertretung  226. 
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I   Landsberg,  ürbach  413. 
j   Lasson,  Rechtsphilosophie  164. 
)   Laurent,  dr.  civ,  international  40, 
j       152. 

Leeder,  Kaperei  271. 

jLe  Joiis,  mandat  181. 
:   Leist,  societas  5. 
I   fLeoni.  536,  591  cod.  ital.  373. 

—  obligazioni  divisibili  etc.  418. 
■j-Lesignano,  constitutions  227. 
jLevy,  eed  335. 

Lewald,  Handelskammern  442. 
;    Lisco,  Vereinsgesetze  149. 
Liszt.  intemat.  Straf-R.  230 

—  Zeitschrift  144. 
fLitta.  loccupazione  151. 

1   Lobe,  Zollstraf-R.  25. 
!   Löning,  R..  Widerklage  24. 
Lorsch.  Eichhorn  163. 

—  u.  Schröder,  Urkunden  207. 
fLorimer,  law  of  nations  345. 
tLyon-Caen.  droit  commercial  250. 

j  M. 

3Iärcker.  Xachlassbehdlg.  etc.  213. 
Mandr)',  Ehefrau  n.  d.  Z.P.O.  30o! 
Marcinowski.  Gewerbe-O.  121. 
yMarghieri.  dir.  commerciale  329. 
tMartens.  Völker-R.  (russ.)  395. 

—  W.,  röm.  Frage  187.  437. 

—  Gregor  VU.  438. 
Matthias,  röm.  Grundsteuer  360. 
Mayer,  österr.  Str.P.O.  115. 

—  ital.  Straf-Prozess  147. 

—  J.,  bayr.  Gemeindeordnuner  442 
Mejer,  Ehe-R.  35. 

—  Kirchenbaupflicht  438. 
Meili,  Zürichs  Prozess-R.  295. 
Meissner,  Konkurs-O.  72. 

—  Verwaltungskunde  307. 
Merkel,  Begnadigung  93. 

—  Idealismus  i.  Str.R.  145 
Meves,  Z.P.O.  141.  Konk.-O.  110. 
Meyer,  G.,  Königsbann  13. 

—  H,  ZusteUungen  431 

—  Straf-R.,  3    Aufl.  73.  434. 
Minghetti,  stato  e  chiesa  188. 

f  Mispoulet,  institutions  politiques 

Mitterbacher,  Str.P.O.  301, 
yMolengraaff,  affretement  445. 
fMorelli,  scrutinio  di  lista  149 
Moulart,  Kirche  u.  Staat  33. 
Mühlbrecht.  Katalog  163. 
Münchmeyer,    grundbesitzgleiche 

Gerechtigkeiten  326. 
Muther,  Joh.  ürbach  413. 
Band.  34 
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Nessel,  Pfändbarkeit  378. 
Neubauer,  Wasser-R.  18. 

—  eheliches  Giiter-R.  423. 
Niedieck,  Arrestvormerkung  433. 
fNooten,  militaire  wetgewing  115. 
fNys,  droit  d.  1.  guerre  310. 

0. 

Oettingen,    kriminalstatist.  Daten 

144. 
Ofner,  induktive  Methode  133. 
Otto,  Anfechtung  23. 

P. 

fPappafava,  stranieri  363. 
f  Paredes,  derecho  politico  389. 
Parey,  Polizeiverordnungs-R.  391. 
Paris,  Entschädigung  v.  Adjazen- 
ten  17. 

—  Bebauungsgesetz  §.  13 :  443. 
Pereis,  öffentl.  See-R.  312. 
fPessina,  dir.  penale  300. 

f  —  scuola  storica  363. 
Peters,  Ehescheidung  190. 
Petersen,  Z.P.O.  221. 
Pfatf,  Schadenersatz  101. 
Pfafferoth,  Gerichtskostenges.  112. 
Pfersche,  Methodik  136. 
Pfizer,  Versäumnisurteil  223. 
Picard,  code  des  brevets  428. 
Plenarbeschlüsse  382. 
Posseidt,   preuss.  üesinde-R.  291. 
jPradier-Fodere,  dr.  diplomatique 

39. 
Preuss.  Gerichtskostengesetz  113. 
Puchelt,  H.G.B.  373,    Str.P.O.  29, 
Puttkammer,  Katalog  163. 

B. 

Ramm,  Quasikontrakt  212. 
tRapportetc.(üb.Prostitution)39.5. 
Rassow  u.  Küntzel,  Beiträge  222. 

378. 
Rechtslexikon  283. 
Reger,  Y  erw^altungsentschdgn.  269. 
Rehbein  u.  Reincke,  A.L.R.  371. 

—  Wechsel-Ordg.  375. 
Reiz,  Gewerbe- 0.  394. 
Renaud,  Kommanditgesellschaften 

19. 

—  Zuständigkeit  331. 
jRenault,  droit  commercial  250. 
Riesser,  Geldwechslergeschäft  329. 
Rintelen,  Prozess-R.  67,  253. 


fRivier,  introduction  au  dr.  rom. 

166. 
Rocholl,  Rechtsfälle  96. 
Romen,  stille  Gesellschaft  65. 
Rosin,  Polizeiverordnungs-R.  341. 
Roth,  Privat-R.  57. 
Rudolph,  Pfand.R.  416. 
Rudorff,  Hypotheken-R.  371. 

—  Handelsregister  424. 
Ruhstrat,  diebische  Absicht  144. 

S. 

fSablotzky,  Graf  Kisselew  288. 
Sachsse.  defectus  sacramenti  34. 
fSalvioli.  titoli  al  portatore  414. 
Sarwey,  Konkurs-0.  108.  255. 
fSavornin  Lohmann,  prostitutie  80. 
Schellwien,  Arbeit  u.  ihr  R.  284. 
Scherer,  Lebensversicherung  330. 
Scheurl,  Ehe-R.  35,  386. 

—  Dispensationsbegriff  437. 
Schiffner,  österr.  Ziv.-R.  215. 
Schimkowsky,  Grundbuchges.  248. 
Schlesinger,      Delegationsstipula- 

tion  179. 
Schmidt,  ins  primae  noctis  94. 

—  2.  causae  lucrativae  417. 

—  Geschäftsrevisionen  429. 
Schlossmann,  Besitzerwerb  97. 
Schneider,  Obligationen-R.  102. 

—  Perklusions-R.  328. 
Schöller,  bayr.  Gemeindeordg.  442. 
Schröder,  Franken-R.  167. 

—  u.  Lörsch.Urkunden  207. 
Schulte,  Jurist.  Studium  131. 
Schultz,  Widerstand  123. 
Schulze,  Staats-R.  117. 
fSchupffer,  legge  Udinese  92. 
Schuppe,  Rechtsphilosophie  203. 
Schuster,  R.  an  Leichen  etc.  185. 
Schwalbach,  Versäumung  (Z  P.O. 

302  etc.)  222. 

Schwarze,  Zurechnung  b.  Trunken- 
heit 225,  Haftentschädigung  436. 

Seidel,  Gewerbepolizei-R.  150. 

fSeigneux,  Internat.  Eisenbahn- 
fracht-R.  (franz.)  331. 

fSerafini,  Trafford  cont.  Blanc  401. 

Seuffert,  Verträge  5. 

Seydel,  Enteignung  270. 

Sichart,  Rückfalligkeit  31. 

•j-Silvela,  derecho  penal  385. 

Sontag,  Freiheitsstrafe  145. 

Sperling,  Konkurssachen  224. 

Stammler.  Breidenbacher  R.   362. 

Stegemann,  Allmendberechtigung 
328. 
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Stein.  Bauerngut  u.  Hufen-R.  420. 
■Stein-Kübel,  Erb-R.  99. 
Stephen,  engl.  Straf- R.  144. 
Stobbe.  Privat-R.  418. 
Stölzel.  ungültige  Ehen  190. 
Stoerk.  Abgeordnete  36. 

—  Postliminium  81. 

Sturm.  Testamentsvollzieher  170. 

—  negotiorum  gestio  415. 

T. 

TauiTer.  kroat.  Strafgesetz  259. 

Thöl,  handelsrechtliche  Erörte- 
rungen 425. 

Thulesius.  Gerichtskosten  184. 333. 

Tinsch,  Vertrags-R.  d.  Einzel- 
staaten 396. 

Tomaschek,  Heimfalls-R.  180. 

C. 

ülbrich,  österr.  Staats-R.  229. 

—  R.-Begriff  d.  Verwaltung  191. 
Ullmann.  österr.  Str.P.R.  186. 

—  Strafe  u.  Staatszweck  301. 

Ungenannt  vergl. :  Beamten- 
gesetzgebung 441,  Berggesetz 
248.  -j-Code  de  commerce  291, 
concurrence  deloyale  186.  fdi- 
gesto  italiano  54.  Ergebnisse  356, 
Gutachten  265.  Heerordnung343. 
Jahrbuch  355.f  Instituciones  .388. 
Plenarbeschlüsse  382.  fRap- 
port  etc.  395.  Wechsel  Ordnungs- 
entwurf 426. 


T. 

Vering.  Kirchen-R.  304. 
•j-Vigliarolo.  diritto  universale  358. 
Vogt.  Berner  Gesetze  333. 
Voitus.  Kontroversen  29.  303. 

W. 

Wacker,  Reichstag  413. 

Walter,    Zwangsvollstreckung  .39. 

Wächter,  Pandekten  14,  Str.R.  224. 
;    Wechselordnungsentwurf,     russir 
scher  426. 

Weinheimer,  Zollstrafgesetze  113. 
:    Weinrich.  bad.  ehel.  Güter-R.  64. 
!   Weisl,  Pfand-R.  174. 
I   Weissenbach.  Nachnahme  22. 

Wengler.  Viehseuchengesetzgebg. 
.37. 

—  Mietvertrag  422. 
Willenbücher.  Grundbuch-R.  290. 
Wilmowski.  Konkurs-0.  109. 
Wittken.  Kirchhöfe  439. 
Wlassak.  Edikt  u.  Klagform  328. 
Wohlers,    Gesetz  v.  6.;IL  75.  440. 
Wolf,  legitimatio  16. 

Z. 

Zeitschrift  f.  Kirchen-R.  189,437. 

—  f.  Strafrechtswissenschaft  144. 
i    Zimmermann,  Vorbereitungshand- 
lungen 74. 


Systematisclie  Uebersicht  der  besprochenen 
Schriften. 

Ein  z  vor  dem  Titel  bedeutet,   dass  der  betr.  Aufsatz  in  einer  Zeitschrift  oder 
Separatabdruck  aus  solcher  erschienen.) 


I.  Allgemeines. 

1.  Bibliographie.      Katalog  v.  Puttkammer  u.  Mühlbrecht  163. 

2.  Biograpliieii.     Briefe    v.  Eichhorn  163.     ^K.  G.  Bruus  v.  Degen- 

kolb  4.     ('Bluntschli  7  51.) 

3.  Allgemeine  Schriften.  Romanisten  u.  Germanisten  v.  Franken  243. 

Enzyklopädien:  Holtzendorffs  Rechtslexikon  283.  Digesto 
Italiano  54.  Jahrb.  d.  Entscheidungen  d.  Kammergerichts  355. 
Examinatorium  v.  Friese  4,  üb.  preuss.  R.  v.  Crea  134.  Auf- 
gabe u.  Reform  d.  Jurist.  Studiums  v.  Schulte  131.  Anleitung 
f.  Referendarien  v.  Kräwel  357.  —  Gesetzgebung  d.  Königr. 
Sachsen  1818—82  v.  Franke  134.  Justizstatistik:  Ergebnisse 
d.  Rechtspflege  in  Baj^ern  1880,  356. 

4.  Rechtsphilosophie.     Systeme :   v.  Lasson  164,  B3'k  131,  Schuppe 

203,  Fischer  91.  Monographien:  Induktive  3Iethode  v.  Ofner 
138,  deir  ordine  unico  del  diritto  universale  v.  Vigliarolo  358. 
Die  Arbeit  u.  ihr  R.  v.  Schellvs^ien  284.  (Vgl.  auch  VI.  2.  Laas, 
X.  Deutschmann,  III.  1.  Pfersche.) 

II.  Rechtsgeschichte. 

1.  Allgemeines.     Rechtsliistor.   u.   Rechtsvergleichende  Forschungen 

V.  Kohler  135.  Della  condizione  giuridica  della  donne  v. 
Gabba  412.  z  Sulla  condizione  civile  degli  stranieri  v.  Pappa- 
fava  363.  Jus  primae  noctis  v.  Schmidt  94.  Zur  Gesch.  d. 
obligator.  Verträge  v.  Seuflfert  5.  Zur  Lehre  v.  d.  Warenfälschung 
V.  Eiben  136.  Notices  et  extraits  de  la  bibliotheque  de  Lyon 
v.  Caillemer  361.     z  Legge  Romana  Udinese  v.  Schupfer  92. 

2.  Kömische    "Rechtsgeschichte.     Staat  u.  R.  d.  röm.  Königszeit  v. 

Bernhöft  358.  Les  institutions  politiques  des  Romains  v.  Mis- 
poulet  411.  Introduction  historique  au  droit  romain  v.  Rivier 
166.     The  institutes  of  Justinian  v.  Holland  289. 

Geschichte  d.  röm.  Societas  v.  Leist  5.  Edikt  u.  Klagform 
v.  Wlassak  323.  Adjektiziche  Klagen  v.  Baron  286.  Kognitur  u. 
Prokuratur  v.  Eisele  219.  Recht!.  Grundlage  d.  leges  contractus 
bei  Rechtsgeschäften   zwischen  röm.  Staat  u.  Privaten  v.  Hey- 
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rovsky  205.  Die  röm.  Grundsteuer  u.  d.  Vectigal-R.  v.  Mat- 
thias 360.  Begnadigunsrskompetenz  v.  Merkel  93.  Zur  Gesch. 
d.  röm.  Erb-R.-  v.  Holder  176.     (S.  auch  III.  2.  Kohler.) 

3.  Mittelalterliche    u.   deutsche   Rechtsgeschichte.     Reallexikon 

(1.  deutschen  Alterthümer  v.  Götzinger  7.  Urkunden  z.  Gesch. 
d.  deutschen  R.  v.  Lorsch  u.  Schröder  207.  ^Le  idee  poli- 
tiche  del  Bartolo  v.  Chiappelli  324.  Vita  e  opere  di  Cino  da 
Pistoja  V.  Chiappelli  207.  Siziliens  mittelalterliche  Stadt-R. 
V.  Brünneck  170.  Geschichte  Mailands  1075—1117  v.  Ane- 
müller  173. 

2 Die  Franken  u.  ihr  R.  v.  Schröder  167.  Friesland  en  de 
Friezen  in  de  middeleeuwen  v.  Hooft  van  Iddekinge  95.  Das 
R.  d.  Breidenbacher  Grundes  v.  Stammler  362.  Joh.  Urbach 
V.  Muther  (Landsberg)  413. 

Die  Verleihung  d.  Königsbannes  v.  Meyer  13.  Entwickelung 
d.  Reichsstandschaft  d.  Städte  v.  Brülcke  169.  Der  Reichstag 
unter  d.  Hohenstaufen  v.  Wacker  413.  Die  Virilstimmen  im 
Reichsfürstenrat  v.  Domke  287.  Das  deutsche  Genossen- 
schafts-R..  III.  Bd..  v.  Gierke  8. 

Deutsches  Pfand-R.  v.  Weisl  174.  1  titoli  al  portatore  v. 
Salvioli  414.  Erb-  u.  Familien-R.  v.  Augsburg  1276  v.  Dahn  244. 
Entwickelung  d.  altdeutschen  Schöffengerichts  v.  Hermann  168. 

4.  Ausländische  Rechtsgeschichte.   Historia  de  la  propriedad  terri- 

torial en  Espana  v.  Carderas  325.  —  Hisioire  de  la  procedure 
criminelle  en  France  v.  Esmein  364.  —  La  scuola  storica  Na- 
poletana  v.  Pessina  363.  —  Dss  Kriegs-R.  im  westl.  Europa 
im  XVI.— XVni.  Jahrhundert:  Entstehung  d.  Kriegsartikel 
Peter?  d.  Gr.  v.  Bobrowski  364.  Graf  Kisselew  u.  seine  Zeit 
V,  Sablotzki-Dessätowski  288. 

IM.  Privatrecht. 

Heutiges  röui.  n.  deutsches  Prirat-K. 

1.  Allgemeiues.     Pandekten  v.  Wächter  14.    zgesaramelte  Aufsätze 

V.  Ihering  15,  z kleine  Schritten  v.  ßruns  209.  precis  de  dr. 
romain  v.  Accarias  210.  Systeme  d.  deutschen  Privat-R. : 
V.  Gerber  326,  Roth  57.  Stobbe  418.  Die  gemeinrechtl.  Ent- 
scheidungen d.  R.O.H.Ger.  v.  Hamier  139.  Rechtsfälle  a.  d. 
Praxis  d.  Reichsgerichts  v.  Rocholl  96. 

Methodik  d.  Privatrechtswissenschaft  v.  Pfersche  136. 

2.  Einzelne   Abhandlungen,    a)   zWort  u.  Wille  v.  Hartmann  174. 

z Zusammentreffen  v,  causae  lucrativae  v.  Schmidt  417.  Nego- 
tiorum gestio  V.  Sturm  415.  Besitzerwerb  durch  Dritte  v. 
Schlossmann  97.  Actio  aquae  pluviae  v.  Burckhard  55 :  z  sulla 
servitus  oneris  ferendi  v.  Scialoja  247.  zservitü  prediali  v. 
Brugi  211.  Pfandrechtl.  Forschungen  v.  Kohler  244.  Die 
Hypothek  des  Eigentümers  v.  Kuhlmann  139.  zDas  richter- 
liche Pfand-R.  v,  Rudolph  416.  Unanfechtbarkeit  der  Dele- 
gationsstipulation  v.  Schlesinger  176.  zSuUe  obbligazioni  divi- 
sibili  ed  indivisibili  v.  Leoni  418.  Quasikontrakt  v.  Ramm  212. 
Lehre  v.  Darlehen  v.  Huschke  368. 

Legitimatio  per  subsequens  matrimonium  v.  Wolf  16.  Trans- 
missio  ex  capite  i.  integr.  rest.  v.  Krause  97.  Utilis  actio  v. 
Drey  418. 

6)  zDie  grundbesitzgleichen  Gerechtigkeiten  v.  Münchmeyer 
326.  zVeräusserung  d.  Allmendberechtigung  v.  Stegemann  328. 
Das  deutsche  Höfe-R.  v.  Bärnreither  247.  Bauerngut  u.  Hufen-R. 
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V.  Stein  420.  zPerklusions-R.  d.  Vermieters  328.  z  Wieder- 
herstellung einer  gelöschten  Hypothek  372.  zYorrechtsein- 
räumung  v.  Küntzel  223.  Reichshaftpflichtgesetz  v.  Genzmer  183. 
Bauverträge  v.  Freudenstein  343.  Zusammenstellung  d.  deutschen 
Wasser-R.  v.  Keubauer  18. 

3.  Preussisches  R.     Lehrbuch  d.  preuss.    Privat-R.  v.  Dernburg  58 ; 

Theorie  u.  Praxis  d.  pr.  Pr.R.  v.  Förster-Eccius  370.  Allg.  L.R. 
(Rehbein-Reincke)  371. 

Gesetze  üb.  Grundeigentum  u.  Hj'potheken-R.  v.  Achilles  61. 
Grundbuch-R.  v.  Willenbücher  290.  Haftpflicht  d.  Bergwerk- 
besitzers V.  Daubenspeck  422.  Nachlassbehandlung,  Erb-  u. 
Vormundschafts-R.  v.  Märcker  213:  ^Lehre  v.  d.  Testaments- 
vollziehern V.  Sturm  179.  Gesinde-R.  v.  Posseidt  291.  (Ent- 
eignung etc.  s.  VIII.  3b.  Seydel,  Eger,  Paris.) 

4.  Andere  Partikular-R.  Württemberg.    Erb.R.  v.  Stein  u.  Kübel  99. 

Sachs.  Miet-R.  v.  Wengler  422.  Eintluss  d.  R.Z.P.O.  auf  d. 
badische  eheliche  Güter-R.  v.  Weinrich  64.  Oesterreich: 
Systematisches  Lehrb.  v.  Schiffner  215.  Kommentar  v.  Kirch- 
stetter  423.  Hypotheken-R.  v.  Exner  140.  Grundbuchges.  v. 
25./YII.  71.  V.  Schimkowsky  248.  Entscheidungen  in  Grund- 
buchsachen V.  Fuchs  179,  373.  ^Schadenersatz  v.  Pfaff  101; 
Heimfalls-R.  v.  Tomaschek  180.  Berggesetz  v.  23./V.  54.  248. 
Schweiz :  Obligationen-R.  v.  Schneider  u.  Fick,  König,  Carrard 
102.  (S.  auch  V.  6.)  Französisches  R.  Cours  de  dr.  civ. 
Iran^ais  v.  Arntz  63;  du  mandat  v.  le  Jolis  181.  Italien: 
zSugli  art.  536,  591  codice  civ,  v.  Leoni  373. 

Das  elieliche  Güter-R.  d.  Auslandes  v.  Keubauer  423. 

Internationales  Privat-R.  s.  IX.  4. 

IV.  Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

1.  Haudels-R.     a)  H.G.B.  v.  Puchelt  373.     Code   de   commerce  alle- 

mand  291.  Precis  de  dr.  commercial  v.  Lyon-Caen  u.  Re- 
nault 250.  Diritto  commerciale  v.  Marghieri  329,  derecho 
mercantil  v.  Carreras  y  Gonzalez  374. 

6)  Führung  d.  Handelsregister  v.  Rudorff  424.  Sprache  d. 
Firmen  v.  Cwiklinski  379.  Zur  Reform  d.  Aktiengesellschafts-R. 
V.  Hecht  249.  R.  d.  Kommandit<jesellschaften  v.  Renaud  19. 
Kundmachung  der  stillen  Gesellschaft  v.  Romen  65.  —  Erwerbs- 
u.  Wirtschaftsgenossenschaften  v.  Goldschmidt  182,  v.  Kah  103. 

c)  Die  Verträge  unter  Abwesenden  v.  Gardeike  217.  z  Geld- 
wechslergeschäft V.  Riesser  329.  Fracht-R.  (insbes.  d.  Eisen- 
bahnen) V.  Eger  20,  Thöl  425,  Nachnahmen  im  Frachtverkehr 
V.  Weissenbach  22.  Eisenbahnwörterbuch  v.  Kirberg  22. 
Commentaire  du  projet  de  Convention  des  transports  etc.  v. 
Seigneux  331.  —  ^  Unterliegt  d.  Lebensversicherungssumme 
dem  Zugriff  d.  Gläubiger  v.  Scherer  330. 

2.  See-R.     Treatise    of   the    law    relative    te    Merchant,    Ships    and 

Seanien  v.  Abbott  66:  treatise  on  the  law  of  Merchant  Ship- 
ping  and  Freight  v.  Foard  105.  Svenska  privata  sjörätten  v. 
Dahlstrüm,  Hambw  375. 

3.  Wechsel-R.      Deutsclie     Wechselordng    v.    Borchardt   426,    Hart- 

mann 374,  Kow^alzig  104,  Rehbein  375.  Wechselklagen  u.  -Ein- 
reden (popul.)  V.  Freudenstein  331 :  Digest  of  the  law  of  bills 
of  exchange  v.  Chalmers  251.  Nordiske  vexelretv.  Aubert  292. 
Entwurf  einer  russ.  Wechselordng  426. 

4.  Urheber-R.     Urheber-R.    v.  Kärger  427.     Das    deutsche  Patent-R. 
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V.  Buettner   22.     Patentgesetz   v,  25.,^^.   77    v.  Knoblauch  293. 
Code  des  brevets  dinventions  v.  Picard  428. 
Internationales  Handels-R.  s.  IX.  4. 

V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

(Die  Ziffern    iu  Klammern  bezeichnen   die  Abschnitte  und  jj.  der  deutschen  Z.P.O.) 

1.  Geschichte.     Vgl.  IL  2.  Wlassak  ff. 

Systematische  Darstellung  d.  Prozess-R.  v.  Rintelen  67.  253. 
Z.P  O. :   Kommentare  v.  Btilow  294,  Gaupp  184,  Kah  375,  Meves 
(insbs.  i.  Preussen)  141.  Petersen  221. 

Gruchots  Beiträge  222,  375.     Ai"chiv  f.  zir.  Praxis  299. 

2.  Gerichtsverfassung.     Das  Ende  d.  Aktenversendungs-R.  v.  Bülow 

254:  die  Geschäftsrevisionen  bei  d.Amtsgerishten  v.Schmidt429. 

3.  (I.  1.  ZP.O.)     Zuständigkeit.     Zur   Lehre   von    der   gerichtl.   Zu- 

ständigkeit (§.  38  tr.  247.  296)  v.  z  Arnsberg  299.  Birkmever  68, 
Z376.  zRenaud  331  (s.  auch  IX.  3a). 

(I.  2.)  Parteien.  z Prozessfähigkeit  d.  Ehefrau  v.  Mandry  300. 
^ebenparteien  v.  Franke  376. 

(§.  87  ff.)  Kosten.  Gericlitskostenwesen  v.  Pfafferoth  112:  Kosten- 
gesetz etc.  V.  Preuss  113.  Berechnung  der  Gebühren  (Ger.- 
Kostengesetz  §.  12,  24)  v.  Thulesius  333:  §.  90  Ger.-Kostenges. 
V.  Thulesius  184. 

(I.  3.)  Sach-  u.  Prozessleitung.  (§.  127—144)  v.  z^de  429, 
(§.  131  ff',  u.  Str.P.O.  237  ff)  v.  z  Bülow  429.  z  Termin  u. 
Ladung  v.  Fischer  298.  Zustellung  von  Amtswegen  v.  Meyer  431. 
zVersäumung  u.  Versäumnis  (§.  474,  302  —  16)  v.  Schwalbach  222, 
(§.  465)  V.  Pfizer  223. 

(il)  Verfahren.  zRepression  d.  Parteimutwillens  (§.  251,52,  502,3) 
V.  Ascher  300.  Widerklage  (§.  253  ff.)  v.  Löning  24.  z  Wider- 
ruf   erkannter   Eide  (§.  415,  419.  432.  491)  v.  Hönemaun  223. 

(III.)  Rechtsmittel   d.  Berufung   u.  Beschwerde    v.  Barazetti  431. 

4.  Besondere  Arten   des  Verfahrens.     Entmündigungsverfahren  v. 

Daude  432.  Das  Aufgebotsverfahren  nach  preuss.  R.  v.  Daude70. 
Die  preuss.  Subhastations-Ordnung  v. Kanther  25.  ^Kündigungs- 
.   klage  nach  preuss.  A.  G.O.  u.  Z.P.O.  v.  Herbst  379. 

Konkurs.  Das  Reichskonkurs-R.  u.  -verfahren  v.  Fitting  106. 
K.O.  (Kommentar)  v.  Meissner  72,  Meves  HO,  Sarwey  108,  255, 
Wilmowski  109.  —  Bearbeitung  der  Konkurssachen  ohne 
Gläubigerausschuss  v.  Sperling  224. 

Die  Anfechtung  v.  Rechtshandlungen  d.  Schuldner  ausser- 
halb d.  Konkurses  v.  Korn  379,  mit  bes.  Berücksichtigung  d. 
preuss.  R.  v.  Hartmann  111,  Jäckel  142,  d.  sächs.  R.  v.  Otto  23. 

5.  Zwangsvollstreckung   u.  Mahnverfahren  v.  Gaupp  71,  v.  Kah  434. 

zDer  Offenbarungseid  v.  Krech  378.  zDje  Arrestvormerkung 
in  d.  heutigen  (preuss.)  Praxis  v.  Niedieck  433.  zPfändbarkeit 
V.  Pertinenzen  v.  Nessel  378  (vgl.  auch  III.  2.  Rudolph). 

6.  Ausland.     Oesterreich:  Lehrb.  d.  Geschichte  u.  Theorie  d.  österr. 

Z.P.R.  V.  Canstein  255.  Schweiz:  Sammlung  d.  Ziv.-  u.  Ziv.- 
Proz.-Ges.  v.  Bern  v.  Vogt  333.  Ziv.-  u.  Straf-Proz.  d.  Kan- 
tons Zürich  V.  Meili  295.  Ostseeprovinzen:  Die  Gesetze  über 
d.  Ziv.-Proz.  vor  den  Friedensgerichten  v.  Kupffer  380.  Nieder- 
lande: Eeds-  en  Staats-geknutsel  v.  Levy  335.  Skandinavien: 
AUmänna  civilprozessen  enligt  svensk  gällande  rätt  v.  Broome 
297.  grunddragen  af  rättegangsförfai-andet  v.  Afzelius  333, 
materiella  rättskraft  v.  Husberg  334. 
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VI.  Strafrechtswissenschaft. 

1.  Straf-R.     Lehrb.  d.  deutschen  Str.R.  v.  H.  Mej^er  73,  434.     Hand- 

buch d.  deutschen  Str.-R.  I.  v.  Bar  381.  Deutsches  Str.R.  v. 
Wächter  224.  Zeitschr.  f.  Str.R.  144.  Plenarbeschlüsse  d. 
k.  k.  Kassationshofes  382. 

Elementi  di  diritto  penale  v.  Pessina  300.  Derecho  penal 
V.  Silvela  385.  Wohlmeinungen  üb.  d.  kroat.  Strafgesetz- 
wurf V.  Tauffer  259.     zDas  engl.  Str.R.  v.  Stephen  144. 

2.  Allgemeine  Lehren.     zDas  heutige  Strafensystem  u.  d.  Staats- 

zweck V.  Ullmann  301.  z  Vergeltung  u.  Zurechnung  v.  Laas 
25,  383.  zpüi-  die  Freiheitsstrafe  v.  Sontag  145.  ^Der  Idea- 
lismus im  Str.-R.  v.  Merkel  145. 

zDie  Zurechnung  d.  in  Trunkenheit  begangenen  Hand- 
lungen V,  Schwarze  225.  ^The  responsibilitj^  of  Guiteau  v. 
Folsom  260.  Ueber  d.  untauglichen  Versuchshandlungen  v. 
zßuri.  zQarofalo  74,  Goldfeld  383.  ^  Vorbereitungshandlungen 
V.  Zimmermann  74.     ^Kausalität  d.  Unterlassung  v.  Buri  144. 

Deportation  (russ.)  v.  Foinizki  257.  z  Polizeiaufsicht  v. 
Berner  261.  Vorläufige  Entlassung  (holl.)  v.  Duyl  31.  ^Rechte 
an  d.  Leichen  Hingerichteter  v.  Schuster,  Brunner  185. 

3.  Einzelne  Delikte,     z Diebische  Absicht  v.  Ruhstrat  144.    z Begün- 

stigung u.  Hehlerei  v.  Herzog  28.  Reichswuchergesetz  v. 
Freudenstein  384.  zConcurrence  deloyale  186.  ZoIl-Str.R.  v. 
Lobe  25,  Weinheimer  113.  Militär-Str.G.B.  v.  Fleck  27.  Mili- 
taire  wetgeving  (Niederlande)  v.  Nooten  115.  zpranz.  Press-R. 
V.  Garraud  145.     (Vgl.  auch  IL  1.  Eiben.) 

4.  Handbuch    d.   Strafvollstreckung    v.   Dalcke    u.    Genzmer  30.  — 

z  Erhebung  kriminalstatistischer  Daten  v.  Oettingen  144.  Rück- 
fälligkeit V.  Sichart  31.  —  Grundzüge  der  Kriminalpsychologie 
V.  Krafft-Ebing  314. 

5.  Strafprozess.      Grundriss   d.    Str.P.R.   v.    Binding   75.     Deutsche 

Str.P.O.  V.  Dorendorf  146,  John  76,  Keller  29,  261,  Puchelt  29. 
Oesterr.  Str.P.O.  v.  Mayer  115.  Mitterbacher  301.  Lehrbuch 
d.  österr.  Str.P.R.  v.  Ulimann  186. 

Kontroversen  betr.  Str.P.O.  v.  Voitus  29,  303.  zOught  grand 
juries  to  be  abolished  v.  Kinghorn  148.  zFntschädigung  für 
Haft  V.  Schwarze  436.  z  Vertretung  im  Str.P.  v.  Lamm  226. 
z Revision  im  Str.P.  v.  Lamm  30.  z Reform bestrebungen  im 
ital.  Str.P.  V.  Mayer  147.  (S.  auch  IL  3.  Hermann,  IL  4.  Es- 
mein,  V.  6.  Meili.)  —  Internat.  Str.R.  IX.  3.  h. 

VII.  Kirchenrecht  (einschl.  Eherecht). 

1.  Das  Kirchen-R.    d.   Katholiken   u.    Protestanten   v.  Hinschius  262. 

Lehrb.  d.  katlioL,  Orient,  u.  protest.  Kirchen-R.  v.  Vering  304. 
Zeitschr.  f.  Kirchen-R.  189,  437. 

Kirche  n.  Staat.  Gescliichte.  Kirche  u.  Staat  v,  Moulai-t  .33. 
Stato  e  Chiesa  v.  Minghetti  (übers.)  188.  Die  röm.  Frage  unter 
Pipin  .u.  Karl  d.  Gr.  v.  Martens  187,  437.  zGregor  VII.  cta. 
Heinrich  IV.  v.  Martens  438.  zSchmalkaldische  Artikel  v. 
Hermann  438.  Toleranzpatent  Joseph  IL  v.  Frank  78.  — 
Geschichte  d.  russ.  Kirche  v.  Golubinski  387. 

2.  Einzelne  Lehren,     z Weihbischöfe  v.  Kohn  116.     zVermögens-R. 

geistl.   Orden   v.  Bärnreither  385.     zKonsistorialkompetenz   d. 


Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.   I.  Band.  12.  Heft.       467 

Landesherrn  in  Rostock  v.  Böhlau  189.  z  Disziplinargewalt  üb. 
Kirchendiener  nach  preuss.  R.  v.  Braun  438.  Rechtl.  Verhält- 
nisse d.  Simultankirchen  v.  Hirschel  226.  zKirchenbaupüicht 
V.  säkularisierten  Kirchenvermögen  v.  Mejer  438-  z  Kirchhöfe 
V.  Wittken  439. 
3.  £he>R.  Das  gemeine  deutsche  Ehe-R.  v.  Scheurl  35,  386.  zDis- 
pensationsbegrifiF  d.  kanon.  R.  437.  Defectus  sacramenti  v. 
Sachsse  34.  ^Aeltestes  protest.  Ehe-R.  v.  Mejer  35.  z  Ungültige 
Ehen  nach  preuss.  R.  v.  Stölzel  190.  Ehescheidung  nach  preuss. 
R.  V.  Peters  190.    (S.  auch  VIII.  3.  Wohlers.) 


VIII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

1.  Allgemeines  Staats-B.     Les   constitutions  de  tous  les  pays  civi- 

lises  V.  Lesignano  227.  Instituciones  de  los  pueblos  de  Europa 
388.  Teoria  organica  del  estado  v.  Beurs  389.  —  Die  Lehre 
V.  d.  Staatenverbindungen  v.  .Jellinek  335.  zScrutinio  di  lista 
V.  Morelli  149.  zVerhältniss  d.  Abgeordneten  zur  Wähler- 
schaft V.  Stoerk  30. 

2.  Verfassungs-B.   einzelner  Staaten.    Lehrb.  d.  deutschen  St.R. 

V.  H.  Schulze  117.  z  Stellung  d.  Reichskanzlers  v.  Hensel  264. 
—  Regierung  u.  Stände  in  Württemberg  v.  Bitzer  305.  — 
Lehrb.  d.  österreichischen  St.R.  v.  Ulbrich  229.  Hungarica 
V.  Heinze  267. 

Gutachten  d.  Jurist.  Fakultät  zu  Christiania  üb.  d.  Sanktions- 
R.  d.  Königs  bei  Grundgesetzveränderungen  265.  De  praktijk 
onser  grondwet  v.  Heemskerk  36.  —  Russisches  St.R.  (russ.) 
V.  Gradowski  338.  —  Curso  de  derecho  politico  v.  Paredes  389. 

3.  Verwaltungs-B.     n)  Allgemeines  u.  deutsches  Verwaltungs-R. 

Verwaltungslehre  (mit  bes.  Berücksichtigung  d.  österr.  R.)  v. 
Gumplowicz  390.  z RechtsbegritT  d.  Verwaltung  v.  Clbrich  191. 
Handbuch  d.  Verfassung  u.  Verwaltung  v.  Hue  de  Grais  79. 
Entscheidungen  d.  Gerichte  etc.  betr.  reichsgesetzliches  Ver- 
waltungs-  u.  Polizeistraf-R.  v.  Reger  269.  Vei-waltungsgerichts- 
hofserkenntnisse  (österr.)  v.  Budwinski  309. 

Heerordnung  III.  Teil  343  Die  deutschen  Vereinsgesetze 
V.  Lisco  149.  Das  Reichsgesetz  gegen  d.  Sozialdemokratie  v. 
Brandt  392. 

Reichsges.  v.  6./II.  75  v.  Wohlers  440.  Die  Bestimmungen 
üb.  d.  Verkehr  mit  Arzneimitteln  v.  Böttger  271.  Die  Vieh- 
seuchengesetzgebung V.  Wengler  37.  Gaupp  191.  zDas  Ge- 
werbepolizei-R,  v.  Seydel  1.50.  Die  Gewerbeordnung  (u.  Reform- 
gesetze dazu)  V.  Marcinowski  121.  v.  Reiz  394,  v.  Bernewitz 
440.  —  Handbuch  d.  Reichsgesetzgebung  betr.  SeennfäUe  v. 
Cäsar  .343. 

b)  Prenssisches  Verwaltnngs-R.  Die  neuen  preuss.  Ver- 
waltungsgesetze V.  Brauchitsch  36.  119.  Preuss.  Verwaltungs- 
kunde V.  Meissner  307.  Das  Polizeiverordpung-R.  v.  Rosin  341, 
Parey  391.  Beamtengesetzgebnng  441.  —  Gesetz  üb.  Enteig- 
nung V.  Seydel  270,  v.  Eger  140.  z  Entschädigungsberechtigung 
d.  Adjazenten  V.  Paris  17.  441.   Baupolizeigesetze  v.  Jäschke  394. 

Forstliche  Rechtskunde  v.  Eberts  120:  Jagdgesetze  v.  Kohli 
150.    z  Gemeindewald  u.  Genossenwald  v.  Dankelmann  271. 

z  Handelskammern  v.  Lewald  442.  Staatseisenbahnverwal- 
tung V.  Kosub  37. 

c)  Uebrige  Staaten.     Bayern :  Handbuch  d.  i.  Verwaltung 
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V.  Krais  308.  Gemeindeordnungen  v.  Schöller  442.  Sachsen : 
Zwangsvollstreckung  in  Verwaltungssachen  v.  Walter  39. 

Niederlande:  De  verhouding  van  den  stat  tot  de  prostitutio 
V.  Savornin  Lohman  80.  Rapport  darüber  395.  Frankreich : 
Loi  du  27./V.II.  80  (Berggesetz)  v.  Delacroix  393.  England: 
Fabrik-  u.  Werkstättengesetz  272. 

IX.  Internationales  Recht. 

1.  The  Institutes  of  the  law   of  nations  v.  Lorimer  345.    ^Das  Problem 

d.  Völker-R.  gemäss  d.  Ethik  u.  Rechtsphilosophie  Kants  v. 
Bärenbach  192.  Projet  d'un  code  intei-national  v.  Field  272.  Das 
V.R.  d.  Gegenwart  (russ.)  v.  Martens  395.  —  Cours  de  droit  di- 
plomatique v.  Pradier-Fodere  39. 

Le  droit  de  la  guerre  et  les  precurseui-s  de  Grotius  v.  Kys  310. 

2.  Das  R.  d.  deutschen  Einzelstaaten  bezügl.  Abschlusses  völkerrechtl. 

Verträge  v.  Tinsch  396.    ^Le  congres  de  Berlin  v.  Bluntschli  229. 

Das  internationale  öffentliche  See-R.  d.  Gegenwart  v. 
Pereis  312. 

Krlegs-R.  La  guerre  continentale  et  les  personnes  v. 
Guelle  122;  l'occupazione  v.  Litta  151.  Das  Postliminium  v. 
Stoerk  81. 

Die  engl.  Kaperei  u.  d.  Admiralitätsgerichte  v.  Leeder  273. 
De  la  propriete  privee  ennemie  sous  pavillon  ennemi  v.  Bock 
397.  Du  blocus  maritime  v.  Fauchille  399.  zLes  droits 
nationaux  et  un  projet  de  reglement  international  des  prises 
maritimes  v.  Bulmerincq  346. 

3.  Internationales   Straf-  u.  Prozess-R.     d)  z  Zuständigkeit  d.  In- 

land. Gerichte  f.  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Inländern  u. 
fremden  Staaten  v.  Droop  402. 

b)  Der  strafrechtl.  Begriff  Inland  v.  Harburger  400.  ^Sind 
gleiche  Grundsätze  d.  internationalen  Str.R.  anzustreben  u.  ev. 
welche?  v.  Liszt  230.  Der  Widerstand  gegen  die  auswärtige 
Staatsgewalt  v.  Schultz  123. 

4.  Internationales  Privat.R.    Le  droit  civil  international  v.  Laurent 

40,  152. 

Parere  nella  causa  Trafford  cta.  Blanc  v.  Serafini  401. 

Ueber   d.  Kouponsprozesse    d.   österr.    Eisenbahngesellschaften 

u.    über    d.    Internat.    Schuldverschreibungen    v.    Bekker    153, 

internationale  Geldschulden  v.  Hartmann  444. 

zSur  le  contrat  d'affretement  v.  Molengraaff  445. 

Handbuch  d.  Internat.  Nachlassbehandlg.  v.  Böhm  123. 

X.  Hilfswissenschaften. 

1.  Grundzüge  d.  Kriminalpsj'-chologie  v.  Krafft-Ebing  314. 

2.  Precis  du  cours  d'economie  politique  v.  Cauwes  347. 

3.  Logik:  Argumentum  a  contrario  \.  Deutschmann  223. 

4.  Eisenbahnwörterbuch  v.  Kirberer  22. 


Verzeiclmis  der  in  der  Zeitschriftenüberscliau 
berücksichtigten  Zeitschriften. 

(Seite  41,  81,  125,  156,  193,  231,  275,  317,  349,  403,  447.) 


Albany  law  Journal  276. 

Allgemeine  Gerichtszeitung  f.  d.  Königreich  Sachsen  195,  350. 

—  österr.  Gerichtszeitung  84,  125,  194,  231,  275.  317,  408,  448- 
American  law  Review  125.  157,  194,  276,  350,  448. 
Annalen  d.  Deutschen  Reiches  44,  84,  195.  231,  351,  404. 

—  d.  Sachs.  Oberlandesgerichts  126,  194,  350. 

—  d.  gesamten  Versicherungswesens  83. 
Annales  des  mines  157. 

—  des  ponts  et  des  chaussees  318,  405. 
Annuario  «Lelle  scienze  giuridiche  45. 
Arbeiterfreund  125,  195. 

Archiv  f.  Eisenbahnwesen  43,  126.  405. 

—  f.  Geschichte  d.  deutschen  Buchhandels  403. 

—  d.  historischen  Vereins  f.  ünterfranken  193. 

—  f.  katholisches  Kirchen-R.  44.  84,  195,  232,  307,  404,  449. 

—  f.  Post  u.  Telegraphie  349. 

—  f.  praktische  Rechtswissenschaft  403. 

—  f.  Straf-R.  43,  83-  276.  350. 

—  f.  zivilrechtl.  Entscheidungen  d.  sächs.  Justizbehörden  194,  350. 

—  f.  zivilistische  Praxis  43.  194. 

Archivio  giuridico  82,  156,  194,  276.  350,  448. 

—  italiano  per  le  malattie  nervöse  126. 

—  di  psichiatria,  scienze  penali  etc.  84,  195,  404. 
Atti  del  Ateneo  Veneto  156. 

—  e  memoria  delle  R.  Deputazioni  di  storia  patria  etc.  316. 
Auf  der  Höhe  277.  " 

Baltische  Monatsschrift- 156,  276. 

Baugewerkszeitung  157. 

Beiträge  zur  Erläuterung  des  deutschen  R.  194,  349  447. 

Bijdragen  tot  de  kennis  van  het  Staats-  etc.  -bestuur  125. 

Blätter  f.  administrative  Praxis  44,  84,  277,  351,  405,  449. 

—  f.  gerichtliche  Medizin  195,  317. 

—  f.  populäre  Rechtswissenschaft  193- 

—  f.  Rechtspflege  in  Thüringen  42- 
Canadian  law  Times,  the  42- 
Cassazione,  la,  di  Torino  447. 
Centralblatt  f.  Eisenbahnen  etc.  43,  83,  126. 
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Central  law  Journal  276. 

Deutsche  landwirtschaftliche  Presse  82,  157,  196,  449. 

—  Revue  232,  351. 

—  Vierteljahrsschrift  f.  öffentl.  Gesundheitspflege  157. 
Diritto,  il  349. 
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An  unsere  Leser! 

Beim  Abscbluss  des  ersten  Jahrgangs  des  C.Bl.  f.  R.W. 
fühlen  wir  uns  gedrungen,  an  dieser  Stelle  unserem  Danke 
Ausdruck  zu  geben  —  dem  Danke  an  die  Herren  Mit- 
arbeiter, welche  mit  grösster  Aufopferung  die  wichtigen 
Erscheinungen  ihrer  Spezialfächer  dem  Allgemeinen  bekannt 
gemacht ;  dem  Danke  an  das  juristische  Publikum,  welches 
mit  stets  wachsender  Teilnahme  dem  Unternehmen  begegnete. 
Gern  wiederholen  wir  auch  hier  den  Dank  für  die  aus- 
drücklichen Beweise  der  Anerkennung,  die  uns  aus  allen 
Teilen  des  Auslandes,  aus  Deutschland  und  insbesondere  aus 
den  fernen  Marken  Oesterreichs  geworden! 

Die  längst  und  vielseitig  erwünschte  Centralisierung 
des  litterarischen  Apparats  für  unsere  Wissenschaft  ist  so 
vollständig,  wie  nie  zuvor,  erreicht.  Wir  waren  bemüht, 
die  Versprechungen  des  Prospektes  zu  erfüllen.  Wo  es 
nicht  gelang,  bitten  wir  um  gütige  Nachsicht,  im  Hinblick  auf 
die  Schwierigkeit  unserer  Aufgabe.  Wir  erbitten  auch  ferner 
Unterstützung  durch  Zusendung  aller  rechtswissenschaft- 
lichen Erscheinungen.  Wie  wir  in  dem  hiermit  abgeschlos- 
senen Baude  Reichhaltigkeit  erstrebten  —  wofür  die  Ver- 
zeichnisse den  Beweis  liefern  dürften  —  hoffen  wir  auch 
in  Zukunft  unseren  verehrten  Lesern  die  juristische  Litte- 
ratur    möglichst  vollständig   und  schnell  bekannt  zu  geben. 

Möge  für  den  neuen  Jahrgang  uns  nicht  nur  die  bisher 
geschenkte  Teilnahme  bewahrt  bleiben,  mögen  auch  die 
alten  Freunde  unseres  Centralorgans  demselben  aus  den 
Kreisen  der  Fachgenossen   stets   neue  Anhänger  zuführen! 

Dann  gelingt  es  vielleicht  dem  Ziele,  das  wir  uns  ge- 
steckt, näher  zu  kommen :  dadurch,  dass  die  einzelne  Leistung 
auch  dem  weiteren  juristischen  Publikum  bekannt  und  nutzbar 
gemacht  wird,  eine  Annäherung  von  Praxis  und  Theorie, 
eine  gegenseitige  Befruchtung  der  verschiedenen  Spezial- 
gebiete herbeizuführen! 
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